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Vorwort. 


Das  rorlie.tiend*'  Unrh  i«t  irirachs^n  nu^s  dem  Beitrag,  den  «ein 
Verfasser  für  den  von  A.  Meister  herausztigebenden  ,,Grundris»  der 
deuttcken  OesckichitwisaeHSchaft'  übernahm:  ein  Auszug  aus  ihm  unrd 
dort  rerofeMilichi  werden.  Sein  Ziel  konnte  nicht  sein,  auf  verhältnis- 
mässig beschränktem  Räume  durchweg  Neues  zu  bieten,  sondern  nur, 
die  vorhandene  Litteratur  nach  Möglichkeit  zusammenzufassen  und  cor- 
t^Uek  wdt  ihrer  Hülfe  die  Darstellungen  der  deutschen  Rechts-  und 
VerfaenmgtgeeehuAte  zu  ergänzen.  Nicht  als  ob  sie  allein  ausgebeutet 
worden  tei:  wer  tiefer  in  den  Stoff  einzudringen  sich  müht,  unrd  leicht 
ßnden,  dass  mit  dem  Studium  von  Untersuchungen  und  Monographien 
eine  ausgebreitete  Durcharbeitung  des  Quellenstoffs  sich  verband,  auch 
wenn  nicht  bei  Jeder  einzelnen  Aufstellung  ein  Beleg  angemerkt  wurde. 
Es  schien  nicht  angängig,  solche  Hinweise  zu  häufen,  da  ihre  Fülle  über- 
dies den  Umfang  des  Bandes  recht  erheblich  gesteigert  hätte.  Ich  war 
bestrebt,  durch  eine  abgerundete  Form  der  Darstellung  ihre  Schwierig- 
keiten eher  zu  verdecken  als  zu  vergegenwärtigen.  Die  eingestreuten 
Beispiele,  die  allerdings  in  den  letzten  Faragraphen  dieses  Bandes  sich 
vielleicht  allzusehr  vordrängenf  wollen  der  Veranschaulichung  dienen, 
die  allgemeinen  Saite  erläutern  und  das  Urteil  rechtfertigen.  H.  Bnmners 
„Orundzüge  der  deutschen  Rechtsgeschichte^*  und  K.  Müllers  „Kirchen- 
geschichte" waren  mir  Führer  und  Vorbilder,  denen  nachzueifern  lockte. 

Während  die  grossangelegte  „Kirchengeschichte  Deutschlands^'  von 
A.  Hauck  die  Teilnahme  an  den  Problemen  der  mittelalterlichen  Ge- 
schichte unseres  Volkes  neu  belebt  hat,  ist  auch,  täuscht  nicht  Alles,  das 
Interesse  an  kirchlicher  Verfassungsgeschichte  in  erfreulichem  Steigen 
begriffen.  Dankbaren  Sinnes  darf  ich  die  Arbeiten  von  U.  Stutz  er- 
wähnen, die  neben  '  denen  von  E.  Friedberg,  P.  Hinschius,  E.  Loening 
und  G.  Phillips  mir  das  Kirchenrecht  und  seine  Entwicklung  erschlossen. 
Ich  schrieb  als  Historiker,  aber  es  ist  mein  aufrichtiger  Wunsch,  dass 
nicht  minder  Juristen  und  Theologen  sehen  mSchten,  wie  gern  ich  ihren 
Anregungen  gefolgt  bin.  Ich  schrieb  als  Protestant,  und  doch  soll  kein 
Wort  den  Andersgläubigen  verletzen.  Bei  Verschiedenheiten  in  der  Auf- 
fassung, wie  sie  der  Gegensatz  des  Bekenntnisses  und  der  Lehre  mit 
sich  bringt,  wird  über  prinzipielle  Fragen  stets  Streu  »ein ;  ich  vermied, 
in  allen  solchen  Fällen  die  ausdrückliche  Hervorkehrumg  der  im  letzten 
Grunde   dogmatischen    Differenzen,   um  gleichwohl  hier  zu  betonen,  wie 
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sehr  ich  gerade  katholitchen  Autoren  mich  verpflichtet  fühle.  Der  nrote- 
stantUche  Historiker  des  Mittelalters  muss  gleichsam  katholisch  zu  aenken 
wissen,  will  er  eine  Zeit  verstehen,  von  der  ihn  die  Reformation  inner- 
lich mehr  getrennt  hat  als  den  Schilderer  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
die  Revolutionsperiode  vom  Zeitalter  der  absoluten  Monarchie.  Er  muss 
die  kirchliche  Organisation  zu  erfassen  trachten  als  die  Hüterin  eines 
Glaubens,  den  er  achten  wird,  ohne  selbst  ihn  als  den  »einigen  tu 
bekennen.  — 

Die  Drucklegung  des  Bandes,  die  im  Januar  dieses  Jahres  begonnen 
hatte,  war  schon  zu  weit  vorgeschritten,  als  dass  mehrere  in  den  Nachträgen 
aufgeführte  Untersuchungen  noch  hätten  vertoertet  werden  können.  Lebhaft 
bedaure  ich,  dass  die  Abhandlungen  von  F.  Jostes  und  S.  Rietschel  zu  spät 
mir  zugänglich  wurden,  vornehmlich  aber  dass  ich  die  Monographie  von 
D.  Schäfer  über  das  Wormser  Konkordat  nicht  mehr  auszuhetUen  vermochte: 
die  Bemerkungen  8. 190 ff.  erweisen  sich  schon  jetzt  als  der  Berichtigung 
bedürftig,  da  ich  trotz  einzelner  Zweifel  nicht  den  Mut  hatte,  zur  her- 
gebrachten Ansicht  mich  in  WidersprwM  tu  setzen. 

Einen  bestimmten  Termin  für  das  Erscheinen  de»  eweüen  Bande», 
der  die  Verfassung  der  Kirche  vom  zehnten  bis  fünfzehtUen  Jahrhtmderi 
darlegen  soll,  wage  ich  nicht  anzugeben.  Wichtige  Vorarbeiten  sind  ae^ 
macht,  aber  für  den  Ztceck  der  grösseren  Darstellung  noch  nicht  aUej 
ihr  Abschluss  und  ihre  Zusammenfassung  wird  noch  einige  Zeit  in  Än- 
spruch  nehmen.  Dem  zweiten  Band  sollen  hinzugefügt  werden  einige 
Dokumente  und  wenn  möglich  zwei  Karten  der  kirchlichen  Einieüumg 
Deutachlands  und  der  geistlichen  Territorien,  endlich  ein  allgemeine» 
8ach-  und  Namenregister. 

In  Dankbarkeit  sei  der  Unterstützung  durch  mehrere  Freunde  ge- 
dacht,  deren  Bemühungen  Hinweise  auf  einige  entlegenere  Quellemmugnt»»e 
oder  Untersuchungen  einbrachten.  Entspricht  der  Druck  denAnfordenmgen 
de»  Lesers,  so  gebührt  sein  und  nicht  zum  Weniasten  de»  Verfassers  Dank 
Herrn  Dr.  E.  Stengel  in  Berlin,  der  in  niemau  ermüdender  Hülfsbereit- 
schaft  alle  Druckbogen  überprüfte. 

Greifswald,  16.  März  Wort. 

Albert  Werminghoff. 
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Leipzig  1894. 

IV.  Machschlagewerke:  Kirchenlexikon  von  WETZER  und  WELTE, 

2.  Aufl.  bes.  von  IlERGENRÖTHER  und  KAULEN  I— XII.  Freiburg i.  Br. 
1882  ff.     Realencyklopädie  für  protestantische  Theologie   und  Kirche, 

3.  Aufl.  bes.  von  HAUCK.  Leipzig  1896  ff.  (im  Erscheinen  begriffen). 

V.  Quellensammlungen  (mit  ausgewählten  Stücken  und  nur  unter 
den  Namen  der  Herausgeber  angeführt):  C.  MiRBT,  Quellen  zur 
Geschichte  des  Papsttums  und  des  römischen  Katholizismus,  2.  Aufl. 
Tübingen  und  Leipzig  1901.  —  W.  ALTMANN  und  E.  BERNHEIM, 
Ausgewählte  Urkunden  zur  Erläuterung  der  Verfassungsgeschichte 
Deutschlands  im  Mittelalter,  3.  Aufl.  Berlin  1904.  O.  FRANKLIN, 
Sententiae  curiae  regiae.  Rechtssprüche  des  Reichshofes  im  Mittelalter. 
Hannover  1870.  F.  KEUTGEN,  Urkunden  zur  städtischen  Verfassunga- 
geschichte.  Berlin  1901.  K.  ZEUMER,  Quellensammlung  zur  Geschichte 
der  Reichs  Verfassung  in  Mittelalter  und  Neuzeit.    Leipzig  1904. 

Abküraungen  wie  z.  B.  MG.  SS.  für  Monumenta  Germaniae, 
Scriptores  verstehen  sich  von  selbst.  Citate  aus  dem  Corpus  iuris 
canonici  (benutzt  in  der  Ausgabe  von  E.  FRIEDBERG  LH.  Leipzig  1879) 
«ind  nach  üblicher  Citiermethode  angeführt. 
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L/as  deutsche  Volk  cntbelirte  bei  seinem  Eintritt  in  die  Ge- 
schichte der  alle  Glieder  umfassenden  Einheit.  Vereinzelt  und  ohne 
inneren  Zusammenhang  begannen  mehrere  Völkerschaften  den  Angriff 
auf  das  römische  Weltreich,  bis  um  die  Wende  des  zweiten  und 
dritten  nachchristlichen  Jahrhunderts  eine  Reihe  von  Stämmen  die 
frühere  Vielheit  staatlicher  Bildungen  ablöste.  Den  Reichen  freilich 
der  Vandalen  'in  Afrika,  der  Gstgothen  in  Italien,  der  Westgothen 
in  Gallien  und  Spanien  war  keine  lange  Dauer  beschieden :  sie  unter- 
lagen entweder  der  Reaktion  Ostroms,  zu  deren  Träger  sich  Justinian  I, 
(627 — 565)  gemacht  hatte,  oder  dem  Anstunn  des  Islam,  der  sich 
seit  Anfang  des  achten  Jahrhunderts  in  Europa  festsetzte;  die  Bur- 
gunder und  Langobarden  wurden  gleich  den  Thüringern,  Alamannen 
und  Bayern  dem  fränkischen  Reiche  einverleibt,  in  dessen  Begründer 
Chlodowech  (481 — 511)  und  in  dessen  Vollender  Karl  dem  Grossen 
(768 — 814)  die  staatenbildende  Kraft  der  Deutschen  des  früheren 
Mittelalters  sich  verkörperte.  Zum  ersten  Male  waren  sämtliche  fest- 
ländischen Germanen  zu  einer  Einheit  verbunden;  die  Unterwerfung 
der  Sachsen  unter  die  Franken  stellte  das  Gleichgewicht  her  zwischen 
den  Eroberungen  auf  romanischem  oder  romanisiertem  und  auf 
deutschem  Boden. 

Karls  Reich  war  nur  eine  Durchgangsstufe  ftir  neue  Bildungen. 
Aus  ihm  ging  das  ostfränkische  hervor,  räumlich  und  zugleich  hin- 
sichtlich seiner  politischen  Aufgaben  die  Grundlage  des  heiligen 
römischen  Reiches  deutscher  Nation,  an  dessen  Gestaltimg  und  Ver- 
teidigung die  Herrschergeschlechter  der  Ottonen,  Salier  und  Hohen- 
staufen  sich  mühten  und  —  scheiterten.  Otto  I.  (9H6 — 973)  verband 
mit  der  deutschen  Königskrone  die  des  römischen  Kaisers;  Heinrich  IV. 
(1056—1106)  musste  sie  verteidigen;  Friedrich  I.  (1152—1190)  behaup- 
tete seine  Würde ;  mit  Friedrich  11.(1212— 1250)  ging  das  mittelalterliche 
Kaisertum  zur  Rüste.  Seine  Nachfolger  in  Deutschland  waren  nur  die 
Verwalter  einer  mannigfach  geschmälerten  Erbschaft  an  Hoheit  und 
Macht.  Während  die  Staaten  des  westlichen  Europa,  Frankreich 
und  England,  zu  nationalen  Eiuliciten  wurden,  musste  das  deutsche 
Reich  der  Anteilnahme  an  der  grossen  Politik  sich  entschlagen:  den 
deutschen  König  beschäftigte  sie  nur  insoweit,  als  sie  ihn  in  seiner 
Eigenschaft  eines  territorialen  Fürsten  in  Mitleidenschaft  sog.  Empor- 
kömmlinge   ,,aas    verschiedenen    HAusem"    sassen    auf  dem    Stuhle 
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Karls.  Keine  Tradition,  wie  sie  in  Erbmonarchien  wirksam  zu  sein 
pflegt,  be.stininite  ihre  Schritte.  Nur  ein  Streben  war  ihnen  allen 
gemeinsam,  ihre  Hausmacht  abzurunden,  d.  h.  das  Territorium  ihrer 
Familie,  mochte  es  gleich  nur  auf  Kosten  des  Reiches  möglich  sein. 
Friedrich  HI.  (1439—1493)  und  Maximilian  I.  (1493-1519)  haben 
dafiir  nilein  Sinn  gehabt.  Die  Reformation  Luthers  sah  sich  einem 
Herrscher  gegenüber,  der  zwar  dank  der  gescliickten  Politik  zweier 
Generationen  über  ein  Reich  gebot,  in  dem  die  Sonne  nicht  unterging, 
der  aber  eben  dadurch  von  den  Interessen  des  deutschen  Volkes  und 
seinem  nationalen  Drange  nach  staatlicher  Selbstbestimmung  abgelenkt 
wurde.  Als  ein  buntes  Wirrsal  von  grossen  und  kleinen  Territorien 
mit  mannigfach  abgestuften  Rechten  und  Pflichten  gegenüber  dem 
König,  dem  mehr  aus  Gewohnheit  denn  aus  dem  Gefühl  der  Zu- 
sammengeliorij^keit  der  Vorrang  eing^cräumt  blieb,  so  stellte  sich  das 
deutsche  Reich  am  Ausgang  des  Mittelalters  dar. 

Die  politische  Geschichte  eines  Volkes  ist  aber  nicht  weniger 
die  der  Verfassung  seines  Staats,  der  Gesamtheit  also  von  Ordnungen, 
die  den  einzelnen  Volksgenossen  mit  dem  Ganzen  verknüpfen,  ihm 
ein  bestimmtes  Mass  öffentlicher  Rechte  und  Pflichten  auferlegen, 
damit  er  sei  es  zur  Teilnahme  an  der  Lenkung  des  Gemeinwesens, 
sei  es  zur  Ausführung  obrigkeitlicher  Weisungen  erzogen  werde. 
Schon  in  der  germanischen  Urzeit  begegnet  der  Widerstreit  zwischen 
Königtum  imd  Aristokratie,  neben  denen  die  Versammlung  der  Freien 
auch  das  demokratische  Prinzip  vertrat.  Eine  absolute  Monarchie 
hat  das  mittelalterliche  Deutschland  nicht  gekannt.  Die  fränkischen 
Herrscher  waren  bald  weniger,  bald  mehr  abhängig  von  einer  Be- 
amtenschar, die  ihre  Pflichten  rasch  in  Rechte  umzusetzen  ^vusste. 
Aus  ihrer  Mitte  erhoben  sich  gegen  die  Merowinger  die  Pippiniden, 
ohne  dass  dem  Versuch  dieser,  mit  Hülfe  der  Königsboten  unmittel- 
baren Einfluss  auf  die  Ünterthanen  zu  behaupten,  nachhaltiger  Erfolg 
zuteil  geworden  wäre.  Zwischen  Königtum  und  Volk  drängte  sich 
—  in  seinen  ersten  Ansätzen  schon  zu  Ausgang  des  neunten  Jahr- 
hunderts bemerkbar  —  das  Fürstentum,  hervorgehend  aus  mancherlei 
Wurzeln,  sich  gliedernd  nach  den  Stufen,  die  dem  einzelnen  Grossen 
innerhalb  des  Reichslehnsverbandes  angewiesen  waren.  Aus  ursprüng- 
lichen Reamten  und  Dienern  des  Reiches  wurden  Inhaber  seiner 
Güter,  Träger  seiner  Obliegenheiten,  Reichsfiirsten,  deren  jeder  sein 
Land  samt  den  damit  verbundenen  Befugnissen  zu  eigenem  Recht  zu 
verwalten  trachtete.  Das  deutsche  Königtum,  vordem  sich  gründend 
auf  eine  eigenartige  Verknüpfung  von  Erblichkeit  und  Walu,  wurde 
bald  vergeben  durch  das  Kollegium  der  Kurfürsten.  Unmittelbares 
Keichsgut  stand  ihm  wohl  zur  Verfügimg  in  Reichsvogteien,  Reichs- 
Städten  und  Reichsdörfem,  aber  es  lag  zerstreut  auf  weitem  Räume, 
war  stets  der  Minderung  ausgesetzt  durch  Verfugungen  über  seine 
Substanz  und  seine  Zubehörungen,  deren  Form  noch  immer  durch 
privatrechtliche  Anschauungen  bedingt  war.  Der  K<»nig  war  der 
Idee  nach  die  letzte  Quelle  jeglichen  Rechtes;  um  jedoch  seinen 
hoheitlichen  Ansprüchen  Geltung  zu  verschaffen,  bedurfte  er  von  Fall 
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211  Fall  der  Vereinbarung  mit  dem  einzelnen  Reichsstand.  Nirgends 
gebot  er  unbeschränkt  Hier  trat  ihm  altes  Herkommen  in  den  Weg, 
dort  ein  Privileg;  seine  Gewalt  als  Träger  der  Macht  des  Reiches 
war  allenthalben  durchlöchert;  er  war  der  Erste  unter  Gleichen,  der 
bevorzugte  Genosse  eines  hohen  Adels,  dessen  Mitglieder  insgesamt 
in  engeren  Kreisen  diejenigen  Befugnisse  für  sich  forderten,  die  ri» 
dem  Könige  im  Reiche  nicht  zugestehen  mochten.  So  wurde  in  den 
Reichsfiirstentümem  die  straffe  Gliederung  durchgefiihrt,  die  dem 
Reich  als  Staat  fehlte;  hier  waren  Beamte  der  Befehle  ihrer  Herren 
gewärtig,  die  das  Reich  nicht  kannte;  hier  trat  die  Einrichtung  der 
Landständo  ins  Leben,  deren  Leistungen  für  das  Territorium  bedeut- 
samer waren  als  die  des  Reichstages  ftlr  das  Reich;  hier  keimte  die 
moderne  Auffassung  vom  Staate.  Neben  dem  Fürstentum  standen 
die  Städte,  in  ihren  ScluJpfungen  auf  dem  Gebiet  der  Verfassung 
und  Verwaltung  hier  und  dort  ihm  vorauseilend,  soweit  sie  Reichs- 
Städte  waren,  ihm  in  der  Stellung  zum  Reichsoberhaupte  wesens- 
verwandt. Wold  huldigten  die  Reichsstädte  dem  König,  waren  sie 
gehalten  zur  Heerfahrt  und  Steuer  für  das  Reich,  aber  jede  von 
ihnen  leitete  ihre  Geschicke  im  Krieg  und  im  Frieden  beinahe  un- 
beschränkt. Vielgestaltig  wie  das  Bild  der  Territorien  des  Reichs- 
flirstenstandes  war  auch  das  der  Städte.  Die  Verfassung  wohl  keiner 
stimmte  tiberein  mit  der  ihrer  Nachbarin;  bald  überwog  das  aristo- 
kratische, bald  das  demokratische  Element  Uneins  mit  dem  Fürsten- 
tum, dessen  Politik  die  Städte  vielfach  bedrängte,  vermieden  die 
bürgerlichen  Gemeinwesen  den  Anschluss  an  das  Königtum.  Ebenso 
wie  ihre  Widersacher  waren  sie  nicht  geneigt,  die  Machtstellung  der 
Keichsgewalt  zu  f()rdem,  zu  steigern.  Versuche  der  Einigung  zwischen 
den  Parteien  waren  erfolglos;  bezeichnend  genug  wandte  sich  das 
letzte  Unternehmen  einer  Verbindung  zwischen  den  Fürsten  und 
Städten  gegen  die  territorialen  Tendenzen  des  deutschen  Königs. 

Unsere  Betrachtung  der  deutschen  Geschichte  des  Mittelalters 
ist  noch  unvollständig:  es  felilt  der  Hinweis  auf  die  Bedeutung  der 
Kirche  für  die  Schicksale  unseres  Volkes.  Wie  griflf  ihre  Verfassung 
ein  in  das  Räderwerk  der  weltlichen,  wie  gestaltete  sich  die  Ver- 
waltung der  ihr  als  einer  geistlichen  Anstalt  zugewiesenen  Aufgaben? 
Besass  sie  etwa  die  Einheit  des  Rechts,  die  man  bei  den  Ordnungen 
des  Reiches  vermisstV  Wodurch  ward  sie  gewährleistet  und  wie 
hielten  ihre  Aeusserungsformen  Schritt  neben  den  fortdauernd  sich 
differenzierenden  Erscheinungen  des  Lebens  im  Reich,  ReichsfÜrstentnm 
und  im  städtischen  Wesen? 

Diese  Fragen  zu  beantworten  versucht  unser  Abriss.  Er  wird 
darzulegen  haben,  wie  die  Verfassung  der  Kirche  entstand  und  dob 
weiterbildete,  wie  sie  ihr  Verhältnis  zum  Staat  sich  schuf  und  wertete. 
Die  Betrachtungen  werden  vorzugsweise  dem  zehnten  bis  fünisehnten 
Jahrhundert  zugekehrt  sein,  aber  sie  dürfen  auch  die  Anf)lnge  kiroh- 
licher  Ordnungen  und  ihre  Aufnahme  im  fränkischen  Reich  nicht 
▼ergessen. 


Erster  Rbschnitt. 

Die  Verfassung  der  Kirche 
im  römischen  Reich. 

Erstes  Kapitel. 

Bis  zum  Mailänder  Edikt  vom  ]ahre  313. 

§  1.    Die  Entstehung  der  Episkopalverfassung. 

H.  BRl'DEKS,  Die  VerfaMung  der  Kirche  von  den  ersten  Jahrzehnten  der 
apostolischen  Wirksamkeit  an  bis  zum  Jahre  175  n.  Chr.  (Forschnngen  zar  christlichen 
Literatur  und  Dogmengeschichte  IV,  1  und  2).  München  1904.  E.  VON  DOBSCHÜTZ, 
Die  urchristlichen  Gemeinden.  Leipzig  1902.  E.  VON  DOBSCHÜTZ,  Probleme  des 
apostolischen  Zeitalters  (Leipzig  1904),  S.  38  ff.  63  ff.  103  ff.  £.  FKIEDBERG,  Lehrbuch 
des  katholischen  und  evangelischen  Kirchenrechts  (5.  Aufl.  Leipzig  1903),  S.  12  ff. 
A.  HARNACK,  Die  Lehre  der  zwölf  Apostel  nebst  Untersuchungen  zur  ältesten 
Geschichte  der  Kirchenverfassung  und  des  Kirchenrechts  (Texte  und  Untersuchungen 
zur  Geschichte  der  altchristlichen  Literatur  II,  1  und  2).  Leipzig  1884.  A.  HARNACK, 
Die  Mission  und  Ausbreitung  des  Christentums  in  den  ersten  drei  Jahrhunderten. 
Leipzig  1902.  E.  HATCH,  Die  Gesellschaflsverfassung  der  christlichen  Kirchen  im 
Altertum.  Uebers.  von  A.  HARNACK.  Giesscn  1883.  G.  HEINRICI,  Zeitschrift  für 
trissenschafiliche  Theologie  XIX  (1876),  8.  465  ff,  XX  (1877),  8.  89  ff.  E.  LOENING, 
Die  Gemeindeverfassung  des  Urchristentums.  Halle  a.  8.  1888.  A.  RITSCHL,  Die 
Entstehung  der  altkatholischen  Kirche,  2.  Aufl.  Bonn  1857.  O.  RITSCHL,  Cyprian 
von  Karthago  und  die  Verfassung  der  Kirche  (Göttingen  1885),  S.  142  ff.  R.  SOHM, 
Kir.honrtcht  I  (Leipzig  1892),  S.  16  ff.  157  ff.  U.  STUTZ,  Kirchenrecht  S.  812  ff. 
(Kn  vclopädie  der  Rechtswissenschaft  von  HOLTZENTJORFF  und  KOHLER  II. 
l..lj./.ig  1904).  TSCHIRN,  Zeitschrift  für  Kirchengeschichte  XII  (1895),  S.  215  ff. 
H.  WEIN(;ARTEN,  Historische  Zeitschrift  XLV  (1891),  S.  441  ff.  C.  WEIZSÄCKER, 
Das  apostolische  Zeitalter  der  christlichen  Kirche  (3.  Aufl.  Tübingen  und  Leipzig 
1902),  8.  584  ff.  F.  WIELAND,  Die  genetische  Entwickhing  der  sog.  ordines  minores 
in  den  ersten  drei  Jahrhunderten.  Rom  1897. 

Die  ersten  Stadien  der  kirclilichen  Verfassungsbildung  scheinen 
sich  der  einwandfreien  Schilderung  zu  entziehen.  Nur  in  ihren  all- 
gemeinen Umrissen  sind  sie  erkennbar,  die  Quellen  aber  mannigfacher 
Deutung  fähig. 

In  der  apostolischen  Zeit,  d.  h.  in  den  ersten  Jahrzehnten  nach 
dem  Tode  Christi,  hatte  die  Schar  seiner  Bekenner,  die  zunächst 
als  messiasgläubige  Juden  im  nationalen  und  religiösen  Verbände 
ihres  Volkes  verblieben,  an  den  vom  Heiland  selbst  berufenen  Aposteln 
ihre  natürlichen  Vorsteher.  Neben  diesen  standen  sieben  durch  Gemeinde- 
wahl bestimmte  und  von  den  Aposteln  durch  Handauflcgen  bestätigte 
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Männer  zur  Verteilung  von  Lebensmitteln  in  der  (»emeinde.  Nur 
diese  war  autonom;  in  der  Vollzahl  ihrer  Mitglieder,  nicht  durch 
Ausschüsse,  verwaltete  sie  ihre  Angelegenheiten,  übte  sie  Rechtspflege 
und  Sittenzucht  aus. 

Straffere  Organisationen,  die  sich  bald  an  das  jüdische  Vorbild, 
bald  an  die  römischen  Verbindxmgen  mit  gottesdienstlichem  Charakter 
anlehnen  mochten,  brachte  die  Ausbreitung  der  christlichen  Lehre 
mit  sich.  Auch  in  der  nachapostolischen  Zeit  waren  Männer  tütig, 
um,  vornehmlich  nach  der  Zerstörung  von  Jerusalem  im  Jahre  70, 
den  Zusammenhang  der  Gemeinden  untereinander  aufrecht  zu  erhalten 
und  zu  fördern.  Wie  vordem  zogen  die  Apostel  von  Ort  zu  Ort,  um  zu 
missionieren.  Gleich  ihnen  mit  besonderer  geistlicher  Ausrüstung  versehen 
waren  Lehrer  und  Propheten,  hier  kürzere,  dort  längere  Zeit  wirkend, 
jene  zur  Verkündigung  sittlicher  Normen,  diese  zu  enthusiastischem 
Gebet  und  zur  Mitteilung  solcher  göttlicher  Willensäusserungen,  die 
über   die    rein    sittlichen    V^orschriften   hinausgingen.     In    den   Einzel- 

femeinden  ruhten  die  Obliegenheiten  der  Aufsicht,  Seelsorge  und 
Disziplin  auf  den  „Alten"  f:ioeoßi'TFooi),  Beamte  dagegen  der  Gemeinden 
waren  ausschliesslich  die  Episkopen  und  deren  dienende  Gehülfen, 
die  Diakonc.  Amtspflicht  der  Episkopen  war  die  Regelung  des 
Verkehrs  und  der  Finanzen,  die  Sorge  für  die  Armen,  die  Annahme, 
Darbriugung  und  Verwendung  der  Opfergaben  im  Gottesdienst,  Sie 
waren  ein  von  der  Gemeinde  auf  Zeit  gewählter  Ausschuss  aus  den 
Presbytern,  innerhalb  deren  sie  eben  durch  ihre  Eigenschaft  als 
Beamte  einen  bedeutsamen  Vorsprung  erlangen  mussten.  Jeder  einzebie 
von  ihnen  konnte  selbständig  handeln,  ohne  an  die  >Titwirkung  des 
Kollegiums  gebunden  zu  sein. 

Seit  der  Mitte  etwa  des  zweiten  Jahrhunderts  aber  stand,  wenigstens 
in  den  grösseren  Gemeinden,  nur  ein  Ej)i8kope  oder  Bischof  an  der  Spitze, 
neben  ihm  das  Presbyterkollegium  und  die  Diakone.  Der  Anstoss 
zu  dieser  Aenderung  war  vielleicht  von  Rom  ausgegangen:  hier 
scheint  sich  die  Lebenslänglichkeit  des  monarchischen  Episkopats  oder 
des  Einzelepiskopats  ausgebildet  zu  haben,  dem  nach  dem  Aussterben 
der  Apostel  auch  deren  Befugnis  zufiel.  Gleichzeitig  ward  das 
Prcsbyterkollegium  zum  amtlich  von  der  Gemeinde  bestellten  Hat  des 
Bischofs,  dessen  apostolische  Wirksamkeit  allein  von  jenem  unabhü* -i  - 
blieb.  Begründet  war  die  Verschiebung  in  verschiedeneu  Umst^r 
Das  Bedürfnis  nach  Einheit  wie  in  der  Disziplin  vor  allem  gegenüber 
den  fnpst  so  in  der  Lehre  im  (iegensatz  zu  abweichenden  Spekulationen 
besonders  des  (tnostizismus  rief  zugleich  mit  der  Festlegung  des  Kanons 
der  neutestamentlichen  Schriften  die  Anschauung  hervor,  das«  nur  die 
Bischöfe  dank  dem  sich  in  ununterbrochener  Folge  seit  der  apostolischen 
Zeit  fortpflanzenden  charUma  veritati«  die  Hüter  seien  (ter  thrfrina 
apoHtolorum,  die  Inhaber  Aar  potesUis  apostolorum.  Nur  wo  der  Bischof 
ist,  da  ist  auch  die  katholische  Ecclcsia:  nur  er  kann  fortan,  im  Gegen- 
satz zum  allgemeinen  Priestertum  der  Gläubigen  im  ersten  Jahrhundert, 
das  Gott  wohlgonilligo  Opfer,  die  Eucharistie,  in  gültiger  Weise  dar- 
bringen.   In  seinen  Briefen  vertritt  .  v  .11i>  Gemeinde  nach  auss» 
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nimmt  in  die  (»oincindf  auf  und  schliesst  von  ihr  au».  War  die  Kirche 
bisher  verstanden  worden  als  die  ideale  Gemeinschaft  der  räumlich 
serstrenten  (Jhristen,  so  umschrieb  sie  Cyprian  (f  258)  als  die  auf 
den  Bischöfen,  den  Nachfolgern  der  Apostel,  beruhende  Geraeinschaft, 
der  im  Gehorsam  gegen  die  Bischöfe  anzugehören  Bedingimg  der 
koit  war').  Mit  Fug  ist  auf  die  Aenderung  aufmerksam  gemacht 
n,  die  zu  gleicher  Zeit  auf  dem  Gebiete  der  weltlichen  Verfassung 
sich  vollzog:  die  bisherigen  Organe  der  bürgerlichen  Selbstverwaltung 
wurden  zu  kaiserlich  bestellten  Behr>rden,  die  Vorsitzenden  der  Magistrate 
au  Beamten,  die  der  römische  Kaiser  ernannte  und  über  die  Städte  setzte. 
Damit  wandelton  sich  zugleich  die  Amtsbefugnisse  der  Presbyter. 
Ihre  kollegialen  Obliegenheiten  wichen  der  Berechtigung  jedes  einzelnen 
von  ihnen,  als  Vertreter  des  Bischofs,  z.  B.  bei  Taufen,  Benediktionen, 
Begräbnissen,  tätig  zu  sein.  Beim  Gottesdienst  war  ihnen  ein  an- 
gesehener Standort  eingeräumt,  ohne  dass  sie  berufsmässig  Anteil 
Sehabt  hätten  an  seiner  Leitung.  Diese  ruhte  vielmehr  in  den  Händen 
es  Bischofs,  dessen  Aufgabe  wie  die  Bewahrung  der  Lehre  so  auch 
das  Gebet  und  die  Spendung  des  Opfers  war.  Die  Diakone  anderer- 
seits wTirden  den  Presbytern  rechtlich  untergeoi*dnet  als  Kultusbeamte 
und  Gehülfen  des  Bischofs  in  der  Verwaltung  des  Gemeindevermögens. 
Als  in  Rom,  unter  Bischof  Fabian  (236 — 250),  den  sieben  Diakonen 
ebensoviele  Subdiakone  angereiht,  beide  einander  dienstlich  gleich- 
gestellt ANTirden,  indem  man  einem  jeden  von  ihnen  die  kirchliche 
Versorgung  eines  der  von  Kaiser  Alexander  Severus  (222 — 235)  ein- 
gerichteten Stadtbezirke  übertrug,  war  damit  der  Anstoss  zum  Ausbau 
des  Gemeindeklerus  gegeben.  Neben  Presbyter  und  Diakone  traten 
die  Lektoren  zur  Verlesung  der  heiligen  Schrift,  die  Exorcisten  zur 
Vertreibung  der  Dämonen,  während  die  Ostiarii  und  Akoluthen  die 
imterste  Stufe  der  Beamtenschaft  einnehmen  sollten.  Die  Unterscheidung 
des  heidnischen  Tempeldienstes  zwischen  handelnden  und  dienenden 
Personen  als  der  Stufen  des  höheren  und  des  niederen  ordo  war  auf 
diese  Weise  in  die  römische  Gemeinde  und,  dank  ihrem  \'orbilde, 
in  die  grösseren  Gemeinden  des  Westens  eingezogen.  Dem  Tüchtigeren 
bot  sich  die  Möglichkeit  des  Aufsteigens  bis  zur  Würde  des  Bischofs, 
der  seine  Gaben  und  Vollmachten  auf  andere  übertrug,  dessen  Beamten- 
schaft eine  Vorschule  ward  für  den  geistlichen  Beruf.  Die  Folge 
musste  sein,  dass  eben  die  Träger  dieses  Berufs  mehr  und  melir  als 
ein  besonderor  Stand  sich  von  den  übrigen  Gemeindemitgliedem 
schieden.  Zwischen  diesen  und  ihren  Leitern  hatte  in  den  ersten 
zwei  Jahrhunderten  kein  anderer  Unterschied  bestanden  als  ein  solcher 
des  Kimges  und  des  Grades,  gleichwie  in  den  städtischen  Organisationen 


')  Cyprian,  EpUt.  33, 1 :  Per  temporum  et  tHeeetrionum  vieet  «piteoparum  ordimatio 
tt  eecienae  ratio  deatrrit,  ut  eeeletia  tuper  epueopo$  emuHtuatur  et  ommU  aetu»  etthnme 
JMT  eoMfem  praepontot  gubemetur ;  Epist.  66,  8 :  Sdre  dAe»  episeopum  m  eeektia  esM 
et  eoBfatiat  m  episeopo  et  ti  ^  cum  epiteopo  tum  ait  in  eeelena  non  e$$e;  Eput.  73,  21  : 
«SSoJiM  extra  eecMam  non  e*t;  De  unitate  ccciesiae  c.  6:  Habere  non  potett  JJeum 
patrem  qui  eeeUdam  «on  keAet  »atrem.  Vgl.  MIKBT^  8.  22  tf.  O.  RITSCHL.  C>-prian 
von  Karthago  und  die  Yerfassang  der  Kirche  8.  85  ff.  142  ff. 
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die  Geraeinde  (pleh»)  und  das  Oi^an  ihrer  Selbstverwaltung,  der 
Magistrat  (ordo),  einander  gegenüber  getreten  waren.  Jeder  einzelne 
Christ  hatte  lehren,  regelmässig  taufen  und  die  Eucharistie  spenden 
dürfen.  Die  ganze  Gemeinde  hatte  ihre  Beamten  ein-  und  abgesetsEt 
und  unter  deren  Vorsitz  über  Disziplinarvergehen  geiirteilt  Gerade 
«He  Zusammensetzung  der  einzelnen  Gemeinden  aber  aus  Personen 
verschiedener  sozialer  Stellung  und  Nationalität,  die  Notwendigkeit 
strafferer  Organisation  innerhalb  der  Gemeinden,  deren  Kopfzahl 
durch  das  Ueberhandnelmien  der  Kindertaufen  ständig  wuchs,  andererseits 
die  sich  steigernden  sittlichen  Anforderungen  an  die  Beamten  und 
Analogien  mit  alttestamentlichen  Anschauungen  von  priesterlichem  Beruf, 
mit  heidnischen  vom  mystischen  Wesen  des  Opfers  und  des  Gottes- 
dienstes, —  alles  führte  zur  Trennung  von  Xa6g  (plebs)  und  xXfjgof 
(ordo),  die  im  Abschluss  der  hierarchischen  Gliederung  zum  Ausdruck 
gelangte  •).  Der  Widerspruch  der  Montanisten,  besonders  Tertullians 
(f  um  230),  ftir  den  das  Amt  als  solches  seinem  Träger  keine  Voll- 
macht erteilte,  die  nicht  auch  den  übrigen  Gemeindemitgliedem  eignete'), 
blieb  unwirksam.  Dem  Klerus  wurden  mehr  und  mehr  die  kirclilichen 
Handlungen,  ausser  der  Nottaufe,  vorbehalten.  Seine  Angeliörigen, 
die  keineswegs  schon  immer  auf  ihr  bürgerliches  Gewerbe  verzichteten, 
sollten  die  Darbringungen  der  Gemeinde  an  Naturalien  und  Geld- 
geschenken erhalten,  in  Ausübung  ihrer  sacerdotalen  Funktionen  aber 
abhängig  bleiben  vom  Bischof.  Nach  dessen  Willen,  wenn  nicht 
durch  die  Wahl  des  Klerus  selbst,  wurden  die  unteren  Stufen  der 
Geistlichkeit  bis  zum  Subdiakon  in  der  Regel  besetzt,  während  bei 
Presbytern  und  Diakonen  die  Wahl  durch  die  Gemeinde  nach  Vor- 
schlag sei  es  des  Bischofs,  sei  es  des  gesamten  Klerus  erfolgte.  Bei 
allen  Geistlichen  aber  bewirkte  die  Handauflegung  des  Bischofs  die 
Kintiihnmg  in  ihr  Amt;  eine  symbolische,  der  Art  des  Amtes  ent- 
sprechende Handlung  deutete  dessen  Besitzergreifimg  an.  War  der 
Bischof  selbst  gestorben,  so  übeniahm  bis  zur  Wahl  seines  Nachfolgers 
durch  die  Gemeinde,  den  Klerus  und  einige  benachbarte  Bischöfe 
das  Kollegium  der  Presbyter  und  Diakone  die  Verwendung  der 
kirchlichen  Einkünfte,  die  Verwaltung  der  kirchlichen  Besitzungen. 
Dem  Neugewählten  übertrug  dann  die  Weihe  (ordinotio)  durch  einen 
der  am  Wahlakt  beteiligten  Bischöfe,  die  vermittels  der  Handauf legung 
zu  vollziehen  war,  die  Nachfolgerschaft  der  Apostel.  Zu  seinem 
Stuhle  geleitet  übernahm  er  schliesslich  die  bischöflichen  Pflichten, 
indem  er  eine  Predigt  hielt  und  die  Messe  celebriertc. 

')  Für  den  Priester  wird  in  besonderer  Weise  Gott  als  Erbteil  and  Los 
(xlilQoc)  gedacht;  vgl.  Deuteron.  18,  2:  Domitiu*  .  .  .  ipm  e$t  hertditOB  «orwn  (dar 
Priester  und  Leviten). 

*)  TertnlÜHn,    De    exIiort«tione    castitati-  I^ßmmUmm  imttr  triintm  tt 

MM  MoiMMwlMi  cnHtu$  HÖH  est  eoiuMtnM,  tt  vgw9  tt  ttuftnt  €t  tuottuot  et  Mm  ssmb.  ckbs  mm 
irss,  sobImmi  m^   tnott  iMOi  .  •  •  ^jititt  m  Amms  mm  tttoinuni  üs  MMe(t|M9  hm  hmmss  SHy 
kakm$  oportat  9tkm  diteipümm  memdotU,  hN  hsbsss*  tU  kiktn  mm  tmmd^Ut  (TertnlKaai 
opera  ed.  OEHLKR  I,    Lip«]««  185.%   S.  747  f.;    Ansing  bat  MIRBT*  8.  1^ 
A.  HAKNACK,   .Sitxungshcrichte  der  Ileriiner  Akndpmie  1908,  8.  216. 
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§  2.    Rnfänge  der  Metropolitanverfassung 
und  des  römischen  Papsttums. 

J.  Von  Dul.LINGER,  Da«  Papsttum  (2.  Aufl.  von  Janas,  Der  Papst  und  das 
Concil,  bes.  von  J.  FKIKDKK'H).  München  1892.  E.  FRIEDHKRG,  Lehrbach* 
8.  27  ff.  31  ff.  E.  HATCH,  (JeselUchaftsverfassangr  8.  172  ff.  C.  J.  VON  HEFELE, 
Coneilien^schichte  I.,  2.  Auä.  Freibarg  i.  Hr.  1873.  J.  LANGEN,  Geschichte  der 
riimischen  Kirche  bis  zum  Pontifikate  Leos  I.  Honn  1881.  K.  LÜBECK.  Reichs- 
einteilang^  and  kirchliche  Hierarchie  des  Orients  bis  znm  Aasgang  des  vierten  Jahr- 
hunderts (Kirchengeschichtliche  Stadien  heraosg.  von  KNÖPFLER,  SCHKÖK.S, 
SDRALEK.  V,  4.  Münster  i.  W.  1901),  8.  32  ff.  O.  RITSCHL,  Cyprian  von  KarUiago 
8.  163  ff.  J.  FR.  VON  8CHULTE,  Die  Stellung  der  Concilien,  Päpste  und  liischüfe 
(Prag  1871),  8.  114  ff.  K.  VON  SC'IIWARTZ,  Die  Entstehung  der  Synoden  in  der 
alten  Kirche.  Leipziger  Dis«.  1898.  R.  SOHM,  Kirchenrecht  I,  8.  258  ff.  377  ff. 
TH.  ZAHN,  Skizzen  aus  dem  Leben  der  ahen  Kirche  (Erlangen  und  Leipzig  1894), 
8.  156  ff. 

Führte  die  Verfassungsbildung  bis  zur  Wende  des  dritten  nnd 
vierten  Jahrhunderts  trotz  der  Zerstreutheit  der  einzelnen  Gemeinden 
zu  dem  seinem  Wesen  nach  einheitlichen  monarchischen  Episkopat, 
so  erhob  sich  bald  über  allen  einander  rechtlich  gleichstehenden  Bischofs- 
sitzen der  Bau  der  katholischen  Kirche.  In  ihr  ward  die  moralische 
Einheit  in  Glauben  und  Lehre  ergänzt  durch  eine  rechtliche  Ver- 
knüpfung der  Einzelgemeinden  zu  grösseren  Verbänden,  den  Vorläufern 
einheitlicher  Verwaltung. 

Die  Grundlage  solcher  Verbände,  die  Metropolitanverfassung  mit 
ihren  Synoden,  lässt  sich  zurückverfolgen  bis  in  die  zweite  Hälfte 
des  zweiten  Jahrhunderts.  Für  diese  zuerst  sind  gemeinsame  Be- 
ratungen benachbarter  Gemeindevorsteher  bezeugt,  ins  Leben  gerufen 
zur  Verhandlung  über  praktische  Fragen  wie  über  solche  der  Lehre 
und  Disziplin,  für  die  eine  Regel  aufzustellen  von  nöten  erscheinen 
mochte.  Geographische  Verbindungen,  wirtschaftliche  Verkehrsbedürf- 
nisse,  alte  und  neue  kirchliche  Zusammenhänge  schufen  zunächst 
lose  Versammlungen,  dann  regelmässige  Zusammenkünfte  der 
htife  innerhalb  einer  Reichsprovinz,  die  ebenso  als  Kultgemeinschaft 
wie  als  Inhaberin  eines  Landtags  für  die  Zwecke  der  weltlichen 
Selbstverwaltung  (coticilium:  zum  vorbildlichen  Muster  dienen  konnte 
fiir  den  Ausbau  kirchlicher  Organisation.  Regelmässig  war  die  Haupt- 
stadt der  Provinz  deren  Metropole.  Hier  vereinigte  sich  darum  auch 
die  kirchliche  Synode  oder  das  kirchliche  Concil  zur  Beschlussfassung 
über  Angelegenheiten  der  kirchlichen  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit, 
berufen  und  geleitet  von  dem  Bischof  der  Hauptstadt,  dem  als  metro- 
politanuH  bald  die  Oberaufsicht  über  die  Bischöfe  des  Distrikts,  die 
Teilnahme  an  ihrer  Wahl,  ihre  Bestätigung  und  Ordination  als  wichtige 
Gerechtsamen  en*-uchsen.  Zur  Abstimmung  aber  auf  den  SvTioden 
waren  nur  die  Bischöfe  befugt,  mochten  auch  in  der  Regel  als  ihr 
Beirat  Mitglieder  der  Presbj^terkollegien  anwesend  sein,  neben  ihnen 
Diakone  und  selbst  Laien  den  Umstand  bilden.  In  den  Synoden  — 
ihre  Abhaltung  bezeichnete  das  Reichsconcil  von  Nicaea  (325)  als  alte 
(^Jewohnheit,   um   zugleich  je   zwei   in  jedem  Jahre    fiir   die  einzelne 
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Provinz  auzuordnon  —  hat  der  hierarchische  Gedanke  eines  Absclilusses 
nach  üben  die  Solidarität  aller  zur  apostolischen  Nachfolge  berufenen 
Bischöfe  in  Erscheinung  treten  lassen.  Der  Anfang  war  gemacht,  die 
einzelnen  Bischöfe  durch  den  Willen  übergeordneter  Verbände  in  ihre 
Grenzen  zu  bannen.  Krst  die  staatliche  Anerkennung  der  christ- 
lichen ]{cligion  und  der  katholischen  Kirche  als  ihrer  Bewahrerin  hat 
ökumenische,  d.  h.  die  ganze  Kirche  umspannende  und  für  sie  mass- 
gebende Ooncilien  geschaffen. 

Immerhin  war  schon  im  dritten  Jahrhundert  ein  bedeutsamer 
Unterschied  zwischen  dem  Osten  des  Reiches  und  seinem  Westen  be- 
merkbar. Dort  ist  die  Bildung  der  Metropolitanverbände  rascher  vor 
sich  gegangen,  nicht  zuletzt  weil  das  Christentum  sich  stärker  und 
gleichmiissiger  verbreitet  hatte;  sie  führte  zu  Patriarchaten  als  den 
Vereinigungen  von  Metropolitanverbänden  unter  einem  jeweils  gemein- 
samen Oberhaupt.  Im  Westen  war  Karthago  der  Mittelpunkt  für  die 
Provinz  Africa  proconaularis,  der  sich  zunächst  Numidien  und  Maure- 
tanien angliederten.  Während  in  Spanien  zu  Anfang  des  vierten 
Jahrhunderts  die  afrikanische  Einrichtung  des  Seniorats  bestanden  zu 
haben  scheint  —  der  dienstälteste  Bischof  der  Provinz  war  ihr  primas  — , 
in  (»allien  vielleicht  Lyon  wie  als  Sitz  der  gallischen  Landesvertretung 
so  als  Stättt'  kirchlicher  Tagungen  zu  betrachten  ist,  war  in  Italien, 
das  vor  der  dioclotianischon  Beichsreform  in  der  bürgerlichen  Ver- 
waltung ein  Ganzes  für  sich  bildete,  der  römische  Bischof  das  Haupt 
der  übrigen  Bischöfe  der  Halbinsel.  Er  berief  sie  zu  Synoden,  weihte 
sie  und  setzte  sie  ab.  Weitergehende  Befugnisse  fehlten  ihm  noch, 
mochten  gleich  Tendenzen  eines  Primats  zu  seinen  Händen  in  und 
über  der  Gesamtkirche  vorhanden  sein. 

Schon  im  zweiten  Jahrhundert  war  die  römische  Gemeinde  die 
angesehenste.  In  Korn  hatten  die  Apostel  Petrus  und  Paulus  den 
Märtvrertod  erlitten;  hier  fanden  sich  Christen  aus  allen  Teilen  des 
Reiches;  hier  setzte  sich  die  Bedeutung  der  Hauptstadt  bei  den  An- 
hängern der  neuen  Lehre  um  in  ein  Gefühl  der  Verpflichtung  zur 
Fürsorge  für  andere  Gemeinden.  Zu  weitreichender  I^iebosUitigkcit 
seitens  der  Gemeinde  gesellte  sich  wie  ihre  Stellungnahme  in  dogma- 
tischen Streitigkeiten  so  die  Vorbildlichkeit  ihrer  Einrichtungen,  vor- 
nehmlich des  lebenslänglichen  Einzelepiskopats :  in  dessen  Träger  ver- 
körjM'rte  sich  mehr  und  mehr  die  eccle^ia  principali«  mit  ihrer  aposto- 
lischen Ueberlieforung.  Im  Kampf  um  die  Osterfeier  versuchte  Bischof 
Victor  (189 — 198)  den  asiatischen  Gemeinden  die  Annahme  der 
römischen  Sitte  aufzudringen,  widrigenfalls  sie  aus  der  Gemeinschaft 
mit  Rom  und  der  ganzen  katholischen  Kirche  ausgesclilosson  werden 
sollten.  Gcgcnül>er  dem  ^lontanisnnis  wandte  die  Entscheidung  des 
Bischofs  Kallistus  (217—222)  zum  ersten  Male  das  an  Petrus  gerichtete 
Hem-nwort ')  auf  den  römischen  Stuhl  an.  Bischof  Stephan  I.  (254-^267) 

';  Matth.  U.  18f.:   Dieo  M,  fina  fv  m  iWiM,  <l  mqwm  kmmc  fttnm  atäj/inAe 
wmmt  «  ptrkm  h^/mri  mm  pnmaltbtmt  märnrnu  «sm.    Et  tAi  dato  d$mm  nyn« 
.  JarfworfwiiifiMJjpiiitmiwgwrlirnHit,  «<<l^yalim 
tmptr  imrmm,  9nt  miMtum  et  in  omOU-,  y^.  MIRBT»  8.  18. 
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verlangte  von  den  nach  Rom  und  von  Rom  aus  gegründeten,  demnach 
von  ihm  abhängigen  Gemeinden  Gehorsam  auf  Grund  des  primatus, 
dessen  Verbindlichkeit  freilich  eine  afrikanische  Synode  zu  Karthago 
noch  bestritt.  Tatsächliche  Vorgänge  kamen  diesen  Ansprüchen  zu 
statten.  In  Rom  wurde  der  Metropolit  von  Alexandria  der  Ketzerei 
bezichtigt;  nach  der  Entscheidung  des  Kaisers  Aurelian  (270 — 275) 
sollte  die  durch  den  Ausschluss  des  Paulus  von  Samosata  erledigte 
Kirche  von  Antiochien  dem  zugesprochen  werden,  mit  dem  der  Bischof 
von  Rom  und  die  Bischöfe  Italiens  Gemeinschaft  hielten;  im  Jahre  314 
bat  ein  Concil  von  Arles  den  römischen  Bischof  Sylvester  (314 — 335) 
um  die  Bekanntmachung  seiner  Beschlüsse.  Für  keine  Kirche  des 
Abendlandes  ist  die  Anerkennimg  des  Christentums  durch  den  Staat 
förderlicher  gewesen  als  gerade  für  die  römische. 


§  3.    Staat  und  Kirche. 

P.  ALLAKD,  Histoire  des  persecations  pendant  les  deux  premiers  si^cles 
Pam  1903.  A.  BIGELMAIIt,  Die  Beteiligung  der  Christen  am  öffentlichen  Leben 
in  Torconstantinischer  Zeit  (Veröffentlichungen  aus  dem  kirchenhistorischen  Seminar 
München  Nr.  8).  München  1902.  C.  CALLEWAERT,  Les  premiers  Chretiens  et 
Taccusiation  de  lese  -  majeste.  Besanvon  et  Paris  1904  (Revue  des  qnestions  histo- 
riqnes  LXXIV,  1903,  S.  23  ff.).  M.  CONRAT,  Die  Christenverfolgungen  im  römischen 
Reiche.  Leipzig  1887.  E.  FRIEDBERG,  Lehrbuch»  S.  34 ff.  F.  GÜRRES,  Zeit- 
schrift für  wissenschaftliche  Theologie  XLVII  (1904),  S.  381  ff.  O.  HIRSCHFELD, 
Sitzungsberichte  der  Berliner  Akademie  1888,  8. 833  ff.  FR.  MAASSEN,  Nenn 
Capitel  über  freie  Kirche  und  Gewissensfreiheit  (Gratz  1876),  S.  23  ff.  TH.  MOMM- 
SEN,  Historische  Zeitschrift  LXIV  (1890X  S.  389  ff.  TH.  MOMMSEN,  Römisches 
Strafrecht  (Leipzig  1899),  S.  35  ff.  575  ff.  K.  J.  NEUMANN.  Der  römische  Staat 
und  die  allgemeine  Kirche  bis  auf  Diocletian  I.  I^eipzig  1890.  B.  NIEHUES,  Ge- 
schichte des  Verhältnisses  zwischen  Kaiserthum  und  Papstthum  im  Mittelalter  I 
(Münster  1863),  S.  129  ff.  F.  OVERBECK,  Studien  zur  Geschichte  der  alten  Kirche  I 
(Schloss-Chemnitz  1875),  8.  93  ff.  O.  SEECK,  Zeitschrift  für  Kirchengeschichte  XII 
(1891),  8.  381  ff.  J.  E.  WEIS,  Cbristenverfolgungen.  Geschichte  ihrer  Ursachen 
im  R4'>mc>rreiche.  (^Veröffentlichungen  aas  dem  kirchenhistorischen  Seminar  München 
Nr.  -l).  München  1899. 

Die  Bedeutung  der  ersten  drei  Jahrhunderte  fiir  die  Geschichte 
des  Christentums  erschöpft  sich  nicht  in  der  Ausbildung  der  kirch- 
lichen Verfassungsformen :  sie  brachten  zugleich  die  Auseinander- 
setzung des  römischen  Staates  und  seiner  Reügion  mit  den  Bekennem 
der  christlichen  Lehre.  Wohl  gebot  diese  „dem  Kaiser  zu  geben 
was  des  Kaisers  isf*  (Marc.  12,  17;  vgl.  Rom.  13,  1  flF.),  aber  eben 
durch  ihren  nicht  nationalen  Monotheismus  setzte  sie  sich  in  offenen 
Widerspruch  zu  den  vorhandenen  Kulten,  vor  allem  zur  göttlichen 
Verehrung,  die  dem  Kaiser  als  Träger  der  Staatsidee  gezollt  wurde 
und  sich^'larstellte  als  der  religiöse  Ausdruck  des  Gehorsams  gegen 
den  Staat.  Der  einzelne  Christ  war  demnach  Gottesleugner  (ädeog), 
staatsgefilhrlich  und  schuldig  des  Majestäts Verbrechens,  ftir  dessen 
Ahndung  im  ordentlichen  Prozessverfahren  kapitale  Strafen  wie  z.  B. 
der  Verlust  des  römischen  Bürgerrechts,  der  Freiheit  und  des  Lebens 
zur    Anwendung    gelangten.      Häufiger    und    bei  Nichtbürgem   allein 
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statthaft  war  das  Einschreiten  vermittelst  der  coerctHo,  d.  h.  der  Be- 
strafung auf  dem  Verwaltungswege  durch  kaiserliche  und  städtische 
Behörden,  sobald  der  einzelne  Christ  die  Teilnahme  am  Kaiserkultus 
verweigerte,  andere  davon  abzuhalten  suchte  und  dadurch  als  dem 
Gemeinwesen  schädUch  erscliien.  Hier  konnte  der  Beamte,  ohne  an 
prozessuale  Formen  gebunden  zu  sein,  nach  freiem  Ermessen  Art 
und  Höhe  der  Strafe  bestimmen;  er  war  abhängig  von  der  jeweiligen 
Volksstimnmng,  die  ihren  Hass  gegen  das  Judentum  auf  die  neue 
Lehre  übertnig,  weil  sie  deren  Anhänger  des  odium  human i  generi» 
und  der  ärgsten  geheimen  Verbrechen  beschuldigte.  Trajans  Reskript 
vom  Jahre  112  bestimmte  zwar,  dass  die  Christen  nicht  von  Amts- 
wegen aufgesucht,  sondern  nur  auf  Anklage  hin  verlblgt  werden 
sollten  *) ,  stellte  aber  die  Strafwürdigkeit  des  Christentums  als 
Norm  fest,  aus  der  wie  stete  Uechtsunsicherheit  für  den  einzelnen 
Cliristen  so  für  die  Gemeinden  dauernde  Gefährdung  ihres  Bestandes, 
ihrer  Einrichtungen  und  ihres  Besitztums  sich  ergeben  mussten.  Von 
einer  allgemeinen,  gegen  die  Christen  überall  vorgehenden  Verfolgung 
kann  bis  zur  Mitte  des  dritten  Jahrhunderts  nicht  die  Rede  sein; 
landschaftliche  Verfolgungen  nur,  so  unter  Marcus  Aurelius  (161  — 180) 
und  Septimius  Severus  (193 — 211),  Hessen  freilich  zahlreiche  Märtyrer 
die  sittliche  Kraft  ihres  Glaubens  bezeugen. 

Die  Zeit  tatsächlicher  Duldung  und  stossweber  Bekämpfung 
unterbrach  unter  Kaiser  Decius  (249 — 251)  die  erste  allgemeine  Ver- 
folgung der  Christen:  die  Laien  sollten  bei  fortdauernder  Wider- 
setzlichkeit gegen  das  Opfer  an  die  Staatsgötter  mit  Kr»rperstrafen, 
Haft,  Vermögenseinziehung  und  Verbannung  belegt,  die  Bischöfe  sofort 
zum  Tode  verurteilt  werden.  Valerianus  (253 — 260)  verbot  den  Christen 
bei  Todesstrafe  den  Besuch  ihrer  Zusammenkünfte  und  Grabstätten, 
befahl  neben  der  Amtsentsetzung  der  christlichen  Senatoren  und 
Richter  die  Hinrichtung  aller  Bischöfe,  Priester  und  Diakone:  sein 
Edikt  sollte  die  kirchliche  Organisation  vernichten,  die  Masse  ihrer 
Leiter  berauben.  Wohl  wurde  es  durch  Gallienus  (260 — 268)  wieder 
aufgehoben,  aber  in  den  vier  Jahrzehnten  der  Ruhe  verblieb  wie 
vordem  das  christliche  Bekenntnis  unter  Todesstrafe,  die  vollstreckt 
werden  konnte,  sobald  die  Versagung  der  Anbetung  des  Kaiserbildea 
amtlich  festgestellt  war.  Immerhin  hängte  die  Lage  der  Dinge  zur 
Entacheidung,  zumal  die  Zahl  der  Christen  in  allen  Teilen  des  lUichea, 
in  allen  Ständen  sich  vermehrte,  selbst  in  der  Umgebung  des 
Ejusers  Anhänger  und  Freunde  besass.  Noch  einmal  unter  Diocletian 
(284 — 305)  holte  der  Staat  zur  Vernichtung  der  Kirche  aus;  in  ihr 
■oUte  die  Neuordnung  des  Reiches  und  seiner  Vertassun;;,  die  sich 
gründete  auf  die  Verbindung  der  überlieferten  Staatsreligiou  und  des 
orientalischen   Despotismus   zu   einer   absoluten  Monarchie,   gleichsam 

S'pfcln.     Ein    erstes  Edikt  (303)  befahl   die  Zerstörung  der  Gottes- 
luser,   Einziehung   der   heiligen    Orte    und   Begräbnisstätten,    Ver- 
brennung der  heiligen  Bücher;  alle  Christen  in  amtlichen  Stellongea 
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sollte  die  lufamio  treffen,  die  Christen  in  den  kaiserlichen  Hof- 
haltungen die  Sklaverei,  wenn  sie  bei  ihrem  Glauben  verharrten. 
Zwei  weitere  Edikte  (303  und  304)  ordneten  die  Gefangennahme  der 
Kleriker  an,  die  jede  Art  von  Folter  zur  Beteiligung  am  Opfer 
zwingen  sollte;  schliesslich  wurde  (304)  allen  Christen  Opfer  und 
Libation  anbefohlen,  die  Todesstrafe  auf  jegliche  Ven^'eigerung  gesetzt. 
Während  im  Osten  des  Reiches  die  Verfolgung  noch  um 
mehrere  Jahre  Diocletians  Herrschaft  überdauerte,  kam  sie  im  Westen 
schon  seit  dem  Jahre  305  zum  Stillstand.  Das  Edikt  der  Kaiser 
Constantinus  (306—337),  Galerius  (292—311)  und  Licinius  (307—323) 
vom  30,  April  311  gewährleistete  die  gesetzliche  Freiheit  in  der  Aus- 
übung des  Christentums,  sobald  nur  seine  Bekenner  nicht  wider  die 
öffentliche  Ordnung  handelten.  Das  Mailänder  Edikt  der  Kaiser 
Constantinus  und  Licinius  vom  13.  Juni  313  ergänzte  sodann  das 
Zugeständnis  der  Toleranz  durch  die  Anerkennung  der  Parität 
zwischen  Christentum  und  den  staatlich  privilegierten  Kulten  ^).  Jedwede 
Strafgesetzgebung  gegen  die  Christen  \*'urde  aufgehoben,  den  Verur- 
teilten Begnadigung  zugebilligt,  Rückgabe  alles  eingezogenen  oder 
usurpierten  kirchlichen  Besitzes  angeordnet,  der  christlichen  Kirche 
(corpus  Chrintianarum),  ihren  Angehörigen  also,  ihrem  Vermögen  und 
ihren  Einrichtungen,  der  Schutz  des  Rechtes  zugestanden.  Noch 
war  sie  nicht  zur  Reichskirche  erhoben. 


Zweites  Kapitel. 

Die  Kirche  als  Reichskirche 
im  vierten  und  fünften  Jahrhundert. 

§  4.    Die  Erhebung  der  Kirche  zur  Reichskirche. 

P.  ALLARD,  JaUen  l'AposUt  I  (Pari«  1900),  S.  40  ff.  TH.  BRIEOER,  Zeit- 
schrift für  Kirchengeachichte  IV  (1881),  8  163  ff.  J.  BURCKHARDT,  Die  Zeit 
Coutantios  des  Grossen  (2.  Ana.  Leipzig  1880),  S.  347  ff.  E.  FRIEDBERG.  Die 
Grin«en  zwischen  SUat  und  Kirche  I  (Tübingen  1872),  8.  1  ff.  O.  GRASHOP, 
Arehiv  für  katholisches  Kirchenrecht  XXXVI  (1876),  8.  3  ff.  19-^  ff.  321  ff.  XXXVIII 
(1878).  8.  3  ff.  E.  HATCH,  Gesellschaftsverfessung  8.  185  Anm.  27.  P.  HINSCHIU8, 
Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  der  Geeenwart  I  (herausg.  von  H.  MARQUARD8EN. 
I-Veiburg  i.  Br.  1887),  8.  192  ff.  E.  LOENING,  Geschichte  des  deutschen  Kirchen- 
rechts I  (Strassburg  1878),  8.  20  ff .  64  ff.  FR.  MAASSEN,  Neun  Capitel  8.  62  ff. 
W.  MÖLLER  —  VON  SCHUBERT,  Lehrbuch  I*,  8.  54;Sff.  691  ff.  TH.  MOMMSEN, 
Komisches  Strafrecht  8. 595  ff.  K.  MÜLLER,  Kirchengeschichte  I  (Freiburg  i.  Br.  1892), 
8.  165  ff.  184  ff.  216  ff.  B.  NIEHUES,  Kaiserthum  und  Papstthum  I,  8.  207  ff. 
C.  J.  PL.VNCK.  Geschichte  der  christlich  -  kirchlichen  Geselinchaftsverfassnng  I 
(Hannover  1803),  8.  215  ff.  L.  VON  RANKE,  Weltgeschichte  III.  1  (t.eipaig  1883), 
8.  525  ff.  IV,  1  (188;i),  8.  35  ff.  V.  SCHULTZE,  Realencyklopädie  für  protesUntische 
Theologie  und  Kirche  X  (3.  Aufl.  Leipzig  1901),  8.  757  ff.  U.  STUTZ,  Kirchen- 
ncht  8.  817  ff. 
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Die  Anerkennung  der  christliehen  Kirche  war  nur  die  Vorläuferin 
ihrer  Erhebung  zur  Keichskirche :  gefordert  vornehmlich  durch  die 
Söhne  Konstantins  ward  sie,  nach  vorübergehender  Reaktion  unter 
Julian  (Apostata  361—363),  durch  Theodosius  I.  (379—395)  vollzogen. 
Die  Teilung  des  römischen  Reiches  im  Jahre  395  zerstörte  zwar  die 
Glaubenseinheit  noch  nicht,  Hess  aber  im  Osten  dank  der  festeren 
Verbindung  der  kirchlichen  Organisation  mit  der  Person  des  Herrschers 
mehr  und  mehr  einen  Oäsaropapismus  aufkommen,  im  Abendlande 
hingegen  ihm  infolge  der  fortschreitenden  Auflösung  der  Reichsgewalt, 
der  Begründung  germanischer  Staaten  auf  römischem  Boden  die  An- 
fänge einer  kirchlichen  Einigung  des  Westens  unter  dem  Papst  aU 
Oberhaupt  zur  Seite  treten. 

Wenn  Konstantin  der  Grosse  (306 — 337)  nach  dem  Mailänder 
Edikt  bemüht  gewesen  war,  durch  Begünstigung  der  katholischen  Kirche 
und  ihrer  Bischöfe  sich  eine  neue  Stütze  seiner  Allgewalt  zu  schaifen, 
so  war  er  deshalb  nicht  willens,  der  Kirche  völlige  Selbständigkeit 
einzuräumen:  sie  hätte  durch  dogmatische  und  hierarchische  Streitig- 
keiten auch  das  staatliche  Leben  gefährdet.  Noch  war  der  Kaiser 
auch  pontifex  mna^imus  für  die  heidnischen  Kulte.  Diese  Doppelstellung 
haben  Konstantins  Söhne  aufgegeben.  Constantius  II.  (335 — 361)  und 
Constans  (335 — 350)  geboten  die  Schliessung  der  heidnischen  Tempel 
und  bedrohten  jedes  Opfer  mit  Vermögenskonfiskation  und  Todesstrafe. 
Wohl  suchte  Julian  (361 — 363)  die  frühere  Alleinherrschaft  des  Heiden- 
tums wieder  herbeizuführen,  wohl  verkündeten  Jovianus  (363 — 364), 
Valentinianus  I.  (364—375)  und  Valens  (364 — 378)  noch  einmal  die 
Gleichberechtigung  und  Bekenntnisfreiheit  fiir  die  Anhänger  der  alten 
Staatsreligion  wie  für  die  Christen,  Gratianus  (375 — 383)  verzichtete 
aber  auf  die  Würde  des  Pontifex  maximus  und  entzog  den  heidnischen 
Kulten  ihre  Vorrechte,  Staatszuschüsse  und  Besitzungen.  Theodosius  I. 
(879 — 395)  befahl  im  Jahre  380  das  Bekenntnis  zur  Religion,  wie  sie 
der  hl.  Petrus  den  Römern  gelehrt  habe,  verbot  jedwede  gottesdienst- 
liche Handhmg  nach  heidnischem  Brauche  und  legte  auf  jede  öffent- 
liche oder  geheime  Uebertretung  die  Strafe  des  Hochverrats.  Zwei 
Gesetze  endlich  von  Valentinianus  lU.  (425 — 455)  schlössen  alle  Heiden 
von  den  Zivil-  und  Militärämtem  aus  und  bezeichneten  es  als  Aufgabe 
des  Staates,  die  Einheit  des  ortliodoxen  Glaubens  herzustellen,  ieden~ 
Ketzer  als  von  dieser  abtrünnig  und  ebenso  jeden  Heiden  zu  verfolgen 
wie  zu  bestrafen.  Nur  ein  rechtgläubiger  Christ  sollte  vollberechtigter 
Bürger  des  Reiches  sein  können').  Dem  Herrscher,  so  lehrte  der 
Kirchenvater  Augustinus  (f  430),  lag  die  Sorge  dafür  ob,  dass  niemand 
sich  gegen  die  Kirche  und  ihre  göttlichen  Gebote  empöre;  der 
hierarchischen  Heilsanstalt  und  Inhaberin  der  Wahrheit  sollte  auch 
der  weltliche  Staat  seine  Mittel  gehorsam  zur  VerfUgung  stellen. 

Die  Durchfuhrung  des  Kampfes  wider  Heiden  imd  ELetser  wurde 
erleichtert  durch  die  starke  Bindung  der  Kirche  an  die  Person  de« 
jeweiligen  Herrschere.    In  seiner  Macht  waren  tmperium  und  Meercbliiiiii 
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vereint:  er  war  der  pontifejc  maximu«,  der  MummiM  episcopus  fiir  die 
einer  einln"itlich4'U  Spitze  entbehrende  Hierarchie',  deren  Recht,  das 
tu»  sacruin,  aU  Bestandteil  des  öffentlichen  Kechtü  bestimmt  ward  von 
dem  Trägt-r  dtr  weltlichen  Obrigkeit.  „Was  der  Kaiser  will,  das  soll 
als  Kanon  «itlten*^,  so  verkündete  Constantius  II.  im  Jahre  355.  Nur 
mit  seinem  Willen  tagten  als  Organe  ebenso  der  Regierung  wie  der 
Kirche  die  ökumenischen  Synoden,  deren  Beginn  und  Sclüiessung, 
Verlegung  und  Vertagung  der  Kaiser  anordnete,  gleichwie  er  sie  leitete 
und  beaufsichtigte,  durch  Bestätigung  ihrer  Beschlüsse  diese  zu  kirch- 
lichen un<l  staatlichen  Gesetzen  erhob  ^).  Neben  die  kirchlichen  Instanzen 
der  Rechtsprechung  in  Sachen  der  Disziplin  trat  das  Gericht  des 
Kaisers.  An  ihn  konnten  Berufungen  eingelegt,  bei  ihm  Anklagen 
gegen  die  Bischöfe  erhoben  werden,  deren  Verurteilung  er  dann  — 
im  Westen  regelmässig  —  ^iner  Provinzialsynode  übertragen  mochte. 
Kirchliche  Strafen  erfuhren  vielfach  durch  weltliche  eine  Verschär- 
fung. Kaiserliche  Verordnungen  schufen  Normen  für  den  Eintritt  in 
den  geistlichen  Stand,  kaiserlicher  Oberaufsicht  unterlag  die  kirch- 
liche Verwaltimg,  deren  Autonomie  eben  an  den  Staatsgesetzen  ihre 
Grenze  fand. 

Dieser  Leitung  der  Kirche  durch  den  Staat  entsprangen  ihre 
innere  Vereinheitlichung  und  ihre  Umbildung  zu  einer  privilegierten 
weltlich-politischen  Macht.  Jene  wurde  erreicht  durch  die  bereits 
emidinte  Gesetzgebung  gegen  Heiden  und  Ketzer,  femer  durch  Mass- 
regeln, die  alle  fremdartigen  und  widerstrebenden  Elemente  unter  das 
Gebot  der  Kirche  zwangen.  Wer  durch  einen  oder  mehrere  Bischöfe 
ausgeschlossen  war,  sollte  es  für  die  ganze  katholische  Kirche  sein; 
kein  Fremder  sollte  in  einer  Gemeinde  Aufnahme  finden  ohne  den 
Friedensbrief;  die  Bischöfe  sollten  ihre  Gemeinden  nicht  verlassen 
dürfen,  die  übrigen  Kleriker  nur  mit  Erlaubnis  ihres  Bischofs  einem 
anderen  sich  zu  Dienst  verpflichten.  Hand  in  Hand  damit  ging  die 
Ueberweisung  staatlicher  Aufgaben  an  die  Kirche,  z.  B.  der  Armenpflege, 
und  die  Teilnahme  an  der  Rechtsprechung  durch  Uebertragung  des  Asyl- 
rechts der  heidniscben  Tempel  an  die  christlichen  Gotteshäuser. 
Erfüllt  werden  konnten  diese  Obliegenheiten  nur  dadurch,  dass  zu 
den  laufenden  Einnahmen  an  Geld  und  Naturalien  ein  kirchlicher 
Kapitalbesitz  an  Immobilien,  Grundstücken  also  und  Gebäuden,  und  an 
Mobilien,  vornehmlich  heiligen  Kultusgeräten,  hinzutrat,  wie  ihn  nicht 
zuletzt  die  Überweisung  des  heidnischen  Tempelgutes,  Schenkungen 
und  Vermächtnisse  mit  sich  brachten.  Indem  aber  der  Staat  der 
Kirche  das  Privileg  einrätunte,  Vermächtnisse  und  Erbschaften 
anzunehmen,  ausserdem  von  sich  aus  ihr  V^ermögen  vergrösserte  und 
ihrem  Eigentum  Rechtsschutz  gewährleistete,  musste  die  Kirche  bedacht 
sein,  ihren  Organismus  den  beiden  Seiten  ihres  Wesens  anzupassen, 
dem  Charakter  als  einer  wirtschaftlichen  Macht  und  der  ausschliesslichen 
Anstalt  für  das  Seelenheil  der  Gläubigen. 

')  Auf  den  ökumenischen  Synoden  war  der  Bischof  von  Rom  regelmiwig  durch 
Gesandte  vertreten. 

WenUackoff.  KirctMarertaaMUC  D—twilibindi  8 
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§  5.    Die  Rechtsstellung  des  Klerus. 

O,  ORASHOF,  ArchJTfur  katholische»  Kircheiirecht  XXVII  (1877),  8. 8  ff.  256  ff. 
E.  HATCH,  OeseliflchaftaverfasHuiifT  H.  144  ff.  165 ff.  H.  KÜULKR,  Kealeneyklopädie 
der  claMÜichen  AltcrtumswiBsonschaft  IV  (beraaiig.  von  PAl.'LY-WISSOWA,  Htntt- 
ttart  1901).  8.  234äff.  K.  LOKNINO,  Geachicht«  des  dentochen  KirchenrechU  I, 
8.  129ff.  195ff.  *252ff.  314ff.  W.  MOELLER-VON  8CHIHERT,  Lehrbach  I', 
8.  694ff.  K.  MÜLLER,  Kirchengeschichte  I.  S.  220 ff.  B.  NIEHi;E8,  Kaiaertam 
und  PapstthuDi  I,  S.  384  ff.  O.  J.  PLANCK,  GcselUchaftsverfaMung  I,  8.  276  ff.  831  ff. 
U.  8TUTZ,  Die  Verwaltung  und  Nutznicssung  des  kirchlichen  Vermögens  in  den 
Gebieten  des  westrlSmischen  Reiclis.  Berliner  Diss.  1892.  PH.  ZORN,  Lehrbach  des 
Kirchenrecht»  (Stuttgart  1888),  8.  31  ff. 

Die  neue  Rechtestellung  der  Kirche,  ihre  Bedeutung  als  Werk- 
zeug und  gleichzeitig  Teilhaberin  der  staatlichen  Gewalt,  kam  zum 
Ausdruck  in  der  Erhebung  des  Klerus  z«  einem  besonderen  bürger- 
lichen Stande.  Seine  Rechte  und  Obliegenheiten,  gewährt  und  um- 
schrieben in  einer  eigens  für  ihn  tätigen  Gesetzgebung,  mussten  ihn 
noch  mehr  von  den  Laien  scheiden,  als  es  vordem  seine  ausschliess- 
liche Befugnis  zur  Vornahme  gottesdienstlichor  Handlungen  vermocht 
hatte.  Wertvoll  vornehmlich  war  die  Einräumung  der  Immunität, 
d.  h.  der  Freiheit  von  den  öffentlichen  Grundlasten  an  Frohnden 
und  Naturalleistungen  (munera  sordida),  wie  sie  früher  den  heidnischen 
Priestergenossenschaften  und  einigen  bürgerlichen  Benifsknnscn  zu- 
gesichert war.  Mit  ihr  verband  sich  die  Aufhebung  municipaler 
Dienstleistungen  (munera  ctvilia),  mochte  gleich  die  Beseitigung  der 
Gewerbesteuer  nicht  in  vollem  Umfang  aufrecht  erhalten  werden 
können.  Zu  bestimmten  Vorrechten  im  Strafprozess,  wie  z.  B.  der 
Befreiung  der  Bischöfe  vom  Zeugniszwang  und  der  Priester  von  der 
Tortur,  kam  die  Anerkennung  der  eigenen  Gerichtsbarkeit  fiir  die 
Mitglieder  des  Klerus.  Während  Untersuchung  und  Ahndung  ihrer 
Kriminalvergehen  grundsätzlich  den  staatlichen  Gerichten  vorbehalten 
blieb,  war  für  ihre  und  der  Laien  kirchliche  Straf-  und  Disziplinar- 
vergehen das  Gericht  des  Bischofs,  in  zweiter  Instanz  die  Synode, 
unter  Umständen  selbst  die  Reichssynode  zuständig;  dieser  wurde  bei 
Kriminalanklagen  gegen  die  Bischof  die  Feststellung  des  Tatbestandes 
überwiesen,  die  Aburteilung  der  Bischöfe  blieb  Sache  der  weltlichen 
Gerichte.  Der  weitgehende  Anteil  der  Bischöfe  an  der  Recht- 
sprechung in  Civilsachen,  auf  Grund  dessen  jede  Partei  einen  Prozess 
in  jeglichem  Stadium  dem  staatlichen  Gericht  entziehen  und  der 
Entscheidung  durch  das  geistliche  zuführen  konnte,  musste  im  fiinfVen 
Jahrhundert  wieder  beseitigt  werden.  Das  bischöfliche  Gericht  sollte 
nur  als  Schied»gt*richt«hof  und  als  Forum  ftlr  die  civilen  Streitig- 
keiten der  Kleriker  untereinander  bestehen  bleiben.  Das  tatsächlich 
geübte  Intercessionsrccht  zu  Gunsten  Angeklagter  wie  Verur^  "*  fand 
eine  Stütze    in   dem  tua  a«yli  der  Gotteshäuser,   das  den  '  iien 

befähigte,  dem  christlichen  Flüchtling  Strafminderung,  weuu  nicht 
gar  Straflosigkeit  zu  erwirken. 

Solchen  Rechten  der  Geistlichkeit  trat  zur  Seite  die  Regehing 
der  Einkünfte  des  einsekten  Klerikers.      Dank  der  wirtschafuichen 
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La^  der  Kirche  erschien  seine  Stellung  als  so  begehrenswert,  dass 
nicht  nur  Angehiirige  der  ärmeren  Bevölkerungsschichten  sich  zum 
Eintritt  in  den  Klerus  drängten,  sondern  auch  solche  der  wohl- 
habenden, zumal  die  Immunität  von  den  drückenden,  auf  Kreise  und 
Stände  als  haftpflichtigen  Einheiten  gelegten  munera  sordida  und 
munera  cicilia  erhebliche  Erleichterung  versprach.  Schon  seit  dem 
Jahre  320  musste  die  staatliche  Gesetzgebung  die  Aufnahme  von 
Decurionen  in  den  klerikalen  Stand  verbieten  und  Sorge  tragen  gegen 
seine  Vermehrung  als  den  Interessen  des  Staates  gefahrlich.  Koch  galt 
der  Grundsatz,  dass  der  Geistliche  sich  möglichst  von  weltlichen  Ge- 
schäften und  Beamtungen  fernhalten  und  als  Diener  des  Altars  auch  vom 
Altar,  d.  h.  von  den  Gaben  der  Laien  in  der  Gemeinde,  leben  solle  (vgl. 
1.  Cor.  9,  13),  aber  sein  Anteil  am  Einkommen  der  Kirche  ward  ihm 
vom  Bischof  zugemessen,  dessen  freies  Gutdünken  über  die  Höhe  seines 
Stipendium  entschied.  Die  Absicht  war  jedenfalls,  dem  einzelnen  Kleriker 
ein  gesichertes  Dasein  zu  gewährleisten  —  allerdings  in  steter  und  oft 
drückender  Abhängigkeit  vom  Bischof  — :  dass  sie  keineswegs  immer 
verwirklicht  wurde,  zeigte  die  Einschränkung  des  Handels-  und  Ge- 
werbebetriebs durch  Geistliche,  das  Verbot  der  Erbschleicherei  und 
des  Wuchers  mit  Kirchengut.  Die  Satzung  des  Papstes  Simplicius 
(468 — 483)  vom  Jahre  475,  nach  der  die  gesamten  Einkünfte  einer 
Kirche  in  >äer  Teile  geteilt,  je  einer  dem  Bischof,  dem  Klerus,  den 
Armen  wie  Fremden  zugewandt,  der  letzte  endlich  für  die  Erhaltung 
der  kirchlichen  Gebäude  und  Kultuszwecke  (fabrica  eccUsiae)  aufge- 
braucht werden  sollte,  galt  zunächst  nur  für  Rom  und  dann  auch 
fiir  die  Bistümer,  die  dem  römischen  Stuhl  unmittelbar  unterstellt 
waren;  erst  im  achten  Jahrhundert  hat  sich  ihr  Geltungsgebiet 
erweitert.  Immerhin  war  schon  im  vierten  und  fünften  Jahrhundert 
der  Geistlichkeit  das  aristokratische  Prinzip  der  Abschliessung  und 
Auslese  eingeflösst.  Es  äusserte  sich  in  der  Verschärfung  der  Auf- 
nahmebedingungen imd  einem  bf^sonderen  Pflichtenkreis  für  ihre 
Mitglieder. 

Nur  Männer,  Freie  und  freigelassene  Sklaven,  konnten  natur- 
gemäss  Geistliche  werden.  Zugleich  ward  der  Besitz  aller  Sinne 
und  körperliche  Fehlerlosigkeit  gefordert,  sodann  das  Alter  von 
dreissig  Jahren  für  den,  der  zum  Priester  geweiht  werden  sollte. 
Voraussetzung  war  überdies  regelmässig  die  Taufe  und  längere  Bewäh- 
rung in  sittlich  untadeligem  Lebenswandel.  Die  Forderung  eines 
dem  asketischen  Ideal  angenäherten  Verhaltens,  wie  es  sich  in  an- 
ständiger und  bescheidener  Kleidung,  im  Verzicht  auf  weltliche  Ver- 
gnügungen —  man  verbot  den  Wirtshausbesuch,  die  Teilnahme  an 
Schmausereien  und  Schauspielen  — ,  in  der  seit  Ende  des  vierten 
Jahrhunderts  von  den  Büssem  und  Mönchen  übernommenen  Sitte  der 
Tonsur  äussern  sollte,  verband  sich  mit  dem  Gebot  des  Cölibats. 
Im  Westen  des  Reiches  wurde  die  Ehelosigkeit  für  den  höheren 
Klerus  als  Norm  verkündet,  ihre  Ausdehnung  auf  den  niederen 
Klerus  wohl  mehrfach  anbefohlen,  ohne  doch  allenthalben  durchgeführt 
2u  werden.     Niemand   sollte   in    den   geistlichen   Stand  aufgenommen 

2* 
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wenli'ii,  «1«  r  durch  Schliessung  einer  zweiten  Ehe  higam^^^  j;.  .vorden  war 
oder  cin<?  Witwe  geheiratet  hatte.  Wissenschaftliche  Vorbildung  wurde 
nicht  zur  Bedingung  gemacht,  die  technische  konnte  erreicht  werden 
durch  das  Aufsteigen  von  einem  Grad  innerhalb  des  Klerus  zum 
nächsthöheren,  das  regelmässig  erfolgen  sollte  per  interstitia,  d.  h. 
erst  nach  einigem  Verweilen  im  niederen  ordo  durfte  eine  Befiirderung 
zum  nächsthöheren  erfolgen.  Die  Würde  aber  des  Standes  wurde 
angesehen  als  beruhend  auf  göttlicher,  von  menschliehen  Bedingungen 
unabhängiger  Gabe,  wie  man  gesagt  hat  auf  der  Mitteilung  d<'s  in 
der  Kirche  als  dem  Leibe  Christi  vorhandenen  Liebes-  und  Wahr- 
hcitsgcistes.  Vermittelt  wurde  sie  durch  die  Ordination.  Diese 
machte  den  Aufzunehmenden  eines  Sakraments  teilhaftig,  das  ihn 
nicht  nur  am  Austritt  aus  dem  Klerus  hindern  sollte,  sondern  auch 
auf  ihn  die  dingliche  Heiligkeit  seines  Standes  als  unzerstörbaren  Besitz 
übertrug,  ihm,  wie  der  erheblich  spätere  Ausdruck  lautete,  den 
character  indeiebilis  verlieh.  Vollziehen  aber  konnte  die  Ordination 
nach  voraufgehender  Prüfung  nur  ein  Bischof*). 


§  6.    Die  Verfassung  der  bischöflichen  Diözese. 

E.  L^)ENlN(J,Go(tchi(lito.l<saout.scliouKir   ■  \N  .  Mnhl.l.l.lt- 

VON  HCHTHEKT,  Lehrbuch  I  ",  S.  (!ÜÜ  ff.    K.  Ml  ichtc  I,  S.  22« ff. 

O.  J.  PLANX'K,  üei»elUfh«ftiivcrfaMung  I,    S.  Si'ihii.  .v->i  n.     r.   luoHST,  Kirchliche 
Diniplia  in  den  drei  ersten  christlichen  Jahrhunderten  (Tübingen  1878),  S.  90ff. 

Der  monarchische  Episkopat,  die  Grundlage  der  kirclüichcn 
Verfassung,  erwi««  sich  als  hinlänglich  gefestigt,  um  auch  unter  den 
veränderten  Verhältnissen,  wie  sie  der  Bund  zwischen  Staat  und 
Kirche  im  römischen  Reiche  mit  sich  brachte,  neue  Aufgaben  zu 
übeniehmen.  Vordem  war  der  einzelne  Bischof  Gemeindevorsteher 
gewesen,  ausgerüstet  mit  spirituellen  Gaben,  die  ihn  als  letzte  Quelle 
der  Lehre  und  der  Zucht  erscheinen  Hessen.  Jetzt  bewirkten,  die 
althergebrachten  Anschauung(>n  festigend,  die  wirtschaftliche  Sicher- 
stellung seiner  Gewalt  wie-  die  Ausbreitung  der  christlichen  Lehre  auf 
dem  platten  Laude  eine  bedeutungsvolle  Förderung  seines  Amtes. 

Immer  weniger  konnte  vom  Vermögen  der  Einzelgcmeinde,  von 
den  Klerikeni  als  ihren  Dienern  die  Rede  sein.  Jenes  ward  mehr  un<l 
mehr  als  Eigentum  der  Bischofskirche,  folgeweise  als  Stiftungsvcmiö^Tu 
aiifgefasst,  seine  Verwaltung  aber  dem  Bischof  anheimgegeben,  die 
•ich    demnach    ebenso    auf   den    ffiv   Lin-Mi.li.-    Zwecke    bestimmten 

*)    Über  die   KopAwhl   der  GeistiiciiKi  n    m     ; 
Aafabea;   nAtnentlich    in    den  grOMerva   and   volkr. 
feriag  venuMcblutft  werden  dUrfen.    In  Rom  wjir  ' 
OotmHiu    (151—853).   «Uo   ror   dem  M»IlKn.lrr 

46  PrMltjter.  7  DUkone,  7  Subdiakooe,  42  Akol... *.,.....,..  

S."**  S?"*^*"'  "SÄ^**^  ••••  lMO«lrtllche  ttti|r(MAN8I.  Concili«  I,  817;  J.\FF^ 
KALTEM BRUNNeR,  E«fwU  pnnitApun,  Knnuinonuu  n.  106). 


9  6.    Die  VerCMrang  der  bischöflichen  Diözese.  21 

Bcaitz  ani  einzelnen  Bischofsorte,  z.  B.  das  kirchliche  Gebiiude,  die 
einzelne  Wohltilüg;keit8an8tÄlt,  erstreckte,  wie  sie  ausgedehnt  worden 
zu  sein  scheint  auf  den  kirchlichen  Besitz  im  Umkreis  der  Bischofs- 
stadt, z.  B.  auf  Landkirchen.  Entstanden  innerhalb  einer  grösseren 
Uemoinde  nuhrcre  Kirchen,  so  blieb  gleichwohl  der  Bischof  der 
parochus  für  all-  ,  Im  Osten  des  Reiches  wurden  die  Dorfbischöfe 
■  '  'sf'opi/,  d.  h.  die  Vorsteher  der  ländlichen  Gemeinden,  dem 
hof  untergeben,  dann  durch  dessen  Presbyter  verdrängt.  Für 
(Uli  W  t'sten  hingegen  sind,  wenigstens  seit  dem  fünften  Jahrhundert, 
Kirchen  auf  dem  flachen  Lande  bezeugt,  an  denen,  obwohl  sie  im  Eigen- 
tum von  Grundherren  verblieben,  der  Bischof  die  Priester  und  Diakon«- 
mit  der  Ausübung  bestimmter  kirchlicher  Befugnisse  betrauen  mochte. 
Noch  war  das  Land  nicht  eingeteilt  in  Pfarrbezirke,  die  Zuständigkeit 
A'-  Landgeistlichen  noch  nicht  fest  umschrieben:  er  blieb  vom  Bischof 
ai.lüin^Mg,  der  die  Kirche  geweiht  hatte  und  von  dem  er  das  Id.  Gel 
<mptin^'.  Kur  an  volkreichen  Orten  konnten,  wie  es  scheint,  die  Priester 
auch  ohne  besonder«'"  ]>i<c1i.iniflipri  Auftrag  die  Taufe  vornehmen 
/  hapt  ister  ia). 

Die  bischöfliche  L>n»z«  sc  [:iaooiy.ia,  dtoixtjai^J  trat  auf  solche  Weise 
an  die  Stelle  der  Gemeinde.  Sich  anlehnend  an  die  Bezirke  der  welt- 
lichen Vorwaltung  ward  sie  zu  einem  Stadt  und  Land  gleichmässig  ver- 
♦•inigenden  Bezirk  für  die  Handhabung  der  disciplina  catholica,  für  die 
Aufrechterhaltung  der  ßdeJi  catholica  durch  Lehre,  Kultus  und  Spendung 
der  Sakramente.  Die  straffe  Zentralisation,  wie  sie  die  Diözesen  im  Osten 
aufwiesen,  wurde  allerdings  im  Westen  nicht  erreicht,  aber  die  wich- 
•:_-to  Voraussetzung  war  auch  hier  vorhanden.  Jeder  Kleriker  wurde 
'iiuch  die  Aufnaluue  in  den  geistlichen  Stand  vermittels  der  bischöf 
liehen  Ordination  an  das  ihm  zu  übertragende  Amt  gebunden;  ihm 
ward  verboten,  mehrere  Aemter  in  verschiedenen  Sprengein  zu  bekleiden ; 
nur  auf  Grund  eines  bischöflichen  dimissoriale  konnte  er  in  einer 
anderen  I)ir>zese  zu  einem  höheren  Amt  befordert  werden :  er  bedurfte 
eines  kanonischen  Briefs  (littera  formata,  l.  commendaticia)  zu  jeder 
Heise  oder  zur  Vornahme  geistlicher  Handlungen  in  einem  anderen 
Sprengel ;  er  unterstand  dem  bischöflichen  Gericht ;  seine  Einkünfte 
bestimmte  der  Bischof.  Je  nach  seiner  Zugehörigkeit  zu  den  einzelnen 
nrdiites  war  die  Art  seiner  Tätigkeit  innerhalb  des  Bistums  genau 
utnsclirieben. 

Dem  ostiarius  war  der  äussere  Küsterdienst  übertragen,  zu  dessen 
Zeichen  er  bei  seiner  Einfuhrung  den  Scldüssel  der  Kirche  erhielt. 
Der  lector  hatte  die  heiligen  Schriften  zu  verlesen  und  deren  Hand- 
!  zu  ven^'ahren.  Der  Exorcist  fexorcistaj  sorgte  für  die 
'  x  ranken  und  trug  bei  Beschwörungen  des  bösen  Geistes,    also 

auch  bei  Taufen,  die  kirchlichen  Gebetsformeln  aus  dem  Buche  vor, 
das  ihm  bei  der  Ordination  der  Bischof  übergeben  hatte.  Dem  Ako- 
luthen  facoluthusj  war  die  Aufgabe  gestellt,  durch  Anzünden  der 
Leuchter  den  Gottesdienst  vorzubereiten,  bei  der  Feier  des  Abend- 
mahls für  Kelch  und  Wein  zu  sorgen.  Der  Subdiakon  fsubdiacont/.^) 
—  bis  zum  zwölften  Jahrhundert  den  ordines  minores  zugerechnet  — 


22  Die  VerfaMung  der  Kirche  im  rnmi^rhon  Roirh. 

unterstützte  die  Priester  bei  Spendung  des  Abendmahls  durch  Zurüstung 
der  AltargerUte  und  Altardecken,  durch  Darreichung  des  Wassers 
«um  Waschen  der  Hände  vor  dem  Altar.  Ueber  den  niederen  Klerus 
—  seine  einzelnen  Stufen  waren  freilich  im  vierten  und  fünften  Jahr- 
hundert noch  nicht  überall  und  in  den  beiden  Reichshäifton  keinfs- 
wegs  gleichmässig  festgelegt,  wilhrend  überdies  häufig  ein  viclk«']  ■ 
niederes  Kirchenpersonal  von  SUngeni,  Totengräbern  und  Knim 
pflegem  die  Dienerschaft  des  Bischofs  verstärkte  —  führte  die  Ober- 
aufsicht der  Archidiakon  farchidiaconus),  dessen  Amt  schon  seit  dem 
vierten  Jahrhundert  begegnet.  Er  war  vom  Bischof  gewählt  aus  dem 
Kollegium  der  Diakone  (diaconi),  gleichzeitig  betraut  mit  der  Leitung 
der  Armenpflege,  die  ihm  einen  weitgehenden  Einfluss  auf  die  gesamte 
Verwaltimg  des  Kirchenvermögens  zusichern  musste,  und  endlich  mit 
der  Fürsorge  fiir  die  Befolgung  der  rechtlichen  Vorschriften  im  ganzen 
Sprengel.  Erklärlich  aber  wird  diese  Stellung  aus  der  Bedeutung  der 
Diakone  überhaupt.  Nach  der  Satzung  des  Concils  von  Neocaesarea 
(314/25)  sollten  es  deren  an  keiner  bischöflichen  Kirche  mehr  denn 
sieben  sein.  Ihr  Anteil  an  der  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  und 
Armenpflege,  einzelne  gottesdienstliche  Aufgaben  wie  z.  B.  Beicht- 
ermahnung, Fürbittgebet  vor  dem  Opfer,  Verlesung  der  Evangelien 
brachten  jeden  Einzelnen  tatsächlich,  nicht  freilich  rechtlich  in  weit 
nähere  Beziehungen  zum  Bischof  als  den  Priester  (presbyter).  Dieser 
blieb  wohl  dauernd  mit  dem  Bischof,  freilich  als  secundus  sacerdos, 
Verwalter  des  mcerdotium,  aber  nur  im  Auftrage  des  Bischofs  und 
nur  in  AusnahmeOillen  vollzog  er  die  Taufen  und  die  Wiederversühnung 
der  Büssenden,  spendete  er  den  Segen,  predigte  er  in  der  Kirche?. 
Denn  regelmässig  gehörten  diese  Handlungen  zu  den  Befugnissen  des 
Bischofs,  dem  all<>in  die  Weihe  des  heiligen  Oeles,  die  Weihe  der  sich 
Gott  widmenden  Jungfrauen,  die  Ordination  der  Kleriker  vorbehalten 
blieben.  Es  war  nur  ein  geringer  Ersatz,  dass  dem  presbyterium,  d.  h. 
den  Presbytern  und  Diakonen  zusammen,  die  Stellung  eines  bischöf- 
lichen Senats  eingeräumt  wurde.  Seine  Zustinmiung  war  erforderlich 
bei  der  Aufnahme  neuer  Kleriker,  der  Veräusserung  von  Kirehen;;ut, 
bei  wichtigeren  Angelegenheiten  der  Ven%*altung  und  Rechtsprechung, 
während  bei  der  Walil  eines  neuen  Bischofs  der  hergebrachte  Anteil 
det  Qesamtklerus  der  Diözese  und  des  Volkes  mit  den  übergeordneten 
QewAlten  des  Metropolitans  wie  des  Kaisers  wetteiferte. 

Nach  wie  vor  galt  auch  im  römischen  Reiche  die  alte,  fnilicii 
nicht  immer  befolgte  Regel,  dass  Klerus  und  Volk  bei  erledigtem 
Bistum  XU  dessen  Nettbesetrang  zusammenwirkten.  Allein  die  Wahl 
des  Bischofs  war  gesetzmässig,  nicht  aber  die  eigenmächtige  Ernennung 
durch  den  Vorgänger.  Bei  Klerus  und  Volk,  wenn  nicht  boi  d«Mn 
Pfesbjterium  und  einem  Ausschuss  der  Gemeinde   des    bis(  1  i 

Sitie«  — durch  die  geringere  Kopfzahl  konnten  widrige  Wahl 
eher  als    vcrroeidbar  erscheinen   —  lag  die   Initiative.     Zur  Leitung 
aber   der  Wahl,    zur  Prüfung    des  Neugew&hlten    hinsichtlich    soIm,  - 
ReohtgUUtbigkeit,  Tugendhaftigkeit  und  BeflUiip^ff  snm  Amte,  zu  s. 
Anerimuiung  oder  auch   Verwerfung,   die  eine  Neuwahl  erforderlich 
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machte,  war  die  Proviiizialüviiode  berechtig,  wenn  nicht  gar  aus- 
schliesslich der  Metrouolitan.  Durch  diesen,  dem  mindestens  zwei 
»ndere  Btscliöfe  beistehen  sollten,  ward  dann  die  Ordination  des  Ge- 
wählten vollzogen,  für  dessen  Zulassung  schon  von  den  römischen 
Bischöfen  Siricius  (384 — 399)  und  Zosimus  (417 — 418)  besondere  Vor- 
schrifton  über  das  Altrr,  sittliche  Führung  im  Priesterstande,  Zugehörigkeit 
«ur  Geistlichkeit  des  Bistums  ergingen.  Im  Gegensatz  zum  Ostreiche 
scheint  im  Abendland  ein  Eingreifen  des  Kaisers  und  eine  kaiserliche 
Bestätigung  des  Bischofs  nicht  rechtens  gewesen  zu  sein.  Immerhin 
zeigte  das  Verhalten  des  Kaisers  Honorius  (395 — 423)  bei  der  zwie- 
spältigen Wahl  eines  römischen  Bischofs  im  Jahre  418,  dass  die 
Staatsgewalt  wenigstens  gegenüber  wichtigeren  Diözesen  nicht  auf 
tatsächliche  Mitwirkung  bei  ihrer  Besetzung  verzichten  wollte,  gleich- 
wie sie  festhielt  an  der  Eingliederung  des  einzelnen  Bistums  in  den 
Metropolitanverband. 
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E.  CH.  BABUT,  La  pliw  ancienne  decretale.  Paris  1904.  F.  CHR.  BAUE, 
Die  christliche  Kirche  vom  Anfang  des  vierten  bis  zum  Ende  des  sechsten  Jahr- 
hunderts (Tübingen  1859),  S.  238  ff.  J.  BLOETZEB,  Zeitschrift  für  katholische 
Theologie  X  (1886),  S.  67  ff.  J.  FRIEDRICH,  Sitzungsberichte  der  Müuchener 
Akademie  1901,  8.  417  ff.  1902  S.  383  ff.  F.  X.  FUNK,  Theologische  Quartal- 
schrift LXIV  (1882),  8.  561  ff.  F.  X.  FUNK,  Historisches  Jahrbuch  XXIII  (1902), 
8.  497  ff.  H.  GRI8AR,  «eschichte  Roms  und  der  Päpste  im  Mittelalter  I  (Frei- 
burg i.  Br.  1901),  S.  240  ff.  E.  H ATCH,  Gesellschaftsverfassung  S.  176  ff.  C.  A.  KNELLEK, 
Zeitschrift  fiir  katholische  Theologie  XXVII  (1903),  8. 1  ff.  391  ff.  789  ff.  XXVIII  (1904). 
8. 58  ff.  E.  LOENING,  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrecht«  I,  S.  423  ff.  K.  LÜBECK, 
Roich.sointeilung  und  kirchliche  Hierarchie  8.  99  ff.  FR.  MAASSEN,  Der  Primat 
den  Bischofs  von  Kom  und  die  alten  Patriarchalkirchen.  Bonn  1853.  B.  NIEHUi^, 
Kai.ttrthum  und  Papstthuni  I,  8.  388  ff.  G.  J.  PLANCK,  Gesellschaftsvcrfassung  l, 
.^.  573  ff.  621  ff.  673  ff. 

Das  vierte  und  fünfte  Jahrhundert  haben  einmal  den  inneren 
Ausbau  der  kirclüichen  Verfassvmg  in  der  einzelnen  bischöflichen 
Diözese  vorbereitet;  sie  haben  aber  auch,  in  Anlehnung  an  ältere 
Bildungen,  die  Verbindung  der  kirchlichen  Verwaltungskörper  unter- 
einander gesteigert,  ohne  doch  deren  Einheitlichkeit  mit  gleichmässigcr 
Folgerichtigkeit  fiir  das  ganze  Reich  herbeizuführen. 

Die    Provinzialsynoden  *)   wurden   erst  jetzt  zu  einer  dauernden 

*)  Die  Bescblüase  der  Synoden  des  vierten  bis  siebenten  Jahrhunderts  sind 
xusammengestellt  bei  H.  TH.  BRUNS,  Canones  apostoiorum  et  conciliorum  sacc  IV. 
V.  VI.  VII.  Beriin  1839;  vgl.  auch  F.  LAUCHERT,  Die  Kanones  der  wichtigsten 
altkirchliohen  Concilien.  Freiburg  i.  Br.  und  Leipzig  1896.  —  Ueber  allgemeine 
Sammlungen  von  Concilien  (benutzt  ist  diejenige  von  J.  D.  MANSI,  Florenz  und 
Venedig  1766  ff.;  neuer  Abdruck.  Paris  und  Leipzig  1900  ff.)  vgl.  C.  J.  VON  HEFFXE, 
Coneiliengeschichte  I  (2.  Aufl.  Freiburg i.  Br.  1873),  S.  74  ff.     E.  FRIEDBERG.  Lehr- 

S.  148ff. 
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Kiiiriclitun^.  Seit  <l<'in  Boschlussf  den  (.'ojicÜh  von  >iicaoa  (325)  zwoi- 
iiial  jHlirlicf«  von  HiKcliöfcn  dt'r  Kirchenprovinz  besucht,  waren  sie 
Oi^ane  der  autonomen  kirchlichen  Gesetzgebung,  vor  allem  aber  der 
kirchlichen  Rechtsprechung.  Als  AppcUationsinstanz  erhoben  sie  sich 
über  das  Gericht  des  einzelnen  Bischofs,  gegen  den  nur  vor  ihnen 
Klagen  wegen  Verletzung  der  AmtHpflicht  und  wegen  schwerer  Sünden  an- 
gestrengt werden  konnten.  Bestimmte  Formen,  die  sich  denen  des 
weltlichen  Strafprozesses  annäherten,  ohne  der  selbständigen  Züge 
(wie  z.  B.  Verurteilung  auch  des  abwesenden  Angeklagten,  selbständiges 
Inquisitionsverfahren  der  Synode)  gänzlich  zu  entbehren,  regelten  den 
(3ang  der  Verhandlungen,  die  freilich  vielfach  durch  die  kaiserliche 
Gerichtshoheit  durchkreuzt  werden  konnten.  Hierzu  kam  die  Tätigkeit 
der  Synode  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung.  Sie  befasste  sich  mit 
der  Errichtung  neuer  Bistümer  und  deren  Gebietsabgrenzung,  erlaubte 
die  Versetzung  eines  l^ischofs  von  der  einen  Kirche  zur  anderen. 
Ihre  Teilnahme  an  Wahl  und  Weihe  eines  Bischofs  wurde  durch  das 
Concil  von  Nicaea  geordnet;  in  Gallien  hatte  sie  die  Wahl  des  Metro- 
politen zu  bestätigen  und  ihm  die  Weihe  zu  erteilen.  Dieser  aber 
war  als  Inhaber  des  wichtigsten  bischöflichen  Sitzes  in  der  Provinzial- 
hauptstadt  befugt,  die  Synode  einzuberufen,  ihre  Verhandlungen  zu 
leiten  und  über  die  Ausführung  ihrer  Beschlüsse  zu  wachen.  Sein 
Obcraufsiehtsrecht  über  die  Provinz  kam  zum  Ausdruck  in  der  Visi- 
tation ihrer  Kirchen,  der  Kontrole  der  Verwaltung  in  ein<*m  erledigten 
Bistum  für  die  Dauer  der  Sedisvakanz,  in  der  Ordination  des  Bischofs, 
der  nur  mit  «einer  Erlaubnis  eine  Heise  ausserhalb  des  ihm  anvertrauten 
Sprengeis  antreten  durfte. 

Die  Gliedenmg  der  Gesamtkirche  nach  Diözesen  und  Metropo- 
litanprovinzen  entsprach  in  ihren  Gnuidzügen  der  weltlichen  Reiclis- 
verfassung,  in  der  aie  unterste  V'erwaltungseinheit,  die  civitan,  überragt 
wurde  von  der  Reichsprovinz  mit  ihrem  Provinzialstatthalter  an  der 
Spitze.  Während  hier  aber  seit  dem  vierten  Jahrhimdert  die  Rcichs- 
diözcsen  unter  den  kaiserlichen  Statthaltern  (ricnrii)  jeweils  mehrere 
Provinzen  in  sich  vereinigten,  die  alle  im  Reichsverbnnd  ihren  Zn- 
sammenschluKs  finden  sollten,  machte  sich  hinsichtlich  der  Vereinigiuig 
kirchlicher  Provinzen  zwischen  Osten  und  Westen  ein  beilcutsamer 
Unterschied  geltend.  Dort  bildeten  sich  umfassendere  Verbände  über 
den  Provinzen:  nach  mannigfachen  Schwankungen  im  Einzelnen  fiel 
»eit  der  zweiten  Hälfte  «les  fünften  .Jahrhunderts  den  Patriarchaten 
von  Konstantinopel,  Alexandria,  Antiochia  und  .lerusalem  die  Führung 
der  ostrümischen  Kirche  ztj.  Anders  im  Westen.  Wold  traten  anch 
hier  Ansätze  zur  Ausbildung  grösserer  Verbände  zu  tage,  z.  B.  im 
Primat  von  Karthago,  aber  dessen  ( iebiet  wurde  durch  die  vandalischo 
Eroberung (429)  filr  inuner  dem  westnimischen Reiche  entrissen.  Während 
Britannien  und  Nordgailien  der  kirchlichen  Zusamroenfassimg  durch 
MetropolitAuprovinzen  entbohrten,  kam  sie  zum  Abschluss  in  Spanien 
und  Südgnilien,  wo  Arles  Primatialstcllung  zu  erlangen  wusste.  In 
Italien  und  den  kirchlich  zu  ihm  gehörigen  Alpen-  und  Donauprovinzen 
bewirkte  die  politische  Gliederung  eine  Teilung  zwischen  Mailand  — 
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zu  ihm  kamen  später  Ravemut  und  Aquileja  hinzu  —  und  Rom,  einer- 
seits also  zwischen  Norditalien  und  den  von  ihm  abhängigen,  nach 
Norden  hin  vor^t-iagerten  Gebieten,  andererseits  Mittel-  und  Süditalicn 
•  den  Inseln  des  Mittelmeers.  Gerade  aber  der  Bischof  von  Rom 
■  r  Träger  der  kirchlichen  Einheitstendenz  des  Westens  geworden, 
nachdem  das  Kaisertum  auf  die  staatliche  Reichseinheit  verzichtet 
hatte,  die  westliche  Reichshälfte  im  Laufe  noch  des  fünften  Jalirhunderts 
\ujter  die  germanischen  Staaten  aufgeteilt  worden  war. 

Konstantill  der  Grosse  hatte  allerdings  durch  die  Berufung  des 
ökumenischen  Concils  von  Nicaea  (325)  ein  Hiüfsraittel  der  P^inheit 
in  Lehre  und  Glauben,  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  der  Kirche 
geschaffen.  Aber  nur  noch  das  Concil  von  Chalcedon  (451)  war  eine 
allgemeine  Reichssjniode,  während  die  übrigen  herkömmlich  als  öku- 
menisch bezeichneten  Versammlungen  zu  Konstantinopel  (381)  und 
Ephe.sus  (431)  zu  Unrecht  diesen  Namen  führen').  Schon  die  Be- 
rufung von  gleichzeitig  tagenden  Generalconcilien  beider  Reich«- 
hülften  (Seleucia — Ariminum  359,  Konstantinopel — Rom  382)  zeigte, 
dass  die  ökumenische  Synode  kein  dauernd  wirksames  Organ  der 
Gesamtkirche  sein  konnte.  Ihre  Abhängigkeit  von  kaiserlicher  Macht 
und  BeeinHussung  hinderte  die  Entfaltiuig  des  Dranges  nach  Befrei- 
ung der  Kirche  von  jeder  weltlichen  Oberhoheit:  der  Verlauf  über- 
dies der  politischen  Geschichte  wie  der  kirchlichen  Verfassungs- 
bildung  hatte  den  Gegensatz  zwischen  dem  Morgen-  und  dem  Abend- 
lande gesteigert.  Der  Bischof  von  Konstantinopel  war  wohl  von  den 
Kaiseni  emporgehoben  worden,  aber  er  war  in  seinem  Verhalten 
-wegs  frei.  Der  Bischof  von  Rom  hingegen  ward  mit  dem 
rgang  und  schliesslich  dem  Untergang  des  westlichen  Kaiser- 
tums tatsäclüich  unabhängig,  in  kirchlicher  Hinsicht  der  Erbe  des 
rr>mi8chen  Kaisers.  Die  Grundlagen  seines  Primats  reichten,  wie 
wir  sahen'),  in  die  ersten  Jahrhunderte  der  Kirche  zuriick.  Sie 
wurden  gefestigt  durch  den  Ausgang  des  arianischen  Lehrstreites; 
d«'r  Sieg  des  Athanasianismus  stärkte  sein  dogmatisches  Ansehen, 
da  nur  der  römische  Stuhl  am  orthodoxen  Bekenntnis  festgehalten 
hatte.  Seit  dem  Ende  des  \'ierten  Jahrhunderts  trat  seine  auto- 
nome Gesetzgebung  neben  die  der  Concilien.  Es  mag  dahingestellt 
bleiben,  ob  die  älteste  Decretale  eines  römischen  Bischofs  wirklich 
Damasus  I.  (366 — 384)  zugebilligt  werden  darf,  jedenfalls  übermittelte 
dessen  Nachfolger  Siricius  (384 — 399)  die  Satzungen  seiner  Metro- 
politansynoden  den  einzelnen  Provinzen,  ..weil  ein  Jeder  die  Beschlüsse 

')  Die  römisch-katholische  Kirche  erkennt  folgende  Concilien  als  ökanicnische 
an  (vgl.  C.  J.  VON  HEFKLE,  Conciliengeschichte  I*  8  69  f.):  1)  Xieaenum  I.  325.  — 
2)  OmtkmtinopolUanum.  1. 381.  —  3)  Ephemmm  431.  —  4)  (JhaUxdimen$e  451.  — 
5)  CotuUmtinopolitanum  IL  563.  —  6)  Conikm&upoStaman  JII.  (TnUlmumJ  680.  — 
7)  yieaenum  IL  787.  —  8)  ChtutsnünopolUanum  IV.  869.  —  9)  Latenmetue  L  1123.  — 
10)  Lateranetue  IL  1139.  —  11)  Lmtenmente  IIL  1179.  —  12)  Laiermtmue  IV.  1216.  — 
13)  Lugdunetue  L  1245.  —  14)  LmgAmmm  IL  1274.  —  15)  lleimeim  1811.  —  16)  Ck>n- 
ttmüetue  1414—1418.  —  17)  BomMam  1431  (f.;  FlormÜnum  1439.  —  18)  Latera- 
naue V.  1512-1517.  —  19)  TVMfefiÜmtM  1545—1568.  —  20)   Vatieatmm  1869.  1870. 

»)  Vyl.  S.  12  f. 
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des  »postoliRchcn  Stuhl«  kennen  inu>>  • .  ><  iiu-  Antworten  auf  Fragen 
über  Angelegenheiten  kirchlicher  ^'erta^>lUlg  waren  massgebende  Be- 
fehle; er  überwachte  die  kirchliche  Verwaltung  z.  B.  von  Spanien. 
Innocenz  I.  (401 — 417)  erhob  den  Anspruch  auf  da«  oberste  richter- 
liche Amt  in  der  Kirche;  unter  ihm  und  Zosimus  (417 — 418)  wurden 
die  gefälschten  Beschlüsse  einer  angeblichen  Synode  von  Sardica  (343) 
dahin  ausgelegt,  dass  dem  römisclien  Bischof  die  Befugnis  zustehe, 
BemAingcn  gegen  die  Provinzialsynoden  in  allen  causae  maiorcu  anzu- 
nehmen und  die  letzte  Entscheidung  zu  füllen.  Leo  I.  (440 — 461)  ist 
mit  Recht  der  erste  eigentliche  Papst  an  der  Schwelle  des  Mittel- 
alters genannt  worden.  Wichtiger  als  ein  Edikt  von  Valentinianus  III. 
(425—455)  vom  Jahre  445,  das  die  Bischöfe  Gallien»  wie  aller  Pro- 
vinzen des  Westreichs  der  höchsten  Gesetzgebung  und  Gerichtsbarkeit 
des  venerabilis  papa  urbis  aetermie  unterwarf,  war  die  Herlcitung 
seines  Primats  aus  göttlichem  Recht.  Der  Nachfolger  Petri,  so  lilsst 
sich  Leos  Begründung  seiner  Befugnisse  zusammenfassen  >),  steht  über 
dem  Bischof  und  der  Provinzialsynode ;  er  hat  zu  wachen  über  die 
Aufrechterhaltung  der  orthodoxen  Lehre  wie  über  die  Befolgung  der 
kirchlichen  Vorschritten  (canones)^  die  er  in  seinen  Verordnungen 
(decreta)  ergänzt;  er  ist  berufen  zur  Fülle  der  Amtsgewalt  (in  pieni- 
tudtnem  poteataHa)^  alle  übrigen  Bischöfe  nur  für  ein  Stück  lurten- 
amtlicher  Fürsorge  (in  partem  sollicitudinia);  die  Kirche  ist  erbaut 
auf  Petniß,  nicht  mehr  auf  den  einander  und  grundsätzlich  auch  dem 
römischen    Bischof  gleichberechtigten    Bischöfen,   wie   einst  C^-prian') 

Sclehrt  hatte.  Gelasius  I.  (492—496)  zog  aus  solchen  Sätzen  nur 
en  letzten  Sclduss,  wenn  er  erklärte,  nicht  synodale  Erlasse,  sondern 
Cliristus  selbst  habe  der  römischen  Kirche  den  Primat  verliehen. 
Die  ^^Vlt  aber  werde  geleitet  durch  die  geheiligte  Autorität  der 
Priester  und  die  königliche  Gewalt;  jene  sei  die  vorzüglichere,  da 
die  Priester  im  jüngsten  Gericht  auch  für  die  Könige  Rechenschaft 
ablegen  müssten.  Wohl  sei  der  Priester  in  staatlichen  Dingen  dem 
Kaiser  zu  Gehorsam  verbunden,  dieser  jedoch  müsse  sich  in  geist- 
lichen Dingen,  in  Fragen  des  Seelenheils  dem  Priester  fiigen'). —  l><r 

')  Vgl.  MIRBT'  8.  59  ff. 
')  Vgl.  8.  9. 

')  Vgl.   dan   Brief  an   Kaiser  Anattaains   (491—610)  vom   Jahre  494:      l*mo 

nnt.  impenUor  tmguMtt,  qmbua  prinäpaUter  wtundut  hie  rtgitur,  aurtorito  amotat» 

rt  et  ngaUa  potmta»,     Jk  ambu$  tmUo  gramu*  e$t  jtmudiu  »aoardotmm,  fttmlo 

>  i/wM  m^hu  hcmimm  m  iImmo  rtiHturi  $tmt  txamtmt  raliomtm.   NmU  etiiiiiw, 

'  -Wmc,  fttod,  Ueti  jframidMU  kmmtmo  gmmi  dignüattt  rtntm  iammt  ßtatmtKhti 

'^ottu  9oUa  mtwiWii  «IfM  ak  «ia  awiw  Umm  «alHlw  amywtu  mfm  mtm$mii$ 

■^■"filja  «MfM  ut  «ompaüt  Stfommtdit  mMi  t$  dtbtrt  oumateit  nümtni» 

•  fnmmm  ilmmu  mttr  Ams  m  iUonm  tt  ßtmdtrt  iminmo,  mm  Ukt  ad 

•luntnttm,    8i  amka,  fwiiMw  ad  ardimtm  parümt  jmUmm  ^ta^Smaa, 

M  aafaram  iiapaaUtam  eoüahm,  kgim  tm$  ^  fH"*  paraai 

•et  in  rdkw  anHMiMM  tmluta»  aidmntar  otwiaa«  aaatmUat,  frn, 

vnf  ^,  (ibadirtt  «ai  pratrogandin  wtmarakilSbu»  Mml  «firaiiri  «lyvianw« 

(MIRin  -ar— 

l'<»   <i  Hinflon    und   ««cluten   Jahrhunderts  hat  der    in   Bom 

Irbfndo  oli.vt  uiou.vütUB  KxigtiQs  die   flir  »eine  Zeit  Tollstladigtte  vad 

•n>  ich!  Über  das  kirchenrechtliche  Material  renuwtaltet.  St« 
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hierarchische  Gedanke  suchte  die  ganze  Welt  zu  umspannen  und 
sich  untertänig  zu  machen.  Tatsächlich  musste  er  sich  einschränken 
auf  das  Gebiet  des  Abendlandes;  die  Frage  war,  ob  die  neuen  ger- 
manischen Staaten  auf  römischem  Boden  die  Trägerin  solcher  An- 
sprüche, die  Verfassung  der  katholischen  und  römischen  Kirche,  be- 
kämpfen oder  sich  ihr  allenthalben  fügen  würden. 

bestand  ans  nrei  ursprünglich  getrennten  Sammlungen:  A.  von  ConcilsachlÜMeUr 
die  in  iweiter  Kecension  folgende  Anordnung  aufweisen :  Canones  apostolorum, 
Schlüsse  von  Nicaea  (S25\  Ancyra  (314),  Neocaesarea  (314-325),  Gangra  (362—370  ?), 
Antiochia  (341),  Laodicea  (343—381  ?),  Constantinopel  (381),  Chaicedon  (451),  8ar- 
dica  (343?),  Karthago  (419);  B.  von  38  pilpstlichen  Decretalen  mit  jeweils  für 
jeden  einzelnen  Papst  fortlaufender  Kapitelzählung,  und  zwar  der  Päpste :  Siricius 
(884—399),  Innocenz  I.  (401— 417),  Zosimus  (417—418),  Bonifatius  I.  (418—422; 
,>nK„;.,!,.  Reskript  des  Kaisers  Honorius),  Coelesünus  I.  (422— 432),  Leo  I.  (440—461), 
I  (492-496),  Anastasius  II.  (496—498).  Ausgabe :  MIGNE,  Patrol.  lat.  LXVII, 
1  J  _  '.  231 — 316.  —  Ueber  die  Sammlung  und  ihre  späteren  Erweiterungen,  vor 
allem  die  im  Jahre  774  von  Hadrian  I.  an  Karl  den  Grossen  geschickte  Collectio 
Dionysio  -  Hadriana,  die  u.  a-  päpstliche  Ordnungen  von  461 — 721  hinzufügte 
(MIGNE,  a.  a.  O.  315—346)  vgl.  FR.  MAASSEX,  Geschichte  der  Quellen  und  der 
Literatur  des  canonischen  Rechts  im  Abendlande  I  (Gratz  1870),  S.  422  ff. 
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Zweiter  Rbschnitt. 

Die  Kirche  vom  fünften  bis  zum  neunten 

Jahrhundert. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Kirche  in  den  germanischen  Mittelmeerstaaten 

und  in  Qallien. 

§  8.    Die  Kirche  im  vandalischen  Reich  (429  —  534). 

F.  DAHN,  Die  Kiini^re  der  Germanen  I  (MOnchen  1861).  8. 183 ff.  V.  OÖKUKS. 
Rraleuryklopädie  der  ehristtichen  Altcrthünier  I  (licrniiaK'.  von  F.  X.  KKAU8,  Frci- 
bur(^  i.  Itr.  1880),  B.  259  ff.  V.  (ii)HHK.S,  UeutMclio  Zeib«chrift  für  GeschichtowiMenachafl 
X  (1893),  S.  U  ff.  VU.  .1.  KKVILLOUT,  De  l'arianiiimn  des  peitple«  Germaoiqaei«, 
qai  ont  onTahi  l'empirp  Komain  (Paris  1850),  8.  260  fr.  L.  SCHMIDT,  Gcsrhirhto  der 
Wandalen  (Leipsig  1901),  8.  59  ff.  103  ff.  191  ff. 

Dem  Reich  der  Vandnlen  in  Afrika  (429  —  .■);i4)  war  /n  km/r 
Dauer  bcMcliicden,  um  die  nationalen  und  religiösen  Ge<;<'n>;it/.<- 
zwischen  den  Krobereni  und  der  besiegten  Hevülkorung  überwinden 
KU  können.  Der  Dualismus,  der  in  der  staatlichen  Verwaltung  Van- 
dalcn  und  Kümor  räumlich,  dazu  nach  Pflichten  und  Behörden  von 
einander  schied,  beherrschte  auch  die  kirchlichen  Zustände.  Das 
Königtum  hatte,  nach  dem  Vorbild  des  römischen  Imperium,  wohl 
die  höchste  Gewalt  in  Kirchensachen  —  von  seiner  Zustinunung  war 
die  Besetzung  der  Bistümer  abhängig,  nur  auf  seinen  Bofehl  oder 
mit  seinem  Willen  traten  die  Synoden  zusammen,  gleichwie  es  mehrfach 
das  arianische  Bekenntnis  von  jedem  weltlichen  Beamten  fonlortc  — . 
aber  in  der  kirchlichen  Organisation  des  Landes  trat  die  arianische 
Hierarchie  neben  die  katholische. 

In  die  Stelle  der  freilich  nicht  insgesamt  vertriebenen  kutliolischen 
Bischöfe  der  Provincia  proconsularis,  d.  h.  des  Gebiets  von  Karthago, 
das  wegen  der  hier  angesiedelten  Vandalen  auch  tortes  Vatuiaiorum 
genannt  wurde,  rückten  arianische  Bischöfe  ein,  unter  ihnen  die  ari- 
anischon  Presbyter  und  Diakone.     Zumeist  Vandalen  von  Geburt  «m 
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hielten  sie  mit  dorn  kirchiichen  Verinöj^en  der  Verjagten  aucli  deren 
Rechte,  wie  denn  das  Asylreeht  der  Kirchen  in  Kraft  blieb,  und  dazu 
ihre  kirchliche  Obliegenheiten;  ausdrücklich  wird  bezeugt,  dass  sie 
den  Gottesdienst  in  der  Volkssprache  abhielten.  Der  in  Karthago 
ansAMige  arianisohe  Patriarch  besass  gegenüber  den  arianischen 
Bischöfen  die  Hefugnisse  eines  Metropoliten. 

Die  katholische  Hierarchie  andererseits  war  jedenfalls  nicht  fort- 
während den  Verfolgungen  durch  die  Könige  ausgesetzt.  In  etwa 
drei  V'ierteilen  des  Reiches  wurde  der  Besitz  der  orthodoxen  Kirchen 
nicht  wesentlich  geschmälert.  Wie  unter  der  Römerherrschaft  voll- 
zogen sich  die  Wahlen  und  Weihen  der  Bischöfe.  Ihr  Verkehr  mit 
Byzanz  oder  mit  Rom,  dessen  Kirche  ihnen  als  das  Haupt  aller  galt, 
wurde  keineswegs  immer  beeinträchtigt.  An  stetigen  Frieden  war 
darum  nicht  zu  denken.  Nationaler  Hass  imd  fiskalische  Interessen, 
der  Einfluss  der  arianischen  Geistlichen  auf  den  König,  der  begrün- 
dete Verdacht  hochverräterischer  Verbindung  des  orthodoxen  Klerus 
sei  es  mit  dem  oströmischen,  sei  es  mit  dem  weströmischen  Kaiser 
wider  das  vandalische  Regiment  riefen  unter  Geiserich  (428  —  477), 
Hunerich  (477 — 484)  und  Trasamund  (496  —  523)  Verfolgungen  der 
Katholiken  hervor,  deren  Umfang  und  Schwere  aber  der  Bischof 
Victor  von  Vita  (f  um  500)  mit  offensichtlicher  Uebertreibung  ge- 
schildert hat.  Das  Edikt  Hunerichs  vom  24.  Februar  484  verfugte 
zwar  die  Rückanwendung  der  römischen  Strafgesetze  wider  Arianer 
und  andere  Häretiker  auf  alle  Katholiken,  die  nicht  innerhalb  einer 
bestimmten  Frist  die  arianische  Taufe  empfangen  haben  würden,  ver- 
bot den  katholischen  Geistlichen  (homousiani  sacerdotes)  die  Veran- 
staltung religiöser  Versammlungen,  untersagte  ihnen  die  Vornahme  von 
Taufen  wie  von  Weihen  der  Priester  und  Bischöfe,  räumte  endlich 
alle  Kirchen  den  Arianem  ein*),  —  mit  so  fanatischer  Härte  jedoch 
seine  Durchführung  begann,  sie  wurde  nicht  im  ganzen  Reiche  voll- 
zogen und  nicht  über  Hunerichs  Tod  hinaus  fortgesetzt.  Zum  guten 
Teil  war  das  Verhalten  des  Königtums  gegenüber  den  Katholiken 
bedingt  durch  politische  Rücksichten,  besonders  die  auf  die  Mass- 
nahmen des  oströmischen  Kaisers.  Schwankend  zwischen  der  An- 
erkennung und  der  Versagung  der  Religionsfreiheit  war  es  unfähig, 
die  Propaganda  der  Katholiken  in  den  Bezirken  des  arianischen 
Glaubens  zu  beseitigen  oder  den  Widerstand  des  Episkopats  zu  brechen. 
In  diesem  sahen  und  fanden  die  römischen  Untertanen  ihre  natür- 
lichen Beschützer  gegen  die  Staatsgewalt.  Ihre  und  der  Geistlichen 
Sympathien  standen  zu  Justinian  (527 — 565),  dessen  Feldherr  Belisar 
im  Jahre  534  der  Vandalenherrschaft  ein  rasches  Ende  bereitete.  Die 
Verfolgungen  aber  der  Katholiken  wurden  abgelöst  durch  solche  der 
Arianer. 


1)  Ueberliefert  bei  Victor  von  Vita,  HistoriA  persecutioni»  Africanae  pro- 
vinciae  tetnporibus  Gei«erici  et  Ilunirici  regiim  Wandaloruni  lib.  III  c.  2,  MG. 
aaet  ante.  III,  40;  vgl.  ebenda  8.  63  das  Verzeicbnin  der  466  Teilnehmer  de» 
karthagiachen  KeligionsgesprKcha  mit  Angabe  ihrer  SchickBale. 
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§  9.    Die  Kirche  im  Reiche  Odovakars  und  der  Ostgothcn 

(476--555> 

F.    DAHN.    Dio    Könige    der    Germanen     III     (Würzburg    186Ö),    8.  187 ff. 
M.    DUMOIJLIN,    Kovtie    bistorique    LXXIX   (1902),   8.  13 ff.      V.   EWALD.   Nene« 
Archiv  (1885).  S.  412  ff.  H.  (iKAUEKT,  Hi»torUche«  Jahrbuch  XX  (189»),  8.  2^4  fT 
L.  M.  HAIMMANN,    Geitchichto  ItalionB  im   Mittelalter  I    (Leipsig   1887).  8.  1 
TH.  MOMM8EN,  Neues  Archiv  X  (1885).  8.  681  ff.  XI   (1886),  8.  861  ff.     G.  PKi     i 
SCHIFTER,  Der  Ostgothenkönig  Theoderich  der  Qrowe  und  die  katholische  K 
(Münster  i.W.  1896);  Kirchengeschichtliche  Studien,  heraiugegeben  von  KNÖPFLLi;, 
8CHKÖK8.    8DBALEK  III,    1  und  2),  8.  47  ff.    225  ff.      L.    VON    KANKE,    Welt- 
geschichte   IV.    1.8.  370  ff.      CH.    J.    KEVILLOUT,     De    l'ariAnisme    des    peupics 
Germaniques  8. 296  ff.   J.  8ÄGMÜLLKK,  Theologische  QnartaUchrift  LXXXV  (1903), 
8.  91  ff.     G.  SCHNÜRER.  Historisches  Jahrbuch  XII  (1888),    S.  261  ff.  XIII  (1889). 
8.  263  ff.     H.  USEXER.    Commentationos  philologae    in  honorem  Mommseni    (Bero- 
lini  1877),  8.  759  ff.  J.  WITTIO,  Theologische  Quarulschrift  LXXXIV  (1902),  8.  888  ff. 

Die  Ansiedlung  der  germanischen  Süldnerscharen  unter  dem 
Rugier  Odovakar  (476 — 493),  die  Gründimg  des  ostgothischen  Reiches 
durch  Theoderich  den  Grossen  (475  bez.  493 — 526)  standen  gleich 
den  übrigen  Staaten  der  nichtfränkischen  Germanen  auf  weströmischem 
Boden  unter  dem  Zeichen  des  Gegensatzes  zwischen  dem  arianischen 
Bekenntnis  der  Eroberer  und  dem  athanasianischen  der  unterworfenen 
Bevölkerung.  Damit  war  zugleich  fiir  beide  Nationalitäten  eine 
Verschiedenheit  der  kirchlichen  Organisationen  gegeben :  die  arianische 
mossto  sich  erst  Boden  schaffen,  die  römische  dagegen  Freiheit  und 
Eigenart  zu  bchau))tcn  suchen. 

Die  Einrichtungen  der  arianischen  Kirche  in  Italien  lassen  sich 
wie  auch  anderwärts  nicht  deutlich  erkennen.  Allem  Anscheine  nach  war 
der  Einbruch  der  Ostgothen  mit  keinem  zu  grossen  Verlust  för  dio 
Katholiken  verbunden:  sie  ergriffen  Besitz  von  den  Heiligtümern,  die 
bereits  die  Krieger  des  Odovakar  für  sieh  beschlagnahmt  oder 
errichtet  hatten;  man  hört  von  Kirchenbauten  fUr  die  Ostgothcn  in 
Rom  und  namentlich  in  Ravenna,  der  Residenz  Theoderichs,  weiter- 
hin dass  die  arianischen  Kirchen  insgesamt  der  ordentlichen  Ghrund- 
steuer  und  den  bisherigen  Leistungen  an  den  Fiskus  unterworfen 
waren,  dass  ihnen  das  Asylrecht  zuerkannt  war.  In  den  grösseren 
Städten  wie  Rom  und  Ravenna  *)  oder  in  den  dicht  von  Ostgothen 
besiedelten  Gebieten  war  jedenfalls  stet«  ein  arianischcr  Bischof  neben 
dem  katholischen  tätig;  man  hat  für  ihn  eine  der  katholischen  etwa 
fflciche  hierarchische  Umgebung  vormutet.  Die  schachbrettartigo 
Fettsetsung  der  Ostgothcn,   wie   sie   das  System   der  Ac»  mit 

■ich   brachte,   bewirkte  vielleicht  eine  Zunahme   der  kin  .  An- 

stalten auf  dem  platten  Lande,  vorhinderte  aber  wohl  um  nichts 
weniger  die  Abhaltung  arianischer  Synoden,  von  denen  keine  Spur 
begegnet  Ohne  Zweifel  war  die  Sprache,  in  der  die  Geistlichkeit 
predigte  ttnd  die  heiligen  Schriften  las,  die  gothische  — ,  auch  dies 

')  Dl«  hier  von  Tbeoderieh  um  daa  Jahr  6(X)  erbaate  Kathedrale  (heate 
6ant  Apolllnare  naovo)  war  fOr  den  arianischen  Ootteedienat  beetiiitnit  und  604 
feweiht  worden  t    660  «ret  wurde  sie  (ttr  den  rOmiaehen  Kultus  aufii  Neu«  ftweilit. 
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ein  Anzeichen  dafür,  dass  die  arianische  Kirche  eine  Landeskirche 
war,  die  mit  denen  der  Vandalen,  Westgothen  und  Burgunder 
keinerlei  Verbindung  unterhielt  und  schuf.  Theoderichs  Vermittlung 
für  die  vom  Kaiser  Justinus  (518 — 527)  verfolgten  arianischen  Gothen 
des  Ostreichs,  die  beim  Kaiser  anzubringen  er  im  Jahre  525  den 
Papst  nötigte,  war  eine  rein  politische  Massregel,  lieber  alle  Arianer 
besass  er  keinerlei  rechtliche  Gewalt,  mochte  er  gleich  über  die  aria- 
nische  Kirche  Italiens  als  König  der  Ostgothen  die  Befugnisse  eines 
Oberhaupts  ausüben. 

Die  katholische  Kirche  hingegen  konnte  überall  an  bereits  be- 
stehende Ordnungen  anknüpfen.  Obwohl  sie  vorläufig  den  Anspruch 
aufgeben  musste,  unter  den  arianischen  Herrschern  die  jedes  andere 
Bekenntnis  ausschliessende  kirchliche  Gemeinschaft  zu  sein,  blieb  sie 
die  römische  auch  in  dem  Sinne,  dass  sie  nach  dem  sog.  Acacianischen 
Schisma ')  an  der  Glaubensgemeinschaft  mit  der  oströmischen  Kirche 
festhielt,  sodann  im  römischen  Papsttum  sich  den  Vertreter  ihrer  die 
Grenzen  des  ostgothischen  Reiches  überschreitenden  Organisation  be- 
wahrte. Während  Odovakars  Verhalten  zu  ihr  kein  unfreundliches 
gewesen  zu  sein  scheint,  war  es  den  arianischen  Ostgothen  unmöglich,  ihr 
gegenüber  alle  die  Rechte  zu  behaupten,  die  vor  ihnen  die  orthodoxen 
Kaiser  ausgeübt  hatten.  Theoderichs  Toleranz  und  seine  Politik 
gegenüber  dem  Papsttum  entsprangen  deshalb  nicht  so  sehr  scharf 
umschriebenen  Befugnissen,  die  ihm  als  dem  Verweser  eines  Teils 
der  römischen  Gesamtmonarchie  zugestanden  hätten,  als  vielmehr 
der  Beobachtung,  dass  für  die  katholischen  Romanen  der  oströmische 
Kaiser  der  natürliche  Vorkämpfer  des  Katholizismus,  nicht  nur  des 
Römertums  überhaupt  war.  Er  musste  suchen,  die  religiösen  Gegen- 
sätze nach  Kräften  zu  mildem.  Zeitweise  mochte  die  Einheit  des 
Bekenntnisses  in  der  Kirche  gestört  sein,  jedenfalls  war  die  Herr- 
schaft der  ostgothischen  Könige  von  dem  Augenblick  an  gefährdet, 
wo  die  römisch  -  katholische  Kirche  und  die  Päpste  sich  auch  rechtlich 
mit  der  oströniischen  vereinigten.  Diese  zwiefachen  Beziehungen 
aber  der  Kirche  zu  dem  Königtum  der  Ostgothen  und  den  ost- 
römischen  Kaisern  waren  geeignet,   ihre  Selbständigkeit  zu  fordern, 

')  Im  Jahre  482  hatte  Kaiser  Zeno  (474 — 491),  beraten  vom  Patriarchen 
Acacias  von  Konstantinopel,  ein  Keligionsedikt,  das  sog.  Henodkon,  erlassen,  das 
die  KSckkehr  der  Monopbjsiten  znr  orthodoxen  Kirche  ermöglichen  sollte,  nachdem 
sie  dnrch  das  Concil  von  Chalcedon  (451)  ausgeschlossen  worden  waren.  Das 
Festhalten  des  Papstes  Felix  II.  (483—492)  an  dem  Beschlass  der  Synode  wie  den 
dogmatischen  Briefen  Leos  I.  (440 — 461)  and  die  Exkommunikation  des  Acacios 
(4ti4)  führte  zum  ersten  Schisma  zwischen  Rom  and  Byzanz,  das  erst  519  anter 
Papst  Hormisdas  (514—523)  und  Kaiser  Justinos  (518—527)  beigelegt  wurde;  vgl. 
G.  KRÜGER,  Realencyklopadie  für  protestantische  Theologie  und  Kirche  XIII 
(3.  Aufl.  Leipzig  1903),  8.  .S72  ff.  Als  Folgewirkung  des  Acacianschen  Schismas 
ist  das  sog.  Laurentianische  anzusehen.  In  Rom  wurden  498  zwei  PXpste  gewihlt, 
der  orthodoxe  Diakon  Sjromachus  und  der  dem  Henotikon  geneigte  Arehipres- 
byter  Laurentins.  Der  Streit  zwischen  den  Anhängern  beider  —  die  Mehrheit  des 
römischen  Senats  stand  za  Laurentins  —  sog  sich  trotz  des  Schiedsspruchs  Theo- 
derichs und  mehrerer  römischer  Synoden  bis  zum  Jahre  514  hin;  vgl.  PFEIL- 
SCHItTER,  ^  •.  O.  8.  56£ 
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obwohl  sie  noch  nicht  giluzlich  fni  iln«-  inii<nii  Angelegenheiten  zu 
ordnen  filhig  war. 

Die  Grundlage  der  weltlieh  -  politischen  und  wirtschaftlichen 
Machtstellung,  deren  die  Kirche  im  vierten  und  fünften  Jahrhundert 
teilhaftig  geworden  war,  das  Kirchenvennögen  in  Stadt  und  Land, 
der  Besitz  an  kirchlichen  Gebäuden  wie  an  Gütern  samt  der  zu  ilirer 
Bewirtsciiaftung  erforderlichen  Zahl  von  Sklaven  und  Kolonen,  wurde 
wie  von  den  römischen  Kaisern  so  von  Theoderich  dem  Schutz  des 
Gesetzes  anheimgegeben.  Während  sein  Edikt  daran  festhielt,  dass 
der  Nachlass  von  Klerikern,  die  keine  Blutsverwandten  besaasen,  an 
die  Kirche  fallen  solle,  jeder  Kirchenraub  mit  dem  Tod  zu  bestrafen 
sei,  bestätigte  ein  königliches  l'räcept  vom  Jahre  507  oder  508  das 
Verbot  der  römischen  Synode  und  des  römischen  Senats  von  502, 
demzufolge  es  keinem  Bischof  gestattet  sein  solle,  über  Abtretung  von 
Kirchengütem  rechtsgültige  Vereinbarungen  zu  treflFen.  Die  völlige 
Befreiung  der  kirchlichen  Besitzungen  von  ausserordentlichen  Be- 
steuerungen war  nicht  aufrecht  zu  erhalten — je  nach  der  Finanzlage 
des  Reiches  hatten  die  Kaisergesetze  aus  der  ÄVende  des  vierten  und 
fiinften  Jahrhunderts  in  dieser  Hinsicht  geschwankt  — ,  sicherlich 
waren  sie  auch  nicht  völlig  von  den  Grundlasten  (munera  sordtda) 
eximiert,  deren  Umfang  bereits  Kaiser  Valentinian  III.  (425 — 455) 
derart  festgesetzt  hatte,  dass  er  die  Leistungen  der  Kirche  hatte 
steigern  können.  Zu  Kecht  bestehen  blieben  die  Immunitäten  der 
Kleriker  von  den  persönlichen  Lasten,  die  Satzungen,  die  dem  Zudrang 
zum  Klerus  aus  den  Kreisen  der  städtischen  Curialen  steuern  sollten, 
endlich  die  Normen,  die  den  Gerichtsstand  der  Geistlichen  privilegierten. 
Nach  w^ic  vor  waren  für  Streitfälle  rein  kirchlicher  Natur  die  einzelnen 
Bischöfe  oder  die  Synoden  zuständig;  für  bürgerliche  Streitigkeiten 
zwischen  Kleriki'rn  scheint  nicht  durcljgäiigig  nur  das  Gericlit  des 
Bischofs  angerufen  worden  zu  sein,  wälirend  bei  solchen  zwischen 
Klerikern  und  Laien  die  Weiterung  des  klagenden  Laien,  sich  vor 
dem  Bischof  einzufinden,  den  Spruch  der  weltlichen  Gerichte,  zuletzt 
also  des  königlichen  Ilofgerichts  zur  Folge  hatte.  Der  Ausweg,  dass 
Bischöfe  durch  das  Mittel  gütlicher  Vereinbarung  die  gegen  sie  selbst 
oder  ihre  Geistlichen  klagenden  Laien  zufriedenstellten,  war  statthaft. 
Erst  König  Athalarich  (526 — 534)  verfügte  ungefähr  im  Jalu-e  527 
sa  Gunsten  der  stadtrömischen  Kirche,  dass  Laien  ihre  gegen  Kleriker 
«richteten  Klagen  zuerst  beim  Papst  anzubringen  hätten;  der  solle 
oann  entsch«'iden  oder  die  Entscheidung  delegieren;  erst  dann,  wenn 
die  Entscheidung  den  Kläger  nicht  befriedigt  hätte,  sollte  die  Klage 
vor  dem  weltlichen  Kichter  erneuert  werden  können;  liier  aber  war 
dann  stets  zu  beweisen,  dass  sie  zuvor,  doch  ohne  Erfolg  beim  Papst 
selbst  anhängig  gemacht  worden  sei.  Wie  vordem  war  ftir  die  Stnif- 
vergchen  rein  kirchlicher  Natur  der  Geistlichen  das  Gericht  des  Bischofs 
o<lpr  diT  Synode  maasgebend,  ebenso  lür  bürgerliche  Vorgehen  der 
firixtlichen;    der  klagende    Laie   aber   konnte   sich    an   das    weltliche 

iit  wenden,  um  über  die  rein  kirchlichen  Strafen  der  kirchlichen 
In  iiwidcn  hinaus  audi  weltliche  Brstrnftuig  dos  Schuldigen  r.w  rnvirkfMi. 
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Schwere  Kriminalanklagen  gegen  Geistliche  konnten  nur  vor  dem 
weltliclicn  Gericht  verhandelt  und  entschieden  werden.  Papst  Symmachus 
(498 — 514)  wurde  im  Jahre  500  von  Theoderich  auf  Grund  gegnerischer 
Ankla«^<n  wegen  Ehebruchs,  der  Verschleuderung  von  Kirchengut  und 
nicht  oitinungsmässiger  üsterfeier  —  nur  der  erstgenannte  Vonvurf 
fiel  in  das  Gebiet  des  staatlichen  Strafrechts  —  nach  Ravenna  vor 
dos  Hofgericht  geladen,  Papst  Joliannes  I.  (523 — 526)  im  Jahre  526 
wegen  Verdachts  des  Hochverrats  von  Theoderich  in  Untereuchungs- 
haft  genommen,  wUlirend  derer  er,  noch  vor  dem  königlichen  Urteil, 
starb.  Gewahrt  blieb  endlich  die  Befugnis  des  Bischofs,  als  Schieds- 
richter tiltig  zu  sein,  wenn  in  bürgerlichen  Streitigkeiten  zwischen 
Laien  diese  auf  seinen  Schiedsspruch  sich  einigten.  Jede  Verletzung 
des  Asylrechts  der  Kirchen  bedrohte  Theoderichs  Edikt  mit  dem  Tode, 
um  gleichzeitig  vor  seiner  missbräuchlichen  Ausdehnung   zu    warnen. 

Diese  Abgrenzung  der  Rechtssphären  von  Kirche  und  Staat 
schloss  nicht  aus,  dass  die  inneren  Angelegenheiten  der  Kirche 
selbständig  durch  die  kirchlichen  Organe  geregelt  wurden.  Auf  die 
Berufung  der  Synoden  und  ihre  Beschlüsse  hat  das  Königtum  regel- 
mässig keinen  Einfluss  ausgeübt,  wenn  nicht  wie  im  Laurentianischen 
Schisma  das  Interesse  des  Friedens  ein  Einschreiten  der  weltlichen 
Gewalt  forderte.  Die  Glaubensgemeinschaft  zwischen  Rom  und  By- 
zanz  wurde  wiederhergestellt,  ohne  dass  Theoderich  als  Arianer  einen 
anderen  Anteil  daran  hatte  als  den,  der  ihm  voriibergehend  durch  den 
Schutz  der  katholischen  Kirche  wider  die  Heterodoxie  des  Kaisers 
zugebilligt  worden  war.  Von  einem  Recht  des  Königs  auf  Ueber- 
wachung  oder  Bestätigung  der  Bischofswahlen  war  nicht  die  Rede, 
und  doch  konnte  es  ihm  nicht  gleichgültig  sein,  ob  Männer  zu  dem 
wichtigen  Amte  befordert  würden,  die  seine  Herrschaft  vielleicht 
gefährdeten.  Athalariclis  Gesetz  vom  Jahre  533  wider  die  Simonie 
bei  Papst-  und  Bischofswahlen,  das  der  übermässigen  Verschleuderung 
von  Geld  und  Kostbarkeiten,  ja  selbst  kirchlichen  GefUssen  an  ein- 
flussreiche Hofleute,  Beamte,  Vornehme  und  Arme  Grenzen  setzte, 
wurde  im  Einvernehmen  mit  dem  Papst  verkündet:  nur  bei  strittigen 
Wahlen  sollte  der  königliche  Hof  angegangen  und  ihm  bei  der  Ent- 
scheidung zwiespältiger  Papstwahlen  3000,  zwiespältiger  Bischofswahlen 
2000  Solidi  entrichtet  werden. 

Die  Geschiebe  der  Papstwahlen  selbst  seit  Ausgang  des  fünften 
Jahrhunderts  lässt  eine  durchgängig  beachtete  Regel  nicht  erkennen. 
Mehrfach  ernannte  ein  Papst  bei  seinen  Lebzeiten  den  Nachfolger;  so 
designierte  vielleicht  Symmachus  (498 — 514)  den  Hormisdas  (514 — 523), 
so  Felix  HI.  (526—530)  den  Bonifatius  H.  (530—532),  dessen  Designation 
zu  Gunsten  des  Diakons  Vigilius  wieder  rückgängig  gemacht  wurde. 
Der  König  selbst  setzte  den  Papst  ein,  d.  h.  er  führte  seine  Wahl 
herbei,  so  Theoderich  im  Jahre  526  Felix  HI.,  so  Theodahad  (534 — 536) 
im  Jahre  536  den  Silverius  (536 — 537).  Die  Papstwahl  wurde  frei, 
ohne  jedwede  Beeinflussung  durch  den  König  vollzogen,  so  bei  Gelasius  I. 
im  Jahre  492,  so  bei  Anastasius  II.  im  Jahre  496.  Den  kirchlichen 
Kanones    entsprach    nur    die    letztenvähnte    Art    der    Besetzung    des 
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eriedifften  Stuhle«,  zugleich  aber  auch  der  hierarchischen  Auffassung, 
derzaiolge  die  älteste  rein  kirchliche  Papstwahlordnung  *)  der  römischen 
Synode  vom  Jahre  499  der  weltlichen,  bei  der  Wahl  tätigen  Faktoren 
mit  keinem  Worte  gedachte.  Um  Gewalttat  und  simonistische  Um- 
triebe (eptscopalin  amhititn)  auszuschliessen  wird  verfugt,  dass  kein 
Presbyter,  Diakon  oder  Geistlicher  überhaupt  bei  Lebzeiten  des 
Papstes  und  ohne  dessen  Wissen  sich  durch  flirmliche  Namensunterschrift, 
eine  andere  schriftliche  Erklärung  oder  auch  durch  Eide  hinsichtlich 
der  Papstwahl  verpflichtet,  irgendwie  seine  Stimme  verspricht,  darüber 
in  Privatzusammenkünften  Erörterungen  anstellt  oder  Beschlüsse  faast, 
anderenfalls  soll  er  seines  Amtes  entsetzt  und  excommuniciert  werden. 
Gleiche  Strafe  soll  den  treffen,  der  überführt  wird,  bei  Lebzeiten  des 
Papstes  Umtriebe  in  bezug  auf  die  Papstwürde  vorgenommen  oder 
wenigstens  versucht  zu  haben.  Stirbt  ein  Papst  unerwartet,  sodass 
er  über  die  Wahl  des  Nachfolgers  keine  Anordnung  mehr  hat  treffen 
können,  so  soll  der  ordo  ecclesiasfictis  einmütig  oder  in  seiner  Majorität 
den  Papst  bestellen.  Wer  unfrei  abstimmt,  d.  h.  sich  durch  frühere 
Zusagen  gebunden  hat  oder  durch  Versprechungen  gewonnen  ist,  soll 
das  sacerdotium  entbehren,  d.  h.  des  geistlichen  Amtes  verlustig  gehen 
oder  —  und  diese  Deutung  ist  die  wahrscheinlichere  —  nicht  selbst 
römischer  Bischof  werden  dürfen,  wenn  er  nicht  durch  das  Eingostündnis 
seiner  Schuld  Straflosigkeit  erwirkt.  Das  Synodaldekret  nannte  zwar 
nur  die  stadtrömische  Geistlichkeit  wahlberechtigt,  d.  h.  die  am  Concil 
teilnehmenden  Priester  der  als  titnli  bezeichneten  Kirchen  Roms  und 
die  städtischen  Diakonc,  tatsächlich  aber  kam  ein  Anteil  an  der  Wahl 
auch  dem  römischen  Volke  und  dem  häuflg  den  Ausschlag  gebenden 
römischen  Senate  zu,  wie  denn  auch  das  Wahlprotokoll  von  Priestern 
und  Laien  unterzeichnet  werden  musste.  Dass  der  so  gewälilte  Papst, 
neben  dem  der  Wortlaut  jenes  Dekrets  von  499  den  vom  Vorgänger 
designierten  als  gleichberechtigt  zuliess,  durch  den  HeiTscher  bestätigt 
würde,  war  allem  Anschein  nach  kein  rechtliches  Erfordernis  fUr  die 
Gültigkeit  seines  Pontifikats.  Die  Anzeige  der  vollzogenen  Besitz- 
ergreifung des  päpstliclien  Stuhls  zu  Händen  des  oströmischen  Kaisers 
hatte  gleich  dem  Schreiben  zu  dessen  Thronbesteigung  in  jener  Zeit 
nur  formale  Bedtmtung.  Als  die  beiden  Päpste  Symmachus  (^498 — 514) 
und  Laurcmtius  (498 — 505)  im  Jahre  498  Theoderich  um  seinen 
Schiedsspruch,  nicht  um  sein  Urteil  angingen,  das  ihm  nur  kraft  einer 
anerkannten  Gerichtshoheit  zugestanden  hätte,  erklärte  er  sich  filr 
Symmachus  als  denjenigen,  der  nach  den  Kanones  der  Kirche  von 
der  Majorität  gewählt  und  zuerst  ordiniert  worden  sei.  Das  Recht, 
die  Papstwaiil  von  sich  aus  zu  bestätigen,  hat  der  König  damals  nicht 
beansprucht  Erst  im  weiteren  Verlaufe  des  Streites  zwischen  den 
beiden  Prätendenten  gab  im  Jahre  602  (?)  eine  römische  Synode  (in 
ihrer  vierten  Sitzung,  der  sog.  gynodu»  Palmari«)  auf  Befehl  des  Königs 
alle  geistliche   Gewalt   und   alles  Kirchengut  an  Symmachus   zurück. 

')    M(.  \ II,  809  (MI ÜBT'  8.70);  rgl.  auch  d«n    loutcn  Seiuito- 
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Sie  wich  damit  einem  Richterspruch  über  den  Papst  aus,  und  gleich 
ihr  vertraten  auch  die  Bischöfe  Ennodius  von  Pavia  (f  521)  und 
Avitus  von  Vienne  (f  um  526)  die  Anschauung,  dass  der  Nachfolger 
Petri  von  niemand  gerichtet  werden  könne ;  sein  Sitz  wurde  bezeichnet 
als  oberste  Appellationsinstanz  für  Alle  und  über  Alles.  Der  Primat 
des  Papstes  in  der  abendländischen  Kirche  ward  nicht  bestritten,  im 
Gegenteil  von  den  Päpsten  selbst  häufig  betont  und  auch  gegenüber 
dem  Patriarchen  von  Konstantinopel  zur  Geltung  gebracht,  dessen 
Supremat  im  Orient  wie  auf  dem  Concil  von  Chalcedon  (451)  so  von 
neuem  im  Jahre  476  durch  Kaiser  Zeno  (474 — 491)  bestätigt  worden 
war.  Den  apostolischen  Stuhl  aber  bezeichnete  Papst  Honnisdas 
(514  —  523)  als  den  Erhalter  der  katholischen  Religion,  der  sie  stets 
ohne  Makel  bewahrt  habe. 


§  10.    Die  Organisation  der  Kirche  in  Pallien 
und  der  Vikariat  der  Bischöfe  von  Rrles. 

C.  F.  ARNOLD,  Caesarius  von  Areiate  und  die  gallinclic  Kirche  seiner  Zeit 
(Leipzig  1894),  S.  182  ff.  C.  F.  ARNOLD,  Realencvklopädie  für  protesUntische  Theo- 
logie und  Kirche  II  (3.  Aufl.  Leipzig  1897),  S.  56ff.  III  (1897),  S.  622 ff.  E.  CH. 
BAIU'T,  Le  concile  de  Turin.  Essai  sur  l'histoire  des  egiises  proven^ales  au 
V*  siede  et  sur  les  origines  de  la  monarchic  ecciesiastique  Romaine  (417 — 450). 
Paris  1904.  L.  DUCHESNE,  Fastes  episcopanx  de  l'ancienne  Ganle  I.  II.  Pariü 
18D4  ff.,  bes.  I,  S.  1  ff.  84  ff.  W.  GUNDLACH,  Neues  Archiv  XIV  (1889),  8.  253  ff. 
XV  (1890),  S.  11  ff.  235 ff.  E.  LOENING,  Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  I, 
8.  12  ff.  463  ff.  H.  J.  SCHMITZ,  Historisches  Jahrbuch  XII  (1891),  8.  Iff.  245 ff. 
H.J.SCHMITZ.  Archiv  für  katholisches  Kirchenrecht  LXXII  (1894),  S.3ff.  J.  ZELLER, 
^v     '• '      Zeitschrift  XXIII  (1904),  S.  91ff. 

.•^•Mt  der  Reform  der  Ver«'altung  des  römischen  Reiches  durch 
Diocletian  (284 — 305)  setzte  sich  die  Praefectura  Galliarum,  deren 
Statthalter  bis  um  das  Jahr  400  seinen  Sitz  in  Trier  hatte,  aus  drei 
Ländermassen  zusammen,  Spanien,  Britannien  und  Gallien.  Das 
letztere  wiederum  zerfiel  in  zwei,  später  vereinigte  Diöcesen  mit  ins- 
gesamt siebzehn  Provinzen,  deren  jede  mehr  oder  weniger  civitates 
umspannte.  Die  Einteilung  des  Landes  zu  staatlichen  Zwecken 
ward  die  Grundlage  der  kirchlichen,  die  aber  ihr  Vorbild  keineswegs 
durchgängig  nachahmte.  In  der  Hauptsache  deckten  sich  wohl  die 
Bistümer  —  von  ihnen  bestand  nur  das  von  Lyon  bereits  im 
letzten  Drittel  des  zweiten  Jahrhunderts,  während  die  übrigen  zum 
Teil  viel  später  errichtet  wurden  —  mit  den  Gebieten  der  ci'vttatea] 
^abei  jedoch  war  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Bischof  nicht  in  der 
Stadt  8elb.st,  sondern  in  einem  Nebenorte  seinen  Sitz  hatte,  dass 
vielfach  mehrere  Stadtbezirke  zu  einem  einzigen  Bistum  vereinigt 
w'aren.  Noch  im  fünften  Jahrhundert  fehlte  es  an  einer  festen  Ab- 
grenzung der  Bistümer  gegeneinander.  Auch  die  Einrichtung  der 
Metropolitanverbände  war  noch  nicht  soweit  durchgeführt,  dass  jede« 
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Bistum  dauernd  zu  einer  bestimmten  Provinz  gehört  hätte.  Ueber 
sie  hinauM  sind  zwar  gemeinschaftliche  Concilien  mehrerer  Metro- 
politanverbUnde  bezeugt,  aber  eine  Vereinigung  aller  zu  einer  gallischen 
(lesamtkirche  war  bis  zum  Ende  des  vierten  Jahrhunderts  noch  nicht 
ins  Leben  getreten  '). 

Die  Weiterbildung  der  Metropolit^inverfassung  war  im  oströmischen 
Reiche  während  des  vierten  Jahrhundert«  durch  die  Einrichtung  von 
Patriarchaten  zum  Abschluss  gelangt;  jedes  von  ihnen  vereinigte 
fortan  in  sicii  mehrere  Metropolitanverbände.  Anders  in  der  abend- 
ländisciien  Kirche.  Ihre  Einheit  verkörperte  sich  im  Primat  des 
römischen  Papstes,  dessen  Streben  nach  Suprematie  gerade  in  Hin- 
sicht auf  Gallien  einen  bedeutenden  Erfolg  zu  verzeichnen  hatte.  Als 
Kaiser  Valentinianus  III.  (425 — 455)  zu  Gunsten  Leos  L  (440 — 461) 
im  Jahre  445  verordnete,  dass  kein  Bischof  des  weströmischen 
Reiches  etwas  ohne  Geheiss  des  Bischofs  der  ewigen  Stadt  unter- 
nehmen oder  sich  der  Ladung  vor  dessen  Gericht  entziehen  dürfe  *), 
vereitelte  er  zugleich  die  Versuche  des  Bischofs  von  Arles,  für  sich 
und  seine  Kirche  einen  von  Rom  unabhängigen,  selbständigen  Primat 
in  (vallion  aufzurichten. 

Diese  Versuche  waren  durch  Ereignisse  der  politischen  Geschichte 
hervorgerufen  und  gefordert  w^orden.  Um  das  Jahr  400  hatte  die 
Residenz  des  Praefectus  praetorio  Galliarum  aus  dem  durch  die  Gennanen 
gefilhrdeten  Trier  nach  Arles  verlegt  werden  müssen.  Hier  hatte 
sich  in  den  Jahren  407 — 411  der  Usurpator  Constantinus  festgesetzt, 
bis  die  Reorganisation  der  zerrütteten  Verwaltung  der  gallis(.li<n 
Provinzen  Arles  zum  Sitz  ihres  Landtages  bestimmte.  Dank  der 
neuen  Rechtsstellung  der  Stadt  wuchs  die  Bedeutung  ihres  Bischofs. 
Zuvor  dem  Metropolit  von  Vienne  untergeben,  erhob  er  zunächst 
Anspruch  auf  die  Würde  des  Metropolitans  in  der  Provincia  Viennensis, 
forderte  dann  im  Einvernehmen  mit  dem  Bischof  von  Rom,  dessen 
EinflusK  dadurch  gesteigert  werden  musste,  Metropolitanrechte  über 
(rallien  überhaupt.  Mit  Berufung  auf  die  Gründung  der  Kirche  von 
Arles  durch  den  Apostelschüler  Trophimus  verfiigte  Zosiraus  (417 — 418), 
kein   Geistlicher   irgendwelchen  Grades   solle  ohne   die   durch  litterae 


')  Die  NotiUa  Gulliarum,  d.  b.  da«  Vcnoichnis  der  gallischen  Prorinaen 
mit  Anirabe  der  Metropolen  and  eiviUittM  au«  der  Zeit  von  ."tBO  bis  418  (MO.  auct. 
antt.  IX,  584  ff.)  kennt  foifrondo  Metropolen  (die  hinter  den  Namon  der  Proviuien 
•tobenden  Zahlen  beliehen  •ich  aof  die  der  civitate*,  xu  doiicn  ja  auch  die  Metro- 
polen gehören):  Aix  {Sarbonamt  »tetmia,  7),  Bcsan^on  {Maiima  Semtmantm,  4), 
Bordeaux  (A^itamo»  Mcunda,  0).  Bourgee  {Aqtdtmnicm  primta,  8),  Kaute 
.RTiiiiwifiii^nliiw,  lll),  Babran  {Alpium  mantimanmt,  8).  K5ln  {Otrmmua  mennda.  2), 
Lyon  (rmgärnnttit  prima,  8),  Mains  {Otrmaiua  prima,  4),  Moatier-iu- 
Tmrmnt  hl»  9  (AfyimmChmmmm«tI\temimrum,%),  Narbonne  {Narhamiuit  prima.  !t\ 


Reims  (AsfTMs  «eemMia.   t9).  Bonen  {lA^immmmt  «eewMla,  7),   Setti  (iÄ^duimuü 
^dmmtiuit  »tHim,  9),  Trier   {Bttgita  primm,  4),    Yieaae 


I,  7K  Tours  (J 
{Virnrnrnm»,   18),  also  iuagMMut   113  mtiiali»,   darunter  if  MetropolM.    Vgl.  oatea 
f  18  und  I  40  aber  die  kirchliche  Kiateilnng  des   frKnkischen  und    des  deutseliea 
Keiehe«. 

*)  MIRflT*  8.  86;  Tgl.  oben  8.  95  f. 


§  lU.     Die  OrganicHtion  dor  Kin-lic  in  (iallicu.  37 

'  intae  zu  verbriefende  Erlaubnis  des  Bisciiot'ü  von  Arles  nach  Rom 
.1  sonst  wohin  reisen  dürfen;  der  Bischof  von  Arles  allein  solle 
in  den  Provinzen  Narbonensis  prima,  Narbonensis  secunda  und 
Viennensis  die  Bischöfe  einschliesslich  der  Metropoliten  ordinieren 
und  alle  kirchlichen  Streitigkeiten  entscheiden,  wenn  nicht  ihre  Be- 
deutung das  Urteil  des  nimischen  Papstes  verlange;  er  solle,  wie 
Bonifaz  I.  (418 — 422)  ergänzend  anordnete,  die  Bischöfe  zu  Synoden 
einberufen.  Die  allgemeine  Lage  Galliens,  in  dessen  Besitz  sich  die 
Westgothen,  Burgunder  und  Franken  zu  teilen  begannen,  rechtfertigt«; 
einen  solchen  Vorrang  der  Kirche  von  Arles.  Mochte  er  auch  nicht 
unbestritten  bleiben,  jedenfalls  verlangte  die  bedrohte  kirchliche 
Organisation  nach  einem  festen  Zusammenschluss.  Ohne  grosse  Mühe, 
wie  es  scheint,  konnte  Hilarius  von  Arles  (f  449)  die  Provinzen  des 
südlichen  Gallien,  soweit  es  noch  römisch  war,  unter  seinem  Primat 
vereinigen ;  alle  übrigen  Metropoliten  wurden  ihrer  Befugnisse  entkleidet, 
nur  von  Hilarius  bestätigte  und  ordinierte  Bischöfe  zugelassen,  die 
von  ihm  veranstalteten  Synoden  mit  der  ausschliesslichen  Gerichts- 
barkeit über  die  Bischöfe  ausgestattet.  Auf  der  anderen  Seite  konnte 
Papst  Leo  I.  nicht  gewillt  sein,  für  die  Dauer  auf  die  Unterordnung 
Galliens  unter  Rom  zu  verzichten.  Bald  nachdem  eine  römische 
Synode  den  Klagen  über  Hilarius  und  sein  nicht  immer  gesetzmässiges 
Verfahren  bei  der  oft  gewaltsamen  Einsetzung  von  Bischöfen  statt- 
gegeben, ihm  die  Ausübung  der  primatialen  Befugnisse  wie  sogar  der 
des  Metropoliten  entzogen  hatte,  verlieh  das  erwähnte  Edikt  Valen- 
tinians  UI.  vom  Jahre  445  den  Ansprüchen  des  Papstes  auf  die 
oberstrichterliche  und  gesetzgebende  Gewalt  in  der  Kirche  des  west- 
römischen Reiches  Nachdruck  und  Bestätigung.  Mag  sich  Hilarius 
gefügt  haben  oder  nicht,  —  erst  mit  seinem  Nachfolger  wurde  ein  Ab- 
kommen vereinbart,  das  fiir  die  Provincia  Viennensis  die  Metropolitan - 
gewalt  des  Bischofs  von  Arles  neben  der  des  Bischofs  von  Vienno 
anerkannte  und  seine  Primatialgewalt  stillschweigend  wieder  aufleben 
lies«.  Wenn  auch  das  räumliche  Geltungsgebiet  der  letzteren  infolge 
der  staatlichen  Verschiebungen  in  Gallien  mannigfachen  Schwankungen 
unterworfen  war,  jedenfalls  sollte  sie  fortan  aufgefasst  werden  als 
Folge  der  dem  Bischof  von  Arles  übertragenen  Stellvertretung  des 
apostolischen  Stuhls  in  allen  Kirchen  Galliens.  Der  Primat  ward 
verstanden  als  päpstlicher  Vikariat.  Sein  Träger  war  der  Beauftragte 
Roms  und  als  solcher  berechtigt  zur  Vornahme  von  Ordinationen,  zur 
Jurisdiktion  in  kirchlichen  Strafsachen,  zur  Berufung  von  Concilien 
für  die  Aufrechterhaltung  der  kirchliehen  Satzungen  und  die  Ent- 
scheidung von  Streitigkeiten.  Er  war  gegenüber  den  gallischen  Bischöfen 
der  Vertreter  des  römischen  Papstes,  der  durch  ihn  und  zugleich 
neben  ihm  in  der  zweiten  Hälfte  des  fünften  Jahrhunderts  eine  kaum 
beschränkte  Disziplinargewalt  über  die  Kirchen  Galliens  ausübte. 
Diese  Verbindung  aber  der  kirchlichen  Ordnungen  des  Landes  mit 
Rom  war  um  so  wichtiger,  als  gerade  damals  die  Staaten  der  arianischen 
Westgothen  und  der  Burgunder,  später  ausser  der  vorübergehenden 
Herrschaft  der  Ostgothen  im  südlicnen  Gallien  das  Reich  der  Franken 
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die  politiHchen  Zusammenhänge  umformten.  Sie  hat  sich  auch  in  der 
Folgezeit  erhalten,  ohne  doch  stets  in  gleicher  Stärke  sich  äussern 
zu  Können. 


§  11.    Das  Klosterwesen  in  Pallien. 

A.  HAKNACK,  Kedeo  and  Aufiiatxo  I  (OieMcu  1904).  8.  83  ff.  E.  HATCH, 
GeselUchaftsvcrfaASung  8. 157  ff.  M.  HEIMBUCHEK,  Dio  Orden  and  Kongrpfrstionen 
der  katholischen  Kirche  I  (Paderborn  1896),  8.  30 ff.  68 ff.  E.  LOENING,  Gcachicht« 
des  deutschon  Kirchenrechts  I,  8.  832 ff.  W.  MOELLER- VON  8CHUHEKT,  Lohr- 
buch  I',  8.  461  ff.  563 ff.  CH.  DE  MONTALEMHEKT,  Les  meines  d'Occi.i.  nt  I 
(Paris  1860),  bes.  8. 137  ff.  K.  MÜLLEK,  Kircheugeschichte  1, 8.  208 ff.  O.  J.  PLANCK, 
Qesellschafisverfassung  I,  8.  402 ff.  O.  ZÖCKLER,  Askese  and  Münchtnm  (Frank- 
ftirt  a.  M.  1897),  bes.  8.  328  ff. 

Seit  dem  Ausgang  des  vierten  Jahrhunderts  begegnen  in  Gallien 
die  Anfänge  des  klösterlichen  Lebens,  dessen  Schilderung  die  der 
Hierarchie  und  ihrer  Ordnungen  ergänzen  muss.  Die  Gesetzgebung 
dann  des  fünften  Jahrhunderts  hat  es  eingegliedert  in  das  kirchliche 
Recht«l('ben ,  nicht  in  den  Organismus  der  kirchlichen  Verfassung: 
die  Kongregationen  der  Mönche  und,  in  Gallien  wenigstens  kaum  vor 
dem  sechsten  Jahrhundert,  der  Frauen  stellten  nur  eine  Form  dar  des 
religiösen  (Genossenschaftswesens,  dem  an  sich  kein  Anteil  zukam  an 
der  Verwaltung  der  Kirche,  wie  sie  dauernd  die  Aufgabe  des  mannigfach 
abgestuften   Klerus  blieb. 

Die  Heimat  des  Mönchswesens  ist  Aegypten,  wo  seit  dem  dritten 
Jahrhundert  immer  grössere  Scharen  in  selbstgcsuchter  Ausschliessung 
von  jedwedem  menschlichen  Verkehr,  in  Selbstkasteiung,  Beschaulichkeit 
und  Arbeit  da«  Ideal  vollkommeneren  Christentums  zu  vemvirklichen 
trachteten,  als  es  die  verweltlichte  Kirche  herbeizuführen  geeignet 
schien.  Neben  die  ursprüngliche  Anachoresc  oder  das  Eremitcntum 
mit  strenger  Vereinzelung  der  Asketen  trat  bald  das  gemeinsame 
Leben  unter  einem  Dache,  das  die  Zellen  der  Mönche  möglichst 
aneinanderrückte  (coenobium,  monasterium).  An  der  Spitze  jedes 
Klosters  steht  der  Abt  (abbas),  mag  er  nun  der  Gründer  oder  der 
von  der  Genossenschaft  gewählte  Leiter  sein.  Kr  ordnet  die  Ver- 
waltung des  Klosters,  die  Tätigkeit  und  das  gemeinsame  Leben  der 
Mönche,  die  ihm  unbedingten  Gehorsam  bis  zum  Tode  schulden.  Bei 
ihrem  Eintritt  ins  Kloster,  der  erst  nach  einer  Prüfung  vollzogen 
werden  kann,  müssen  sie  ihres  Sondervermögens  sich  ent&ossert 
haben;  sie  dürfen  fortan  kein  Sondereigentum  mehr  erwerben;  was 
an  Arbeitsertrag  über  den  notwendigsten  Bedarf  zum  Unterhalt 
liinausgoht,  gehört  dem  Kloster.  Die  einfache  Tracht  und  das  in 
«•igener  Weise  geschnittene  Haar,  aus  dem  sich  die  Tonsur  in  ihren 
verschiedenen  Formen  (zuletzt  die  römische  Kranztonsur,  tonaura  sttncti 
Petri)  entwickelt  hat,  unterschieden  die  Mönche  äusscrlich  von  den 
l^ien,  die  sie  rechtlich  zunächst  blieben.  Sie  sollten  nicht  zu  Geistlichen 
geweiht  werden,  andererseits  konnten  die  Klerikor,  die  als  Beauftragte 
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de»  Bischofs  den  Uotlrsdienst  in  der  Klosterkirche  versahen,  nicht 
Mönche  werden,  da  ihnen  nicht  erlaubt  war  das  Amt  zu  verlassen, 
/u  dem  sie  ordiniert  waren. 

Lan^amer  als  im  Orient  verbreitete  sich  das  Mönchswesen  im 
Abendlande.  Immcrliin  entstanden  bereits  im  letzten  Drittel  des  vierten 
Jahrhunderts  die  ersten  Niederlassungen  von  Anachoreten  und  mehrere, 
z.  t.  stark  besetzte  Klöster,  so  z.  B.  als  Stiftung  des  späteren  Bischofs 
Martinus  von  Tours  (f  397)  das  von  Marmoutier,  so  weiterhin  das 
auf  der  Insel  L^rins  bei  Toulon  und  zu  St.  Moritz  im  Rhonetal.  Die 
Zahl  der  Klöster  wurde  im  fünften  Jahrhundert  noch  erheblich  vermehrt, 
ohne  dass  sie  insgesamt  zu  einer  einzigen  Kongregation,  zu  einer  Ver- 
bindung aller  fiir  die  Durchführung  der  gleichen  Ordnungen  sich 
zusammenschlössen.  Die  strengen  Vorschriften  der  ersten  Mönchsregeln 
de»  Pachomius  (f  348  ?)  und  des  Basilius  (f  379)  konnten  nicht 
befolgt  werden,  ebensowenig  das  Verbot  des  Sondereigentums  der 
Mönche  oder  ihres  Eintritts  in  den  klerikalen  Stand;  mehrere  Bischöfe 
im  südlichen  Gallien  während  des  fünften  Jahrhunderts  waren  vor 
ihrer  Wahl  Insassen  von  Lerins  gewesen.  Die  anachoretische  und  die 
coenobitische  Lebensweise  war  gleichzeitig  eingebürgert,  abgesehen  von 
den  grossen  Klöstern  formlos  und  teilweise  ohne  Gelübde.  „Gebet 
und  Askese,  methodische  Bodenkultur  oder  lediglich  die  Beschaffung 
der  kärglichen  Lebensbedürfnisse  aus  dem  Haushalt  der  wildwachsenden 
Natur,  hie  und  da  Liebestätigkeit  und  religiöse  oder  klassicistische 
literarische  Interessen  stehen  neben-  oder  gegeneinander." 

Unter  solchen  Umständen  erfuhr  die  Stellung  der  Klöster  und 
Mönche  zur  bestehenden  Organisation  der  Kirche  nach  zwei  Seiten 
hin  durch  die  Beschlüsse  des  ökumenischen  Concils  von  Chalcedon 
(451)  ihre  Regelung.  Diese  erhoben  einmal  die  Pflichten  der  Mönche 
zu  kirchlichen  Pflichten,  deren  Uebei*tretung  mit  kirchlichen  Strafen 
bedroht  wurde.  Der  Mönch  soll  nicht  heiraten,  kein  Amt  übernehmen, 
nicht  aus  dem  Kloster  austreten,  um  wieder  Laie  zu  werden.  Kein 
Sklave  darf  Mönch  werden.  Nur  mit  Erlaubnis  des  Bischofs  kann 
der  3Iönch  zeitweise  sein  Kloster  verlassen,  ausserhalb  dessen  er  sich 
nicht  aufhalten  oder  gar  mit  weltlichen  oder  kirchlichen  Angelegen- 
heiten sich  befassen  darf^).  Das  Mönchtura  erscheint  als  besonderer, 
neben  den  Klerus  gestellter  kirchlicher  Stand;  erst  seit  dem  sechsten 
Jahrhundert  werden  auch  die  Mönche  clerici  genannt.  Andererseits 
ward  in  Chalcedon  das  einzelne  Kloster  in  kirchlicher  Hinsicht  der 
Gewalt  des  jeweiligen  Diözesanbischofs  unterworfen.  Er  überträgt 
den  Geistlichen  im  Kloster  die  Ausübung  kirchlicher  Obliegenheiten; 

')  Im  Gegensatz  zn  den  regelrecht  lebeuden  München  stehen  1)  die  $arabaitae 
(=  die  WiderspSnstigen?),  die  zu  je  zweien  oder  dreien  oder  wenig  mehr  in  einer 
Zelle  oder  einem  montuterium  zasaramenlebten,  ihren  Unterhalt  durch  freie  Arbeit  in 
den  8t;idten  sich  erwarben  und  aus  gemeinsamer  Kasse  ihre  Bedürfnisse  bestritten, 
dabei  reichlieh  Almosen  gaben  und  aU  Mönche  auftraten;  2)  die  gyrovayi  oder 
circumeeüionea,  die  ohne  festen  Aufenthalt  von  Kloster  zu  Kloster  zogen  und  in 
jedom  als  Gäste  auf  drei  bis  vier  Tage  verweilten;  vgl.  Kegula  s.  Benedict!  c.  1 
.d  K  WoKLKFLIN.  Leipzig  1895.  UEIMBUCHER,  a.a.O.  I,  8.66.  MÖLLEH- 
VüN    SCmUKHT    a    .,    <>     I     S    ."^.«t? 
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ihm  Rind  sie  zu  Gehorsam  verpflichtot  wie  die  übrigen  Stadt-  und 
Landkl<?riker.  Nur  mit  seiner  Einwilligung  können  Klöster  errichtet 
werden,  deren  keines  jemals  wieder  seinem  urHprünglichcn  Zweck 
entfremdet  werden  darf,  jedes  dauernd  der  bischöflichen  Aufsicht 
unterliegt 

Die  Reception  dieser  Normen  durch  die  allgemeine  Kirche  schloss 
ihre  Ergänzung  im  einzelnen  nicht  aus,  wie  sie  denn  für  Gallien 
durch  mehrere  Concilion  des  fünften  und  beginnenden  sechsten  Jahr- 
hunderts weiter  ausgefiihrt  wurden.  Kein  Abt  sollte  zu  gleicher  Zeit 
zwei  Klöstern  vorstehen  dürfen.  Nur  erprobten  Mönchen  sollte  erlaubt 
sein,  ausserhalb  eines  Klosters  in  gesonderten  Zellen  zu  lebenslänglichem 
Aufenthalt  sich  einschliessen  zu  lassen  (inclusi,  reclusi),  keiner  ohne 
Erlaubnis  des  Bischofs  vom  Abte  zum  Kleriker  ordiniert  werden  oder 
in  einem  anderen  Kloster  Aufnahme  finden.  Die  Frauenklöstor 
endlich  sollten  nicht  in  der  Nähe  von  Männerklöstem  gelegen  sein, 
kein  Geistlicher  oder  Mönch  sie  betreten,  die  messelesenden  Priester 
nicht  unnötig  in  ihnen  verweilen.  Ihre  Verfassung  war  im  allgemeinen 
derjenigen  der  Männerklöster  nachgebildet.  An  der  Spitze  stand  eine 
regelmässig  von  den  Nonnen  (virgines,  puellne-y  moniales)  gewählte 
Vorsteherin  (mater,  praepositaj,  die  zur  Verhängung  von  Disziplinar- 
strafen berechtigt  war,  in  schwierigen  Fällen  nach  Beratung  mit  dem 
an  der  Klosterkapelle  tätigen  Priester  oder  selbst  dem  Bischof.  Vor 
ihrem  Eintritt  ins  Kloster  mussten  die  Nonnen  feierlich  das  Gelübde 
stetiger  Keuschheit  ablegen;  dann  empfingen  sie  den  Schleier  (relamen) 
und  noch  ein  anderes  Kleidungsstück  (pnlla,  furvaL  endlich  die 
Benediktion:  nur  der  Bischof  aber  konnte  das  Gelöonis  entgegen- 
nehmen und  die  Einkleidung  vollziehen  (aacrare,  consecrare  viraine»). 
Immerhin  blieb  es  Jungfrauen  oder  Witwen,  die  nicht  mehr  zu 
heiraten  gelobten,  auch  erlaubt,  in  ihrer  bisherigen  Umgebung  weiter 
zu  leben,  ohne  zu  imraenvährendem  Aufenthalt  in  ein  bestimmtes 
Kloster  übersiedeln  zu  müssen. 


S  12.    Die  Kirche  im  tolosanischen  Reich  der  Westgothen 

(419—507). 

F.  DAHN,  DIp  Kini^r-  .1-  r  Germanen  VI  (WUniburgl871).8.867ff.  F.  0ÖRRE8. 
Rcdfincjklopftdip  «J<r  .  hriHtlitlu-n  AltertiiUmor  I  (horauBg.  von  F.  X.  KRAUS,  Frwi- 
bwf  I.  Br.  1880),  s  2S2fr  F.  fUillRES,  Tlioologische  Studien  und  KriUken  1898. 
8.  708ff.  A,  VON  HALHAN,  Htm  rümUohe  Recht  in  den  (remtaniacben  VoiksateataB I 
(Brvalan  1890;  (MKRKK'S  Unteranchuugen  Nr.  66),  S.  178  ff.  K.  LOKMNQ.OaaeUdito 
das  daotaelien  Kirrhenrrcht«  I,  H.  510ff.  A.  LONGNON,  Atlas  liUtorique  de  la  Franee 
(Paria  1886),  Karte  a.  CH.  J.  RKVIIXOUT.  Do  r«riaiii8mc  dva  piupli«  Genunniqaea 
8.  82  ff.  129  ff.  -  Für  die  hier  auaser  Acht  galaaaene  VerfMsangagcKhicht«  der  Kirahe 
im  toletaniüchen  Reich  Tgl.  anater  den  Arbeiten  von  DAHN.  OÖRRE8  und 
REVILLOI  T  (H.  220  ff.)  noch  F.  GÖRKE8,  Zeitaehrift  fttr  wim.  .  '  "  l.e  Theologia 
XUl  (1H90).  K.  270  ff.  XLV  (1902).  S.  41  ff.  XLVlll  (1905),  S.  S»<  a  .  LEMBUB, 

Ooaehichte  von  Spanien  I  (Hamburg  1881).  S.  187  ff.  W.  Situ  i.n\)u,  Deotaak« 
«•aebiebte  von  der  Urteit  bia  an  den  Karolingeni  I  (Stuttgart  1894).  8.  446  ff. 
U.  STITT/.  Gcachicbte  dea  kirobUoban  Beaefiaialweaena  I  (RerUn  1896X  8.  106  ff. 
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Die  Geschichte  des  wtstgothisclien  Keich«  in  Ixallien  ist  zeitlich 
begrenzt  durch  den  Vertrag  des  weströmischen  Kaisers  Honorius 
(395—423»  mit  König  Walja  (415—419)  vom  Jahre  419,  der  dem 
Föderatvolke  das  westliche  Gallien  einräumte,  andererseits  durch  den 
Sieg  des  Königs  der  Franken,  Chlodowech  (481 — 511),  über  Alarich  II. 
/485 — 507)  bei  Vouille  im  Jahre  507.  Während  das  von  Eurich 
(466 — 485)  eroberte  Spanien  den  Westgothen  verblieb,  wurden  mit 
aen  südlich  der  Loire  gelegenen  Teilen  der  ehemals  römischen  Provincia 
Lugdunensis  tertia  die  Provinzen  Aquitanica  prima,  Aquitanica  secunda 
und  Novempopulana  zum  fränkischen  Reich  geschlagen,  bis  ihm,  bald 
nach  der  Unterwerfung  der  Burgunder  (534),  auch  die  ostgothisch 
gewordenen  Gebiete  an  der  unteren  Rhone  und  am  Löwengolf,  d.  h.  die 
Provence  mit  Arles,  Avignon,  Marseille  und  Toulon,  durch  die  Ost- 
gothen  selbst  abgetreten  wurden  (536).  Nur  der  Landstreifen  am 
mittelländischen  Meer  von  den  Pyrenäen  bis  zur  Mündung  der  Rhone, 
das  spätere  Septimanien.  war  bis  um  die  Mitte  des  achten  Jahrhunderts 
westgothischer  Besitz. 

Die  Westgothen  waren  durch  Vermittlung  des  Rünierreichs  der 
christlichen  Lehre  und  der  kirchlichen  Organisation  zugeführt  worden, 
sodass  ein  gothischer  Bischof  schon  dem  Concil  von  Nicaea  (325)  hatte 
beiwohnen  können.  Das  Bekenntnis  jedenfalls  ihrer  grösseren  Hälfte 
war  das  arianische,  nachdem  um  die  Mitte  des  vierten  Jahrhunderts 
der  arianische  Bischof  Vulfila  (f  381)  die  Bibel  ins  Gothische  übersetzt 
hatte.  Es  ist  dem  Volke  verblieben  bis  zum  Uebertritt  Rekareds  I.,  des 
Beherrschers  des  toletanischen  Reiches  (586 — 601),  zum  Katholizismus. 

Die  kirchliche  Organisation  der  Arianer  im  tolosanischen  Reich 
ist  kaum  in  ihren  Umrissen  erkennbar.  Im  Allgemeinen  mag  sie  der 
katholischen  ähnlich  gewesen  sein,  wie  denn  in  allen  grösseren  Städten 
neben  den  katholischen  gothische  Bischöfe  anzunehmen  sein  werden, 
deren  Einsetzung  vielleicht  schon  im  fünften  Jahrhundert  durch  den 
König  erfolgte.  Neben  und  unter  ihnen  waren  Priester  tätig,  ohne 
dass  klar  würde,  in  welcher  Weise  ihre  Stellung  von  derjenigen  der 
romanischen  abwich  oder  ihr  rechtlich  gleichkam.  Ein  arianisches 
Concil,  auf  dem  sich,  königlicher  Einberufung  zufolge,  Bischöfe  und 
Priester  mit  Vertretern  des  gothischen  Laienadels  zusammenfanden, 
ist  erst  für  das  sechste  Jahrhundert  bezeugt;  gewiss  hat  ihm  für  die 
staatlichen  Verhältnisse  nicht  die  Bedeutung  geeignet  wie  den  späteren 
Vorsamralungen  des  katholischen  Episkopats.  Immerhin  war  der 
*  M „eiKsatz  zwischen  Arianismus  und  Katholizismus  stark  genug,  um 
den  nationalen ,  den  kein  connuhium  zwischen  Westgothen  und 
Römern  milderte,  dauernd  aufrecht  zu  erhalten.  Während  Eurich 
vor  offensichtlichem  Zwang  zur  Annahme  des  Arianismus  nicht  zurück- 
schreckte und  gerade  zur  Zeit  seiner  Katholikenverfolgung  (470—475) 
nicht  selten  katholische  Kirchen  dem  arianischen  Kultus  eingeräumt 
wurden,  begegnet  andererseits  die  Bestimmung,  dass  nur  eine  zweite 
1  ante  den  Uebertritt  zum  Arianismus  bekräftigen  könne,  obwohl  sich 
die  katholische  Kirche  bei  jeder  reconversto  mit  blosser  Handauflegung 
begnügte.    Auch  Alarich  II.  war  nachgiebig  genug,  im  Jahre  506  nicht 


42  Die  Kirche  vom  fünften  bis  zum  neunten  .lahrhundert. 

ein  Verbot  zu  beseitigen,  da8  den  Ariunern  den  Hau  von  Kirclien 
antersagtc.  Nur  lur  liömer,  nicht  für  die  (»othen  geltend,  niusste 
es  den  Uebertritt  von  Römern  zum  arianischen  Hekenntnis  erschweren. 
Sie  mochten  vereinzelt  sich  dazu  entschliessen,  römisch  -  arianische 
Gemeinden  aber  konnten  kaum  entstehen. 

Für  die  Organisation  der  katholischen  Kirche  brachte  die  Zeit 
der  Westgothenherrschaft  in  Gallien  neue  Festigung.  Die  Toleranz 
der  Könige  ihr  gegenüber  kann  nicht  bezweifelt  werden ;  nur  P^urich 
suchte  in  den  Jahren  470 — 475  den  Widerstand  des  Episkopats  in 
den  noch  römischen  Gebieten  bis  an  die  Khdne  und  Loire,  die  ihm 
im  Jahre  475  abgetreten  wurden,  aus  politischem  wie  religiösem 
Interesse  dadurch  zu  brechen,  dass  er  eine  Reihe  von  Bischöfen  ver- 
bannte, die  Neubesetzung  von  Bistümern  zeitweise  untersagte,  die 
durch  den  natürlichen  Tod  ihrer  Inhaber  erledigt  waren,  und  so  den 
niederen  Klerus  seiner  Lenker  beraubte.  Die  Kirchenpolitik  Alarichs  II. 
dagegen  war  bemüht,  mit  den  Bischöfen  ein  Einvernehmen  zu  erzielen, — 
ohne  Erfolg,  da  der  Uebertritt  Chlodowechs  zum  Katholizismus  dem 
frUnkischen  König  die  Unterstützung  der  Geistlichkeit  im  Reiche 
Alarichs  sicherte:  der  römische  Klerus  stand  samt  seinen  Kirchen 
während  des  Glaubenskriegs  wider  die  Arianer  im  Frieden  und  im 
Schutze  des  Frankenherrschers. 

Der  Uebergang  des  Besitzes  von  Gallien  auf  die  Westgothen, 
die  zahlreichen  Verschi«'bungen  der  politischen  Grenzen  im  fiinften 
Jahrhundert  und  zu  Anfang  des  sechsten  sind  auf  die  Gestaltung  des 
Landes  in  kirchlicher  Hinsicht  ohne  Einfluss  geblieben.  Seine  Ver- 
bindung mit  Rom  wurde  nicht  erschüttert,  die  oberste  Disziplinargewalt 
des  Papstes  nicht  bestritten  und  ebensowenig  dessen  Autorität  hin- 
sichtlich der  kirclilichen  Lehre.  Während  den  sog.  semipelagianischen 
Streites  wurden  seine  Entscheidungen  als  allein  massgebend  nach- 
gesucht und  anerkannt.  Vertreter  aber  des  Papstes  in  Gallien  war 
der  Bischof  von  Arles,  dessen  Metropolitanstellung  im  südlichen  Teil 
der  Provincia  Vienncnsis  gegenüber  den  Versuchen  des  Bischofs  von 
Vienne  ausdrücklich  bestätigt  ward.  Zum  Tragen  des  Pallium*^  be- 
rechtigt, handhabte  er  die  Befugnisse  des  päpstlichen  Vikars.  Damit 
verband  sich  die  Aufrechterhaltung  der  alten  Metropolitanprovinzen, 
auch  wenn  ihre  räumlichen  Gebiete  die  Grenzen  des  Staates  über- 
schritten ;  so  gehörte  z.  B.  die  südliche  Hälfte  des  Metropolitansprcngels 
von  Arles  seit  ungoHlhr  480  zum  westgothischen  Reiche,  der  nördliche 
zum  burgundischen.  Für  den  Besuch  der  Concilien  war  nicht  die 
Zugehörigkeit  des  einzelnen  Bischofs  zum  weltlichen  Gemeinwesen 
Voraussetzung,  sondern  die  zur  kirchlichen   Provinz  enUcheidend :   zu 

*)  Dm  der  rümlschen  AmtMchXrp«  ent^iproflu'nde  I'Alliutn  <iVo9<>t>i<>r>  w«r 
da  Sehnltrrumhanfr.  dor  •!•  Sjmbol  de«  hohriipricnterltchcn  Amto«  fruit.  Wuhr- 
•ebclnlkh  ▼otn  Kniiior  dorn  Papste  reriiehvn,  konnte  et  tob  dieeem,  wie  rennntet 
worden  Ut,  nur  mit  Krlnubniii  dee  KaUen  lui  nicbt  rOmiaeh«  BisekSle  weitorf«teb«B 
werden.  Zan  enten  Male  Ut  die  Erlaubni«  e«  lu  tragen  im  Jahre  618  dem  Biaehof 
craeaariiu  ron  Arlea  (f  642)  erteilt  worden ;  acine  Nacbfolger  wibrend  dea 
Jabriianderta  aridellMi  sie  ateta  mit  der  Ucbirtrufrung  de«  Vikariati. 
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den  Synoden  von  Valenci-  (.'>29)  und  Marseille  (533)  berief  Caesariu* 
von  Aries  (f  542),  damals  Untertan  Thcodericha  de»  Grossen,  die 
gothischen  und  burgundischen  Bischöfe  äüdgalliens.  Wichtiger  war 
noch,  dass  die  einzelne  bischöfliche  Diözese  ihre  alte  Ordnung  bewahrte 
und  stärkte.  Wie  früher  sollte  der  Bischof  vom  Klerus  und  den 
Laien  seines  Sitzes  gewählt,  vom  Metropoliten  der  Provinz  unter  Mit- 
wirkung mehrerer  Bischöfe  ordiniert  werden,  —  eine  Regel,  die 
freilich  häufig  nicht  beachtet  wurde;  heftige  WahlkUnipfe  um  den 
Bischofssitz  zeigen,  fiir  wie  erstrebenswert  seine  Inhabersehaft  galt. 
Der  bedeutendste  Schriftsteller  Galliens  im  fünften  Jahrhundert, 
Apollinaris  Sidonius  (f  um  484),  hat  geschildert,  wie  die  Bewerber 
um  den  Bischofsstuhl  von  Bourges  nicht  auf  zwei  Kirchenbiinkeu 
Platz  fanden,  die  Laien  auf  ihr  Wahlrecht  zu  Gunsten  der  anwesenden 
Bischöfe  verzichteten,  die  sich  dem  Entscheide  des  Apollinaris  Sidonius 
zu  unterwerfen  verpflichteten.  Häufig  unmittelbar  aus  dem  begüterten 
Laienstand  zum  Bischofsamt  berufen,  als  Römer  des  Einflusses  wie 
auf  die  römische  Bevölkerung  ihres  Sprengeis  so  auf  die  städtische 
Verwaltung  an  ihrem  Sitze  sicher,  waren  die  Bischöfe  wie  früher 
durchaus  die  kaum  beschränkten  Verwalter  des  Kirchengutes.  Zu 
diesem  sollten  alle  Zuwendungen  geschlagen  werden,  die  dem  Bischof 
von  fremden,  d.  h.  nicht  mit  ihm  verwandten  Personen  gemacht 
wurden;  über  Veräusserungen  kirchlicher  Vermögensbestandteile  traf 
das  Concil  von  Agde  (conciltum  Agathense)  im  Jahre  506  eine  Reihe 
von  Bestimmungen  *). 

Aus  Allem  folgte  die  Abhängigkeit  des  Klerus  vom  Bischof;  sie 
Vi  (II Vit-  durch  die  erwähnte  Synode,  dank  der  erneuten  Verkündigung 
älterer  Satzungen,  u.  a.  der  wahrscheinlich  von  Caesarius  von  Arles 
verfassten  Statuta  ecclesiae  antiqua,  noch  gesteigert.  Die  vom  Bischof 
zu  besoldenden  Geistlichen,  unter  denen  der  Diakon  das  fünfund- 
zwanzigste, der  Presbyter  das  dreissigste  Lebensjahr  erreicht  haben 
sollte,  blieben  der  Disziplinargewalt  des  Bischofs  unterworfen;  wer 
sein  Amt  verliess,  um  kirchlicher  Strafe  zu  entgehen,  wurde  gleichwie 
der  schutzgewährende  Laie  mit  dem  Bann  bedroht.  Ehelosigkeit  oder 
zum  wenigsten  Enthaltsamkeit  von  geschlechtlichem  Verkehr  wurde 
den  Mitgliedern  der  oberen  ordines  angeraten.  Dazu  kam,  das»  die 
Zahl  der  Geistlichen  durch  die  Zunahme  der  kirchlichen  Gebäude  in 
den  Städten  und  auf  dem  platten  Lande  wuchs.  Die  Synode  von 
Agde   kennt  neben  der  Kirche  am  Bischofssitze    selbst  parrochiae,  in 

guthus  legitimus  est  ordinariusque  conventus  und  orataria  t'n  agro.  Kirch- 
ch  sind  beide  Arten  von  Gotteshäusern  dem  Bischof  untergeben,  wo 
immer  sie  errichtet  sind,  in  der  Bischofsstadt  oder  auf  dem  Lande, 
wie  immer  sie  heissen  mögen  (Landkirchen,  Martyrien,  Kapellen,  Bet- 
häuser), da  sie  nur  auf  Grund  bischöflicher  Gewährung  den  religiösen 
Bedürfnissen  der  Bevölkerung  erschlossen  waren.  Wer  sie  auch 
erbaut  hatte  und  den  an  ihnen  tätigen  Geistlichen  bestellte  *),  über  die 
Handhabung   des  Gottesdienstes  und  die  Verwaltung  der  Sakramente 

')  MANSI,  Colleetio  eouciliortim  VIII,  323  t). 
*)  V{rl.  unten  «i  28. 
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befand  der  BiHchof.  Wenn  Ijestiiniiit  wurde,  dass  in  den  Oratorien 
wohl  Messe  gelesen  werden  dürfe,  an  den  hohen  Festen  aber  wie 
z.  R.  zu  Ostern,  Pfinj^sten  und  Wfihnachten  nur  in  den  I*farr- 
kirchen  und  der  Hauptkirche  des  Bischofssitzes,  dass  an  den  bezeich- 
neten Tagen  die  Laien  insgesamt  communicieren  sollten,  so  war  damit 
der  Pfarrzwang  der  Folgezeit  vorbereitet. 

Da»  Concil  von  Agde  hatte  zwar,  nachdem  es  mit  Erlaubnis  de» 
Königs  unter  dem  Vorsitz  des  Bischofs  von  Arles  zusaininengetreten 
war,  die  jährliche  Abhaltung  gleicher  Heichsconcilien  angeordnet,  aber 
eine  Wiederholung  machte  der  Sieg  der  Franken  unmöglich.  Ueber 
diesen  hinaus  ist  eine  Reihe  seiner  Beschlüsse  in  Kraft  geblieben 
und  ebenso  Alarichs  II.  Lex  Romana  (Visigothorum,  auch  Breviarium 
Alarici  regin)  vom  Jahre  506,  zu  dessen  Ausarbeitung  neben  vornehmen 
Laien  auch  Bischöfe  hinzugezogen  waren  ^).  Für  die  Römer  im  West- 
gothenreich  bestimmt,  wollte  es  die  römische  Kirche  aussöhnen  mit  der 
arianischen  Herrschaft:  es  gewährleistete  ihr  volle  Freiheit  in  kirch- 
lichen Dingen  durch  Bestätigung  der  wichtigsten  Privilegien,  die  ihr 
das  römische  Recht  zugebilligt  hatte.  Die  Beschränkungen  des  Ein- 
tritts in  den  Klerus  fielen  fort,  die  Freiheit  der  Kirche  von  staatlichen 
Lasten  wurde  teilweise  beibehalten,  der  besondere  Gerichtsstand  der 
Geistlichen  und  die  Gerichtsbarkeit  der  Bischöfe  geregelt.  Dank 
seiner  ganzen  Anlage  hat  sich  das  Gesetzbuch  über  die  Grenzen  des 
Westgothenreichs  hinaus  das  grösste  Ansehen  en%'orben :  es  ist  das  der 
fränkischen  Kirche  geworden,  die  als  juristische  Person  nach  römischem 
Recht  lebte  und  beurteilt  wurde  •),  „während  sich  das  Recht  der 
einzelnen  Kleriker  nach  ihrer  Nationalität  richtete,  die  Eigenkirchen  aber 
dem  Recht  des  Kirchherm  folgten."  Die  fränkische  Kirche  brachte  damit 
ihre  Verbindung  mit  der  gesamten  voraufgehenden  Entwicklung  zum 
Ausdruck,  zumal  seitdem  die  einheitlich  geschlossene  Weiterbildung 
ihrer  Verfassung  im  Reiche  der  Merowinger  und  Karolinger  durch  die 
Eingliederung  auch  des  burgundischen  Gebietes  gewährleistet  wurde. 


§  13.    Die  Kirche  im  burgundischen  Reich  (443—534). 

C  I)IM)IN(t,  DiiH  burf^itdiHcli  •  ronianischi'  Köni^^rcicb  I  (LtMpxig'  1868),  S.  122 ff. 
294ff.  A.  VON  HAl<ItAN,  i)aii  rüinisrho  Kocht  in  den  (formuninohrn  VolkMt«*ten  I. 
8.  26Sff.  J.  HAVKT,  liibliothiVquo  de  l'eoole  des  rhartea  XLVIIl  (1885),  S.  283 ff. 
E.  LOENING.  (Socchichto  de«  douUcben  KirchonrcchU  I.  .S.  548  ff.  CH.  J.  KKVILLOUT. 
Do  l*ari«n{ami>  dna  pcupli>it  (fcrmaniquos  8.  64 ff.  W.  8CHULTZE,  Doatache  ÜMcliielite 
v<in  der  Unrit  hia  sn  dm  Kurolin^rern  II  (Htattgurt  ISM),  8.  82ff.  V.  8TUTZ,  O«- 
•cbieht«  dea  kirebUob«n  Uoiietisialwosena  1,  8.  lÜ6ff. 


*)  Aufftb«  von  n.  HAENEL,  lierlin  1849  (die  ala  Einleitnn^r  voniaiQr««el>>cl(^<' 
Amektriku  Alfäriei  ttgit  mit  Angabon  über  Entat«banf  und  rublikwtion  »aeh  MO. 
t.L.   nai.   (Jenn.   I,  466  f.);   vgl.   dasit   M.  (M)NRAT,   Dm  BrerUrin«  mon 

M^i|>xiff    1008).    8.  781  ff.      A.    VON    WKET8C1IKO    bei    TH.    M< '  und 

1*.  MKYEK.  Tbeododaiü  llbri  XVI  (BerUn  1906),  Bund  I,  i.  8.  CCC\  ii  ii 

')  Lex  ItIbnarU  68,i:  ummimm  %tM  Rmmmm,  «mmn  Hofawa  «m<;  vf^l.  daau 
II.  MCHUOUEIt,  Lthrbnrh  d«r  dcolachen  R«cbtefeM>hichte  *  8.  280  Anm.  lU. 
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Zu  Beginn  de«  fünften  Jahrhundert«  hatte  sich  der  Stamm  der 
Burgunder,  damAlfl  im  Gebiet  des  Mittelrheinn  um  Worms  ansässig, 
zum  katholischen  Christentum  bekehrt,  vertauschte  es  aber  mit  dem 
arianischen  Bekenntnis,  als  er,  seit  dem  Jahre  443  in  der  Sabaudia 
angesiedelt  und  von  hier  aus  an  beiden  Ufern  der  Rhone  bis  nahe  zum 
mittelländischen  Meere  sich  ausbreitend,  dem  Einfluss  des  westgothischen 
Nachbarreiches  sich  fugte;  cultvres  Gothicae  legis  werden  seine  An- 
gehörigen einmal  genannt 

Die  Nachrichten  über  die  Gestaltung  der  arianisehen  Kirche  sind 
nur  dürftig.  Man  hört,  dass  die  Arianer  kirchliche  Gebäude  für  die 
Zwecke  ihres  Kultus  in  Besitz  genommen  hätten,  dass  König  Gundobad 
(473 — 516)  ihnen  solche  errichtet  habe,  die  samt  den  Priestern  wie 
die  der  Katholiken  in  einer  Satzung  der  Lex  Burgundionum  ausdrück- 
lich als  unverletzlich  bezeichnet  zu  sein  scheinen ;  es  ist  die  Rede  von 
Kirchen  des  Königs  und  anderer  Grundbesitzer,  die  in  deren  Eigentum 
standen  und  auch  vererbt  wurden.  Clerici  und  sacerdotes  werden 
erwälmt.  weiterhin  Bischöfe,  über  deren  Wahl  freilich  nichts  verlautet, 
während  vermutlich  ihre  Ordination  die  königliche  Erlaubnis  voraus- 
setzte. Die  Angaben  über  jährliche  Versammlungen  des  arianisehen 
Episkopats  in  Genf  sind  wenig  durchsichtig.  Jedenfalls  fehlen  Spuren 
einer  Verbindung  der  arianisehen  Kirche  Burgunds  mit  denen  im  west- 
und  ostgothischen  Reiche:  sie  war  freilich  nicht  allein  vom  Staate 
anerkannt,  sondern  musste  neben  der  katholischen  dem  Staate  sich 
einordnen. 

Die  Organisation  hingegen  der  katholischen  Kirche  wurde  in 
Burgund  mehr  und  mehr  zu  einer  reinen  bischöflichen  Territorial- 
verfassung umgeprägt.  Es  ist  zweifelhaft,  ob  die  Besetzung  der 
bischöflichen  Stühle  möglich  war  nur  auf  Grund  königlicher  Erlaubnis, 
sicher  dagegen,  dass  diese  für  die  staatlichen  Beamten  zum  Eintritt 
in  den  geistlichen  Stand  erforderlich  war.  Die  alten  Metropolitan- 
verbände  von  Besannen,  Lyon  und  Vienne  wurden  durch  das  neu  sich 
formende  und  vielfach  sich  verändernde  weltliche  Staatsgebilde  nicht 
zerstört.  Bischöfe  mit  Sitzen  auf  burgundischera  Gebiet  erschienen  im 
Jahre  475  auf  einem  Concil  im  damals  noch  römischen  Arles,  nahmen 
dann  teil  an  Concilien  im  westgothischen  Reiche.  Ihre  Versammlungen 
bedurften  keiner  weltlichen  Erlaubnis  oder  Einberufung.  Neben 
Provinzialsynoden,  deren  Abhaltung  mehrfach  wenigstens  angeordnet 
wurde,  tagten  Concilien  des  gesamten  burgundischen  Episkopats,  so 
das  zu  Albon  bei  Vienne  (concilium  Epaonense)  im  Jahre  517, 
dessen  Beschlüsse  zumeist  zwar  ältere  Vorschriften  erneuerten,  deutlich 
aber  die  Absicht  kundgaben,  die  Stellung  der  Geistlichkeit  überhaupt 
zu  stärken  und  die  hergebrachte  Abstufung  nach  Rechten  und  Pflichten 
aufrecht  zu  erhalten ').  Der  Metropolit,  so  wurde  eingeschärft,  sollte  die 
Bischöfe  seiner  Provinz  zur  Synode  und  zur  Weihe  eines  Bischofs 
einberufen,  die  gottesdienstlichen  Handlungen  ordnen,  über  das  Kirchen- 
gut  wachen,  das  ein  Bischof  nur  mit  seiner  Erlaubnis  schmälern  durfte, 

')  MG.  Coneilia  I,  15  ff. 


46  l>i«    Kirche  rom  fünften  bis  «um  neunten  .Iahrliun»|prt. 

und  in  letzter  Instanz  über  die  Geistlichen  urteilen.  Jeder  Priester 
inusstc  zur  Vornahme  sakraler  Handlungen  an  Kirchen  und  Bethäusem 
in  einem  fremden  Sprengel  dessen  Bischof  um  Einwilligung  angehen. 
Presbyter  und  Diakone  sollten  eine  Reise  über  die  Grenzen  des 
Bistums  hinaus  nur  mit  bischöflichen  Geleitschreiben  unternehmen 
können.  Der  Bischof  aber  ordnete  an,  wann  Kleriker  im  Streite  mit 
Laien  sich  an  weltliche  Gerichte  zu  wenden  hätten;  vor  ihm  waren 
sie  zum  Erscheinen  verpflichtet,  wenn  Laien  sie  anklagten.  Zu  allem 
kamen  Satzungen  über  Disziplin,  Kultus  und,  als  vor  anderen  bedeutsam, 
solche  über  da«  Verhalten  der  Katholiken  zu  den  Arianem.  Durch 
Strafandrohungen  warnte  das  Concil  die  Geistlichen  vor  dem  Umgang 
mit  den  Ketzern,  deren  Rückkehr  zum  Katholizismus  es  immerhin 
unter  gewissen  Voraussetzungen  gestattete;  von  ihren  kirchlichen 
Gebäuden  sollten  nur  die  den  Katholiken  einst  entzogenen  Bethäuser 
zurückgefordert  werden  dürfen,  nicht  aber  die  Itasiliken,  weil  diese 
mit  ewigem  Fluche  beladen  seien. 

Kein  Zweifel,  die  katholischen  Bischöfe  waren  sich  ihrer  Macht 
bewusst.  Sie  verfügten  über  ein  bedeutendes  kirchliches  Vermögen, 
das  sie  zur  Linderung  von  Hungersnöten,  zum  Loskauf  von  Gefangenen 
und  zum  Bau  von  Kirchen  zu  verwenden  wussten.  Ueber  das  AsyTrecht 
ihrer  Kirchen  und  die  Freilassung  ihrer  Sklaven  traf  die  Lejr  I'  > 

liiinjiinduynum  Bestimmungen,  während  Angriffe  auf  die  G(  i 
mit  Todesstrafe  und  VennÖgenskonfiskation  bedroht  wurden.  Regel- 
mässig Römer  von  Geburt  besassen  die  Bischöfe  einen  Rückhalt  an 
der  römischen  Bevölkerung  ihrer  Diözesen.  Nachdem  Gandobad,  ob- 
wohl zeitlebens  Arianer,  sich  den  eigenen  Glaubensgenossen  weniger 
geneigt  gezeigt  als  den  Katholiken,  waren  diese  der  Begünstigung  durch 
aas  K«inigtuni  sicher,  seitdem  Sigismund  (516  —  523)  sich  für  das  katho- 
lische Bekenntnis  erklärt  und  nach  einem  Streit  mit  dem  Episkopat,  der 
filr  die  Aufrechterhaltung  älterer  eherechtlicher  Vorschriften  eingetreten 
war,  sich  zum  Einlenken  verstanden  hatte.  Niemals  hatten  die  Bischöfe 
die  Unterordnung  unter  den  römischen  Papst  aufgegeben:  in  ihr 
verkörperte  sich  ihre  Einheit  gegenüber  dem  zersplitterten  Arianisnius; 
Bischof  Avitus  von  Vienne  (f  um  526)  erklärte,  nicht  mehr  der 
einsclne  Bischof,  sondern  der  ganze  Episkopat  gerate  ins  Wanken, 
würde  der  Papst  in  Frage  gestellt').  So  konnte  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  burgundischen  Reiches  die  arianische  Kirche  mehr  und 
mehr  von  der  katholischen  zurückgedrängt  werden.  Wie  vordmi 
der  Himischen  Geistlichkeit  im  tolosanischen  Reiche,  so  erschien  bald 
den  Bischöfen  Bui^nds  der  fränkische  Königshof  als  Beschützer 
tlirer  Katholizität,  mit  dem  sie  in  Verbindung  traten,  um  die  Eroberung 
Burgunds  durch  die  Söhne  Chlodowechs  vorzubereiten  (534\ 


0  Aritits,  Bptst>84:  .  .  .  m  popa  utvi*  i-ijra<«ir  m  n  <  >•  •»•••  t^irv,»«« 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Kirche  im  fränkischen  Reich  der  Merowinger 

und  Karolinger. 

J\.    Staat  und  Kirche. 
§  14.    Rllgemeine  Charakteristik  der  fränkischen  Zeit. 

W.  ARNOLD.  Deutsche  Geschichte  II.s  (Gotha  1883),  S.  248  ff.  H.  BRUNNEK, 
i>.  V.  chtsgeschichtc  II    (Leipzig  1892).   bes.  S.  311  ff.     F.  DAHN,  Dentschc 

G.  li    (Gotha   1888).     S.  720 ff.      F.  DAHN.    Könige    der   Germanen    VII.3 

(U^ii^iu  i-.*J).  bes.  S.  18-2ff.  VIII.6  (1899),  bos.  8.  143 ff  VIII.6  (1900),  bes.  8.  147  ff. 
307  ff.  IX. 1  (1902),  8.  611  ff.  J.  ELLENDOKF,  Die  Karolinger  und  die  Hierarchie 
ihrer  Zeit  I  (Essen  1838),  bes.  S.  230  ff.  II  (1838),  bes.  8.  51  ff.  J.  FEHR,  Staat  und 
Kirche  im  fränkischen  Reiche  bis  auf  Karl  den  Grossen.  Wien  1869.  E.  HATCH, 
Die  (JruiiiH.iTiini»  der  Kirchenverfassung  Westeuropas  im  frühen  Mittelalter,  l'eber». 
Ton  A.  K.     Giess<Mi  1888.     A.  HAUCK,  Kirchengre-schichte  Deutschlands  I. 

3.  Aufl.  1904.    II.  2.  Aufl.    Leipzig  190Ö.     P.  HIN8CHIUS.  Kirchenrecht  III 

(Berlin  1883).  .S.  699ff.  P.  HINSCHIUS,  Handbuch  des  öffentlichen  Recht«  der 
Gegenwart,  heransg.  von  H.  MARQUARDSEN  I  (Freiburg  i.  Br.  1887).  8.  194  ff. 
G.  KAUFMANN.  Deutsche  GescWchte  II  (Leipzig  1881),  8.  340  ff.  356  ff.  J.  A.  KET- 
TEREK,  Karl  der  Grosse  und  die  Kirche.  München  1898.  J.  W.  LOEBELL,  Gregor 
von  Tours  und  seine  Zeit  (2.  Aufl.  Leipzig  1869),  S.  209  ff.  25:)  ff.  E.  LOENING. 
Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  II.  Strassbnrg  1878.  FR.  MAASSEN.  Neun 
Cai  '  freie  Kirche.   S.  106  ff.     E.  MONTAG.  Geschichte  der  deutschen  staats- 

bür.  Freyheit    I,i    (Bamberg    und    Würxburg   1812).    8.  215 ff.     II.»  (1813), 

8.  öirt  lUOti.  192 ff.  E.  Mi'HLBACHER,  Deutsche  Geschichte  unter  den  Karolingern 
(Stuttgart  1896),  8.  260  ff.  G.  J.  PLANCK,  Geschichte  der  christlich- kirchlichen 
Gesellschaftsvorfassung  II.  III.  Hannover  1804 f.  F.  W.  RETTBERG.  Kirchengeschichte 
Deutschlands  I.  II.  Göttingen  1846  ff.,  bes.  H.  S.  597  ff.  G.  RICHTER  und 
H.  KOHL,  Annalen  der  deutschen  Geschichte  im  Mittelalter  I  (Halle  a.  8.  1873). 
S.  147 ff.  II  (1885),  8.  655 ff.  R.  SCHRÖDER,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechts- 
geschichte (4.  Aufl.  Leipzig  1903),  bes.  S.  142  ff.  W.  SCHULTZE,  Deutsche  Geschichte 
von  der  Urzeit  bis  zu  den  Karolingern  II  (Stuttgart  1896),  S.  502ff.  J.  TARDIF, 
Etudes  sur  les  institutions  politiqnes  et  administratives  de  la  France  I  (Paris  1881), 
8.  119  ff.  G.  WAITZ,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  II.  3.  Aufl.  Kiel  1883.  III. 
2.  Aufl.  1H83.  IV.  2.  Aufl.  Berlin  1884.  R.  WEYL,  Das  fränkische  Staatskirchen- 
recht aar  Zeit  der  Merowinger.  Breslau  1888  (GIERKE'S  Untersuchungen  Nr.  27). 
PH.  ZORN,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts  8.  51  ff.  —  Die  verzeichnete  Litteratur  gilt 
auch  bei  allen  folgenden  Paragraphen  als  citiert;  im  Verlauf  des  Kapitels  werden 
nur  noch  spezielle  Litteraturverwcise  gegeben. 

Die  Jahrhunderte  von  der  Gründung  des  fränkischen  Reiches 
bis  zu  seiner  Teilung  in  eine  westfränkische  und  eine  ostfränkische 
Hälfte  sind  fiir  die  Geschichte  der  Kirchen  Verfassung  eine  Zeit  voller 
Gegensätze:  der  Versuch,  sie  auszugleichen  durch  das  fränkische 
Staatskirchenrecht,  wie  es  sich  unter  den  Mero\%'ingern  vorbereitete 
und  von  den  Karolingern  festgehalten  wurde,  verleiht  dieser  Periode 
ihr  Gepräge. 

Dank  dem  Uebertritt  Chlodowechs  (481 — 511)  zum  Katholizismus 
war  die  Bevölkerung  seines  Reiches  zwar  nicht  gespalten  in  Orthodoxe 
und  Arianer,   wohl  aber  setzte  sie  sich  ans  Christen  und  Heiden  zu- 
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aaminen.  In  Gallien  wurde  nur  allinülilich  die  Vereinigung  beider  im 
katholischen  Glauben  herbeigeführt;  in  den  östlichen  Gebieten  des 
Reichs,  vornehmlich  also  in  den  deutschen,  deren  Umfang  durch  die 
Kriege  der  Könige  dauernd  vermehrt  ward,  Hess  sich  das  Heidentum 
noch  keineswegs  gilnzlieh  ausrotten,  obwohl  die  Herrscher  von  Anbeginn 
an  als  Hüter  und  Wächter  des  reinen  Glaubens  auftraten.  Sie  be- 
trachteten sich  als  advocati  ecdesiat,  schritten  strafrechtlich  gegen  die 
Andersgläubigen  und  Ungläubigen  mit  Ausnahme  der  Juden  ein, 
weiterhin  gegen  jede  Verletzung  der  kirchlichen  Gebote.  Ihre  Feldzüge 
wider  die  deutschen  Stämme  suchten  ebenso  «las  Staatsgebiet  zu  er- 
weitem wie  die  Annalime  des  Christentums  durch  die  Hesiegten  zu 
erzwingen;  Karl  der  Grosse  (768 — 814),  so  führen  die  Reichsannalen 
zum  Jahre  775  aus,  wollte  die  Sachsen  bekämpfen,  bis  sie  entweder 
sich  der  christlichen  Religion  unterworfen  hätten  oder  gänzlich  aus- 
gerottet wären.  Sein  Streben  war,  alle  Angehörigen  des  Reichs,  wie 
verschieden  immer  an  Nationalität,  im  christlichen  Bekenntnis  zu  ver- 
einigen; der  Dienst  Gottes,  zu  dem  er  jeden  Christen  anhielt,  sollte 
der  Grund  sein  auch  der  Pflichten  gegen  den  Kaiser  und  den  Staat 
Die  Getreuen  aber  des  Herrschers  waren  zugleich  die  Gläubigen  (ßdelea 
»anctae  Dei  ecclesiae  et  noatrij;  Ungehorsam  gegen  sein  Gebot  wurde 
nicht  minder  von  der  Kirche  mit  der  geistlichen  Strafe  des  Aus- 
schlusses aus  ihrer  Gemeinschaft  bedroht. 

Bedingt  war  weiterhin  durch  die  Verschiedenheit  zwischen 
Westen  und  Osten  eine  solche  der  kirchlichen  Organisation.  In 
Gallien  behauptete  sie  sich  zunächst,  um  freilich  auch  in  den  Nieder- 
gang des  Merowingerreiches  verflochten  z\i  werden.  In  Deutschland 
galt  es,  sie  von  neuem  ins  Leben  zu  rufen,  da  die  älteren  Ordnungen 
aus  der  römischen  Zeit  wenn  nicht  ganz  zerstört,  so  doch  in  ihrer 
Wirksamkeit  unterbrochen  waren.  Als  Vollender  der  angelsächsischen 
MissionstUtigkeit  auf  dem  Festlande  wurde  Bonifatius  (t754)  der 
Apostel  der  Deutschen  und  zugleich  der  Organisator  der  im  deutschen 
^ussionsgebiet  begründeten  Kirche.  Stets  in  Verbindung  mit  dem 
karolingischen  Hausmeier  wusste  er  sie  mit  den  von  Rom  für  mass- 
gebend erachteten  Grundsätzen  in  Einklang  zu  bringen;  die  Wieder- 
herstellung der  zerrütteten  westfränkischen  Kirchenverfassung  ging 
von  ihm  aus.  Karl  der  Grosse  hat  dann  die  neue  Ordnung  der 
fränkischen  Gesamtkirche  vollendet,  getreu  den  Grundsätzen,  die  sein 
ausführlicher  Erlass  vom  Jahre  789,  die  sog.  Aihnonitio  (jeneralU^)^ 
imtor  Verwertung  der  Kanonensammlung  des  Dionysius  Exiguus*) 
verkündete;  er  hat  in  den  neueroberten  deutschen  Ländern  die  kirch- 
lichen Einrichtungen  gekräftigt  und  weiter  ausgebaut.  Wohl  bahnte 
■ich  dadurch  die  Eingliedening  der  gesamten  fränkischen  Kirche  in 
den  Organismus  der  allgemeinen  Kirche  an,  wie  dieser  im  Papsttam 
verkörpert  war,  nachdem  die  Verbindung  mit  ihm  seil  dem  seclurten 
Jahrhundert  lieh  mehr  and  mehr  gelockert  hatte,   aber  vorab  behielt 

*)  MO.  CaDitaUrUi  I,  68  ff. 
•)  Vfl.  H.A6  Aam.  8. 
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Karl  selbst  die  oberste  Leitung  nicht  nur  der  staatlichen,  sundem 
auch  der  kirchlichen  Angelegenheiten.  Die  Förderung  der  Kirche, 
die  Ausgestaltung  ihrer  Vcrlassungsfbrmen,  die  Aufsicht  über  die 
kirchliche  Verwaltung  und  Zucht,  die  Gesetzgebung  in  allen  kirchlichen 
Dingen  wie  die  Entscheidung  in  Fragen  der  kirchlichen  Lehre  *),  — 
Karl  betrachtete  sie  als  seine  Gerechtsame,  seine  Pflicht.  Er  war 
darum  nicht  Willens,  dem  Papst  ein  vom  Kaiser  unabhängiges  Leitungs- 
recht über  die  Kirche  einzuräumen.  Für  ihn  war  der  Papst  lediglich 
der  erste  Bischof  der  universalen  Kirche,  ausgestattet  mit  gewissen 
Vorrechten,  mit  der  Sorge  für  die  Aufrechterhaltung  des  Glaubens 
und  der  Kanones*).  In  der  Person  des  Kaisers  sollten  Staat  und 
Kirche  ihren  gemeinsamen  Herrn  erblicken,  alle  staatlichen  und 
kirchlichen  Beamten,  alle  Untertanen  sollten  in  einer  Einheit  zusammen- 
gefasst  sein,  die  auf  weltlichen  und  geistlichen,  stets  aber  vom  Herrscher 
gebilligten  oder  gesetzten  Ordnungen  sich  gründete. 

Nach  Karls  Tode  haben  die  Wechselfklle  der  politischen  Ge- 
schichte des  Frankenreichs,  die  Bestrebungen  der  kirchlichen  Kreise 
nach  Befreiung  von  der  staatlichen  OberheiTschaft  das  fränkische 
Staatski rchentum  wohl  erschüttert,  aber  seine  vorzüglichste  Stütze, 
das  Eigenkirchenwesen,  kam  dem  ostfränkischen  und  späterhin  dem 
deutschen  Königtum  zu  Gute,  als  es  auf  räumlich  beschränkteren 
Grundlagen   seine  Stellung   zur  Kirche   auf  deutschem  Boden  regelte. 


§  15.    Die  fränkische  Kirche  als  Landeskirche. 

G.  DUBOI8,  De  conciliü  et  theologicis  dispntationibas  apud  Francos  Carolo 
magno  regnante  habitis.  Älenconii  1902,  P.  HIN8CHIUS,  Kirchenrecht  III,  S.  539  ff. 
A.  WERMINGHOFF.  Hiatorische  Zeitachrift  LXXXIX  (1902),  S.  193  ff. 

Die  Stellung  der  Kirche  im  Frankenreich  ist  dadurch  gekenn- 
zeichnet, dass  sie  Landeskirche  war.  Ihre  Grenzen  fielen  mit  denen 
des   Reiches   zusammen,    nicht   aber   des   merowingischen   Teilreiches, 

')  Vgl.  die  Verwerfung  des  Adoptianisnius  auf  den  Synoden  zu  Kegenaburg  792, 
zu  Frankfurt  794,  zu  .\acheu  800  (MG.  Concilia  II,  110  ff.,  220  ff.),  der  Bilderverehrung 
aaf  der  Synode  zu  Frankfurt  794  (vgl.  a.  a.  O.  II,  165,  dazu  die  Libri  Carolin!,  MIGNE, 
Patrol.  lat.  XCVIII,  999  ff.),  endlich  die  Auseinandersetzungen  über  die  Erweiterung 
des  Glaubensbekenntnisses  (ßlioquej  zu  Aachen  809  und  zu  Rom  810  (MG.  Concilia 
II,  235  ff.).     A.  HAUCK,    Kirchengeschichte  Deutschland«  II»,  8.  282  ff. 

*)  Vgl.  den  Brief  Karls  an  Leo  III.  vom  Jahre  796:  No$irvm  e$t  teeundum 
mailmm  dimmu  jw'etah's  »ametam  undiqtie  Christi  eede$iam  ab  ineurm  pagtmorum  et  «6 
k^fdtlhtm  dewMtatKMM  armia  defmdere  fori»  et  imtue  eathoUeae  ßdei  offniOone  muntre. 
Veilrun  e$t,  tametinime  pater,  elevatU  ad  Deum  cum  Moyte  manätu  noetram  adiuvare 
miKtiam,  ^tuUeoMta  voiia  intercedent&ut  Deo  duetore  et  datore  poptäut  Chri$tiantu  super 
mMMCM  am  mmeti  ntmunis  ubique  »emper  habeat  vietoriam  et  nomen  donüni  nostri  Jesu 
Christi  tot»  darißeetur  m  orbe  (MG.  Epistolae  IV,  137 ;  vgl.  ebenda  8.  414  den  Brief 
Alkuins  an  Karl).  Im  Allgemeinen  vgl.  H.  LILIENFEIN,  Die  Anschauungen  von 
Staat  und  Kirche  im  Reich  der  Karolinger  (Heidelberg  1902),  S.  22  ff.  W.  OHR,  Der 
Karoliugische  Gottesstaat  in  Theorie  und  Praxis.  Leipzig  1902.  A.  WERMINGHOFF, 
Historische  Zeitschrift  XCII  (1904),  S.  466  ff. 

Wermhifhoff,  Kirehenverfunac  DMtMhlaads.  4 
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da«  niemaU  aufhörte,  Ktaatürechtlich  ein  Bestandteil  des  Gesamtreichs 
za  sein,  da  nur  die  Teilung  der  Reichsverwaltung  es  herNorgerufen 
hatte,  nicht  auch  des  karolingischen  Teilstaates,  der  idecU  gefasst 
wurde  als  Olied  des  Reichskörpers  zu  gesamter  Hand  der  karolin- 
gischen Familienmitglieder,  bis  der  tatsächlichen  Aufteilung  auch  eine 
rechtliche  Scheidung  der  sich  neubildenden  Gebiet^körper  folgte.  Die 
Absicht  war,  von  der  Kirche  jede  rechtliche  Gewalt  fernzuhalten, 
deren  Inhaber  nicht  zugleich  Untertan  des  fränkischen  Königs  war, 
sodass  z.  H.  im  sechsten  Jahrhundert  das  Bistum  Augsburg  aus  seiner 
Verbindung  mit  dem  byzantinischer  Hoheit  unterworfenen  Patriarchate 
von  Aquileja  gelöst  wurde,  die  primatiale  Stellung  des  Papstes  über 
der  Gesamtkirche  und  folgeweise  auch  der  fränkischen  von  den 
Karolingern  nur  unter  der  Voraussetzung  anerkannt  ward,  daas  er 
als  erster  Reichsbischof  zugleich  Mitglied  war  der  Reichskirche. 
Daraus  folgte  die  Unmöglichkeit  der  Neuerrichtung  kirchlicher 
Venvaltungseinheiten  ohne  Einveniehraen  mit  dem  Königtum;  die 
sächsischen  Bistümer  konnten  allein  gegründet  werden  durch  die 
staatliche  Gewalt,  die  an  Stelle  von  Missionssprengehi  mit  schwankenden 
oder  unbestimmten  Grenzen  räumlich  festumschriebene  Gebiete  den 
Bischöfen  zur  Verwaltung  überwies.  Sie  war  es,  die  das  Bistum 
zunächst  ausstattete,  nachdem  sie  dessen  Sitz  gewählt  hatte. 

Weiterhin  war  die  fränkische  Landeskirche  eine  Staatskirche. 
Als  Inhaberin  von  kirchlichen  wie  weltlichen  Befugnissen  und  Be- 
sitzungen fand  sie  der  fränkische  Staat  vor,  als  er  sich  im  römischen 
Gallien,  dann  in  den  Reichen  der  Westgothen  und  Burgunder  ein- 
richtete. Sie  ward  zum  Werkzeug  der  Herrscher,  um  deren  Gewalt 
über  die  römischen  Provinzialen  und  übrigen  Untertanen  zu  begründen 
imd    zu    befestigen.      Indem    die    Könige    der   Franken    in    die    leer- 

f »wordene  Stelle  der  römischen  Kaiser,  an  den  Platz  heterodoxer 
önige  einrückten,  indem  sie  die  Gewöhnung  der  Provinzialen  an 
ein  unbeschränktes  Imperium  unter  Aufrechterhaltung  römischer  Ein- 
richtungen für  sich  zu  benutzen  wussten,  den  Arianem  gegenüber 
dem  katholischen  Glauben  zum  Siege  verhalfen,  Hessen  sie  es  sich 
gefallen,  wenn  die  Kirche,  in  monarchischen  Vorstellungen  lebend, 
die  alttcstamcntlichen  Anschauungen  von  der  Heiligkeit  des  durch 
Gott  eingesetzten  Königtums  dauernd  vertrat.  Die  Bischöfe  und 
Priester  standen  nicht  minder,  wenngleich  auf  Grund  besonderer  Ver- 
hältnisse, im  Dienst  des  Königs  als  die  Grafen  und  Schultheisscn. 
In  der  Kirche  und  über  sie  beanspruchte  das  Königtum  eine  Reihe 
von  bedeutsamen  Rechten,  obwohl  sich  seine  Träger  der  für  die 
Laien  überhaupt  gültigen  Zucht  in  sittlichen  Fragen  unterwarfen. 
Die  Könige  bestimmten  die  staatlichen  Obliegenheiten  des  Klerus,  an 
dessen  scharfer  Sondening  vom  Laienstande  sie  festhielten.  Sie 
schufen  die  Nonnen  flir  die  Ausstattung  der  Kirche  und  ihrer  ein- 
aelnen  Anstalten  mit  liegenden  (lütem  und  nutzbaren  Rechten. 

Seit  dem  sechsten  Jahrhundert  hat  eine  Reihe  von  Abhandlungen 
Mu  göttlicher  Feder  immer  wieder  den  geheiligten  Beruf  des  König- 
tums betont,  in  erster  Linie  fUr  die  Kirche  zu  sorgen.   Die  Herrscher 


§  ir>.     !>i>-  frttiiki.  ...    iv..  1   iu<le8kirfho.  51 

selbst  bezeichnet«!!!  ihre  (iewalt  als  \ou  Uutt  übertragen,  aber  doch 
erat  seit  dem  Jahro  768  wurde  ihrem  Titel  die  Demutsform«!  (gratin 
Dei,  ptr  minerivordiam  Ihi,  dirina  ordiiiante  providentia)  hinzugefügt. 
Zurückgehend  auf  altjüdisches  Vorbild  und  angelsächsischen  Brauch 
büi-gerte  sich  seit  Pippin  (751 — 768)  die  Salbung  des  neuen  Königs 
mit  heiligem  Oel  durch  Papst  oder  Bischöfe  ein;  seit  Anfang  des 
neunten  Jahrhunderts  verband  sich  mit  ihr  die  byzantinische  Sitte 
der  Krönung,  dergestalt  freilich  dass  die  des  Kaisers  als  weltlicher 
oder  kirchlicher  Akt,  die  des  Königs  in  der  Regel  als  kirchlicher 
Akt  vollzogen  wurde.  Die  Salbung  wai*  jedenfalls  nur  eine  Aner- 
kennung und  Heiligung  des  Königtums  durch  die  Kirche,  die  Krönung 
stellte  sich  dar  als  eine  Uebergabe  der  Krone,  die  der  Gesalbte  nach 
der  Auffassimg  der  Zeit  unmittelbar  von  Gott  selbst  empfing;  beide 
Handlungen,  nach  kirchlichem  Ritus  vollzogen,  entbehrten  der  staats- 
rechtlichen Bedeutung.  Die  seit  den  Karolingern  bezeugten  und  viel- 
■'  '  angeordneten  Fürbitten  der  Geistlichen  für  den  Herrscher,  sein 
.>  und  Reich  sollten  diesen  zu  gute  kommen  lassen  was  die  Kirche 
durch  ihre  Diener  bei  Gott  vermöchte;  schon  in  der  Merowingerzeit 
begegnen  vom  König  anbefohlene  Kirchengebete,  später  auch  eben- 
solche Fasten  von  längerer  oder  kürzerer  Dauer. 

Während  in  der  Hofschule  Knaben  den  Unterricht  empfingen, 
der  sie  später  zu  Kirchenämteru  befähigen  sollte,  gehörten  zum  un- 
mittelbaren Gefolge  des  Königs  zahlreiche  Kleriker  der  verschiedensten 
Grade  und  Würden,  Diakone  und  Presbyter,  Aebte  und  Bischöfe. 
Vielfach  waren  sie  zum  Aufenthalt  am  Hofe  verpflichtet,  für  dessen 
Zeit  sie  sich  und  ihre  Begleiter  auf  eigene  Kosten  zu  verpflegen 
hatten.  Zun!  königlichen  Hofstaat  gehörten  femer  die  Kapelle,  ur- 
sprünglich der  Aufbewahrungsort  der  Kappe  des  hl.  Martinus  von  Tours 
imd  anderer  Reliquien  *),  die  von  Geistlichen  bewahrt  und  bei  Feld- 
zügen getragen  wurden,  im  übertragenen  Sinne  die  Gesamtheit  aller 
Geistlichen  am  Hofe  umspannend.  Diese  hatten  alle  hier  vorkommenden 
geistlichen  Handlungen  zu  vollziehen  —  vielleicht  war  schon  von  den 
arianischen  Königen  in  ihrer  Umgebung  ein  besonderer  Gottesdienst 
durch  arianische  Geistliche  eingerichtet  worden  — ;  zu  ihnen  gehörten 
der  Beichtvater  und  der  Bibliothekar  des  Königs,  femer  seit  Karl 
dem  Grossen  die  Beamten  der  Kanzlei,  die  durchgängig  mit  kirchlichen 
Pfründen  ausgestattet  und  besoldet  wurden.  An  ihrer  Spitze  stand 
der  Erzkapellan  < archicaprllaniui),  der,  von  der  Ausübung  der  Residenz- 
pflicht am  Orte  seines  kirchlichen  Amtes  befreit,  alle  Geistlichen  am 
Hofe  beaufsichtigte,  den  Verkehr  der  Geistlichen  im  Reich  mit  dem 
König  vermittelte  und  diesen  in  allen  kirchlichen  Angelegenheiten 
beriet  *).    Bischöfe,  Priester  und  Aebte  waren  als  Gesandte  des  Königs 

,  ')  Für  aie  (vgrl.  MG.  Capitularia  II,  515)  war  in  der  Aachener  Pfali  wie  so 
Ingelheim  und  andorwUrts  eine  eigene  Kirche  erbant;  über  die  Kapelle  als  Archir 
für  .Staatodokumente  vgl.  MG.  Concilia  II,  166  c.  3. 

*)  Unter  Ludwig  dem  Deutschen  (843 — 876)  wurde  im  Jahre  856  die  Vor- 
■teherscbaft  der  Kanzlei  mit  dem  Amt  do«  arefneapeilanu»  verbunden,  im  Jahre  870 
beide   Würden    zugleich   dem    Encbischof  von  Mainz    übertragen.     Unter   Karl  III 
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im  völkerrechtlichen  Verkehr  zur  Tragung  der  Kosten  solcher  Aufträge 
gehalten.  8eit  Karl  dem  Grossen  wurde  das  KönigHbotenamt  in  der 
Regel  geraeinsam  von  höheren  Geistlichen,  Krzbischöfen  also,  Bischöfen, 
oder  Aebten,  und  weltlichen  Grossen  versehen,  beiden  eine  weitgehende 
Teilnahme  an  der  allgemeinen  Reichsregierung  eingeräumt.  Wie  der 
weltliche  nnjmus  eine  Aufsicht  erhielt  über  rein  kirchliche  Verhältnisse, 
die  für  die  Selbständigkeit  des  Klerus  eine  gewisse  Gefahr  in  sich 
schloss,  so  übernahm  der  geistliche  Kr>nigsbote  weltliche  Obliegenheiten, 
erhielt  er  eben  durch  den  staatlichen  Auftrag  grössere  Befugnisse  in 
kirchlichen  Dingen,  als  ihm  seine  Stellung  innerhalb  der  Hierarchie 
zunächst  einräumte.  Innerhalb  seines  Missatsprengcls  fmisfinfirum, 
miniMerium),  dessen  räumlicher  Umfang  den  eines  Erzbistums  über- 
schreiten konnte,  überwachte  er  das  Leben  und  Verhalten  aller  Mit- 
glieder des  geistlichen  Standes,  die  Ver^valtung  der  kirchlichen  Güter 
und  die  AusüDung  der  den  einzelnen  kirchlichen  Anstalten  überwiesenen 
Rechte.  Immer  wieder  wurden  Grafen  und  Bischöfe  zu  einträchtigem 
Wirken,  zu  gegenseitiger  Unterstützung  angehalten;  sie  beide  waren 
Diener  des  Königs,  dessen  Huld  zu  verlieren  auch  der  Bischof  sich 
scheute,  da  seine  unmittelbare  Einwirkung  in  jeder  selbst  rein  kirch- 
lichen Angelegenheit  stets  möglich  war.  Trat  aber  die  eigentümliche 
Verquickung  beider  Sphären  vornehmlich  unter  den  Karolingern  zu 
Tage,  in  der  Befugnis  jedenfalls  zur  obersten  Gesetzgebung  in  kirch- 
lichen Dingen  glich  ihre  Herrschaft  durchaus  derjenigen  der  Merowinger. 
Die  königlichen  Satzungen,  die  Kapitularien,  deren  Beurkundungsform 
und  Gliederung  sich  den  Beschlüssen  der  kirchlichen  Concilien  ver- 
wandt zeigt,  regelten  Materien  des  weltlichen  und  des  kirchlichen 
Kechtslebeus,  bald  beide  gemeinsam  (capltula  nn'j-ta),  bald  getrennt 
(capitulti  manthtna,  capitnla  ecclem'asticn),  dergestalt  dass  die  rein  oder 
überwiegend  kirchliche  Vorechriften  enthaltenden  capitnla  ecvlesiiistira 
mit  kirchlicher  Verfassung,  mit  Disziplin  und  Kultus  sich  beschäftigten  '). 

(876 — 889)  kam  der  Tit«l  arehieancellaritu  in  Aufnahme,  »her  erst  anter  den  Ottonen 
i«t  die  dauernde  Uebertraf^ng  des  Enckanxleranitä  an  daa  Knibistum  Mains  erfolgt; 
vgl.  H.  IUi£8SLAU.  Ilnndbuch  der  Urkundenlehre  I  (Leipzig  1889),  S.  295  ff. 
(i.  8KKLIGKR,  Krakanzler  und  Hcichskanzleien  (Innsbruck  1889),  8.  6  ff. 

')  Alle  Kapitularien  sind  vereinigt  in  der  Ausgabe  von  A.  BOKKTH'S  und 
y.  KRAUSE.  MO.  Capitnlaria  I  und  II  (1883  und  1897).  Die  wichtigsten  eapitmla 
mchmattiea  sind  Karls  des  Grossen  Admonitio  ytnertäU  vom  Jahr«  788  (a.  a.  O.  I,  fiS) 
nad  T  ■•^-~'-—  ,1p«  Frommen  Vapitulart  eeUmtuüeuta  von  819  (a,  a.  O.  I,  276).  Ueber 
tfa   '  '-n  und  die  Sammlung  der  eehteo  Kapitularien  des  Abtes  Ansegis  von 

8t   \^ (Iiis  zum  Jühro  827  reichend;  a.  a.  O.  I,  382  ff.)  vgl.  im  Allg^emeinen 

R.  SCHKÖDKK,  I^hrburh  der  deutschen  Itochtsgeschichte  *  S.  258 ff  FXischungen 
dM  9.  Jahrhunderts  sind  die  Kapitularien  des  Benedictus  Lerita,  die  Capitula  Angil- 
nuani  und  die  Deeretales  Pseodoisidorianae.  Die  Sanunlang  das  Benedietos 
Levita,  an«  8  BQchem  und  vier  AnhMngen  beatehend.  will  die  des  Anaeffis  «rgKnaea. 
AbgefeMt  im  weatlirXnkischon  Kcich  um  daa  Jahr  845  bringt  sie  eelite  und  unechte, 
aas  veraeliledeiien  Quellen  susammangesetate  Kapitularien,  die  sieh  ausgeben  als 
von  Karl  dem  Oroaeen  oder  Ludwig  dem  Frommen  erlassen.  Die  Absicht  der 
l>*ll«cbung  ist  gerichtet  auf  Ausdehnung  der  bischöflichen  Gerichtsbarkeit  auch  über 
UI«%  derw  Elnawa  aof  die  Kirche  bekXmpft  wird  (MG.  LL.  \\,i,  89—158;  maa 
dttorti  B«Md.  Lev.  le.  890  p.  64).  Die  Capitnla  Angilramni,  enUtanden  geffW 
4U  MM«  4ee  •.  Jakrhunderta  und  benannt  nach  Rischof  Angilram  von  MeU  (f  784).  dem 
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Abhängig  vom  Königtum  war  auch  neit  dem  sechsten  Jahrhundert 
das  Organ  der  fränkischen  Kirche,  die  (.'oncilien,  deren  iiusserc  Form 
freilich  im  Laufe  der  Zeit  sich  mannigfach  gewandelt  hat.  Sie  waren 
eine  Schöpfung  des  Königtums  —  das  erste  zu  Orleans  tagte  noch 
bei  Lebzeiten  Chlodowoehs  im  Jahre  511  — ,  sie  konnten  also  nur 
veranstaltet  werden  auf  königlichen  Befehl,  der  sie  auch  verschob, 
absagte  und  an  einen  anderen  Ort  verlegte.  Sie  waren  National-  oder 
Partikularconcilien,  je  nachdem  die  Bischöfe  aus  dem  ganzen  Reich  sich 
einfanden  oder  aus  mehreren  Teilreichen  oder  aus  einem  von  ihnen. 
Die  Bischöfe  waren  zum  Erscheinen  verpflichtet,  doch  konnten  sie 
mit  ihrer  Vertretung  Diakone,  Presbyter  oder  Aebte  beauftragen. 
Von  der  Beratung  und  Beschlussfassung  waren  die  Laien  ausgeschlossen, 
mochten  sie  gleich  im  Laufe  der  Zeit  als  Zuhörer  sich  einstellen ;  der 
König  nahm  erst  seit  dem  siebenten  Jahrhundert  an  den  Verhandlungen 
teil.  Die  merowingischen  Concilien  aber  waren  keine  concilia  mixta, 
d.  h.  keine  Versammlungen  von  Bisch(>fen  und  weltlichen  Grossen  zu 
gemeinsamer  Ordnung  von  rein  kirchliehen  Angelegenheiten.  Feste 
Regeln  über  den  Vorsitz  bestanden  nicht:   es  scheint,  dass  entweder 


aie  PAp«t  Hadrian  I.  (772 — 795)  im  Jahre  785  übergeben  haben  soll,  bestehen  aus 
71  (nach  anderer  ZÜhlartSO)  fast  insgesamt  gefaUchtcn  Kapiteln,  welche  die  Anklagen 
wider  Bischof»»  und  Geistliche  bekämpfen  (P.  HIXSCHIUS,  Decretalea  Pseudoisido- 
rianae  et  Capitula  Angilramni,  Lipsiae  1863,  S.  757 — 769;  man  citiert:  Ps. —  Angilram 
e.  51  (55)  p.  761,c.  13i>>*(72)p.  768).  Die  Sammlang  des  Isidorus  Mercator  oder 
Psendoisidor  ist  im  westfränkischen  Keich  (vielleicht  im  Sprengel  von  Reims) 
am  dio  Mitte  des  9.  Jahrhonderts  (von  Ebo,  Erzbischof  von  Reims,  späterem  Bischof 
Ton  Uildesheim  ?,  vom  Verfasser  der  Capitula  Angilramni  ?,  von  Bischof  Aldrich  von 
Le  Mans  ?)  angelegt  worden  in  der  Absicht,  durch  eine  einheitliche  nnd  möglichst 
omfassende  Vereinigung  kirchenrechtlichen  Materials  die  Stellung  des  Episkopats 
g^eg^enüber  der  Metropolitangewalt,  dem  Chorepiskopat  und  dem  Laienstande  zu 
heben;  die  Rechtsstellung  des  Papsttums  za  fordern  ist  nicht  geplant,  aber  tatsach- 
lich wurde  sie  gehoben  infolge  der  Benutzung  der  Sammlung  durch  die  Papste  zu 
Gunsten  des  Episkopats  (P.  HINSCHIl'S,  a.  a.  O.  S.  1—754).  Die  Hauptmasse  des 
ersten  Teiles  (S.  1—247)  bilden  60  Briefe  von  30  Päpsten  (Clemens  I.  90—99  ?  — 
Melchiades  311 — 314),  von  denen  nur  der  erst«  Clemensbrief  und  der  zweite  zum 
Teil  echt,  alle  übrigen  ans  den  verschiedensten  (Quellen  kompiliert  sind  (man  citiert : 
Ps. — Isidor,  Ep.  Euaristi  c.  10  p.  92  und  versteht  darunter  das  10.  Kapitel  im  2.  Brief 
des  Euaristus,  da  die  Kapitel  zweier  und  mehr  Briefe  desselben  Papstes  durch- 
gexühlt  werden).  Die  Hauptmasse  des  zweiten  Teiles  (S.  247 — 444)  enthält  ausser 
der  im  8.  Jahrhundert  in  Rom  gefiilschten  Schenkungsurkunde  Constantins  des  Grossen 
(306 — 337)  für  Papst  Sylvester  I.  (314 — 335)  den  teilweise  überarbeiteten  und  mit 
Fälschungen  durchsetzten  Text  der  gallischen  Recension  der  sog.  Isidoriana,  d.  h. 
einer  unter  dem  Namen  des  Erzbischofs  Isidor  von  Sevilla  (f  636)  verbreiteten 
Sammlung  von  griechischen,  aber  ins  Lateinische  übersetzten,  afrikanischen,  gallischen 
und  spanischen  Concilsschlüssen  bis  zum  Jahre  688  (man  citiert:  Ps. — Isidor,  Concii. 
ToleUnum  IV.  (6:33)  c.  3  p.  364),  Der  dritte  Teil  (S.  445—754)  enthält  DecreUlen 
von  83  Päpsten  (Sylvester  1.  —  Gregor  I.  590—604)  und  ein  Synodaldekret  Gregors  II. 
(715 — 731)  vom  Jahre  721.  Die  echten  Decretalen  fanden  sich  zum  Teil  bereits  in 
der  Isidoriana,  48  unechte  (unecht  sind  n.  a.  alle  von  Sylvester  I.  bis  Felix  II. 
365 — 866)  rühren  von  Psendoisidor  selbst  her  (man  citiert:  Ps. — Isidor,  Decreta 
Felicis  II.  c.  14  p.  489  oder  Decreta  Leonis  I.  c.  97  p.  628  mit  Durchzählung  der 
Kapitel  von  zwei  und  mehr  Decretalen  desselben  Papstes).  Im  Mittelalter  wurde  die 
Sammlung  für  echt  gehalten,  doch  äusserten  Stephau  von  Toumai  (f  1203),  Marsilius 
Ton  Padua  (f  1340)  und  Nicolaus  ron  Cues  (f  1464)  Zweifei.  Vgl.  im  Allgemeinen 
E    FRIEDBERG,  Uhrbuch»  S.  121  ff. 
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die  Metropoliten  oder  alle  Hiscluitc  den  Vorsitzenden  bestimmten  oder 
dass  ihn  der  König  bezeichnete.  Aufgabe  der  Concilien,  die  häufig 
an  königliehen  Pfalzorten  stattfanden,  war  die  Uegelung  von  kirchlichen 
Dingen,  soweit  sie  eine  allgemeine  Wichtigkeit  für  die  gesamte  Landes- 
kirche und  alle  Reichsangehörigen  hatten.  Mit  der  Verkündung  neuer 
Vorschriften  verband  sich  die  Wiederholung  älterer  Satzungen.  Bei 
Anklagen  gegen  Bischöfe  auf  Absetzung  waren  sie  die  den  Provinzial- 
synoden  übergeordnete  Instanz.  Auch  wichtigere  Staatsangelegenheiten, 
z.  B.  Staatsverträge,  konnte  der  König  ihrer  Begutachtung  anheim- 
geben, gleichwie  es  ihm  freistand,  die  Gegenstände  der  Beratungen 
in  seinen  Vorlagen  namhaft  zu  machen.  Die  Beschlüsse  waren  ver- 
pflichtend für  alle  Mitglieder  der  Landeskirche.  Um  kirchliche  Geltung 
zu  erlangen  und  um  mit  geistliehen  Mitteln  durchgeführt  werden  zu 
können,  bedurften  sie  der  königlichen  Bestätigung  nicht,  wenn  sie 
nicht  der  König  deshalb  verwarf,  weil  sie  dem  bestehenden  weltlichen 
Recht  oder  dem  Staatsinteresse  zuwiderliefen.  Andererseits  konnte  die 
königliche  Piestätigung  nachgesucht  werden,  damit  die  Beschlüsse  auch 
als  weltliches  Recht  erschienen,  d.  h.  unter  staatlicher  Autorität  durch- 
führbar wären '). 

Die  Karolinger  haben  die  merowingischen  Concilien  nicht  in 
derselben  Form  zu  neuem  Leben  erweckt.  Das  Königtum  übte  selbst- 
ständig oder  nach  Beratung  mit  den  weltlichen  und  geistlichen  Grossen 
die  Gesetzgobungshoheit  aus.  Ohne  die  Pflicht,  sich  mit  dem  Hoftag, 
dem  Reichstag  oder  dem  Reichsconcil  ins  Kinvemehmen  zu  setzen, 
konnte  es  kirchliche  Normen  schaffen,  deren  Bekanntmachung  in  den 
Kapitularien  selten  genug  über  ihre  Entstchungs weise  unterrichtet. 
Die  Merowingerzeit  hatte  scharf  zwischen  Reichstag  und  Concil  g«-- 
schicden;  die  Reichsversammlungen  der  karolingischen  Periode  da- 
gegen setzten  gleich  den  sie  vorbereitenden  Hot\agen  sich  aus  Bischöfen 
und  weltlichen  Grossen  zusammen.  Auch  der  Reichstag  wird  vonctitum, 
ttynodus  genannt ;  seine  Teilnehmer  vereinigten  sich  zu  gleicher  Zeit  und 
an  demselben  dazu  bestimmten  Orte.  Häufig  nach  dem  Stande 
getrennt,  sodass  die  (Geistlichkeit  sich  wieder  nach  dem  Grade  der 
Anwesenden  in  Curien  der  Bischöfe  und  Aebte  sondern  konnte,  be- 
ratschlagten sie  über  kirchliche  und  weltliche  Angelegenheiten,  fassten 
*ber  gemeinsam  die  endgültigen,  vom  König  zu  bestätigenden  Be- 
RchlfUsc,  an  deren  Wortlaut  der  Herrscher  durch  seinen  nicht  selten 
persönlich  ausgeübten  Vorsitz  und  seine  Vorlagen  einen  hervorragenden 
Anteil  hatte.  Möglich  war  <lanebcn  die  besondere  Kinberufung  von 
rein  kirchlichen  V'ersammlungcn,  die  aber,  wenn  sie  in  Gegenwart 
oder  am  Hofe  des  Königs  sich  einfanden,  vom  Standpunkt  des  frän- 
kischen Staatsrechts  als  die  mit  geistlichen  Grossen  in  Kirchensachen 
abgehaltenen  Hoftago  erschienen;  auch  ihre  Beschlüsse  unterlagen  der 
königlichen  Sanktion.  Die  Kanones  von  ftinf  Partikularconcilicn  des 
Jahres   813,   deren   Leitung   Karl   den    Königsboton  übergeben  hatte. 

'  Di«  Akten  lier  m«rowingi«cheu  Concillon  (öl  1—606)  «ind  heraaur«reben 
X  ...   V\l    MAAHHRN.  M(i.  ConcilU  I  (18M). 
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waren  Vorschlage,  die  der  König  billigen  oder  verwerfen  konnte, 
Gültigkeit  erhielten  nur  die  in  sein  Kapitulare  von  813  aufgenommenen 
Beratungsergebnisse.  Die  Bedeutung  der  kirchlichen  Versammlungen 
in  karoungischer  Zeit  darf  gleichwohl  nicht  unterschätzt  werden, 
l'nter  dem  schwachen  Regiment  Ludwigs  des  Frommen  (814 — 840) 
nahm  ihr  Einfluss  auch  auf  dem  eigentlich  staatlichen  Gebiete  zu, 
ebenso  die  Tragweite  ihrer  Beschlüsse,  deren  Zahl  grösser  ist  als  die 
der  Kapitularien.  Die  Geistlichkeit  drängte  auf  den  Reichstagen  die 
Laien  zurück;  auf  dem  Tage  zu  Compi6gne  (833)  beschloss  sie  die 
Absetzung  des  Kaisers  (exauctoratio  Hludowici).  Allerdings  wurden 
ihre  Tagimgen  mehr  und  mehr  zu  Veranstaltungen  mit  nur  politischen 
Zwecken.  Sie  erinnerten  den  Herrscher  an  die  Aufgaben  seines  Amtes 
(Paris  829,  Aachen  836) ;  sie  vertraten  zugleich  das  Streben  der  kirch- 
liehen Kreise  nach  Einheit,  die  gefährdet  war  durch  Ludwigs  Ver- 
suche, die  Individualsuccession  im  abendländischen  Kaisertum  zu  be- 
seitigen durch  Teilungen  des  Reiches,  das  er  auf  Grund  fränkischer 
Rechtsanschauung  als  Hausgut  der  herrschenden  Familie  betrachtete*). 


§  16.    Die  Rechtsstellung  der  Geistlichkeit  im  Staat. 

H.  W.  aOYY.,  De  iurisdictionis  ecciesiasticac  apad  Germanos  (iailosqne 
pro^resna  (Berliner  Dias.  1855),  S.  20ff.  A.  NISSL,  Der  Gerichtsstand  des  Klerns  im 
frUnVisclion  Reicli.  Innsbruck  1886.  A.  NlSSIi,  Mitteilungen  des  Instituts  für  «Jster- 
r.  -  schicht^forschuug,  Ergänzungsband  III  (1890/94).  S. 365 ff.  H.  J.  SCHMITZ, 

1*!  'her  und  die  Hu-ssdiziplin  der  Kirche.    Mainz  1883.     K.  SOHM,  Zeitschrift 

für  Kini      r     !  t     IX  (1870),  8.  193ff.    H.  WASSERSCHLEBEN,  Die  Bussordnungen 
der  ab('ii>ii..ii<ii$chen  Kirche.     Halle  a.  S.  1851. 

Welcher  Art  immer  die  Gründe  waren,  die  den  Uebertritt 
C'hlodowechs  ziun  orthodoxen  Glauben  der  römisch-katholi.schen  Kirche 
iKibeifiihrten,  jedenfalls  war  es  fiir  die  Entwicklung  des  kirchlichen 
\\ Orn.s  im  Frankenreiche  von  der  grössten  Bedeutung,  dass  die  natio- 
nalen und  Stammesunterschiede  nicht  durch  den  Gegensatz  des  reli- 
giösen Bekenntnisses  vertieft  wurden.  Nicht  mit  einem  Schlage  ist 
das  Clunstentum  durchgednmgen.  AUmählig  untenvarf  es  sich  in  Gallien 
die  leitenden  Schichten  und  dann  auch  die  Massen  des  Volkes.  In  den 
Gebieten  rechts  des  Rheines  wurde  das  Heidentum  seit  dem  siebenten 
Jahrhundert  durch  die  Mission  der  iroschottischen  Mönche,  seit  dem 
achten  durch  die  der  Angelsachsen,  vornehmlich  Willibrords  (f  738) 
und  des  Bonifatius  (f  754),  bekämpft.  So  oberflächlich  dann  die  Be- 
kehrung der  besiegten  Sachsen  zunächst  sein  mochte,  die  Uebertragimg 

')  Die  Akten  der  fränkiachen  Concilien  von  742 — 816  sind  heraoagegeben 
▼on  A.  WERMINGHOFF,  MG.  Concilia  II,  1  (1904);  über  sie  und  die  der  Synoden 
bis  916  vgl.  die  Regesten  im  Neuen  Archiv  XXIV  (1899),  S.  469 ff.  XXVI  (1901). 
8.  609  ff.  —  Neben  den  allgemeinen  Concilien  sind  die  sonstigen  Versammlongen 
der  Geistlichkeit  (Provinzialsynoden,  Diözesansynoden,  bischöfliche  Gerichtstage, 
Vcrsammlongen  der  Pfarrgeistlichen  mit  ihren  Dekanen)  im  weitereu  Verlauf  diesM 
Abschnitte  zu  erwähnen. 
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der  kirchlichen  Organisation  in  ihre  Gebiete  verhinderte  den  all^- 
roeinen  Abfall  von  der  Mtaatlich  anerkannten  Religion.  Sie  zu  be- 
wahren und  nach  Möglichkeit  vorab  unter  den  Unterthanen  des 
fränkischen  Königs  zu  verbreiten,  war  die  Aufgabe  der  alten  und 
neuen  Bistümer  auf  deutschem  Boden.  Erst  gegen  Ende  des  neunten 
Jahrhunderts  hat  dann  die  ostfränkirichc  Kirche  die  Missionstätigkeit 
nach  Osten  hin,  über  die  Grenzen  des  Reiches  hinaus,  in  Angriff 
genommen. 

Die  allmähliche  Ausbreitung  des  christlichen  Bekenntnisses  ist 
nicht  ohne  Einflu.s»  geblieben  auf  die  im  Kleru«  vertretenen  Natio- 
nalitäten. Ursprünglich  in  der  Hauptsache  aus  Romanen  bestehend, 
konnte  er  mehr  und  mehr  aus  Deut«chen  besetzt  und  ergänzt  werden; 
seit  Ende  de»  sechsten  und  stets  häufiger  im  Laufe  des  siebenten 
Jahrhunderts  begegnen  Franken  als  Inhaber  bischöflicher  Sitze.  Die 
stammesrechtlichen  Unterschiede  wurden  damit  nicht  beseitigt.  Der 
einzelne  Kleriker  behielt  zunächst  sein  angeborenes  Recht,  wälirend 
sein  Wergeid  erhöht,  d.  h.  seiner  Person  ein  verstärkter  strafrechtlicher 
Schutz  gewälirt  wurde ;  nach  der  Lex  Salica  z.  B.  betrug  es  fiir  den 
Bischof  900  Solidi,  war  also  vemeunfacht,  wenn  er  nach  römischem 
Recht  lebte,  nach  der  Lex  Ribuaria  800  solidi ;  bei  beiden  fränkischen 
Stämmen  verdreifachte  »sich  das  angestammte  Wergeid  des  Presbyters 
als  des  regelmässigen  Dieners  der  Kirche,  genau  wie  jedem  Diener 
des  Königs  das  dreifache  Wergeid  und  die  dreifache  Busse  seines 
Geburtsstandes  zukam.  Nach  fränkischer  Anschauung,  die  darin  mit 
den  nSmischen  Gesetzen  übereinstimmte,  sollten  demnach  regelmässig 
keine  Unfreien,  die  des  Wergeids  erst  allmählich  teilhaftig  wurden, 
in  den  KleruK  aufgenommen  werden;  geschah  es  trotzdem,  so  war  es 
eine  Abweichung  von  den  auch  kirchlich  festgehaltenen  Grunda&tsen. 
Jeder  Laie  aber,  der  Kleriker  oder  Mönch  werden  wollte,  bedurfte 
der  ausdriicklichen  Genehmigung  dos  Königs  oder  des  Grafen.  Chlodo- 
wech  zuerst  hat  diese  Vorschrift  mit  Rücksicht  auf  die  von  den  Römern 
überkommene  Steuerverfassung,  die  von  der  Geistlichkeit  teilweise 
beauHpHichte  Minderung  der  öffentlichen  Lasten  und  Leistungen  ver- 
kündet, und  noch  Karl  der  Grosse  hat  sie  aufrechterhalten,  zumal 
Kleriker  und  Mönche  ausser  bei  feindlichen  Einfällen  vom  Heeres- 
dienst befreit  waren,  da  ihnen  das  kanonische  Recht  das  Tragen  von 
Waffen  untersagte.  Der  persönliche  Kriegsdienst  der  Bischöfe  und 
Aebte  ergab  sich  aus  ihrer  Zugehörigkeit  zu  den  Senioren;  sie 
waren  vorpflichtet,  ihre  Vaasallen  und  Hintersassen  ins  Feld  zu  fiiliren. 
Alle  Geistlichen  leisteten  wie  die  Laien  den  Untertaneneid  auf  die 
Reliquien.  Ihre  Kirchen  aber  genossen  wie  früher  da«  Asylrecht, 
keine  weltliche  Gerichtsverhandlung  ausserdem  sollte  in  ihnen  statt- 
finden. 

Ein  besonderer  GcrichtsKtand  sodann  unterschied  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  sechsten  Jahrhunderts  den  Klerus  vom  Laienstand;  bei 
seiner  Würdigting  sind  Merowinger-  und  Karolingerseit  auseinander 
SU  halten.  In  jener  blieben  die  Bischöfe  aprondsätslich  der  wcltlich<Ni 
Gerichtsbarkeit  im  v«)Uon  Umfang  unterworfen,  in  eigentlichen  Kriminal- 
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Sachen  aber,  die  mit  der  Aclit  oder  der  T<»«leH8trafe  bedroht  waren, 
sollte  je  nach  dem  Ausfall  des  Einleitungs Verfahrens  im  Königsgericht, 
das  die  Voruntersuchung  gegen  den  Angeklagten  in  sich  schloss,  das 
Hauptverl'ahren  wälirend  der  Synode  folgen.  Hier  erhob  der  König,  per- 
sönlich oder  vertreten  durch  einen  Bevollmächtigten,  die  Anklage, 
hier  wurde  der  Angeklagte  entweder  freigesprochen  oder  seines 
kirchlichen  Amtes  entsetzt.  Freispruch  machte  das  Schlussverfahren 
in  dem  Königsgericht  unncitig:  im  anderen  Falle  galt  der  abgesetzte 
Bischof  als  Laie,  den  das  Königsgericht  ohne  Zuziehung  von  Geist- 
lichen mit  weltlicher  Strafe  belegte,  dann  erst  der  König  begnadigen 
konnte.  Nur  bei  handhaftcr  Tat  oder  dem  Geständnis  der  Schuld 
konnte  der  König  sofort  gegen  den  verbrecherischen  Bischof  vor- 
gehen, ohne  das  Erkenntnis  der  Synode  abwarten  zu  müssen.  — 
Alle  übrigen  Kleriker  wurden  ursprünglich  in  peinlichen  Sachen  vor 
dem  weltlichen  Gerichte  prozessiert  gleich  den  Laien,  bis  die  Kirche 
die  Forderung  erhob,  dass  gegen  sie  kein  weltlicher  Richter  eine 
Zwangs-  oder  Strafgewalt  ohne  Vorwissen  des  Bischofs  ausüben  dürfe. 
Chlothars  II.  (tß29)  Kdikt  vom  Jahre  614  erledigte  die  Streitpunkte'). 
In  weltlichen  Kriminal.sachen  der  vom  Bischof  abhängigen  Kleriker 
Hess  es  den  weltlichen  Prozess  vor  dem  weltlichen  Richter  bestehen, 
sobald  handhatte  Tat  oder  Geständnis  vorlag;  der  Bischof  aber  sollte 
zuvor  davon  benaclirichtigt  werden,  sei  es  um  vor  der  weltlichen 
Aburteilung  gegen  den  Geistlichen  disziplinarisch  vorzugehen,  sei  es 
um  ihn  im  weltlichen  (rerichte  zu  unterstützen  und,  wenn  angängig, 
der  weltlichen  Strafe  zu  entziehen.  Von  den  niederen  Klerikern 
aber  sollten  Presbyter  und  Diakone  bei  schweren  Verbrechen,  auch 
im  Falle  handhafter  Tat  oder  des  Geständnisses,  zunächst  in  einem 
weltlichen  Einleitungsverfahren  überführt  werden  müssen;  dann  sollte 
im  geistlichen  Hauptverfahren  vor  Bischof  oder  Synode  Freisprechung 
oder  Amtsentsetzung  erfolgen,  endlich  das  weltliche  Gericht,  nicht  ge- 
bunden an  das  Urteil  der  geistlichen  Instanz,  den  Angeklagten  strafen 
oder  freisprechen.  —  In  allen  caitsae  miruyres,  namentlich  in  Sachen 
de  personis,  d.  h.  bei  Vergehungen,  die  nicht  durch  Blut,  sondern 
durch  Zalilung  von  Geld  und  Geldeswert  zu  sühnen  waren,  war  die 
Vorladung  der  niederen  Geistlichen  vor  den  weltlichen  Richter  erst 
dann  möglich,  wenn  sich  dieser  zuvor  mit  dem  Bischof  verständigt 
hatte.  Der  Bischof  also  konnte  den  Streitfall  von  sich  aus  erledigen, 
anderenfalls  nicht  hindern,  dass  der  weltliche  Richter  mit  unmittel- 
barem Zwang  einschritt,  um  dem  Kläger  zu  seinem  Rechte  zu  ver- 
helfen.    Voraussetzung   war   dabei,    dass   bei  jedem    Streit   zwischen 

')  Vgl.  c.  8  des  Pariser  Concils  von  614 :  l't  uulbu  iudieum  neque  pretbjfterum 
neque  diacoiiem  aut  eierieum  aut  iuniorts  eeeietiae  sine  teientia  ponüßci*  per  ae  dUtringat 
out  eondamtarr  pn$iimai.  Quod  ri  feeerit,  ab  eeclaia,  eui  iniuria  itinyjari  dino»dtur, 
*amdm  ait  teqme»tnUm$,  fuamdm  rernttt  mto  eognomsat  et  emendet  (MG.  Concilia  I,  187). 
—  Chlothar  II.  bestimmte  dagegen:  C(  nuUum  ttuUeum  de  fuaUbit  ordine  ciereeut 
de  timübuM  eautU,  praeter  criminale  neguda,  per  te  disirmgere  aut  damHOfe  pnutuwtat, 
MM»  eommneitttr  mmnefettus,  eaeeepto  preA^tero  aut  diaeono.  Qui  eommeti  fuerint  de 
^rimim»  mpitoB,  tncto  enMonet  titsh  waanliw  et  cum  ponleßeänu  iMiiiiMieiifiii  (M(}.  Capi- 
tnlaria  I.  21  r.  4\ 
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(leistliclieii    untereinander    allein    «las    j^eistliche  Gericht    (\r<    Hi«rhofs 
anj^enifen  wurde,  dieses  allein  das  Urteil  filUte. 

Die  Karolinj^crzeit  hielt  an  der  staatlichen  Strafgewult  gegen 
die  Bischöfe  fest,  für  die  wie  für  die  Klosteräbte  erst  seit  Ludwig 
dem  Frommen  die  AnfUnge  eine«  privilegierten  Gerichtsstandes  vor 
dem  Königsgericht  begegnen.  In  Kriminalsachen  der  Bischöfe  musste 
wie  früher  vor  der  Vollziehung  der  weltlichen  Strafe  die  Absetzung 
des  Schuldigen  durch  eine  Synode  verkündet  sein ;  ward  diese  gleich- 
zeitig mit  einem  Reichstag  abgehalten,  so  erschien  der  angeklagte 
Bischof  vor  ihr  gewissermassen  als  vor  einem  Königsgericht,  dessen 
Spruch  von  den  geistlichen  Beisitzern  gefilUt  wurde,  vom  König  als- 
daim  bestätigt  werden  musste,  während  später  der  Papst  beanspruchte, 
dass  erst  seine  Bestätigung  des  Synodalerkenntnisses  diesem  Rechts- 
kraft verleihen  sollte.  Machte  der  König  von  seinem  Begnadigungs- 
recht keinen  Gebrauch,  so  wurde  die  weltliche  Strafe  wie  z.  B.  Tod  und 
Verstümmelung  von  den  Organen  des  Staats  vollzogen ;  zu  Verbannung 
oder  zur  Strafhaft  in  einem  Kloster  konnte  die  Hülfe  der  geistlichen 
Behörden  in  Anspruch  genommen  werden.  —  In  Kriminalsachen  von 
Priestern  und  Diakonen  hatte  der  Spruch  der  geistlichen  Gerichte, 
des  Bischofs  also  oder  der  Synode,  dem  weltlichen  Strafurteil  und 
seiner  Vollstreckung  durch  die  staatlichen  Beamten  voraufzugehen. 
Alle  übrigen  niederen  Kleriker  unterstanden  wie  in  der  Merowinger- 
zeit  ausschliesslich  den  weltlichen  Gerichten,  die  ihre  Schuld  fest- 
stellen, «lie  Strafe  an  ihnen  vollziehen  mussten.  —  Anerkannt  blieb 
die  Zuständigkeit  der  bischöHichen  Gerichte  in  ransne  minores  der 
niederen  Geistlichen,  doch  ward  ihnen  das  Metropolitangericht  als 
Berufungsinstanz  übergeordnet.  Da  in  solchen  Fallen  das  bischöf- 
liche Gericht  nach  weltlichen  Gesetzen  zu  handhaben  war,  musste 
ihm  der  Graf  oder  Schultheiss  beiwohnen,  \\m  als  vollziehendes  Organ 
für  das  bischöfliche  Urteil  in  Tätigkeit  zu  treten. 

Schon  in  merowingischer  Zeit  hatten  sich  die  Bischöfe  und 
übrigen  Kleriker  bei  privatrechtlichen  Streitigkeiten  um  Grundbesitz 
(de  poaaenaiombus)  und  den  Personenstand  (de  Itbertate,  de  statu),  die 
stets  zur  Kompetenz  des  weltlichen  Gerichts,  des  Grafen-  oder  des 
Königsgerichts,  gehörten,  vor  dem  weltlichen  Richter  vertreten  lassen 
können.  Die  karolingische  Zeit  machte  es  allen  Bischöfen,  Aebtcn 
«ind  auch  den  Presbyteni  zur  Pflicht.  Immerhin  sollte  bei  Streitig- 
keiten um  Gnmdbesitz  zwischen  Geistlichen  untereinander  ein  Stthne- 
versuch  der  geistlichen  Behörden  das  Verfahren  des  weltlichen 
(Jericht«  unnötig  machen,  wenn  er  jedoch  misslang,  es  wenigstens 
nicht  aufhalten.  Bei  Rechtsstitutigkoiten  zwischen  Klerikern  und 
Laien  konnte  der  Bischof  an  der  Gerichtsverhandlung  des  Grafen  sich 
beteiligen. 

Nicht  berührt  von  diesem  Ausgleich  kirchlicher  mid   stjiatlieher 
Befugnisse  hinsichtlich  des  Gerichtsstandes  der  (teistlichen  in  «<  "  '" 
Angelegenheiten  —  erst  die  kii-chenrechtlichen  Fälschungi-n  de.-  > 

.lalirhtmderts  verlangton,  dass  über  Geistliche  einzig  und  allein  Geist- 
lirli.   iirfritrn  UiinnfiMi        uiiril.-  ili-r  < Jrrirlit^^tniiil  und  die  Gerichtsbar- 
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keit  der  CieistUchen  in  innerkircliliche»  Dingen.  Ihre  Kigenart  und 
Freiheit,  wie  sie  bereits  das  römische  Hecht  fiir  Vcrwaltungs«achen, 
Amtsvergehen  der  Kleriker,  Kirchenzucht  über  Kleriker  und  Laien 
hinsichtlich  der  Snkraujente,  der  Lehre  und  des  Kuhns  anerkannt 
hatte,  wurtlen  nicht  angetastet.  Unabhängig  handhabte  die  Kirche 
ihre  Straf-  und  Zuchtmittel  wie  den  Bann,  die  Huss-  und  Heichtdisziplin, 
für  deren  Casuistik  in  zahlreichen  Anweisungen,  den  sog.  libri  poeni- 
tentiales,  Anweisungen  gegeben  waren  ^),  endlich  die  disziplinare 
Züchtiginig  «Icr  ungehorsamen  oder  pflichtvergessenen  Kleriker.  Immer- 
hin machte  sich  in  der  Karolingerzeit  ein  stärkerer  Anteil  des  Staates 
an  der  Vollstreckung  der  rein  kirchlichen  Strafen  geltend.  So  half 
z.  B.  der  Graf  oder  gar  der  König  selbst  den  Bischöfen,  um  die  Füg- 
samkeit der  ihnen  untergebenen  Priester  zu  erzwingen ;  der  Graf  sollte 
als  '  ■  /•  ecclesiae  dem  Bischof  bei  Unterdrückung  des  heidnischen 
Ab.  US  zur  Seite  stehen;  in  Sachsen  endlich  wurden  kirchliche 

Vergelu-n  der  Laien  wie  Verschmähung  der  Taufe,  Uebertretung  der 
Fastengebote  und  Verbrennung  der  Leichen  mit  dem  Tode  bestraft, 
heidnische  Gelübde  dagegen  mit  Geld,  dergestalt  dass  der  Ver- 
urteilte, war  er  zahlungsunfähig,  die  auferlegte  Summe  durch 
Eintritt  in  den  Dienst  der  Kirche  zu  tilgen  hatte.  Es  entsprach 
diesem  weltlichen  Zwang,  w^enn  der  Staat  durch  die  Kirche  solche 
Verbrechen  ahnden  Hess,  die  ursprünglich  als  rein  weltliche  angesehen 
worden  waren,  z.  B.  Incest  und  Verwandtenmord;  nur  Ehesachen 
blieben  der  weltlichen  Rechtsprechung  anheimgegeben,  so  sehr  die 
weltliche  Ehegesetzgebung  den  Anschauungen  der  Kirche  sich  geneigt 
erwies.  Auf  die  Handhabung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  ^urch 
Bischof  oder  Archidiakon  wird  erst  später  einzugehen  sein.  Wie 
erheblich  aber  sie  auch  sein  mochte,  eine  Ausdehnung  der  kirclilichen 
Gerechtaamen  auf  die  rein  weltliche  Gerichtsbarkeit  über  Laien  in 
rein  weltlichen  Dingen  war  erst  nnigUch  durch  den  Erwerb  der 
Immunität  tur  den  kirchlichen  Besitz  an  Land  und  Leuten. 


§  17.  Die  Rechtsstellung  des  Kirchenguts  und  der  Kirchenzehnte. 

K.  TH.  VON  INAMASTKliNKGO,  Deuteche  Wirtschaftsgeschichte  I  (Leipzig- 
1879),  8.  252 ff.  289 ff.  K.  PEKKLS,  Die  kirchlichen  Zehnten  im  karolinprischen  Reiche. 
Berlin  1904.  C.  UIÜBECK,  Die  sog.  Divisio  des  fränkischen  Kirchenguts.  Berlin  1883. 
P.  ROTH.  Geschichte  des  Bencficialwesens  (Erlangen  1850),  S.  246  ff.  L.  sHXN, 
L'ii  "■"  •■  des  avoueries  eccli'siastiqnes  en  France.  Paris  190.3.  TH.  SICKEL, 
°V  Mtc  der  Wiener  Akademie,  philol.-hist.  Classe  XLVII   (1864),  8.  175  ff. 

L\.v..\.  viööö),  S.  311  ff.     W.  SICKF.I..  Westdeutsche  Zeitschrift  XV  (1896).  S.  1 11  ff. 
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')  IhreBenntznng  wurde  alierdingv  vom  Concil  zu  Ch*lon-8ur-S«öne  im  Jahre  813 
beklmph :  Modu*  . . .  paenikntiae  peeeata  ma  eonJitentUftu  out  per  antiquontm  eamanum  insti- 
iHlionem cml per  »ametarum  »eripturanm  umtoiilaltm  mU per  eeelmiaatieam  eonmetudinem  . . . 
impamdebet,  repmdiatit  ae  pemUu  eUwimali»  Ubdäi,  ftioe  paemtentiaki  voemmt,  ^ttonm  tunt 
«erüerrore»,  Htffrti  auetore$  (MO.  Conciiia  II,  281  c.  38;  vgfl.  ebenda  8.  289  c.  221 
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XVI  (1897),  H.Alff.  W.  8ICKEL,  Göttingische  Gelehrte  Anseigen  1904,  M.  788  ff. 
U.  STUTZ,  Geschichte  de»  kirchlichen  »enefisislwesens  I,  8.  240  ff.  262  ff.  F.  VON 
WICKEDE,  Die  Vogtci  in  den  geistlichen  Stiftern  des  frXnkischen  Reiches  ron  ihrer 
EntJitehnng  bis  zum  Aiiiuiterben  der  Karolinger  in  Deutschland.     Liibeck  1886. 

Die  Erhebung  der  Kirche  zur  Rcichskirche  hatte  sie  im  vierten 
und  fiinften  Jahrhundert  zu  einer  wirtschafUichen  Macht  umgewandelt; 
sie  verftlgte  über  umfdngliches,  nach  kanonischem  Recht  unveräusser- 
liches Kirchengiit.  Di«'  fränki.sche  Kirche  hat  ihren  Besitz  sich  erhalten 
und  noch  vennehrt,  zumal  königlich»'  Solienkungen  ihr  LUndereien, 
staatliche  Hoheitsrechte  wie  Zoll,  Münze  und  Marktgerechtsame  über- 
wiesen, die  Freigiebigk<ut  der  Laien  überhaupt  sie  zur  Inhaberin 
ausgedehnter  Liegenschaften  machte,  die  ihr  imter  verschiedenartigen 
Formen  übergeben  wurden.  Gegen  Ende  des  sechsten  Jahrhundert« 
bereits  klagte  König  Chilperich  (f  584)  über  die  Verarmung  des 
Fiskus,  dessen  Reichtümer  an  die  Kirche  gekommen  seien ;  für  das 
ausgehende  siebente  Jahrhundert  ist  der  gesamte  kirchliche  Immobiliar- 
besitz auf  ein  Drittel  des  Staatsgebietes  veranschlagt  worden.  Die 
Massregeln  Karl  Martells  (-j-  741)  und  seiner  Söhne,  die  das  i« 
(nUutorinin  ejrercitus  eingezogene  Kirchengut  zu  Vergabungen  an 
Laien  verwandten,  konnten  das  Wachstum  des  kirchlichen  Besitzes 
an  Grund  und  Hoden  nur  vorübergehend  aufhalten.  Die  Liegen- 
schaften der  einzelnen  Anstalten  verbreiteten  sich  in  Streulage  über 
das  ganze  Reich.  Bischöfliche  Kirchen,  Stifter,  Pfarrkirchen  und 
Klöster  wurden  zu  Gnmdherren,  unter  denen  sich  naturgemäss  je 
nach  der  Grösse  der  Besitzungen  mannigfache  Unterschiede  bemerkbar 
machten.  So  vei-fügte  das  Bistum  Augsburg  im  Jahre  812  über  mehr 
denn  1500  Mansi,  Freising  hatte  um  das  Jahr  840  Güter  an  rund 
450  Orten;  das  Kloster  Fulda  soll  bald  nach  seiner  Gründung  (744) 
über  15000  Hufen  besessen  haben;  im  Jahre  816  schätzte  man  den 
Besitz  eines  kleinen  Stiftes  auf  2  — 300,  eines  mittleren  auf  1000—2000, 
eines  grossen  auf  3000—8000  Hufen »). 

Auf  die  wii-tschaftsgeschichtliche  Bedeutung  der  kirchlichen  Grund- 
herrschaften, ihre  Venvaltung  und  Nutzung  durch  die  einzelnen  Eigen- 
tümer wie  die  rechtlichen  Verhältnisse  ihrer  Vassalien  und  Hintersassen 
ist  nicht  einzugehen,  an  ihren  Wert  im  Zeitalter  mit  überwiegend 
naturalwii-tschaftlicher  Betätigiuig  kann  nur  erinnert  werden.  In 
Betracht   kommt  hier   nllciii  «fic  Stellungnahme   der  Staatsgewalt  zum 

')  Die  wichtip«tcn  (^uvilen  für  die  (icschichte    des  kirehUelMn  Besitses  sind  : 

1)  die  8al-  cMlor  Trsditioniibüclier  mit  Abschrirtcii  oder  AossBirea  der  Erwerbs 
Urkunden;     vgl.    O.    KEDLIC'H.    Deutucho   (iexchirhtiiblKtter   I     (1900),     8.   88  ff 

2)  die  Urbare  (poijfptieha,  rtyüitra)  nU  (•«samtaufiialinicn  kirchlichen  Besitastande» , 
vgl.  K.  TH.  VON  INAMASTEKNKGG,  8iUang<iberichto  der  Wiener  Akadimae. 
philol-hiiit.  Claase  IJCXXIV  (1870),  8.  180fr.  AU  lleispiel  für  die  erst««!  au« die 
Ausgabe  der  Krciaingcr  Traditionmirkundfii  von  TH.  BITTERAUF  (Mttaehra  1906) 

Ptnannt  sein.  fUr  die  letxtrrcn  das  rolvptichon  Inuinonis,  des  Abtes  von  Ht.  OmvuÜB-d^- 
rfs  bei  l'aria.  aiu  der  Zeit  Karia  des  Urossen  (heraosg.  von  OrKRARD,  Paris  1844V 
•nf  (}mnd  doa««n  der  (irnndbesits  dieses  Klosters  anf  rund  221000  Hektar  mit 
Ober    10000   H«riff«n  geseWItBl  worden    iat;    vgl.   anch   MO.  Capitularia  I.  350  t) 
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Kirchengut,    wie    sie    im    Koni^sschutze    und    in   der   Immunität   sich 
iosserte,  und  endlich  zur  kirchlichen  Forderung  des  Zehnten. 

Die  Verleihung  des  besonderen  Künigsschutzes  (mundiburdium, 
deftnsio)  setzte  voraus,  dass  der  Schützling  sich  persönlich  zu  Händen 
des  Königs  kommcndiert  hatte.  Sie  gewährleistete  ihm  und  seinem 
Gute  einen  besonderen  Frieden,  steigerte  freilich  auch  seine  Ab- 
hängigkeit vom  Herrscher,  der  für  den  erhöhten  Schutz  und  die 
Einräumung  des  Reklamationsrcchtes  regelmässige  Abgaben  oder 
Dienste  verlangen  konnte.  Der  fränkische  Episkopat  widerstrebte 
swar  dem  Eintritt  von  einzelnen  Klerikern  und  Klöstern,  für  die  sich 
ihr  Abt  konnnendierte,  in  ein  derartiges  Schutzverhältnis,  weil  es  die 
kirchliclie  Ordnung  zu  stören  drohte,  aber  es  gelang  ihm,  andere 
Zugeständnisse  der  Staatsgewalt  zu  erwirken,  die  das  Kirchengut 
dem  Königsgut  rechtlich  nahezu  gleichstellten  und  doch  jene  indivi- 
duellen Bindungen  von  Geistlichen  an  den  König  entbehrlich  machten. 
Seit  Karls  des  (irossen  Verordnung  vom  Jahre  803  standen  alle 
Kirchen  unter  höherem  Frieden;  seit  Ludwig  dem  Frommen  wurde 
den  Kirchengebäuden  ein  örtlicher  Sonderfrieden  zu  teil,  wie  er  in 
der  Pfalz  des  Königs  und  seiner  Umgebung  herrschte;  endlich  wurde 
mit  der  Immunität  „der  Gedanke  eines  Sonderfriedens  verbunden, 
sodass  auf  jede  Verletzung  des  Kirchengutes  oder  wenigstens  der 
räumlich  eingefriedeten  Besitzungen  die  hohe  Busse  von  600  Solidi 
stand*',  die  zu  zwei  Dritteln  oder  ganz  der  geschädigten  Kirche  zu- 
fallen sollte.  Die  Immunitätsprivilegien  sollten  in  erster  Linie  die 
Amtshandlungen  der  öffentlichen  Beamten  auf  kirchlichem  Gute  be- 
schränken, der  königliche  Sonderschutz  dagegen  war  bestimmt,  jeden 
Eingriff  eines  beliebigen  Dritten  in  kirchliches  Gut  zu  verhindern. 
Indem  er  dann  häutig  mit  der  Immunität  gewährt  und  verbrieft  wurde, 
stellte  er  sich  dar  als  ein  dinglicher  Schutz  des  Besitzstandes,  der 
keinerlei  persönliche  Abhängigkeit  des  einzelnen  Bischofs  oder  Abtes 
vom  König  in  sich  schloss. 

Die  Immunität  (emunitas,  tnmvntUu)  zeitigte  andere  Folgen. 
Prinzipiell  wurde  im  fränkischen  Reich  das  Kirchengut  zu  den 
staatlichen  Lasten  herangezogen;  es  war  durch  keinen  allgemeinen 
Grundsatz,  wie  zeitweise  im  römischen  Reich,  davon  befreit.  Die 
Kirche  musste  die  öffentlichen  Abgaben  wie  z.  B.  die  unter  Karl 
dem  Grossen  fest  normierten  Jahresgeschenke  an  Rossen,  Waffen  u.  a.  m. 
entrichten.  Die  einzelnen  kirchlichen  Anstalten  hatten  den  König 
zu  beherbergen  oder  doch,  kam  er  in  ihre  Nähe,  ihm  die  Mittel  des 
Unterhalts  zu  liefern.  Ihre  freien  Hintersassen  mussten  vor  den 
öffentlichen  Gerichten  erscheinen  und  dem  Aufgebot  zur  Heerschau 
wie  zur  Heerfahrt  gehorchen.  Die  mit  Teilen  kirchlichen  Gutes 
ausgestatteten  Vassalien  führte  der  Bischof  oder  Abt  in  den  Krieg. 
Wollte  der  König  einen  seiner  Getreuen  belohnen,  so  musste  auf  sein 
Qeheiss  die  kirchliche  Anstalt  ihm  Land  übergeben  als  precaria  verho 
dominico  oder  verbo  regia.  Gleichwohl  bestand  die  Tendenz,  das 
Kirchenvermögen  soweit  als  möglich  von  den  staatlichen  Leistungen 
zu   befreien.     Ihrer   Durchführung   dienten  die  Immunitätsprivilegien, 
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derer  «ich  iuuucr  mehr  kirchliche  Aii->tMlt.M    Uistiinwr  .mIsm,  StWt.  i    ihhI 
Klöster,  zu  versichern  ^vussten  >). 

IJegritV   und  Wesen    der   Ininiuuii.it    sind    romisciMii    i  i>j^iiuny.'^. 
Wie  die  kaiserlichen  DoniHncn  der  Verpflichtung  zu  ausserordentlichen 
iSteuern    und    munera  sordida    enthoben    waren,    so    stand   diese    Ver- 
günstigung auch   dem  fränkischen  Köuigsgute  zu,   dessen  Verwaltung 
in  der  Hand  besonderer  königlicher  Beamten  lag.    Nur  ein  königliches 
Privileg  konnte   diese  Bevorrechtung  auch   dem   Besitz   eines  Grund 
herrn  übertragen:   der  Staat   verzichtete    auf  die    meisten  öffentlichoii 
Leisttujgen   der  Bewohner    des    gefreiten  (iutes,    dessen  Inhaber   viel- 
mehr sie  fortan  für  sich  in  Anspruch  nehmen  durfte.     Kein  öffentlicher 
Beamter  sollte  mehr  in  amtlicher  Eigenschaft,   etwa   um  Oerichtstage 
abzuhalten,   Friedensgelder  zu   erheben  oder  Bürgen  zu  nehmen,   den 
Inimunitätsbezirk  betreten,  keine  fiskalischen  (ielder  wie  z.  B.  Gericht- 
gefalle    in    ihm    eintreiben,    keinerlei    Amtsgewalt    unmittelbar    -^ 
Immunitjltsleute  anwenden,    also  z.  B.  sie  nicht  unmittelbar  vorl.. 
jedes  Immunitätsprivileg  verbietet  den  Introitus  iudicum,  die  ej-nctf  / 
die  districtio.    Welchem  Stande  die  Immunitätsherren  angehörten,  kam 
nicht   in    Betracht,    die   Mohrzahl  jedenfalls   der    Immunitätsurkunden 
seit    Chlodowech    ist    zu    (junsten    kirchlicher    An.stalten    ausgefertigt 
worden,  sodass  unter  Ludwig  dem  Frommen  wohl  die  meisten  grösseren 
Kirchen    sie    besassen.     Sie  waren    um    so   wertvoller,    als    sie    nicl. 
allein  den  bei  der  erstmaligen  Verbriefnng  vorhandenen  Grundbesitz 
sondern  auch  den  gesamten  zukünftigen  Erwerb  eximierten.      Inmuuita 
wurde  zur  Bezeichnung  einer  geistlichen  Herrschaft. 

Eine    bedingungslose    Preisgabe   des   Immunitätägebietes   an    die 
einzelne  Kirche  war  damit  noch  nicht  vollzogen.    Nicht  die  königliche 
Gewalt  an  sich  sollte  eingeengt  werden,    sondeni    die  Amtsbefugni.<«c* 
der  öffentlichen  Beamten.    Auf  Grund  besonderen  königlichen  Befehle- 
in    bestimmten    Fällen,    z.    B.    bei    Rechtsverweigerung    und    R«    ' 
Verzögerung,    konnte    der    Beamte    das  Gebiet   der  Freiung    beti' 
der  Staat  hatte  nach  wie  vor  ein  Interesse  an  bestimniten  Lasten  dei 
Immuuitätsinsasscn ,    z.    B.    am    Brücken-    und    Wegebau,     an     der 
Beherbergung  des  Königs  oder  der  Königsboten  —  die  Bezüge  eines 


')  Vgl.  die  Urkunde  Ludwigs  des  Frommen  für  das  Uistum  Paderborn  vnm 
2.  April  822,  in  der  er  es  in  seinen  Königsschutx  aufnimmt  und  ihm  die  \mw 
gewXbrt:  IVaccijtientet  ergo  ittbeaiui,  ut  uulitm  iuJer  pubUetu  vel  qtudibei  ex  iu,i. 
pole$tate  in  eceletUu  aut  loea  vel  agro»  «mt  reHqwu  potaemomm  meMorotae  «tekmoe,  qum 
modemo  tempore  ti^/ra  «Ueiomem  mjwn't  ttortri  l«gibu$  poetidet,  vtl  qnae  dmmeefi  im  itm 
iprius  tod  vohurit  dkrina  pieku  atigtri,  ad  eaiua$  iudieiario  mor«  «mdimdm$  vti  fredm 
exigenda  aut  maneionee  vel  pmutaa  fmcfmda*  aut  ßdemuore»  ioUmdo»  eml  komimm  ipeitu 
eeeletiae  eontra  rtttionem  ditlringendo*  nee  utku  rediiiHonee  vel  mUdku  oeeamomee  rtpuremda 
uUo  umfuam  tent/iort  ini/rfdi  audeat  vfl  ea,  quae  eupra  mtmorata  emit,  pmitui  emgrr 
pramutmt,  eed  lieeat  memoruto  epieeopo  mdt^m  wioB<tsori6«w  reeprettdiaiantBdeiimemmmmAmt. 
giMM  pomidet,  fukto  ordime  poetidmrv  et  noeiro  ßdeUter  patere  imperiQ.  Qtdofmd  vero  ßemi* 
emmde  eperme  pottterit,  Mtm  not pneu^ttma  remnutenUiom prmediettm  aaalwiw ad  tliptndim 
ptmperum  et  hmmaria  eotuinrnmia  eomeedimu»,  ftuditer  »teUtu  deltetet  elerieoe  im  eadem 
eede  degemtt»  pro  «mAw,  eonii^ et prole i»oetra  Domtni  miterieordiam  frorare.  (R.  WILM ANS, 
Die  Kaisenurkunden  der  Provini  Westfiilen  I,  Münster  1867,  S.  17).  Vgl.  über  die 
Urkunde  ffir  die  Abtei  luden  (Comalimflncter)  E.  8TENGKL.  Neues  Arrhiv  XXIX 
(1904).  8.  890  ff. 
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Bischofs  als  Küiiigsbüteu  wunieii  von  Ludwig  dem  Froininon  t'igens 
festgestellt  — ,  an  der  HeerbannpÜicht,  an  den  .lahresgcschenken  und 
der  Aulrochtcrhaltung  geregelter  Rechtspflege.  Da  er  aber  seine 
Forderungen  nicht  unmittelbar  geltend  machen  konnte,  mussten  die 
Imraunitätäherreu  von  sich  aus  Beamte  an^telleu,  die  in  ihrem  Auftrag 
die  Erledigung  der  staatlichen  Anliegen  übernahmen.  Hatte  in  Bis- 
tümern vielfach  der  riceJoiininuH  oder  oeconoinns,  vom  Jiischof  au» 
seinen  Geistlichen  gewählt,  die  oberste  Aufsicht  über  den  bischtiflichen 
Haushalt,  die  Verwaltung  und  Bewirtschaftung  der  bischöflichen  Güter 
zu  fiihren,  in  den  Klöstern  der  Abt  oder  in  seiner  Vertretung  der 
Propst,  so  war  in  den  Immunitäten,  dem  durch  Privileg  gefreiten 
Gnindbesitz  also  von  Bistümern  oder  Abteien,  der  Vogt  iadvocatua, 
iudej-j  derjenige  Beamte,  der  zwischen  dem  Immunitiitsherrn  und  dem 
Staat  vermittelte.  Kegelmässig  war  er  ein  Laie,  da  sich  ein  Geistlicher 
nicht  mit  weltlichen  Angelegenheiten  befassen  sollte.  Sein  Amtsgebiet 
sollte  regelmässig  das  einer  Grafschaft  nicht  überschreiten,  sodass 
demnach  die  einzelne  Anstalt  soviel  Vögte  haben  musste,  als  ihr 
eximiertes  Gebiet  auf  einander  benachbarte  oder  von  einander  getrennte 
Grafschaftsgaue  sich  verteilte:  die  Abtei  St.  Gallen  z.  B.  hatte  im 
neunten  Jahrhundert  unter  einem  Abte  sechsundzwanzig  Vögte.  Der 
Vogt  war  der  Richter  über  alle  Immunitätsinsassen  in  Fällen,  in  denen 
Friedensgeld  oder  Bannbusse  gezahlt  wurde.  Er  war  gehalten,  für 
die  staatliehen  Gerichte  bei  Zustellungen  und  Vollstreckungen  innerhalb 
der  Immunität  tätig  zu  sein.  Er  vertrat  die  Immunitätsleute  und  dem- 
nach die  Immunitätsgeistlichen  vor  dem  weltlichen  Richter,  wenn  vor 
diesem  eine  Kriminalklage  oder  ein  Freiheitsprozess  gegen  sie  an- 
gestrengt war,  bis  seit  imgefähr  der  Mitte  des  achten  Jahrhunderts 
Klagen  gegen  sie  in  causae  minores  zunächst  an  den  Vogt  gebracht 
werden  mussten:  er  vertrat  sie  bei  Klagen  gegen  einen  ausserhalb 
des  Immunitätiibezirks  Wohnenden,  nicht  minder  auch  die  kirchliche 
Anstalt  in  Rechtsstreitigkeiten  und  bei  Rechtsgeschäften  und  unterzog 
sich  fiir  sie  z.  B.  der  Eidesleistung  oder  dem  gerichtlichen  Zweikampf. 
Für  die  Einsetzung  der  Vögte  hat  erst  Karl  der  Grosse  eingehendere 
Bestimmungen  getroffen:  sie  sollten  wenn  möglich  aus  den  freien 
Eigentümern  innerhalb  der  Grafschaften  unter  Mitwirkung  des  Grafen 
und  des  Volkes,  also  der  Immunitätsinsassen,  gewählt  werden,  nicht 
selbst  Grafen  oder  Schultheissen  sein.  Die  Ernennung  konnte  aber 
auch  der  König  oder  in  seinem  Auftrag  der  Missus  vollziehen,  die 
Kirche  selbständig  nur  dann,  wenn  ihr  dies  Recht  eigens  zuerkannt 
war.  Karl  der  Grosse  hielt  zugleich  daran  fest,  dass  der  Vogt  ebenso 
ein  staatlicher  wie  ein  kirchlicher  Beamter  sei;  seine  Amtsführung  zu 
überwachen  war  die  Aufgabe  der  Königsboten.  Die  Lebenslänglichkeit 
und  Vererblichkeit  der  Vogtwürde  hat  sich  erst  im  weiteren  Verlaufe 
des  neunten  Jahrhunderts  entwickelt. 

Zu  K<Mngsschutz  und  Immunität  gesellte  sich  endlich  in  fränkischer 
Zeit  die  Anerkennung  der  allgemeinen  Zehntpflicht  durch  den  Staat, 
der  sie  einzuschärfen  nicht  müde  ward.  Schon  im  sechsten  Jahrhundert 
war.  fAmr'  Zwrifoj  in  Anlehnung  an  biblische,  für  die  jüdischen  Leviten 
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und  PriesttT  «'rlassemu  \  orschrit'ten,  von  der  Kirche  die  Forderung 
der  jiüirüchon  Entrichtung  des  zehnten  Teiles  von  Feld-  und  Baum- 
frttchten  wie  von  der  Kopfzald  des  Viehes  an  die  Geistlichkeit  erhoben 
worden.  Fränkische  Concilien,  so  da»  von  Mäcon  im  Jalu'e  585, 
ordneten  die  Zahlung  des  Zehnten  fdecima)  aller  Früchte  bei  Strafe 
des  Ausschlusses  aus  der  Kirche  an.  Die  Sitte  der  Zehntentrichtung 
aber  hat  sich  nur  ganz  allmRhlicli  verbreitet.  In  merowingischer  Zeit 
jedenfalls  scheinen  noch  keine  Bezirke  abgegrenzt  gewesen  zu  sein, 
innerhalb  deren  die  Kirchen  den  Zehnten  als  kirchliche  »Steuer  der 
Insassen  erhoben,  sobald  er  nicht  bei  Schenkungen  von  Ländereien 
diesen  als  dauernde  privatrechtliche  Grundlast  auferlegt  wurde.  Erst 
unter  den  Karolingern,  seit  dem  Jahre  779,  begegnet  er  regelmässig 
als  jährliche  Leistung  an  die  Kirche :  von  jeglichem  Gute  sollte  er 
gegeben  werden;  er  wurde  zu  einer  vom  Staate  anbefohlenen  Abgabe 
an  die  Kirche,  deren  Zahlung  die  weltlichen  Beamten  nötigenfalls 
erzwangen.  Zu  ihr  wurden  selbst  die  königlichen  Güter,  in  Sachsen 
weiterhin  alle  königlichen  Einkünfte,  vornehmlich  aus  Gerichts-  und 
Strafgeldern,  herangezogen,  während  alle  Einwohner  ein  Zehntel  ihres 
Vermögens  und  ihrer  Arbeit,  d.  h.  des  Ertrages  beider,  den  Kirchen 
und  Priestern  darzubringen  hatten.  Die  Inhaber  von  Beneiicien  aus 
Kirchengut,  so  verfugte  Karl  im  Jahre  779,  sollten  hinfort  einen 
doppelten  Zehnten  (nona  et  decima)  den  einzelnen  Kirchen  zufiihren, 
dergestalt  dass  nach  Abzug  des  allgemeinen  Kirchenzehnten  ein  zweites 
Zehntel  vom  Gesamtertrag  des  Gutes  neben  dem  verschieden  an- 
gesetzten Zins  zu  leisten  war  —  der  Zehnte  als  staatlich  anerkannte 
Steuer  zu  Gunsten  der  Kirche,  der  Neunte  oder  zweite  Zehnte  als  die 
bei  Landleihen  vielfach  übliche  Belastung  des  ausgeliehenen  Gutes — ; 
die  Beitragspflicht  der  Gutsinhaber  zur  Erhaltung  der  kirchlichen  Ge- 
bäude blieb  zu  Recht  bestehen. 

Die  Bedeutung  aller  dieser  Anordnungen  wird  darin  zu  suchen 
sein,  dass  sie  den  jüngsten  Bestandteil  des  kirchlichen  Einkommens 
unter  den  Schutz  des  öffentlichen  Rechts  stellten.  Sie  gewährleisteten 
die  Stetigkeit  von  Bezügen,  die  neben  den  freiwilligen  Darbringtmgen 
der  Gläubigen  um  so  willkommener  waren,  als  sie  zu  den  Gef^en 
des  unmittelbar  von  der  Kirche  bewirtschafteten  Grundbesitzes,  sn 
den  Leistungen  und  Abgaben  der  hier  angesiedelten  Hintersassen 
hinzutraten.  Zu  einer  allgemeinen  Regelung  der  Frage,  wer  berechtigt 
sei  zur  Zchnterhebung,  und  zu  genauer  Abgrenzung  der  Zehntbexirke 
ist  CS  dagegen  in  fränkischer  Zeit  nicht  gekommen.  Der  Bexirii 
einer  Pfarr-  oder  Taufkirche,  das  wird  für  die  Wende  des  achten 
und  neunten  Jahrhundorts  als  Regel  angeschen  werden  dürfen,  war 
zugleich  das  Gebiet,  innerhalb  dessen  der  Zehnte  von  ihrem  Priester 
beansprucht  werden  konnte.  Neben  den  Pfarrkirchen  aber  besassen, 
•ichenich  Hir  kleinere  Distrikte,  auch  andere  GK>tte8h&aBer  die  Zehnt- 
gerechtsame, sei  es  auf  Ghiind  alten  Herkommens  sei  es  auf  («nmd 
•elbetändigcn  Erwerbs  dieser  Befuenis,  wie  er  namentlich  von  weltlichen 
Gmndherren  Air  ihre  EigenkapelTen  angestrebt  wurde.  Die  Zehnten 
iMoaiigebauter  Villen,  so  bestimmte  Ludwigs  Kapitulare  vom  Jahre  819» 
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sollten  den  hier  errichteten  Kirchen  zugewiesen  werden,  doch  nur 
wenn  an  ihnen  ein  eigener  Priester  angestellt  war  und  den  Rechten 
älterer  Kirchen  dadurch  kein  Abbruch  geschah  *).  Die  Verteilung 
endlich  der  Zehntbeträge  war  landschaftlich  verschieden;  römischer 
und  gallo  -  spanischer  Brauch  standen  einander  gegenüber  -).  Jener 
billigte,  dank  der  Verordnung  ')  des  Papstes  Simplicius  vom  Jahre  475, 
alle  kirchlichen  Einkünfte,  also  auch  den  Zehnten,  zu  je  einem  Viertel 
dem  Bischof,  dem  Klerus,  den  Armen  und  der  Kirchenfabrik  zu;  die 
Vierteilung  ist  vorzugsweise  in  den  deutschen  Ländern,  z.  B.  in  Bayern, 
zur  Anwendung  gelangt,  wo  dank  der  Tätigkeit  des  Bonifatius  die 
Organisation  der  Kirche  unter  römischem  Einfluss  zu  Stande  kam. 
Die  gallo-spanische  Sitte  dagegen,  seit  Anfang  des  sechsten  Jahrhunderts 
bezeugt,  teilte  die  Einkünfte  zu  Gunsten  nur  von  Bischof,  Klerus  und 
Kirchenfabrik ;  an  sie  lehnte  man  sich  in  den  altchristlichen  Gebieten, 
z.  B.  in  Trier,  an.  Jedenfalls  aber  setzte  die  Durchführung  der 
Zehntgerechtsame  eine  weitgehende  Gliederung  der  Diözesen,  eine 
Decentralisation  der  kirchlichen  Vermögens-  imd  folgeweise  Verwaltungs- 
einheiten voraus,  wie  sie  gerade  in  fränkischer  Zeit  erfolgte. 


B.    Die  fränkische  Kirche. 
§  18.    Die  Gliederung  der  Kirche. 

R.  GUERARD,  Essai  sor  le  Systeme  des  divisions  territoiiales  de  la  Gaule 
»ous  les  rois  des  Francs  (Paris  1832),  S.  123  ff.  K.  KRETSCHMER,  Historische 
Geographie  vou  Mitteleuropa  (München  und  Beriin  1904),  S.  406  ff.  A.  LOXGNON, 
Geographie  de  la  Gaule  au  VI.  si^cle  (Paris  1878),  S.  180  ff.  A.  LONGNON,  Atlas 
historiqne  de  la  France  (Paris  1885),  Karte  2,  3  und  5  (vgl.  Texte  explicatif  S.  13  ff. 
34  ff.  50  ff.).  VON  SPRUNER-MENKE,  Handatlas  für  die  Geschichte  des  Mittel- 
alters und  der  neueren  Zeit  (Gotha  1880),  Karte  42. 

Das  Gebiet  der  fränkischen  Landeskirche  deckte  sich  zwar  mit 
dem  des  Reiches,  ihre  Gliederung  aber  nach  Metropolitanprovinzen, 
Diözesen  und  endlich  Pfarrbezirken  entsprach  keineswegs  durchgängig 
der  weltlichen  Einteilung  des  Staates.  Die  Provinzen  stimmten  nicht 
mit  den  Herzogtümern  oder  Stammesgebieten  überein,  die  Diözesen 
deckten  sich  nur  in  Gallien  vielfach  mit  den  Grafschaften  —  dem 
Umfange  nach  unter  einander  ungleich  waren  sie  im  rechtsrheinischen 

')  Im  Jahre  895  bestimmte  das  Coneil  von  Tribor :  Haeuü  kuie  mncto  oonäSo, 
ut  «aenfM^um  mmetiamm  eamowttm  dteimae  maU  et  aSae  poueuionet  antiqui»  eotuervmtur 
fe«tmU  .  .  ..  8i  ftd»  «ileM  im  a^fmiHatt  tmtiquae  eeeletiae  nooalia  rura  esoeobierU,  deeiwui 
«nmie  debita  €mtiquae  rtddatmt  teelmoe.  Si  vero  in  jMoli&et  m^  wel  deterto  loeo  MÜra 
miSaria  IVaut  V  vel  eo  mmpStu  mSfttod  dtnOiam  amUboraverit  et  itSe  eontentieiUe  epiteopo 
«edemam  eon$biixerit  et  eonteertUam  perpetraverit,  proepieiat  pretbjfterum  ad  aermtiwm  Dei 
idtmtum  et  etttdioeum  et  tune  demum  novam  deeimam  novo»  reddat  eeeletiae,  taha  Immen 
poteettle  ^itcopi  (MG.  Capitnlaria  II,  221  c.  14). 

*)  Vgl.  die  Diözesanstataten  Haitos  von  Basel  (807—823)  c.  15;  MG.  Capitn- 
laria I,  864. 

")  Vgl.  oben  S.  19. 
Wenniacfaoir,  Kirekcavwrturaac  Dratadüaada.  6 
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Gebiet  grösser  als  anderwärts^)  — ;  die  Pfarrbezirke  fielen  nicht 
mit  den  Hundertschaften  zusammen.  Begründet  waren  diese  Ver- 
schiedenheiten in  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  kirchlichen 
Organisation.  In  Gallien  waren  Metropolitan-  und  DiözcHansprengel 
im  Wesentlichen  festgelegt,  als  sich  der  fränkische  Stamm  hier  aus- 
breitete und  seinen  Staat  sich  einrichtete.  Wandlungen  im  Einzelnen 
waren  dabei  nicht  ausgeschlossen;  sie  treten  beim  Vergleich  der 
Kotitia  Galliarum  mit  einer  Zusammenstellung  der  gallischen  Metro- 
polen und  der  ihnen  untergebenen  Bistümer  zu  Ende  des  sechsten 
Jahrhunderts  entgegen').  In  den  deutschen  Gebieten  andererseits 
konnten  die  hergebrachten  Gliederungen  entweder  mit  schon  vor- 
handenen Einrichtungen  sich  verbinden  oder  im  Zusammenwirken 
von  Kirche  und  Staat  dorthin  übertragen  werden.  Indem  aber  hier 
die  staatliche  Gesetzgebung  die  Grenzen  der  Provinzen  und  Diözesen 
festlegte,  erwiesen  sie  sich  als  dauerhafter  denn  diejenigen  in  Gallien, 
wo  allein  die  Kirche,  in  Anlehnung  an  die  weltliche  Einteilung  des 
bei  ihrer  Entfaltimg  noch  römischen  Landes,  dieses  für  ihre  Zwecke 
gegliedert  hatte. 

Schon  in  römischer  Zeit  hatte  sich  das  Christentum  am  Rhein, 
an  der  iSIosel  und  der  Donau  verbreitet,  waren  hier  Metropolen 
und  Bistümer  errichtet  worden,  um  freilich  in  der  Folgezeit  zum  Teil 
wieder  zerstört  zu  werden.  Wohl  führte  dann  die  Missionstiitigkoit 
der  iroschottischen  Mönche  zu  einer  von  der  römisch-katholischen 
Kirchenverfassung  abweichenden  Gliederung  —  sie  legte  die  Aus- 
übung der  bischöflichen  Funktionen  in  die  Hände  der  Aebte  — , 
aber  die  angelsächsische  Mission  hielt  an  der  Unterordnung  unter 
Rom,  weiterhin  an  der  Ver^'nltung  der  Kirche  durch  die  Bischöfe 
fest.     Als  Beauftragter  des  Papstes   leitete   Bonifatius  (f  754)  in  den 


')  Die  MetropolitanproTinzen  in  Deutschland  Überschritten  die  Stammee^rensen 
nn  mehr  als  einer  Stolle:  Maini  vercinifirtc  fruit k isc h •  hessische,  alamannisehe,  thO- 
rinfpschu  und  sMchsische  Gebiete»  Köln  oratrockto  sich  bis  tief  nach  Sachsen,  Salibnrf: 
war  auf  den  bayrischen  Stamm  boschrünkt.  nbcr  dessen  Sitze  nördlich  der  Donau 
waren  Mainz  unterstellt  Das  Bistum  Aug:sbitr(;  umspannte  alamannisehe  und  baTtisehc 
Gaue,  das  von  Münster  sXchsische  und  fränkische. 

*)  FUr  das  Ende  des  6.  Jahrhunderts  sind  im  grausen  11  Metropolen  und  114 
ihnen    unterstellte  RistUmer   bezeugt:   Arles  (mit  24  UistUmem),    Bordeaux     17 
Bourges    (9),   L.von   (10),   Narbonne  (7),   Keims  (12),   Kouen  (6),   Sen.- 
Tours  (8),  Trier  (9),  Vienne  (6),  insgesamt  also  125  Bistümer,  darunter  11  Mo 
trupolen.  —  Im  Testament  Karls  des  Grossen  vom  Jahre  811  werden  21  Metropolen 
aufgeführt,  darunter  5  in  Italien:  Kom,  Ravenna,  Mailand,  Cividaie,  Grade; 
Köln,   Mains,   Salzburg,   Trier,   Sens,    Besanfon.    Lyon,  Kouen,  Keims, 
Arles,  Vienne,  Tarantaise,  Embrun,  Bordeaux,  Tours,  Bonrges  (Einhardi 
Vit«  Karoli  c.  SS  ed.  WAITZ*  S.  29);  cm  fehlt  die  für  818  beseugta  Metropole  Ton 
Narbonne.  —  FUr  die  Zeit  der  lotsten  Karolinger  in  Frankreich  werden  18  Metro> 
polen  uud  109  ihnen  untenitolite  Bistümer  gezXhIt :  Aix  (mit  0  ItintUniem),  Arles(8> 
A  uch  (10),  Bosan9on  (3),  Bordeaux  (5),  Bourres  (7).  Kmbrun  (6),  KSln  (2> 
Lyon  (4),  Mains  (4),  Moutier-en-Tarantaise  (2),  Narbonne  (9),  Keims  (11 
Konen  (6),  Sens  (7),   Tonrs  (11),  Trier  (3),   Vienne  (6).   Inagesamt  also  127 
WwiwilwIlM,  daranter   18  MetropoliUnsItse.    Absnsiehen  aber  sind  davon  al«  dem 
dstttSSiMI  Helell«  «ingegliedert  die  Mctro|Kilen  vnn  Köln,  Malus  und  Trier.  —  Tgl. 
oben  8.  86  Anm.  1  nnd  unten  f  4<). 
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deutschen  Landen  deren  kirchliche  Organisation  nach  römisch-katho- 
lischem Vorbild  in  die  Wege ;  auf  dem  sog.  Concilium  Germanicum 
im  Jahre  742  wurde  er  als  Erzbischof  mit  dem  Sitze  in  Mainz  an- 
erkannt Als  Vollender  gleichsam  des  vom  Apostel  der  Deutschen 
begonnenen  Werkes  setzte  dann  Karl  der  Grosse  im  Anschluss  au 
die  langwierigen  Kämpfe  mit  den  Sachsen  in  dem  eroberten  Lande 
die  Errichtung  von  Bistümern  fort,  um  sie  insgesamt  zugleich  in 
Metropolitanverbände  einzuordnen.  Für  die  Zwecke  der  nordischen 
Mission  wurde  unter  Ludwig  dem  Frommen  das  Erzbistum  Hamburg 
gegründet,  das  nach  der  Zerstörung  seines  Sitzes  durch  die  Dänen 
(845)  mit  dem  Bistum  Bremen  vereinigt  wurde  (864),  wobei  dieses 
aus  seiner  bisherigen  Unterordnung  unter  die  Metropole  von  Köln 
ausschied.  Das  ostfränkische  Reich  Ludwigs  des  Deutschen  (843 — 
876)  umfasste  nach  Einverleibung  der  östlichen  Hälfte  des  lothrin- 
gischen Teilreiches  durch  den  Vertrag  von  Meersen  (870)  im  Ganzen 
29  Bistümer,  die  zu  fünf  Metropolitanprovinzen  oder,  nach  späterem 
Sprachgebrauch,  Erzbistümern  zusammengelegt  waren. 

Die  Gliederung  der  ostfränkischen  Kirche  gegen  Ende  des 
neunten  Jahrhunderts  wird  durch  die  nachfolgende  Uebersicht  ver- 
anschaulicht; die  eingeklammerten  Zahlen  bezeichnen  die  ungefähren 
/•  itirrenzcn,  von  denen  an  eine  regelmässige  Besetzimg  der  einzelnen 
r>i>iiiuier  anzunehmen  ist. 

n.  Erzbistum  Mainz: 

1)  Mainz  (Ende  des  4.  Jahrhunderts). 

2)  Augsburg  (Anfang  des  4.  Jahrhunderts). 

3)  Chur  (Mitte  des  5.  Jahrhunderts). 

4)  Eichstätt  (741). 

5)  Halberstadt  (seit  Ludwig  dem  Frommen). 

6)  Hildesheim  (seit  Ludwig  dem  Frommen). 

7)  Konstanz  (um  die  Wende  des  6.  und  7.  Jahrhunderts 

von  Windisch  nach  Konstanz  verlegt). 

8)  Paderborn  (Anfang  des  9.  Jahrhunderts). 

9)  Speier  (Anfang  des  7.  Jahrhunderts). 
10^  Strassburg  (4.  Jahrhundert). 

11)  Verden  (Anfang  des  9.  Jahrhunderts). 

12)  W^orms  (Anfang  des  7.  Jahrhunderts). 

13)  Würzburg  (741). 

B.  Erzbistum  Köln: 

1)  Köln  (Anfang  des  4.  Jahrhunderts). 

2)  Bremen  (Ende  des  8.  Jahrhunderts). 

3)  Lüttich   (seit  Mitte    des    4.  Jahrhunderts    in   Tongern, 

seit  dem    6.  Jahrhundert  in  Mastricht,   seit  Anfang  des 
8.  Jahrhunderts  in  Lüttich). 

4)  Minden  (Ende  des  8.  Jahrhunderts). 

5)  Münster  (Anfang  des  9.  Jahrhunderts). 

6)  Osnabrück  (Anfang  des  9.  Jahrhunderts). 

7)  Utrecht  (Ende  des  7.  Jahrhunderts). 

5» 
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C.  Erzbistum  Trier: 

1)  Trier  (Anfang  des  4.  Jahrhunderts). 

2)  Metz  (Anfang  des  6.  Jahrhunderts). 
3^  Toul  (Mitte  des  5.  Jahrhunderts). 

4)  Verdun  (Anfang  des  6.  Jahrhunderts). 

D.  Erzbistum  Salzburg: 

1)  Salzburg  (Anfang  des  8.  Jahrhunderts). 

2)  Frei  sing  (739). 

8)  Pas  sau  (Anfang  des  8.  Jahrhunderts). 

4)  Regensburg  ^739). 

5)  Sehen  (Ende  aes  6.  Jahrhunderts). 

E.  Erzbistum  Hamburg-Bremen   (831    gegründet,   845   zerstört,   864 
mit  liromen  vereinigt,  liremen  vom  Kölner  Erzbistum  getrennt). 


§  19.    Die  Besetzung  der  Bischofsstühle. 

A.  HAUCK,  Die  Uischofswahlen  unter  den  Merowingem.  Erlan^n  1888. 
P.  HIN8CHIU8,  Kirchenrecht  II,  8.  522  ff.  1*.  IMBAKT  DE  LA  TOUR,  Let  ^lection« 
^pi«cop*lea  d«iu  Vig\i»e  de  France  da  IX.  aa  XI.  «iöcle.    Pari«  1890. 

Der  Abt  der  Reichenau,  Walafrid  Strabo,  verfasste  zwischen  den 
Jahren  840  und  842  den  Versuch  einer  historisch  -  systematischen 
Darlegung  des  Kirchenwesens,  den  Libellus  de  exordits  et  incrementU 
quarundam  tn  ohaervationihua  ecclesiasttcis  verum,  um  darin  die  kirchlichen 
OrgnniKationsstufen  mit  den  weltlichen  Beamtungeu  zu  vergleichen. 
Die  weitgehende  Parnlleiisierung  beider  entsprach  keineswegs  allüberall 
den  Tatsachen:  fränkische  und  römische,  wirklich  vorhandene  und 
nur  aus  der  Ueberlieferung  bekannte,  öffentliche  und  private  Verhältnisse 
sind    durcheinander   geraten ').     So    wenig    ein    gewisser  Zusammen- 

')  Oomparttur . . .  papa  Romanu*  Augustit  et  OaemrUntM,  patnarekae  v&ropatnm» . . . 
Dtimdk  mnkiepiacopM,  qui  iptU  metropotitanis  praeminmi,  rtgibu$  eonfsttmuu;  umIrtfoSimto* 
atUem  ditabtu  eomp€urtmiu,  quin,  »icut  duea  nnffularum  nmt  pnmntimrmm,  iia  H  ÜK  im 
mngmU$  prommHii  timguM  pommtur.  .  .  .  Quod  eomUn  vel  proi^teU  m  mübmIo,  Aoe  emmopi 
«tttri  m  tmlmi»  aqpiwt . . .  .s'iVu/  tribuni  miUMui  pnmnmt,  Um  Matm  wummmit . . . 
prmttmt  mottumtmr.  Qmmadmodum  tunt  in  paiatU»  prmitorm  wti  «omUm  palmlii,  fn»  mmbic 
tmrimm  wrnit  vmHkmt,  ita  mnt  et  UU,  quos  tummot  eappelkmot  I^mtd  nfpMamt,  tkneomm 
emuU  prmUH.  CappeUani  minores  ita  tunt  ticut  hi,  fmo$  «MMi  dtmimto»  OmlRm  eon- 
«iMiiMiMM  noMinamiM l'orro  ticut  eomitet  quidam  tnim»  mtot  pimtpommU  pcfularihtt,  fin 

MMOrat  OMtMM  OttHfWtHtlttf  tJMW  MMOW  ftitntntf  Ito  MMHMI  ^ttOOp%  OTOnHM0O|nV  AMCN^ 

fM*  m  rthu  tibi  arngnimtiim*  fuae  imm^ßmlwt  ^ßmmmt.  Omämmtü,  fin  «  emtmiamm 
ml  tiemüt  ftd  pm  pago$  ttatuH  tunt,  prmAftmi  pUKtum,  md  h^fünudm  teelawai  immU 
tt  MMioriMw  ptttoffltn$  pmtntntf   cot^fvri  gwamif»    JAmmtioiiw  vn  Moanif  fw  mw  unm 

iptit  liwinrii  tmtumrionm  $tmt  mdkme  mmorm.  .  ,  .  Ad  konmt,  id  mt  mimonm,  mmUi- 
tnitnm  mmt  Mmmni  tt  miUimoom,  pvmk^ttrmwm  ikKultrm  im  mrho,  »■ytfiwo  §t  uttUimia 
<fj«*».  SmU  «Kmi  artUpvmt$tmi  im  tpiteofOt  ttmmmwm  tmrnm  jiiiiiilw.  A4«il  t» 
pottmittt  ,  pfotttftioftt  Tti  JmHmmmttts  mtmuutt  im  fwMiMHMk  cbmhiw  mttHttHußomot 
/mtifmt  rmptei»  piimmatia.  Smt  im  MWiilarfliii  fnüipufii,  ti  «1  «m  rtM  ■■■■ifmiif, 
MMl  iii  tttktim  ■wiirfiüt,  iiwiwuiw  metkmrmi  ktitmt  muht  jatwlfiiw  immUtnt,  häb$t  tt 
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hang  kirchlicher  und  weltlicher  Einrichtungen  auch  felilte,  Walafrid» 
Schilderung  ist  nicht  zuletzt  deshalb  ungenau,  weil  sie  die  wesentliche 
Verschiedenheit  in  der  Rechtsstellung  der  staatlichen  und  kirchlichen 
Beamten  und  Oberen  gänzlich  ausser  Acht  liess.  Für  jene  galt 
weltUchoä,  staatliches  Recht,  für  diese  da«  Recht  der  Kirche,  das  sich 
seiner  Art  nach  vom  weltlichen  abhob,  wie  sehr  auch  die  Könige  und, 
in  karolingischer  Zeit,  der  aus  Laien  und  Geistlichen  zusammengesetzte 
Reichstag  an  seiner  Weiterentwicklung  beteiligt  waren.  Dies  Recht 
der  Kirche  aber,  aus  älteren  und  neueren  Quellen  geschöpft,  in 
autonomen  und  mit  Hülfe  des  Staates  erlassenen  Satzungen  fortgebildet, 
umschrieb  die  kirchlichen  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  Hierarchie 
im  fränkischen  Reiche.  Wie  dessen  kirchliche  Einteilung  trotz  aller 
Aenderungen  und  Verschiebungen  prinzipiell  übereinstimmte  mit  der 
althergebrachten  nach  Provinzen  und  Diözesen,  so  blieben  grundsätzlich 
auch  die  kirchlichen  Standesrechte  und  Standespflichten  der  Geistlichen 
dieselben  wie  zur  römischen  Zeit;  tatsächlich  ist  an  ihnen  die  Aus- 
gestaltung des  Kirchenrechts  in  fränkischer  Zeit  nicht  spurlos  vorüber- 
gegangen. 

Wenn  der  Eintritt  von  Laien  in  den  Kleinis  nur  möglich  war 
auf  Grand  eines  vom  König  oder  Grafen  ausgestellten  praeceptum  de 
clericatu,  so  war  es  folgerichtig,  dass  die  Merowinger  einen  weit- 
gehenden Einfluss  auf  die  Besetzung  zunächst  der  oberen  kirchlichen 
Stellen,  der  Bischofsstühle  und  Abteien,  sich  zu  verschaffen  wussten, 
dass  die  Karolinger  durchweg  an  ihm  festhielten.  Hier  ist  zunächst  von 
den  Bistümern  zu  handeln,  die  Abteien  werden  bei  Darlegung  des 
Klosterwesens  Berücksichtigung  linden  *). 

Die  alten  Vorschriften  über  die  Besetzung  der  Bistümer  wurden 
oft  genug  erneuert.  Als  ein  rein  innerkirchlicher  Akt,  der  staatlicher 
Oberaufsicht  oder  Genehmigung  nicht  unterliege,  sollte  sie  in  der 
Weise  vor  sich  gehen,  dass  die  Wahl  durch  Klerus  und  Gemeinde 
vollzogen,  darauf  vom  Metropolit  und  den  Bischöfen  der  Provinz 
geprüft  wie  gutgeheissen,  der  Gewählte  endlich  vom  Metropolit  unter 
Anwesenheit  von  mindestens  zwei  anderen  Bischöfen  zum  Bischof 
konsekriert  wurde.  In  Wirklichkeit  konnte,  dank  einem  unbedingt 
gültigen  Rechtssatz,  nach  Chlodowechs  Regierung  kein  erledigtes 
Bistum   ohne   Genehmigung  des  Königs   seinen   Vorsteher   erhalten*). 

domua  J)ei  ottiano$;  Jtabtt  mundus  veredarU»,  commentariente»,  ludorum  edübitorea,  ear- 
mifium  pompaticoa  relatorta,  habet  ecelena  acoUtot,  lectore»,  cantores  €Uque  ptcUmittaa.  (De 
exordÜH  etc.  c.  31;  MG.  Capitularia  II,  515  f.). 

')  Siehe  unteo  §.  24. 

»)  Vgl.  c.  10  de»  Conciis  von  Orleans  649  (MG.  Concilia  I,  103):  Ct  nuUi 
epitcopatum  praemiis  aut  eonparatione  liceat  adipüei,  «ed  cum  voluntate  regit  iuxta 
eiaetionem  eleri  ae  plebis,  ticut  in  emtiquit  canonibut  Unetur  $eriptum,  a  metropoUtano  vel, 
quem  m  vice  nta  praemiaerit,  cum  oonpromnäaUbtu  ponüfex  amteeretur ;  weiterhin  c.  2 
de«  Concils  von  Paris  614  (a.  a.  O.  8.  186)  mit  dem  Edikte  Chlothars  II.  von 
614  c.  1  (MG.  Capitularia  I,  21) :  im  letzteren  heisat  es :  ...  oanomtm  »kUttUi  in 
omnibiu  eonterventur,  .  .  .  ita  ut  epücopo  deeedente  in  loeo  ipeiua,  ^m  a  metropolUan» 
ordinari  dtitat  cum  prouincialibtu,  a  ckro  et  populo  eUgatur;  ti  penoma  condigna  Ju«r-it 
ptr  vrdina^onem  prirteipis  ordinetur;  certe  $i  de  paiatio  eligittir,  per  merititm  pertoftae  et, 
doctrinae  ordinetur. 
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Die  Formen,  in  denen  der  königliche  Einfluss  sich  Eingang  verschaffte, 
waren  von  mannigfacher  Art.  Es  kam  vor,  dass  ein  Bischof  noch 
bei  Lebzeiten,  wenn  er  sich  den  Aufgaben  des  Amtes  nicht  gewachsen 
fühlte,  mit  Erlaubnis  des  Königs  seinen  Nachfolger  bezeichnete  oder 
gar  konsekrieren  Hess.  Der  König  konnte  vermittels  eines  praeceptum 
de  eviscopntu  die  Person  nennen,  die  gewälilt  werden  «oUte :  die  Wahl 
wurae  dadurch  zu  einer  bedeutungslosen  Handlung  herabgedrückt, 
wenn  sie  nicht  gar  als  überflüssig  unterblieb.  Der  Herrscher  bestätigte 
ein  ihm  unterbreitetes  Gesuch  um  Anerkennung  der  Wahl  und  gebot 
durch  einen  indiculus  dem  Metropolitan  die  Konsekration.  Er  bestätigte 
unter  mehreren  Gewählten  den  ihm  genehmen  Kandidaten  oder  fUUte 
bei  zwiespältigen  Wahlen  die  Entscheidung.  Immer  aber  war  die 
königliche  Bestätigung  die  Voraussetzung  für  die  Konsekration;  diese 
dem  vom  König  anerkannten  Manne  zu  versagen  war  schlechthin 
unmöglich,  so  oft  auch  die  alte  Satzung  eingeschärft  >vurde,  dass  sie 
nicht  vollzogen  werden  sollte,  wäre  nicht  vorher  darüber  eine  Prüfung 
angestellt,  ob  der  Erwählte  und  Bestätigte  die  kirchlichen  Erfordernisse 
erlullt  habe,  ob  bei  Wahl  und  Bestätigung  irgendwelche  Simonie  ge- 
übt worden  sei.  Tatsächlich  kamen  oft  genug  simonistische  Missbräucho 
vor.  Wahl-  und  Parteikämpfe,  Bestechungen  der  Wälder  und  selbst 
des  Königs  blieben  nicht  aus  —  der  Geschichtschreiber  der  Franken, 
Gregor  von  Tours  (f  594),  beklagt,  dass  unter  Theuderich  I.  (f  534) 
die  Bischofssitze  von  den  Königen  verkauft,  von  den  Geistlichen 
gekauft  worden  seien  — ;  weltliche  Grosse  und  Günstlinge  wurden  zu 
Bischöfen  erhoben,  ohne  vorher  dem  geistlichen  Stande  angehört  zu 
haben.  Karl  Martell  (f  741)  Hess  im  Zwange  der  Not  Bistümer  un- 
besetzt, um  über  ihr  Gut  zu  verfügen,  andere  verlieh  er  seinen  An- 
hängern ohne  Rücksicht  auf  ihre  Würdigkeit;  mehrere  üben^'ies  er 
gleichzeitig  einem  und  demselben  Manne. 

Die  von  Karl  Martells  Söhnen  unterstützten  Reformen  des 
Bonifatius  richteten  sich  gegen  die  eingerissenen  Missbräuche,  aber 
sie  konnten  das  königliche  Emennungsrecht,  von  dem  unter  Karl 
dem  Grossen  im  Allgemeinen  auch  ein  guter  Gebrauch  gemacht  wurde, 
nicht  beseitigen;  erst  eine  späte  Fälschung  suchte  zu  erweisen,  dass 
08  Karl  dem  Grossen  durch  Papst  Hadrian  I.  (772 — 795)  eigens  ein- 
geräumt worden  sei.  Der  Bischof,  so  war  die  Auffassung  Karls,  ver- 
ctanktc  sein  Amt  nächst  Gott  dem  Herrscher.  In  wenigen  Fällen 
mochte  durch  besonderes  Privileg  einer  Kirche  das  Recht  der  fnMen 
Wahl  verbrieft  sein,  ohne  dass  (tadurch  jeglicher  Einflus»  des  Königs 
aoBgeschlossen  wurde,  aber  jede  Wahl  konnte  nur  vorgenommen 
werden  mit  Bewilligung  des  Königs :  dieser  war  es,  der  das  Ergebnis 
besttttigte  oder  vorwarf,  sodass  im  letzteren  Falle  das  königliche 
Emennungsrecht  wieder  in  Kraft  trat.  Es  wurde  trotz  enicuter  Aner- 
kennung der  kirchlichen  Vorschriften  und  Forderungen  durch  Ltui- 
wig  den  Frommen  behauptet ;  nur  von  sich  aus  konnte  es  der  Herrscher 
l>etchrftnken,  indem  er  auch  die  kirchlichen  Faktoren  zur  Teilnahme 
heranzog.  In  der  Art  nur,  wie  das  Emennungsrecht  gehandhabt 
wurde,  erwies  sich  das  karolingischc  Verfahren  als  vom  merowingischcn 
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verschieden.  Der  einfachen  Ernennung  konnte  eine  Beratung  des 
Königs  mit  den  geistlichen  und  weltliclien  Grossen  voraufgehen ;  voll- 
zogen wurde  sie,  vielleicht  schon  um  die  Mitte  des  neunten  Jahr- 
hunderts, durch  die  symbolische  Darreichung  des  Bischofsstabes  *) ; 
ihr  folgte  auf  Grund  königlicher  Anweisung  die  Konsekration  durch 
den  Metropoliten  und  die  Provinzialbischöfe.  Eine  Bischofswahl 
andererseits  war  nur  statthaft  mit  Erlaubnis  des  Königs,  der  zu  ihr 
besondere  Bevollmächtigte  entsenden  konnte,  um  die  staatlichen  Inter- 
essen wahrnehmen  zu  lassen.  An  ihr  naimien  die  Geistlichen  des 
Bischofssitzes  und  der  gesamten  Diözese  teil,  sei  es  persönlich  sei 
es  durch  Stellverteter,  ausserdem  die  königlichen  Beamten  imd  die 
grossen  Grundbesitzer  des  Sprengeis.  Das  Wahlprotokoll  (decretum 
cunoittcutn)  wurde  dann  entweder  nach  vorheriger  Prüfung  durch 
Metropolit  und  Provinzialbischöfe  oder  immittelbar  dem  König  über- 
sandt  Dieser  bestätigte  es,  übertrug  dann,  auch  hier  vermittels  des 
Symbols  des  Stabes,  dem  Kandidaten  das  Bistum  und  liess  endlich 
seine  Konsekration  durch  die  zuständigen  Mitglieder  des  Metropolitan- 
verbandes  vollziehen. 


§  20.    Die  kirchliche  Stellung  der  Metropoliten  und  Bischöfe. 

P.  HINSCHIUS,  Kirchenrecht  III,  8. 466  ff.  582  ff.  E.  SECKEL.  Neues  Archiv 
XXIX  (1904),  S.  277  ff.  A.  SIEKE,  Die  Entwicklung  des  Metropolitanwesens  im  Franken- 
reiche  bis  auf  Bonifaz.     Marburg  1899. 

Im  Verfahren  bei  Besetzung  der  bischöflichen  Stühle  in  mero- 
wingischer  und  karolingischer  Zeit  spiegelt  sich  zugleich  die  äussere 
Geschichte  der  Metropolitanverbände  und  der  Diözesen  als  kirchlicher 
Verwaltungskörper.  Beide  wurden  in  den  Niedergang  der  Mero- 
wingerherrschaft  verflochten,  erfuhren  dann  durch  die  Reformen  des 
achten  Jahrhunderts  eine  Neubelebung,  in  beiden  Perioden  auch  den 
Einfluss  der  Kirchenpolitik  der  Staatsgewalt,  zumal  ihnen  einmal  die 
National-  und  Keichsconcilien  übergeordnet  wurden,  andererseits  die 
Könige  die  Geltendmachung  der  päpstlichen  Gerechtsame  nach  Möglich- 
keit auszuschlie.ssen  oder  doch  in  solchen  Grenzen  zu  halten  bemüht  waren, 
die  sie  selbst  ihnen  zogen.  Jlrst  seit  ungefähr  der  Mitte  des  neunten 
.Jahrhunderts  geht  ihre  Weiterbildung  auf  west-  und  auf  ostfränkischem 
Boden  getrennte  Wege.  Dort  erhoben  sich  die  Bischöfe  wider  ihre 
heimischen  Vorgesetzten,  um  in  Abhängigkeit  vom  Papst  zu  geraten. 
Im  Reiche  Ludwigs  des  Deutschen   dagegen   behaupteten   die  Metro- 


')  Vgl.  Vita  Himberti  Hammaburgensis-Bremensis  c.  11,  geschrieben  zwischen 
8b8  und  909  (MG.  S.S.  II,  770) :  .  ...  nee  uUa  ambiguita»  ßdt  clero  wl  pojrnlo  inter 
ttmart*  de  eketione  .  .  .  Bimbertum  omne»  coneorditer  el^erunt.  Cum  cuitu  eoneordiae 
foeto  ad  glcriomm  tune  tetnporü  regem  Hludewicum  adduxerunt  ettm  .  .  .  Thiadrietu 
M\ndenn$  eceletioe  epueoptu  et  Adaigaritu  abb€u  wumattern  Novae  Corbeiae,  Su»eeptu$que 
ob  eo  honorißce,  cum  ponHficalia  baculi  iuxta  morem  wmmende^ione  epüeojpatu*  ett  tortitu« 
domiinnun  (865). 
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Soliten  ihre  alte  Stellung  über  den  Provinzialbischöfen  bis  zum  elften 
ahrhundcrt. 

Der  Metropolitanbiflchof  stand  im  fränkischen  Reich  wie  vordem 
an  der  Spitze  aes  Mctropolitanverbandes,  der  kirchlichen  provtncia. 
Neben  seiner  alten  Amtsbezeichnung  metropolitanus  begegnet  seit  karo- 
lingischer  Zeit  auch  der  Titel  archieptscopus,  ohne  dass  dieser  ihm 
allein  zugestanden  hätte,  nicht  auch  einem  besonders  angesehenen 
Bischof  wie  z.  B,  Angilram  von  Metz  (t791)  hätte  beigelegt  werden 
können.  Nach  karolingischcm  Sprachgebrauch  war  wolil  jeder  metro- 
politanus zugleich  archieptscopu8,  aber  nicht  jeder  archiepücopus  war 
zu  höherer  Leitung  mehrerer  Bistümer,  des  eigenen  also  und  der 
anderer  Bischöfe,  berufen.  Als  Metropolit  war  er  wohl  dem  Weihe- 
grade nach  den  Bischöfen  seiner  Provinz  (eptscopi  comprovinctales,  e. 
provinctales,  seit  dem  letzten  Viertel  des  achten  Jahrhunderts  auch 
eptscopi  suffraganei^)  gleichgestellt,  aber  hinsichtlich  seiner  jurisdictio- 
nellen  Befugnisse  nahm  er  ihnen  gegenüber  eine  höhere  Stufe  inner- 
halb der  Hierarchie  ein.  Die  Reform  des  Bonifatius  war  zwar  bestrebt,  die 
Metropoliten  dadurch  in  eine  gewisse  Abhängigkeit  vom  Papste  zu 
bringen,  dass  sie  von  diesem  nach  Ablegung  eines  Glaubensbekennt- 
nisses das  Paliiimi  sich  erbitten  und  allen  seinen  Befehlen  nach- 
kommen sollten.  Oleichwohl  hat  selbst  unter  Karl  dem  Grossen  „die 
Metropolitanwürde  noch  nicht  den  Charakter  einer  blossen  höheren 
Verwalttmgsinstanz  zwischen  dem  römischen  Stuhle  und  den  einzelnen 
Bischöfen  angenommen,  welche  in  allen  wichtigeren  Dingen  An- 
weisungen des  ersteren  zu  erbitten  und  denselben  Folge  zu  leisten 
sich  verpflichtet  gefühlt  hätte". 

Die  Befugnisse  der  Metropoliten  waren  grundsätzlich  dieselben, 
wie  sie  bereits  in  der  voraufgohenden  Periode  ausgebildet  waren, 
nur  dass  sie  seit  der  Kirchenreform  des  Bonifatius  häufiger  als  pflicht- 
mässig  hingestellt  wurden.  Neben  der  allgemeinen  Oberaufsicht  über 
die  SufTraganbistümcr  und  das  kirchliche  Leben  in  ihnen  war  am 
wichtigsten  ihre  Teilnahme  bei  der  Besetzung  der  Bischofsstühle 
und  ihre  Obliegenheit  zur  Abhaltung  von  Provinzialsynoden.  In  der 
ersterwähnten  lünsicht  sollten  sie  den  Kandidaten  prüfen  und  ihm 
dann  die  Konsekration  erteilen.  Gerade  diese  Gerechtsame  aber  erfuhr 
durch  Einschiebung  des  königlichen  Kmennungs-  oder  Best&tiganfs* 
rechtes  eine  bedeutsame  Schmälerung,  wenn  sie  nicht  seitweise 
gänzlich  beseitigt  wurde.  Einberufung  und  Leitimg  der  Provinzial- 
synoden waren  in  merowingischer  Zeit  nicht  minderen  Einbussen 
ausgesetst  Wohl  bestimmte  der  Metropolit,  ohne  vorher  die  könig- 
liche Erlaubnis  einholen  zu  müssen,  den  Ort  der  wenigstens  einmal 
im  Jahre  abzuhaltenden  Versammlung,  wohl  waren  die  Provinzial- 
bischöfe  zum  Erscheinen  gehalten,  wohl  wurden  auf  ihnen  bis  ins 
siebente  Jahrhundert  noch  Kirchliche  Vcrwaltungsangelegenheiten  und 

*)  Dm  Wort  mißragtmeuM  beseichnot  suniit  li»t  oinm  (tpUtliclirn,  der  einem 
Mndrren  «!•  (ichlilfe  «ar  Seite  steht;  xft\.  den  Itriof  Am»l»r»  von  Trier  »n  Karl, 
MCI.  Epp.  V.  348. 
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Disziplinarsachen  friedigt,  bei  der  übcrrnf^cnden  Bedeutung  der  Na- 
tionalconcilien  und  der  Verweltlichung  des  Episkopats  hörten  sie 
jedoch  80  gut  wie  auf.  Bouifatius  berichtete  —  Bicherlich  übertreibend 
—  im  Jahre  742  dem  Papste,  dass  die  Franken  seit  mehr  denn  achtzig 
Jahren  keine  Synode  mehr  abgehalten  hätten.  Erst  seit  der  zweiten 
Hillfle  des  achten  Jahrhunderts  sind  sie  von  neuem  ins  Leben  ge- 
treten. Die  ältere  Satzung  zweimaligen  Zusammentritts  in  jedem 
Jahre  %vurde  wiederholt  verkündet,  ohne  dass  deshalb  den  Versamm- 
lungen eine  selbständige  Stellung  eingeräumt  worden  wäre.  Wie 
vordem  sollten  sie  die  Disziplin  innerhalb  der  Provinz  überwachen, 
wie  sie  z.  B.  dem  Gericht  des  Bischofs  als  zweite  Instanz  übergeordnet 
waren;  sie  hatten  die  vom  König  oder  Reichsconcil  erlassenen  oder 
anerkannten  Bestimmungen  für  den  Metropolitanbezirk  zu  verkünden 
und  zur  Ausführung  zu  bringen.  Königliche  Erlaubnis  zur  Ein- 
berufung war  in  der  Regel  nicht  erforderlich,  doch  konnte  ein  könig- 
licher Befehl  sie  anordnen.  Entscheidendes  Stimmrecht  kam  allein 
den  Bischöfen  zu,  neben  denen  auch  Aebte,  Presbyter  u.  s.  w.  als  Teil- 
nehmer erschienen  V).  Die  Beschlüsse  waren  königlicher  Bestätigung 
nicht  imtenvorfen,  die  aber  nachgesucht  werden  konnte. 

Jeder  Metropolitanbischof  war  gleichzeitig  Bischof,  und  das 
Bischofsamt  als  solches  war  es,  das  seinem  Träger  eine  Reihe  weit- 
tragender kirchlicher  Obliegenheiten  überwies. 

Auf  die  Stellung  der  Bischr»fe  im  Staate  und  ihre  Beziehungen 
zum  König,  auf  ilire  Handhabung  der  den  einzelnen  Bistümern  zu- 
stehenden senioralen  und  gnindheiTÜchen  Rechte,  auf  ihren  Anteil 
an  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  neben  missus  und  Graf,  an  der 
Rechtsprechung  im  Königsgericht  und  der  Gesetzgebung  in  den 
Nationalconcilien  und  Reichstagen,  —  auf  alle  diese  Seiten  der 
bisch«  »fliehen  Tätigkeit  braucht  hier  nur  kurz  verwiesen  zu  werden, 
desi^leichen  auf  die  Art  der  Erhebung  der  Bischöfe  und  ihre  Ver- 
pflichtung zum  Erscheinen  auf  der  Provinzialsynode.  Hier  ist  nur 
ihrer  Amtspflichten  als  der  Leiter  der  Diözesen  (diocesis,  parrochia, 
epü^copium,  territoritum  civitatis),  gegenüber  Geistlichen  und  Laien  in 
ihnen  zu  gedenken. 

Der  Bischof  war  kraft  seiner  potestas  ardinis  zunächst  zur  Ver- 
waltung der  Sakramente  und  der  sonstigen  heiligen  Handlungen  berufen. 
Er  spendete  z.  B.  zu  Ostern  und  zu  Pfingsten  die  Taufe  und  weiterhin 
die  Firmung,  bereitete  das  hl.  Oel,  weihte  die  kirchlichen  Gebäude, 
Altäre  und  heiligen  GefUsse,  wie  er  sie  reconciliierte,  wenn  sie  ent- 
weiht waren.  Er  übte  kraft  seiner  potestas  magisterii  das  Lehramt, 
Er  hatte  deshalb  seine  Geistlichen  in  den  heiligen  Büchern  zu  unter- 
richten oder  für  Schulen  zu  deren  Erziehimg  zu  sorgen ;  er  sollte  dem 

')  Einen  ordo  de  eelebnmdo  eoneiUo  hat  das  vierte  Concil  Ton  Toledo  im 
Jahre  638  aufgeatellt  fMANSI,  Concilia  X,  617);  aus  der  Karolingerzeit  vgl  die 
Schilderung  der  ProvinzialsTnode  zu  Cividale  796  oder  797,  MO.  Concilia  II,  179.  — 
Ueber  die  Vorgänge  beim  Zusammentritt  von  Reichsconcilien  vgl.  das  Concil  von 
Frankfurt  794,  Aachen  802  und  von  den  Concilien  des  Jahres  818  das  zu  Mains, 
a.  n   '»   IT    131    280.  259  f. 
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heidnischen  Aberglauben  und  Brauch  nach  Kräften  steuern;  immer 
wieder  wurde  Heine  PHicht  zur  Predigt  betont,  die  er  so  einzurichten 
hätte,  da«8  der  gemeine  Mann  ihn  verstände.  Er  besass  endlich  die 
Regierungsgewalt  (potestas  iurUdictionU)  in  allen  ihren  Beziehungen. 
Er  ordnete  die  Zahl  der  Feiertage,  während  derer  wie  an  den  Sonn- 
tagen die  schwere  Arbeit  auf  dem  Felde  ruhte ;  er  hielt  zum  Besuche 
des  Gottesdienstes  an,  wachte  über  der  Zahlung  des  Zehnten ;  er  sollte 
sich  der  Annenpflege  annehmen,  für  Witwen  und  Waisen,  aber  auch 
für  Sklaven  und  Freigelassene  sorgen.  Auf  jährlichen  Visitationsreisen 
innerhalb  seines  Sprengeis,  auf  denen  kein  übermässig  grosses  Gefolge 
ilm  begleiten  durfte,  damit  nicht  Beherbergung  und  Verpflegung  die 
Geistlichen  an  den  Landkirchen  allzusehr  beschwere,  handhabte  er 
die  Sittenzucht  über  Geistliche  und  Laien,  die  sich  in  den  einzelnen 
Pfarreien  zum  sog.  Send  (synodm)  vor  ihm  einfanden.  Er  verhängte 
die  kirchlichen  Strafen,  wie  z.  B.  private  und  öff'entliche  Bussen,  Ent- 
ziehung des  Abendmahls,  Ausschliessung  aus  der  Kirche ;  er  übte  die 
kirchliche  Disziplinargewalt  über  die  Geistlichen,  deren  Amtsvergehen 
mit  Absetzung,  Suspension  vom  Amte  oder  von  dessen  Einkünften,  Ein- 
spemmg  in  ein  Kloster  imd  selbst  körperlichen  Züchtigungen  geahndet 
wurden.  Für  die  Geistlichkeit  im  Bistum  war  er  der  zunäclist  zuständige 
Richter,  von  dessen  Spruch  aber  Berufung  an  das  Gericht  der  Provinzial- 
synode  oder  des  Königs  statthaft  blieb.  Um  Vonvaltungsmassregeln 
durchzusetzen,  konnte  er  den  gesamten  Klerus  des  Sprengeis  zu  Diö- 
zesansynodcn  einberufen,  deren  Abimltung  seit  dem  sechsten  Jahr- 
hundert bezeugt  ist.  Sie  dienten  zugleich  der  bischöflichen  Gesetz- 
gebung, deren  Zweck  es  war,  die  Verordnungen  der  Kcichsconcilien 
und  der  Provinzialsynoden  den  besonderen  Verhältnissen  der  Diözesen 
anzupassen,  sie  durch  die  Geistlichkeit  ins  tägliche  Leben  cinzufiihren. 
In  den  sog.  capituln  epiacoporum  des  achten  und  neunten  Jahrhunderts, 
z.B.  denen  Ihcodults  von  Orleans  (f  821),  Haitos  von  Basel  (f  823) 
und  Hinkmars  von  Keims  (f  882),  sind  die  wichtigsten  Quellen  fUr 
die  Erkenntnis  der  bischöflichen  Verwaltung  überliefert  •). 


§  21.   Die  Qehülfen  und  Stellvertreter  des  Bischofs 
für  die  ganze  Diözese. 

P.  HINSCHIlfH,  Kirchoiirecht  II,  S.49  ff.  .J.  H.  SÄ(;MrM.ER,  Die  Kntwtckhmy 
d«f  ArekiprMbyt«ratii  und  Dckaiint«  bi»  suiii  Kmic  <lc«  Karoling«<rreirliP«  (Tüliingea 
1896).  H.  6 fr.  I(.  SCHÄFKK,  Pfarrkircho  und  StiA  im  dcuUchcn  MiltoUltcr  (Kirchttn- 
racbtiichc  Abliandlung«ii  horaungcfrcben  von  1'.  STUTZ.  III.  Stutt^nrt  1903),  S.  79 ff. 
PH.  KCMNKIDKK,  Die  Entwicklung  der  bixoliöriichcn  Dninkapitol  hi«  siini  vicrsphiiten 
.Ubrhundort  (Mainx  1883),  8.  94  ff.  ▲.  SCHlioDKH.  Kntwicklnnf^  dci«  .VrchidiakonnU 
h\a  gnm  elften  Jahrhundert.     Augubnrg  1890. 

Die  vielseitigen  Amtsrechto  und  Amtspflichten  der  Bischöfe  Hessen 
die   Unterordnung   der  Geistlichkeit   grundsätzlich    in    dem   Umfange 

')  Yft.  di«  ZoMuimieiiatellttiif  von  A.  WEKAIINOHOFF,  Neue«  Arrln  \\\  I 
(1901),  H.665ff.  XXVII  (1902),  8.  67« ff. 
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bestehen,  wie  ihn  die  frühere  Kutwicklun^  des  Kpiskopats  festgelegt 
hatte.  Die  einzelnen  Kleriker  empfingen  vom  Biachof  die  Ordination, 
die  nicht  gegen  Bezahlung  gespendet  werden  sollte ;  keinem  Presbyter 
sollte  sie  vor  dem  30.,  keinem  Diakon  vor  dem  25.  Lebensjahre  zu 
teil  werden,  ebensowenig  einem  Widerstrebenden  oder  einem  Unfreien, 
der  sie  nur  mit  Einwilligung  seines  Herrn  erhalten  konnte.  Durch 
sie  wurden  die  Geistliehen  der  verschiedenen  Weihestufen  an  ihr 
kirchliches  Amt  gebunden.  Sie  legte  ihnen  die  Residenzpflicht  auf, 
d.  h.  nur  infolge  eines  königlichen  Befehls  oder  mit  Erlaubnis  des 
Bischofs  und  in  dessen  Auftrag  konnten  sie  den  Ort  ihres  Amtes 
verlassen;  nur  mit  bischöflichen  Reisepässen  (litterae  fonnatae,  l. 
commendatitiae )  versehen  sollten  sie  Aufnahme  finden,  nicht  aber  als 
clerici  vagantes  oder  gyrovagi  sich  umhertreiben.  Aus  den  Früchten 
des  Bistumsgutes  empfingen  sie  ihren  Unterhalt  (stipendia) ;  vielfach 
waren  sie  mit  geringeren  Gütern  als  widerruflichen  Precarien  beliehen, 
soweit  sie  nicht  an  Eigenkirchen  angestellt  waren,  ahso  von  deren 
Herren  abhingen,  bis  im  Laufe  des  neunten  Jahrhunderts  die  hier 
übliche  Verleihung  der  unteren  Kirchenärater  zu  Pfründenrecht  all- 
gemeiner wurde.  Für  jeden  Geistlichen  war  die  Tonsur  das  Symbol 
seines  Standes.  Immer  aufs  neue  wurden  Bestimmungen  erlassen,  die 
das  sittliche  Verhalten  des  Klerus  im  Einklang  halten  sollten  mit 
seiner  Würde.  Seine  Mitglieder  sollten  keine  weltliche  Kleidung  oder 
Waffen  tragen,  sich  nicht  beteiligen  an  weltlichen  Vergnügungen  wie 
z.  B.  der  Jagd,  nicht  an  weltlichen  Geschäften  wie  z.  B.  dem  Entleihen 
von  Geld  gegen  Zinsen.  Ihr  Verkehr  mit  Frauen  wurde  nach  Möglichkeit 
eingeschränkt;  zu  einem  allgemeinen  Gebot  des  Coelibats  für  alle 
Weihestufen  ist  es  auch  in  fränkischer  Zeit  noch  nicht  gekommen, 
wenngleich  man  bei  den  höheren  Geistlichen  (Bischof  bis  Diakon 
bezw.  Subdiakon)  ihn  als  Regel  voraussetzte. 

Innerhalb  dieses  nach  kirchlichen  Pflichten  abgestuften  Klerus 
eines  Bistums  sind  —  abgesehen  von  den  Insassen  der  Klöster,  die 
besonders  zu  behandeln  sind  —  zwei  Gruppen  zu  unterscheiden,  die 
Geistlichkeit  am  Bischofs.sitze  selbst  und  die  auf  dem  flachen  Lande. 
Für  die  Rechtsatellung  beider  hat  die  fränkische  Zeit  eine  Reihe  von 
Bildungen  z.  t.  gefordert,  z.  t.  gezeitigt,  die  zu  einer  für  diese  und 
die  spätere  Periode  bedeutsamon  Decentralisation  der  Bistumsverwaltung 
führten. 

Das  presbyteriuin,  d.  h.  die  Vereinigung  der  Presbyter  und 
Diakone,  zu  dessen  Beratungen  auch  die  Subdiakone  u.  s.  w.  heran- 
gezogen werden  mochten,  konnte  trotz  der  überragenden  Stellung  des 
Bischofs  seinen  alten  Einfluss  auf  die  Verwaltung  der  kirchlichen 
Angelegenheiten  behaiipten.  Mit  der  Ausdehnung  freilich  des  Christen- 
tums auf  das  flache  Land  und  der  hierdurch  nötigen  Abschichtung 
von  Geistlichen  aus  dem  Verbände  des  Klerus  am  bischöflichen  Sitze 
—  man  möchte  sie  mit  der  Abschichtung  der  Antnistionen  von  ihrer 
unmittelbaren  Verbindung  mit  der  Person  des  Königs  vergleichen  — 
engte  sich  der  Kreis  von  Mitgliedern  des  bischöfTichen  Rates  ein. 
F>    konnte    sich    nur    aus   Geistlichen    zusammensetzen,    die   an   den 
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Kirchen    der    bischöflichen    Residenz,    vor    allem    demnach    an    der 
Kathedrale,  in  mannigfacher,  durch  den  ordo  de»  Einzelnen  bedingter 
Abstufung  tätig  waren.    Gerade  aber  auf  sie  wirkte  seit  dem  vierteil 
Jahrhundert  jener  Oeist  der  Abschliessung  und  Askese  ein,   der  da« 
Mönehswesen    hervorgebracht  hatte.     Er  führte   zur   Einrichtung   der 
vita  canonica  oder  copununis  des  Klerus   in  der  Bischofsstadt.     Ihre 
ersten    Spuren    im   Abendlande    tauchen    im    Bisttmi    Vercelli    (unter 
Eusebius   f  um  371)   und  in  Afrika  (in  Hinpo-regius   unter  Augustin 
f  430)  auf;  seit  dem  sechsten  Jahrhundert  verbreitete  sie  sich  in  Gallien; 
sie    erhielt  im   achten   durch  Bischof  Chrodegang  von   Metz   (f  766) 
ihre  erstmalige  Ordnung').     Diese  war  zunächst  nur   fUr  den  Klerus 
am  Bischofssitze  Chrodegangs  bestimmt  gewesen,  aber  sie  verbreitete 
sich  so  rasch  an  anderen  Kathedralen  imd  Kirchen,    dass   bereits  um 
das  Jahr  800  die  Zahl  der  Kanoniker  am  Dom  zu  Lyon  auf  52,   an 
einer   anderen   Kirche   in   Lyon   auf   24    angegeben    werden    konnte. 
Allgemein    vorgeschrieben,    in    erster  Linie    für    die    Geistlichen    der 
Bischofsstädte,    wurde    dann    die    vita  canonica    duix'h    das   Aachener 
Concil  von  816.     Seine  Institntio  canonic&rum  verkündete  eine  Norm, 
<lio   in   allen   wesentlichen  Punkten  an  Chrodegangs  Vorbild  sich  an- 
schloss  und  wie  dieses  mehrfach  die  Gültigkeit  von  Einzclbci^timmungen 
der  mönchischen  Regula  sancti  Benedicti  auch  auf  die  Kanoniker  aus- 
dehnte').    Wie  aber  an  den  Bischofskirchen  insgesamt,   so   sollte   sie 
ebenso  an  allen  solchen  Kirchen  eingefiihrt  werden  können,  wo  immer 
sie  gelegen  waren,  an  denen  eine  Mehrzahl    von  Klerikern   angestellt 
war.    Domstift  und  Kollegiatstift  unterscheiden  sich  fortan  nur  dadurch, 
dass  jenes    die  Vereinigung  der   Geistlichen   bezeichnet,   die    an   der 
bischöflichen  Hauptkirche  in  der  Bischofsstadt  tütig  sind,   dieses  aber 
dort   besteht,   wo  eine  Kirche  von  mehreren  Geistlichen  bedient  wird, 
die  sich  zu  gemeinsamer  Lebensführung  verbunden  haben.    Das  Dom- 
stift hatte  sein  Oberhaupt  im  Bischof,  das  Kollegiatstift  konnte  seinen 
eigenen,  kirchlich  vom  Bischof  abhängigen,  hinsichtlich  der  Venivigcns- 
venvaltung  und  der  Handhabung  der  Disziplin  von  ihm  miabhängigcn 
Vorsteher  (ahbas  canonicum)  haben.     .Jenes  war   nur  denkbar   in  Ver- 
bindung mit  der  Hauptkirche  des  Bischofssitzes,  dieses  dagegen  konnte 
bestehen  wie  an  Kirchen  der  Hauptstadt  neben  dem  Domstift  so  an 


')  Ausg.  von  W.  SCHMITZ,  8.  Chrodognngi  Metcnsis  opiacopi  reguU  canoni- 
corum.  Hannover  1889;  vgl.  über  die  RecenaiontMi  A.  WKRMINGHOFF,  Neue« 
Archiv  XXVII  (1902).  8.  646  ff. 

')  Die  Institiitio  canoniconim  AqnUfrrAnonsis  (MU.  Concilia  11,  812  ff.)  besteht 
•OMer  der  Vorrede  und  dem  Inhaltavencvu-hnia  aus  145  Kapiteln«  ron  denen  aber 
nur  Kapitel  114 — 125,  181 — 146  dem  Concil  iiellNit  suaiuohreiben,  alle  fibrigen  w6rt- 
lirh  au»  Schriften  von  Kirchenvätern  oder  Hiteren  CuncilabeaehlQjMen  entnommen  sind. 
Henutst  iat  in  den  selbatHndigen  Kapiteln  die  Kegel  (Mtrodegangt,  die  ihrerseits 
Kinxelnea  an«  der  Benedietinerregel  entlehnt  hatte,  dasu  diese  seTbct  noch  einmal. 
Oleidueitig  und  durchaus  in  der  Anlage  Hhnlich  ist  die  Institntio  aanetimonialiam 
Aiiuisgranensis  (M(}.  Concilia  II,  422  ff. ;  vgl.  unten  9  24) ;  Über  Ludwigs  des  Frommen 
Massrcgeln  sur  Durrhnihrung  der  Aachener  UeseblUsse  rgi.  a.  a.  O.  II,  468  ff.,  Ober 
ihre  Itedoutung  und  Abt  Ansegis  von  St.  Wandrille  (t  888)  als  rerrnntlichen  Verfuser 
beider  InsUtutionen  vgl.  A.  WtUtMINGHOFF,  a.a.O.  XXVIl  (1902),  8.007 ff. 
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Pfarrkirchen  auf  dem  Lande.     Beides  waren  eonffregaiwnet  eanonicae, 
colleijia   canonicorttm,   claustra    quo  clero  canonice  vtvendum  est. 

Der  Name  der  im  Stift  vereinigten  Geistlichen  war  canontci,  sei 
es  dass  er  sie  bezeichnen  wollte  als  die  nach  Vorschrift  der  canane» 
eingesetzten  oder  lebenden  Kleriker,  sei  es  —  und  das  dürfte  doch 
wahrscheinlicher  sein  —  dass  sie  so  genannt  wurden,  weil  sie  in  ein 
sie  insgesamt  buchendes  Verzeichnis  (canon,  matnculo)  eingetragen 
waren.  Bedürfnis  und  Vermögen  der  einzelnen  Kirchen  sollten  die 
Zahl  der  Kanoniker  bestimmen,  das  letztere  deshalb,  weil  es  neben 
den  Opfergaben  der  Gläubigen  die  materielle  Voraussetzung  war  fiir 
die  Aufrechtcrhaltimg  des  gemeinsamen  Lebens.  Sie  sollten  gemein- 
schaftlich wohnen,  essen,  schlafen  und  die  kanonischen  Stunden  der 
Prim  u.  s.  w.  begehen;  ihre  Wohnung  sollte  das  claiistrum  sein,  d.  h. 
das  Haus  des  Bischofs  oder  abbas  canonicus,  unter  dem  Pförtner, 
Kellermeister,  Lehrer,  Vorsteher  des  Armenhospitals  und  andere  eben- 
falls dem  Stiftsherrenkollegium  entnommene  Personen  ihren  Anteil  an 
der  Verwaltung  des  Stiftes  haben  sollten.  Eingehende  Vorschriften 
regelten  das  tägliche  Leben  und  die  Arbeit  der  Stiftsangehörigen,  das 
Mass  ihrer  Bezüge  an  Speise  und  Trank,  die  Sonderstellung  der 
Aelteren  und  Kranken  unter  ihnen,  endlich  ihrer  Aller  Unterordnimg 
unter  die  Strafgewalt  des  Stiftsleiters,  der  über  sie  je  nach  Verdienst 
kirchliche  Strafen  wie  Fasten,  Züchtigung,  Haft,  öffentliche  Busse  und 
Excommunication  verhängen  konnte,  schliesslich  ihre  Pflicht,  die 
imr  ■/,     d.   h.    die     in    ein  Verzeichnis    eingetragenen    niederen 

Kii  .  ner,  zu  beköstigen.    Von  den  Mönchen  aber  sollte  sie  dreierlei 

abheben:  einmal  die  aus  Linnen  gefertigte  Kleidung,  sodann  die 
Erlaubnis,  ihr  Privateigentum  auch  nach  dem  Eintritt  ins  Stift  bei- 
zubehalten und  nach  Belieben  zu  nutzen,  endlich  die  Rangunter- 
scheidung, wie  sie  die  Verschiedenheit  der  kirchlichen  Weihen  und 
demnach  der  geistlichen  Amtsfunktionen  mit  sich  brachten.  In  jedem 
Stifte  gab  es  Presbyter,  Diakone  u.  s.  w.  Alle  sollten  diejenigen 
Obliegenheiten  beim  Gottesdienst  erfüllen  können,  zu  denen  ihr 
kirchlicher  Charakter  sie  befähigte.  Auch  dem  einzelnen  Mönche 
konnte  ein  individueller  Weihegrad  eignen,  aber  für  ihn  war  er  ohne 
jeden  Einfluss  auf  seine  Stellung  gegenüber  den  von  der  Regel  auf- 
eriegten  Pflichten. 

Die  Aachener  Satzungen  bedeuteten  für  die  kirchliche  Verfassung 
eine  Uebertragung  der  hauptsächlichsten  in  Klöstern  üblichen  Lebens- 
regeln auf  die  Geistlichkeit  an  den  bischöflichen  Kathedralen,  die 
in  M'inchsgenossenschaften  zu  verwandeln  sie  bestimmt  schienen. 
Zugleich  aber  dienten  sie  als  Durchgangsstufe  für  den  korporativen 
Abschluss  der  Presbyterien  zu  den  Domkapiteln,  deren  später  zu 
schildernde  Organisation  und  rechtliche  Stellung  eben  in  der  Ein- 
richtung der  vtta  canonica  ihre  Wurzeln  hatte,  wie  sich  ja  schon 
in  fränkischer  Zeit  die  Ansätze  für  die  Aemter  des  Domdekans 
und  Dompropstes  zeigen.  Vielfach  knüpfte  das  Amt  des  letzteren 
an  das  des  Archidiakons  an,  das  des  ersteren  dagegen  an  das  Archi- 
presbyterat  der  bischöflichen  Kirche,   dessen  Träger  der   amtsälteste 
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Presbyter  in  ihr  war.  Seine  Pflichten  waren  denen  der  übrigen  Pres- 
byter an  der  Kirche  gleich,  d.  h.  er  hatte  zu  predigen  und  Messe  zu 
lesen,  die  Sakramente  wie  z.  B.  der  Taufe,  der  Busse  und  der  letzten 
Oolung  zu  spenden.  Darüber  hinaus  aber  konnte  er  vom  Bischof 
mit  der  Reconciliation  der  Büsser  betraut  sein,  mit  der  Ueberwachung 
der  Geistlichen  beim  Gottesdienst,  namentlich  beim  bischöflichen 
Pontifikalamt,  mit  der  Aufsicht  über  die  Presbyter  der  Bischofsstadt 
überhaupt.  Nach  aussen  hin  freilich  stand  er  hinter  dem  Archidiakon 
zurück,  obwohl  er  den  Bischof  auf  den  Synoden  häufig  vertrat  und 
in  dessen  Abwesenheit  vielfach  die  Spiritualien  verwaltete,  soweit  sie 
nicht  den  bischöflichen  ordo  erforderten.  Gerade  weil  sein  Ge- 
schäftskreis sich  fast  ganz  auf  die  innerkirchlichen  Verhältnisse 
beschränkte,  mussten  diejenigen  Geistlichen  um  so  grössere  Bedeutung 
erlangen,  die  dem  Bischof  als  Gehülfen  für  seine  Verwaltungs-  und 
Kegierungsgeschäfte  zur  Seite  traten. 

Der  Chorbischöfe  der  fränkischen  Zeit  ist  zuerst  zu  gedenken. 
Im  Abendlande  begegnen  sie  seit  der  Mitte  des  sechsten  Jahrhunderts, 
ohne  dass  sich  ein  geschichtlicher  Zusammenhang  mit  den  gleicli 
namigen,  seit  dem  vierten  Jahrhundert  bezeugten  Geistlichen  in  der  ost- 
römischen Kirche  aufdecken  Hesse  *).  Im  Orient  waren  sie  die  kirchlichen 
Leiter  bestimmter  Distrikte  innerhalb  der  Bistümer.  Im  fränkischen 
Reich  dagegen  konnte  ihre  Tätigkeit  sowohl  bestimmte  Bezirke  als  da.s 
CJesamtgebiet  der  Diözese  umspannen.  Sie  waren  die  Gehülfen  und 
Vertreter  des  Bischofs,  sei  es  dass  sie  in  seinem  Auftrag  und  neben 
ihm  an  der  Missionstätigkeit  sich  beteiligten,  sei  es  dass  sie  ihn  bri 
der  Venvaltung  des  Bistums  und  der  Vollziehung  der  heiligen  Han-! 
lungen  unterstützten,  sei  es  endlich  dass  sie  bei  erledigtem  Stuhle 
diejenigen  Funktionen  verrichteten,  deren  Ausübung  die  Konsekration 
zum  Bischof,  den  bischöflichen  ordo,  voraussetzten.  Eben  weil  sie 
Bischöfe  waren,  konnten  sie  z.  B.  die  niederen  Geistlichen  ordinieren, 
das  Chrisma  bereiten,  Kirchen  weihen.  Regelmässig  bedurften  sie 
zur  Vornahme  solcher  Handlungen  der  Erlaubnis  des  Bischofs,  wenn 
sie  nicht  während  einer  Sedisvakanz  das  Bistum  selbständig  leiteten. 
Die  Bedeutung  ihrer  Tätigkeit  war  um  so  grösser,  je  öfter  den  Bist-ljof 
StaatsgeschUfte  in  Anspruch  nahmen,  je  weniger  er  seine  Amt.spHii  )it«-ii 
aus  £LHinklichkcit  oder  Nachlässigkeit  erfüllte,  ie  mehr  endlich  der  oft 
grosse  Umfang  des  Bistum.s  ihn  hinderte,  ihnen  stets  und  überall 
persönlich  nachzukommen.  Dieser  letzte  Grund  hat  im  ostfränkischen 
Reich  das  Institut  der  Ohorbischöfe  bis  ins  zehnte  Jahrhund(>rt  hinein 
bestehen  lassen,  xuinal  manche  Sprengel  als  Ausgangs-  und  Stützpunkte 
der  Mission  im  Osten  dienten.  Im  westfränkischen  Reich  dagegen  wurde 
es  seit  ungofUhr  der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  vom  Episkopat  bo- 
kämpft,  violleicht  weil  er  einer  allzugrossen  Selbständigkeit  der  Chor 
bbchöfe  vorbeugen  wollte,  die  hin  und  wieder  die  Autorität  der  Bischöfe 
XU  untei^^ben  drohte,  weil  andererseits  mit  ihrer  Hülfe  die  Staats» 
gewalt  die  Dauer  der  Sedisvakanzen  hatte  verlängern  und  das  Kirchengut 

')  Vffl.  ob«n  8.  91. 
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hatte  BchinUlern  können.  Zunächst  wurden  ihre  Rechte  eingeschränkt; 
die  Receution  sodann  der  Fälschungen  des  Benedictus  Levita  und 
Pseudoisiaor  hat  die  Chorbischole  zu  Anfang  des  zehnten  Jahrhunderts 
gänzlich  beseitigt. 

Anders  der  Archidiakon,  der  erste  der  an  der  Kathedralkirche 
angestellten  Diakone,  dessen  Amtsbefugnisse,  wie  sie  die  römische 
Zeit  ausgebildet  hatte,  in  der  fränkischen  Periode  noch  erheblich  ge- 
steigert wurden.  Als  erster  der  Beamten  mit  geistlichem  Charakter 
war  er  Gehülfe  des  Bischofs  gewesen  bei  den  äusseren  Anordnungen 
für  den  Gottesdienst,  der  Leitung  der  Armenpflege,  der  Aufsicht  über 
die  kirchliche  Verwaltung,  der  Aufsicht  über  die  niederen  Kleriker, 
ihren  Unterricht  und  ihr  Verhalten  während  gottesdienstlicher  Ver- 
richtungen. Er  hatte  die  rechtliche  Ordnung  in  der  Diözese  zu  über- 
wachen und  nahm  deshalb  auch  Teil  an  der  Rechtsprechung  des 
bischöflichen  Gerichts.  Er  verhängte  Disziplinarstrafen  und  verteilte 
an  die  einzelnen  Geistlichen  ihren  Unterhalt.  Trotz  des  niederen 
orcb  war  die  Stellung  des  Archidiakons  bedeutender  als  die  eines 
Presbyters  imd  selbst  des  Archipresbyters,  dessen  Pflichten  sich  in 
der  Verrichtung  der  Kultushandlungen  nahezu  erschöpften.  Zu  Allem 
kamen  in  fränkischer  Zeit  neue  Obliegenheiten.  Immer  mehr  wurde 
die  vorzüglichste  Tätigkeit  des  Archidiakons  in  die  äussere  Verwaltung 
des  Bistums  verlegt.  Wie  vordem  übte  er  gewisse  gottesdienstliche 
Funktionen,  leitete  er  die  Disziplin  der  Diakone  und  niederen  Kleriker, 
stellte  er  die  Würdigkeit  und  Tätigkeit  der  zu  ordinierenden  Geist- 
lichen fest ;  nach  dem  Bischof  war  er  häufig  der  Aufseher  und  Leiter 
der  congregatio  canontcorum  an  der  Kathedrale,  also  der  Vorläufer  des 
späteren  Dompropstes.  Er  war  zugleich  das  Aufsichtsorgan  des  Bischofs 
fiir  den  Gesamtzustand  des  Sprengeis.  Er  sollte  ein  genaues  Verzeichnis 
der  Kirchen  und  Kapellen  fuhren;  er  berichtete  dem  Bischof  über 
wichtige  Bussfälle;  er  bereitete  die  Visitation  der  Diözese  durch  den 
Bischof  vor  und  erleichterte  sie  durch  Entscheidung  in  minder  er- 
heblichen Fällen.  Zwei  oder  drei  Tage  bevor  der  Bischof  sich  zur 
Visitationsreise  anschicke,  sollte  er  in  den  einzelnen  Kirchspielen  die 
Ankunft  des  Diözesans  anzeigen  und  alle  zum  Erscheinen  vor  ihm 
auffordern.  Damit  verband  sich  seine  Befugnis  zur  Aufsicht  über 
den  gesamten  Landklerus.  Er  musste  sich  vergewissem  über  den 
Glauben,  den  Lebenswandel  und  die  Amtsführung  des  einzelnen  Land- 
geistlichen wie  über  dessen  Verrichtung  des  Gottesdienstes.  Bezeichnend 
genug  ist  die  Klage  des  Concils  von  Chälon  -  sur  -  Saöne  im  Jalu-e  813, 
dass  an  manchen  Stellen  die  Archidiakone  über  die  Kleriker  auf  dem 
Lande  eine  Art  Herrschaft  ausübten,  zumal  sie  bei  ihren  Dienstreisen 
allzuo^osse  Reichnisse  beanspruchten  ^).  Erst  gegen  Ende  des  neunten 
Jahrhunderts  hat  sich  die  Gewohnheit  eingebürgert,  gleichzeitig  mehrere 
Archidiakone  zu  bestellen  und  ihnen  je  einen  Bezirk  des  Bistums  zur 
Geltendmachung  der  bischöflichen  Venvaltungsgerechtsame  zu  über- 
weisen ;  sie  konnte  sich  festigen,  weil  damals  die  Einteilung  der  Diözese 
in  Pfarrbezirke  im  Wesentlichen  durchgeführt  war. 

')  MO.  ConciÜm  U,  277  c.  15. 
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§  22.    Die  Qehülfen  des  Bischofs  für  Teile  der  Diözese. 

P.  HIN8CHIUS.  Kirchenrecht  II,  8.  261  ff.  P.  IMBAKT  DE  LA  TOüK.  De 
eccIetÜB  ni«tic«ni«  aeUte  Carolingica  (BurdegaUe  1890),  8.  8  ff.  P.  DfBART  DE  LA 
TOUR,  Lea  paroiHea  rurales  du  IV.  au  XI.  ai^cle  (Paria  1900),  8. 1  ff.  (Revue  hiatoriqae 
LX,  1896,  8.  241  ff.  LXI,  1891.  8.  10  ff.  LXIII,  1897.  8.  Iff.).  K.  LAMPRECHT, 
Deutaches  Wirtachaftiileben  im  Mittelalter  I  (Leipiig-  1886),  8.  238  ff.  J.  U.  8ÄG- 
MÜLLER,  Die  Entwicklung  des  Archipresbyterata  8.  29  ff.  H.  8CHÄFER.  Pfarrkirche 
und  Stift  8.  6  ff.  ST.  ZORELL.  Archiv  für  kaUiolinches  Kirchenrecht  LXXXVI  (1902). 
8.  74  ff.  268  ff. 

Der  Umfang  der  archidiakonalcn  Befugnisse  in  fränkischer  Zeit 
darf  nicht  vergessen  lassen,  dass  ihre  Träger  nur  Stellvertreter  der 
Bischöfe  waren,  nicht  aber  aus  eigenem  Recht  sie  handhabten:  wie 
früher  und  später  lag  die  Leitungsgewalt  über  die  ganze  Diözese  beim 
Bischof,  in  dessen  Amtsrechten  sich  die  Verbreitungsgeschichte  des 
Christentums  wiederspiegelt.  Zuerst  und  allein  hatte  es  die  Bewohner 
der  SUidte  ergriffen,  von  diesen  ausgehend  alsdann  auf  das  flache 
Land  sich  verbreitet.  Je  mehr  aber  hier  die  Kopfzahl  der  Christen 
MTuchs,  um  so  weniger  ging  es  an,  sie  insgesamt  und  ohne  Rücksicht 
auf  die  räumlichen  Schwierigkeiten  nur  in  der  civitas  des  Bischofs  zur 
Teilnahme  an  den  heiligen  Handlungen  zu  versammeln.  So  mussten 
fUr  klt'inerc  Distrikte  innerhalb  des  Bistums  Gehülfen  des  Bischofs 
bestellt  werden,  Seelsorger  also,  die  in  priesterlicher  Tätigkeit  durch 
Lehre,  Gottesdienst  und  Mitteilung  der  Gaben  der  Kirche,  vornehmlich 
der  Sakramente,  an  der  christlichen  Heranbildung  imd  Kräftigung  des 
Volkes  wirkten.  Die  Anfänge  dieser  Bildungen  reichen  in  Gallien 
zurück  bis  ins  vierte  Jahrhundert;  das  Concil  von  Agde  im  Jahre  506 
beschäftigte  sich  mit  ihnen.  Ihre  Weiterentwicklung  in  fränkischer 
Zeit  ftihrte  zur  Aufteilung  der  Diözesen  in  Pfarrsprengel  oder  Kirch- 
spiele mit  bestimmter  rechtlicher  Stellung,  zur  Anstellung  von  Pfarr- 
geistlichen,  die  stets  der  potestas  iurisdictionts  des  Bischofs  oder  seines 
Arcliidiakons  unterworfen  blieben,  aber  eben  durch  ihre  Obliegenheiten 
innerhalb  fester  räumlicher  Grenzen  Teilhaber  -wurden  der  bischöf- 
lichen votesUu  ordinia  und  potestas  magisterit. 

\  rühzeitig  treten  auf  dem  platten  Lande  zwei  Hauptarten  kirch- 
licher Gebäude  entgegen,  solche  zur  Verrichtung  von  Andacht  und 
Gebet  wie  zur  Verehrung  bestimmter  Heiliger  oder  Mär^rrer  (oraUtria, 
eapßUae,  marh/ria),  zusammengefasst  unter  der  Bezeichnung  tituli 
mtnores,  und  alsdann  solche  zur  Abhaltung  von  Gottesdienst  und 
Predigt  wie  zur  Spendung  der  Sakramente^  vontüglich  der  Taufe 
(eccUnae  baptismaUSf  e,  varrochiale»,  Inu^utena).  Gerade  die  letzteren 
aber  erhoben  sich  infolge  der  ihren  Geistlichen  eingeräumten  kirch- 
lichen Befugnisse  zu  Mittelpunkten  für  die  kirchlichen  Bedürfnisse  der 
in  ihrem  Umkreis  ansässigen  christlichen  Bevölkerung.  Indem  dann 
die  räumlichen  Grenzen  absesteckt  wurden»  innerhalb  deren  die  Be- 
wohner in  einer  nunmehr  dauomd  versorgten  Kirche  sich  zur  Teil- 
nahme am  Gottesdienst,  zum  Kmpfang  der  Sakramente  einfinden 
rouMtcn,  wurden  einmal  die  Diözesen  in  Iwrbezirke  zerteilt,  deren  Zahl 
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und  GrJisse  jeweils  nach  dem  Umfang  des  Bistams  und  der  Be- 
▼filkerun^ziffcr  sich  richtete,  ward  andererseits  den  Kirehspielange' 
hörigen  ein  Pfamwang  auferlegt.  Kurz,  von  der  Taufkirche  ging 
die  regehnässige  SeeUorge  in  Predigt,  Messe  und  Beichte  aus,  weiter- 
hin der  Unterricht  im  Glauben  und  in  den  kirclilichen  Vorschriften; 
aussser  in  Fällen  der  Not  konnte  nur  hier  die  Taufe  vollzogen  werden; 
nur  auf  ihrem  Kirchhof  konnte  ein  christliches  Begräbnis  erfolgen; 
an  sie  war  der  Regel  nach  der  Zehnte  zu  entrichten,  der  dann  an 
den  Bischof,  den  Klerus,  an  die  Kirchenfabrik  und,  bei  Vierteilung 
der  Einkünfte,  auch  an  die  Armen  abgeführt  werden  sollte.  Schritt 
vor  Schritt  sieht  man  diese  Entwicklung  sich  vollziehen:  das  Concil 
von  Agde  (506)  kannte  oratoria  tn  agro  und  parrochiae,  in  quibus 
legitimus  est  ordinariusque  conrentits',  auf  der  bayrischen  Provinzial- 
synode  zu  Riesbach  im  Jahre  798  wurde  verlangt,  dass  entsprechend 
der  Bevölkerung  innerhalb  der  Diözesen  Priester  an  Pfarrkirchen 
angestellt  und  ihre  Pfarrbezirke  gehörig  umschrieben  würden ;  für  die 
Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  hat  man  die  Zahl  der  Pfarrkirchen 
in  Deutschland  auf  rund  3500  veranschlagt,  im  Moselgebiet  den  Umfang 
eines  einzelnen  Kirchspiels  auf  durchschnittlich  1  —  4  Quadratmeilen. 
Das  Wesen  der  Pfarrkirche  umgrenzt  zugleich  die  Tätigkeit  des 
an  ihr  wirkenden  Geistlichen.  Im  Gegensatz  zum  Kleriker  an  der 
Kathedrale  oder  in  der  bischöflichen  Stadt  war  er  Landgeistlicher 
(presbyter  diecesanus,  p.  parrochialis).  Wie  seine  Kirche  der  Weihe 
imd  Erhebung  zur  Pfarrkirche,  der  Umschreibung  ihres  Gebietes  durch 
den  Bischof  oder  Chorbischof  bedurfte,  so  er  der  Einweisung  in  sein 
Amt  vermittels  der  symbolischen  Uebergabe  des  Evangeliums,  der 
Glockenseile  und  Kirchenschlüssel,  nachdem  ihn  zuvor  vielfach  die 
Pfarrinsassen  oder,  handelte  es  sich  um  eine  Eigenkirche,  der  Grund- 
herr bezeichnet  hatten.  Nur  vom  Bischof  konnte  er  das  hl.  Gel 
empfangen,  nicht  selbst  es  weihen,  wie  ihm  gleichzeitig  die  Ordination 
anderer  Geistlicher  und  die  Firmung  untersagt  war,  weiterhin  die 
Konsekration  von  Altären,  die  Reconciliation  aller  derer,  die  nach 
Ableistung  der  öffentlichen  Busse  in  die  kirchliche  Gemeinschaft 
wieder  aufgenommen  wurden;  er  sollte  das  Volk  in  der  Kirche  nicht 
benedicieren,  die  sich  Gott  weihenden  Jungfrauen  und  Witwen  nicht  ein- 
kleiden. Dem  Bischof  oder  Archidiakon  hatte  er  bei  ihren  Visitations- 
reisen Aufnahme  und  Verpflegung  zu  gewähren,  eine  Pflicht,  deren 
Schwere  eine  Reihe  von  Synodalbeschlüssen  zu  mildem  oder  doch 
gerechter  zu  verteilen  suchte;  er  war  gehalten,  die  Diözesansynode  zu 
besuchen.  Seine  Amtsführung,  die  gehörige  Verwaltung  des  seiner 
Kirche  gehörigen  Grundvermögens,  des  Pfarrhauses  also  samt  den 
Ländereien,  dessen  Umfang  zum  mindesten  einen  Mansus  betragen  sollte, 
und  der  Einkünfte  der  Kirche,  des  Zinses  demnach  von  ausgeliehenem 
Kirchengut,  des  Zehnten,  der  Oblationen  und  der  Gebühren  für  kirch- 
liche Amtshandlungen  wie  Taufe  und  Begräbnis,  unterstanden  der 
Aufsicht  des  Bischofs  oder  Archidiakons.  Mannigfach  waren  seine 
Pflichten  gegenüber  den  Pfarrinsassen  (plebs,  p.  baptismnlis):  er 
brachte  das  Opfer  dar,   predigte  und  taufle  an  den  altherkömmlichen 
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Taufzeiten  Ostern  und  Pfingsten;  er  vergab  Sünden  und  erteilte  die 
Kommunion;  er  bestattete  die  Toten.  P>  war  der  Seelsorger  für 
alle  Bewohner  der  castra,  curtea,  ri/iae  und  für  alle  Klosterinsassen 
im  Bezirk  seiner  Kirche,  in  der  aliein  an  den  Hauptfesten  des  Jahres 
(Ostern,  Pfingsten,  Weihnachten  u.  s.  w.)  Gottesdienst  abgehalten 
werden  konnte.  Er  hatte  die  religiösen  Vereinigungen,  z.  B.  die 
Gebetsbrüderschaf^en,  zu  überwachen,  endlich  die  Knaben,  die  Kleriker 
werden  wollten,  unentgeltlich  zu  unterrichten  und  dann  dem  Bischof 
oder  Chorbischof  zur  Weihe  vorzuschhigen.  Eben  durch  das  Tauf- 
recht aber  war  er  ausgezeichnet  vor  den  übrigen  Geistlichen  im 
Kirchspiel.  Solche  waren  ihm  an  der  Pfarrkirche  selbst  als  Diakone, 
Subdiakone,  Lektoren  u.  s.  w.  untergeordnet;  sie  waren  seine  Gehülfen 
bei  der  Verrichtung  der  gottesdienstlichen  Handlungen  wie  z.  B.  der 
Messe,  die  er  allein  nicht  lesen  durfte;  sie  konnten  mit  ihm  zur 
congregatio  canonica  vereinigt  sein.  Andere  Kleriker  waren  an  den 
tituli  minores  tätig,  bald  von  der  Pfarrkirche  dorthin  abgesandt,  bahl 
von  den  Eigentümern  dieser  titult,  den  Klöstern  oder  Grundherren, 
fest  angestellt;  auch  sie  hielten  Gottesdienst,  lasen  die  Messe,  der- 
gestalt freilich  dass  an  den  jährlichen  Hauptfesten  nur  der  Gottesdienst 
in  der  Pfarrkirche  allein  statthaft  war.  Ueber  alle  diese  Geistlichen 
hatte  der  Vorsteher  der  Pfarrkirche  die  Aufsicht:  er  war  der  archi- 
presbvter  fUr  sie,  und  so  entsprach  seine  Stellung  in  dieser  Hinsicht 
der  des  Archipresbyters  an  der  Kathedrale  in  der  Bischofsstadt.  Er 
sollte  Eingriffe  in  sein  Privileg  der  Taufspendung  verhindern,  ebenso 
auch  Vorh't/.ungen  seiner  Zehntgerechtsame ;  er  üben^'achtc  die  gesamte 

Sotte.Hdien.Htliche  Verwaltung  im  Kirchspiel,  zumal  an  seiner  Kirche  als 
er  bevorrechteten  und  vielfach  auch  älteren  Mutterkirche  (matrix)j  der 
gegenüber  die  sonstigen  tihtli  minores  als  Hülfskirchen  oder  von  ihr 
abgezweigte  Tochterkirchen  erschienen.  Eine  eigene  Jurisdiction  über 
die  OeistTiehen  war  ihm  nicht  eingeräumt :  nach  seinem  Bericht  an 
den  Bischof  konnte  nur  dieser  Anordnungen  in  Verwjiltungssachen 
treffen  oder  Strafen  über  die  Kleriker  der  titnfi  verhängen. 

Die  Aufteilung  der  Diözesangebiete  in  Pfarrbezirke  war  im 
neunten  Jahrhundert  grundsätzlich  abgeschlossen.  Grade  in  seinem 
Verlauf  aber  führte  die  steigende  Zahl  iler  Pfarrkirchen,  die  Erhebung 
von  inuner  mehr  tituii  minores  zu  Pfarrkirchen  zur  Zusammenlegung 
ieweil«  mehrerer  Kirchspiele  zu  umfassenderen  Verwaltungsbezirken 
innerhalb  des  Bistums.  Während  sie  in  Gallien  um  die  Mitte  des 
Jahrhunderts  bereits  vollzogen  erscheint,  wurde  sie  in  Deutschland 
erst  in  Angriff  genommen,  hier  wie  dort  aber  war  ihr  Ergebnis  das« 
selbe.  Jeweils  einige  b<>nachbarte,  etwa  die  im  CK)biet  einer  Hundert- 
schaft belegenen  I'farrcien  wurden  zu  je  einer  Hecania  zusammen- 
ß »schlössen,  d.  h.  bestimmte  Pfarrgoistliche  bestellte  der  Bischof  zu 
ekanen  fdeeant),  fUr  die  also  der  in  den  Klöstern  übliche  Mame  ver- 
wandt wurde.  Jeder  Dekan  sollte  die  ihm  untergebenen  Pfarrgeistlichen 
allmonatlich  so  einer  Versammlung  einbenifiMi:  „hier  wurde  nach 
voraosg^;angencr  Predigt  und  Messe  verhandelt  über  theologische 
Themate,  Verwaltung  des  Amtes,  den  religiösen  Zustand  der  Gemeinden, 
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Anstellung  von  Fürbitten  und  Gebeton  fiir  die  Obrigkeit  und  in  all- 
gemeinen Allliegen" ;  hier  fand  ßich  ein  wer  in  den  einzelnen  Pfarreien 
ein  schweres  Vergehen  durch  (öffentliche  Busse  zu  sühnen  hatte,  dann 
wurde  darüber  an  den  Bischof  oder  Archidiakon  berichtet,  von  der 
Yersaniinlung  die  Leistung  der  auferlegten  Busse  übenn'acht  und  endlich 
dem  Hischof  anheimgegeben,  den  Zeitpunkt  der  Keconciliation  zu  be- 
istimmen. Die  Dekanien  waren  für  die  Ven^altung  der  Diözese  eine 
Zwischenstufe  zwischen  der  Zentralstelle  am  Bischofssitz  und  den 
Parrochien ;  nur  vereinzelt  scheinen  zu  Ende  des  neunten  Jahrhunderts 
in  Deutschland  bestimmte  Dekanien  bestimmten  Archidiakonatssprengeln 
/.u;;eteilt  gewesen  zu  sein.  Sie  waren  um  so  wichtiger,  als  der  Episkopat 
mit  Hücksicht  auf  die  allgemeine  kirchliche  Disziplin  und  die  Stetigkeit 
seiner  eigenen  wie  der  kirchlichen  Bezüge  überhaupt  sich  auseinander- 
setzen inusste  mit  den  Tendenzen  eigenrechtlicher  Kirchherrschaft, 
>\'ie  sie  namentlich  die  laikalen  Grundherren  in  fränkischer  Zeit  erfüllten. 


§  23.    Die  Eigenkirche  in  fränkischer  Zeit. 

P.  IMHAKT  DE  L.\  TOUR,  De  ecciesüs  msticanis  aetate  Carolingica  S.  100  ff. 
P.  IMBAKT  DK  LA  TOL'K,  Les  paroisses  rurales  S.  175  ff.  (Revue  Historique  I.XVII, 
1S9S,  8.  1  ff.).  U .  .STUTZ,  Die  Eigenkirche  als  Element  des  mittelalterlich  -  germa- 
iii«i  iien  Kirchenrecbtes.  Berlin  1895.  U.  STUTZ,  Geschichte  des  kirchlichen  Benefizial- 
w  ».  ns  I,  .S.  134  ff.  U.STUTZ,  Zeitschrift  der  Savignystiftung  für  Rechtsgeschichte, 
<.  rin.  AM.  XX  (1899),  8. 213 ff.    U.  STUTZ,  Göttinger  Gelehrte  Anzeigen  1904,  S.lff. 

Bis  zum  Ausgang  des  fünften  Jahrhunderts  hatte  die  Kirche  ihr 
K<cht  allein  auf  Grund  römischer  Anschauungen  sich  gebildet:  ihre 
unterste  Einheit  war  die  bischöfliche  Diözese,  in  der  das  gesamte 
Kirchengut  in  Stadt  und  Land  betrachtet  wurde  als  Eigentum  der 
bischöflichen  Kathedrale,  der  Bischof  aber  als  der  jeweilige  Träger 
dieses  Eigentums,  wie  ja  allein  von  ihm  die  gesamte  Verwaltung 
'  ■  Mig  und  nicht  minder  der  städtische  und  ländliche  Klerus.  Dieser 
I  en  Centralisation  gegenüber  bedeutete  die  gesonderte  Ausstattung 
der  kirchlichen  Gebäude  auf  dem  flachen  Lande,  wie  sie  vornehmlich 
in  fränkischer  Zeit  sich  vollzog,  den  Beginn  einer  Auflösung  der 
ursprünglichen  Eigentums-  und  folgeweise  Venvaltimgs-  wie  Nutzungs- 
einheit. Indem  seit  karolingischer  Zeit  der  einzelnen  Kirche,  der 
Pfarrkirche  sowohl  als  auch  jeder  Kapelle  u.  s.  w.,  ein  Minde8tmas.s 
von  Eigentum  zuerkannt  wurde,  erhob  sie  sich  zum  Mittelpunkt  eines 
gesonderten  Kechtskreises  innerhalb  des  Bistumssprengeis,  dessen  Vor- 
steher freihch  grundsätzlich  die  Leitungsgewalt  über  den  an  jener 
Kirche  tätigen  Geistlichen  behielt.  Die  einzelne  Kirche  aber  wurde 
es  vornehmlich  dann,  wenn  sie  eine  Eigenkirche  war,  d.  h.  im  Eigen- 
tum eines  Cmmdherm  stand,  der  seinerseits  aus  seinem  Eigentum  an 
der  Kirche  heraus  Anspruch  auf  die  Leitungsgewalt  über  sie  erhob. 
Das  Eigentum  des  Gnmdherm  stellte  sich  gleichberechtigt  neben  das 
der  Kathedrale,   seine   Eigenkirche   neben    die    bischöfliche   Kirche; 

6* 


84  Die  Kirche  vom  fünften  hl»  zum  neunten  Jahrhundert. 

er  forderte  Anteil  an  ihrer  Leitung;  der  Bischof  musste  sieh  mit  ihm 
auBeinandersctzen,  um  seine  Stellung  als  Vorsteher  über  alle  kirch- 
lichen Einrichtungen  innerhalb  des  Bistums  nach  Möglichkeit  /.u 
wahren. 

Der  Begriff  der  Eigenkirche   ist  nur  aus  germanischen  Recbts- 
anschauungen    zu    erklären.      Er  knüpft   an    den    heidnischen    Haus- 
tempcl   an,   in   dem   der  Germane   priesterliche  Funktionen   für  seine 
Angehörigen,    Familienmitglieder    und    Gesindeleute,    ausgeübt    hatte. 
Die  Rechtsverhältnisse  dieses  Haus-  oder  Eigentempels  wurden   dann 
seit  der  Bekehrung  der  Deutschen   zum  Christentum  auf  alle  Eigen- 
kirchen  übertragen,  d.    h.    auf   alle    diejenigen   kirchlichen   Zwecken 
dienenden    Gebäude   und  Anstalten,    die   auf  dem  einem  Grundherrn 
zu  freiem  Eigentum  gehörigen  Boden  errichtet  wurden.   Eigenkircli»ji 
konnten  demnach  sein  Bethäuser,  Kapellen,  Pfarrkirchen  und  Kloster. 
Ihrer  kirchlichen  Einzelbestimmung  übergab  sie  die  Weihe  des  Bischofs, 
dagegen  kam   es   nicht  darauf  an,  wie  das  Eigentum  am  Boden,  auf 
dem  sich  die  Eigenkirche  erhob,  erworben  war,  sei  es  nun  z.  B.  durch 
Erbgang,  sei  es  durch  Uebertragung,  sei  es  durch  Säkularisation  oder 
gewaltsame  Beschlagnahme  ursprünglich  kirchlichen  Gutes.    Es  machte 
keinen  Unterschied,   ob   der  Grundherr  ein  Laie   war  (ein  weltlicher 
Grosser,  der  König)  oder  ein  Geistlicher  welches  Weihegrades  immer 
(Bischof  u.  s.  w.)  oder  eine  Genossenschaft   (Hundertschaftsgemeinde, 
Stift,  Kloster).     Jeder  dieser   Grundherren   war  der  Eigentümer  des 
Altargrundes,    über  dem   die  Kirche    erbaut   war  oder    er   sie  selbst 
erbaute;    er    war   ihr   Eigentümer.      In    einer   Zeit,    die   Reichs-   und 
königliches  Gut  als  im  königlichen  Eigentum  stehend  betrachtete,   war 
der  König  Eigentümer  aller   auf  königlichem  oder,  was  dasselbe  be- 
sagte,  auf  fiskalischem  Boden    errichteten  Kirchen   und   Klöster.     Im 
Bistum   Chur  z.   B.    zählte   man    unter   Ludwig  dem   Frommen   über 
230  Kirchen,  von  denen  nur  31  bischöflich,  die  übrigen  im  Besitz  des 
Königs  und  anderer  Laien  waren ;  unter  jenen  waren  6  Tauf  kirchen 
und  25  tituli  minores,  sodass  bei  Uebertragung  dieses  Verhältnisses  auf 
die  anderen  Kirchen  unter  ihnen  rund  40  Pfarrkirchen  und  160  tituU 
minore»  sich   befanden.     Bald  nach   dem  Jahre  810  besass   das  Ger- 
manoskloster  bei  Paris  auf  einem  Gcsamtbe.<«itz  von  8000  Hansen  36 
Kirchen  und  3  Kapellen.    Jeder  dieser  Grundherren  war  xugleich  der 
Eigentümer   der  Zubchörungen   seiner  Kirche,   der  doe  eccleeiaet  die 
ihr  durch  den  libellu*  doUe  als  Ausstattung  überwiesen  war.  Zubehör 
aber  der  Kirche  ist  „daa  Kirchengebäude   mit  seinem   Inventar,    mit 
den   Messgewändem    und    Kirchengeräten,    mit   den    Kirchenbüclnrn 
und   Glocken  u.  s.  w.,   alles   was  an  unbeweglichem   Gut   und   mit/.- 
baren  Rechten  und   Einkünften   zur   Kirche    gehört,   die    kirchlichen 
LAndoreien   also,   die   vom  Stifter  und  Anderen   an    den   AlUr   über- 
trtgen  worden   sind  und,  vielleicht  zerstreut,  um  die  Kirche  henim- 
lieräi.   die    ObUtionen    und    die    Primiticn,    die   Gebühren,   die    der 
Ottttnobe  für  seine  Amtshandlungen  erhebt,   und  später  der  Zehnt". 

Aus  diesem   Eigentum   des   Grundherrn   ergaben   sich   wichtige 
Folgeningen.  Als  Kirchherr  konnte  er  über  seine  Kirche  nach  freiem 
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Belieben  verfugen,  <i.  h.  sie  vererben,  vertauschen  und  verschenken, 
kurz,  sie  behandeln  wie  Jede  dem  wirtschaftlichen  Güterverkehr  zu- 
gängliche Liegenschaft.  Die  Eigenkirchen  des  Königs  konnten  dem- 
gemäss  verliehen  werden  wie  jedes  Krongut  und  zwar  an  Laien  und 
an  geistliche  Anstalten  wie  Bistümer,  Stifter  und  Klöster;  das  Bistum 
Würaburg  z.  B.  erhielt  bei  seiner  Ausstattung  fünfundzwanzig  könig- 
liche Eigenkirchen,  über  die  der  amulfingische  Hausmeier  bestimmte. 
Nur  sollten  sie  dem  kanonischen  Veräusserungsverbot  zufolge  nicht 
ihrem  ursprünglichen  Zwecke  entfremdet,  also  nicht  etwa  in  ein 
weltliches  Wohnhaus  verwandelt  und  dadurch  säkularisiert  werden 
können.  Weil  aber  der  Eigentümer  die  Einkünfte  der  Kirche,  die 
Altareinkünfte  wie  die  Nutzungen  des  Kirchenguts,  bezog,  erwuchs 
ihm  doppelte  Pflicht:  er  hatte  für  den  Unterhalt  der  Kirche  und 
ihren  guten  Bau  zu  sorgen,  dann  aber  auch  für  ihre  Bedienung  durch 
Geistliche,  deren  Tätigkeit  den  kirchlichen  Aufgaben  der  Gebäude 
entsprach.  Diese  geistliche  Bedienung  mochte  er,  war  er  selbst  viel- 
leicht ein  Gei.stlicher,  in  Person  ausüben;  in  anderen  Fällen  setzte  er 
nach  freiem  Ermessen  Geistliche  ein,  die  dann  von  ihm  besoldet 
wurden  und  in  seinem  Auftrag  die  Kirche  verwalteten. 

Für  die  hergebrachte  kirchliche  Ordnung  schloss  dies  Eigen- 
kirchenwesen  erhebliche  Gefahren  in  sich.  Wenn  auch  das  einzelne 
kirchliche  Gebäude,  das  ein  Grundherr  errichtete,  nur  dadurch  seinem 
Zwecke  zugeführt  werden  konnte,  dass  es  der  Bischof  auf  diesen 
Zweck  hin  weihte,  wenn  auch  der  einzelne  Geistliche  nur  dann  geist- 
liche Funktionen  ausüben  durfte,  wenn  er  ordiniert  war  und  vom  Bischof 
in  sein  Amt  an  jener  Kirche  eingeführt,  so  war  doch  vor  allem  dem 
Laien-stand  Einfluss  auf  die  kirchliche  Verwaltung  eingeräumt.  Die 
Geistlichen  an  den  Eigenkirchen  waren  tatsächlich  weit  abhängiger 
vom  Grundherrn  als  vom  Inhaber  der  kirchlichen  Gewalt,  dem 
Bischof.  Häufig  genug  wurden  Hörige  und  Unfreie  zu  Geistlichen 
an  jenen  Kirchen  erhoben  oder,  hielt  sich  der  Grundherr  an  die 
kanonischen  Satzungen,  dem  Bischof  zur  Einweisung  vorgeschlagen. 
Gegen  geringen  Lohn  waren  sie  Diener  des  Grundherrn,  der  sie  oft 
zu  unkirchlichem  Dienste  ver^'andte  und  sie  entliess,  wann  es  ihm  gefiel, 
mit  oder  ohne  Grund  und  Recht,  während  das  kirchliche  Recht  den 
einmal  vom  Bischof  bestellten  Geistlichen  nur  im  Falle  ungesetzlichen 
Verhaltens  für  absetzbar  erklärte. 

Eigenkirchen  begegneten  bei  den  Westgothen  und  Burgundern; 
im  fränkischen  Reiche  tauchten  die  Klagen  der  kirchlichen  Kreise 
über  sie  bereits  um  die  Mitte  des  siebenten  Jahrhunderts  auf.  Damals 
beschwerten  sich  die  Bischöfe  darüber,  dass  ihnen  die  Hofeigentümer 
die  schon  vor  Zeiten  auf  ihren  Höfen  errichteten  Bethäuser  mitsamt 
dem  ihnen  übertragenen  Vermögen  vorenthielten,  die  Geistlichen  der 
Zuchtgewalt  des  Archidiakons  entzögen.  Das  sog.  Concilium  Germa- 
nicum  vom  Jahre  742  musste  das  Gebot  erlassen,  das«  jeder  Geistliche 
innerhalb  der  Diözese  dem  Bischof  Untertan  sein  solle.  Auch  in  der 
Frage  des  Eigenkirchenwesens  hat  dann  die  Gesetzgebung  Karls  des 


86  Die  Kirche  vom  fnnften  bis  zum  nennten  Jahrhnndert. 

Grossen  und  weiterhin  Ludwigs  des  Frommen  *)  eine  Vermittlung  an- 
gebahnt zwischen  den  Ansprüchen  des  Episkopats  und  denen  d<'r 
Grundherren,  deren  grösster  ja  der  König  selbst  war.  Verboten  wurde 
eine  Kealteilung  der  Eigenkirchen  unter  mehrere  Miterben,  zumal  sie 
leicht  das  ihr  zugewiesene  Gut  schmälern,  ihren  Charakter  eben  als 
Kirche  gefährden  konnte.  Unter  Mitwirkung  des  Bischofs  sollte  die 
Kirche  genügend  ausgestattet  werden,  einer  jeden  zum  mindesten 
eine  ganze  zinsfreie  Hufe  eignen  und  fiir  sie  sowie  für  den  Anteil 
am  Zehnten  und  die  Gaben  der  Gläubigen,  für  die  kirchlichen  Ge- 
bäude imd  den  Kirchhof  die  Priester  nur  geistliche  Dienste  verrichten. 
Die  Priester  sollten  eben  nicht  mehr  angewiesen  sein  auf  kärgliche 
Stipendien,  sondern  auf  eine  lebenslängliche  und  nur  durch  Richter- 
spruch entziohbare  Pfründe,  deren  Gegenstand  eben  die  Kirche  war 
mit  ihrem  Zubehör,  deren  Leihe  zu  kirchlichen  Amtsverrichtungen 
verpflichtete,  nicht  aber  zur  Kommendation  und  zur  Erneuerung  im 
Herrenfall.  Wurde  dem  Priester  mehr  Gut  übertragen,  so  war  davon 
dem  Herrn  der  schuldige  Dienst  zu  leisten.  Kein  Unfreier  sollte 
zum  GeiHtlichen  an  einer  Eigenkirche  ernannt  werden,  aber  kein  vom 
(»rundherm  dem  Bischof  vorgestellter  Geistlicher  sollte  auch  vom 
Bischof  zurückgewiesen  werden  können,  sobald  Lebenswandel  und 
Bildung  den  Anforderungen  entsprachen.  Er  wurde  endlich  der  bbchöf- 
lichen Disziplinargewalt  innerhalb  der  Diözese  unterworfen:  an  den 
Gerichtstagen  und  Synoden  des  Bischofs  hatte  er  sich  einzufinden,  ihm 
alljährlich  über  seine  Amtsführung  Rechenschaft  abzulegen. 

Die  bcKondere  Stellung  der  Eigenkirchen  wurde  im  Jahre  826  von 
einem  römischen  (,'oncil  anerkannt^),  im  weiteren  Verlauf  des  neunten 
Jahrhunderts  durch  die  fränkische  Gesetzgebung  einmal  gegen  das 
Bestreben  des  Episkopats,  sie  zu  beseitigen,  dann  aber  auch  gegen 
die  missbräuchliche  Ausdelinung  der  grundherrlichen  Gerechtsame 
verteidigt,  zu  der  die  laiknlen  Gewalten,  vornehmlich  also  der  Adel, 
geneigt  waren.  Andererseits  machte  sich  mehr  und  mehr  auch  auf 
diejenigen  Kirchen,  die  bisher  nicht  Eigoukirchen  gewesen  waren, 
der  Einfluss  des  Eigenkirchenwesens  geltend.  Sie  wurden  als  Eigen- 
kirchcn  des  Bischofs  betrachtet,  dieser  als  ihr  Gnmdherr;  ihre  Ver- 
leihung durch  ihn  erfolgte  demgeroäss  ebenfalls  zu  Pfründenrecht. 
Mit  allem  war  die  Auflösung  der  alten  kirchlichen  Vennögenseinheiten, 
wie  sie  sich  vordem  in  den  Bistümern  verkörpert  hatten,  vollzogen: 
sovielc  Eigentümer  gab  es  am  Kirchengut  innerhalb  einer  Diözese  als 
Onmdherren  und  daher  ebensoviele  gesonderte  Vermögenskreise,  «»ine 
Entwicklung,  vergleichbar  derjenigen,  die  innerhalb  der  bischöfiirhon 
Sprengel  die   spirituelle   Verwaltung  auf  die  einzelnen    Pfnrn  i 

)  In   ltetr«cht   kommen  %-ornebmlich    die    Kapitel  6,   9,   10— IS  und  29    v<.n 
l^dwim  de«  t'^ommra  Capitalare  eoelesiairtieam  819;  MO.  CapitoUri«  I,  376  tT 

*)  flommit$rium  ml  orulormm  eamomM «omrtiueitm  a  domimio  oiuMft mtoi is  inrtl»  »»n 
m^m^,  liBMiim  Uli  id  fMAffttn  tm  wolutrU  pro  «mto  ^Jkio  iUim  dipowiai  tt  bomm 
mmtitaHt  dimimoriat  «tm  commum  «mom»,  im  mmltu  «DwftU,  iiownmiw.  ü»  mI  «t 
fiirita  H  ittxia  rmmift—i  ^tkm  «frfMifi  eftoeJiwUr  mmdM  rteturrmt  (MG.  Cii|.itn- 
larU  t.  374  c.  SIX 
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ihnen  verteilt  hatte.  In  allem  ist  die  erste  Folgewirkung  germanischer 
Rechtsanschauung  auf  das  kirchliche  Rechts-  und  Veitassun^leben 
zu  erblicken,  die  zweite  war  die  Ausdehnung  des  Eigenkirchenbegriffs 
auf  die  vordem  von  jeder  weltlichen  Herrschaft  freien  Klöster  — 
also  über  die  königlichen  Eigenklöster  hinaus  —  und  schliesslich  auf 
die  Bistümer  selbst.  Vorbereitet  haben  diese  Ausdehnung  der  Königs- 
schutz, die  Immunität,  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  durch  den 
König:  um  ihretwillen  konnte  der  Gedanke  des  königlichen  Eigentums 
an  den  Reichskirehen  von  der  deutschen  Reichsgewalt  des  Mittelalters 
jMjm  Vorteil  des  Herrschers  ausgenutzt  werden. 
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Der  Ausbreitung  des  christlichen  Glaubens  und  der  Einfuhrung 
kirchlicher  Ordnungen  in  Gallien  war,  wie  früher  dargelegt  wurde  ^), 
das  Mönchtum  gefolgt.  Seine  Geschichte  im  Frankenreich  ist  die 
seiner  Vereinheitlichung  dank  der  Reception  der  Regula  sancti  Bene- 
dicti,  der  Auseinandersetzung  mit  dem  Episkopat  als  dem  Träger  der 
kirchlichen  Gewalt,  mit  dem  Königtum,  das  seine  Rechte  in  der 
Landeskirche  auch  den  Klöstern  gegenüber  aufrecht  erhielt,  endlich 
mit  der  Gnmdherrschaft  überhaupt,  die  vornehmlich  an  der  Gründung 
von  Klöstern  und  ihrer  wirtschafUich  notwendigen  Ausstattung  sich 
beteiligt  hatte.  Mehr  und  mehr  traten  die  Mönche  als  Regularkleriker 
(reguläres)   neben    die    säkularen,    d.  h.  die   nicht   zur   Unterwerfung 

*)  Vgl.  oben  8.  38  ff. 
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unter  die  Regel  verpflichteten  Weltgeistlichcn ;  seit  dem  sechsten 
Jahrhundert  wurden  auch  sie  clerici  genannt.  Die  Nonnen  hatten  wohl 
kirchlich  anerkannte  Lebensformen  angenommen,  konnten  aber  als 
Frauen  nicht  im  eigentlichen  Sinne  zu  den  Geistlichen  gezählt  werden. 
Mönche  und  Nonnen,  beide  zur  Beobachtung  der  vita  religiosa  ge- 
halten, stellten  sich  zwischen  Laien  und  Klerus  als  eine  besondere 
Schicht  der  Bevölkerung;  sie  vermittelten  zwischen  jenen  beiden 
Gruppen,  während  diejenigen  Geistlichen,  die  zur  vita  canonica  oder 
communis  vereinigt  waren,  wiederum  den  Säkularklerus  dem  Regular- 
klerus  näher  brachten.  Das  Mönchtum,  sei  es  das  der  Männer  sei 
es  das  der  Frauen,  hat  die  Spuren  seiner  Entstehung  aus  laikalen 
Genossenschaften  nie  ganz  verwischt,  aber  seine  Anhänger  konnten^ 
in  der  Regel  wenigstens,  aus  eigenem  Rechte  der  kirchlichen  Ver- 
waltung sich  nicht  annehmen,  obwohl  ihre  Pflichten  als  kirchliche 
betrachtet  und  behandelt  wurden.  Auch  das  Klostergut  gehörte  zum 
Gut  der  Kirche  überhaupt,  das  Vermögen  jedoch  der  einzelnen 
Abteien  an  Liegenschaften,  Gebäuden  u.  a.  m.  war  rechtlich  von  dem 
des  Bistums  geschieden:  es  hat  jene  Decentralisation  des  Kirchenguta 
fördern  helfen,  der  bei  der  Schilderung  der  fränkischen  Eigenkirchen 
bereits  gedacht  worden  ist*). 

Die  Zahl  der  Klöster  war  seit  dem  fUnften  Jahrhundert  in 
dauerndem  Steigen  begriffen.  Wie  das  Königtum  der  Merowinger 
und  der  Karolinger  war  der  fränkische  Episkopat  und  die  fränkische 
Laienaristokratie  geschäftig  tätig,  zu  den  älteren  Klöstern  neue 
Niederlassungen  von  Männern  und  Frauen  ins  Leben  zu  rufen.  Lang- 
samer als  im  Westen  des  Reiches  ging  ihre  Vermehrung  im  Osten 
von  Statten,  da  dessen  Bevölkerung  am  zähcsten  das  angestammte 
Heidentum  bewahrte.  Gerade  hier  aber  wurde  die  Anlage  von 
Klöstern  seit  Ausgang  des  sechsten  Jahrhunderts  zu  einem  Mittel  wie 
der  Urbarmachung  der  deutschen  Gebiete  so  der  Christianisierung 
ihrer  Bewohner.  Klöster  wie  St.  Gallen,  begründet  614,  Reichenau 
(724),  Fulda  (744)  und  Corvey  (822)  wurden  Stützpunkte  der  Mission. 
Sie  gingen  zum  Teil  den  später  errichteten  Bistünieni  vorauf,  in  die 
sie  dann  eingefilgt  wurden.  Aeltere  Berechnungen  der  Zahl  der 
Klöster  in  Gallien  während  des  sechsten  Jahrhunderts  schwanken  zwischen 
rund  300  und  rund  200 ;  die  neueste  Zusammenstellung  der  deutschen 
Klöster  bis  zum  Ausgang  des  neunten  Jahrhunderts  ergibt  ausser 
den  Dom-  und  Kanonik(>rstifteni  ungefähr  200  Mannsklöstor  und 
UDgefilhr  80  Frauenklöstcr ').  Indem  sie  über  alle  Bistümer  sich  ver- 
teilten —  von  den  deutschen  Sprengcln  wiesen  die  von  Würzburfff 
Konstanz  und  Mainz  die  meisten  auf  — ,  waren  sie  zugleich  Büttel- 
uunkte  fUr  die  geistige  und  wirtschafÜiche  Kultur  dos  Landes. 
Dazu  kam  die  gleichartige  Organisation  der  Klö.stcr.  Mit  immer 
weniger  Ausnahmen  und  soweit  nicht  in  einzelnen  Frauenklöstem  die 

•)  Vjfl.  oben  8.  88  ff. 

^  V^.  dM  nach  Rintamem  ffeordnete  Kloaterveneiohiüs  bei  RAITK.  n  m  O. 
II'.  K.  796  ff.    Ein«  L4rte  aller  mittelaltprlichen  Klr>«ti*r  sucht  «n  feb<  \1A8- 

LATRIE,  Tr^Mr  dt  ehronolo^o  (ParU  188D),  8. 1873ff. 
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vüa  cananica  durchgeführt  war,  galt  fiir  sie  alle  dieselbe  Regula  sancti 
Benedictt.  Sie  waren  freilich  noch  nicht  zu  einer  rechtlichen  Einheit, 
XU  einer  Congregation,  zusammengeschlossen,  mochten  gleich  einige 
von  ihnen  zu  geistlichen  Bünden,  sog.  Gebetsverbrüderungen  fconfra- 
temitate»,  frtüemitates,  soeietates),  sich  vereinigt  haben,  in  denen  die 
Insassen  der  Klöster  sich  verpflichteten,  der  lebenden  und  toten  Mitglieder 
gemeinschaftlich,  bei  der  Messe,  im  Gebet  oder  Seelamt,  zu  gedenken  *). 

Diese  Gleichheit  der  Klosterverfassimg  und  damit  die  Zurück- 
drängung des  Eremitentums  wie  der  sog.  reclusi  war  die  Folge  der 
mit  Beginn  des  siebenten  Jahrhunderts  einsetzenden  Verbreitung  der 
Benediktinerregel.  Nach  einem  Worte  des  heiligen  Cassianus  (f  um 
450)  hatte  es  ursprünglich  so  viele  Regeln  gegeben  als  mönchische 
Genossenschaften  und  Zellen.  Eine  jede  lebte,  wenn  nicht  der  un- 
geschriebene Wille  ihres  Leiters  an  aie  Stelle  der  Regel  trat,  nach 
ihrer  eigenen  Hausordnung,  die  an  ältere  Vorbilder  sich  anlehnen 
mochte,  jedenfalls  den  meisten  Kachdruck  legte  auf  die  asketischen 
PHichten  der  Mönche  und  Nonnen,  deren  Verbindung  aber  zu  einer 
Genossenschaft  und  die  Verfassung  des  Klosters  kaum  berührte '). 
Einige  dieser  Regeln  waren  wohl  hier  und  dort  recipiert,  für  die 
Geschichte  aber  des  Klosterwesens  ist  es  von  Bedeutung  geworden, 
dass  selbst  die  weithin  beobachtete  Regel  des  heiligen  Columbanus 
von  der  des  heiligen  Benedictus  von  Nursia  derart  verdrängt  wurde, 
dass  diese  am  Ende  der  fränkischen  Zeit  nahezu  die  alleinherr- 
schende war. 

Die  Regel')  Columbans,  des  Stifters  der  Abteien  Luxeuil  in 
Burgund  und  Bobio   in  Italien   (f  615),   ist  in   den  von  ilmi,   seinen 


')  Die  za  diesem  Zwecke  angefertigten  Bücher  (diptyeha,  Ubri  vitae,  l.  frater- 
in.uiuiii.  nterologia)  enthielten  neben  den  Namen  besonders  der  Wohltäter  der  Klöster 
die  Namenreihen  der  Mönche  von  allen  vereinigten  Klöstern,  so  z.  B.  das  Keichenauer 
Verbrüderungsbuch  (826  angelegt  und  später  fortgeführt)  die  Verzeichnisse  der 
Mönche  in  rund  100  Klöstern  Deutschlands,  Frankreichs  und  Italiens  (M(i.  Libri 
coufratemltatum  ed.  PIPER  145  ff.).  Eine  zweite  Art  von  Verbrüderungen  waren 
die  sog.  Totenbünde,  wie  z.  B.  der  auf  der  Synode  zu  Attigny  (762  ?)  beschlossene, 
durch  den  sich  Bischöfe  und  Äebte  verpflichteten,  für  jeden  verstorbeneu  Bischof 
oder  Abt  eine  bestimmte  Zahl  von  Messen  und  Psaltern  singen  zu  lassen  (MG. 
Concilia  II,  72;  vgl.  ebendort  S.  06.  171c.  56.  213  c.  47). 

*)  Benedikt  von  Aniane  ('{'821)  unternahm  bereits  eine  Zusammenstellung  aller 
älteren  Mönchsregeiu,  von  denen  die  des  Orients  das  erste  Buch,  die  des  Occidents 
da«  zweite  Buch  seines  Codex  regularum  füllten  (MIGNE,  Patrol.  lat.  CHI,  393—701). 
Der  Erläuterung  der  ßenediktinerrcgel  diente  seine  Concordia  regularum  (a.  a.  O. 
S«  713 — 1880),  die  zu  jedem  Capitel  der  Grundregel  entsprechende  Auszüge  aus 
25  anderen  Kegeln  hinzufügte.  Die  neuere  Ausgabe  der  Mönchsregeiu  des  Mittel- 
alters liegt  vor  bei  L.  HOL8TENIU8,  Codex  regularum,  qnas  sancti  patres  monachia 
et  virginibus  sanctimonialibus  praescripsere,  6  Bde.  herausg.  von  M.  BROCKIE. 
Angnstae  Vindelicorum  1759. 

')  Zu  unterscheiden  sind  bei  ihr  zwei  später  verselbständigte  Teile,  die  Kegula 
monachorum  s.  Columbani  abbatis  (herausg.  von  O.  8EEBA8S,  Zeitschrift  für  Kirchen- 
gcschichte  XV  (1895),  S.  374  ff.),  sodann  die  in  zwei  Kecensionen  überlieferte  Regula 
coenobialis  patrum  (fratrum),  herausg.  von  .SEEBA8S,  a.  a.  O.  XVII  (1897),  8.  218  f. 
8.  '220  tf.  Das  Bussbuch  Columbans  mit  Vorschriften  für  die  sakramentale  Poenitenz 
dor  Mi'tncbe  und  die  Privatbusse  der  Laien  ist  herausgegeben  von  8EEBA8S, 
a.  a.  ().  XIV  (1893),  8.  441  ff. 
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Schülern  und  Genossen  begründeten  Klöstern  lange  befolgt  worden. 
Ausgezeichnet  durch  ihre  Strenge,  die  selbst  geringfügige  Verstösse 
gegen  die  Ordnung  mit  Schlägen,  Einsperrung  und  anderen  Strafen  be- 
drohte, enthielt  sie  jedoch  keine  Bestimmungen  über  die  Verfassung  und 
Vorwaltung  der  einzelnen  Klöster.  Krkiäriich  war  dies  bei  dem  AuKchluss 
C'olumbans  an  die  eigentümlichen  Formen  kirchlicher  Organisation, 
wie  sie  in  seiner  Heimat  Irland,  bis  ins  elfte  Jahrhundert  hinein 
Srotia  genannt,  Wurzel  gefasst  hatte,  wie  sie  ^eich  ihm  die  übrigen 
irischen  Missionare  fScotti)  auf  das  europäische  Festland  verpflanzten. 
Die  gesamte  religiöse  Leitung  des  Volkes  ging  aus  von  den  Klöstern. 
Jedes  stand  unter  der  Leitung  eine»  Abtes;  in  jedem  war,  sofern 
nicht  der  Abt  selbst,  so  doch  der  eine  oder  der  andere  Mönch  als 
der  Klosterbischof  ausgestattet  mit  dem  bischöflichen  ardo.  Dieser 
aber  befUhigte  ihn,  vornehmlich  bei  Missionsreisen,  überall,  d.  h.  also 
ohne  Einschränkung  auf  ein  bestimmtos,  räumlich  umgrenztes  Gebiet 
die  seinem  ordo  cntsprechondon  Handlungen,  z,  B.  Weihen  und 
Ordinationen  von  Geistlichen,  vorzunehmen.  Ging  von  einem  Kloster 
die  Stiftung  eines  oder  mehrerer  anderer  aus,  so  übte  der  Abt  des 
Mnttcrklosters  ein  Oberaufsichtsrocht  über  die  Tochterklöstor.  Er 
machte  somit  die  Rechte   des   ein2elnen  Diözesanbischofs   tmwirksam. 

Diese  Durchbrechung  des  Diözesan Verbandes  war  für  den 
fränkischen  Episkopat  um  so  gefahrvoller,  als  unter  den  einwandernden 
Iren  \'ielfaeh  Wanderbischöfe  auftraten,  die  teils  in  Klöstern  lebten, 
teils  von  Ort  zu  Ort  ziehend  Priester  und  Diakone,  ja  selbst  Bischöfe 
ordinierten.  Ihre  Wirksamkeit  war  wohl  möglich  bei  dem  allgemeinen 
Verfall  der  kirchliehen  Zucht  in  merowingischor  Zeit,  mussto  aber 
von  BonifatiuK  bekämpft  worden,  da  sie  mit  den  römischen  Anschauungen 
sich  schlechthin  nicht  voreinigen  Hess;  wie  sie  geübt  ward  noch  zu 
Beginn  des  neunten  Jahrhunderts,  zeigt  das  Einschreiten  des  Concils 
von  ChAlon-sur-Saöne  (813)  gegen  jene  Srotti,  die  als  Bischöfe  auf- 
traten und  deren  Woihungen  häretischer  Simonie   verdächtig   seien '). 

Zu  allem  kam  die  Kinriclitung  von  Doppeiklöstem,  d.  h. 
Niederlassungen  von  Mönchen  und  Nonnen  unter  einer  gemeinsamen 
Verwaltung.  Sie  widersprach  zwar  der  älteren  Vorschrift,  die  Frauen- 
klöster in  der  Nähe  von  Männerklöstem  verbot,  mochte  aber  gefonlert 
sein   durch   das   Bedürfnis,    im   Frauenkloster  die   kirchlichen    Funk- 

')    Die  IlypothesA   von  .1.  H.A.  KHUARI)  (Die  iroschottinche  ^ 
i\vn  aechntcii,  sipbcnton  und  achten  Jnhrhiinilort!«.    (iüteraloh  1873)  von 
kirche,  <1.  h.  einer  nach  den  An|?«>hiirigen  irischer  geistlicher  <•  '  imtti  n  .<-ii/«<<ii 

geniinnten    kirchlichen  Organinatiun    neben    und  im  Gegen.»  inkiccheu,  von 

Bonifatiim  roforniiortcn  Kirche,  dii<  iiich  iihor  ganx  Gallien  nmi  mxr  <  mm  groMen  Teil 
Di'UtAchlandi«  verbreitet  haben  noll,  ixt  yrtderlcgt.  I>amit  Hillt  xitfrleich  die  Annahme 
einer  „mntfreien"  Kin^he  auf  dem  Featland,  die  auN  Laien  und  (leifltlichen  boatanden 
habe,  derart  das»  die  Geistlichkeit,  nur  aus  tpmopi  und  /treabyteri  xiuuunmengesctxt, 
in  Klöstern  gelobt  und  den  Coelibat  verworfen  habe.  Der  l'nterschied  «wischen 
der  iriitchen  und  nimisch  -  frUnkisehen  O-ttcrborechnung,  Abweichungen  im  Tauf« 
ritua  und  in  der  Form  der  Tonsur  komrecn  für  die  Verfassungsgeachieht«  nicht  in 
MrirtK  lii :  iinri)  htig  tat  die  Ansicht,  ('oluml>an  habe  die  AutoritXt  des  Papstes  bestritten. 
lelM-r  dif  Kiiiriehtungen  der  irischen  Kirche  vgl.  H.  ZIMMEK.  KealencyklopXdie  für 
protesuntisihc  Theologie  und  Kirche  X  (8.  An«.  Leipaig  1901),  8.  «H  ff. 
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tionen  durch  die  Kleriker  in  benaclibarten  Anstalten  verrichten  zu 
lassen,  sodann  diircb  die  Notwendigkeit  des  Schutzes  der  Nonnen 
durch  die  Mönche  in  Zeiten  der  Gefahr.  Columban  hat  die  Doppel- 
klöster nicht  zuerst  geschaffen,  jedenfalls  wurden  viele  von  ihm  und 
«einen  Landsleuten  gegründet,  ja  sie  finden  sich  noch  zur  Zeit  des 
Honifatius  (so  z.  B.  das  Doppelkloster  Heidenheim  bei  Kichstätt),  als 
die  Regel  des  Benedikt  bereits  von  der  grösseren  Zahl  der  Klöster 
als  Bichtschnur  angenommen  worden  war. 

Die  Kegel  V)  Benedikts  von  Nursia  in  Umbrien  (f  um  540?)  war 
von  dem  Stifter  des  Klosters  Montecassino  (monastfrium  CasinenseJ,  halb- 
wegs zwischen  Kom  und  Neapel,  zunächst  fiir  dieses,  unter  Benutzung 
älterer  Kegeln  wie  vornehmlich  der  des  Basilius  (f  379)  und  des  Cassianus 
(f  um  450)  vcrfasst  worden.  Nach  der  Zerstörung  der  Abtei  durch 
die  Langobarden  (580)  hatte  sie  sich,  dank  besonders  der  Sorge  des 
Papstes  Gregor  L  (590 — 604),  über  Italien  verbreitet  und  seit  Anfang 
des  ^^iebenten  Jahrhunderts  auch  im  Frankenreiche  sich  Aufnahme 
verschafft.  Sie  legte  die  mönchischen  Pflichten  fiir  das  tägliche 
Leben  fest,  ohne  in  den  Fehler  übertriebener  Strenge  zu  verfallen; 
sie  gab  Weisungen  fiir  das  Verhalten  zu  jeder  Stimde,  nicht  mora- 
lische Gemeinplätze :  sie  umschrieb  die  klösterliche  Verfassung,  die 
sich  zugleich  den  Verschiedenheiten  von  Ort  und  Zeit  anpassen 
konnte;  sie  räumte  den  Insassen  eines  jeden  Klosters  eine  Art  von 
SelbstverAvaltung  ein  und  anerkannte  endlich  die  Rechte  der  ordnungs- 
mässigen  kirchlichen  Obrigkeit,  nachdem  das  Concil  von  Chalcedon 
(451)  fiir  die  Folgezeit  die  Grundlagen  des  Verhältnisses  zwischen 
Kloster  und  Bischof  wenigstens  geschaffen  hatte.  Die  rasche  Ver- 
breitung der  Benediktinerregel  ist  nicht  auf  eine  systematische  Be- 
kämpfung der  älteren  Regeln  zurückzuführen.  Melirfach  wurden  in 
einem  und  demselben  Kloster  tue  Regeln  Columbans  und  Benedikts 
gemeinsam  beobachtet,  so  im  gallischen  Corbie  und  im  elsässischen 
Murbach;  anderwärts,  wie  z.  B.  in  St.  Gallen,  wurde  die  Regel 
(olumbans  durch  die  Benedikts  ersetzt.  Das  Ergebnis  war  jeden- 
falls die  beinahe  alleinige  Herrschaft  der  Benediktinerregel,  zumal 
in  Austrasien,  wo  ihr  Bonifatius  zum  Siege  verhalf  wie  gleich- 
zeitig den  römischen  Grundsätzen  hinsichtlich  der  kirchlichen  Ver- 
waltung und  Verfassung.  So  wurde  sie  auf  den  Refonnconcilien  von 
742  und  743  als  die  normale  betrachtet;  Karl  der  Grosse  erbat  sich 
aus  Montecassino  eine  authentische  Abschrift;  das  erwähnte  Concil 
zu  (.'halon  -  sur  -  Saönc  (813)  bezeugte,  dass  fast  alle  Klöster  des  bur- 
gundischen  Gebietes  nach  ihr  lebten').  Am  wichtigsten  war  die 
Tätigkeit  des  Abts  Benedikt  von  Aniane  in  Aquitanien  und  von  Inden 
( ( 'omelimünster)  bei  Aachen  (f  821),    dem  Ludwig  der  Fromme,  der 

')  Henasg.  von  E.  WOELFFLIN,  Benedicti  regnla  tnonachorum.  Lipsiae  1895; 
vgi.  L.  TRAUBE,  Textgeschichte  der  Ke^^la  s.  Benedicti.  München  1898.  Zar  Ge- 
schichte der  Benediktiner  vgl.  namentlich  die  beiden  Werke  von  J*  MABILLON, 
Annales  ordines  s.  Benedicti  1 — VI.  Paris  17u3  ff.  Acta  sanctorum  ordinis  s.  Bene- 
dicti I— IX.  Paris  1668  ff.  Die  Regrein  des  Ba.silias  and  des  Ca«iian  bei  HÜLSTEN 
a  a   o   I.  8.  67  ff.     II,  8.  Iff. 

I  MG.  Concilia  II,  278  c.  22. 
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Gönner  clor  Mönche  fmonachitu),  die  Leitung  aller  Klöster  im  Reiche 
übergeben  hatte.  Benedikts  Ziel  war  die  Beseitigung  der  zer- 
splitterten Reste  des  nichtbenediktinischen  Mönchtums,  die  Zurück- 
führung  der  klösterlichen  Zucht  in  alle  Klöster,  die  stets  gefordert, 
vielfach  jedoch  durch  den  Uebergang  zur  vtta  cananica  gemildert 
Avorden  war;  die  hergebrachte  Klosterordnung  sollte  nur  in  Einzel- 
heiten ergänzt,  das  tägliche  Leben  allenthalben  gleichförmiger  ge- 
staltet werden.  Auf  Benedikts  von  Aniane  Anregungen  war  das  so^' 
Capitulare  monasticum  vom  Jahre  817  zurückzuführen,  in  dem  der 
Kaiser  die  Beschlüsse  einer  Versammlung  von  Achten  in  Aachen 
bekannt  gab,  um  alsdann  mit  der  Durchführung  seine  Königsboten 
zu  beauftragen*).  Gleichwohl  darf  im  Gegensatz  zu  den  Bildungen 
der  rein  kirchlichen  Organisation  beim  Klosterwesen  nicht  voi 
einer  Geschichte  seiner  Verfassung  gesprochen  werden.  Sic  blieb 
dieselbe,  auch  als,  vornehmlich  unter  den  Einwirkungen  der  Plünde- 
rungen durch  Normannen  und  späterhin  Ungarn,  die  Zucht  in  den 
Klöstern  zerfiel.  Erst  im  zehnten  Jahrhundert  rief  das  Bedürfnis  nach 
Besserung  eben  dieser  Zucht  Ordnungen  hervor,  die  einen  neuen 
Abschnitt  in  der  Gesclüchte  der  klösterlichen  Organisation  beginnri» 
sollton. 

Jedes  Mönchskloser  (clatistrum,  coenobiwn,  monasterium  rtronnu 
stellte  sich  dar  als  eine  Niederlassung  (congregatio)  gleich  verpflichtet«  : 
Insassen.     Alle  hatten  sich  in  den  durch  die  kircluiche  Gesetzg«^ 
seit   dem   siebenten   Jalirhundert   als    lebenslänglich  bezeichneten  i>«. 
lUbden  (profeasio)  der  Keuschheit  und  Armut   (concersio  moritm),   des 
Gehorsams   foboedtentia)    und   des    dauernden    Vorweilens    im    Kloster 
(utahilitnit  loci)  gebunden.    Für  Alle  folgte  daraus  der  Coelibat  und  die 
mrtglichste  Einschränkung  des  Verkehrs  mit  Frauen,  der  Verzicht  au" 
jedwedes  Sondereigentum,  das  vor  Ablegung  der  profesaio   den  Vci 
wandton  oder  dem  Kloster  abgetreten  werden  sollte,  die  Beobachtung 
femer  der  von  der  Regel  gegebenen  Vorschriften  und  das  stete  Ver- 
harren   im    Mönchsstandc;    der    Uebergang    zur    riVa    canontea    sollte 
unstatthaft,    böswilliges    Verlassen    des    Klosters    strafbar    sein.     Von 
ihren  Eltern  dargebrachte  Knaben  (ohlatt)  wurden  im  Kloster  erzogen 
und  unterrichtet,  bis  sie  jene  Gelübde  mündlich  wie  schriftlich  leisteten 
eine  weniger  strenge  Auffassung  hatte   ihnen   die  Wahl   gelassen,    ob 
sie    sich   dem    Kloster   angeloben    wollten    oder   nicht.     Wer   »ich  zur 
Aufnahme  meldete,  konnte  als  Novize  (novitius,  novatianus)  erst  nach 
wiederholter  Prüfung  (puUaHo),  später  nach  einjähriger  Probezeit  die 
profe»»io   ablegen.     Im    Kloster    standen    alle    einander    gleich.     Der 
geistliche    ordo   des   einzelnen    Mönchs*),   der  ja  vorher  Weltklerikrr 

gewesen  sein  konnte,  war  nur  insofern  von  Bedeutung,  als  der  Pres 
yter   a.  •.  w.   bei    gottesdienstlichen    Handlungen    am   Altar   selb.nt 

0    MO.  Capitulari«  I.  846;  vgl.  MO.  ConcilU  II.  464  ff. 

*)  In  einer  Urkunde  de«  Bbehofii  von  KonntMii  und  Abte«  von  Su  Oftlien 
Sdomo  III.  ^90—919)  von  Jahre  895  werden  neben  dem  AoMteller  nie  Ineaeeen 
der  Abtei  43  jRnei4yl«ri.  94  Umaam,  15  mtbdimeam  und  90  momehi,  letatere  ohne 
WdiMfnd.  eufrefllhrt;  WARTICANN,  rrknndenbnch  von  8t.  Gellen  II,  S98. 
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r  •,  fiir  dessen  Besorgung  sonst  vom  Bischof  ein  eigener  Priester 

werden  mnsste.  Alle  Mönche  trugen  die  Tonsur  und  die 
gleicht*  altr«'>inische  Kleidung,  bestehend  vornehmlich  aus  dem  Leibrock 
(tunica),  der  später  zum  Mantel  erweiterten  Kapuze  (cucuUa),  einer 
Art  von  Umhang,  der  von  den  Schultern  bis  zu  den  Lenden  reichte 
und  bei  der  Arbeit  den  Leibrock  (scapulare)  zusammenhielt^  Strümpfen 
(peduUsJ  und  Sandalen  fcaligaej,  zu  denen  bei  Reisen  noch  Hosen 
Tfemoralia)  hinzukamen.  Da  der  einzelne  Mönch  kein  Sondervermögen 
besass,  mueste  er  auf  Kosten  des  Klosters  Speise  und  Trank  nach 
bestimmtem  Masse  empfangen.  Er  war  zugleich  das  Glied  einer 
wirtschaftlichen  Anstalt,  die  ihre  Bedürfnisse  mit  Hülfe  des  Besitzes 
an  Ländereien  u.  s.  w.  zu  decken  hatte.  Eben  darum  waren  die 
Mönche  auch  zu  wirtschaftlicher  Arbeit  gehalten,  weil  ja  möglichst 
alle  notwendigen  Güter  von  ihnen  hergestellt  werden  sollten.  Damit 
verband  sich  die  wissenschaftliche  Tätigkeit,  fiir  die  vor  allem  Cassiodor, 
tJer  Stifter  des  Klosters  Squillace  (  Vivartum)  in  Kalabrien  (f  um  570), 
eingetreten  war,  weiterhin  als  besonders  wichtig  der  gemeinsame 
Gottes<lien8t  (offictOj  opera  Dei)  an  den  festgesetzten  Stunden  (hörne) 
der  rüfilia  nocturna  (um  Mittemacht),  matutina  (um  2  Uhr  Morgens), 
jtrima  (6  Uhr),  tertia  (9  Uhr),  aexta  (12  Uhr  Mittags),  nona  (3  Uhr 
Nachmittags)  und  vespera  et  completorium  (6  Uhr  Nachm.);  für  ihre 
Feier  gab  die  Regel  eingehende  Anweisungen.  Alle  Mönche  speisten 
gemeinschaftlich  im  refectorium,  während  einige  von  ihnen  abwechselnd 
als  septimanarn  oder  hebdomadarii  die  Küche  besorgten,  bei  den 
Mahlzeiten  aus  erbaulichen  Schriften  vorlasen  u.  a.  m.  Alle  Mönche 
sehliefen  gemeinschaftlich  im  darnutortum  des  Bllosters,  das  sich 
demnach  darstellte  als  eine  Vereinigung  von  Kirche,  Wohnräumen 
für  die  Mönche  wie  ftir  die  Pilger  und  Armen  (hospitale  pauperum) 
und  endlich  Oekonomiegebäuden  für  die  einzelnen  Produktionszweige 
und  Handwerke ').  Wer  seinen  mönchischen  Pflichten  sich  entzog, 
wurde  bestraft,  je  nach  der  Schwere  des  Vergehens  oder  je  nach 
seiner  Wiederholung  nach  zweimaligem  geheimen  und  einmaligem 
tiffentlichen  Verweise  mit  der  klösterlichen  Excommunication,  d.  h. 
dem  Ausschluss  von  den  Mahlzeiten  und  Andachten,  mit  körper- 
licher Züchtigung  —  die  Synode  von  Frankfurt  (794)  musste  gegen 
die  Grausamkeiten  einzelner  Aebte  einschreiten,  die  ihre  Untergebenen 
geblendet  oder  verstümmelt  hatten  —  oder  Einschliessung  im  Kloster- 
gefangnis  (carcer),  dessen  Heizcmg  das  Capüulare  monasticum  von  817 
anbefahl,  endlich  mit  Ausstossung  aus  dem  Kloster  selbst,  wenn  ein 
gemeinsames  Gebet  um  Besserung  des  Delinquenten  vergeblich  ge- 
blieben war;  noch  zweimal  konnte  dann  Aufnahme  gewährt  werden, 
die    dritte    Ausstossung    war    unwiderruflich.       Genaue    Vorschriften 

Vi  Ueber  die  baaliche  Anlage  der  Klöster,  vor  allem  über  den  Normalplan 
von  St.  Gallen  ans  der  ersten  Hälfte  des  9.  Jahrbonderts  mit  Eintra^ng  aller  för 
ein  völlig  eingericbtetes  Kloster  notwendigen  Wohn-  and  WirtschaftulUune  Tgl. 
H.  BEKGN'EK,  Kirchliche  KansUltertfimer  (Leipzig  1004),  8. 17ü  ff.  F.  KEUTOEN, 
Ämter  und  Zünfte  (Jena  1903).  8.  25  ff.  K.  «.  STEPHANI,  Der  ilteste  deutsche 
Wohnbau  und  seine  Einrichtnng  II   (Leipsig  1903*,  8.  1  ff. 
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regelten  das  X'crhalten  der  Mönche  untereinander,  die  sich  als  Brüder 
(fratrts)  betracliten  sollten,  und  ebenso  ihren  Verkehr  mit  der  Aussen - 
weit.  Ucber  je  zehn  von  ihnen  waren  in  grösseren  Abteien  Dekane 
(decani)  gesetzt,  um  die  Hausordnung  zu  überwachen,  ein  Mönch  war 
Pförtner  (portarius),  ein  anderer  Schaffner  Ccellararitut)y  d.  h.  der 
Verwalter  des  gesamten  Klosterinventars  und  Pfleger  der  Armen  wie 
Pilger,  ein  dritter  war  Propst  Ipraepositus,  später  prior),  der  den 
obersten  Vorsteher  der  Genossenschaft  zu  vertreten  hatte.  Der  Abt 
(abhaSf  domntis,  pater  monasterit)  war  ihr  Lenker.  Ihm  war  jeder 
Mönch  um  so  mehr  zu  unbedingtem  Gehorsam  verpflichtet,  als  dadurch 
die  religiöse  Hingabe  zu  Gott  verwirklicht  wurde.  Er  ernannte  mit 
dem  Rat  der  Brüder  den  Propst,  den  er  wegen  Widersetzlichkeit  oder 
UntaugHclikeit  wieder  entfernen  konnte,  während  Schaff^ner  und  Dekane 
von  den  Mönchen  selbst  gewählt  wurden.  Er  ordnete  die  Tätigkeit 
der  einzelnen  Mönche;  er-  verwaltete  das  Klostergut;  bei  wichtigeren 
Anlässen  wie  z.  B.  bei  Tauschgeschäften,  Verleihungen  von  Prekari«"» 
und  Errichtungen  von  Kirchen  mochte  er  sich  des  Beirats  der  ältere 
und  erfahreneren  Mönche  oder  aller  Mönche  (conventus)  bedienen, 
aber  seine  Entscheidung  konnte  er  selbständig  fallen,  ohne  seinen 
Untergebenen  zur  Kechenschaftsablegung  verpflichtet  zu  sein.  Er 
stand  über  der  Regel,  von  deren  Satzungen  er  Dispens  erteilen  konnte 
—  so  wenn  ein  Mönch  in  ein  anderes  Kloster  üoertreten  wollte  — 
und  die  er  durch  besondere  Ordnungen  für  sein  Kloster  ergänzen 
durfte  *).  Abt  konnte  jeder  Mönch  werden,  sobald  ihn  die  Wahl 
seitens  seiner  Mitmönche  zur  Vorsteherschaft  berief;  nur  im  Falle 
der  Not  sollte  sie  auf  den  Insassen  eines  anderen  Klosters  gelenkt 
werden.  Die  alte  Vorschrift,  dass  ein  Abt  nur  je  ein  Kloster  leit 
wurde  zwar  wiederholt,  aber  nicht  immer  beachtet  Als  regelmftssig 
galt  die  freie  einmütige  Wahl  des  Abtes ;  fiel  sie  auf  einen  Unwürdigen, 
so  sollte  nach  dem  Wortlaut  der  Regel  Benedikts  der  Diözesanbiscliof, 
benachbarte  Aebte  und  Laien  für  das  Kloster  einen  Abt  bestellen  und 
dadurch  dem  Wunsche  einer  gutgesinnten  Minderzahl  von  Mönchm 
Nachdruck  verleihen. 

Gerade  das  Amt  des  Abtes  nötigte  zur  Umgrenzung  der  Rech 
des  Bischofs.  Abt  war  nur  der,  der  vom  Bischof  benediciert,  also 
durch  eine  diesem  zustehende  kirchliche  Handlung  eingeftlhrt  worden 
war.  Der  Abt  stand  unter  dem  Diözesanbischof,  ähnlich  wie  die.-^ 
unter  dem  Metropoliten  der  Kirchenprovinz.  Er  musste  die  Diösesau- 
tynode  besuchen,  wurde  vom  Bischof  visitiert  und  sollte  nur  mit 
dessen  Erlaubnis  sich  in  einen  Rechtsstreit  einlassen.  Ob  er  irgend- 
welchen ordo  besass,  d.  h.  Presbyter  oder  Diakon  war,  kam  zunächst 
nicht  in  Betracht,  aber  verschiedene  Umstände  machten  ihn  wenigstens 

*)  Vfl.  «.  B.  die  Hututen  de«  Abt««  Adalhard  von  Corbie  rom  J«hre  839 
(LEVILLAIN.  U  Mojen-Affe  XIH.  1000,  8.  351  (T.X  die  sof .  SUtutm  Marbaeenaia 
Ton  vielleicht  816,  abgefaMt  vermutiirh  von  Hiachof  Halto  von  BumI  t898(MIONE, 
Patrol.  Ut  XIC.  787  ff.;  vgl.  diuu  O.  HKKRA88,  Zciurhrift  fUr  Kirchaaf— ekiehte XII, 
1891.  8.8Saff.).  im  Allremeinen  A.  WKKMINCIIOFF.  Neue«  ArchtT  XXVI  (1901), 
8.  666  Ania.  9. 
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wünschenswert.  Kr  konnte  der  \  ur^cst  Ute  seiu  von  M«Jnchen,  die 
bei  ihrem  Eintritt  ins  Kloster  ihren  Weihegrad  nicht  verloren;  die 
kirchliche  Versorgung  der  Klosterangehörigen  konnte  solchen  Mönchen 
übertragen  werden,  zumal  das  Kloster  ein  Interesse  daran  hatte,  in 
seinen  Kirchen  und  Kapellen  die  gottesdienstlichen  Handlungen  durch 
seine  Angehörigen  vornehmen  zu  lassen.  War  der  Abt  im  Besitz 
eines  der  höheren  ordine«,  so  konnte  er  die  niederen  ordinal  einigen 
seiner  Mönche  mit  Erlaubnis  des  Bischofs  erteilen,  ein  Mittel,  das 
tlie  Annäherung  der  Mönche  an  die  Kleriker  überhaupt  erleichtem 
musste.  AVie  der  Abt  so  war  auch  das  Kloster  dem  Bischof  unter- 
stellt. Nur  mit  seiner  Erlaubnis  konnte  ein  Kloster  errichtet  werden: 
es  bedurfte  der  bischötlichen  Weihung;  es  war  ja  zugleich  eine  Anstalt 
mit  rein  kirchlichen  Zwecken,  die  im  Gottesdienst  u.  s.  w.  in  Er- 
scheinung traten.  Häufig  wurde  darum  eingeschärft,  dass  die  Mönche 
ihren  zuständigen  Bischöfen  gehorchen,  ihrer  Disziplinargewalt  unter- 
geordnet sein  sollten.  Nur  bei  den  Bischöfen  durften  die  Mönche 
%vider  ihre  Aebte  klagen,  deren  Bestrafung  dann  Sache  des  Bischofs 
war.  weiterhin  vor  der  Synode  oder  gar  dem  König,  vor  dessen 
(»ericht  nach  einer  Bestimmung  Ludwigs  des  Frommen  die  Aebte  um 
Strafsachen  im  weiteren  Sinne  des  Wortes  ausschliesslich  gerichtet 
werden  sollten.  Allerdings  konnten  die  Befugnisse  der  Bischöfe  durch 
deren  Zugeständnisse  selbst  gegen  Missbrauch  geschützt  werden;  bald 
die  Gründer  der  Klöster,  bald  die  Mönche  selbst  haben  derartige 
Klosterprivilegien  erbeten  und  erlangt.  Ihr  Inhalt  war  mannigfaltig 
genug.  Hier  verbrieften  sie  die  unentgeltliche  W^eihung  von  Mönchen 
zu  Geistlichen,  unentgeltliche  Einsegnung  von  Altären  im  Kloster, 
unentgeltliche  Verabreichung  des  hl.  Chrisma,  wenn  nicht  gar  die 
Mönche  das  Recht  erhielten,  bei  solchen  Anlässen  an  einen  anderen 
als  ihren  Diözesanbischof  sich  zu  wenden.  Dort  verpflichteten  sie  den 
Bischof  und  seine  Nachfolger,  den  von  den  Mönchen  jeweils  zu 
wählenden  Abt  sofort  und  ohne  Zahlung  von  selten  des  Klosters  zu 
benedicieren,  keine  Eingriffe  in  Klostergut  vorzunehmen,  das  Kloster 
nur  auf  Einladung  des  Abtes  zu  betreten  und  nach  der  Feier  des 
Hochanitis,  zufrieden  mit  massiger  Bewirtung,  es  wieder  zu  verlassen ; 
dem  Abte  endlich  konnte  das  erste  Einschreiten  gegen  ungehorsame 
Mönche  überlassen  werden,  der  Bischof  sollte  nur  dann  vorgehen, 
wenn  dessen  Gewalt  nicht  mehr  ausreichte.  Alle  diese  Einschränkungen, 
die  zuerst  beurkundet  sein  mochten,  sei  es  um  dem  Ueberhandnehmen 
der  iroschottischen  Ordnungen  zu  steuern,  sei  es  um  bei  dem  Verfalle 
der  Kirchenzucht  am  Ausgang  der  Merowingerzeit  die  Klöster  zu 
schützen,  hoben  die  Unterordnung  des  Klosters  unter  den  Bischof 
nicht  auf.  Nicht  alle  auf  einmal  brauchten  einem  Kloster  gewährt 
zu  werden,  —  aber  sie  sind  bezeichnend  fiir  das  Streben,  der  Gewalt 
der  Bischöfe  Grenzen  zu  setzen.  Gerade  deren  oft  ungesetzliches 
Vorgehen  macht  die  Bestätigungen  jener  Privilegien  durch  Concilien, 
Könige  und  endlich  den  Papst  erklärlich,  an  dessen  Autorität  man 
sich  wandte,  um  durch  ihn  Besitz  und  Gerechtsame  der  Abtei  sicher- 
stelif-n    zu    lassen.     Wie   monasteria  in  libertate  Romana   aber   erst  in 
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der  folgenden  Periode  sich  finden,  so  war  in  fränkischer  Zeit  ganz 
vereinzelt  jene  Exemtion  des  Klosters  Fulda  von  jeglicher  bischöflichen 
Obergewalt,  wie  sie  die  später  häufig  wiederholte  Urkunde ')  des 
Papstes  Zacharias  (741 — 752)  vom  4.  November  751  gewährleistete. 
Auf  Bitten  des  Bonifatius  selbst  wurde  seine  Stiftung  unmittelbar 
der  Jurisdiction  des  päpHtlichen  Stuhles  unten%'orfen ;  kein  Priester, 
demnach  auch  kein  Bischof,  sollte  in  ihr  irgendwelche  Gewalt  aus- 
üben ausser  dem  Papste,  niemand,  der  nicht  vom  Abte  selbst  ein- 
§eladen  sei,  auch  nur  eine  Messe  im  Kloster  lesen.  Fulda  \vurde  aus 
em  Diözesanverband  gelöst  —  die  erwähnten  Privilegien  gewährten 
höchstens  eine  Befreiung  vom  Ditizesanzwang  — ;  es  erhielt  durch  den 
Ausschluss  der  bischöflichen  Gerechtsame  gleichsam  eine  kircliliche 
Immunität  —  man  möchte  sagen  eine  tmmunitas  ab  introitu  epi- 
scoporum  — ,  wie  sie  italienischen  Klöstern  vom  Papste  bereits  zu- 
gestanden worden  war. 

Die  Staatsgewalt  andererseits  konnte  nicht  auf  bestimmte  Rechte 
gegenüber  den  Klöstern  verzichten.  Der  Eintritt  von  Laien  sollte  nur 
möglich  sein  mit  Erlaubnis  des  Königs.  Die  karolingische  Keichsgesetz- 
gebung  schärfte  immer  wieder  von  neuem  die  Vorschriften  der  Bene- 
diktinerregel ein,  verbot  das  Umherschweifen  der  Mönche,  der  keiner 
K<'gel  anhängenden  sarabattae  und  gifrovayi\,  sie  war  bedacht,  die 
Zahl  der  Mönche  in  jedem  Kloster  auf  einer  dessen  Mitteln  ent- 
sprechenden Höhe  zu  erhalten ;  sie  suchte  jeglichen  Zwang  bei  der  Auf- 
nahme ins  Kloster  zu  verhindern.  Die  Mönche  waren  wohl  —  ausser 
im  Falle  der  Not  —  befreit  vom  Kriegsdienst,  aber  bei  der  Aus- 
stattung der  Klöster  mit  Ländereien,  die  sie  in  verschiedenen  Fonuen 
weiterverleihen  konnten,  blieben  die  Aebte,  auch  nach  dem  Verbote 
des  Concils  von  Soissons  (744)  und  wenn  nicht  ein  königliches  Privileg 
ihre  Abtei  entlastete,  die  Anftihrer  der  klösterlichen  Vassallen  und 
Hintersassen ;  sie  boten  diese  auf  und  gewährten  ihnen  Erleichterungen 
bei  Leistimg  des  Kriegsdienstes. 

Die  Klöster  waren  femer  zu  den  jährlichen  Geschenken  (dona 
annualia)  an  Rossen,  Waffen,  Gewändern,  Naturalien  oder  Geld  ver- 
pflichtet. Kriegsdienst  aber  und  Geschenke  fasste  der  Ausdruck 
ser Vitium  zusammen ;  eine  nicht  authentische  und  unvollständige  Xotitia 
de  aervitio  monasteriorum  ')  aus  den  ersten  Jahren  Ludwigs  des  Frommen 
zählt  14  monaateriaf  quae  dona  et  militiam  facert  debent  (u.  a.  Lorsch 
im  Sprengel  von  Mainz),  16  quae  Umtum  dona  dar«  debent  eine  mi/itia 
(u.  a.  Fulda),  54  quae  nee  dona  nee  milUiom  dare  debeni,  eed  eola« 
oratümee  nro  salute  itnperatoria  vel  ßliorum  eiu$  et  etabtUtate  imtterü 
(u.  a.  Schlttchtem  im  Bistum  Würzburg).  Die  Erlöster  waren  vielfach 
aoagestattet  mit  königlichen  ImmunitJitsprivilegien  und  häufig  b<  ' 
sich  ihre  Vögte  selbst  zu  wählen.  Die  Aeote  galten  als  k 
Beamta,  die  an  den   Reichstagen    teilnahmen   und  verwandt   werden 

')  Uii.  EpUtoUe  III,  374  coi.  2;  vgU  M.  TANGL,  MiUheiloDK  üuxu 

fVr  8«t«rr«irhi«rhn  Oeachichuforsehung  XX  (1899),  8.  183  ff. 

*)  Uii.  C«pit«UarlA  I,  860;  dia  Aubeiehnanf  g«ht  laräck  mif  liri« 
AMk«a«r  Concila  vom  Jahr«  817. 
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könnt«  n  als  lioisitzer  im  Königsgcricht,  als  (jesandtc  und  aln  miimi, 
wie  ja  ihre  AnitsluUrung  von  den  Könijjubotcn  beaufsichtigt  wurde. 
Zahlreiche  Aebte  hatten  sich  dem  König  kommendiert,  dergestalt  das» 
«olche  KoinrotMulationen  von  ihren  Naehlblgcni  und  auch  zu  HUnden 
eines  neuen  Königs  wiederholt  werden  niUHSteu :  sie  er>virkten  dadurcti 
ftir  ihre  Klöster  königliche  Mundbriefe,  die  ihnen  die  Vorteile  dcK 
KöuigMchatzes,  ihrem  Besitz  die  Rechtsstellung  des  Königsgutes  ge- 
währten. Alle  derartigen  Klöster  wurden  als  monasteria  regia  an- 
seseheu  und  denen  gleichgesetzt,  die  entweder  auf  fiskalischem 
Qnind  imd  Boden,  also  auf  Reichsgut  oder  Hausgut  des  Königs 
erbaut  waren,  wie  z.  B.  St  Denis  und  Prüm  in  der  Eifel,  oder  die 
dem  König  überlassen  worden  waren ,  um  dadurch  eine  gi-össere 
Sicherheit  ihres  Bestandes  zu  erwirken,  wie  z.  B.  Hersfeld  und  Lorsch. 

Die  mouastei'ia  regia  insgesamt  waren  die  Eigenklöster  des  Königs. 
Daraus  aber  entsprangen  weitere  Befugnisse  ihres  Eigentümers.  Unter 
tlie  Zahl  ihrer  ^lönche  konnte  er  missliebige  oder  politisch  verdäch- 
tige Personen  einreihen,  wie  denn  z.  B.  der  letzte  Merowingerkrmig 
Childerieh  111.  (743 — 751)  und  Herzog  Tassilo  von  Bayern  (t  nach 
794)  im  Kloster  gestorben  sind.  Er  konnte  über  seine  Klöster  ver- 
fugen wie  über  jedes  andere  Grundstück,  sie  z.  B.  selbst  an  Laien 
/.u  einem  henfficitmi  verleihen.  In  solchen  Fällen  pflegte  ein  bestinmiter 
Teil  des  Klosterguts  für  die  regidaren  Mitglieder  der  Niederlassung 
ausgeschieden  luid  gegen  die  Vonvendung  zu  weltlichen  Zwecken 
sichergestellt  zu  werden ;  der  Rest  hingegen  wurde  vom  Beliehenen 
oder  dem  Laienabt  —  die  späten;  Bezeichnung  ahbacomes  deutet  auf 
die  häufige  Ausstattung  von  Grafen  mit  Abteien  —  genutzt,  während 
ein  Propst  oder  ein  anderer  Mönch  dann  die  kirchlichen  Pflichten  eines 
Abts  wahrnahm.  F^ür  K.arl  Martell  (y  741 )  war  tlie  Einsetzung  solcher 
Laienäbte  ein  Mittel  der  Heeresveretärkung,  zumal  sie  auf  sein  Geheiss 
imd  in  seinem  Interesse  das  Klostergut  an  kriegsdienstpflichtige  Vassallen 
verliehen:  der  Biograph  Karls  des  Grossen,  ?2inhard  (f  840),  besass, 
obwohl  Laie,  die  vier  Abteien  von  Peter  und  Paul  zu  Mont-Blandin 
bei  Gent,  St.  Bavo  in  Gent,  St.  Senatius  in  Maastricht  und  St.  Chlodo- 
wald  bei  Pains.  Wie  häufig  selbst  unter  Ludwig  dem  Frommen  der- 
artige Verleihungen  waren,  ergibt  sich  aus  den  Klagen  mehr  als  einer 
SjTiode,  von  denen  die  zu  Aachen  (836)  sie  wohl  für  unvereinbar  mit 
den  kirchlichen  (Jesetzen,  aber  für  geboten  durch  das  Staatsinteresse 
erklärte.  Der  König  bestellte  fiir  die  monasteria  regia  den  Abt;  unter 
Karl  dem  Grossen  waren  zahlreiche  Biscluife  zugleich  Aebte  von  Klöstern, 
wie  z.  B.  Haito  von  Basel  (f  823)  Abt  der  Reichenau,  andere  Männer 
Aebt«'  von  mehreren  Klöstern,  wie  z.  B.  Alcuin  (f  804)  \i.  a.  von 
Ferneres,  St.  Lupus  in  Troyes,  St.  Maitin  in  Tours.  So  häufig  das 
Recht  der  freien  Abtwahl  als  Norm  verkündet  wurde,  tatsächlich  blieb 
•*s  den  inoiia^ff^ria  regia  versagt,  wenn  sie  es  nicht  durch  k«.nigliehes 
Privileg  erwarben. 

Wie  die  K<"mige  verfuhren  alle  Laien  und  Geistlichen,  dit  aut 
ihrem  Eigentum  ein  Eigenkloster  errichtet  oder  erworben  hatten;  auch 
•  'in  Kloster  selbst  konnte  nicht  nur  fif»//  „iin<ir>.s  »md  zehntberechtigte 
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Kirclifii,  »oiidern  .'\urli  Klo.>U;i-  vun  Mäiniorn  und l-raueu  lirsitzen  —  to  be- 
»afis  Fulda  n.  a.  die  kleineren  Klöster  /.u  Ilol/kirchen;  Ilünt'cld  und  Mfls — , 
sei  es  durch  eigene  Errichtung  sei  es  durch  Geschenk  der  Gründer.  Alle 
diese  Eigenklöster  standen  im  Eigentum  von  Grundherren,  sei  es  von 
Einzel-  sei  es  von  Gesamtpersonen,  und  wurden  von  diesen  genatzt 
wie  die  monasteria  regln  durch  den  König.  Diese  Abhängigkeit  war 
wohl  fllr  die  einzelne  Abtei  oft  drückend,  aber  sie  gewährte  namentlich 
dem  Laienstand  einen  weitgehenden  Einfluss  auf  die  kirchliehen  An- 
stalten, sicherte  ihm  Einnahmen,  die  als  Rente  für  die  Errichtung  und 
Ausstattung  des  Klosters  selbst  betrachtet  werden  konnten.  Wohl 
wurde  die  Stiftung  eines  Kloster»  angesehen  als  ein  frommes  Werk, 
zugleich  aber  war  sie  ein  wirtschaftliches  Unternehmen :  das  Klostergut 
warf  dank  der  Arbeit  der  Mönche  reichere  Erträge  ab  als  die  Ver- 
leihung von  Ländereien  an  Vassallcn  imd  Hintersassen,  ganz  abgesehen 
davon  dass  der  Klostergründer  im  Kloster  seine  letzte  Ruhestätte,  für 
sich  und  die  Seinen  einen  Zufluchtsort  fand,  für  Frauen  und  Töchter 
endlich  in  den  Frauenklösteru  Versorgung  und  Unterkunft.   — 

Die  Frauenkhistcr  (monasteria,  claitstra  jtuellarum,  nonnarum, 
»anctimonudtum)  im  fränkischen  Reiche  bekannten  sich  ebenfalls  je 
länger  je  mehr  zur  Uenediktinerregel.  Auch  bei  ihnen  fanden  deren 
Ordnungen  Aufnahme,  nachdem  in  merowingischer  Zeit  vornehmlich 
die  Regeln ')  des  (Jaesarius  von  Arles  (f  542)  imd  des  Donatu»  von 
Besan^on  (f  um  656)  befolgt  worden  waren.  An  der  Spitze  eine.* 
jeden  Frauenklosters  stand  die  Aebtissin  (abhntiHsa)^  die  aas  Kloster 
nur  wegen  Kriegsnot  und  auf  königlichen  Befehl  veriassen  sollte ;  neben 
ihr  hatten  die  Pförtnerin  (portaria)  und  die  Schaflfherin  (ceUararia) 
entsprechende  Obliegenheiten  wie  Pfortner  und  Schaffner  im  Männer- 
klostev.  Für  die  BoMorginig  der  weltlichen  Geschäfte,  z.  B.  der  Güter- 
rerwaltung,  konnte  ein  Propst  (praepositun)  oder  ricedonn'niui  eingesetzt 
sein.  Den  Altar  der  Klosterkirche  bediente  ein  Priester  mit  Geh(üfen 
niederen  Weihegrades,  für  deren  Wohnung  ausserhalb  der  Frauenklausur 
Sora^e  zu  tragen  war,  da  jeder  Verkehr  der  Nonnen  mit  Männern  möglichst 
•  erscnwcrt  sein  musstc.  Auch  die  Nonnen  waren  zu  den  Gelübden  der 
conrernio  tnorum,  oboedientia  und  ataln'litas  loci  ven>flichtet,  nicht  minder 
zu  gemeinsamem  Gottesdienst,  Speisen  imd  Schlafen:  sie  unterlagen 
gleichfalls  den  Strafbestimmungen  der  Regel.  Kirchlicher  Vorgesetster 
war  auch  ftir  sie  der  Diözesanbischof.  Er  benediciertc  die  Aebtissin, 
ttber|rab  den  Nonnen  den  Schleier,  üben%achte  ihr  sittliches  Vorhalten. 
Die  Pflichten  der  Frauenklöster  gegenüber  dem  König  waren  dieselben 
wie  die  der  Männerklöstor,  desgleichen  ihre  Rechte  dank  königlicher 
Privilegierung  mit  Immunität,  mit  Befreiung  vom  Heerdionst  ihrer 
Hintorsassen,  mit  der  freien  Wahl  der  Aebtissin  durch  die  Klosterfrauen. 
Auch  Frauenklöster  konnten  Eigenklöster  sein,  sei  es  des  Königs  sei 
CS  ein««K  anderen  Gnmdherm. 

Von  der  Benediktinerregcl  befreit  waren  zwei  Gnippon  von  Nonnen, 
cmnml  snlrlic.  «Ho  wie  in  fdiluTor  Zeit    als  Juix^f»-«'«!»!!    i^ili-r  Witwen 
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jiut'  tlic  Klif  verzichtet  hatten,  sicli  »ie  Nonnen  kleideten,  aber  nicht 
in  ein  Kloster  traten,  sondern  einzehi  in  ihren  Familien  lebten  oder, 
ohn«  "  h  zu  («escllschaften  vereinig  hatten:  Hodann  die 

Sütt>i  »iales^  8. canoiiice  rhenteg,r<inoin'ssaej,  d.  \i.  Isonncn, 

<lic  sich  zur  rita  canonicn  verbunden  hatten  und  deren  Grundsätzen 
gemäss  in  einem  Frauenstift  (monasterhtm  puellare,  in  quo  canoiiice 
i'ivttur)  zusammen  wohnten.  Wie  an  Dom-  und  Stiftskirchen  die  Geist- 
lichen zu  dieser  Lcbonsfonn  sich  entschliessen  konnten,  nach  dem 
Aachener  Concil  von  816  es  sollten,  so  mochten  auch  Frauen  —  viel- 
leicht erst  seit  der  zweiten  Hälfte  des  achten  Jahrhunderts  —  bestimmen, 
ob  sie  Kanonisseu  oder  KlosteHVauen  nach  der  Regel  Benedikts  sein 
wollten;  häufig  wird  bei  der  Anlage  der  Niederlassung  darüber  be- 
funden worden  sein.  Die  wesentlichen  Merkm.ile  aber  der  vita  canonica 
waren  das  Fehlen  der  Klostergelübde  und  die  Erlaubnis  des  dauernden 
Iksitzes  von  Sondereigentum  auch  nach  dem  Eintritt  ins  Stift.  Die 
J>tiftsfrau  war  weit  weniger  in  ihren  EntSchliessungen  behindert  als  die 
Klosterfrau;  ihr  tägliches  Leben  im  Stift  war  danuu  kein  anderes  als 
im  Kloster,  dessen  Verfassung  auf  das  Stift  übertragen  ward.  Im  Stift 
freilich  konnten  sich  die  sozialen  Unterschiede  unter  seinen  Bewohne- 
rinnen weit  häufiger  geltend  machen  als  im  Kloster:  seine  Hausordnung 
aber  erhielt  es  durch  die  Aachener  Institutio  sanctim&nialium ')  vom 
Jahre  816,  deren  Einzelvorschriften  an  die  der  gleichzeitig  verkündeten 
Instihitio  rnnomcorum  sich  anlehnten.  Auch  bei  den  Frauenstiftem 
hat  der  Drang  nach  Annahme  einer  bestimmten  Ordnung  durch  jede 
klösterliche  und  klosterähnliche  Genossenschaft  gewirkt,  der  Zug  nach 
Vereinheitlichung  der  Verfassung  aller  .solcher  Anstalten,  die  insgesamt 
4:la8  asketische  Ideal  ihrer  Zeit  zu  erreichen  bestimmt  waren. 


C.    Das  Papsttum. 
§  25.  Die  Beziehungen  des  Papsttums  zur  fränkischen  Kirche. 

F.  DAHN,  Konig.'  der  Germanen  VII,  3,  «.  342 ff.  VIII,  o,  S.  271  ff.  A.  HAUCK, 
Kirchengoschichte  Deutschlands  V,  8.  404  ff.  II  *,  S.  69  ff.  475  ff.  Ä.  HAUCK, 
Der  Gedanke  der  päpstlichen  Weltherrschaft  bis  auf  Bonifaz  VIII.  Leipzig  1904. 
.1.  A.  KETTEREK,  Karl  der  Grosse  nnd  die  Kirche  8.  10  ff.  E.  LOENINO, 
Geschichte  des  deutschen  Kirchenrechts  II,  .S.  62ff.  F.  W.  RETTBERG,  Kirchen- 
jrecchichte  Deutschlands  II,  S.  582 ff.  R.  WEYL,  Staatskirchenrecht  der  Merowinger 
8.  7 ff.  R.  WEYL,  Die  Beziehungen  des  Papsttums  zum  fränkischen  Staats-  nnd 
Kirchenrecht  unter  den  Karolingern.  Breslau  1892  (Untersuchungen  zur  deutschen 
Staat?-  und  Kechtsgeschichte,  herausgegeben  von  GIEBKE  No.  40). 

Die  Bekehrung  Chlodowechs  ist  wohl  ein  Erfolg  der  katholischen 
Kirche  gewesen,  aber  er  kam  ihrem  Haupte,  dem  römischen  Papste, 
zunächst  nicht  zu  Gute.  In  merowingischer  Zeit  ward  er  zwar  an- 
erkannt als  der  erste  Bischof  der   Christenheit,  konnte  jedoch  in  die 
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Angelegenheiten  der  friinkiMchen  I^ndcKkirchc  unmittelbar  nur  dann 
eingreifen,  wenn  es  der  König  ausdrücklich  erlaubte.  Ohne  daM  die 
GeiKtliehkcit,  die  Mich  ja  mehr  und  mehr  aus  Franken  zusammensetzte. 
Widerspruch  erhob,  wunlen  die  (ierechtj*anic,  die  er  vordem  über  die 
Kirche  in  Oallien  ausgeübt,  von  den  Merowingeni  eingeengt.  Was 
ihm  auch  davon  blieb,  es  war  zu  wenig,  als  dass  von  einer  Art 
Oberherrschaft  des  Papste»  über  die  fränkische  Kirche  gesprochen 
werden  dürfte. 

Die  moralische  Autorität  des  Papstes  war  bedeutender  als  seine 
rechtliche.  Zahlreiche  Pilgerfahrten  nach  Hom  licssen  sein  Ansehen 
nicht  in  Vergessenheit  geraten.  Man  fragte  nach  der  Auffassung  des 
Papstes  in  innerkirchlichen  Angelegenheiten,  so  z.  B.  betr.  de«  Ver- 
fahrens bei  Geisteskrankheit  eines  Ilischofs,  über  die  gehörige  Zeit 
der  Osterfeier.  Mau  erbat  Reliquien  von  ihm  imd  die  Hestiltigung 
von  Privilegien  neuerrichteter  Klöster.  König  Theudebert  I.  (f  548  > 
holte  «eine  Entscheidung  ein  bei  einer  Frage  aus  dem  kanonischen 
Eherecht.  Die  pilpstlichen  Decretalen  waren  massgebend  für  Lehre  und 
Disziplin  wie  die  Beschlüsse  der  Concilien.  „Eine  Trennung  vom 
römischen  Stuhl  galt  als  eine  Trennung  von  der  gesamten  Kirche." 
Gregor  I.  (590 — 604)  stand  im  eifrigen  Briefwechsel  mit  den  triin- 
kischen  Königen  und  Bischöfen.  Er  mahnte  zur  Einberufung  von 
Concilien  und  Beobachtung  der  kirchlichen  Vorschriften.  Er  war  bemüht, 
■den  simonistischen  Handel  mit  geistlichen  Aemtem,  die  Besetzung 
von  Bischofsstühlon  mit  Laien  aus  der  Welt  zu  schaffen;  er  bestand 
auf  sittlicher  Hebung  des  Episkopats,  —  aber  alles  tat  er  in  seiner 
unbestrittenen  Eigenschaft  ols  eines  Hüters  der  kirchlichen  Tradition, 
nicht  als  Inhaber  einer  kirchlichen  Obergewalt,  dessen  Befehlen  auch 
die  fränkische  Kirche  unterworfen  gewesen  wäre.  Ein  disziplinares  Ein- 
greifen des  Papstes  ist  nur  selten  bezeugt.  Ik'richte  über  die  VerweHung 
eines  Concilsbeschlusse«  von  Lyon  (567  oder  570)  durch  Johannes  HL 
(561 — 574)  lassen  erkennen,  dass  die  Berufung  an  ihn  empfunden 
wurde  als  durchaus  ungewöhnlich,  nur  möglich  war,  weil  der  König 
sie  erlaubt  hatte.  Eben  von  dieser  krmigUchen  Einwilligung  war  autm 
die  Verleihung  des  Pallium  abhängig,  jenes  Schulterumhangs,  dessen 
sich  im  Abendlande  ursprünglich  allein  die  Päpste  bedienten  und  dessen 
Ueberweisung  den  Empfanger  an  den  Papst  fesseln  und  zur  be- 
sonders treuen  Erfüllung  seiner  Pflichten  ansponien  sollte.  Zum  ersten 
Male  war  es  im  Jahn»  51.'i  an  Bischof  C'aesarius  von  Arles  (t  542)  ver- 
liehen worden  tmd  dann  regelmässig  an  seine  Nachfolger  im  päpstlichen 
Vikoriat  über  (jallien;  neben  ihnen  erhielten  es  auch  andere  fränkische 
Bischöfe,  fiir  »leren  .Vuszcichnung  sich  der  König  eigens  beim  Papst 
vorwandt  hatte.  Ob  stets  und  aus  welchem  Grunde  vom  Papst  nie 
Erlaubnis  des  oströmischen  Kaisers  einztdiolen  war,  lässt  sich  nicht 
mehr  entscheiden.  Von  selten  de«  Empfangers  wurde  die  Ablegung 
des  Glaubensbekenntnisses  gefonlert,  der  (u'brauch  des  Pallium  bei 
der  Feirr  de«  Messopfers  und  allein  in  seiner  Kii*che  war  für  ihn 
!*•'■  '1    Kecht,    aus   tlenen    weitergehende    Befugnisse    nicht   ent- 
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über  lüiilien  vt-rlor  in  nieiKwin^isiclicr  Ävh  »eine  iicdeutung.  Zu 
vier  Malen,  jedesmal  aul*  Antnifj  eines  König»,  wurde  je  ein  Hi»chot' 
von  Arles  zum  N'ikar  tur  dasjenige  Teilreich  bestellt,  dessen  Herrscher 
«laruni  gebeten  hatte,  aber  die  mit  dieser  Würde  verbundenen  Rechte 
wunlen  tatsüchlich  nicht  anerkannt.  Der  Bischof  von  Arles  war  weder 
der  Vorsitzende  der  Coneilien,  an  denen  er  sich  beteiligte,  noch  konnte 
or  sie  berufen.  Er  entschied  nicht  die  Streitigkeiten  der  Bischöfe 
luitereinander.  Ohne  seine  Vennittlung  traten  die  Bischöfe  mit  dem 
Papst  in  ^'erkehr:  es  scheint,  dass  sie  ohne  seine  Erlaubnisscheine 
'iitterae  forniatae)  Reisen  unternahmen,  dass  sie  die  Forderung  Roms 
nicht  zugaben,  derzufolge  «ler  Vikar  der  Disziplinargewalt  des  Pro- 
vinzialconcils  nicht  unterliegen  sollte.  Solange  Arles  zum  westgothischen, 
dann  ztm»  ostgothischen  Reiche  gehört  hatte,  war  das  merowingische 
Königtum  nicht  gewillt  gewesen,  seinem  Bischof  eine  Oberaufsicht 
über  die  fränkischen  Bistümer  einzuräumen;  später  lies«  die  weite 
Entfernung  seines  Sitzes  von  den  Stätten  der  Reichsregierung  seine 
alten  Gerechtsame  über  ganz  Oallien  nicht  wieder  aufleben. 

Der  wichtigste  Grund  für  diese  Zurück<lrängung  der  päpstlichen 
Gewalt  war  sicherlich  die  festumschriebenc  Macht  des  merowingischen 
Königtums.  Die  Aufmerksamkeit  femer  der  Päpste  war  während 
<les  sechsten  und  siebenten  Jahrhunderts  allzusehr  von  ihrer  Stellung 
in  Italien  selbst  und  zum  oströmischen  Kaisertum  in  Anspmch  ge- 
nommen. Die  Nachfolger  Gregors  des  Grossen  waren  endlich  nicht 
im  Stande,  gegen  die  Venveltlichimg  der  Kirche  in  dem  durch  Bürger- 
kriege zerklüfteten  Merowingerreiche  einzuschreiten.  Erst  das  Auf- 
treten des  heiligen  Bonifatius  (f  754)  und  das  Emporkommen  der 
Karolinger  führten  einen  Umschwung  herbei. 

Die  zunächst  missionierend«*,  dann  reformierende  Tätigkeit  des 
Bonifatius  ist  bestimmt  durch  den  bei  seiner  Bischofsweihe  abgelegten 
Eid  zu  Händen  (iregore  II.  (715 — 731),  der  selbst  die  Weihe  voUaog 
(722).  Sein  \\'ortlaut  wiederholte  den  Treuschwur,  den  die  Bischöfe 
<lcr  römischen  Metropolitanprcn-inz  dem  Papste  leisteten,  an  die  Stelle 
nur  des  die  Treue  gegen  aen  o.strr»mischen  Kaiser  erwähnenden  Ab- 
schnitts trat  das  Versprechen,  mit  Bischöfen,  die  gegen  die  kircldichen 
Ordnungen  sich  vergingen,  keine  Gemeinschaft  zu  haben,  sie  zu  be- 
kämpfen  und   dem   Papst    über    sie   zu   berichten').      Bonifatius   war 

0  -A*  «Mnne  ete.  Prwmtto  eyo  limüfatitu  ijnüa  Da  qiiteoptt$  vobü,  beata  Petro 
4tfot$olorum  prindpi  vieariofme  teo,  beato  papae  Chreifono,  tueeet$oribu»qme  eitu  per  pairem  et 
jänoM  ei  ßphilmm  eanetmm,  trimikttem  ituqiarabileM  et  hoe  «aentfwmmim  eorpiu  timm  me 
ammem  ßdim  et  pmitnlem  «metee  JUei  emthoKime  takSben  et  m  mmtmte  eütuitm  fidti  De» 
opummie  permtm  n,  m  «fna  pwiiii  Ckmtmtanmn  mbu  mm  mm  dMo  cenpnbaitmr,  tmUa 
modo  me  «mtra  mmkOtm  powiiiihi  et  umtenatU  meeektiae  mademte  qm>piam  coMeHlire, 
»edy  Ht  dixi,  fidem  et  pmüakm  awwn  a<giie  «mewmim  tAi  et  utUUeOAu»  tuae  aeeelttim, 
«-«*  a  domimo  Deo  potett»»  Bgamdi  eohemdifue  data  ert,  a  prmedielo  memrio  tmo  atfute  mteeat- 
»orihu  enu  per  ommm  tuMmt,  «ad  et,  «  eogmmero  mnlmlUet  eomlrm  maütete  mtifum  mmt- 
tonm  pmirwm  temmrtmri,  emm  eU  nulkm  habere  bbwihiiihiwi  mut  eornkmetimem:  eed  wmfi», 
M  mhuro  pnMbere,  ptvkibemm,  ei  mimiu,  me  (<—  aae)  ßdeKttr  ttalim  demmo  meo  a^iiiffeia 
rmmäUbo.  Qmodei,  fi»od  mbeU,  «ONlm  htmu  pnmiteiemi$  «mm  teriem  aSfrid  ftmare  fMo- 
/«M  mado  «m  iwjwiio  vef  oewMwiM  tiemptmero,  rew  «MMMr  in  etHv^m  iuiirio,  ullimem 
liiMMMie  et  ßmfirae  imeurram^  qtii  robu  eümm  de  rttm  preprüe  frmmdem  /tetre  vd  ßidmm 
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misMHK  »anrti  i'ctri,  als  er,  ausgestattet  mit  einer  .Sanmilung  kirch- 
licher Vorschriften,  vielleicht  der  des  Dionysius  Exiguus,  im  rechts- 
rheinischen ftebiet  zu  wirken  begann;  als  Bevollmilchtigter  de»* 
apostolischen  Stuhles,  gefordert  von  den  Söhnen  Karl  Martells,  der 
ihn  auf  Empfehlung  des  Papstes  mit  einem  Schutzbrief  versehen 
hatte,  nahm  er  in  den  Jahren  742  bis  747  die  Reform  der  fränkischen 
Kirche  in  Angriff.  Seine  Tätigkeit  war,  wenigstens  dem  Hiichstaben 
nach,  abgeschlossen,  als  im  Jahre  747  ein  fränkisches  C«mcil  die  An- 
nahme einer  Erklärung  billigte,  derzufolge  die  Versammelten  die 
Einheit  mit  der  römischen  Kirche  und  die  Unt(>rordnung  unter  sie 
bis  zum  Tode  aufrecht  erhalten  wollten;  untergeben  dem  hl.  PetruK 
und  seinem  Stellvertreter  würden  sie  die  Weisungen  des  Apostelfiirsten 
treulich  erfüllen. 

Vier  Jahre  später  hat  Papst  Zacharins  (741 — 752)  die  Uebertragung 
der  königlichen  Gewalt  an  Pippin  gutgeheissen  (751).  Stephan  IL 
(752 — 757)  salbte  dann  noch  einmal  den  König  und  seine  beiden 
Söhne,  legte  zugleich  clen  fränkischen  (frossen  die  PHicht  auf,  niemals 
aus  einem  anderen  (ieschlecht  als  dem  der  Arnultinger  (Karolinger» 
■ich  einen  König  zu  wählen  (754).  Er  legitimierte  damit  die  Erb- 
lichkeit der  Königswürde  im  Hause  Pippins,  dessen  Erhebung  durch 
das  Rechtsgutachten  des  Papstes,  des  Hüters  des  Glaubens  —  man 
glaubte  an  die  göttliche  Einsetzung  der  Herrscher  —  und  des  Lehrers 
der  Moral  —  Pippin  hatte  ja  den  Treuschwur  gegen  den  Merowinger- 
könig  verletzt  —  als  gültig  hingestellt  worden  war.  Die  Verleihung 
der  Würde  eines  Patricius  an  Pippin  und  seine  Söhne  legte  ihnen 
den  Schutz  des  römischen  Bischofs  und  seiner  Kirche  auf.  Durch 
die  Zusage  der  Schenkung  von  Gebietsteilen  Italiens,  die  ursprünglich 
byzantinischer  Besitz  gewesen  und  dann  von  den  Langobarden  be- 
schlngiialimt  worden  waren,  machte  sich  der  fränkische  König  zum 
Bürgen  für  die  „Gerechtsame  des  hl.  Petrus'*,  die  Karl  der  Grosse 
im  Jahre  774  noch  einmal  urkundlich  anerkannte.  Karls  Kaiser- 
krönung am  25.  Dezember  800  durch  Papst  Leo  III.  (795 — 816)  hat 
sein  Patriciat,  dank  dem  er  das  Gebiet  der  römischen  Kirche,  den 
Kirchenstaat,  als  einen  Teil  seines  Reiches  behandelte,  in  einer  höheren 
Würde  aufgehen  lassen.  Der  Papst  bekannte  sich  durch  die  Adoration. 
d.  h.  indem  er  sich  vor  Karl  zur  Erde  niederwarf,  als  dessen  Untertan. 
^Da«  Verhältnis  freilich  zwischen  Kaiser  und  Papst,  wie  es  im  vierten 
Jahrhundert  bestanden  hatte,  ward  nicht  wieder  hergestellt :  der  Papst 
hatte  Befugnisse  gegenüber  der  fränkischen  Kirche,  so  eng  auch 
Karl  ihren  Kreis  zog,  der  Kaiser  andererseits  war  berechtigt,  pipst- 
lichen  IJebergrifTen  in  seine,  des  Oberhaupts  des  fränkischen  Staats  nml 
der  frftnkischen  Kirche,  Machtsphän»  vorzubeugen. 

4ktn  prttumterutU.^  //««  auttm  hulicuimH  aacramenti  ego,  Bomfatin«  exigHm»  epueo/m». 
MMM  proprim  terifti  mlfmpomtmm  mtpra  taenUimiimum  eorjm»  tuum,  ut  »uperina  Itymnimr, 
Dm  tt^t^ii,iim,pmtUi  tammmOmm,  ^tud  tt  «mmvtn pnmUlo  (Mli.  Kpp.  111.  i66f.): 
vfi.  dam  41«  Form«!  das  Eid«  dor  inbarbicAriiichen  RinchSfe  im  Ltb«r  diumo«  Ko- 
■MOr««  poaaUimm  (d.  h.  Im  Kurmolbuch  d«  r  nKpatUphcu  Kanilci)  •d.  TU.  VON 
8ICKEL  rVindoboMM  186»X  H.  7». 
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Die  Beziehiin^ii  des  Papstes  zum  trilukuchen  Staatsrecht  und 
zum  träukiächcn  Kirehenrecht  sind  gctrcnut  zu  behandeln. 

Keine  der  von  Päpsten  vorgenommenen  Salbungen  und  Krönungen 
wai*  ursprünglicli  die  Folge  eines  Rechtes  der  Päpste  auf  diese  Hand- 
Inngen.  Das  Königtum  wie  das  Kaisertum,  beide  galten  Karl  dem 
Grossen  und  Ludwig  dem  Frommen  als  üeschenke  Gottes,  der  sich 
zu  ihrer  Vermittlung  des  Papstes  bediene.  Erst  im  Verlauf  des 
neunten  Jahrhunderts  hat  sich  die  Anschauung  gebildet,  dass  aliein 
die  päpstliche  Salbung  den  Rechtsgrund  schaffe  für  den  Besitz  des 
Kaisertitels ;  zu  ihr  bekannt  haben  sich  erst  die  Kaiser  Ludwig  11. 
(t  875)  und  Karl  der  Kahle  (f  877),  jener  hi  einem  sicherlich  echten 
Schreiben*)  an  den  Kaiser  von  Byzanz  aus  dem  Jahre  871,  dieser 
bald  mich  seiner  Krönung  durch  Papst  Johann  VIII.  (872 — 882),  der 
verkündete,  dass  er  den  von  Gott  zum  Retter  bestimmten  König  des 
westfrünkischen  Reiches  erwählt  und  nach  alter  Gewohnheit  zum 
römischen  Kaiser  erhoben  habe.  Der  fränkische  Herrscher  und  der 
Papst  sind  vielfach  durch  Freundschaft  verbunden.  Der  Pajjst  über- 
nimmt wohl  die  Patenstelle  bei  der  Taufe  von  Prinzen  oder  Prinzes- 
sinnen und  wird  so  deren  patet  »pin'talis,  compater  spiritalis  dagegen 
ihrer  Eltern.  Kommt  er  über  die  Alpen,  so  mrd  ihm  feierlicher 
Empfang  zu  teil,  bei  der  Heimreise  Geleit.  Pippin  fülirte  754  das 
Pferd  Stephans  II.  am  Zügel,  ohne  dadurch  als  dessen  Untergebener 
sieh  zu  bekennen;  er  und  Ludwig  der  Fromme  fielen,  wie  früher 
byzantinische  Kaiser,  vor  dem  Papste  zu  Boden,  um  seinen  Segen  zu 
erbitten.  Ein  reger  Briefwechsel  wird  unterhalten*),  ebenso  ein 
ziemlich  starker  Verkehr  durch  Gesandte  zu  mündlicher  Verhandlung 
und  Verständigung  über  schwebende  Fragen  der  weltlichen  Politik 
wie  kirchlicher  Natur  ^).  Der  Papst  wirkt  mit  in  staatlichen  An- 
gelegenheiten, wie  er  z.  B.  seine  Unterschrift  gibt  zu  den  Ordtnationes 
imperii  von  806  und  817,  zum  Vertrag  mit  Ostrom  von  812. 

Während  in  mero\>'ingi8cher  Zeit  der  Papst  nicht  zum  fränkischen 
Kirchen ver})and  gehört  hatte,  wurde  er  ihm  von  Karl  dem  Grossen 
in  eigenartiger  Weise  eingegliedert.  Er  wurde  Reichsbischof,  dessen 
Metropole  im  Testament  des  Kaisers  vom  Jahre  811  an  die  Spitze 
,n...-  .ro<t,.llt  ,v  ..ivl       Daraus  entsprang  seine  Pflicht  zum  Fidelitätseid. 

•;  M»i.  >>.  iiJ,  ö21ff. ;  gegeu  die  Vertl;ifhti;:uii{,''  s<'in(>r  Eclithoit  durch 
A.  KLEINCLAU8Z  (L'erapire  Carolinpen.  Paris  1902,  S.  441  ff.)  vgl.  R.  POl'PARDIN. 
Lt>  Moyen-Age  XV  (1902)  S.  185  ff.  A.  WERMINGHOFF,  Neue«  Arclüv  XXVIIl 
(1903).  8.771,  Hi.storischo  Zeitschrift  XCII  (1904),  S.  465. 

•')  Die  Briefe  der  Päpste  an  die  Karolinger  vom  Jahre  730  bis  791  sind  über- 
liefert in  dem  auf  Karls  (ieheiss  791  zusammengestellten  Codex  Caroiinu.s  (MG.  Epp. 
III,  476 ff.),  während  die  ursprünglich  in  ihm  vereinigten  Briefe  der  Karolinger  au 
«He  PHpste  verloren  sind. 

*)  Verloren  sind  die  capitula,  in  denen  Karl  der  Grosse  Hadrian  I.  (772—795) 
iui  Jnhre  791  über  seine  Stellang  Eur  Itilderrerehrttug  unterrichtete  (vgl.  die  Antwort 
Hadrians,  MG.  Epp.  V,  6  ff.),  wie  sie  auch  in  den  IJbri  Carolin!  (MIQNE,  Patrol. 
lat.  XCVIII,  999  ff.)  niedergelegt  war;  erhalten  ist  die  Denkschrift  der  Gesandten 
Ludwigs  il.'s  Frommen  an  Eugen  II.  (824 — 827)  Ober  die  Bcscblüs«e  de«  Pariser 
Concils  von  825  hinsichtlich  der  Bilderverehrung  (vgl.  A.  WERMINGHOFF,  Neues 
.\rchiv  XXVII,  1902,  S.  590  ff.). 


KM  Die  Kirebe  rom  f&nften  bt»  zum  neunten  Jahrhundert. 

\v(<it«rhin  i»eit  dorn  Jahre  824  zu  einem  besonderen  AmUcid  vor  An- 
tritt »eine«  Pontifikats,  der  damit  an  die  Stelle  der  vordem  üblichen 
.Sonderanseige  des  Wahlergebnisses  an  den  fränkischen  Herrscher 
trat  und  den  Papst  vor  den  übrigen  fränkischen  Bischöfen  untei-sclüed. 
Er  wartl  angehalten  zu  ehrbarem  Lebenswandel,  Beobachtung  der 
kirchlichen  Satzungen,  frommer  Lenkung  der  Kirche  und  Vermeidung 
simonistischer  Haeresie.  Zugleich  aber  war  er  der  erste  Keichsbischof 
und  eben  darum  —  vom  Kirchenstaat,  der  Papstwald  und  den  (»e- 
hiilfcn  des  Papstes  ist  weiter  unten  zu  handeln  —  mit  Befugni.ssen 
ausgestattet,  die  seiner  Bedeutung  als  Patriarch  des  Abendlandes  so- 
weit Rechnung  trugen,  als  es  Karl  mit  der  eigenen  Stellung  zur 
frilnkischen  Kirche  für  vereinbar  erachtete. 

Der  Papst  war  theoretisch  anerkannt  als  die  höchste  AntoritiU 
für  das  kirchliche  Dogma  und  das  kirchliche  Recht.  Die  Verurteilung 
des  Adoptianismu»  im  Jahre  794  erfolgte  im  Einvernehmen  mit  Papst 
lladrian  I.:  im  Jahre  810  Hess  Karl  mit  Leo  IIL  darüber  verhandeln, 
ob  der  Zusatz  fi/ioqttr  im  Glaubensbekenntnis,  wie  er  bislang  in  seiner 
Kapelle  angenommen  war,  .statthaft  sei.  Dem  Papst  wurde  damit 
keine  Unfehlbarkeit  zugestanden;  die  Ltbri  Carolini  verteidigten  Karls 
Auffassung  der  Beschlüsse  des  zweiten  Nicänischen  Ooncils  (787) 
hinsichtlich  der  Bildervcrehnmg,  lladrian  L  bekämpfte  sein  Vorgehen 
nicht,  srmdem  beschränkte  sich  auf  die  Vertretung  der  römischen 
Tradition  und  seiner  abweichenden  Lehrmeinung.  Hinsichtlich  des 
kirchlichen  Rechts  ist  an  die  Uebersendung  der  stofflich  vermehrten 
Kanonensammlung  des  Dionysius  Exigiuis.  der  sog.  CoUectio  Diontfsio- 
I/aftriana,  im  Jahre  774  durch  Hadrian  L  zu  erinnern ').  Ausgibig 
verwertete  sie  Karl  in  seiner  Admomtio  ijeneralis  vom  Jahre  789  und 
lies»  sie  802  durch  ein  Concil  von  Aachen  f^irmlich  recipieren.  Er  beab- 
sichtigte die  fränkische  Kirche  entsprechend  den  Kanones  und  gemäss 
der  römischen  Praxis  auszugestalten,  das  kirchliche  Leben,  den  Kultus 
und  die  Liturgie  in  Uebereinstimmung  zu  bringen  mit  der  Wimischen 
AuflaH8ung  und  mit  dem  römischen  Brauche,  z.  B.  hinsichtlich  der 
Taufe,  Kommunion  und  des  Kircheugesanges  (Einfühiiing  der  n'imischen 
Form  des  HOg.  sacrameiitaritim  Oregariamim,  ergänzt  durch  das  sarra- 
menUtrhnn  Geln»ianum ;  Anordnung  de»  kanonischen  Stundengebets  nach 
dein  Wimischen  Brevier).  Gleichwohl  räumte  Karl  den»  Papst  keine 
Primatiaistellung ein,  derzufolge  er  „kraft  seines  Amtes  ein  selhstüi  '" 
von  ihm  unabhängiges  Leittmgs-  und  Anordmuigsrecht  über  die  i^ 
im    Erankcnreich    auszuüben    berechtigt   gewesen    wäre**. 

Sein  Anteil  an  der  fränkischen  Kirchengesetzgcbuug  war  ein 
mittelbarer :  während  diese  sich  der  römischen  Lehre  anpasste,  mochte 
•  r  durch  Anri'gung  von  Concilien ,  durch  die  Abschickung  von 
««exandten  zu  ihnen  sie  beeinflussen.     Nur  unter  bcHtimmten  Voraus- 

11,'en  konnte  er  die  Rechtskraft  ein«»s  fränkischen  Kirchengesetzes 

i>«n,    also   Dispensationen   und   Privilegien   erteilen,    diese    z.   B. 
«"    ein    Kloster    w  i-      Fwlda,   jene    a.    B.    zu    Gunsten    des    Bischof» 

')  XVI 
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Anplrani  von  Met/  (j  7J*1)  uiul  <lo>  Kr/.bi»i-liots  Hildehold  von  Trier 
(t  819).  die  er  aut*  Ansuchen  Karls  von  der  Henidenzpilieht  hefreite, 
damit  »\o  pioptc»-  titifiUtte»  rrclesitiatiras  daiirnid  am  Könip*hofe  tätig 
sein  könnten;  Karl  freilich  Hess  die  päpstliche  Krlanbnis  nochmals 
durch  das  Frankfurter  Concil  (794)  bestätigen.  Dem  Papst  stand 
weiterhin  da.s  Recht  zu,  mit  der  Strafe  der  Kxcomnmnication  diejenij^en 
zu  bedrohen,  die  seinen  Weisungen  nicht  gehorchten.  Stephan  111. 
(768 — 772)  z.  B.  suchte  die  Söhne  Pippins  von  der  Vermählung  mit 
Töchtern  des  Langobardenkönigs  Desiderius  durch  den  Hinweis  ab- 
zuhalten, dass  sie  bei  ihrem  Vollzug  dem  Banne  und  der  ewigen 
Verdammnis  anheimfallen  >\'ürden.  Die  Frage,  ob  der  Papst  gerichtet 
werden  könne  oder  nicht,  ist  unter  Karl  dem  Grossen  inid  seinem 
Sohne  verschieden  beantwortet  worden.  Im  Jahre  8f)0  erklärte  das 
auf  Karls  Oeheiss  versammelte  römische  Concil.  das  sich  mit  den 
gegen  Leo  IIL  erhobenen  Vorwürfen  beschäftigen  sollte:  ,.Wir  wagen 
nicht  den  apostolischen  Stuhl,  der  das  Haupt  aller  Kirchen  ist,  zu 
richten:  denn  wir  werden  von  ihm  und  seinem  Stattlialter  gerichtet, 
er  selbst  aber  von  Niemandem,  wie  es  auch  von  alters  her  Sitte  ist." 
Leo  HL  stellte  sich  dem  Concil,  um  nicht  durch  sein  Ausbleiben  die 
Berechtigung  der  Anklagen  zuzugeben,  mid  reinigte  sich  dann,  wie 
vor  ihm  Pelagius  I.  (556—561),  nach  ihm  Paschalis  I.  (817—824), 
durch  einen  Eid,  ,,von  niemand  gerichtet  oder  gezwungen,  sondern 
freiwillig",  ohne  dadurch  ftir  seine  Nachfolger  ein  Präjudiz  schaffen 
zu  wollen.  Anders  im  Jahre  833,  als  Gregor  IV.  (827 — 844)  mit 
Ludwigs  älteren  Söhnen  sich  verband,  uui  gegen  die  geplante  Um- 
gestaltung der  Oi'dinatio  imperii  von  817  Einspruch  zu  erheben.  Der 
fränkische  Episkopat  betrachtete  ihn  als  dem  Ausspruch  eines  Conciis 
untei*worfen  gleich  jedem  anderen  Reichsbischof;  er  drohte  ihn  abzu- 
setzen und  aus  der  kirchlichen  Gemeinschaft  auszuschliessen.  Während 
im  Jahre  769,  also  vor  der  fränkischen  Erobennig  Italiens,  ein 
römisches  Concil  den  Usurpator  Constantin  absetzte  und  bannte, 
demnach  ein  richterliches  Urteil  über  einen  Papst  fällte,  wurde  im 
Jahre  800  die  Un Verantwortlichkeit  des  Papstes  zum  Ausdruck  gebracht. 
Karl  hat  es  vermieden  selbst  über  den  Papst  zu  richten  und  die  Ab- 
lehnung richterlicher  Zuständigkeit  durch  das  Concil  nicht  verhindert; 
indem  aber  Leo  den  Eid  vor  dem  Concil  leistete,  gab  er  zu,  dass  auch 
fiir  ihn  das  Organ  zuständig  war,  das  zur  Handhabung  der  Kriminal - 
Justiz  gegenüber  den  fränkischen  Bischöfen  berufen  war;  sein  Reinigungs- 
eid machte  freilich  ein  weiteres  gerichtliches  Verfahren  gegen  ihn 
unmöglich.  Im  Jahre  838  hielt  sich  die  Gesamtheit  der  Biscluife  für 
dem  Papste  übergeordnet.  Zugleich  war  im  .Fahre  800  die  richterliche 
(»ewalt  des  Papstes  anerkannt  worden,  wie  denn  /..  B.  auch  Hadrian  I. 
betonte,  dass  er  durch  göttlichen  Willen  zum  Richter  der  ganzen  Welt 
berufen  sei.  Der  Anspruch  wurde  erhoben,  dass  fränkische  Kleriker  vor 
das  päpstliche  Gericht  geladen  werden  könnten  und  dies  für  sie  eine  Appel- 
iationsinstanz  werden  solle.  Tabiächlich  war  der  Kaiser  in  allen  kirch- 
lichen Dingen  die  höchste  und  letzte  Instanz,  der  Papst  hatte  im  fränkischen 
Rcir-lif.  l<i>ini.  .Tiii-w,Ki.H..i>    <,.M<.;t  ^w.  i)))ii  nicht  d«'r  Kni«-«'r  ••jnnhnnto. 


lOH  Die  Kirrh«»  vorn  fünften  hw  zum  neunten  Jahrhundert. 

Auü  Allem  folgt  /.uglüich  die  AuH'aäsung  Karls  über  die  Be- 
ftigniue  der  Päpste  gegenüber  den  Organen  der  fränkischen  Kirche 
und  ihren  Bisch«ifen.  Kin  Recht,  Concile  zu  berufen  oder  ihre  Be- 
HchlUsse  /AI  bcHtätigen,  stand  ihnen  nicht  zu;  sie  konnten  sie  in  An- 
regung bringen  und  beschicken,  mittelbar  also  auf  ihre  Festsetzungen 
einwirken,  ihre  Abgeordneten  jedoch  darbten  des  Anrechts  auf  den 
Vorsitz  der  Concilien.  Bei  der  Neuerrichtung  und  Besetzung  von 
BistümcTU  hatte  der  Papst  nicht  mitzuwirken.  Die  Abgrenzung  der 
Metrojiolitansprengel  war  ausschliesslich  Gerechtsame  des  Königs,  der 
Papst  nur  insofern  bei  der  Einsetziuig  der  Metropoliten  beteiligt^  als 
er  sie  in  ihre  kirchliche  Tätigkeit  einwies  und  ihnen  das  Pallium  ver- 
lieh. Dieses  aber  wurde  wie  in  der  Merowingerzeit  auf  Vorschlag 
des  weltlichen  Herrschers  und  nach  Ablegung  eines  Glaubensbekennt- 
nisses auch  anderen  Bischöfen  als  den  Metropoliten  verliehen.  Die 
Pflicht,  es  vom  Papst  zu  «erbitten,  war  zwar  auf  einem  friinkischen 
Concil  im  Jahre  747  den  Metropoliten  auferlegt  worden,  aber  durcliaus 
nicht  alle  haben  sie  eriiillt. 

Bei  Lebzeiten  Karls  koimiun  eben  die  Metropoliten  nicht  diejenige 
Mittelstellung  zwischen  dem   einzelnen  Papst   und    den  Bischöfen  ein- 
nehmen, die  Bonifatius  für  sie  geplant  hatte :  sie  blieben  in  erster  Lini> 
dem  Herrscher  imtcrgeben,    dessen    Stellung   zu    den   kirchlichen  An 
gelegenheiten   gleichzeitig   eine    dauernde  Vertretung  der   päpstlichen 
Gerechtsame  ausschloss,  wie  sie  vordem  von  Bonifatius  ausgeübt  worden 
war.     Dieser  war.  ilhnlieh  wie  in  friiherer  Zeit  der  Bischof  von  Arles, 
/.um  püpstliclien  Vikar  oder  Legaten  bestellt  worden  —  sein  Auftrag 
als  nii/utuji  Huitrti  Petri  oder    terfattut  H  mimsum  sedts   apoHtolicae   bezog 
sich  wie  auf  Austrasicn  und  die  deutschen  Stämme  so  auf  Neustrien  — 
seit  732  Krzbischof  war  er  742  zum  Metropolit  im  Reiche  Karlmann  ^ 
erhoben    worden    (verzichtet   747,  f  754),    ohne    dass    doch   an   ein« 

iirimatiale  Stellung  wird   gedacht   werden   dürfen.     Als  Vertreter  de-^ 
'apstes   sollte  er   Bistümer    wie    Krzbistümer   errichten  und  besetzen, 
('oncile  berufen  und    missionieren   dürfen:    die  Karolinger   haben  nur 
die   letzterwähnte    Befugnis   anerkannt,    die    beiden    ersten   allein  sich 
vonsubehalten  gewusst.      Die    päpstliche  Statthalterschaft  konnte  kein 
dauernder    Bestandteil    der    fränkischen    Kirchenverfassung    wt  i  ! 
Krforderlieh.    solange    es  galt,    diese    in    den    deutschen   Gebieten 
/.urichten  tnid    in    den  gallischen    zu    reorganisiertMi.    war   sie  uunuti: 
unter  Karl,  dem  gemeinsamen  Oberliaupt  von  Staat  und  Kirche.    S< 
bedeutet  denn  Karis  Stellung  gegenüber  seiner  Kirche,   wirtl  sie  «i 
den  Plänen  des  Bonifatius  gomesscn,  einmal  eine  Abkehr  von  diesen 
der  Pftjpst  erseheint  zurückgedrängt,  kein  päpstlicher  Vikar  übt  meli: 
die  Befugnisse  des  Bonifatius  aus,    die  Metropoliten,    deren  Zahl  nur 
langsam   vermehrt    wird,    sind    noch    keine   Mittelspersonen   zwischeii 
Papst  und  Bischüfen;   das   Recht  des  Hen'schers   und  des  Staates  i> 
überall  das  entscheidende.    Karis  Stellung  war  aber  zugleich  die  Folg 
der  Reform,   die  Bonifatius  eingeleitet  und  die  ersten  Karolinger  mi 
IVerücksiehtigiing  der  Rechte  des  Staate»  uitterstfitst  hatten;  ohne  dl. 
Verbindung  mit  Rom  war  sie  nicht  durchführbar  gewesen:  die  Rircht 
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der  Kfti'l  sein«'  Fttreorgc  zuwandte,  war  r!>en  dio  rüniiach- katholische, 
deren  Orj^aiüsation  im  PapHttum  ihren  Abscldu»»  gt-tunden  halt«-.  Karl 
hat  in  seiner  Person  den  Dualismus  zwischrn  Imperium  und  Sacerdotiuni 
au8|^^lichen :  darum  konnte  er,  wie  man  gesagt  hat,  in  seiner  fränkischen 
Keichskirehe  die  Erneuerung  oder  Fortsetzung  der  alten  römischen 
Reichskirche  sehen.  Krst  nach  seinem  Tode  verschob  sich  alünählich 
das  VerhUltnis  /.wischen  Kaisertum  und  Papsttum  zu  des  letzteren 
Vorteil. 

Mehrere  Momente  haben  diese  Wandlung  herbeitiihren  helfen. 
Karis  des  Grossen  Stellung  in  der  Kirche  und  über  ihr  war  eine  zu 
persönliche,  nicht  festgelegt  durch  die  kaiserliche  Würde  und  nicht 
rechtlich  noch  dauernd  mit  ihr  verbunden.  In  der  fränkischen 
(fcistlichkeit  selbst  erhob  sich  Widerspruch  gegen  die  Einengung  der 
kirchlichen  (ierechti«ame  durch  den  Staat;  die  Fälschungen  des  neunten 
Jahrhunderts  bekämpften  sie  und  führten,  ohne  dass  sie  es  an  sich 
beabsichtigten,  eine  Stärkung  der  kirchlichen  Centralgewalt,  eben 
des  Papsttums,  herbei.  Nicolaus  I.  (858 — 867)  konnte  verkünden,  dass 
den  kirchlichen  Vorschriften  der  Vorrang  gebühre  vor  den  kaiserlichen 
Gesetzen  und  Anordnungen,  staatliche  Einrichtungen  aber,  die  von  dei* 
Kirche  nicht  gebilligt  würden,  unzuliUsig  seien.  Das  Wachstum  der 
päpstlichen  Vonuachtstelluug  hat  je  nach  den  verschiedenen  Rechten 
des  Papstes  —  von  seinen  theoretisch  formulierten  Ansprüchen  ist 
hier  nicht  die  Rede  —  vei-schieden  und  keineswegs  bei  allen  gleich- 
zeitig eingesetzt.  Schon  im  Jahre  825  räumte  Ludv^-ig  der  Fromme 
dem  Papst  das  ausschliessliche  Recht  zur  Entscheidung  in  Glaubens- 
streitigkeiten ein.  Das  römische  Concil  von  826  legte  besonderes  Gewicht 
auf  das  Gebot,  die  Dekrete  des  päpstlichen  Stuhles  zu  beobachten. 
Die  persönlichen  Angelegenheiten  der  Könige  (z.  B.  der  Ehezwist 
Lothars  II.  von  Lothringen  y  869).  Streitigkeiten  unter  Bischöfen 
(z.  B.  die  zwischen  Hinkmar  von  Reims  f  882  und  seinem  Vorgänger 
Ebo  t  851,  zwischen  Hinkmar  imd  Rotliad  von  Soissons  y  um  869)  hatten 
Interventionen  des  Papstes  zur  Folge.  Seine  Primatialgewalt  also 
wurde  gesteigert.  Während  die  Reichsconcilien  unabhängiger  wurden 
vom  Königtiuu,  ^^^lrden  sie  um  so  abhängiger  vom  Papste,  der  seit 
ungeftlhr  der  Mitte  des  neunten  Jahrhunderts  verlangte,  keine  Synode 
solle  sich  versammeln  ohne  seine  Erlaubnis,  ihre  Bescidüsse  rechts- 
kräftig werden  nur  durch  seine  Bestätigung.  Er  vemiochte  deshalb 
auch  in  das  Gerichtsverfahren  gegen  angeschuldigte  Bischöfe  einzu- 
greifen; er  beanspruchte,  Urteile  über  sie  zu  billigen  oder  zu  verwerfen, 
über  sie  also  in  letzter  Instanz  zu  urteilen.  Allen  diesen  Tendenzen 
aber  leistete  die  Fälschung  Pseudoisidors  Voi*schub,  nicht  als  ob  si«- 
untemonnnen  wäre,  um  unmittelbar  die  päpstliche  Macht  zu  erhr>hen. 
sondern  weil  ihre  Benutzung  bereits  durch  Nicolaus  I.  jene;  Be- 
strebungen förderte  und  mit  dem  Scheine  der  Rechtmässigkeit  um- 
kleidete. Pseudoisidor  hatte  zunächst  versucht,  die  Zuständigkeit  «ler 
weltlichen  Gerichte  und  den  staatliclien  Einfluss  bei  Anklagen  gegen 
Bischöfe  zu  beseitigen,  die  Bischöfe  zugleich  gegen  Beschuldigungen 
und  Aburteilun:L'«'n    auch    in    den    gr-istlichen    (Jerichten    nach    Kräften 
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)*icli<T/UHt<*ll«'n.    «1«H    N'citaliron    j;<'}^«mi    sio    zu    crMchworcii.      NN  cun    er 
nhor  fonlerte,  <lai«s  jedor  lÜHclmf  berechtig  Hcin  «ollo,  in  jedem  Stadium 
«•inc>*  geg<'n  ihn  anji^OHtrcnj^tcn    Prozcssos  an  den  Papst  zu  apjx'llicren, 
dass  or«t  durcli  den  iiHpstliclien  Spruch    jedw(?dc.s    Synudulurteil  voll 
Ktrcckbar  würde,  wenn  er  vcrlanp^c,  das»   der  Papst   in   allen  raus, 
inatore«,  d.  h.  in  allen    Sachen    der    IJischöfe,    Kicliter  wei,  —  8o  war 
in  allen  diesen  angeblich  |>äpHtlichen  Decretalen  von  einem  fränkischen 
iieistlichon  die  WaftV  gesehini«>d<'t,  die  das  Papsttum  luuidhaben  könnt« 
zur  Begnindunjj  seiner  Herrschaft  üb<rr  die  fränkische   Kirche. 

Durchführbar  war  di««  Ausweitung  seiner  Gerechtsame  zunächst  ini 
westfränkischen  Ktach,  wo  der  Widerstand  des  Kpiskopats  sich  gegen 
die  laikale  Staatsgewalt  des  schwachen  Karl  des  Kahlen  (f  877)  und 
die  llcfugnisse  der  Metropoliten  richtete,  das  alte  l{echt  vom  Kr»- 
liischof  Hinkinar  von  Heinis  (f  8H2)  nicht  verteidigt  werden  konnte. 
Langsamere  Fortschritte^  dagegen  machte  das  Papsttum  im  ostfränkischon 
lleich.  dessen  Könige  den  Schutz  imd  die  Herrschaft  über  die  Kirche, 
alsdann  auch  ihr  Gesetzgebungsrecht  in  formeller  Unabhängigkeit  von 
liom  wenigstens  vorläufig  }»ehaupteten.  Das  Papsttum  von  der  Kcgelung 
kirchlicher  Angelegenheiten  gänzlich  auszuschliessen  war  aber  nicht 
mehr  möglich:  am  Ende  des  neunten  Jahrhundert«  nannte  das  ConcU 
von  Tribur  (895)  den  pästlichen  Stuhl  maf/infra  erclesiastirae  rafinm'-' 
deren  kaum  tragbares  .TfK'h  mit  l?uhe,  mit  frommer  Denmt  au8gehalt< 
werden  müsse  *)• 


§  26.    Der  Kirchenstaat,  seine  Entstehung  und  Verfassung. 

L.  AKMURUST,  Die  t«<rrif..iinl.  l'..litik  der  PKpsto  von  ;VK)— 800.  Oöttin|f«sn 
I8861.  A.  HUACKMANN,  Itcaloiu-vklopKdio  für  protestantisclic  Tlioolo|ne  und 
Kirche  XIV  (3.  Anfl.,  LoipKig  1004),  S.  767 ft.  H.  HRUNNEK,  Druttcl.o  KerhU- 
;ro«chichtc  II.  S.  83  «f.  A.  CKIVKLI.IICOI,  Stndi  »toriri  X  (1901),  .S.  2ff 
•J8»ff.  XI  (1902),  H.  37 ff.  CH.  DIEHL,  Ktudcs  «nr  l'administration  B^-taiitiae 
dann  lVx«roli«t  de  Knvoniio  (Pari«  l^<8^<),  S.  124  ff.  319  ff.  368  ff.  h.  Dl'CHESNK, 
!<«■  prcinioni  tompfi  dc>  l'etat  poiititioal.  Varin  1898.  I*.  FAIIUE,  Do  patrimonii« 
iiomanac  occloitiac  iiiic|ui<  nd  nctatiMii  ('aroliiiomm.  Iiisulao  1892.  F.  OKKCfiiKOVirS, 
<fOJ»chicht«di-r8tadt  KomiinMitt«lnlt»>r.  II.  III.  8.  Aufl.  Stuttgart  187(5  TT  (;KISAR, 
Zoituchrift    nir    katholidch««   Tlieolopo  I  (1877).    S.  821  ff.  526ff.      \  'I.A(^H, 

Die  EntittehunK'    dr«  Kirt'hpiiHtaatcK    und  der  ruriale  Ite^ff  der  !»■  Koma- 

Horum.  IlrMlaii  1899  (OIEKKES  ruttrsuchun^n  Nr.  59).  (i.  liÄMEL,  l'ntor- 
HUebtingeii  sur  Ulteron  TerritorinlfftAcliirlitc  des  KirclioiuiUat«.  <töttinf;tii  1901. 
1«.  M.  IIA!{TMANN,  l^itemiirliniiiren  zur  (teNchichtc  der  livxniitiiiijtflien  Vi-nvaltuny 
in  Italien.  I^liwijf  1889.  I.  M.  IIAUT.MANN,  Oe«cJiicht««  Italien»  im  Mittelalter  I 
(LeiDsiir  1807).  8.  874  ff  II,  1  (1900).  8. 187  ff.  II. 9  (Gotha  190:1).  8. 64  ff.  I>.  IilN8CHir8. 
KireiieiirMht  I  (llerliii  1869),  8.  875 ff.  8.  KELLER,  Doutarhe  Zeitachrift  nir  Kirrhi»» 
HKiht  8.  Foljfe  X  (IIKK)).  S.  161  ff.  8.  KELLER.  Die  «iebeii  rümiurhen  rfaUriciiter 
im  l.yxantiniurlien  Z.italter.  8tuttKart  1904.  .1.  A.  KETTERER,  Karl  der  «ro«»« 
nnd  die  Klrrh.«  8.  lOff.  A.  LOMHARD.  Etüde«  d'hlaU.ire  bvitantine:  Conitantin  V.. 
•  mperenr   de«    RmnaiiDi   (740—775).     Taria  1902.     TU.    M()MM8EN.   Zeitnchrift  fiir 

')    M<i.  <  n|iitnlaria  II,    330  r.  80:     /i<    Mnnoriaht  i-  .j/>^m/.>/;   honnrr 

■  iiirlam  Uonmtutm  rl  apmh}lieam  aeilrm,  ul,  quae  mJnx  mteenloUtli^  ,  i.it-  r  r.-t  lii-jmtnht,  «•«' 
tlihtat  muufitti^  rrrtraioMtiatr  ratitwtM.  I^narf  «rrmmirt  r«/ mm  manturliuliur  hviuUta*,  vi,  licH 
»ij-  /rrrntliim   nh   Hin   murin   tnl<    infnttHttMr  iuffum.   <'^>»t'rrni»uit  rt  ftiti  tlrr.ttimr  tftirmi 
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<- ■ -il-  luul  WirtM-hitff^j,M'«<-Wcht«t  I  (1898),  H.  48ir.  B.  MLlil  i>,  (..»tlu»lii.- d, -s 
\    .     iltiii«is..s    /wi^rlun     Kaisi-rthiiui    und    ra|iHtthuiii  I,   S.  487  ff.  II  (MUoiitiT  1^!Ö7'. 

\  \<>N  KKI.MONT.  (Jc.Hclii.htf  dir  Stadt  K..m  II  (B.rlin  1867),  S.  146 ff.  J.  U 
-      'Mil.LEK,    IMp  TliHtigkoit  und  Stollun|?  der  CardinHl«-  bis  Va\mt  Honifaz  VIII. 

i  il)urK  i.  Hr.  18901,  S.  16  ff.  (i.  SCHNTKEK,  Di.«  Hntttrlninif  de«  KirclienstÄHtt-«.. 
Kolli  18M.  K.  HCIIWAUZLOSII,  Die  ratriinunieit  dur  römidchi-n  Kircii«-  lii«  /.ur 
(irUiiduo«:  df*  Kirrhcnstats.  ficriin  1887.  K.  SCIIWAKZLUSE,  Zf-itMclirift  für 
Kirch.n;:<s.  hiclit.'  XI  (1890),  S.  62ff.  W.  SIC'KKL,  IVutüclie  Zeituchrift  für  (J< - 
«chiolit»«i»».n«ohaft  XI  (1894).  S.  301  ff.  XII  (1S94  95),  8.  1  ff.  W.  SICKEL,  Hi«t<.- 
riH.h.-  Zeitechrift  LXXXIV  (1900),  S.  386  ff.  W.  WISUAUM,  Dw  wkhtipite«  Uicl;- 
tinijfi-n  und  Ziel«-  d«'r  Tiiätijfkeit  «l«'.s  I*a|»it<'8  (»rejfor  des  (trom*<-ii.     Köln  1884. 

Das  achu*  Jahrlmiulert  liat  nicht  nur  die  lieziehun^en  de»  Papst- 
tums zur  fränkischen  Kirche  neu  belebt,  sondern  auch  den  weltlichen 
Besitz  des  apostolischen  Stuhles,  den  Kirchenstaat,  als  die  niaterielh' 
Grundlage  seines  Bestehens  geschaffen.  Drei  Wurzeln  verdankte  er 
sein  Entstfhen,  den  Patrimonien,  den  ihrem  Inhaber  durch  die  (»st- 
rümischen  Kaiser  als  die  tatsächlichen  Nachfolger  der  Ostgothenkönig«- 
eingeräumten  und  von  den  Päpsten  späterlün  au.sgeübten  staatlichen 
Hoheitsrechten  und  endlich  denjenigen  Gebieten  Italiens,  die  Pippiu 
und  Karl  der  Grosse  den  Päpsten  über>viesen,  weil  diese  als  Erben 
jrner  Kaiser  und  zugleich  als  Gegner  der  Langobarden  auf  sie  An- 
spruch erhoben.  Die  Regelung  der  staatsrechtlichen  Eigenart  des 
Kirehen.staats,  des  Patrimoninm  sanrtt  Petn',  wie  er  seit  dem  elften 
Jahrhundert  genannt  ward,  war  das  Werk  Karls  des  Grossen;  sio 
aufrecht  zu  erhalten  waren  seine  Nachfahren  im  abendländischen 
Kirchenstaat  wenigstens  bemüht. 

Der  liegende  Besitz  der  i'ümischen  Kirche  —  das  Gesetz 
Kon.stantins  des  Grossen  (306 — 337)  vom  Jahre  321  hatte  der  katho- 
lischen Kirche  überhaupt  Vermögensföhigkeit  verliehen  —  blieb  wohl 
kaum  über  die  Zeit  Konstantins  hinaus,  wärend  derer  u.  a.  der  Lateran- 
palast ihr  überantwortet  zu  sein  scheint*),  auf  Gebäude  wie  Grund- 
stücke in  der  Stadt  Rom  und  in  deren  Gebiet  beschränkt.  Die  Frei- 
en iu^keit  der  Laienkreise  kam  auch  ihr  zu  Gute;  die  politischen 
<'-  -ducke  Italiens  seit  Anfang  des  fünften  Jahrhundeils,  der  Eintritt 
von  Adeligen  in  den  Klerus  und  das  Aussterben  von  Adelsgeschlechtern 
betorderten  den  Reichtum  der  römischen  Kirche  an  Grund  und  Boden : 
ihre  Latifundien  wurden  zu  patrimouia  Petri,  wie  die  Ländereien  der 
Kirche  nach  den»  \'orbild  des  kaiserlichen  Privatvenuögens  fpafrimoniuin 
on'nripisj  genannt  wurden.  Unter  Gelasius  I.  (492  —  496)  werden 
oereits  praedia  in  Piceni  provincia  erwähnt;  Gregor  I.  (590—604)  ist 
der  Inhaber  ausgedehnter  Güter,    die    übr-r   Italien    und    .»^eini-  Inseln. 


')  Die  Hehcnkungen  Kontttantins  an  die  rüiui^cho  Kirche  und  oinif^u  .stadt- 
nimiache  Basiliken  bilden  vielleicht  den  historischen  Kern  der  ffefiilüchtcn  Schenkungs- 
urkunde (CoTutitutitm  CatuUmtmi),  die  unter  Papst  P.iul  I.  (767—767)  in  Koni  vor- 
nelinilich  zur  Vorherrlicbunff  des  Kaisers  und  des  Papstes  .Sylvester  I.  (814 — 38ö> 
anjjefertigrt  zu  sein  scheint  (Ausfr.  von  K.  ZEUMEK,  ntriiner  Festgabe  für  R.  VON 
(JNEIöT  1888,  8.  47 ff.  =  MIRBT-  S.  35ff.);  vgl.  E.  LUENIN«,  Historische  Zeit- 
schrift IJiV  (1890),  8.  193 ff.  E.  MAYEK,  Zoitachrift  für  Kirchenrecht  .S.Folge 
XIV  (1904),  Iff.  P.  8CHEFFER-BOICHORST,  Gesammelte  Abhandlungen  I  (Berlin 
1903  .  s.  Iff. 
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Afrika   nnd  «Ins  Hüdliclic  Gallien  (bei   .Mar.scillr   uml  Arles),   l>aliiiatioil 
und    lllyricn    verstreut    sind.      Wohl   ging    im   siebenten   und   acliten 
Jahriiundcrt  eine  Reihe  von   IJfsitzungen  durch  die   F!)ingriffe  der  ost- 
röinischen  Kaiser,  der  Langobarden  und  wohl  auch  der  Mohanuncdaner 
wieder  verloren,  aber  immer  noch  machte  der   verbleibende  Rest  di- 
Päpste  zu  den  reichsten  Gnmdhcrren  Italiens,   neben  denen  die  Er/ 
hischüfe    von  Ravenna    und  Mailand    erheblich   zurückstehen  mussten. 
Der  Umfang   dieses   <  Jnindbesitzes   ist   füir   die   Zeit   Gregors  1. 
auf  rund    85  Quadratmcilen,   der  Wert   des    jährlichen  Gesamtertrags 
an    Naturalien    wie    Getreide,    Wein,    Oel     und    an    Cteldzinsen    auf 
ungeftlhr   6  Millionen  Mark    veranschlagt   worden.     Er   war    in  Guta- 
bezirke    (patn'monia)   eingeteilt,    deren  jeder   aus   mehr  oder  weniger 
Landgütern    (mansae)    bestand,    dergestalt    dass    die    einzelne    inasm 
wiedenim   aus   kleineren   Gütern    (fiuidi)    sich   zusammensetzte.     Für 
alle  Patrimonien*)   war   schon   unter  Gelasius  L   ein   Gnmdbuch   an 
gelegt,  aus  welchem  nach  seiner  Emeuenmg  durch  Gregor  L  für  die 
Verwalter  der  einzelnen  Patrimonien  je  eine  hrerw  ausgezogen  ward. 
Verwalter  (rertoren  pntn'monii)   aber  waren  die  Vertrauensmänner  des 
Papstes,  nicht  selten  Bischöfe  mit  Sitzen  in  der  Nähe  der  Patrimonien, 
weit  häufiger  Mitglieder  des  stadtrömischen  Klerus  oder  stadtrömische 
ihfensorett,   d.  h.   mit   den  niederen  Weihen  ausgestattete  Beamte  der 
Htadtr<>misehen  Kirche,  deren  vorzüglichste  Aufgabe  es  war,  vor  Gericht 
den  Armen  rechtskundigen  Beistand  zu  leisten.     Jedem  rector    waren 
andere,  wohl  von  ihm  gewählte  Wirtschaftsbeamte  (octionnrii,  notarii), 
die   auch   selbst   Geistliche   sein   konnten,   untergeordnet.     Der  rector 
wurde    vom    Papst    ernannt    und    mit    Empfehlungsschreiben    an    die 
staatlichen  Beamten,  mit  denen  er  in  Beriihning  kommen  mochte,  an> 
gestattet.     Verpflichtet  zu   gewissenhafter  Sorge    für   den  Bezirk.    au> 
dessen  Erträgen   er  besoldet   wurde,   und  gehalten  zur  Rechenschafts 
ablegung  über  seine  Massnahmen  war  er   zugleich   der  Vertreter   des 
Papstes  gegenüber  den  Insassen  der  Patrimonien,  d.  h.  den  Pächterv 
(condurtore^)  und  den  später  zahlreicheren  empht/teutae,  die  das  einzeli 
Grundstück  nutzten,   aen   erblich  an  die  Scholle  gebundenen,  dien- 

')  Johannes  Diaoonus  (a«ec.  IX).  Vito  Ore^rii  M.  c.  68  (MIONK,  Patrol.  I . 
LXXV,  110)  sXhIt  28  iMiirimMua  «uf  und  iwar  p.  Steulum,  JSyttmmnum    P.i,i.,r,„!t,inu 
(hiabritmmm,  Apuhm,   Stmmitimm,  NeapoHUmtm,  Oampammm,  l\umir. 
timm,  Oantpimim,  Apfiat,  Rmtmntu,  Hiatriamtm,  Daktmtimmm,  !%»• 
Oortieamm,  lAguriae,  Alpium  (htüarum,  Cttrmameimutm,  OatHemmm.  —  Di  /.u 

Ravamui  878  unter   Johann  VIII.  (872—682)  Terbot  folgeade   Patrim  t. 

LehMisilbertrtflUlf  so  verliiaMm:  jw^iiwuimimii  Apmime  H Luwimnmtr 
TtturtMMMi,    J%M»mum,  utnmfm  SwUmmte  et  T\uom,  porüetm  mmct^ 
Üttwiwi,  mnHmmia  «I  tuHommnm  ptASea,  ripam,  /Wdw  et  Ottimm  (c.  15.  MA.N.SJ,  C  i 
eiUa  XTII.   889).    Dar  poHieui  «.  FMri   tat  der  von  Leo  lY.  (847—866)  uinmaucr; 
Stadtteil   Ton  Rom   anf  dem  rechten  Tiberofer  einschliesslich  der  Peterakirohe,   (i< 
«W*M  Lmmima,    PM|wtliehe  Miinaen  hat  erst  Hadrian  I.  (772-796)  adüagen  laMci^ 
•!•   tragen   seinen   Namen,    aber  auch   den  Karls   de«  QroMen;  die  MBnaen  »einer 
Nnekfofarer  weieen  den  Namen  des  Papstes  nnd  den  des  karolingiaehen  Kaie«ra  ftuf; 
vgl.  J.  VOK  PFLUOK-HABTTUNO,   Hiatoriaehee  Jahrbaoh  XXV  (1904X  8.  84  ff. 
»Bter  mdimmtm  tt  atHmarim  pmUiem  sind   die  «ffeattteben  Einkünfte,   nuter  ripm  sind 
Uümibgmben  an  renteken. 
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und  abgabepflichtigen  roloni  und  endlich  den  Sklaven,  die  teils  dem 
Handwerk  teil»  dem  Ackerbau  obzuliegen  hatten.  Alle  diese  Leut«' 
gehörten  zur  famitin  eceU^ine,  über  welcher  der  rector  die  Gerecht- 
same des  (»rundherrn  wahrnahm.  Die  Verwaltung  und  Bewirtschaftung 
der  Patrimonien  war  zuletxt  vom  Papst  abhängig:  Oregors  1.  Brief- 
wechsel, im  sog.  Reffistntm  (iretforii  erhalten,  überliefert  Weisungen, 
die  an  Karls  des  Grossen  Fürsorge  für  die  Landgüter  des  fränkischen 
Königs  erimiem  *).  Krklärlich  sind  sie  bei  der  Bedeutung  des  Gnmd- 
besitzes  fiir  den  Haushalt  der  Päpste  überhaupt.  Seine  Erträge  ver- 
wendet der  Papst  nach  freiem  Gutdünken.  Er  baut  Kii-chen,  schmückt 
sie  aus  oder  stellt  sie  wieder  her.  Er  besoldet  die  Geistlichen  in  Rom, 
unterstützt  Klöster,  Wohl tätigkeitsanstalten  und  Missionsuntemehmungen. 
hilft  den  Armen  und  kauft  Gefangene  los.  Sicilisches  Getreide  benutzt 
er  zu  Spenden  an  das  römische  Volk.  Durch  ihn  erfolgt  die  Zahlung 
von  Friedensgeldem  an  die  Langobarden.  Mit  seinem  Gelde  werden 
die  Verteidigungswerke  in  den  Städten  ausgebessert,  den  kaiserlichen 
Truppen  der  Sold  bezahlt.  Der  oströmische  Kaiser  bewerkstelligte 
auf  solche  Weise  eine  Zwangsanleihe  beim  Papst,  wenn  anders  er 
nicht  diesem  fiir  die  Tilgung  derartiger  Soldrüekstihul«-  staatliche  f  Jeld- 
steuem  überwies. 

Nach  der  Zerstörung  des  ostgothischen  Üeichcs,  der  Neueinrichtung 
Italiens  als  eines  oströmischen  ^'erwaltungsbezirks  war  der  Papst 
Untertan  des  Kaisers  von  Byzanz  geworden.  Die  Bewohner  seiner 
Patrimonien  unterlagen,  soweit  diese  nicht  von  den  Langobarden  be- 
schlagnahmt wurden,  der  Besteuenmg  durch  kaiserliche  Beamte  und 
wurden  zum  kaiserlichen  Heere  ausgehoben.  Gerade  aber  dank  der 
räumlichen  Verbreitung  des  päpstlichen  Grundbesitzes  und  der  Ver- 
wendung seiner  Gefalle  entwickelte  sich  zwischen  dem  Papsttum  und 
einem  grossen  Teil  der  Bevölkerung  Italiens  eine  Gemeinsamkeit 
materieller  Interessen.  Sie  wurde  gesteigert  durch  die  Teilnahme  des 
Papstes  an  den  Versuchen,  das  Vorwärtsdringen  der  Langobarden 
nach  Möglichkeit  aufzuhalten,  an  der  staatlichen  Venvaltung  der 
Halbinsel  überhaupt,  d.  h.  ihrer  dem  oströmischen  Kaiser  ver- 
bleibenden Gebiete  *),  vornehmlich  also  der  Stadt  Rom.  Die  ad- 
ministrative Sonderstellung  ihres  Sitzes  und  deren  Ausgestaltung 
kamen  den  Päpsten  zu  statten.  Schon  die  in  der  sog.  pragmatischen 
Sanktion  Justinians  I.  (527 — 565)  vom  Jahre  554  zusammengefassten 
Verfiigimgen,   in  denen  die  Organisation  des  zuriickeroberten  Landes 


')  MG.  Epp.  I.  II  (1891  ff.)  edd.  P.  EWALD  et  L.  M.  HARTMANN;  vyl. 
P.  EWALD,  Neues  Archiv  III  (1878),  8.  433  ff.  L.  M.  HARTMANN,  ebd.  XV  (1890), 
8.  527  ff.    JAFFE  -  EWALD,  RegesU  pontificum  Romanornm  I  (Lipsiae  1885),  8. 143  ff. 

')  Zn  diesen  gehörten  anfangs  des  achten  Jahrhundert«  flic  ProHnzen  Istrien 
ond  Venetien,  das  Gebiet  von  Ravenna  (der  Exarchat  im  engeren  Sinn),  die  Dukat« 
der  Pentapolis  (mit  Rimini,  Pesaro,  Fano,  Sinigaglia,  Ancona),  von  Calabrien,  von 
Neapel  nnd  endlich  der  von  Rom,  letzterer  zerfallend  in  da«  römische  Toscien  nörd- 
lich vom  Tiber  und  die  südlich  des  Tiber  bis  zum  Garigliano  reichende  Campagna; 
vgl.  CH.  DIEHL,  a-  a.  O.  8.  42ff.  63ff.  F.  GREGOROVIIJS,  a.  a.  O.  11'.  S.  396ff. 
G.  SCHNÜRER,  a.  a.  O.  8.  23 ff. 
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){en*;;(5lt     wiinlc,     hatte,    an    ältere*     4  icix'chtitaine     des     Papstes    an- 
knüpfend,   diesen    ennUclitij^,    in    allen    Provinzen   ItAÜen»    den    Ge 
brauch  des  «^eHetzniäKHig<ni  3Ia««eK    und    (»ewicht«    wie  der  Mün/.c  zu 
ilbenvuchen.     Kr  beaufsichtigte   die    leitenden  Beamten  (ptnetiih«)  in 
den   mittel-   und   silditalienischen   Verwaltungsdistrikten.     Uom   selbst 
und  sein  Stadtgebiet  unterstanden  zunächst  dem  ui-nefectm  urfn's,  d.  h. 
dem   obersten   ('ivilbeamten   zur  Wahnnig   der  kaiserliehen  Gerichts 
und  Finanzhoheit:  nach  Gregor«  I.  Tod   wird   seiner   nicht   mehr  ge- 
dacht; erst  unter  Iludrian  l.  (772  —  795)    taucht   er   in  Abhängigkeit 
vom  Papste  wieder  auf.     Er>vähnt  wird   ferner  der  maxister  milihiui 
später  iIhjt,  d.  h.  der  militärische  Befehlshaber  des  (xem'fujt  Jiomnun.> 
der  aus  StadtWimeni    und  Bewohnern   der   im  Stadtgebiet   errichteti'i; 
Kastelle    sich    zusanunensetzte.      Itom    und    seine    Umgebung   bildete! 
«len  JmuitiiH  Itomninm,    dessen    kaiserliche    Beamte    auf  stetes  Einver 
nehmen   mit  dem  Papste   angewiesen   waren:    dieser  ja  beaufsichtigt' 
sie,  wie  er  zugleich  mehr   und   mehr   ihre   Obliegenheiten  übeniahm. 
Er  sorgte   filr  die  Maueni   der  Stadt   und   ihre  Wasserleitungen.     Er 
verhandelte    mit   den    Langobarden    um    Frieden,    verteidigte    die  Be- 
völkerung Roms  gegen  die  Ungerechtigkeiten  der  kaiserlichen  Beamten 
und    verpflichtete    sie   sich    durch  Getrvidespenden.    Loskauf  von  Ge 
fangenen  u.  a.  m.    Er  behauptete  über  seine  Geistlichen  die  eximiert> 
(Gerichtsbarkeit,    derzufolge   Angehörige   der   Kirche    nur    von    ihni 
geistliehen  Oberen  g<*richt<*t  werden  konnten,  Berufungen  an  das  weltiicli> 
(Jerieht  unmöglich   waren,     (iivgor  I.  bereits  naimte    H<mi  tetrn    meo 
Honorius  I.  (625 — ii'.iS)  wird  als  thtx  itlehin  bezeichnet.     Für  Sergius  I 
(687 — 701)  erhoben  sich  die  Milizen  von  Havcnna  und  Pentapolis,  al- 
er  vom  kaiserlichen  Truppenfiihrer  nach  Konstantinopcl  gebracht  werden 
sollte.     (\>nstantin  I.  (708 — 715)  und  das  römische  Volk  boschlo— 
dem  monotheletischcn    Kaiser   Philippicus   Bardanes  (711  —  713) 
zu  gehorclu'n.    Auf  Greg«»i-s  II.  (715 — 731)  Veranlassung  verweigerten 
die  Bewohner   Italiens   dem   Kaiser  Leo  III.   dem  Isaarier  (716/17— 
741)  die  Zahlung  der  Steuern.    Das  Edikt  Leo's  IIL  vom  Jahre  72(i 
das  die  Verehrung  der  Bilder  verbot,  wurde  nicht  angenommen.     Da 
Papsttum  hat  damals  die  völlige  Beseitigung  der  byzantinischen  Herr 
«ehalt    über    Italien    noch  nicht   geplant,    da   an    ihre   Stelle    die    dei 
Langobarden  getreten  wäre;   es   erhob   sich   nicht   gegen   das   bysan 
tinischc  Reich,  sondern  gegen   den   der   Häresie  verdächtigen  Kaiser, 
nachdem  seit  Ende  des  fünften  Jahrhunderts  die  Verschie<lenheiten  in 
der  AiifTasHung  über  kirchliche  Dogmen  häutig  genug  Anlass  zu  Stn>it 
zwischen  Byzanz  und  Rom,  Kaisertum  und  Papsttum  gegeben  hatt' 

Neue  Ver^vicklungen  rief  das  Vordringen  der  LangOMrden  h<  i  . 
Nachdem  die  Ilülfegesuche  Gregors  III.  (731 — 741)  bei  dem  fränkischen 

')  lJ(ib«r  ili«  dofmattoehen  HtreitifkeUen  %-oin  Kode  d««  Mdwien  J«lurliaiid«fte 
M«  miini  achten  Jnhrlinndcrt,  den  l>raikapit«lstreit  alao,  den  «MMlotiMltliMiMa  SCreit 
irad  A*n  Ktrait  itlirr  die  RUdenrerekninf,  Tfl.  O.  KKÜQBR,  BMlmeyklopl^  fti 
»fvteetMtieeli«  TlMolofie  «ad  Kirrhe  V  (8.  Aufl.  Lelnly  189^  %,%Ht.  Xllt  (1906). 
8. 401  ff.  N.  nONWBTSCH.  rbrndort  III  (1897).  8.  $91  ff.  Ueber  fHih«>re  y|H.  oben 
8.  81  Aam.  1. 
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Hausiueier  Karl  Martell  (j  741)  vergeblich  gewesen  wai-en,  Zaeharias 
(741 — 752)  hinsichtlich  aes  Ducats  von  Rom  wenigMtens  und  einiger 
Patrimonien  mit  dem  König  der  Langobarden  Liutprand  (712 — 744) 
eine  Verständigung  erzielt  und  für  die  Erhaltung  der  byzantinischen 
Herrschaft  im  Kxarchat  vun  Kavcnna  und  in  der  Pentapolis  sich  ver- 
wandt hatte,  zwangen  die  Eroberung  der  beiden  zuletzt  genannten 
Gebiete  durch  König  Aistulf  (749 — 756),  dessen  Forderung  einer  Kopf- 
steuer und  Anerkennung  seiner  Gerichtshoheit  im  römischen  Ducat, 
die  Furcht  vor  seinem  Angriff  auf  Rom  selbst  den  Papst  zur  Reise 
nach  Frankreich,  an  den  Hof  Pippins ;  der  oströmische  Kaiser  ver- 
mochte keinen  Schutz  zu  gewähren.  Zu  Ponthion  (Januar  754)  schwor 
der  fränkische  König,  den  Exarchat  von  Ravenna,  die  Pentapolis  und 
die  dem  römischen  Ducat  entzogenen  Rechte  und  Orte  an  Papst 
Stephan  II.  (752 — 757)  zu  „restituieren",  sodann  den  Schirm  seines 
Besitzes  auf  sich  zu  nehmen.  In  Kiersy  \)  sodann  (April  754)  sicherte 
er  ihm  durch  seine,  seiner  Söhne  und  der  fränkischen  Grossen 
promüfu'o  donationis  zu,  ihm  fiir  den  Fall  der  Eroberung  des  Lango- 
bardenreichs und  der  noch  byzantinischen  Besitzungen  in  Italien 
folgende  Gebiete  einzuräumen:  Corsica  und  die  südlich  der  Linie 
Luni — Reggio — Mantua — Monselice  belegenen  Städte  und  Stadtge- 
biete des  langobardischen  Reichs,  den  Exarchat  von  Ravenna  in 
seinem  alten  Umfang  mit  der  Pentapolis  und  den  Provinzen  Venetien 
und  Istrien,  schliesslich  die  langobardischen  Ducate  von  Benevent  und 
Spoleto;  der  Ducat  von  Rom  wurde  hier  nicht  noch  einmal  erwähnt, 
da   der  Papst    ihn   bereits  inne  hatte. 

Die  Kriegsereignisse  und  Abmachungen  der  folgenden  Jahre  sind 
hier  nicht  zu  schildern,  ebensowenig  die  allmähliche  Abrundung  des 
Kirchenstaates  selbst,  die  Verhandlungen  mit  Pippin  und  den  Lango- 
barden über  einzelne  für  ihn  beanspruchte  Gebiete.  So  richtig  es  ist, 
Stephan  U.  den  Gründer  des  Kirchenstaates  zu  nennen,  Pippin  den 
Helfer  des  Papstes,  so  sicher  ist  auch,  dass  die  Lage  des  neuen 
Gemeinwesens  von  dem  Augenblicke  an  eine  andere  werden  musste, 
da  Karl  der  Grosse  das  Langobardenreich  nicht  zerstört,  sondern  nach 
Vertreibung  des  letzten  einheimischen  Königs  Desiderius  (756 — 774) 
es  als  Ganzes  dem  fränkischen  Reiche  angegliedert  hatte.  Kurz  vor 
dem  Fall  der  Hauptstadt  Pavia  (Juni  774)  hatte  er  die  Urkimde  von 
Kiersy  feierlich  erneuert  (April  774).  Wohl  forderte  Hadrian  I. 
(772 — 795)  alsbald  ihre  völlige  Durchfühnmg,  d.  h.  die  unabhängige 
weltliche  Herrschaft  über  alle  in  ihr  genannten  Gebiete;  er  sah  das 
langobardische  Reich  als   nicht  mehr    vorhanden   an.     Karl  aber  be- 

')  Für  die  Vereinbamngen  Pippiiu  und  Stephans  II.  zu  Kiersy  (754)  ond  ihre 
Wiedcrholang  durch  Karl  für  Hadrian  I.  zu  Rom  (774)  kommt  vornehmlich  in  Betracht 
der  Bericht  der  ViU  Hadriani  (c.  42;  Liber  pontificalis  ed.  L.  DUCHESNE,  Paris 
1886.  I,  .S.498  =.  MIRBT*  S.  82);  vgl.  P.  KEHR,  Historische  Zeitechrift  l.XX  (I8»8> 
8. 8a'> «.,  GöttingiAche  Gelehrte  Anzeigen  1895,  S.  6»4ff.    £.  SACKUR,  Mitt-  !es 

Instituts  fiir  Üsterrcichi5che  Geschichtsforschung  XVI  (1895),  8.  385  ff.    P.S'  U- 

BOICHORST,  a.a.  O.  I,  S.  63ff.    Weitere  Litteratur  verzeichnet    BÖHME«   ML  IIL- 
BACHKH,  RegesU  impcrii  I  (ed.  2.  Innsbruck  1889),  n.  74  und  163. 

Wcnniacko*,  KlfafcM»«fhiwin  DaiittM>B4>,  8 
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trachtete  e»  al«  fortl)("«teijend  und  dazu  sich  .scib.st,  weil  patttrius 
Romanarum,  als  berechtij^,  über  die  Landstriche  zu  verfugen,  die 
früher  der  byzantinische  Exarch  venvaUet  hatte;  er  trug  Bedenken, 
den  Papst  als  weltlichen  Souverän  neben  sich  anzuerkennen;  er 
mochte  günstigenfalls  geneigt  sein,  dem  Papst  eine  weltliche  Herrschaft 
unter  seiner  Oberhoheit  zuzugestehen:  er  behielt  sich  vor,  die  An- 
sprüche des  Papstes  und  auch  des  Erzbischofs  von  liavenna  zu 
prüfen,  der  den  pÄpstlichen  Besitz  an  einzelnen  Teilen  des  Kirchen- 
staats bestritt  und  sich  einen  eigenen,  ravcnnatischen  Kirchenstaat 
zu  schaffen  beabsichtigte.  Ein  Ausgleich  dieser  Auffassungen  wurd< 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  im  Jahre  781  erzielt.  Verbrieft  wurde 
zum  ersten  Male  die  weltliche  Herrschaft  des  Papstes  in  Koni  und 
im  römischen  Ducat,  der  Exarchat  von  liavenna  und  die  Pentapolis 
mit  den  bald  nach  756  von  Desiderius  überwiesenen  Städten,  mehrere 
Patrimonien  wie  die  in  der  Sabina,  in  Calabrien,  in  Benevent  und  in 
Neapel,  endlich  bestimmte  Einnahmen  im  Herzogtum  Spoleto  und 
Tuscien.  Der  Papst  dagegen  verzichtete  auf  die  übrigen,  in  dei 
Urkunde  von  Kiersy  genamiten  Gebiete,  von  denen  er  noch  nicht 
Besitz  ergriffen  hatte,  auf  den  Landstiich  also  nördlich  des  Apennin 
zwischen  Panna,  Reggio,  Mantua  und  dem  Exarchat,  auf  Venetien 
und  I Strien,  auf  die  Herzogtümer  Benevent,  Spoleto  imd  Tuscien  wie 
auf  Corsica.  Ludwig  des  Frommen  Privileg  vom  Jahre  817,  das  sog. 
Hhiilowirinnnm  •),  war  eine  Bestätigung  des  päpstlichen  Besitzes,  wir 
er  unter  Karl  dem  Grossen  sich  gestaltet  hatte,  nachdem  in  Einzel 
hcitcn  die  Vereinbarungen  von  781  durch  spätere,  gleichfalls  nicht 
mehr  erhaltene  pacta  ergänzt  worden  waren. 

Als  Eigentümer  des  Kirchenstaats  wurde  der  hl.  Petrus  be- 
trachtet. Den  itmtitine  heati  Petri  wird  Rechnung  getragen,  wenn  An- 
sprüche des  Pa])8tcs  auf  Besitzungen  erfüllt  werden,  die  der  nanctat 
Dei  eccUnae  Romanae  rei  puldicae  einverleibt  werden  sollen  und  dann 
»itb  iure  et  potestate  beati  Petri  stehen ;  die  Römer  sind  der  popuitu 
pectdiaris  des  Apostelfilrsten  *).     Der  Kirchenstaat   selbst   fasste  nach 

')  MO.  CapituUria  I,  368;  vgl.  J.  FICKEK,  Forschuufren  lur  Keiclu-  and 
lUehUg^BMhlehte  lulicna  II  (Innahruck  1869).  8.  328 ff.  TH.  SICKEL.  Du  Pririlegiam 
Otto  I.  Ar  di«  rOmischo  Kirrhc  vom  Jahre  962  (Intubnick  1883),  S.  60 ff.  Weilen 
Lltterattir  bei  HÖHMKK  •  MÜHLUACHEK.  a.  a.  O.  u.  648.  —  Zn  den  8chenkan«en  der 
Ksrolinger  an  die  Plpst«  Überhaupt  vgl.  H.  KOHL  bei  O.  KICHTKK,  AnnJen  im 
dentK-henGenchichtfl  im  Mittelalter  11  (Hallo  a.  8. 1886),  8.674ff.  K.  laV''UK''"T  fV- 
rOmiMhe  Kra^e  von  König  Piupin  bia  auf  Kaiser  Ludn-ig  den  Fronimr;  -  ' 

TH.  LINÜNEK,  Die  aof.  Schenkungen  IMppin«.  Karl-    i-  '- ■  l.    u. 

die  Plptto.  Stuttgart  1806.    H.  VON  8YHKI.,  Kleine  I  stult- 

Kt  18B0),  S.  66ff..  dasu  die  Karton  bei  H.  OELZEK.  '       ^         ,  .     >  orbi« 

mani.  Leipsig  1890  (lulicn  um  da«  .Inhr  600X  und  A.  iXlNUNÖN,  Atlaa  historiqn. 
de  U  France  Nr.  6  (Itnlion  sur  Zeit  Karls  de«  Orowen). 

*)  Als  Aiiitulf  im  .Talire  766  Korn  belagerte,  forderte  Stephan  II.  Pippin  durch 
ein  dem  hl.  Petrus  selbst  beigelegtes  Schreiben  cur  sehleanigen  Hülfe  auf.  Der 
▲dokUI  nennt  di^  die  ewÜM  Mb  Bamam  moUt  a  damim  Dm  nuwaifi 


, den|ia|iM^ 

■Miii  Ow  mmminm \  er  verlangt,  die  Franken  sollten  eclifltaen 
*'•*■•■'•*  ••  po/tuum  eieiiM  jMeiiAarBm,  /ntttt$  veNras  Ammmmmi  tu  maiMMis  tn^ntem*" 
Imfdmthtmm  (MO.  E|»lrtolae  III.  608).    Nach  Bedegung  AlstoUb  fordertra  bTian 
HaUeke  Oeeandle  PIppln  atif.  die  ron  ihm  den  Lwngobardea  eatriseenM  uiw'üHi  f 
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M<iglicl»kt'it  die  Tomtorifu  in  sich  /usaiuincn,  die  einst  dem  ost- 
niniischen  Kaiser  gehört  hatten.  Nicht  der  Verzicht  von  Byzanz  hat 
ihm  staatsrechtliche  Begründung  gewährt,  sondern  die  politischen 
Ereignisse  des  achten  Jahrlumderts.  Er  ist  rfimisch,  weil  der  römische 
Bischof  als  Erbe  der  römischen  Kaiser  ihn  lenkt.  So  kann  denn  der 
Papst  von  dem  cuuctu.s  nosfer  populxis  rei  publicae  liomanorum  sprechen, 
die  Regierung  dieses  Volkes  handhaben  als  weltlicher  Landesfurst, 
ohne  das8  diese  seine  Stellung  durch  einen  besonderen  Titel  aus- 
gezeichnet worden  wäre,  olme  dass  er  aufgehört  hätte,  im  Kirchen- 
staat und  darüber  hinaus  dank  den  Patrimonien  imd  den  Gross- 
wirtscliaften  (domus  cultae)  in  der  Nähe  Roms  auch  Grundherr  zu  sein. 
Den  Staat  Petri  venvaltet  er  als  dessen  Nachfolger.  Für  die  Bewohner 
des  Staates  ist  er  der  dominus.  Die  Bevölkerung  der  allmählich  ihm 
untergebenen  Städte  schwört  ihm  den  Treueid,  während  ihm  gleich- 
zeitig die  Schlüssel  der  Städte  ausgehändigt  werden.  Päpstliche 
Beamte  vertreten  im  Auftrag  des  Papstes  dessen  Hoheitsrechte,  ohne 
dass  doch  von  seiner  Souveränetät  im  Kirchenstaat  die  Rede  sein 
könnte.  Reste  nomineller  Oberhoheit  des  oströmischeu  Kaisers  er- 
innerten an  die  alte  Unterordnung  des  Papstes  unter  Byzanz ;  die  sie 
ablösenden  Befugnisse  des  fränkischen  Königs  als  des  patricims  Ro- 
nutnarum,  dann  als  des  römischen  Kaisers  deuteten  darauf  hin,  dass  der 
Kirchenstaat  im  fränkischen  Reiche  eine  Sonderstellung  einnahm,  die 
nicht  ohne  Analogien  war  mit  Einrichtungen  der  fränkischen  Ver- 
fassung, sich  aber  erklärte  aus  der  eigentümlichen  Doppelnatur  des 
Papstes,  der  fränkischer  Reichsbischof  und  überdies  der  erste  unter 
don  fränkischen  Bischöfen  geworden  war. 

Die  landesherrlichen  Befugnisse  des  Papstes  kamen  in  der  Ver- 
waltimg des  Kirchenstaates,  im  Befehl  über  das  römische  Heer  und 
der  Gewalt  über  die  Befestigungswerke,  in  der  Gerichtsbarkeit  über 
die  Bevölkenmg  zum  Ausdruck.  Wie  im  Einzelnen  sie  gehandhabt 
wurden,  lässt  sich  bei  der  Dürftigkeit  der  Quellen  nur  in  den  allge- 
meinsten Umrissen  schildern,  zumal  es  nicht  ersichtlich  wird,  wo  und 
in  welcher  Weise  die  alten  Ordnungen  verändert  wurden,  wo  und 
wann  gänzlich  neue  an  ihre  Stelle  traten.  Die  militärischen  Beamten 
des  Papstes  (iudices  de  militia)  werden  am  häufigsten  erwähnt,  zumal 
sie  auch  zu  bürgerlichen  Geschäften  wie  z.  B.  zur  Teilnahme  an  der 
Rechtspfiege  und  zu  diplomatischen  Sendungen  verwandt  wurden  und 
gleichzeitig  Stimme  bei  der  Papstwahl  hatten.  Die  duces  unter 
ihnen  waren  in  erster  Linie  militärische  Gouverneure  der  ihnen  an- 
befohlenen grösseren  Städte  oder  Gebiete,  zudem  päpstliche  Statthalter 
und  deshalb  wohl  vielfach  mit  dem  Titel  consul  ausgezeichnet;  fiir 
ihre  Einsetzung  durch  den  Papst  hatten  sie  diesem  eine  Abgabe  zu 
entrichten,  jährlich  an  ihn  die  Steuern  aus  ihrem  Amtsdistrikt  abzu- 
fiihren;    sie    waren    endlich  als  Richter  tätig.     Die  trihuni  waren  ver- 


ioea  der  iinperiaKt  dido  zurückzustellen;  er  weigerte  sich,  (U  jene  Plätze  nicht 
a  poUttate  bmH  Fetri  et  iure  ecelesie  Bomanae  vel  ponHßd  apoetoliee  tedit  entfremdet 
werden  dürften  (Vita  Stephan!  II.  c.  45  ed.  DUCHESNE,  Liber  pontificalis  I.  458). 

8* 
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mutlich  luittJcTen  SUldten  wie  vielleicht  denen  in  der  Pentapoli«  vor- 
gesetzt, die  comttet*  den  kleinen  Städten  wie  z.  B.  Modena  und  Todi. 
Von  den  bürgerlichen  Beamten  des  Papstes  im  Kirchenstaat  liUst  «ich 
noch  weniger  sagen.  Unter  ihnen  treten  vor  allem  die  chartularit 
oder  notart't  hervor,  denen  wahrscheinlich  wie  städtische  Verwaltungs- 
angelegenheiten 80  richterliche  und  militärische  Geschäfte  übenviesen 
waren.  Der  jtraefectuH  urhis  in  Rom  wird  während  des  achten  Jahr- 
hunderts nur  einmal  genannt:  Hadrian  1.  selbst  leitete  die  Unter- 
suchung gegen  einen  des  Mords  Bezichtigten,  dessen  Folterung  dann 
der  Präfekt  vornehmen  sollte,  ohne  dass  ersichtlich  würde,  ob  er  auch 
das  Endurteil  fällen  konnte.  Die  Verwaltung  der  stadtrömischen  Justiz 
in  Civil-  wie  Kriminalsachen  bleibt   unbekannt. 

Zur  Wahrnehmung  aller  weltlichen  Regierungsgeschäfte,  die  vom 
päpstlichen  Latcranpulast  in  Rom  (episcopium ,  palatium,  2)atrinrr/iiHm 
Lateranensej  aus  geleitet  wurden,  stand  dem  Papste  eine  vielköpfige 
Beamtenschar  zur  Verftigung.  Sie  gliederte  sich  je  nach  ihrem  Ver- 
hältnis zur  Verwaltung  des  Kirchenstaats  und  zum  engeren  uäpstlichen 
Hofhalt,  ftlr  dessen  Ordnungen  der  kaiserliche  in  Byzanz  aas  Vorbild 
gewesen  war.  Ihre  Mitglieder  waren  nach  Zünften  (scholae)  organisiert 
und  hatten  ihre  Vorsteher  einmal  in  den  Würdenträgem  des  Palatinal- 
klcms  und  sodann  in  den  Hofbeamten  des  Papstes,  die  insgesamt 
wieder  durch  die  Ausdrücke  palatü  ordines,  orJine»  palattni,  officiaU» 
curtae  zusammengefasst  werden.  Sieben  Würdenträger  des  P«latm«l- 
klenis  (iudices  sncrt  palatii  Lateranenaijt,  jHt/atuii',  sanctae  Romanat 
eccleaiae,  de  clero)  treten  in  den  Quellen  entgegen.  Leichter  dünkt  e«, 
ihre  politische  Bedeutung  ftir  die  Geschichte  des  Kirchenstaates  zu 
werten  als  ihre  Obliegenheiten  und  Rechtsstellung  zu  sclüldem.  Un- 
gewiss  bleibt  ihr  Alter:  nur  eine  Vermutimg  glaubt  sie  bereits  su 
Ende  des  vierten  Jahrhunderts  eingesetzt ;  mit  einiger  Sicherheit  lassen 
sie  sich  nur  bis  ins  sechste  Jahrhundert  /urückveriblgcn.  Begründeter 
ist  die  Ansicht,  die  in  den  Pfalzrichtem  juristisch  geschulte  Minner 
erblickt,  die  der  Papst  zu  seiner  audientia,  d.  h.  dem  Gericht  bei 
bürgerlichen  Rechtsfragen,  heranzog;  jedenfalls  waren  sie  in  der  Regel 
mit  den  niederen  Weihen  bis  zu  der  des  Subdiakonats  versehen,  die 
also  eine  Art  von  Erblichkeit  der  Acmter  in  einzelnen  Familien  nicht 
ausschlössen.  Zweifelhaft  ist  endlich,  ob  die  Siebenzatil  der  Pfalz- 
richter herkömmlich  war  oder  sich  erst  im  Laufe  der  Zeit  eingestellt 
hat.  Wie  dem  immer  sei,  folgende  tudice»  palatini  sind  zu  unter- 
•cheidcn:  1)  der  primt'ceri'uM  (p.  twtartorum),  d.  h.  der  Vorstand  der 
Regionamotare,  der  päpstlichen  Kanzlei  imd  urspriinglioh  auch  der 
pftpstlichcn  Bibliothek,  der  Hüter  und  SchlüsselbewahriM-  des  Palastes, 
der  I^iter  der  päpstlichen  Korrespondenz  und  damit  gleichsam  Minister 
des  Auswärtigen,  während  einer  Stuhleriedigtmg  oder  Abwesenheit  des 
Pftpates  sein  Vertreter;  2)  der  senmdireriuH  »otan'orum,  d.  h.  der  iweite 
Vorsteher  der  päpstlichen  Kanzlei,  der  bei  feierlichen  AiUissen  mit 
dem  Primiccrius  unmitt<>lbar  neben  dem  Papste,  vor  den  Bischöfen, 
•ich  aufstellte;  3)  der  arcarins,  d.  li.  der  Vonvalter  der  päpstlichen 
Einkünfte,  beauftragt  mit  der  Sorge  ftir  deren  ordnungagemJUsen  Ein- 
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lauf  uixi  ihre  Aufbewahrung;  4)  il<  r  •"•  ■  'flnrlu»,  d.  h.  der  Verwalter 
dor  pHpstiu-h«'!!  Ausgaben  wie  z.  15.  <1<  >  Soldos  an  die  Truppen,  der 
AlmoKcn  an  »lie  Amien,  dei-en  Liste  er  führt,  der  piiphtlichen  Gnaden- 

ri«chenke  ( preitbyteriaj  an  die  Geistlichen;  5)  der  protoncriniariu», 
h.  der  Vorsteher  der  »crintarit  oder  tabelUonts  aU  der  Schreiber 
der  päpstlichen  Urkunden,  zugleich  bei  Synoden  der  Vorleser  der 
Synodalakten,  wenn  nicht  sein  Amt  erst  um  die  Mitte  des  neunten 
oder  gar  zehnten  Jahrhunderts  geschaffen  wurde;  6)  der  primiceritu 
ilefensorum  (prünus  def'euHorj,  d.  h.  der  Vorsteher  der  defensores  als 
der  kirclüichen  Advokaten,  daher  wohl  betraut  mit  der  Wahrnehmung 
der  Hechte  der  römischen  Kirche  überhaupt  und  auch  mit  der  Oberauf- 
sicht über  die  Verwaltung  der  Patrimonien;  7)  der  nomenclator  (ad- 
onnlfulahu-t,  d.  h.  der  Ceremonienmeister  und  Verwalter  der  Gnaden- 
angelegeuheiten  von  Witwen,  Waisen  imd  Gefangenen.  Im  (iegensatz 
freilich  zur  herrschenden  Meinung  hat  man  neuerdings  geglaubt,  das« 
bis  zur  Schaffung  des  Amtes  des  Primicerius  der  Nomenclator  zu 
scheiden  sei  vom  Adminiculator,  der  letztere  aber  gleichzusetzen  mit 
einem  secundicenus  defensorttm,  dass  erst  später  der  Nomenclator  die 
Ikffugnisse  des  Adminiculator  (des  Secunderius  defensorum)  an  sich  ge- 
zogen habe.  —  Die  Hofbeamten  des  Papstes  bildeten  eine  zweite  Gruppe. 
Zu  ihnen  gehörten :  1 )  der  vicedoini'nus  (superista)  als  der  Oberaufseher  über 
den  päpstlichen  Palast  und  das  gesamte  Hofgesinde;  2)  der  vestararius 
iprior  vestiarit)  als  der  Oberaufseher  über  die  für  die  kirclüichen 
Handlungen  und  Ceremonien  des  Papstes  erforderlichen  Gewänder, 
Kleinodien  imd  Geräte;  3)  der  bihliotJiecarius  seit  der  Wende  des 
siebenten  und  achten  Jahrhunderts;  4)  die  sechs  diaconi  palatini  mit 
einem  archidi'aconun  als  siebentem  an  ihrer  Spitze,  die  zugleich  mit 
den  xnlnh'aroui  palatini  und  acobuhi  pa/atini  dem  Papst  assistierten, 
.xobald  er  selbst  Gottesdienst  hielt;  5)  die  cuhicularii,  d.  h.  die  Ange- 
hörigen des  cnbicidxnn  als  der  Vereinigung  vornehmlich  jüngerer  Söhne 
des  römischen  Adels,  die,  vielleicht  seit  dem  seclisten  Jahrhundert, 
am  päpstlichen  Hofe  unterrichtet  wurden  imd  dem  Papste  zu  unmittel- 
barem Dienste,  z.  B.  bei  geistlichen  Handlungen,  veq)flichtet  waren. 
Da  sie  häufig  zu  den  höheren  Weihen  zugelassen  wurden,  war  die 
Zugehörigkeit  zum  cubiculum,  das  man  mit  der  fränkischen  Hof  kapelle  ver- 
gleichen mag,  tatsächlich  die  Vorraussetzung  für  die  höchsten  geistlichen 
Würden;  von  siebzehn  Päpsten  von  715  bis  867  sind  elf,  darunter 
':     Lfo  in.    (795—816)    und  Nicolaus   I.  (858—867),    cubicularii 

So  weitverzweigt  aber  auch  die  Geschäfte  der  pästlichen  Be- 
amten sein  mochten,  so  bedeutsam  die  landesherrliche  Stellung  des 
Papstes  im  Kirchenstaat,  von  einer  unbeschränkten  Souveränetät  de« 
Papstes  kann  nicht  die  Rede  sein.  Die  Oberherrschaft  des  ostn'imischen 
Kaisers  hinterliess  bis  ins  letzte  Drittel  des  achten  Jahrhundert«  ihre 
Spuren  in  der  Datierung  der  päpstlichen  Urkunden  nach  seinen  Re- 
i^noningsjahren,  in  den   bis  zum  Ausgang  des   siebenten  Jahrhunderts 


0  Ueb«r  die  Geistlichkeit  in  Rom  und  die  Kardinile  vgl.  }  28. 
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mit  seinem  HUdni»  in  Kom  üelb^t  geprägten  Münzen;  noch  unter 
Hadrian  I.  (772 — 795)  wurden  verbannte  Verbrecher  zur  Verwahrung 
nach  Ryzanz  gesciückt.  In  Wegfall  kamen  diese  Zeichen  byzantinischer 
Oberhoheit  unter  Hadrian  I.  (772 — 795).  Er  zuerst  hat  päpstliche 
Landesmünzen  mit  seinem  Namen  schlagen  lassen.  Seit  P^nde  781  sind 
Papsturkunden  erhalten,  die  nach  den  Jahren  seines  Pontitikats  datieren, 
freilich  mit  dem  Zusätze:  „unter  der  Herrschaft  imseres  Herrn  und 
Heilands  Jesus  Christus",  während  Leo  HL  (795 — 816)  zimächst  nach 
seinen  Pontitikatsjahren  und  zugleich  den  Jahren  von  Karls  italienischer 
Herrschaft  (n  quo  cepit  lialiamj  datierte,  dann  vom  Jahre  800  an 
und  wie  er  seine  Nachfolger  bis  auf  Johann  VHI.  (872 — 882)  nach 
den  Jahren  der  karolingischen  Kaiser.  Exilierte  Verbrecher  mussten 
fortan  ins  Frankenreich  gehen,  dessen  Herrscher  ihren  Aufenthaltsort 
bestimmte.  Wohl  nannte  noch  im  Jahre  785  Papst  Hadrian  1.  den 
Kaiser  Constantinu«  II.  (780 — 797)  nach  alter  Uewohnheit  seinen 
Herrn,  aber  er  leugnete  zugleich  das  Fortbestehen  der  früheren  Kaiser- 
gewalt, indem  er  bemerkte,  Karl  der  Grosse  habe  dem  Petrus  Städte 
und  Länder  zu  ewigem  Eigentum  restituiert,  auf  die  er  begründeten 
Anspruch  gehabt  habe.  Damit  brachte  er  zugleich  zum  Ausdruck, 
dasa  schrittweiHc  die  Souverilnetät  der  Karolinger  in  die  Stelle  der 
byzantinischen  einrückte :  der  Patriciat  Pippins  und  seiner  Söhne,  das 
Imperium  Karls  und  seiner  Nachfolger  bezeichnen  die  Stufen  dieser 
Umbildung,  die  den  Papst  aus  einem  Untertan  der  Oströmer  zum 
Untertan  der  Karolinger  machte '). 

Im  Jahre  754  hatten  Pippin  und  seine  Söhne  den  Titel  patricius 
Romanorum  angenommen ;  er  sollte  sie  zu  Schirmherren  der  römischen 
Kirche  und  ihres  Besitzes  machen,  gleichzeitig  sie  zur  Gewähnmg 
solchen  Schutzes  verpflichten.  Erst  nach  Eroberung  des  Langobarden- 
reichs im  Jahre  774  nannte  sich  Karl  auch  in  seinen  Urkunden  patricitu 
Romanorum.  Er  betrachtete  den  Kirchenstaat  als  einen  Teil  seines 
Reiches:  „verfassungsmässig  stellte  sich  das  päpstliche  (Gebiet  als  eine 
mit  umfasHcnden  Hohoits-  und  Immunitätsrechten  ausgestattete  geistliche 
Herrschaft  dar,  welche  innerhalb  des  fränkischen  Reiches  lag".  Daraus 
ergaben  sich  ftir  den  Papst  rechtliche  Verpflichtungen  gegenüber  dem 
fränkischen  König.  Diesem  wurde  das  Ergebnis  der  Pnpstwahl  mit- 
geteilt und  seit  789  der  Untertaneneid  geleistet;  im  Jahre  796  ver- 
sprach Leo  III.  mit  der  Uebersendung  der  Wahlakten  (decretaii* 
eartula)  Treue  und  Gehorsam,  schickte  die  Schlüssel  vom  Grabe 
Petri  und  das  Banner  der  Stadt  Rom  und  bat  endlich,  ein  königUcher 

*)  lUldlicIi  kommt  die  Uemcbaft  dca  fränkischen  Königs  »Is  des  HouverihM» 
dm  i*»|Mte«  ab  dm  Souserlus  Über  Rom  wie  saf  den  MOnsen  (vfl.  oben  S.  1 10 
Ana.  1)  sum  Aosdrack  in  dem  Mos«ikgemIldo  «us  der  Tribüne  des  Trirlinium 
oder  de«  BpeiseMab,  den  Leo  III.  im  Lateran  erbiiat  hatte.  Es  stellt  Christn« 
•ator  den  Apoeteb  dar.  Auf  der  einen  Seite  dieser  .Mittpifrruppe  Oberiribt  (.'hriatus 
dem  U.  Petrus  die  SeblOaael,  dem  Kaiser  Konstantin  dem  Grossen  da«  Labarum 
(Baaaer);  aaf  der  aaderM  Seile  gibt  Petras  von  selaem  Throne  aus  dem  Papste 
Lm  III.  die  Stola,  dem  Köalf  Karl  das  Banner.  Ltteterae  Bild  bat  die  Unterechrift: 
Bmm  A*«  iam  eÜMM  Imm  mm,  bietorim  Quulo  nsidom  (G.  VON  0R.\KVP.N1TZ, 
»MitelM  In  Rom.  Lelpsl«  Vm,  R.91ff.). 
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mistun  mochte  ila«  rttiiiisch«;  \  ulk  nlitlel^  iIck  Kides  der  Treue  und 
der  Untertanschafl  tur  Karl  verpflichten.  Der  Papst  inusMtc  sich 
königlichen  Verordninigfu  tugen,  den  König  und  seine  Familie  ins 
Kirchengebet  einschlicsscn  und  auf  sein  Geheiss  kirchliche  Dankfeste 
▼cranstuteu.  Er  uiusste  auf  Befehl  des  Königs  gerichtliche  Unter- 
snchungen  anstellen  und  Polizeimassregeln  durchführen.  Im  Jahre 
800  eröffnete  Karl  das  (lerichts verfahren  in  Strafsachen  n-ider  Leo  III., 
um  freilich  mit  der  Zulassung  von  dessen  Reinigungseid  auf  die  letzten 
Folgerungen  solchen  Vorgehens  zu  verzichten  ^).  Der  Papst  übte  im 
Kirchenstaat  die  der  Immunität  entsprechende  SelbstverAvaltuug  durch 
seine  Beamten  aus,  die  einerseits  die  Wirksamkeit  der  ordentlichen 
königlichen  Beamten  vereitelten,  andererseits  aber  gleich  den  Vögten 
im  fränkisclien  Reich  zum  König  in  Beziehungen  gestanden  zu  haben 
scheinen.  Karl  wenigstens  hielt  sich  für  befugt,  im  Kirchenstaat  Be- 
amte zu  ernennen  und  dem  Papste  nur  deren  Verteilung  auf  bestimmte 
Bezirke  zu  überlassen,  Appellationen  von  Untertanen  des  Papstes  an 
das  fränkische  Königsgericht  anzunehmen.  Das  päpstliche  Heer  stand 
dem  König  zur  Verfügung.  Ueber  den  Rechtsgrund  aller  dieser 
Obliegenheiten  wird  kaum  genügende  Klarheit  zu  erzielen  sein.  Wer 
einen  Vertrag  zwischen  Papsttum  und  den  Karolingeni  annimmt,  uiuss 
die  Obliegenheiten  des  Papstes  gegenüber  dem  weltlichen  Herrscher 
verstehen  als  vereinbarte  Einschränkungen  der  päpstlichen  Gerechtsame 
zu  Gunsten  eines  für  den  Kirchenstaat  als  Ausland  zu  bezeichnenden 
Staates.  Leitet  man  sie  her  aus  der  Koramendation  des  Papstes  in 
den  fränkischen  Königsschutz,  so  werden  die  Rechte  des  fränkischen 
Königs  im  Kirchenstaat  und  über  den  Papst  leicht  den  Anschein  er- 
wecken, als  seien  sie  von  vorneherein  genau  umschrieben  gewesen. 
So  wenig  die  Verfassungsgeschichte  gerade  des  Kirchenstaats  auf 
juristische  /Abstraktionen  zu  verzichten  vermag,  eben  so  sehr  wird  sie 
betonen  müssen,  dass  die  Macht  der  Persönlichkeiten  imd  der  Er- 
eignisse Bildungen  erzeugte,  auf  die  im  EinzeUalle  nicht  das  Recht, 
sondern  die  tatsächliche  Bedeutung  der  handelnden  Männer  von  ent- 
scheidendem Einfluss  war. 

^Vls  Karl  am  25.  Dezember  800  von  I^o  III.  zum  nimischen 
Kaiser  gekrönt  und  adoriert  worden  war,  deckten  sich  seine  und  seiner 
kaiserlichen  Nachfolger  Befugnisse  gegenüber  dem  Papst  und  dem 
Kirchenstaat  im  Wesentlichen  mit  denen,  die  vordem  vom  Patricius 
ausgeübt  worden  waren.  Das  Recht  imd  die  Pflicht,  die  römische 
Kirche  zu  schirmen,  blieben  sich  gleich  und  ebenso  die  Oberhoheit 
im  päpstlichen  Gebiet,  die  durch  den  Kaiser  selbst  oder  seine  missi 
j^eltend  gemacht  werden  konnte,  also  auch  in  der  Stadt  Rom,  eben 
weil  sie  zum  Romanum  imperiitm^  das  Karl  beherrschte,  aU  vorzüg- 
liches Glied  gehörte.  Die  Nachrichten  des  Lihellns  Je  imperatarta 
potestate  in  urbe  Roma  aus  dem  Ende  des  neunten  Jalurhunderts  über 
die  Ausübtmg  der  kaiserlichen  Hoheitsrechte  verdienen  keinen  Glauben»), 

M  Vgl.  oben  S.  105. 

0  MO.  88.  III,  719 ff.  (vgl.  W.  WATTENBACH.  DeutMclilauds  Oenchichüiqneilen 
I.  7.  Anfl.  Stuttgart  and  Berlin  1904,  8.348).    Berichtet  wird,  die  pilpstJiehen  Beamten 


120  Die  Kirche  vom  fünften  bis  znm  neunten  Jahrhundert. 

sicher  i»t  nur,  da»«  dieae  im  Jahre  824  von  Lothar  I.  (817 — 855)  zu 
wirksamster  Entfaltung  gebracht  wurden:  «eine  constitutio  Itomana 
regelte  im  Einvernehmen  mit  dem  Papste  die  römischen  Verhältnisse 
selCMt,  als  erbitterte  Parteikämpfe  in  Rom  die  Stellung  des  Papstes 
wie  des  Kaisers  gefUlirdet  hatten;  sein  pactum  mit  Eugen  II.  (824 — 827) 
ans  demselben  Jalire  verstärkte  die  kaiserlichen  Rechte  iünsichtlich 
der  Papstwahl. 

Der  überlieferte  Wortlaut  der  (  onMitutio ')  verlangte  unter 
Androhung  der  Todesstrafe  fiir  alle  diejenigen  Unverletzlichkeit, 
denen  der  besondere  Schutz  des  Papste»  oder  de»  Kaisers  zugebilligt 
worden  war,  weiterhin  Gehorsam  gegen  den  Papst  und  seine  Beamten 
(ducen  ac  iudices).  Anbefohlen  wird  die  Rückgabe  der  angeblich  mit 
Einwilligung  des  Papstes  entrissenen  Kirchengüter,  die  Abstellung  der 
Räubereien  an  den  Grenzen  des  päpstlichen  und  italienischen  Gebietes. 
Verboten  werden  Plünderungen  bei  Lebzeiten  oder  nach  dem  Tode 
eines  Papstes,  ebenso  bei  Strafe  des  Exils  Einmischungen  in  das 
Recht  der  Papstwahl,  zu  der  nur  die  Römer  gemäss  den  Satzungen 
der  hl.  Väter  befugt  sein  sollen.  Jeder  Einwohner  des  Kirchenstaats 
soll  frei  darüber  entscheiden  können,  nach  welchem  Recht  er  leben 
will.  Der  Hauptnachdruck  ist  auf  die  Wahnmg  der  gerichtsherrlichen 
Oberhoheit  de«  Kaisers  gelegt:  zwei  wissi,  bestellt  von  Seiten  des 
Kaisers   und    des   Papstes,    haben    dem    Kaiser   über  die  1'  '^oge 

der   päpstlichen   Beamten   und   alljährlich   über   die   Beol)  .    der 

Constihitio  zu  berichten;  Klagen  über  Rechtsvenveigerung  sind  dem 
Papste  zu  melden,  der  sie  dann  durch  einen  der  missi  beheben  lassen 
soll;  erfolgt  keine  Abhülfe,  so  ist  der  Kaiser  berechtigt,  nach  Mit- 
teilung eines  mtaeua  neue  Königsboten  zur  endpiltigeii  Beilegung  der  An- 
•tösse  zu  entsenden.  Alle  päpstlichen  Gcrielitsbeamtcn  in  Rom  sollen 
sich  dem  Kaiser  vorstellen,  damit  er  ihre  Zahl  und  ihre  Namen  er- 
fahre, ihnen  persönlich  gerechte  Amtsfühning  einschärfen  könne. 
Für  den  Kirchenstaat,  der  „im  Grunde  doch  nur  eine  grosse  Immunität 
unter  dem  Schutz  imd  mundtburdium  des  Kaisers  war",  wurde  also 
„die  Gemeinschnftlichkcit  des  weltlichen  Regiments  von  Kaiser  und 
Papst  als  Grundsatz  anerkannt,  sodass  dem  Papst  »\»  Landesherm 
die  Initiative  unmittelbarer  Gewalt,  dem  Kaiser  Oberh<dieit,  höchste 
Rechtsinstanz  und  Ueber^-achung  der  weltlichen  Handlungen  blieb**. 
Üb  Lothars  CongtihUw  durch  eine  Neuordnung  der  stadtrömischen 
Verfassung  und  Verwaltung  ergänzt  ^^'urde,  ist  nicht  njehr  xu  ent- 
scheiden. Lothars  Sohn  Ludwig  II.  (860 — 875)  hat,  nachdem  sein 
Versuch  gescheitert  war,  Rom  seinem  italienischen  Königtum  zu  unter- 
werfen, als  Kaiser  an  der  Autorität  über  Rom  festgehalten,    Karl  der 

Mien  als  homitm  impmatt$  betrachtet  worden ;  ein  kaiserlicher  mmmm  habe  danenid 
auf  Koetm  de«  Papatas  bei  dar  PatenUreha  gewohnt  und  hier  oder  im  lataraaiaehaa 
.Saal  „der  WSlftn"  aariehtatafe  abfahallaa  and  die  Hilfle  der  8tral^(aldar  IBr  da« 
kaiserlichen  VUkm  aiiifaaofaii,  dia  Saehtspflega  der  pipetliehan  Baaartaa  la  Boas 
tind  im  Ihicat  baaoMMtlfft  aad  Baraftufaa  wider  ihre  UrtaUa  aagaaowaB,  «ai 
darflbar  dem  Kaiser  behufs  Ahaandanf  na«ar  a»«i  lu  berichtan  u.  a.  m. 
*)  MO.  Capitularia  1,  888  (-  MIBBT'  8.  84). 
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Kalili-  daj^i'^cii  (H4U  877;  im  Jahn-  Hlb  aut'  woentliciu'  IJechte  de« 
Impt'riuni  verzichtet,  "vric  es  luisst  auf  die  dauenuh'  Anwesenheit 
seines  mümi*  iu  Hoin  und  de«8en  Teilnahme  an  der  Ordination  de« 
Päpsten.  Je  melir  das  Kaibertum  zum  Objekt  de»  Streite»  zwischeu 
den  (»»tfränkischen  und  westfrUnkisohen  Karolingern,  Bchliesslich  auch 
italienischen  Grossen  wurde,  desto  mehr  Kinbusse  erfuhren  seine 
Hoheitsrechte.  Den  Kaiser  zu  krönen  beanspruchte  der  Papst  als  sein 
ausschliessliche.«  Recht,  des  Kaisers  Pflicht  ward  der  Schutz  der  römischen 
Kirche  und  ihrer  Besitzungen  gegen  die  vordringenden  Sarazenen.  Um 
so  selbständiger  wurde  die  Gewalt  des  Papstes  im  Kirchenstaat,  wenn 
auch  die  Kaiser  Wido  (891—894)  und  Lambert  (f  898)  ihre  kaiser- 
lichen Gerechtsame  zur  (Jeltung  zu  bringen  ^»nissten.  Der  kaiserliche 
Einfluss  in  Kom  konnte  nur  noch  von  den  jeweiligen  Macht\'erhältni8sen 
der  konkurrierenden  Gewalten  abhängen,  nicht  mehr  auf  anerkannte 
KechtssAtze  sich  stützen. 

Lothar  I.  hatte  im  .Jahre  824  zugleich  den  kaiserlichen  Gerecht- 
samen hinsichtlich  der  Papstwalil  xmd  Papt«tweihe  eine  neue  Fassung 
gegeben:  so  oft  sein  jtactiim  auch  in  der  Folge  übertreten  wurde, 
jedenfalls  ist  es  die  Quelle  der  späteren  geblieben  und  die  hier 
verbrieften  Befugnisse  des  Kaisertums  haben  noch  die  Ottonen  und 
Salier  behauptet,  freilich  nicht  immer  ausgeübt,  bis  im  Jahre  1059 
durch  die  Neuordnung  der  Papstwahl  von  seiten  des  Papstes  Nicolaus  IL 
riOöS — 1061)  eine  neue  Rechtsgrundlage  geschaffen  wurde.  Der 
Wortlaut  des  pactum  selbst  ist  verloren,  sein  Inhalt  aber  ergibt  sich 
atis  dem  Lothar  von  den  Hömern  geleisteten  Eid  ^)  und  aus  dem  pactum  ') 
Kaiser  Ottos  I.  (936 — 973)  vom  Jahre  962,  das  auf  denselben  Be- 
dingungen beruhte  wie  das  Lothars.  Die  Römer  schworen  auf  die 
Evangelien,  das  Kreuz  Christi  imd  den  Leichnam  Petri,  den  Kaisem 
Ludwig  dem  Fronmien  und  Lothar  treu  zu  sein  unbeschadet  der  dem 
Papste  versprochenen  Treue,  den  Papst  nach  kanonischer  Satzung  zu 
wählen  und  nicht  weihen  zu  lassen,  ,,bcvor  er  nicht  in  Gegenwart 
eines  kaiserlichen  missus  und  des  Volkes  den  Eid  abgelegt  hat,  den 
Papst  Engen  freiwillig  für  die  Erhaltung  Aller  schriftlich  geleistet". 
Diese  schriftliche  Zusage  Eugens  enthielt,  Avie  es  scheint,  das  Gelöbnis 
der  Treue  gegen  den  Kaiser,  den  Inhaber  der  Oberhoheit  über  den 
Kirchenstaat,  trug  veimutlich  seinem  Anspruch  auf  Anerkennung  der 
Papstwahl  Rechnung  und  zugleich  der  Pflicht,  die  Weihe  des  Ge- 
wählten erst  nach  Ankunft  der  kaiserliehen  Bevollmächtigten  in  Rom 
wie  in  deren  Gegenwart  zu  vollziehen. 
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R.  BAXMANN,  Die  Politik  der  Pipete  von  iingot  L  hu  auf  Gregor  YII. 
(Elberfeid  1868)  I.  8.  27  ff.  II  (1809).  8.1  ff.  C.  BAYET,  Revue  bistoriqne  XXIY 
(1884),  8.  49  ff.     H.  DOPFFEL,  Kaisertum  und  Papstnechsel  unter  den  Karolingern. 

')  MO.  Capitolari«  I,  834  (-^  MIRHT*  8.  86). 
*)  MO.  Constitutionen  I,  24  (  -=  MIItHT'  S.  88). 
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Kreiburg  i.  Kr.  1888.  F.  X.  FUNK,  Historisches  Jahrbuch  IX  (1888).  8.  284iL 
il.  (JKAUJJIT,  Historisches  Jahrbuch  XX  (1899),  8.  280  ff.  H.  (JRISAK,  Zeitschrift 
für  katholische  Theologie  III  (1879),  S.  655  ff.  IV  (1880),  S.  468  ff.  H.  GRI8AK, 
Oenchiehte  Roms  und  der  PKpste  im  Mittelalter  I,  8.  574 ff.  M.  HKIMKUCHEK, 
Die  Papstwahleu  unter  den  Karoiiu^em.  Ang^sburg  1889.  P.  HIN^CHIUS,  Kirchen' 
recht  I,  S.  219  ff.  J.  I.ANGEN,  Geschichte  der  römischen  Kirche  I  (Bonn  1885), 
H.  841  ff.  II  (1892),  S.  1  ff.  O.  LOKKNZ,  Papstwahl  und  Kaiserthum  (ßerlin  1874), 
8.  21  ff.  H.  NIEHl'Kä,  Geschichte  des  Verhältnisses  zwischcu  Kaiserthum  und  Papst» 
fhum  I,  S.  442  ff.  H.  MEHIK.S,  Historisches  Jahrbuch  I  '1880),  8.  141  ff.  L.  WEI- 
LAND,  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  XIX  (Neue  Folire  IV.  1884j,  8.  85  ff.  H  .T.  \VI:rm, 
Die  PnpMtwnlil  (Kr.lu  1902).  8.  Uff. 

Die  iin(ianxon  j^instigo  Lage  des  Papsttums  während  der  Herr- 
Bchaft  der  arianisclien  U.stgothen  über  Italien  war  nicht  von  Dauer; 
die  Eroberung  der  Apenninhaibinsel  durch  Ju.stinians  1.  (527 — 5tt5) 
Feldherren  brachte  es  in  Abhängigkeit  vom  ostrümischen  Kaisertum. 
Verglichen  mit  der  Stellung  des  Patriarchen  von  Byzanz  gegenüber 
dem  Kaiser  mag  die  des  Papstes  weniger  schwierig  erscheinen  —  sein 
Sitz  war  nicht  einmal  llesidenz  des  Exarchen,  sein  Anspruch  auf  die 
Lenkung  der  Kirchen  in  den  westlichen  Ländeni,  die  sich  von  der 
Oberhoheit  des  Kaisers  freigemacht  hatten,  gab  ihm  erhöhtes  Ansehen  — ; 
gleichwohl  wurde  die  Unterordnung  unter  Byzanz  drückend  genug 
empfunden.  Sie  hat  die  Abkehr  der  occidentalischen  Kirche  von  der 
dos  Ostens  ebenso  erleichtert  wie  sie  in  der  verschiedenen  Entwicklung 
beider  seit  der  Teilung  des  gesamtrümisehen  Reiches  begründet  war. 
Als  im  achten  Jahrhundert  das  Kaisertiun,  an  der  Verteidigung  seines 
Besitzes  in  Italien  behindert,  im  Bilderstreit  noch  einmal  versuchte, 
die  Aufrechterhaltung  seiner  kirchlichen  Gerechtsame  gegenüber  dem 
Papsttum  zu  «Tzwingen,  tuhrt<'  dessen  Bündnis  mit  dem  fränkischen 
Kiinig  zu  .seiner  Loslösung  von  Byzanz.  Troty.  manniglacher  Ab- 
weichungen in  Verfassung  imd  Disziplin,  Lehre  und  Kultus  blieb  die 
kirchliche  Gemeinschaft  zwischen  der  abendländischen  und  der  morgen- 
ländischen  Kirche  zunächst  gewalirt,  rechtlich  dagegen  waren  beide 
von  einander  geschieden,  und  das  sog.  Photianisclie  Schisma  *)  offen- 

')  Papst  Nicolaus  I.  (858—867)  hatte  sich  nach  der  (gewaltsamen  Abset>un|f 
des  Patriarchen  Ignatius  (847—868,  867—878)  und  der  Einsetzung-  des  Photins 
(85S  — 867,  878—886)  an  Gunsten  des  Jguatius  ausgesprochen,  dabei  die  alten  An- 
sprüche dfs  Papsttums  Über  di«*  oströmische  Kirche  erneut.  Photins  bannte  den 
Papst  (867),  dessen  Primat  aber  nach  dem  Sturee  des  Knisor.'«  und  des  Photins  auf 
dem  8.  ailgruieincn  Concil  tu  Koiuitantinopel  (869)  wiederum  anerkannt,  879/80  von 
neaem  bestritten  wurde,  obwohl  Papst  Johann  VIII.  (872—882)  sich  bereit  erklärt 
hatte,  nach  dem  Tode  des  Ignatius  wieder  Photius  anxuerkennen,  der  freilich  tu 
Onnaten  Korns  auf  die  kirchlich«  Suprematie  Über  Hulgarien  %-encichtcn  sollte.  Das 
881  entstandene  Schisma  ward  npXter  beseitigt,  ohne  dass  der  Verkehr  swischen 
beiden  Kirchen  reger  geworden  wKre.  Neue  Streitigkeiten  brachen  unter  Papst 
Ijeo  IX.  (1049—1054)  aus,  dessen  Verlangen,  sich  mit  dem  Kaiser  Konstantin  IX. 
lionoioacbo«  (1042 — 1054)  gegen  die  Nonnannen  in  rnteritalien  xu  verbunden,  der 
Patriarch  Michael  Kerallarios  (1048—1058)  bekämpfte,  während  dieser  sugleicb 
litterariaehe  Angriffe  auf  Kom  forderte,  um  das  Anaehen  seines  Stuhle«  so  Mdiywrn. 
Das  Aofkrcten  der  pXpstliehea  Gesandten  in  Bysaas  verhinderte  ein  BlBTenMlunen 
swischen  Papst,  Patriarch  und  Kaiser.  Am  16.  Juli  1054  wurde  Leo's  IX.  Bannbvlle 
gegen  den  Patriar^«i  Mlf  den  liauptaltar  der  Sophienkirche  in  Hyaaux  niederfeiegt 
Damit  war  die  längst  bestehende  innere  Trennung  d«'r  Kirchen  auch  Xnsserlich  voll- 
lOfen:  die  «päteren  Versuche  sie  au  besiitigen  blieben  ohne  Erfolg:  vgl.  MIRHT* 
8.  06.  161.     W    \OHIH :\     Ha.  Papettum  und   ItTKans.      Berlin   UHX'^ 
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b»rtf  die  Schwierigkeiten,  sie  iintor  »Irr  Herrschaft  de»  Papt<t«  >  zti 
vereinigen. 

Die  kirehliehen  .Viisprüclu-  und  die  kirchliche  SteHung  der  l*äpstc 
wurden  während  der  bjzantinischen  Zeit  (um  550 — um  750)  von  zwei 
Seiten  her  eingeschränkt.  Nachdem  die  Kntwicklung  der  ostrihniHcheD 
Kirchenverfassung  den  Bischof  von  Byzanz  als  Patriarch  an  die  Spitze 
aller  Patriarchen  des  Ostens  erhoben  hatte,  ihm  auf  den  ^'uncilien 
von  Konstantinopel  (381 )  und  Chalcedon  (451 )  der  erste  Hang  nach  dem 
Bischof  von  Kom  zugesprochen  worden  war,  nannte  sich  der  Patriarch 
Johannes  IV.  Nestcutes  ( f  595)  erstmals  selbst  „ökumenischer  Patriarch'* 
(7iaTtMuo/tjs  oixovfievtxa;,  patriarcha  unicentalis).  Er  bestritt  damit  die 
Fordenmg  der  Päpste  auf  den  Univerealepiskopat,  auf  den  Primat 
über  die  Uesamtkirche,  wie  sie  z.  B.  von  Innocenz  I.  (401—417)  und 
Leo  I.  (440 — 461)  aufgestellt,  von  occidentalischen  Bischöfen  wie 
z.  B.  Avitns  von  Vienne  (f  um  526)  anerkannt  worden  war.  In 
Byzanz  blieb  der  Widerspruch  der  Päpste  Pelagius  II.  (579—590) 
und  Gregor  I.  (^590 — 604)  unbeachtet;  das  Zugeständnis  des  Kaisers 
Phokas  (602 — 610X  die  römische  Kirche  sei  das  Haupt  aller  Kirchen 
—  wie  es  scheint,  verbot  er  auch  dem  Patriarchen  die  Führung  jenes 
Titels  — ,  hatte  nur  vorübergt^hend  Gültigkeit.  Die  Patriarchen  hielten, 
gestützt  zugleich  durch  die  Beschlüsse  des  sog.  Cmtcäium  quininfxttnn 
vom  Jahre  692,  an  der  Bezeichnung  fest,  ohne  sie  freilich  gegenüber 
der  Kirche  des  Westens  mit  irgendwelchem  tatsächlichen  Inhalt  füllen 
zu  kr»nnen.  Die  Päpste  dagegen  verzichteten  auf  eine  ausdrückliche 
Betonung  ihres  universalen  Episkopats  in  ihrem  Titel.  Gerade  die  von 
Gregor  I.  im  (»egensatz  zum  Patriarchen  angenommene  Bezeichnung 
sernts  «error um  Dei,  die  sich  unmittelbar  dem  Eigennamen  des  Papstes 
imd  sein<*m  Titel  „Bischof*^  anschloss  (z.  B.  Gregorius  episcopus  serru* 
»ervorum  Dei)  und  die  ältere  Titulatur  (z.  B.  Coeliu«  St/mmarJiut 
episcopits  sanrtaH  ecdesiae  vatholicae  urbi's  liomae)  verdrängte,  ist  auch 
von  allen  seinen  Nachfolgern  geführt  worden.  Ob  sie  von  Gregor  als 
Zeichen  der  Demut  gewählt  \^Tirde  —  andere  Bischöfe  wie  z.  B.  der 
hl.  Augustinns  (f  430)  und  der  hl.  Bonifatius  (f  754)  haben  sich 
ebenso  ihrer  bedient  — ,  ob  er  sie  anwandte,  um  an  sein  Mönchtum 
vor  Uebemahme  des  Pontifikats  zu  erinnern,  lasst  sich  nicht  mclu* 
entscheiden.  Kein  späterer  Papst  hat  sich  episcopus  universalis  g*?- 
nannt,  ohne  Andere  daran  zu  hindern,  von  ihm  als  apostolicutt  it 
universnlts  pontifejr,  universaiis  papa  (urhis  Romae)  zu  sprechen.  Der 
Primat  wurde  im  Ausdruck  cicarius  Petri,  später  cicarius  Christi  oder 
ricarius  Dei  so  bestimmt  wie  genügend  betont. 

Folgenschwerer  war  die  Unterordnung  des  Papsttums  in  kirch- 
lichen Angelegenheiten  unter  den  Kaiser.  Dieser  vereinigte  in  sich, 
genau  wie  einst  Constantin  der  Grosse  (306 — 337),  imperium  und 
aacerdotium,  war  Herrscher  und  Priester  zugleich.  Zu  seiner  Thron- 
besteigung entsendet  der  Papst  ein  Glückwunschschreiben.  Sein  Bild 
(lauratum)  wird  in  Rom  feierlich  eing<;holt  und  an  geweihtem  Orte 
aufgestellt.  Sorgfiiltig  vorbereitete  Ceremonien  begleiten  den  Bt^such 
des    Kaisers    Constans   II.  (641 — 668)    hi    Rom    (663)    wie    den  seines 
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Kxarcheii  von  liuvcnna.  Der  Kaiser  beti*achtet  »ich  als  die  letete 
Qticlio  wie  de«  weltlichen  so  des  kirchlichen  Kccht»  und  der  kirch- 
lichen Lehre.  Mit  seiner  Erlaubnis  verleiht  der  Papst  die  Pallien. 
Angeblich  von  Constantin  dem  Grossen  hat  er  das  Recht  erhalten,  bei 
grossen  Festlichkeiten,  auf  dem  Wege  von  und  zu  der  Kirche,  nicht 
in  flieser  selbst,  die  Tiara,  aus  ßischofsmützc  und  Krone  betehend,  zu 
tragen.  Der  Kaiser  ausschliesslich  berief  allgemeine  Concilien,  die 
der  Papst  regelmJlssig  zu  beschicken  hatte,  wHhrend  in  Byzanz  und 
ebenso  in  Havcnnn  beim  Exarchen  ständige  (Gesandte  Injwcrisiarii, 
rfHpotundeM)  den  Verkehr  vennittelten.  Als  der  Eintritt  von  Beamten 
und  Soldaten  in  die  Klöster  verboten  wurde,  musstc  Gregor  I.  (590  — 
604),  der  sich  ausdrücklich  als  Untertan  des  Kaisers  und  ihm  wie 
den  staatlichen  (»«'setzen  zu  (.iehorsam  ver|)flichtet  bekannte,  den  Eriass 
nn  die  Bisclnife  Italiens  weitergeben.  Der  Kaiser  \\\n\  vom  Papst, 
wo  z.  B.  von  IVlttgius  1.  (556—061)  und  Gregor  L,  gebeten,  .SchiHUiatiker 
zu  bestrafen.  Er  verkündet  Glaubenssätze,  die  wie  z.  B.  das  Glaubens- 
bekenntnis (?Kde?icJ  des  Heraclius  (610—641)  vom  Jahre  638  und 
der  sog.  tt/pim  des  Kaisers  Constans  II.  (641 — 668)  vom  Jahre  648 
zwiespUltige  Lehrmeinungen  beseitigen  sojlen.  Papst  Martin  I.  (649 — 
653),  der  den  Befehl,  in»  Streit  über  die  Willen  in  Christus  fortan  zu 
schweigen,  nicht  beachtete,  wurde  verhaftet,  nach  Byzanz  geschlenpt 
»nid  endete  im  Exil  auf  der  Halbinsel  Krim.  Der  Kaiser  fordert  den 
Papst  vor  sich;  so  musste  Constantinus  (708 — 715)  nach  Kicomcdia 
r«Msen,  um  mit  Justinian  II.  Hhinotmetus  (685 — 695,  705 — 711)  über 
die  fiir  Bom  anstössigen  Artikel  des  sechsten  allgemeinen  Concils  von 
KiMistantinopt^l,  des  sog.  (hucHhnn  TruUaiium  von  680,  zu  verhandeln. 
Der  Kaiser  duldete  Plünderungen  des  päpstlichen  Schatzes  durc*h  den 
Exarchen  und  dessen  Soldaten,  so  unter  Papst  Severinus  (640).  Er  be- 
strafte den  Papst  ftir  seinen  Ungehoi'sam  wider  das  Bilderedikt  (726) 
—  im  Verbote  des  Bilderdienstes  ftillte  der  Kaiser  eine  Entscheidung 
zugleich  über  die  Lehre  —  durch  Einziehung  des  sicilischen  pairi- 
iitonitim  samt  dess«'n  reichen  P^rträgen,  riss  diejenigen  Beichsländer, 
die  bislang  dem  Papst  unmittelbar  untergeben  waren,  also  L'nteritalien 
und  die  illyrischen  Provinzen,  Macedonien  und  Griechenland,  von 
Hom  los  und  imtenvarf  sie  dem  Patriarchen  von  Byzanz  (733).  Zu 
Allem  kam  die  VerfÜgiuig  über  den  pästliehon  Stuhl  selbst.  Der  Papst 
ward  vom  Kaiser  abgesetzt,  so  z.  B.  Silverius  (536 — 537)  und  Martin  \. 
(H49 — 653),  zu  seiner  kirchlichen  Würde  designiert  wie  Pelagius  I. 
(556 — 561);  ftclbst  die  Erhebung  eines  Papstes  bei  Lobzeiten  de»  Vor- 
gftngors  ward  bei  Eugen  I.  (654 — 657)  vorgenommen,  da  man  ftirchtete. 
der TCaiMcr  möchte  einen  Irrgläubigen  einsetzen.  KegelmäMig  war  die 
kaiserliche  Besttttigung  der  Papstwahl  erforderlich. 

Von  einem  Kocht  der  Kaiser,  die  Papstwahl  zu  bestAtigen,  wird 
erst  seit  der  Mitte  iloa  sechsten  Jahrhundorts  gesprochen  werden  dürfen. 
Der  erwählte  Papst  konnte  regelmässig  nicht  vor  Eintreffen  der  kaiser- 
lichen Willenserklärung  geweiht  wcnlen;  geschah  es  ohne  sie  wie 
«.  B.  bei  Pelagius  IL  (578 — 590),  so  musste  es  in  ausscrorflentlichen 
V<irkomnH)iMA«>n    «eine    EntschiUdigung  finden.     Die  Päpste  haben  die 
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BefiignU  des  Kaiser«  nicht  bestritten:  (.Jregor  I.  z.  IJ.  bat  Mauritiuü 
(582 — 602),  seine  Wahl  nicht  zu  b<,'8tiltigen.  Andererseits  bot  sich 
fiir  die  Kaiser  in  der  Bestätigung  ein  Mittel  dar,  den  Gewählten  zum 
Nachgeben  in  dogmatischen  Fragen  zu  zwingen.  Die  Folge  war  die 
lange  Dauer  der  Sodisvakanzen.  die  zum  mindesten  sich  über  drei 
bis  vier  Monate  erstreckten,  nach  dem  Tode  8abinians  (ö04 — 606) 
sogar  fast  ein  Jahr,  nach  Honorius  1.  (625 — 638)  ein  Jahr  und  sieben 
Monate  währten.  Jede  Bestätigung  verpflichtete  zu  kostspieligen  Ge- 
sandtschaften nach  Byzanz,  zur  Zahlung  von  Sportein  —  man  hat  sie 
auf  rund  240000  Mark  veranschlagt  — ,  auf  die  der  Kaiser  erst  zu 
Gunsten  Agatho's  (678 — 681)  verzichtete,  ohne  danmi  seine  Gerecht- 
same selbst  preiszugeben.  Alle  diese  Missstände  fiir  die  kirchliche 
Verwaltung  legten  es  nahe,  die  kaiserliche  Bestätigung  durch  die 
des  räumlich  näheren  Exarchen  von  Havenna  zu  ersetzen.  Zu 
Gunsten  von  Papst  Benedictus  II.  (684 — 685)  wurde  verfügt,  dass 
der  Gewählte  ohne  Säumen  ordiniert  würde  (e  cestigio  absque  tarditate 
pontifejc  ordinetur),  d.  h.  wahrscheinlich,  dass  der  Exarch  als  Stell- 
vertreter des  Kaisers  die  Anerkennung  innerhalb  einer  bestimmten 
Frist  auszusprechen  habe,  damit  eine  willkürliche  Verlängerung  der 
Sedisvakanz  vermieden  werde.  Eben  dieser  Bestätigung  durch  den 
Exarchen  tragen  auch  die  Formeln  des  Liber  diurnus  * )  Rechnung.  War 
ein  Pap.st  gestorben,  so  erfolgte  durch  den  Archipresbyter,  den  Archi- 
diakon  und  den  Primicerius  der  Notare  als  die  Verwalter  der  Kirche 
bei  erledigtem  Stuhle  (lociim  servantes  sedts  apostolicae)  eine  Todes- 
:inzeige  nach  Ravenna;  während  ein  Protokoll  über  den  Verlauf  der 
Neuwahl  im  Lateranarchiv  hinterlegt  wurde,  sandte  man  einen  Bericht 
darüber  an  den  Kaiser,  gleichzeitig  aber  eine  Bittschrift  um  Bestäti- 
gung an  den  Exarchen,  bei  dem  sich  fiir  den  Neugewählten  auch  der 
päpstliche  Apocrisiar  in  Ravenna,  der  dortige  Erzbischof  und  die 
iudices  verwenden  sollten.  Geübt  ward  diese  Gewohnheit  bis  ins  achte 
Jahrhundert  hinein:  Gregor  III.  (731 — 741)  hat  vielleicht  zum  letzten 
Mal  die  Bestätigung  seitens  des  Exarchen  nachgesucht.  Seine  Nach- 
folger wurden  fi"ei  gewählt  und  frei  geweiht,  nur  dass  seit  Paul  I. 
(757 — 767)  eine  offizielle  Anzeige  des  Wahlergebnisses  an  den  frän- 
kischen König  abgeschickt  wurde.  Die  kurzen  Fristen  zwischen  Wahl 
und  Weihe  der  Päpste  in  der  zweiten  Hälfte  des  achten  Jahrhunderts 
zeigen,  dass  eine  Bestätigung  der  Wahl  durch  den  fränkischen  König 
nicht  V^oraussetzung  war  fiir  die  Vornahme  der  Weihe.  So  bedeutsam 
Karl  der  Grosse  in  der  Kirche  gebot,  ein  Bestätigungsrecht  wie  die 
byzantinischen  Kaiser  hat  er  nicht  geltend  gemacht;  nur  eine  späte 
Fälschung  berichtet,  dass  er  von  Haduian  I.  (772 — 795)  die  Befugnis 
erhalten  habe,  den  päpstlichen  Stuhl  von  sich  aus  zu  besetzen.  Lud- 
wigs des  Frommen  pactum  mit  Paschalis  I.  (817 — 824)  vom  Jahre  817 
verbriefte  den  Römern  ungehinderte  Wahl  des  Papstes,  der  erst  nach 
seiner  Konsekration  Gesandte  ins  Frankenreich  schicken  sollte,  um  mit 
dem  Herrscher  Freundschaft  und  Frieden  zu  vereinbaren,  wie  es  seit 


')  Vgl.  die  Formeln  67—68  ed.  8ICKEL  8.  46—18  («-  MIEBT'  8.  79). 
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Karl  MarUll,  l'ippiu  luul  Karl  {^ewolmlich  geöcheheu  sei.  Lothans  I. 
( 'on.stäutio  JtoitMua  vom  .Ijilirt'  824  bedoutoU*  diesen  Festsetzung«*!! 
gegenüber  eine  Ausweitung  der  kaiserlichen  (iereehtsauie,  die  in  den 
nnnischen  Unruhen  unter  PaschaÜK  1.  und  bei  iler  Wahl  Eugens  II. 
(824 — 827)  begründet  sein  mochte.  Kinmai  wurde  für  die  Emeuei*ung 
der  jyacta  zwischen  Papst  und  Kaiser  die  Frist  zwischen  Wahl  und 
Weihe  bestimmt;  die  Weihe  sodann  wurde  davon  abhängig  gemacht, 
dass  der  Neugewählte  in  Anwesenheit  des  kaiserlichen  Gesandten  und 
des  Volkes  den  von  Eugen  schriftlich  geleisteten  Eid  abgelegt  habr. 
Das  Kaisertum  verlangte  die  Wahl  daraufhin  prüfen  zu  können,  ob 
sie  kanonisch  und  gesetzmässig  erfolgt  sei,  im  anderen  Falle  sie 
zu  verwerfen;  es  forderte  das  Recht  der  deklaratorischen  Bestätigung 
der  Papstwahl,  d.  h.  einer  Bestätigung,  „durch  welche  die  an  sich 
schon  bestehenden  Rechte  des  kanonisch  Gewählten  die  Anerkennunir 
des  Kaisers  und  damit  in  ihrer  Geltung  vor  der  Welt  eine  gewis> 
äussere  Verstärkung  erfahren  mussten" ;  die  Gegenwart  endlich  der 
mt'usi  bei  der  Konsekration  sollte  die  Schutzpflicht  des  Kaisers  gegen- 
über dem  Papst«*  veranschaulichen.  l)i<*  Gerechtsame  der  Karolirij;«'» 
wan-n  nach  Allem  weit  enger  begrenzt  als  die  der  Byzantiner,  deren 
konstitutive  Bestätigung  Bedingimg  war  iitr  die  Handhabung  der  päp.st 
liehen  .lurisdictionsrechte.  Nicht  immer  sind  in  der  Folgezeit  diese 
Normen  beobachtet  worden.  Die  Kaiser  trachteten  nach  wirklichem 
Bestätigungsrecht,  so  z.  B.  bei  der  Doppelwahl  des  Jaln-es  855,  W'> 
die  kaiserlichen  m/«.v/  zunächst  für  AnastasiuK  eintraten,  nach  langet, 
Verhandlungen  erst  Benedikt  HI.  (855 — 858)  anerkannten;  die  p«M 
sönliche  (iunst  und  Anwesenheit  Kaiser  Ludwigs  II.  (840 — 875)  unn 
seiner  Grossen  halfen  Nicolaus  I.  (858 — 867)  mehr  als  seine  Wahl. 
Die  Römer  and«'rei'8eits  nahmen  mehrfach  die  Konsekration  vor,  «)hne 
die  Ankunft  der  kaiserlich«'n  missi  abzuwarten,  so  bei  Sergius  II 
(844—847)  und  Leo  IV.  (847—855),  deren  rasche  Weihe  freilich  mit 
Aufndir  in  der  Stadt,  Bedrohung  durch  die  Sarazenen  entschuldigt 
wurde.  Noch  im  Jahre  898  ist  die  Voi*schrift  erneuert  worden,  dass 
bei  der  Konsekration  des  Papstes  zur  Verhütung  v«>u  Gewalttat  und 
Aufruhr  kaiserliche  Gesandt«'  zugegen  sein  sollten.  Tatsächlich  wuitle 
sie  nicht  mehr  befolgt,  da  gleichzeitig  mit  dem  Niedergang  des  Kaiser 
tums  die  Besetzung  des  päpstlirluMi  Stuhles  /\ir  Mju-lttO-M.r..  um-.),- 
sich  bekämpfender  Parteien. 

Uober   die    Hergänge    bei    und    nach    einer  i'apsiwaiu   ia.->i  .-leii 
eine   Reihe   von   Angaben    zusammenstellen,    die    manchen    «Jebraueii. 
aber  auch  mancherlei  rechtsftinnliche  Festsetzungen  deutlich  machei 
Für  den  Ort  der  Wald  feldt  es   an   einer   Bestimmung.     Sie   erfolgt 
in  einer  stadtrömischen  Kirche,  zumeist  der  des  Lateran,  einmal  aueli 
auf  dem  Kimischen  Forum.    Erst  drei  Tage  nach  dem  Tode  (depositi' 
eine«  Papstes'),    «lie  mit  (lebet  und  Fasten  ausgefUlIt  wurden,   sollt 

')   Dl«  Pipsti     .1.  1    .iri'i    rrsteti    i'hristliclicn  Jahrhunderte  wurde» 
des  Stadtmauom  iicj;i<ndcn  eoemettria  (npHtor  eatammbae  grniutnt)  benUttct,    au  z..  It     ^ 
ia  den««!)  de«  C'nlixtus.   der  Priscilla  u.  «.  m.,    wenn  nicht  in  Eiiucl^Ebem  («.  B.  in 
der  RMilioii  a.  i>anU  in  ria  Ortienti),  «pUter  in  den  vatikaniachen  Grotten.  wXhrn  ' 
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sie  iu  Angrirt  jjfuoumien  werden.  Jede  Art  von  Simonie,  mochten 
nun  Verabredungen  bei  Lebzeiten  eines  Papstes  vorangej^angen  sein, 
mochte  jemand  ambitys,  preces,  pretium  angewandt  haben,  machte  die 
Wahl  ungültig.  Eben  darum  musste  auch  der  Gewählte  sich  zimächst 
sträuben,  die  auf  ihn  fallende  Wahl  anzunehmen;  sein  Widei-streben, 
das  oft  mit  Gewalt  gebrochen  werden  musste  (so  z.  B.  bei  Gregor  IV. 
827 — 844),  war  nicht  so  sehr  ein  Zeichen  konventioneller  Demut  als 
die  Bürgschaft  dafür,  dass  er  alle  Simonie  vermieden  habe,  sich  nur 
in  den  Willen  Gottes  fuge ;  schon  im  Jahre  469  hatte  ein  kaiserlicher 
Eriass  denjenigen  Bischof  als  seines  Priesteramts  unwürdig  bezeichnet, 
der  nicht  unfreiwillig  oi-diniert  worden  sei.  Die  Nationalität  des  zu 
Wählenden  kam  nicht  in  Frage.  Die  Griechen  und  Syrer  auf  dem 
päpstlichen  Stuhle  während  des  siebenten  und  achten  Jahrhunderts 
lehren  die  Stärke  des  byzantinischen  Einflusses  schätzen,  bis  Zacharias 
(741 — 752)  die  Reihe  der  Griechen  schloss  und  sein  Nachfolger  die 
der  Römer  oder  Italiener  überhaupt  eröffnete ').  Voraussetzung  der 
Wahl  war  die  Zugehörigkeit  zum  geistlichen  Stande,  doch  wurde  die 
Wählbarkeit  durch  immer  neue  Satzungen  eingeschränkt.  Pelagius  I. 
(556 — 561)  ordnete  an,  dass  der  zu  Wählende  allen  kirchlichen  Stufen 
angelnirt  haben  müsse;  nach  dem  Sturze  des  Constantinus  (767 — 768), 
der  obgleich  Laie  dank  dem  gewalttätigen  Einfluss  seines  Bruders, 
des  Herzogs  von  Nepi,  noch  bei  Lebzeiten  Pauls  L  (757 — 767)  er- 
hoben und  konsekriert  worden  war,  setzte  das  römische  Concil  von  769 
fest,  dass  fortan  nur  Diakonc  und  Priester  der  nimischen  Kirche  selbst, 
die  unter  Beobachtimg  der  Weihestufen  ihre  Würden  erlangt,  gewählt 
werden  dürften.  Ein  häufig  geübter  Brauch  war  damit  als  Norm 
verkündigt  worden,  bis  mit  Marinus  I.  (882 — 884)  der  erste  Bischof 
zum  Papst  gewählt  wurde.  Nach  der  Wahl  ward  der  Gewählte  in 
feierlicher  Prozession  zur  Laterankirche  gefiihrt,  wenn  nicht  in  ihr 
die  Wahl  stattfand.  In  ihrer  Apsis  empfing  er  auf  dem  Throne  sitzend 
die  Huldigung  der  römischen  Bevölkerung,  um  dann  vom  Lateran- 
palast selbst,  dem  patriarchium,  Besitz  zu  ergreifen.  Auch  als  Papst 
behielt  er  den  Taufnamen  bei :  nur  Johannes  \\.  (533 — 535)  legte  den 
heidnisch   klingenden   Namen   ^(ercorius   zu   Gansten  des  christlichen 

ihre  GrAbmäler  im  Atrium  der  Peterskirebe  errichtet  wurden.  WnX  Leo  I.  (440 — 161) 
erhielt  durch  Sergio«  (687 — 701)  sein  Grabmal  im  Kreuzschiff  der  Peterskirche  selbst 
und  weiterhin  ist  die  Mehrzahl  der  Püpste  im  Innern  dieser  Kirche  begraben  worden. 
Bei  ihrem  Neubau  durch  Julius  II.  (1503 — 1513)  wurden  die  Reste  der  GrabmKler 
in  den  (Jrotteu  aufgestellt;  vgl.  L.  DUCHESNE,  Liber  pontificalis  I,  8.  CLVII. 
F.  GKEG<»ROVIU8,  Die  Grabmüler  der  römischen  Päpste.  Leipzig  1867.  L.  M. 
KAUFMANN,  Der  Katholik  190L  11,  8.  517 ff.  —  Die  Unsitte  der  Kümer,  nach 
dem  Tode  eines  Papstes  den  Lateranpalast  zu  plündern  (z.  B.  im  Jahre  640  und  885), 
die  sich  auch  in  den  häufigen  Volksaofständen  während  eines  inUrpontißcium  äusserte 
(z.  B.  im  Jahre  844) ,  wurde  wie  für  andere  Bistümer  in  Concilien  des  f&nftea 
bis  siebenten  Jahrhunderts,  z.  B.  denen  zu  Chaicedon  151  und  Paris  614,  so  auch  (&r 
Rom  noch  im  Jahre  898  durch  Johann  IX.  (898—900)  Terboten. 

')  Von  den  48  ersten  Päpsten  bis  Simplicius  (468 — 488)  waren  24  Romer. 
8  Italiener,  9  Griechen,  2  Afrikaner,  je  einer  ein  Sjrer,  Dalmatiner,  Spanier,  Sarde 
und  einer  von  unbekannter  Herkunft  gewesen;  vgl.  A.  HAKN'ACK,  Sitzungsberichte 
der  Beriiner  Akademie  1904,  S.  1044  ff. 


128  l>it*  Kirche  vom  rünftcii  bis  min  ucanten  Jahrhundert. 

ab ;  kein  Puput  hat  mehr  den  Namen  lies  Petrus  gefiüirt,  dessen  Nach- 
folger er  war;  nur  Heinnmcn  „der  Urosse*  (z.  B.  Gregor  I.  590 — 604) 
und  ^der  Heilige''  {z.  U.  Martin  I.  649 — 653)  können  ihm  nach  seinem 
Tode  zuerkannt  werden ;  im  Text  der  Urkunden  fehlt  »tcts  die  gleich- 
namige Päpste  von  einander  unterscheidende  Ordnungszahl,  die  ihnen 
in  historischen  Aufzeichnungen  gegeben  wird,  bis  erst  Urban  IV. 
(1261 — 1264)  sie  seinem  Namen  hinzufügte.  Ihren  Abschluss  erhielt 
«lie  Neubesetzung  des  Stuhles  —  nach  Eintreffen  der  kaiserlichen 
Bestätigung  oder  Anerkennung,  solange  diese  überhaupt  erbeten  werden 
musste  oder  nachgesucht  wurde  —  durch  die  Ordination  oder  Kon- 
sekration, deren  Feier  nach  bestimmtem  Ritus  vollzogen  wer<lon 
sollte.  AVar  der  eUrUm  futuruHiivc  per  IJei  ifratiam  hiitu»  apo*toii<  ii> 
Mfdis  antiste^t  Subdiakon,  Diakon  oder  PrcsDytcr,  so  musste  ihr  die 
Erteilung  der  noch  fehlenden  Weihen  voraufgehen,  allerdings  jaer 
mltnm,  d.  h.  ohne  Innehaltung  der  sonst  gültigen  Vorschriften  Uoer 
ihr  zeitliches  Auseinanderfallen.  War  der  Gewählte  bereits  Bischof, 
HO  konnte  er,  da  die  Bischofsweihe  nicht  wiederholt  werden  darf,  nur 
benediciert  werden.  Die  Weihe  selbst  fand  gemäss  altem  Brauche 
regehnässig  an  einem  Sonntag  statt.  Der  Gewählte  begab  sich  aus 
der  Sakristei  der  Peterskirche  zur  Confesgi'o  aaiicti  Petri,  dem  unter- 
irdischen (iewölbe  mit  dem  Altar  über  dem  Grabe  des  heiligen  Petrus, 
und  legte  hier  das  Glaubensbekenntnis  ab;  nach  Lesung  der  Mease 
bis  zum  (^iloria  wurde  er  von  den  Bischöfen  von  Albano  und  Porto 
zum  Bischof  von  Ostia  gefiihrt,  der  auf  erhöhtem  Sitze  thronend  ihm 
di<*  Weihe  spendete,  während  Diakone  das  geöffnete  Evangelienbuch 
über  sein  Haupt  hielten,  der  Archidiakon  ihm  das  Pallium  anlegte 
und  jene  beiden  Bischöfe  die  erste  wie  zweite  Oration  beteten.  Vom 
päpstlichen  Throne  aus  spendete  dann  der  Geweihte  allen  Priestern 
den  Spgen,  um  schliesslich  selbst  die  Messe  zu  beenden. 

Zum  Kreise  aber  der  waldberechtigten  Personen  gehörten  zu- 
nächst die  gesamte  in  Bom  tätige  Gt^isdichkeit,  sodann  allem  An- 
scheine nach  die  Bischöfe  der  benachbarten  Diözesen,  endlich  die 
laikalc  Bevölk<'rung  Roms,  als  deren  Vertreter  Senatoren  »md  später 
die  iudicejt,  die  Stadtmiliz  und  die  Bürger  überhaupt  genannt  werden. 
( 'leruH,  Henatiis  jtopiiitinquc  liomauus  wählten  Gregor  I. ;  cuncti  sacer- 
doten  ac  procere»  eccleaiae  et  unicersiis  vlerua  att^iie  optiiiiatea  et  unicersa 
miittaris  praesentia  mm  cives  honesti  et  cuncta  (jenertditaa  populi  t$timM 
n  Deo  »erpate  Romane  urftifi  werden  in  einer  Formel  des  Lther  diurnns 
aofgegählt  Ueber  den  Wahlmodus  fehlen  die  Nachrichten,  nur  so- 
▼ieilttatt  sich  sagen,  dass  er  zwiespältige  Wahlen  keincsw*egs  aussobloss, 
die  dann  durch  Voreinigtmg  der  beiden  Parteien  auf  einen  Dritten 
beseitigt  werden  konnten.  Einträchtige  Wahlen  setzt  auch  der  Liber 
diumuM  voraus;  sie  herbeizuführen  lag  um  so  mehr  im  Interesse  der 
Wähler,  als  durch  sie  einer  einseitigen  Entscheidung  des  Kaisers  su 
Gunsten  eines  der  Gewählten  nach  Möglichkeit  vorgebeugt  wurde. 
Auch  in  der  karolingpschen  Zeit  wird  der  Wahlkörper  in  Ähnlicher 
Weise  gekennzeichnet  wie  früher.  Hacerdofr»  ac  primates  cUri  et  op- 
limatms   miUttaef    HmMruus  ejctrciktM  et  eirea  homeeti  ommüqu«  popuuu 
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RamauHs  erklärten  sich  för  Stephan  IV.  (816—817),  omniaclerim,  um'- 
versi  proceres  cunctua*/tt€  aetiatus  ac  populus  für  Benedict  IH.  (855 — 858). 
An  der  Wa* '    '  m  dieselben  geistlichen  und  laikalen  Angehörigen 

des  Kirch'  ili^t,  auf  die  Ludwig  der  Fromme  (817)  — mit 

Betonung  der  Kinnuitif^keit  —  und  Lothar  L  (824)  das  aktive  Wahl- 
recht beschränkt  wissen  wollten.  Die  Gefahr  heftiger  Parteikämpfe 
bei  den  Wahlen  war  darum  nicht  vermieden.  Zwar  versuchten  die 
Bescidüsse  des  römischen  Concils  von  769,  allen  Laien  die  Teilnahme 
an  dtr  eigentlichen  Wahlhandlung  zu  entziehen  und  sie  auf  die  Accla- 
mation  des  Gewählten  wie  auf  die  Unterzeichnung  des  Wahlinstruments 
zu  beschränken,  durch  mehrere  Ausführungsbestimmungen  endlich  den 
Wahlakt  vor  Gewalttat  zu  schützen,  in  Wirklichkeit  aber  ist  es  bei  der 
Wahl  des  Papstes  durch  Klerus  und  Volk  geblieben.  Die  Laien  wurden 
vertreten  durch  die  Adligen  und  die  weltlichen  Beamten  des  Papstes  in 
Rom  und  im  Kirchenstaat,  sodass  mehr  und  mehr  das  gewöhnliche 
Volk  auf  die  Zustimmung  zu  den  Beschlüssen  jener  gedrängt  worden 
zu  sein  scheint;  der  Klerus  dagegen  sollte  die  eigentlich  entscheidende 
Stimme  haben.  Inwieweit  einzelnen  Gruppen  in  ihm  ein  Vorrecht 
bei  der  Abstimmung  selbst  zugebilligt  war,  lässt  sich  nicht  mehr  er- 
kennen. 


§  28.    Die  Rnfänge  des  Kardlnalats. 

H.  GKISAK,  Geschichte  Koma  und  der  Päpste  im  Mittelalter  I,  S.  146  ff. 
266  ff.  519  ff.  750  ff.  L.  M.  HARTMANN,  Geschichte  Italiens  im  Mittelalter  II,  l, 
8.  160  ff.  P.  HINSCHIIJS,  Kirchenrecht  I,  S.  309ff.  373 ff.  NEHEK,  Kirchenlexikon 
heraus^greben  von  WETZER  und  WELTE  II  (2.  Aufl.  Freiburg  i.  Br.  1883),  S.  1955 ff. 
G.  PHILLIP8,  Kirchenrecht  II,  S.  11  ff.  V,  S.  709ff.  J.  B.  S.\GMÜLLER,  Theolo- 
gische guartalschrift  LXXXII  (1900),  S-  69  ff.  J.  B.  S.\GMiT.LER,  Die  Thätig- 
keit  und  Stellung  der  Cardinäle  8.  Iff. 

Die  kirchliche  Lehre  und  das  kirchliche  Recht  haben  bis  zum  Aus- 
gang des  neunten  Jahrhunderts  den  Papst  zu  einer  einzigartigen  Stellung 
innerhalb  der  Kirche  erhoben.  Die  Nachfolge  des  Apostels  Petrus  war 
wohl  der  einzige  Bechtsgnind,  auf  den  er  sich  stützte,  aber  dank  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Papsttums  ergab  sich  für  seinen 
Träger  eine  Mehrheit  von  Sphären,  in  deren  jeder  er  wirken  konnte. 
Er  war  einmal  Bischof  von  Kom,  d.  h.  der  Stadt  Rom  und  ihrer  Um- 
gebung in  einem  Umkreis  von  vierzig  Meilen,  sodann  der  Metropolit 
der  römischen  Kirchenprovinz  und  deshalb  das  Oberhaupt  der  in  ihr 
tätigen  sogen,  suburbicarischen  Bischöfe,  femer  Primas  von  Italien 
und  endlich  Patriarch  des  Abendlandes,  dergestalt  freilich  dass  die 
beiden  zuletzt  genannten  Würden  im  Primat  über  die  Kirche  auf- 
gingen. Dieser  Primat  über  die  Kirche  umfasste  theoretisch  die  ge- 
samte christliche  Kirche,  also  die  des  Westens  und  die  des  Ostens, 
ausgeübt  in  Wirklichkeit  konnte  er  nur  werden  über  die  Kirche  des 
Westens,  soweit  und  solange  die  einzelnen  Landeskirchen,  die  spanische, 
die    englische    und    die    fränkische,   ihn   anerkannten.     So   waren   im 
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Papste  von  einander  unterscheidbare  Würden  zu  einer  Einheit  ver- 
bunden: der  jeweilige  Inhalt  seiner  Massregeln  Hess  stets  erkennen, 
ob  sie  getroffen  wurden  für  die  römische  Diözese  allein,  fUr  die 
römische  Kirchenprovinz  oder  das  Gebiet  der  abendländischen  Kirche 
übcrhjuipt.  Er  konnte  sich  in  gleichsam  bischöflichen  Hirtenbriefen 
an  Volk  und  Klerus  von  Rom  wenden,  Rundschreiben  für  den  römischen 
Mctropolitansprengel  erlassen,  sich  zu  Kundgebungen  und  Regierungs- 
handlungen ftir  den  Kreis  der  Kirche  des  Westens  entschliessen.  Als 
Bischof  von  Rom  hielt  er  Synoden  ab,  an  denen  sich  die  Geistlichkeit 
seiner  Diözese,  aber  auch  benachbarte  und  weiterhin  zuföllig  in  Rom 
anwesende  liischöfe  beteiligten,  sodass  sie  den  oi'voAoi  hdijfxovaai  des 
Patriarchen  von  Byzanz  entsprachen.  Mit  den  Bischöfen  von  Mittel- 
und  Süditalicn  veranstaltete  er  Metropolitanconcile,  noch  häufiger  aber 
solche,  zu  denen  ausser  diesen  suburbicarischen  Bischöfen  auch  die 
übrigen  Erzbischöfe  von  Italien,  die  von  Aquileja,  Grado,  Mailand 
und  Ravenna,  herangezogen  wurden.  Den  byzantinischen  Patriarchal- 
synoden  ähnlich  sollten  sie  dem  Papsttum  zur  kirchlichen  und  poli- 
tischen Oberherrschaft  über  Italien  verhelfen,  gleichzeitig  seinem  Ein- 
fluss  in  den  Ländern  nördlich  der  Alpen  die  Wege  ebnen.  Nicht 
nur  italienische  Angelegenheiten  kamen  hier  zur  Sprache,  sondern 
auch  solche  des  Frankenreichs,  wie  denn  z.  B.  auf  dem  römischen 
Concil  von  863  über  die  Ehestreitigkeiten  des  Königs  Lothar  II.  von 
Lothringen  (856 — 869)  verhandelt  und  die  Absetzung  der  Kr/lns.lir.f.. 
von  Köln  und  Trier  ausgesprochen  wurde. 

Für  die  Handhabung  aller  aus  seinen  Würden  sich  ergeoend'-n 
Obliegenheiten  stand  dem  Papste  eine  vielköpfige  Schar  von  Geist- 
lichen zur  Wrfü<;ung,  die  cttrioy  wie  sie  freilich  erst  seit  ungefähr 
dem  elften  Jahrhundert  bezeichnet  wird.  So  vielfach  ihre  Gliederung 
Analogien  aufweist  mit  der  des  Klerus  an  anderen  Mittelpunkten  des 
kirchlichen  Lebens,  so  sehr  musste  gerade  die  Mannigfaltigkeit  der 
in  Rom  und  von  Rom  aus  zu  erledigenden  Geschäfte  Bildungen 
zeitigen,  die  nur  Rom  eigentümlich  waren,  zumal  mit  der  Tätigkeit 
des  einzelnen  Geistlichen  für  das  Bistum  Rom  sich  vielfach  solche  für 
die  römische  Metropolitanprovinz  und  die  Kirche  des  Abendlandes 
verband. 

Ausser  dem  Palatinalklerus,  der  wegen  seiner  Anteilnahme  an 
der  Verwaltung  des  Kirchenstaats  bereits  gewürdigt  wurde '),  sind  in 
Rom  «wei  weitere  Gruppen  von  Geistlicnen  zu  unterscheiden,  die 
Regionarklerikor  und  die  Kleriker  an  den  einzelnen  Kirchen  der  Stadt, 

Zum  Regionarklenis  gehörten  1)  die  düiconi  retjionnrii,  ver- 
wandt zur  Assistenz  beim  päpstlichen  Gottesdienst  und  zur  Ver- 
waltung päpstlicher  Besitzungen,  vornehmlich  aber  zur  städtischen 
Armenpflege.  Für  diese  hatte  Bischof  Fabianus  (236—250)  Rom  in 
sieben  kirchliche  Regionen  eingeteilt,  deren  Zahl  jedoch  in  der  Folge- 
zeit bald  gesteigert,  bald  wieder  herabgesetzt  worden  sein  moM. 
Jedenfalls  «erfiel   während  des  zehnten  und  elften  Jahrhunderts  dM 

*)    Tffl.  ob«n  8.  116  ff. 
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Stadtgebiet  links  des  Tiber  in  zwölf  Regionen,  während  Trastevere 
wahrscheinlich  die  dreizehnte  bildete.  In  jeder  dieser  Regionen  erhob 
sich  eine  dMeonm^  d.  h.  ein  kirchliches  Gebäude,  in  dem  gottesdienst- 
liche Handlungen  vorgenommen  wurden,  zugleich  aber  auch  Kranke 
und  Arme  Unterkunft  und  Pflege  finden  konnten;  Zuwendungen  von 
Lit'^'»Mi»cliaften  und  (iefiülen  ennöglichtcn  ihr  Bestehen.  Diese  räum- 
lulif  Verbindung  von  Kirche  und  Krankenhaus  (xenodochium)  wurde 
später  getrennt,  die  Vorsteher  beider  aber  blieben  die  Regionardiakone, 
die  nach  ihrem  Eintritt  in  den  Kaixlinalat  nach  ihren  Kirchen^)  sich 
nannten,  genau  wie  die  diaconi  palatini  mit  ihrem  Archidiakon  an 
der  Spitze.  —  2)  Die  notarii  regionarii  waren  ursprünglich  verpflichtet 
zur  Aufzeichnung  der  Märtyrerakten,  später  aber  zur  Niederschrift 
von  Urkunden,  soweit  diese  die  einzelnen  Kirchen  betrafen,  und  zur 
Führung  von  Taufregistem.  Der  Vorstand  ihrer  Zunft  (scholaj  war 
der  pritnicerius  notarionmif  dessen  Zugehörigkeit  zum  Palatinalklerus 
die  Notare  selbst  Anschluss  an  die  päpstliche  Kanzlei  finden  liess, 
wo  sie  zur  Anfertigung  von  Urkunden  u.  a.  m.  verwandt  wurden.  — 
3)  Die  subdiaconi  regionarii  mit  einem  archisubdiaconits  als  Vorsteher 
wurden  vornehmlich  bei  der  Güterverwaltung  und  Rechtsprechung 
beschäftigt.  —  4)  Die  acoluthi  reaionarii.  —  5)  Die  defensores  regio- 
narii wurden  vielfach  zur  Verwaltung  der  Patrimonien  herangezogen, 
sodann  zu  Anwaltschaften  bei  Prozessen  der  Kirche  selbst  wie  solchen 
der  Armen,  Waisen  und  A\'itwen. 

Im  Klerus  an  den  einzelnen  Kirchen  Roms  sodann  sind  eben- 
falls mehrere  Kategorien  zu  unterscheiden,  die  sich  je  nach  den  von 
ihnen  bedienten  Kirchen  von  einander  sondern.  Drei  Arten  von 
Kirchen,  neben  denen  aber  die  Kirchen  der  Regionardiakone  ihre 
eigene  Stellung  behaupteten,  treten  hervor:  1)  die  basilicae  coetnetertaleSj 
d.  h.  die  Grabkirchen  über  den  Ruhestätten  der  Märtyrer  vor  den 
Mauern  der  Stadt,  z.  B.  die  basilica  apostolorum  ad  catacumbaa  (Tieute 
San  Sebastiano);  2)  zahlreiche  Kirchen  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Stadtmauern,  bestimmt  für  die  Seelsorge,  die  Spendung  der  Sakra- 
mente und  regelmässige  liturgische  Versammlungen.  Zu  ihnen  ge- 
hörten die  päpstliche  Kathedralkirche  neben  dem  Lateranpalast,  die 
basilica  s.  Salvatoris  Constantiniana  (b.  Lateranensis ,  erst  seit  1144 
nach  Johannes  dem  Täufer  und  Johannes  dem  Evangelisten  genannt, 
und  die  vier  unmittelbar  dem  Papste  zustehenden  Patriarchalkirchen 
(patriarchiae,  basilicae  principales) ,  nämlich  die  basilica  8.  Petri  in  Vati- 
canoj  bas.  s.  Pauli  in  via  Oatiensi,  bas.  s.  Laurentii  extra  muros,  b<u. 
Liberii  (».  Maria  maior  ad  praesepe).  Unter  ihnen  galt  die  Lateran- 
kirche  als   omniutn   wbis  et  orbt*  eccUsiarum  mater  et  caput,  die  vier 


')  Johanne«  diaconas  (im  zwölften  Jahrhundert)  säbit  in  seiner  Schrift  De 
ecciesia  Lateranensi  (c.  18,  MIGNE,  Patrol.  lat.  LXXVIII,  1391)  folgende  ISDiakonien 
auf:  $.  Mariae  in  dcmitdea,  ».iMoat  m  tirco  jvaia  »epUm  tolia,  «.  JfariM  momm,  m.  Commae 
et  Damdam,  $.  Adrian»,  m.  Seiyü  tt  BaeeM,  $.  Theodori,  $.  O^oiyii,  «.  Mariae  im  aekola  Oraeea, 
t.  Mariae  in  porticu,  $.  IfieoUd  in  eareert,  «.  Angeh,  «.  Etutaekü,  $.  Mariae  im  Aqmiro, 
$.  Mariae  in  via  lata,  $.  Ägathae  in  equo  marmoreo,  «.  Ludae  in  eojfit»  Satmrme,  $.  Quinei. 
—  Für  die  kirchliehe  Topo^i4>hie  Borna  im  Mittelalter  rgl.  aoaaer  den  Werken  ron 
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übrigen  al«  Pntriarehalkirchen  für  IJyzanz,  Alexandria,  Jerusalem  und 
Antiochien,  dergestalt  dass  bei  einem  Besuche  der  orientalischen  Patri- 
archen in  Rom  diese  in  der  entsprechenden  Kirche  Wohnung  nehmen 
mussten,  wie  der  Papst  im  patnarclnnm  (nalatium)^LnternnenHe  flof  hielt; 
3)  die  nur  innerhalb  der  Stadtmauern  belegenen  tituli,  d.  h.  Kirchen,  in 
denen  allein  an  die  Gläubigen  alle  Sakramente,  also  vorzüglich  Taufe 
und  Busse,  gespendet  werden  konnten,  wie  denn  hier  die  Gläubigen 
und  Katechumenen  auch  auf  den  Empfang  der  Sakramente  vorbereitet 
wurden.  Alle  tituli  waren  demnach  ecdestae,  aber  nicht  alle  ecclesiae 
zugleich  tituh'.  Die  Zahl  dieser  tituli  betrug,  geringe  Schwankungen 
abgerechnet,  25,  bis  sie  durch  Papst  Calixtus  II.  (1119 — 1124)  auf 
28  festgesetzt  wurde.  Die  Priester  der  tituli  hatten  in  diesen  regel- 
mässig den  Gottesdienst  abzuhalten,  sodann  nach  Wochen  abwechselnd 
in  den  Patriarchalkirchen  von  St.  Peter  u.  s.  w.  bei  der  Spendung 
von  Taufe  und  Busse  zu  funktionieren.  Zu  diesem  Zwecke  waren  die 
ersten  Priester  von  je  sieben  tituli  zugleich  mit  je  einer  Patriarchal- 
kirche  verbunden,  in  der  grössere  Versammlungen  von  Gläubigen 
stattfinden  konnten  als  in  den  vielfach  kleineren  Titelkirchen'). 

An  allen  diesen  Kirchen  waren  zur  Beaufsichtigimg  und  zur 
Feier  des  (iottesdienstes  bald  mehr  bald  woniger  (»oistliche  tätig,  die 
sich  teils  zur  vita  communis  vereinigt  haben  konnten,  teils  auf  eine 
Mönchsregcl    sich    verpflichtet   hatten;    während    des    neunten   Jahr- 

UKEQOROVIU8  und  OBI8AR  (hier  eine  Karte  Roms  im  4—7.  Jabrhundprt) 
M.  AKMKLLINI,  Le  chiese  di  Koma  daiie  loro  orig^ini  Kino  al  seeolo  XVI. 
Roma  1887.  E.  PLATNKR,  C.  HUNSEN,  E.  (;EKHAKI),  W.  RÖSTELL,  ßeschreibiiiif^ 
der  Sta«h  Rom.  I— III.  Stuttgart  und  Tübinjfon  182i>— 1842  (Auwiufr  von  E.  PLATNER 
und  L.  l'HLICHH,  HmchriMbung  Koni«,  «>bpnda  1845).  DEWAAL,  Kirchenlezilion  v.  n 
WETZEK  und  WELTE  X  (2.  Aufl.  Kreiburg  i.  Br.  1897),  8.  1243 ff.;  die  wichtigsten 
Quellen  (die  Graphia  aurcao  urbin  Roniao  itacc.  X.,  die  Mirabilia  urbis  Romae  saec. 
XII.  sqq.)  bei  C.  L.  IJRLICHS,  Codex  urbis  Romae  topographicuH.  Wirceburgi  1871; 
vgl.  auch  die  .\uiisüge  aus  dem  Librr  poutifioaÜH  bei  J.  VON  8CHL().S8KH,  Qurlleu- 
bueh  snr  Kunstgeschichte  de«  abendltindiMchcn  Mittelalters  (Wien  1895),  8.  59 ff. 
—  Für  den  römischen  Gottesdienst  sind  die  16  ordine»  Bomani  wichtig;  die  ilteste 
Ordnung  (ordo  Homanut  vulgattu)  entliHlt  Itostandteile  aus  der  Zeit  vor  Gre^r  I. 
(600 — 004),  die  ersten  »ind  um  800  aufgoKcichnot  worden,  die  »vv\\»  lotsten  nach 
dem  10.  Jahrhundert  (MIGNE,  I'atrol.  Int.  LXXVIII,  987 ff.  nach  MAHILLON,  dessen 
Einleitung  ebenda  8.  851  ff.  wiederholt  ist). 

')  Die  Liste  der  Unterschriften  dos  römischen  Concils  von  499  (MG.  «uct. 
•ntL  XII,  405  ff.)  weist  29  tituli  auf,  uHmlich  AtmnHmtmt,  Aefia»i(%),  Anuttmm,  Apothf 
iontm,  (t.)  (heeilioe,  (».)  Clentmtu,  i.'hri/myoui^  CVetemtiamte,  Ogrimei,  Am— si,  Stuebi, 
fiueiolme,  Om,  Juli,  :  ' /Miimiti,  Lutinae,  Mwrtdli,  «.  MtUAmri,  Nieomedi»,  Fnmmehi, 
PtmUm,  Pruoae,  PudmtiM,  Jiomam,  ($.)  SMnae,  Ttgriout,  Vaatmm,  FmonIw  ;  auf  dies» 
«ifMl  ▼erteilen  sich  67  I'rosbjter,  dergeaUlt  das«  «.  R.  lu  deo  lÜHJi  Ammkuim  und 
ManM  je  drei,  su  den  tituU  Ludnae  und  XieomedU  je  xwei  jmtibjfimi  gehSiten,  aa 
anderen  wie  x.  R.  titulus  «.  Matthaei  je  einer.  —  Nach  Johannes  diaconns  (a.  a.  O.) 
war  im  12.  Jalirhundort  die  Verteilung  der  tituli  auf  die  Patriarchalkinheu  in  folgender 
WelM  feregelt.  Zar  &MÜica  «.  J'ietri  gehfirten  die  tUuli  «.  Marum  TVtmttiUnm,  $.  Owytogmi, 
«.  fttritiM,  s.  Antutami,  $.  LmturmtU  m  Dmrna»», «.  Mmrei,  m.  Mmiim  t*  8iimtrit  rar  immtim 
«.  AmC  dl«  HtmU  $.  StAimm,  $.  /Vweae.  s.  BaBimu,  m.  Ntrn  H  Atkilki,  «.  SmH, «.  JMvmW, 
«i  Ahmmmm;  aar  imiKm  $.  Maria  mntr  die  lUaä  m.  ^foMmwm,  $,  C^riaei,  «.  Ekudii,. 
t.  FkiimHuntt,  «.  FUdüs,  «s.  ilrnmUim  al  P*iri, «.  dCMaiab;  rar  hamSaa  $.  Lamamtü  die 
tiloM  s.  rimmüi,  $.  iWt  ad  eiwwih,  «.  Ltmmtm  im  LtKima,  «.  Omm  tu  Jimmiam,  «. 
ättfhami  im  ObcSe  «mMt,  m,  Maani»  al  P^mä,  m.  Qaattmor 
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hunderts  wurden  z.  B.  die  Diakonie  s.  Apathae  und  die  Titelkirche 
8.  Pri^cae  von  einem  Abt  oder  Prior  versehen.  Bezeichnet  wurden 
die  Gebtiichen  insgesamt  nach  ihrem  Weihegrade  (ordo)  als  presbytert 
u.  H.  w.,  daneben  kamen  andere  Namen  wie  mansioiiarn,  ciuftodes, 
mintstri  fiir  sie  vor.  Die  angesehensten  unter  ihnen  allen  aber  waren 
einmal  die  diaconi  reyionarü  und  die  diaroni  palattni,  sodann  die 
jeweils  amtsiiltesten  presbyteri  an  den  tihtli.  Diese  letzteren  waren 
bereits  in  vorkonstantiniscner  Zeit  als  Stellvertreter  des  Bischofs  von 
Kom  selbst  erschienen:  damals  war  eine  bischöfliche  Kathedrale  noch 
nicht  vorhanden  gewesen;  der  Bischof  hatte  nicht  überall  celebrieren 
k<>nnen,  zumal  die  Ausdehnung  der  Stadt  ihn  daran  hinderte;  so 
konnte  das  Abendmaidsbrot  (fermenhtm)  von  ihm  nur  in  der  Kirche 
consekriert  werden,  in  der  er  gerade  Gottesdienst  hielt,  sodass  es 
dann  bald  von  dieser,  bald  von  jener  Kirche  aus  durch  Akoluthen 
don  anderen  überbracht  werden  musste.  Auch  nachdem  die  katholische 
Kirche  vom  römischen  Staat  anerkannt  und  in  der  Lateranbasilica 
di<'  bischöfliche  Kathedrale  errichtet  war,  verkörperte  der  Papst  in 
s'nAx  die  Einheit  der  stadtrömischen  Kirche,  die  Priester  aber  der 
Titelkirchen  unterschrieben  sich  nach  diesen  erstmals  in  einem  Synodal- 
dekrct  vom  Jahre  499,  neben  ihnen  die  Diakone  mehrerer  kirchlicher 
Stadtregionen  *).  Erst  seit  dem  sechsten  Jahrhundert  werden  beide, 
allerdings  noch  nicht  in  öffentlichen  Dokumenten,  als  preshyteri  oder 
diaconi  cardinales  bezeichnet.  Bis  gegen  Ende  des  zehnten  Jahrhunderts 
war  der  Titel  eines  Priesters :  NN.  preshyter  sanctae  Romanae  ecclesiae 
tituli  NN,  später  dagegen:  NN  tituli  s.  Laurent ii  in  Lucina  fs.  Marci 
oder  sonst)  preshyter  ctirdinalis,  der  des  Diakons  bis  zum  Ende  des 
elften  Jahrhunderts:  NN.  diaconus  sanctae  Jiomanae  ecclesiae  primae 
isecundae  u.  s.  w.^  regionis  oder  NN.  diaconus  sanctae  sedis  apostolicae, 
später  aber  unter  Hervorhebung  der  Diakonie  als  Diakonaltitel : 
NN.  SS.  Cosmae  et  Damiani  (s.  Theodori  oder  sonst)  diaconus  cardinalis. 
Der  Name  cardinalis  ist  einmal  abzuleiten  von  cardo,  Türangel, 
in  übertragenem  Sinne  Bischof  und  dessen  Hauptkirche,  sodann  aber 
bedeutet  er  soviel  wie  principalis,  vorzüglich.  Cardinales  sind  also 
zunächst  die  zu  einer  Hauptkirche  gehörigen,  bei  ihr  angestellten 
Oeistlichen;  auch  Kleriker  an  ausserrömischen  Kirchen  wie  z.  B.  an 
der  von  Mailand  und  Laon  konnten  somit  cardinales  heissen;  erst 
Papst  Pius  V.  (1566 — 1572)   hat  die  Bezeichnung  ausschliesslich  den 

*)  An  der  Spitze  der  Unterschriften  (MG.  auct  antt.  XII,  405  ff.)  steht  die  des 
Papctes  (Oadiu*  Symmaehtu  epiaeopui  aanetae  eeelaiae  eathoUeae  urbi»  Bomae  hit  eorutitutit 
tynhodtJSbma  a  ine  probaHs  atque  ßrmatia  eoruentien»  tuhteripti),  es  folgten  die  von 
70  BiachSfen  (z.  B.  Caelitu  Rusüau  epitcopu»  dvitatit  Mentiamentea  mbteripn  et  oontetui 
tynhodatibu$  oonttituiU  atque  in  heu:  profiteor  me  mauere  $ententia;  Bußmu  epiteopus  eerfwiae 
Oammnae  $ubteripei},  die  von  67  i'resbjtem  (z.  B.  CoeKus  Ltätrentiui  »efüpretbjfter 
tUuK  Fntxidae  hü  suiucripn  et  eonterui  n/nhodalUma  corutitutU  atpte  m  hae  me  pro^ieor 
manere  tententia ;  CaeUtu  Januarüu  preAyter  tituU  VetÜnae  Am  eomtenii  et  mb$erip«i  »ynho- 
dalibus  —  »ententia;  Onrdiamu  pretbyter  tituU  Pawnmaeki  mibeeripti),  endlich  die  von 
6  Diakonen  (z.  B.  (}ypriantu  diaeomu  »anetae  eeeletiae  Bomamae  regionü  .  .  [tepHme] 
nibteripn  et  eontenn  »ynhodalil/us  —  sententia;  Anasttuiut  diaamus  rtfjionU  .  .  [primae] 
ntbacripti).  Vgl.  die  Unterschriften  der  römischen  Sjotodaldekrete  von  745  und  701, 
MG.  Concilia  II,  43  ff.  69  ff. 
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Klerikcm  der  römischen  Kirche  vorbehalten.  Cardinales  sind  femer 
unter  den  Geistlichen  an  demselben  cardo  nur  diejenigen,  die  unter 
ihren  Amtsgenossen  mit  gleichem  Weihegrad  eine  bevorzugte  und 
höhere  Stellung  einnehmen.  Zu  den  römischen  cardinales  —  und  die 
römische  Kirche  war  der  ausgezeichnetste  cardo  —  gehörten  folge  weise 
in  erster  Linie  die  alten  Gehülfen  und  Stellvertreter  des  Papstes,  die 
Mitglieder  seines  preshyterium,  die  Regionardiakone,  die  diaconi palatintj 
die  ersten  Priester  der  tituli.  Sie  unterstützten  ihn  als  den  Bischof 
von  Rom  in  der  Leitung  der  stadtrömischen  Kirche;  in  eigenen  Ver- 
sammlungen, so  verfügte  Johann  VIIL  (872 — 882)  unter  Wiederauf- 
nahme einer  verlorenen  Satzung  Leo's  IV.  (847 — 855),  überwachten 
sie  die  gesamte  DiHziplin  des  römischen  Klerus  und  die  geistliche 
Gerichtsbarkeit  in  Sachen  der  Kleriker  wie  bei  Streitigkeiten  zwischen 
diesen  und  Laien;  wöchentlich  zweimal  sollten  sie  im  Lateranpalast 
mit  dem  Papste  selbst  beraten;  über  die  römischen  Klöster*)  aber 
und  demnach  für  die  von  Mönchen  versehenen  Diakonalkirchen  und 
tituli  hatten  nur  die  Kardiniile  zu  sorgen,  die  selbst  das  Mönchsgelübde 
abgelegt  hatten.  Der  einzelne  Kardinaipriester  war  damit  der  Vor- 
gesetzte für  alle  an  seinem  titulus  angestellten  Geistlichen,  des  unter 
ihm  am  titulus  wirkenden  archipresbyter,  des  preshyter  aecundus,  terh'tts 
u.  8.  w.  Seine  Verpflichtung  zum  regelmftssigen  Gottesdienst  am 
tttulusy  zum  Gottesdienst  femer  in  der  Patriarchalkirche,  der  sein 
titulus  angegliedert  war,  ist  bereits  erwähnt').  Der  iilteste  Kardinal- 
presbyter aber  (\N.  archipresbyter  s.  Susannae,  yX.  presbyter  cardinalis 
tituli  8.  Crucis  sanctae  Bomanae  eccUsiae  archipresbyter ,  seit  dem 
zwölften  Jahrhundert  auch  prior  cardinalium  presbyterorum,  später 
decanus  genannt)  war  der  nächste  und  unmittelbare  Assistent  des 
Papstes  bei  allen  geistlichen  Funktionen ;  während  einer  Abwesenheit 
des  Papstes  von  Rom  oder  einer  Sedisvakanz  war  er  der  erste  Ver- 
walter des  päpstlichen  Stuhles  neben  dem  Kardinalarchidiakon  und 
dem  pritnicerius  notariorum^).  Die  Kardinaldiakone  dagegen  übten  wie 
früher  die  Armenpflege,  für  die  ihnen  u.  a.  Subdiakone  un<l  Akoluthen 
untergeordnet  waren;  die  diaconi  valatini  unter  ihnen  assistierton 
ausserdem  an  den  Wochentagen  bei  aen  vom  Papste  selbst  celobrierten 
Messen.  Der  älteste  Kardinaldiakon,  der  Kardinalarchidiakon,  war 
wie  bereits  er^i'ähnt  Vorwalter  des  apostolischen  Stuhles  bei  Abwesenheit 
des  Papstes  oder  während  einer  Sedisvakanz.  Sein  Amt,  gleich  dem 
des  Kardinalarchipresbvters  den  gleiohnamigen  in  andiTon  Histümem 
ähnlich,  war  vielfach  die  Durchgangsstufo  filr  die  Wahl  zun»  Papst,  so 
z.  B.  ftlr  Valentin  L  (827)  und  in  späterer  Zeit  filr  (Jregoi  \  !l. 
(1073—1086). 

Zu  den  Kardinalprcsbytom  und  Kardinaldiakonen  traten  schliess- 
lich die  Kardinalbischöfe  (episcopi  cardinales)  hinzu,  die  freilich  dank 

')  Auf  die  Klüater  in  Rom  {«t  nirht  nKhor  cinxugchen;  so  He^nn  de«  9.  Jalir- 
hnnderta  waren  e«  ihrer  mehr  «In  40  {\g\.  (JKKCJOKOVirs,  «.  «.  <).  III,  8.31  ff.),  om 
die  Wende  de«  10.  und  11.  Jahrhundert«  xUhltc  man  20  Nonnen-,  40  Münrlm-  uuA 
eo  KanonllkerkiSeter  (Amoldo«  de  «.  Kmmerammo  II  o.S4.  MO.  S8.  IV,  567) 

*)  8.  oben  8.  182. 

')  Vfl.  oben  8.  116.  125. 
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ihres  höheren  Weihegrades  jenen  gegenüber  eine  höhere  Stcllang  ein- 
uulimen,  dergestalt  dass  z.  B.  ihre  Unterscliriften  in  Urkunden  und 
Synodaldekreten  denen  der  übrigen  Kardinäle  voraufgingen ').  Obwohl 
Bischöfe  gehörten  sie  zum  cardo  des  römischen  Biscliofs.  Ihre  Sitze 
lag«*n  in  unmittelbarer  Nähe  von  Rom ;  als  Stellvertreter  des  römischen 
i'  hatten  sie  als    die    Septem  epitcopi  cardincUe*  ebdomadarü  in 

\\  uhem  Wechsel   alle   Sonntage    am  Petersaltar    der    Lateran- 

kirche die  Messe  zu  celebrieren  und  das  Gloria  in  excelsis  zu  beten. 
Denn  wie  je  sieben  Kardinalpriester  zu  je  einer  Patriarchalkirc  he  in 
naher  Beziehung  standen,  so  sie  zur  Laterankirche  als  der  Kirche  des 
Patriarchen  für  das  Abendland,  d.  h,  des  Papstes.  Einige  von  ihnen 
hatten  ausserdem  besondere  gottesdienstliche  Obliegenheiten  in  einzelnen 
Kirchen  in  Trastevere  und  in  der  civitas  Leanina.  Für  sie  alle  waren 
in  Rom  ständige  Wohnungen  errichtet,  die  sie  während  eines  Aufenthalts 
in  der  Stadt  bezogen,  die  sog.  episcopia,  von  denen  sich  zwei  an  die 
r»  t'  rskirche  anlehnten.  Dauernd  und  regelmässig  betrug  die  Zahl 
<!•  r  Kardinalbischöfe  sieben,  ohne  dass  sich  entscheiden  liesse,  welche 
Bistümer  stets  von  ihnen  besetzt  waren,  ob  dieselben  Bistümer  auch 
immer  Kardinalbistümer  waren.  Ursprünglich  waren  es,  wie  es  scheint, 
(He  von  Ostia.  Porto,  Albano,  Labico,  Gabii,  Nomentum  und  Silvacandida. 
Der  Täti'ijkeit  der  Bisch<ife  von  Ostia,  Porto  und  Albano  bei  der 
Konsekration  eines  neuen  Papstes  wurde  schon  gedacht-).  Alle  Kardinal- 
bischöfe waren  suburbicarische  Bischöfe,  d.  h.  sie  gehörten  mit  zahl- 
reichen anderen  Bischöfen  zum  Metropolitansprengel  des  Papstes,  der 
•iich  über  Mittel-  und  Süditalien  erstreckte.  Wie  diese  waren  auch 
sie,  nicht  sie  allein,  episcopi  Romani,  gleich  ihnen  waren  sie  Suffragan- 
bischöfe  des  Papstes.  Darum  waren  die  Kardinalbischöfe  und  die 
übrigen  suburbicarischen  Bischöfe  zum  Besuch  der  Provinzialsynodeu 
des  Papstes  als  des  Oberhauptes  des  römischen  Metropolitansprengeis 
gehalten;  ausdiücklich  erneute  das  römische  Concil  von  743  die 
Satzimg,  dass  die  Bischöfe  mit  Sitzen  in  der  Nachbarschaft  Roms  all- 
jährlich am  15.  Mai  beim  Papste  und  demnach  bei  seiner  Metropolitan- 
synode  sich  einzufinden  hätten,  während  Bischöfe  mit  entfernteren 
Sit/.cn  nur  so  oft  es  tim  sollten,  als  es  ihnen  der  Wortlaut  einer  Ur- 
kunde auferlegte,  in  der  sie  sich  zur  visitatio  liminuni  ss.  apostolorum, 
d.  h.  der  Kirchen  mit  den  Gräbern  der  Apostel  Petrus  und  Paulus, 
verpflichteten.  Alle  suburbicarischen  Bischöfe  wurden  vom  Papste, 
nachdem  er  ihr  Wahldekret  geprüft  hatte,  N-ielfach  ohne  Assistenz 
anderer  Bischöfe,  an  beliebigen  Sonntagen  des  Jahres  ordiniert;  sie 
schwuren  ihm  Gehorsam  ').  Sie  unterstanden  dauernder  Ueber\*'achung 
durch  den  Papst,  der  dazu  die  Rektoren  seiner  Patrimonien  mit  Voll- 
machten ausstatten  konnte,  weiterhin  seiner  Gerichtsbarkeit,  zumal 
sie  sich  auf  den  orthodoxen  Glauben  und  die  gehörige  Verwaltung 
ihrer  Sprengel  verpflichtet  hatten.  War  ihr  Stuld  erledigt,  so  war 
fs  dem  Papst  freigestellt,  aus  den  benachbarten  Diözesen  einen  Bischof 

')  Vgl.  oben  S.  133.  Anm.  1. 

»)  Vgl.  ob«n  8.  128. 

^  Vgl.  oben  S.  101  Anm.  1. 
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hIh  rutitator  zu  berufen.  Durch  diesen  wurden  dann  dio  laufenden  Ge- 
«chilfte  de«  Bistums  erledigt,  zugleich  die  Neuwald  geleitet,  deren 
Bostiltigung  oder  Verwerfung  wiederum  dem  Papste  zustand,  sodass 
nicht  selten  von  ihm  die  Ernennung  des  neuen  Bischofs  ausging. 

Dieselbe  Ernennung  (creatio)  aber  seitens  des  Papstes  fand  statt 
bei  den  Kardinälen,  fiir  die  während  des  achten  Jahrhunderts  nur 
ein  einziger  Vorschlag  des  fränkischen  Königs  bezeugt  ist.  Die  Ob- 
liegenheiten ihres  Kollegium  freilich,  sow^eit  sie  nicht  auf  den  römischen 
Gottesdienst,  die  Disziplin  des  stadtrömischen  Klerus  u.  s.  w.  sich 
bezogen,  werden  bis  zum  Ende  des  neunten  Jahrhunderts  kaum  als 
regelmässige  zu  bezeichnen  sein.  Für  ihre  Zuziehung  zu  den  kirch- 
lichen Geschäften  über  die  der  römischen  Diözese  und  Kirchenprovinz 
hinaus,  fehlte  es  noch  an  festen  Normen:  im  letzten  Grunde  entschied 
allüberall  die  Autorität  des  Papstes.  Alle  Kardinäle  waren  bei  seinen 
Konsistorien  zugegen,  d.  h.  Zusammenkünften  des  Papstes,  des  Stadt- 
klerus und  der  benachbarten  Bischöfe  zur  Entscheidung  von  Angelegen- 
heiten de  reii'gione,  ebenso  bei  seinen  Concilien  anwesend,  doch  hatten 
auf  letzteren  nur  die  Kardinalbischöfe  Sitz  und  Stimme,  Kardinal- 
presbyter und  Kardinaldiakone  das  Recht  der  Mitberatung.  Aus  den 
Kardinälen  allein  Gesandte  (missi,  legati  sedis  avostoltcae,  legati  e  kUere, 
apocrisiarn)  mit  diplomatischen  Aufü*ägen  zu  betrauen  war  der  Papst 
nicht  verpflichtet,  gleichwie  er  wen  er  mochte  als  Berater  Iconsiliariu») 
verwenden  konnte.  Der  Beschluss  des  römischen  Concils  von  769, 
dass  nur  Kardinalpresbyter  und  Kardinaldiakone  zu  Päpsten  gewählt 
werden  dürften  —  von  den  Kardinalbischr)fen  war  nicht  die  Rede, 
weil  der  strenge  Wortlaut  älterer  Vorschriften  einem  Bischof  die 
Vertauschung  seines  ursprünglichen  Sitzes  mit  einem  anderen  verbot  — 
entsprach  altem  Brauche  und  wurde  auch  im  neunten  Jahrhundert  bis 
auf  wenige  Ausnahmen  befolgt  *).  Das  wichtigste  Recht  der  Kardinäle 
war  unstreitig  die  Teilnahme  an  der  Wahl  und  auch  Konsekration 
des  Papstes,  aber  das  ausschliessliche  Recht  an  der  Papstwalü  und 
die  Beteiligung  an  der  weltlichen  Verwaltung  des  Kirchenstaates  sind 
ihnen  erst  in  der  folgenden  Periode  eingeräumt  worden'). 

•)  V^  oben  8.  127. 

*)  Vgl.  die  Zusammenstollungen  aller  (auoh  der  spHteren)  KardinaUtitel  und 
der  KardiiiXle  bei  C.  DE  MAS  LATRIE,  TrtSsor  de  Chronologie  (Paris  1889),  8. 1151  ff. 
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Jahrhundert. 

Erstes  Kapitel. 

Staat  und  Kirche  in  Deutschland. 

§  29.    Rligemeine  Charakteristik  des  deutschen  Mittelalters. 

H.  BKl'NNEK,  (Jriindzäj^e  der  deutscheu  Kechtejrescliichte  *  S,  79  ff.  E.  DE- 
\  i;iENT  bei  G.  KICHTER,  Aiiiialen  der  deutschen  Geschichte  im  Mittelalter  III,« 
Uialle  a.  S.  1898),  8.734  ff.  763  ff.  W.  DÖXXIGES,  Das  deutsche  Staatsrecht  und 
die  deutsche  KeichaverfaMung  CGeschichte  des  deutschen  Kaiserthnms  im  14.  Jahr- 
hundert). Berlin  1842.  K.  FR.  EICHHORN,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte  II', 
S.  479  ff.  III*,  S.471  ff.  H.  FIXKE,  Römische  Quartalschrift  für  christliche  Altertuma- 
knnde  und  für  Kirehengeschichte  IV.  Supplementheft  (1896),  S.  1  ff.  H.  GERDES, 
i"-<ln>hte  des  deutschen  Volkes  und  seiner  Kultur  iui  Mittelalter  I  (Leipzig  1891), 
S.  Ö29  ff.  II  (1898),  S.  449  ff.  A.  HAUCK,  Kirchengeschichte  Deutschlands  III.  IV. 
Leipxi^  1896 ff.  P.  HINSCHITS,  Handbuch  des  öffentlichen  Rechts  der  Gegenwart 
herausgegeben  von  H.  MARQUARDSEN  I  (Freiburg  i.  Br.  1887),  8.  197  ff.  218  ff. 
TH.  LINDXER,  Woltgeschichte  II  (Stuttgart  und  Berlin  1902),  S.  820  ff.  III  (1903), 
S.  67  ff.  F.  MAASSEN,  Neun  Capitel  über  freie  Kirche  S.  151  ff.  E.  MICHAEL, 
Geschichte  des  deutschfn  Volkes  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  I  (2.  Aufl.  Frei- 
burg i.Br.  1892),  S.266ff.  II  (1899),  S.  Iff.  E.  MONTAG,  Geschichte  der  deutschen  staats- 
i  lircr.  rlifhen  Freiheit  II  (Bamberg  und  Würzburg  1814),  8.  79 ff.  187 ff.  401ff.  456ff. 
K.  MÜLLER,  Kirchengeschichte  I  (Freiburg  i.  Br.  1892),  8.  881  ff.  II,  i  (Tübingen 
i:r><i  Leipzig  1902),  8.  1  ff.  J.  F.  PFEITINGER,  Corpus  iuris  publici  I  (Gothae  1737), 
S  1107  ff.  G.  J.  PLANCK,  Geschichte  der  cliristlichen  Oesellschaftsverfassung  III— VI. 
Hannover  ISOöff.  F.  VON  RAUMER,  Geschichte  der  HohensUufen  und  ihrer  Zeit  VI. 
L'  ipr.i?  18*25.  J.  E.  VON  SAIMORI,  Geistliches  und  weitliches  Staatsrecht  der 
<!•  irholischgeistlichen  Erz-,  Hoch-  und  Ritterstifter  I — IV.    Nürnberg  1788 ff. 

!;  ER,    Lehrbuch    der    deutschen    Rechtsgeschichte*    8.  388 ff.     H.   VON 

X  lii  iii.jci.  Roms  Kampf  um  die  Weltherrschaft  (Halle  a.  8.  1888),  S.  11  ff. 
V  sr(;EXHEIM.  Staatsleben  des  Klerus  im  Mittelalter!.  Berlin  1839.  G.  WAITZ, 
i>fnt8cbe  Verfassongsgeschichte  V — VIII  (V  herausgegeben  von  K.  ZEL'MEB, 
VI*  heraiugegeben  von  G.  SEELIGER).  —  Die  verzeichnete  Litteratur  gilt  auch 
bei  alten  folgenden  Paragraphen  als  citiert;  im  Verlauf  des  Kapitels  werden  nar 
noch  spezielle  Litteratonrenreise  geg«ben. 

Jede    Darstellung    der   Geschichte    des    deutschen   Volkes    vom 

z  hnten  bis  fünfzehnten  Jahrhundert   wird   ihren    Stoff  zu   bewältigen 

t- achten  je    nach   der   Seite    historischeu   Werdens   und   Lebens,    der 

rnehmlich  sie  ihre  Aufmerksamkeit  widmet,  und  jeweils  nach  dieser 
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die  verschiedenen  Perioden  gegeneinander  abgrenzen.  Kür  die  puiitisclie 
(Jeschichte  bildet  die  Mitte  des  dreizelinten  Jahrhundert«  den  Einschnitt: 
die  Zeit  der  Könige  und  Kaiser  aus  sächsischem,  fränkischem  und 
schwäbischem  Geschlecht  wird  abgelöst  durch  die  Folge  von  Königen 
aus  verschiedenen  Häusern,  bis  das  Haus  Habsburg  seit  Albrecht  U. 
die  Würde  des  deutschen  Königs,  seit  Friedrich  III.  auch  den  Titel 
des  römischen  Kaisers  dauernd  an  sich  fesselt*).  Für  die  Geschichte 
der  Reichsverfassung  bedeutet  das  zwölfte  Jahrhundert  den  Wende- 
punkt: das  deutsche  Königtum  wird  zum  Führer  einer  Fürstenaristo- 
kratie,  die  für  ihre  einzelnen  Glieder  mehr  und  mehr  königliche 
Hoheitsrechte  beschlagnahmt;  an  die  Stelle  des  Einheitsstaates  tritt 
ein  buntes  Gemenge  von  Territorien,  reichsturstlichen  Gebieten  und 
städtischen  Gemeinwesen,  die  alle  für  sich  nach  Möglichkeit  IJefreiuug 
von  allzudrückender  Unterordnung  unter  die  Keichsgewalt  beanspruchen. 
Die  Verfassungsgeschichte  der  Kirche  in  Deutschland  endlieh  ist  aufs 
engste  verbunden  mit  derjenigen  der  allgemeinen  Kirche,  die  im 
Papsttum  ihren  einigenden  Mittelpunkt  fand.  Drei  Perioden  sieht  sie 
einander  sich  folgen :  die  Zeit  der  Vormachtstellung  des  Staates  bis 
zum  Pontifikat  Gregors  VII.  (1073—1085),  die  Zeit  des  Kampfes 
zwischen  Staat  und  Kirche  und  der  Herrschaft  der  Kirche  bis  zu  den 
allgemeinen  Concilien  des  ftinfzehnten  Jahrhunderts  und  schliesslich  das 
ausgehende  Mittelalter  mit  seinen  Ansätzen  territorialer  Kirchen- 
verfassung, bis  die  deutsche  Reformation  die  bislang  im  katholisclK-n 
Glauben  geeinte  abendländische  Christenheit  in  eine  protestantische  uinl 
eine  katholische  Hälfte  auseinandergehen  Hess.  Damit  war  zugleich  di«- 
Notwendigkeit  neuer  Verfassungsfonnen  gegeben,  die  freilich  hier  wie 
dort  an  vorhandene  Rildungen  anknüpfen  konnten.  Der  Protestantis- 
mus löste  sich  aus  in  Landeskirchen,  der  Katholizismus  schloss  im 
Concil  von  Trient  (1545 — 1563)  seine  mittelalterliche  Entwicklung  ab, 
um,  geleitet  vom  Papsttum,  unter  Beibehaltung  der  alten,  innerlich 
neubelebten  Formen  die  ererbten  Ansprüche  zu  behaupten. 

Rein    äusserlich    angesehen    ist    die   Verfassungsgeschichtc    der 
Kirche   auf  deutschem    Hoden   —    und   in    ihr   spiegelt    >•  '      "  > 

allgemeinen  Kirche  —    nicht   einheitlich.     In  jeder   der   .>    , 
Perioden  stehen  andere  Fragen  der  kirchlichen  Organisation  und  der 
kirchlichen  Rechtsentwicklung   im  Vordergrund,   in  jeder  unternimmt 
die  Kirche  die  Lösung  neuer  Aufgaben.    Innerlich  dagegen  sind  jene 
Jahrhunderte  gleichwold  eine  Einheit:  sie  brachten  di«        '     ''        \ 
gettaltung  der  hierarchischen  Gliederung,  der  hierarchi-- 

')    Da  di«  politische  Geschieht«    im  wesentlichen  als   bekannt    voratwgptutKt 
werden   darf,   sind    lu   den   Nanen  der  dontschen  KOnife  and  Kaiser  nnr  in  gnut 
seltenen   FMlIen   ihre   Regiemngsjahre   vermerkt;  in  der   Refel   irit)!    •!;•     Jalt-- 
aahl  de«  aas  ihrer  Regiemng  erwKhnton  Erdjpäissee  aoereieh«  < 
PKpeten  Ist  durcbrlairifr  ihre  Regiorangssoit   angegeben.   Ihm 
EmblschSfen  a.  s.  w.  da«  Jahr  ihre»  Todes  oder  ihre«  Kürk  iti- 

seib«   Name   kura  hintereinander  sich  wiederholt.     Flir  dir  Vrr- 

aeichnis  bei  MIRHT*  8.  452 ff.  xu  Grunde,  fiir  die   w<  ■  1  .traUH   div   Stamm- 

tafeln Ton   II.  (JROTK  (lieipsig  1877),  fiir  die   Embi-  w.  die   Listen   bei 

BUBKL.  GAM8  und  HAUCK  (vgl.  die  Angaben  an  der  Spita«  von  §  40). 
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und  zwar  durch  die  eigene  Macht  der  Kirche.  Diese  wurde  erst 
jetzt  zu  dem  die  Wf'lt  nmspannendcn  Reiche,  das  sich  darstellte  als 
der  Krbe  des  altniinischen  Imperium,  das  sein  Gesetzbuch  erhielt  ira 
Corpus  turiM  ramtutci:  in  ihm  war  niedergelegt,  was  an  Ordnungen 
der  Vergangenheit,  an  Rechtssatzungen  des  Augenblicks  für  alle  Zeit 
als  massgebend  ei*8chien.  Die  Kirche  ist  in  Verfassung  und  Recht 
wie  folgerichtiger  so  beständiger  als  der  Staat,  dessen  Gesetzgebung 
rascher  den  wechselnden  Bedürfnissen  der  in  ihm  vereinigten  Gesell- 
schaft Rechnung  tragen  wird  als  die  der  Kirche ;  der  Staat  kann  nicht 
gleich  der  Kirche  seine  Bildungen  und  Daseinsformen  als  von  Gott 
selbst  gewollt,  demnach  im  Grunde  als  allgemein  verbindlich  und 
unveränderlich  hinstellen.  In  dieser  Eigenart  der  Kirche  —  moralische 
Wertung  würde  von  Ueberlegenheit  der  Kirche  sprechen  —  ist  e» 
begriindet,  dass  sie  weit  weniger  der  Umwandlung  unterworfen  scheint 
denn  der  Kntfaltxmg  ihres  innersten  Lebensprinzipes,  der  Einheit. 
Die  Einheit  aber  der  allgemeinen  Kirche  verkörpert  sich  im  Papst- 
tum. Die  Geschichte  der  papalen  Macht  wird  zur  Geschichte  der 
kirchlichen  Einrichtungen.  Bis  zur  Mitte  des  elften  Jahrhunderts  ist 
das  Papsttum  geschwächt  durch  die  Nachwirkungen  der  Abhängigkeit 
seiner  Träger  von  römischen  Adelsfaktionen;  die  Ottonen  und  Salier 
sind  die  Herren  der  Päpste  und  damit  der  deutschen  Kirche.  Das 
reformierte  Papsttum  erneuert  mit  Erfolg  die  alten  Ansprüche  auf  den 
Primat  in  der  Kirche  und  setzt  sie  um  zur  Forderung  ausschliesslicher 
Gesetzgebung  für  die  Kirche  durch  die  Kirche ;  das  deutsche  Königtum 
weicht  zurück  vor  den  Tendenzen  eines  päpstlichen  Absolutismus,  wie 
sie  Päpste  wie  Innocenz  III.  (1198—1216)  und  Bonifaz  VIII.  (1294— 
1303)  erheben;  die  Kirche  Deutschlands  wird  ihnen  Untertan.  Dieser 
Absolutismus  aber  weckt  die  Widersacherschaft  selbst  kirchlicher 
Kreise.  Die  grossen  Reforraconcilien  verlangen  Selbständigkeit  des 
kirchlichen  Lebens  innerhalb  nationaler  Grenzen.  Theoretisch  über- 
windet das  Papsttum  den  Angriff  durch  die  Betonung  seiner  rechtlichen 
Allmacht  und  dogmatischen  Lehrgewalt,  —  tatsächlich  muss  es  Ver- 
ständigung suchen  mit  den  einzelnen  Nationen,  von  denen  die  deutsche 
nicht  mehr  durch  ihr  Königtum,  sondern  durch  die  territorialen  Ge- 
walten vertreten  erscheint. 

Wenn  die  nachfolgende  Darstellung  von  dieser  Periodisierung 
abweicht,  so  geschieht  es  aus  mehreren  Erwägungen.  Jeder  Durch- 
schnitt durch  die  einzelne  Periode  müsste  versuchen,  die  gesamte 
kirchliche  Verfassung  während  des  Zeitraums  zu  veranschaulichen, 
und  trotz  steter  Anknüpfung  an  frühere  Abschnitte  ihre  Geschichte 
zerstückeln,  ohne  dass  er  überall  für  alle  Einrichtungen  in  jeweils 
einer  Periode  Neues  bieten  könnte.  Wohl  lockte  der  wohlgegliederte 
Bau  der  kirchlichen  Organisation  zu  dogmatischer  Betrachtung,  aber 
eine  solche  würde  nicht  das  Mass  und  die  Stärke  der  geschichtlich 
wirkenden  Kräfte  erkennen  lassen,  nicht  genügend  auch  das  Gleich- 
zeitige und  das  einander  sich  Folgende,  sie  geföhrdete  also  den  Ein- 
blick in  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Einrichtungen  überhaupt. 
Es  bleibt  nichts  Anderes  übrig  als  ähnlich  wie  im  vorigen  Abschnitt  die 
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JJotrachtung  «les  Verhilltnisses  zwischen  Staat  und  Kirelie  im  deutschen 
Iteiche  zu  «ondorn  von  derjenigen  der  kirchlichen  Einrichtungen  auf 
deutschem  Hoden,  sodann  des  Papsttums  und  endlich  der  allgemeinen 
(J^oncilien  wie  ihrer  Folgen.  Die  untere  Grenze  des  ersten  Kapitels 
wird  das  Jahr  1500,  des  zweiten  und  dritten  die  Wende  des  vierzehnten 
und  fiinfzehnten,  des  vierten  ebenfalls  das  Jahr  1500  bilden  müssen. 
Nur  als  ungefähre  Grenzbestimmungen  sind  natürlich  diese  Angaben 
zu  verstehen,  da  bei  jeder  geschichtlichen  Darstellung  die  Epochen, 
so  sehr  sie  hervorzuheben  sind,  doch  wieder  verwischt  werden  müssen. 
Soweit  nur  irgend  angängig  soll  versucht  werden,  historische  und 
dogmatische  Behandlungsweise  gegenseitig  auszugleichen. 


§  30.    Die  mittelalterlichen  Lehren 
über  das  Verhältnis  von  Staat  und  Kirche. 

J.  BAl'MANN,    Die    Staatslehre    dos    h.  Thomas  vou  Aqaino.   Leipzig  1873. 
£.  BERNHKIM,  DeutHche  Zeitschrift  für  OeschtohtitwiMenBchaft  VII   (Neue  Folge  I. 
18Ö7).  8.  Iff.     F.  VON  HEZOLD.    Historiüche  Zeitschrift  XXXVI  (1876),   8.  818  fl 
H.  VON   EIC'KEN,    Geschichte    und    .System    der    mittelalterlichen    Weltanschainin- 
(Stuttgart  1887),   8.  356  ff.  778  ff.     E.  FKIEDBERO,    De    finium    inter   e.  ■  : 
civitatem  regtindornm  iudicio  quid  medii  aevi  doctores  et  legcs  stntueriut.   Li| 
E.  FRIKDnKlUi,  Zeitschrift  für  Kirchenrecht  VII  (1869),  S.  69ff.     E.  FRIKUl'.KK«., 
Die  (iräiizcn    zwischen  Htaat    und  Kirche  I    (Tübingen  1872).   8.  29  ff.     E.  FRIED. 
BERG,    Die    mittelalterlichen    Lebren    über    das  VerhUltnis    von    Staat    und    Kin  1:<  . 
Leipzig  1874.     V.  (JENNRK'H,  Die  Staats- und  Kirchenlehre  Johanns  von  Rnli.-*l.ur\. 
Gotha    1894.     (>.  (ilERKE,    Das    deutsche    Genossenschaftsrecht    III    (Berlin   1X^1  , 
S.  ÖOlff.     A.  GOEDECKEMEYER,    l'reussische  .Jahrbücher  CXIII  (1908),   8.  89«  ff. 
11.  GRAliERT,  Historisches  Jahrbuch  XXII  (19Ul),  8.  631  ff.     M.  GUMPLOWICZ. 
(tcüchichte  der  Staatstheorien  (Innsbruck  1905).  S,  90  ff.     A.  HAUCK,  Der  Ge.lank. 
der  pHpstUchen  Weltherrschaft  bis  auf  Honifaz  VIII.    Leipzig  1904.    C.  B.  HINDKS- 
HAGEN,   Zeitschrift    für    Kirchenrecht  I    (1861),    8.  251  ff.     O.  LORENZ,    DeutMbe 
(;eschichte  im  13.  und  14.  Jahrhundert  I   (Wien  1863),  S.  8  ff.    O.  LORENZ,  Deutsch- 
lands (ieschichUquellou  im  Mittelalter  II  (3.  Aufl.  Berlin  1887),  8.  333ff.  E.  MICHAEL, 
Zeitschrift  für  katholische  Theologie  XXVI  (1902),  8.  203  ff.     C.  MIRBT,  Die  Fubli- 
KiHtik   im    Zeitalter  Gregors  VII.    (Leipzig  1894),    bes.  8.  543 ff.     F.  J.  MOULART, 
Kirche  und  Staat  oder  die  beiden  Gewalton,    ihr  Ursprung,    ihre  Beziehun;:<'ii.    ibro 
Rechte  und  ihre  (Jrenzen.    Febersetzt  von  H.  HOFBEN.    Mains  1881.    G.  l'l 
Kirchonrocht  II,  S.  47Uff.     H.  REHM,  Geschichte  der  Staatsrechtswissenscli 
buch  doa  öffentlichen  Rechts,  herausgegeben  von  II.  MARQFARDSEN,  V. 
band.   Freiburg   i.   Br.  und  Leipzig    1896),   8.  175 ff.       K.  RIEKER.    Dif 
Btellung  der  evangelischen  Kirche  Deutschlands  in  ihrer  geschiditl  • 

bU   sttr   Gegenwart  (Leipzig  1893),   S.  7ff.     8.  KIEZLER.  Die  I 
aacher  der  FMpate  zur  Zeit  Ludwigs  des  Baiers.     l^ipzig  1874.     J.  ^A(.i^ 
Theologische  (juarUlschrift  LXXX  (1898),  S.  50 ff.   A.  SULML  Suto  e  rhie^ 
gli    »critti   politicl    da    Carlomagno   fino   al   concordato    di  Worms.      Mo(l< 
H.  WERNER,  Deutsche  GeschichtsblKtter  VI  (1904/6),  8.  65  ff.  105  ff. 

Die  littcrarische  Tfttigkeit  des  Mittelalters  ist  aiisgeg«ng6n  von 
der  theologisch  -  moralischen  Deutung  der  in  der  Bibel  vereinigten 
heiligen  Schritten.  Jeder  Satz  in  ihnen  galt  als  unumstösaliche,  für 
immer  maMgebendc  Wahrheit;  dass  er  su  verstehen  sei  ans  der  Zeit 
•einer  Festlegung  heraus,  kam  nicht  zum  Bewusstsein.    Vornehmlich 
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die  Kirche  —  die  iuteiuisohe  Sprache  ihres  Kuhns  bUeb  bis  ins  drei- 
zehnte Jahrhundert  die  der  Urkunden  und  der  schriftstellerischen  Er- 
zeujndsse  jeglicher  Art  —  wandte  den  wissenschafUichen  Aufgaben 
ihre  Pflege  zu.  Wie  die  Geschichtschreibung  und  Philosophie  so  wurde 
auch  die  Untersuchung  über  die  theoretischen  Grundlagen  des  kirch- 
lich«n  und  staatlichen  Lebens  fast  nur  von  Geistlichen  betrieben,  die 
danim  die  Bedeutung  der  Kirche  ebenso  überschätzten,  wie  sie  die  des 
Staates  geringachteten.  Die  Laienkreise  leisteten  beinahe  ausschliesslich 
tatsächlichen,  weit  weniger  auch  litterarischen  Widerstand.  Es  gab  zahl- 
reiche Sammlungen  des  kirchenrechtlichen  Quellenstoffes  wie  z.  B.  die 
durchweg  fiir  echt  gehaltenen  und  häuüg  benutzten  Decretales  Pgeudo- 
isiJon'anoe^);  um  die  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts  fand  ihr  wesent- 
licher Inhalt  Aufnahme  im  DecretuviGratiani,  dessen  Ausgestaltung  zum 
Corpus  iuris  canontci  die  Päpste  des  dreizehnten  und  beginnenden 
vierzehnten  Jahrhunderts  veranlassten*),  —  eine  Sammlung  der  deutschen 

')  \g\.  S.  52  Anm.  2. 

'I  Das  Corpus  iurit  eammiei  xerflillt  in  das  Decretum  Gratiani  nnd  drei  officielle 
Satnniliiiigen  von  pSpatliehen  Decretaleu.  I.  Daa  Decretum  Gratiani,  um  llöO  za- 
«ammeugestellt  von  dem  Kamaldolenscnnünch  Gratianns  im  Kloster  8t.  Felix  za 
Bologna,  enthllt  drei  Abteilungen:  a.  101  Abschnitte  (dittinctionesj,  jede  aus  Quellen- 
»tellen  (canenea)  bestehend  [man  citiert:  c.  34  D.  53,  d.  h.  Canon  34  Distinetio  58]; 
b.  36  Kocht«fälle  (eouaaej,  ans  deren  jeder  Bechtsfragen  fquaestionesj  abgeleitet  sind, 
die  durch  Cjti ellensteilen  feanone»)  beantwortet  werden  [c.  3  C.  1  qu.  1,  d.  b.  Canon  3 
Cans«  1  (juaestio  1];  C.  33  qn.  3  ist  eine  Abhandlung  über  das  Busswesen  (He 
poeniltntiaj  und  zerfällt  in  diitinctionea ,  diese  in  canones  [c  2  D.  1  de  poen.,  d.  h. 
Canon  2  Distinetio  1  de  poenitentia,  anstatt  c.  2  D.  1  C.  33  qa.  3];  c.  5  Abschnitte 
idi^tinrtionet)  Über  den  Kultus  nnd  die  Sacramente  (dt  eotuecraüönej,  jede  aas  Qnellen- 
.«tilltn  canonesj  bestehend  [c.  1  D.  3  de  consecr. ,  d.  h.  Canon  1  Distinetio  3  de 
coa!<«<ratiMne].  —  Die  nach  dem  Jahre  1139  erlassenen  Concilienschlüsse  und  Papst- 
briffe  wurden  als  DecretaUt  extra  decretum  (Gratiani)  vagante^,  Extraragante»  in  den 
privaten 'Sammlungen  der  %og.  Quinque  compilatione*  antiquae  vereinigt,  die  aber  nicht 
in  das  Coq>us  iuris  canonici  aufgenommen  worden  sind  (heransg.  von  £.  FKIEDBEKG. 
Leipzig  1882).  Benatzt  wurden  sie  für  die  Herstellung  der  ersten  ofticiellen  Decre- 
talensammluug,  die  wie  die  beiden  folgenden  amtlich  verkündet  worden  ist.  Die 
drei  in  das  Corpus  iuris  canonici  hinter  dem  Decretnm  Gratiani  (I)  aufgenommenen 
Sammlangen  sind :  II  a.  Die  Deeretale$  Gregorii  IX.  (Liber  Erira,  abgekürzt  X), 
\2'iA  publiciert.  8ie  schloss  alle  nicht  hier  and  vordem  von  Gratian  aufgenommenen 
Decretalen  aas;  sie  zerfiillt  in  5  Bücher  (Bbri),  jedes  Buch  in  tituU,  jeder  Titel  in 
die  chronologisch  aneinandergereihten  Decretalen,  capita  [c.  42  X.  de  electione  1,  6, 
d.h.  Caput  42  Extra  de  electione  libro  1  titalo  6];  IIb.  Der  Liber  textu»,  erlassen 
im  Jahre  1298  von  Bonifaz  VIII.  (1294 — 1303)  als  Nachtrag  zum  Liber  Extra,  zer- 
fallend in  6  Bücher  (UbriJ,  jedes  Buch  in  tituli,  jeder  Titel  in  capita  [c.  1  in  VI  *« 
de  officio  legati  I,  15,  d.  h.  Caput  1  in  Sexto  de  officio  legati  iibro  1  titulo  15];  II  e. 
die  Cltmentinae,  d.  h.  die  Constitutionen  Clemens'  V.  (1305 — 1314),  publiciert  von 
Johann  XXII.  im  Jahre  1317,  zerfallend  in  5  Bücher  (lätrij,  jedes  Buch  in  tituK, 
jeder  Titel  in  capita  [c.  nn.  in  Clem.  de  iureinrando  2,  9,  d.  h.  Caput  unicum  in  Cle- 
mentinis  de  iareiurando  libro  2  titalo  9].  —  Nicht  amtlich  zusammengestellt,  aber 
in  die  seit  1500  veranstalteten  Ausgaben  des  Corpus  iuris  canonici  aufgenommen 
sind  zwei  Extravagantensammlungen:  a.  Die  £r<ratW7ante«JoA<imii«  .VA7/.,  d.h.  20  Con- 
stitutionen Johanns  XXII.  (1316 — 1334),  verteilt  ab  capita  unter  14  tituli  [c.  nn.  Extrav. 
Job.  XXII.  3,  d.h.  Caput  unicom  Extravagantinm  Johannis  XXII.  titulo  3];  b.  Die 
ExlnHM^mmie$  eommuma,  d.  h.  74  pipsttiche  Decretalen  bis  zum  Jahre  1484,  zerfallend 
in  5  BSeher  (Ubri),  jedes  Buch  in  tituli,  jeder  Titel  in  capita  [c  1  Extrav.  comm.  1,  8, 
d.  h.  Caput  1  Extravagantinm  communiura  libro  1  titalo  8].  Alle  diese  Sammlungen 
xind  in  den  Ausgaben  des  Corpus  iuris  canonici  vereinigt;  benutzt  ist  diejenige  von 
K.  FRIEDBERG,  Leipzig  1879  ff.,  Tgl.  oben  8.  2  f. 
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Rcich8f:^8etze  oder  eine  von  jeglicher  Spekulation  sich  freihaltende 
DarMteliung  des  deutschen  Staatsrechts  felilte'),  während  vomehmlicli 
seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  eine  schier  unübersehbare  Fülle  von 
Rechtsbüchem,  Landes-  und  Stadtrechten  dem  Bedürfnis  räumlich 
umgrenzter  Gebiete  nach  schriftlicher  Aufzeichnung  des  in  ihnen 
gültigen  Rechts  Genüge  zu  tun  versuchte.  Einheit  des  kirchlichen  Rechts, 
Zersplitterung  des  weltlichen  nach  seinem  Ursprung  und  seinem  In- 
halt kennzeichnete  die  Lage  im  späteren  Mittelalter;  die  Gefahr  für 
den  Staat  wurde  nur  von  Wenigen  wie  von  Nikolaus  von  Cues 
(t  1464)  erkannt:  in  seinem  Entwurf  einer  Reichsreform  forderte  er 
vom  Reichstag  „die  Herstellung  eines  gemeinen  nationalen  Rechts  auf 
Orund  der  zahllosen  Partikularrechte".  Von  diesem  Gesichtspunkt 
aus  erscheint  die  allmähliche  Reception  des  römischen  Rechts  als  eine 
sich  langsam  vollziehende  Befreiung  der  Laien  vom  Einfluss  der 
Geistlichkeit,  gerade  weil  aus  Sätzen  des  römischen  Rechts  die  Staats- 
allmacht, für  den  Herrscher  die  Stellung  über  dem  Gesetz  und  damit 
für  den  weltlichen  Staat  die  Ueberordnung  über  jedwede  rechtlich 
umgrenzte  Fomi  gesellschaftlicher  Verbindung  beanspnicht  werden 
konnten.  Die  tatsächliche  Anwendung  freilich  solcher  Anschauungen 
kam  nicht  dem  deutschen  Königtum  zu  Gute,  sondern  den  deutschen 
Territorialgewalten,  den  Landesherron  und  den  Städten,  in  mannigfach 
abgestuftem  Umfang. 

Die  Weltanschauung  des  Mitt<'lalters  gründete  sich  auf  die  Ide< 
der  Vorbandseinheit  des  Menschengeschlechtes,  die  v«)rge8tellt  wurdr 
als  von  Gott  begründet  und  geleitet,  für  die  deshalb  eine  einheitliche 
äussere  Rechtsordnung  und  eine  einheitliche  Regierung  erforderlich 
war,  damit  sie  ihr  Ziel,  die  Einheit  in  und  mit  Gott,  erreichen  könne. 
Die  Zweiteilung  andererseits  der  menschlichen  Lebensordnungen  in 
eine  geistliche  und  eine  weltliche  Organisation  war  um  nichts  weniger 
durch  göttlichen  Ratschluss  gegeben.  Die  Kirche  hatte  die  Menschheit 
auf  den  ewigen,  jenseitigen  Zweck  vorzubereiten,  der  Staat  dagegen 
ihren  zeitlichen,  diesseitigen  Zweck  zu  erfüllen.     Beide  traten  in  ge- 


')  Die  Schriften  des  Jordanua  von  Osnabrück  (De  praerojiMm  Bomuuil 
imptrü  heraosg.  von  Q.  WAITZ,  Abhandlungen  der  Göttinger  Gesellschaft  der  Wi- 
«chaften. hist-philol.  ClasseXIV,  1868/69,  S.  89ff.;  vgl.  H.  GRAUERT.  MtSlaoge«  i  « 
Fahre,  Paris  1902,  8.  380  ff.  F.  KAMI'EKH,  Festgabe  K.  TH.  VON  HKKiKI.  gewidnet 
▼on  TH.  HITTKKAIJF  u.  a.  Miinchcu  1903,  8.  105  ff.  F.  WILIIKLM,  Mittellongen 
de«  InaUtuta  für  »sterreichbcho  GesohichUforMhang  XIX.  1886,  8.  616 IT.  XX I\. 
1903,  8.  853 ff.),  Lopolds  von  Bebonhurg  (De  iure  rtffiti  et  imperü  ed.  Argent«>ra(i 
1609;  Tgl.  8.  RIEZLEB,  Widersacher  der  Pft{Mte  8. 107  ff.  180  fr),  Peters  von  And  lau 
lÄMhudeoemtreawtommnkia  herausg.  von  J.  HÜRiilN,  Zciuchrift  der  Savignystiftang  für 
RechUgeschirhte .  Germ.  Abt  XII,  1891,  8.  34 ff.  XIII.  1899,  8.  l&)ff.:  v|fl. 
.1.  Hi'HHIN,  Peter  von  Andlau.  Strasshiirfr  1897,  8.  129 ff.)  und  endlich  des  K n o n 
8  i  I  V i  u  (7>e  ortu  et  auetprittUe imperü Mom"  -.'.  von  M.  00LDA8T,  Monarchia  II, 

Frankfurt  1668.  8.  1668 ff.;  Tgl.  U.  G.  •  iC.  lieber  Aeneas  8jlvins  In  seiner 

Itedeotong  für  die  deutache  RechUge«chi<  n-  .'vn  1860.     A.  MErs'"      r> 

Libellos  de  orta  et  anctoritate  imperil Roman i  ^ilvio  de  Piccolonim 

Rraslan  1906,  bringen  mehr  doctriuKre  Eri>ri<riiii);^iii  als  Sjrsteme  dea  ^cucauvn 
Reehta;  noch  am  meisten  sucht  Peter  von  Andlau  dem  BedBrfUs  aaeh  Sjrt— ntfk 
sa  entsprechen. 


i  30.    Die  mittelalterlichen  Lehren  u.  i.  w.  143 

sonderten  Kreisen  in  Krscheinung,  fiir  beide  bestand  je  eine  ei^^en- 
tümliche  Verfassung,  galt  je  ein  eigenes  (Jesetz.  In  der  gleichen  Ge- 
meinschaft, die  dem  gemeinsamen  König  Christus  unterstellt  ist, 
leben  zwei  Völker,  der  Klerus  und  die  Laien.  Jedes  von  ihnen  hat 
seine  Regierung,  das  eine  das  sacerdotium,  das  andere  das  Imperium 
oder  regnum.  Das  Recht  des  Klerus  ist  das  ius  divinum,  das  der  Laien 
das  tW  humanum.  Dieser  Dualismus  aber  sollte  nur  als  vorübergehend, 
zeitlich  dauernd  gedacht  werden ;  seine  Beseitigung  wurde  ins  Jenseits 
verlegt,  sodass  die  Frage,  wie  er  auf  Erden  nach  Möglichkeit  aus- 
geglichen, wie  seine  Aufliebung  auf  Erden  eingeleitet  werden  könne,  un- 
mittelbar zum  Problem  des  gegenseitigen  Verhältnisses  von  Kirche 
und  Staat  führen  musste. 

Die  kirchlichen  Kreise  fanden  die  Lösung  des  Problems  in  der 
völligen  Unabhängigkeit  der  Kirche  vom  Staat,  in  der  Ueberordnung 
der  geistlichen  Gewalt  über  die  weltliche.  In  Anlehnung  an  alte 
Deutimgen  einzelner  Bibelstellen  wurde  die  Kirche  verglichen  mit  der 
.Sonne,  die  dem  Mond,  d.  h.  dem  Staate,  ihr  Licht  spende,  mit  der 
8eele,  die  den  Körper,  d.  h.  wiederum  den  Staat,  zu  lenken  habe. 
Als  gottgewollte  Einrichtung  könne  nur  sie  allein  die  Einheit  des 
Menschheitsverbandes  verwirklichen,  derart  dass  alle  weltliche  Ord- 
nung nicht  anders  denn  als  ein  Teil  der  Kirche  bestehen  dürfe  *). 
Die  Kirche  wird  zum  wahren  Staat,  dem  die  Fülle  aller  Gewalt  eigen  ist. 
Ihr  Haupt  ist  Christus,  dessen  überirdisches  Königtum  sich  darstellt 
im  Nachfolger  des  Apostels  Petrus,  dem  die  Gewalt  gegeben  war,  im 
Himmel  wie  auf  Erden  zu  binden  und  zu  lösen,  mithin  dem  Papste: 
dieser  steht  zwischen  Gott  und  Menschen  in  der  Mitte,  unter  Gott 
und  kleiner  als  er,  weil  aber  grösser  als  der  Mensch  über  diesem. 
Nach  der  Auflassung  Gregors  VII.  (1073 — 1085)  ist  die  Kirche,  das 
Imperium  Christi,  zur  Regierung  der  Welt  berufen,  der  Staat  anzu- 
sehen nur  als  eine  von  Menschen  erfundene,  auf  zufalligen  historischen 
und  moralisch  verwerflichen  Gründen  beruhende  Schöpfung,  um  derent- 
willen die  ersten  Fürsten  aus  blosser  Herrschgier,  auf  Antrieb  des 
Teufels,  sich  eine  Macht  über  ihresgleichen  angemasst  hätten*);  „wenn 
der  Stuhl  des  hl.  Petrus  über  Himmlisches  und  Geistliches  entscheidet 
und  richtet,  um  wie  viel  mehr  über  das  Irdische  und  Weltliche". 
Während  Gregor  IX.  (1227 — 1241)  den  Satz  aufstellte,  dass  die  Nacken 


')  V^.  den  Brief  Innocenz'  III.  von  1198  Okt.  30  (MIRBT*  8.  130):  Sieut 
univerntatU  eonditor  Dcu»  dtto  magna  luminaria  in  ßrmamento  eoeli  eonstihsit,  luminare 
motu*,  ut  praeesset  diä,  et  luminart  minus,  ui  nocU  praeestet  (vgl.  1.  Moses  1,16),  sie 
ad  Jirmamenium  um»et$ali$  eeetesiae,  quae  eoeli  nomine  mmeupatur,  duas  magnas  insHtuit 
digmtates,  maiorem,  quoe  quasi  diebus  animalnu  praeesset,  et  minortm,  quae  quasi  noctSnu 
pratemtt  eorporibus :  quae  naU  pontißcaUs  auetoritas  et  renalis  potestas.  Porro  sieui  kuta 
luwtBH  www  a  sole  sortütur,  quae  re  vera  minor  est  iüo  quantitate  simui  et  quaKtate,  mtu 
panier  et  ejfeetu,  sie  reqaSa  potestas  ab  auetoritate  pontifieali  suae  »ortitur  dignitatis  splejulorem, 
euüu  eonspeetui  guanto  magis  inhaeret,  tanto  minore  lumine  deeoratur  et,  quo  plus  ab 
eiu*  elongatur  aspeetu,  eo  plus  profiät  in  splendore;  vgl.  auch  c.  6  X.  de  maiorit«te  et 
oboedientia  1,33  und  die  AosfUbrangen  des  Caesarios  von  Heisterbach  bei  E.MICHAEL, 
Geschichte  des  deutschen  Volkes  I »,  8.  277  ff. 

*)  Vgl.  besonders  Gregors  Brief  an  Bischof  Hennann  von  Mets  (-{-  1090)  aas 
dem  Jahre  1061,  MIBBT*  S.    105ff. 
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der  Könige  und  Fürsten  niedriger  seien  als  die  Knie  der  Priester, 
nannte  Innocenz  IV.  (1243 — 1254)  im  Jahre  1245  die  Vermutung  un- 
richtig, dass  Kaiser  Konstantin  der  Grosse  zuerst  dem  apostolischen 
Stuhl  weltliche  Gewalt  verliehen  habe;  in  Wahrheit  stamme  sie  her 
von  Christus  seihst:  „nicht  blos  eine  priesterliche,  sondern  auch  eine 
königliche  Alleinherrschaft  gründete  Christus,  indem  er  dem  hl.  Petru.s 
und  seinen  Nachfolgern  zugleich  die  Zügel  des  himmlischen  und  des 
irdischen  Reiches  übergab.  Konstantin  hat,  nachdem  er  durch  den 
christlichen  Glauben  der  katholischen  Kirche  einverleibt  war,  die  un- 
geordnete Gewaltherrschaft,  die  er  vordem  in  rechtswidriger  Weise 
ausgeübt  hatte,  demütig  in  die  Hand  der  Kirche  gelogt  und  von  dem 
Statthalter  Christi  die  jetzt  nach  (iottes  Willen  geordnete  Gewalt 
zurückerhalten,  um  sich  ihrer  zur  Bestrafung  der  Uebeltäter,  zur  Be- 
lohnung der  Guten  zu  bedienen.  Auch  die  Gewalt  des  materiellen 
Schwerte«  steht  Petrus  zu ;  sie  ist  dem  Vermögen  nach  bei  der  Kirche 
und  tritt  in  Wirksamkeit  durch  ihre  Uebertragung  an  den  Kaiser"  *). 
Hatte  Innocenz  III.  (1198 — 1216)  für  den  Satz,  dass  der  Papst  aU 
Stellvertreter  Christi  und  Nachfolger  des  Apostelfürsten  von  Gott  zum 
Richter  über  Lebende  und  Tote  gesetzt  sei,  die  juristische  Form 
geprägt  und  erklärt,  am  besten  sei  für  die  Freiheit  der  Kirche  gesorgt, 
wenn  diese  die  volle  Gewalt  wie  in  weltlichen  so  in  geistliehen  Dingen 
behaupte,  so  verkündete  Bonifaz  VIII.  (1294 — 1303)  durch  die  Bulle 
Unain  ttanctam  vom  18.  November  1302,  dass  der  Kirche  beide 
Schwerter  eignen,  das  geistliche  und  das  weltliche,  jenes  gefUhrt  von 
der  Kirche/  dieses   fiir  sie  gehandhabt  durch   die   Könige  und   ihre 


')  Jßntw  . .  .  acute  penpieumt . .  .  qui  apottoSeam  eeiam  »utummmt  a  (hnthmlimv 
frineip«  pritmtiu  habuUte  iw^ttrü  priaeipatum,  qui  prüu  natm-oBtat  et  potmuiaUler  fitieee 
dimatatur  apud  eam.  Dominua  «mm  Jheaut  Chriaüu,  Dei  filiu»,  eieut  venu  hämo  wemegue 
Deut  me  aeeundum  ordinem  Melehieedech  venu  rex  ae  venu  eaeerdoe  entteiu,  fuemadmtodum 
patenter  oetendit  nune  uteado  pro  hominilnu  honorißeentia  regte  maietlatie,  mme  eaefumio 
pro  UU»  dignUatem  pontißeii  aput  pairem,  m  ajNwtoüea  eede  mm  eohtm  pmittyhatem,  eed  et 

imperii  eoMsnNu  habenit,  quod  in  pbtnUtaie  ebnium  eompetmtar  «amätuTf  mi  per  umum, 
quam  in  temporalilnu  tuper  terram,  per  reäquam,  quam  m  epirituaUbu»  euper  edoe 
aeeepimus,  intelligatur  Christi  vioariue  iuJUeü  poteiUiam  dooMMM.  Verum  »dem  OamitaMtimu, 
per  ßdem  CAmti  eathotiee  hteorporatue  eeeleeie,  iUam  inordinatam  tj/rem^rmdem,  qua  forte 

naeutum  et  plemtm  ratiome  mjfetiee  eaentmemtum  reSeta  ab  eo  »eewtali»  primeioaKe  imeifmia 
pro  vetterabiU  amteriorum  patrum  eimilitudine  retinemut,  et  reeqnl  itUua  a  Ckritti  tieario, 

malontm,  teiudem  vero  boiutmm  legittiwte  uteretut  et.  om  pritu  lAutAatut  pateetate  permieea, 
dri>»de/u,HfereturmfCtoritateconoe^    M  gremio  ea^  ßieK.  ecOeeie  m^bo^h^ 

e^en  muh 


fldMUNfftvIJoiiM  ttlrMiMiM  rotpinfitf.  ....  MateriaSe  peteetat  aUUi 
it^Meata,  eed  per  imperatoremf  qui  eem  mde  reeipit,  mpHealur  «I,  fiie  tu  mw  eeeleeie 
potemtiatie  eet  eeiummodo  et  hteluea,  ßt,  eum  tra$^/ertur  m pnmeipem,  welemlie.  Boe^tempe 
Ute  ritue  oetendit,  quo  eumimue  ponttfem  eeeari,  quem  eoronat,  eakibet  gladium  oegina 
eontem^im,  quem  aeeeptum  princepe  eaeerit  et  vUiramdo  immut  ae  UKue  tmnilium  meeuaimt 
(E.  VnVKth^WSS    A.  in  imperii  inediU  II.   Iniiabraek  1886,  8.  686;  BÖHlffiR. 

FICKKR -^ .'oau  imnorit  V 11.  7684).  —  Die  angebUohe  SehenlcDiic»- 

urknmlr  K  ■.vn  (vf;!.  oben  8.  109  Anm.  1,  8.  194)  hatte  ananiffs- 

webe  »Is  aog.  iWc«,  d.  h.  •!■  ein  Nachtrag  von  Gratiaaa  SchOler  Paneapalea  AnfbaluB« 
fefanden  iu  das  Deeretttm  GraUaui  (cc.  1.  2  D.  06). 
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Krieger,  aber  auf  den  Wink  und  die  Zulassung  des  l'riesters,  dass 
weiterhin  die  geistliehe  Gewalt  jegliche  weltliche  überrage,  als  Dogma 
endlich,  dass  lur  jede  menschliche  Einzelpersönliehkeit  notwendige 
Vorbedingxmg  der  Seligkeit  die  Unterordnung  unter  den  Papst  sei  *). 
Mochten  diase  Sätze  nicht  neu  sein,  jedenfalls  brachten  sie  „die 
abschliessende  Zusammenfassung  des  päpstlichen  Anspruchs  auf  die 
Weltherrschaft*',  wie  er  von  den  grossen  Päpsten  des  Mittelalters  stets 
erhoben  und  verteidigt  worden  war. 

Aus  diesem  Anspruch  aber  folgte  die  Oberhoheit  des  sacerdotium 
über  da«  imperiumy  des  Papstes  demnach  über  den  Kaiser,  der  dank 
der  nur  mittelbaren  Verbindung  seiner  Gewalt  mit  Gott  von  dessen 
Statthalter  beaufsichtigt  und  geleitet,  im  Falle  der  Not  gerichtet  und 
bestraft  werden  müsse.  Er  ist  dem  Papst  zu  Gehorsam  verpflichtet; 
denn  aus  der  ihm  eigenen  Machtvollkommenheit  heraus  hat  Papst 
Zacharias  (741 — 752)  die  Absetzung  des  letzten  Merowingerkönigs 
ermöglicht,  Leo  III.  (795 — 816)  die  translatio  imperii  xon  den  Griechen 
auf  die  Deutschen  vollzogen,  während  den  Römern  das  sacerdotium, 
den  Franzosen  das  Studium  zusteht  ^).    Der  Papst  kann  also  die  kaiser- 


*)  Umam  »anelam  eeebtiam  eaAoKeam  et  iptam  apottoUeam  urgente  Jide  eredere 
eegimur  et  teuere.  Hceque  haue  Jbrmiter  eredimue  et  nmpSeiter  eonßtemur,  extra  quam  nee 
tabu  est  nee  renrntio  peceatorum  ....  Quae  unum  corptu  myatieum  repraetentat,  ctdus 
eorporig  eaput  ChrUttu,  Ckritti  vero  Detu.  In  qua  unus  dominus,  una  ßdes,  unvanx 
hapAamta  ....  Haec  est  tuniea  illa  Domini  inamsutiiis,  quae  seissa  non  fuit,  sed  »orte 
proaemL  Igitur  eeelesiae  umus  et  unicae  unum  corpus,  unum  eaput,  non  duo  eapita, 
quasi  monstrum,  Christus  seiüeet  et  Christi  viearius,  Petrus  Petrique  suceessor  {vgl. 
Job.  21,  17)  ....  In  hae  eiusque  potestate  duos  esse  gladios,  spiritualem  videiieet 
et  temporalem,  evangeüds  dietis  instruimur  (vgl.  Lac.  22,  38.  Matth.  26,  52)  .... 
ITtergue  ergo  fest]  in  potestate  eeelesiae,  spirituatis  sciUeet  gladius  et  materiaUs,  sed  i»  qiddem 
pro  «edesia,  Ute  vero  ab  eoelesia  exereendus,  itle  saeerdotis,  is  ynanu  regum  et  militum,  sed 
ad  nuimm  et  paHentiam  saeerdötis  (vgl.  dazu  Bernhard  von  Clalri'aux,  De  consideratione 
IV,  8.  7;  MIGXE,  Patrol.  lat.  CXXXII,  776).  Oportet  auiem  gladium  esse  sub  gladio 
et  temporalem  auctoritatem  spirituali  stdriid  potestati  (vgl.  Rom.  13,  1)  .  .  .  Spiritualem 
autem  et  dignitate  et  nobiSiate  lerrenam  quamlibet  praeeeUere  potestatem  oportet  tanto  elarius 
no$  faHeri,  mumto  «piriteolMi  kmpavaha  atUeeellunt  (vgl.  Jerem.  1, 10.  1.  Cor.  2,  15)  ... 
Est  autem  hoee  auetoritat,  etsi  tUita  »it  homtni  et  exereeatur  per  hominem,  non  humana,  sed 
potm»  diema  palestas,  ort  dimmo  Petra  data  mbique  suieque  eueeeitoribus  in  ipso  Christo,  quem 
eonfesssts  ßtit,  petraßrmata,  dieente  Domino  tpri  Petro:  Quodeungue  ligaveris  etc.  (=  super 
terram  erit  ligatum  et  in  eoeUs  et  quodeunque  solveris  super  terram  erit  solutum  et  in  coelis ; 
Matth.  16,  19).  Quieumaue  igitur  knie  potestati  a  Deo  ordinatae  resistit,  Dd  ordinationi 
vmttit,  min  duo  tieut  mnir/meut  fimgat  eme  prinäpia,  quod  feimrn  et  haereHaim  esrn 
imHeamm»,  quia  testante  Mojfse  non  «n  prinäpOs,  sed  in  prindpio  eoelum  Deus  ereavit  et 
terram  (vgl.  1.  Moses  1, 1).  Porro  stAetee  Bomano pontißd  omni  humanae  ereaturae  declaramus, 
didmus  et  defanimus  omnino  esse  de  neeestitate  sabttis  (c.  1  Extrav.  comm.  1,  8;  MIRBT* 
S.  148 f.);  vgl.  dazu  H.  GRAUERT,  Hiatorische«  Jahrbuch  IX  (1888),  8.  137 ff. 
K.  SCHOLZ,  Die  Publiziatik  zur  Zeit  Philipps  des  Schönen  und  Bonifaz'  YIII. 
(Stuttgart  1903),  S.  124  ff. 

*)  .Tordantis  von  Osnabrück,  De  praerogativa  imperii  Romani  c.  5:  .  .  .  est  nota 
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liehe  Herrschaft  wieder  an  sich  nehmen,  gleichwie  allein  aus  der 
widerruflichen  Erlaubnis  des  Papstes  Gregor  V.  (996 — 999)  sich  das 
Recht  der  deutschen  Kurfürsten  herleitet  *),  deren  Wahl  nur  dann  rechts- 
kräftig sein  kann,  hat  er  ihre  OesetzmUssigkeit  geprüft  und  ihr  Er- 
gebnis bestätigt  ,,Da8  Kaisertum  ist  nicht  Dein",  so  schrieb  Ger\'asiu8 
von  Tilbury  in  seinen  Otia  imperialia  an  Otto  IV.,  „sondern  Christi, 
nicht  Dein,  sondern  Petri;  nicht  von  Dir  kam  es  Dir  zu,  sondern 
vom  Statthalter  Christi  und  Nachfolger  Petri.  Durch  die  Gunst 
(beneficio)  des  Papstes  ward  es  dem  König  der  Franken  verliehen, 
durch  die  Gunst  des  Papstes  gehört  es  jetzt  dem  König  der  Deutschen, 
nicht  dem  der  Franken.  Auch  fällt  das  Kaisertum  nicht  dem  zu, 
dem  Deutschland  zufällt,  sondern  dem,  dem  der  Papst  es  zu  geben 
beschliesst ')."  Widerspricht  die  Haltung  des  Kaisers  den  Zwecken  der 
Kirche,  so  hat  der  Papst  die  Befugnis,  die  Untertanen  von  ihrem 
Gehorsam  gegen  den  Kaiser  zu  entbinden. 

Von  den  an  Zahl  geringeren  Vertretern  der  imperialen  Lehre^ 
unter  denen  überdies  nur  verhältnismässig  wenige  Deutsche  sich 
namhaft  machen  lassen,  Mrurde  die  Souveränetät  des  Staates  nicht  mit 
der  gleichen  Folgerichtigkeit  verfochten.  Sie  hielten  daran  fest,  dass 
Staat  und  Kirche  zwei  von  einander  unabhängige,  gemeinsam  von 
Gott  eingesetzte  Gewalten  seien;  sie  bestritten  demnach  die  Zulässig- 
keit  der  einzelnen  Ansprüche  auf  Unterordnung  des  Kaisers  tmter  den 
Papst  Wohl  wurde  dem  tmperium  und  dem  sacerdotium  dieselbe 
Selbständigkeit  zuerkannt,  jenem  für  das  Gebiet  der  temp&ralia,  diesem 
f^lr  die  spiritunlia,  derart  dass  die  Aufgaben  dos  Staates  sich  in  der 
Kriegs-,  Finanz-  und  Gerichtshoheit,  der  äusseren  Sicherung  des  Lebens 
erschöpften,  der  Kirche  dagegen  die  geistliche  Fürsorge  als  Vor- 
bereitung fUr  die  himmlische  Seligkeit  zufiel  und  mit  ihr  die  Pflege 
der  gesamten  geistigen  und  sittlichen  Kultur,  der  Wohltätigkeit  ftir 
Arme  imd  Elranke,  der  Gerichtsbarkeit  auf  allen  Gebieten  des  Hechts, 
die  den  überirdischen  Zweck  der  Menschlieit  nur  irgendwie  berührten. 
Gerade  deshalb  aber,   weil   die  geistigen  Lebensgüter  stets  höher  ge- 
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sehätzt  wurden  als  die  materiellen,  nmsste  dem  sacerdotium  um  seines 
erhabeneren  Zieles  willen  eine  gesteigerte  innere  Würde,  ja  sogar 
ein  äusserer  Vorrang  eingeräumt  werden.  So  ergab  sich  nicht  nur 
die  Unterordnung  des  Staates  unter  die  Kirche  in  den  Spiritualien, 
der  Kirche  unter  den  Staat  in  den  Temporalien,  sondern  auch  der 
Zwang,  im  Falle  der  Not  einer  jeden  dieser  Gewalten  die  Ueber- 
nahme  von  Funktionen  zuzusprechen,  die  ihr  an  sich  fremd  waren: 
in  Emianf]jelung  eines  höchsten  weltlichen  Richters  sollte  der  Papst 
über  Weltliches  entscheiden,  ja  unter  Umständen  den  Kaiser  absetzen 
dürfen,  nachdem  er  unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  die  transloHo 
imperii  bewerkstelligt  liabe.  Die  Erinnerung  andererseits  an  Zeiten, 
in  denen  die  Kirche  dem  Staate  untergeben  gewesen,  war  lebendig 
genug,  um  zu  fordern,  dass  im  Falle  der  Not  auch  der  Kaiser  sich  der 
Kirche  annehmen,  über  Fragen  der  kirchlichen  Lehre  und  des  kirch- 
lichen Rechts  befinden,  endlich  über  den  Papst  richten  und  ein  Concil 
berufen  solle.  Für  alle  Verteidiger  der  kaiserlichen  Doktrin  war  der 
einzelne  Inliaber  des  imperium  stets  ein  Mitglied  der  Kirche  gleich  jedem 
anderen  Laien ;  die  Gefahr  der  Ketzerei  hatte  er  zu  meiden. 

Nur  einige  Beispiele  mögen  die  imperiale  Doktrin  verdeutlichen.  Im 
ersten  Drittel  des  dreizehnten  Jahrhunderts  lehrte  Eike  von  Repgau,  der 
Verfasser  des  Sachsenspiegels  —  der  Bearbeiter  de»  kaiserlichen  Land- 
imd  Lehnrechts  oder  des  sog.  Schwabenspiegels  (1274/75)  steht  im  Lager 
der  Gegner  — ,  dass  Gott  zwei  Schwerter  auf  Erden  Hess  zum  Schirm  der 
Christenheit:  „dem  Papst  ist  gesetzt  das  geistliche,  dem  Kaiser  das 
weltliche;  dem  Papst  ist  auch  gesetzt  zu  reiten  zu  bestimmter  Zeit 
auf  einem  weissen  Pferde  und  der  Kaiser  soll  ihm  den  Steigbügel 
halten,  damit  der  Sattel  sich  nicht  verschiebe ;  damit  wird  bezeichnet : 
was  dem  Papste  widersteht  und  was  er  mit  geistlichem  Recht  nicht 
zu  zwingen  vermag,  das  soll  der  Kaiser  mit  weltlichem  Recht  zwingen, 
dem  Papste  zu  gehorsamen;  ebenso  soll  auch  die  geistliche  Gewalt 
dem  weltlichen  Rechte  helfen,  wenn  es  dessen  bedarf."  Die  Schrift 
Dantes  (f  1321)  de  monarchi'a,  im  Jahre  1300  veröffentlicht,  gipfelt 
in  dem  Nachweise,  „dass  die  Autorität  des  weltlichen  Monarchen  ohne 
irgend  einen  Vermittler  aus  dem  Quell  der  allumfassenden  Autorität 
«ich  niedersenkt",  dieser  Satz  aber  sei  nicht  dahin  zu  verstehen,  als 
sei  der  römische  Kaiser  in  keinem  Punkte  dem  Papst  untergeordnet. 
„Die  irdische  Glückseligkeit  richtet  sich  immerhin  nach  der  himmlischen 
Seligkeit.  So  möge  denn  der  Kaiser  dem  Petrus  jene  Ehrerbietung 
zollen,  die  der  erstgeborene  Sohn  dem  Vater  schuldig  ist,  damit  er, 
bestrahlt  vom  Lichte  der  väterlichen  Gnade,  um  so  herrlicher  den 
Erdkreis  erleuchte,  über  den  er  gesetzt  ist  von  ihm  allein,  der  da  ist 
der  geistlichen  und  weltlichen  Dinge  Allwalter."  Einzig  und  allein 
der  Parteigänger  Kaiser  Ludwigs  des  Bayern  in  seinem  Kampf  mit 
Papst  Johann  XXU.  (1316—1334),  Marsilius  von  Padua  (f  1342?), 
hat  in  seiner  Abhandlung  Defetisor  pacis  die  letzte  Folgenmg  der 
Lehre  von  der  unabhängigen  und  überdies  ausschliesslichen  Berechtigung 
des  Staates  gezogen.  Für  ihn  ist  der  gewählte  Herrscher  nur  das  voll- 
ziehende Werkzeug  der  gesetzgebenden  Gewalt,  die  dem   souveränen 
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Volke  eignet.  Dem  Volke  gegenüber  steht  der  Kirche  kein  Gesetz- 
gebungsrecht zu  und  ebensowenig  ihren  Gliedern  oder  dem  Papste; 
die  Kirche  ist  jeglicher  Gerichtsbarkeit,  allen  Eiji^entums  zu  entkleiden. 
Ihre  Priester  werden  gewählt  und  eingesetzt  von  der  einzelnen  Gemeinde, 
über  die  hinaus  der  Staat  die  Zahl  der  Priester  festlegt;  sie  haben  keinerlei 
obrigkeitliche  Gewalt,  sondern  allein  die  Pflicht  der  Seelsorge ;  sie  stehen, 
unter  dem  weltlichen  Gesetz.  Die  päpstliche  Würde  ist  weder  im 
göttlichen  Recht  noch  in  der  heiligen  Schrift  begründet ;  sie  kann  nur  ab- 
geleitet werden  von  dem  allgemeinen  Concil  und  der  staatlichen 
Gesetzgebung ;  sie  gewUhrt  ihrem  TrUger  nur  die  Leitung  der  Concile 
und  die  Verkündigung  der  Concilsbeschlüsse,  die  vom  Staat  genehmigt 
und  bestätigt  werden  müssen.  Die  Quelle  aber  der  göttlichen  Wahrheit 
ist  nicht  das  Priestertum,  nicht  die  Tradition,  sondern  allein  die 
hl.  Schrift;  in  zweifelhaften  Glaubensfragen  hat  ein  allgemeines  Concil, 
berufen  unter  Leitung  der  weltlichen  Obrigkeit  aus  allen  Gläubigen, 
Laien  und  Priestern,  zu  betinden.  Mit  Recht  ist  die  Auffassung  des 
Marsilius  als  ein  Bruch  mit  allen  Ueberlieferungen  des  Mittelalters 
über  Staat  und  Kirche  bezeichnet  worden.  Seine  Ideen  bringen  die 
Lehre  von  der  Souveränetät  des  Volkes  zum  Ausdruck,  die  hervor- 
gerufen worden  war  durch  das  eifrige  Studium  des  römischen  Rechts 
und  vertieft  durch  die  Anlehnung  an  die  aristotelische  Politik.  In 
ihnen  tritt  der  laikale  Widerspruch  gegen  die  Gedankenwelt  kirch- 
licher Kreise  zu  Tage,  —  aber  sie  blieben  eine  Theorie  gleich  den 
Darlegungen  Lupolds  von  Bebenburg  (als  Bischof  von  Bamberg  f  1363), 
der  allein  versuchte,  das  deutsche  Königtum  und  römische  Kaisertum 
als  ihrer  Geschichte  und  ihrem  Wesen  nach  verschieden  darzutun. 
Jenes  war  ihm  die  nationale  Fortsetzung  des  karolingischen  Königtums, 
gewährleistet  durch  die  Wahl  der  Kurfiirsten;  im  Kaisertum  dagegen 
erblickte  seine  Schrift  De  iuribus  regnx  et  imperii  (1338 — 1340  ver- 
fasst)  „die  freilich  sehr  beschränkte  politische  Universalgewalt  über 
die  ganze  Christenheit,  die  vom  römischen  Volke  durch  die  Hand  des 
Papstes  verliehen  werde". 

Weder  die  imperiale  noch  die  papalc  Doktrin  konnten  jemals 
ganz  verwirklicht  werden;  jene  ward  zu  spät  litterarisch  verfochten,, 
diese  reizte  trotz  ihrer  logischen  Geschlossenheit  zu  Widerspruch. 
Wohl  scheint  die  Geschichte  des  Verhältnisses  zwischen  Staat  und 
Kirche  bis  um  die  Mitte  des  elften  Jahrhunderts  Ansätze  eines  Cäsaro- 
papismus  aufzuweisen,  aber  stets  traf  die  kirchliche  Herrschaft  der 
Kaiser  unmittelbar  nur  das  Papsttmn  und  denjenigen  Teil  der  all- 
gemeinen Kirche,  der  auf  dem  Boden  Deutschlands  und  Italiens  sich  ein- 
gerichtet hatte,  nicht  also  die  Kirchen  auch  von  England  und  Frankreich, 
obwohl  die  unmittelbare  Beherrschung  selbst  dieser  gefordert  war  durch 
die  Idee  des  universalen  Imperium.  Seit  dem  Zeitalter  Gregors  VII. 
wies  das  VerfaAltnis  von  Staat  und  Kirche  die  Keime  ein(>s  Supremats 
des  Papsttums  auf,  eines  hierok ratischen  Systems,  an  dessen  Ausbau 
Papste  wie  vornehmlich  Innocenz  III.  (1198—1210)  und  Bonifaz  VIII. 
(1394 — 1808)  mit  nicht  geringem  Erfolge  gearbeitet  haben.  Auch 
oiesM  System  jedoch   nuisste   stet»  Verständigung  suchen   mit   über- 
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lieferten  Einrichtungen,  mit  Bildungen  des  staatlichen  Rechts  im  deut- 
schen Reiche,  in  dessen  Territorien  und  Städten.  Es  ist  gescheitert 
an  dem  Widerspruch  zwischen  der  Idee  und  der  Wirklichkeit,  an 
der  Verweltlichung  der  Kirche.  In  solchem  Sinne  ward  jene  tiefsinnige 
Sage  historisch  erfiült,  nach  der  bei  Uebertragung  des  westlichen  Reiches 
durch  Kaiser  Konstantin  den  Grossen  an  den  Papst  die  Stimme  eines 
Engels  gerufen  haben  soll:  „Heute  habe  ich  der  Karche  Gift  ein- 
geträufelt"*). Die  Kirche  suchte  ihre  Machtstellung,  ihre  Herrschaft 
über  Himmlisches  und  Irdisches  festzuhalten,  —  sie  überspannte  dabei 
das  ihr  einst  wohltätige  Prinzip  der  Einheit  zu  einer  Allgewalt  ihres 
Oberhauptes,  die  fiir  die  kircliliche  \'erfas8ung  nicht  minder  uner- 
träglich war  als  für  die  mündig  gewordene  Laienwelt.  Die  Kirche 
war  die  Erzieherin  der  romanisch  -  germanischen  Nationen  gewesen  zu 
gleichförmiger,  geistiger  imd  religiöser  Bildung:  in  der  Zeit  der 
Roformconcilien  begann  deren  Auseinanderstreben,  dem  im  sechzehnten 
Jahrhundert  M.  Luther  die  Vollendung  brachte. 

§  31.    Kaisertum  und  Papsttum. 
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Die  enge  Verflechtitiig  von  Staat  und  Kirche,  die  Bcherrsohong 
beider  durch  den  Träger  der  Krone,  wie  sie  in  Karl  dem  Ghpo«8cn 
alB  fränkischem  König  und  römischem  Kaiser  sich  verkörpert  hatten, 
konnten  in  der  Folgezeit  nicht  aufrecht  erhalten  werden.  Die  Idee 
des  allumfassenden  Imperium  setzte  begrifflich  die  Unteilbarkeit  vor- 
aus, verlangte  also  nach  Individualsuccession;  das  Königtum  dagegen  er- 
möglichte Teilungen  des  Landbesitzes  unter  mehrere  Söhne,  die  alle  wohl 
verbunden  blieben  durch  den  Gedanken  der  Familieneinigung,  getragen 
aber  von  den  nationalen  Tendenzen  ihrer  V^ölker  bestrebt  sein  mussten^ 
ihre  Einzelstaatcn  unabhängig  von  einander  und  jeweils  zu  eigenem 
Recht  zu  verwalten.  Die  grundsätzliche  Trennung  des  ostfränkischen 
Reiches  von  dem  westfriinkischcn  —  beide  gemeinsam  hatte  Karl  III. 
(der  Dicke  876  bezw.  885 — 887)  noch  einmal  beherrscht  —  und 
damit  die  Loslösung  Deutschlands  von  der  Dynastie  der  Karolinger 
trat  mit  der  Wahl  Konrads  I.  im  Jahre  911  ein:  er  und  nach  ihm 
die  sächsischen  Ludolünger  oder  Ottonen  wurden  die  Rechtsnachfolger 
des  karolingischen  Geschlechts.  Dem  grössten  deutschen  König  des 
zehnten  Jahrhunderts,  Otto  I.,  gelang  es,  die  centrifugalen  Neigungen 
der  Stämme  und  Herzogtümer  zurückzudrängen.  Um  das  Jahr  960 
war  das  deutsche  Reich  das  erste  Land  ursprünglich  karolingischen 
Besitzes,  dessen  Einheit  durch  eine  starke  Staatsgewalt  behauptet  wurde. 

Die  Kirche  andererseits  konnte  sich  vorab  noch  nicht  gänzlich 
von  der  Herrschaft  des  Staates  freimachen.  Im  Gegensatz  zum  Im- 
perium hatte  sie  trotz  des  Auseinandergehens  der  einzelnen  Reiche 
ihre  Einheit  in  Glauben  und  Lehre,  Kultus  und  Verfassung  bewahrt. 
Diese  Einheit  mochte  durch  den  Niederrang  des  Papsttums  seit  dem 
Ende  des  neunten  Jahrhunderts  gefUhrdet,  die  Möfrüchkeit  der  Er- 
richtung von  unabhängigen,  sich  selbst  genügenden  Landeskirchen 
nicht  ausgeschlossen  sein :  trotzdem  ist  es  dazu  nicht  gekommen.  Die 
allgemeine  Kirche  hielt  fest  an  der  Vorstellung  und  dem  Anspruch 
der  Universalität  wie  Einheit,  die  ihr  seit  den  Zeiten  des  altrömischen 
Kaisertums  eingepflanzt  waren.  Nur  in  ihr  und  nur  durch  sie  bildeten 
die  germanischen  und  romanischen  Völker  insofern  ein  Ganzes,  als 
sie  zum  christlichen  Glauben  sich  bekaimten.  Eben  diese  universale 
Idee  der  Kirche  ward  zur  Voraussetzung  des  mittelalterlichen  Kaiser- 
tums. Indem  Otto  der  Grosse,  vom  Papste  selbst  gerufen,  es  er- 
neuerte (2.  Febniar  962),  verband  er  einmal  das  deutsche  Königtum 
mit  dem  Imperium,  hinterliess  er  sodann  seinen  Nachfolgern  die  Auf- 
gabe, jeweils  <lie  durch  den  Titel  des  Jiomanorvm  tmperator  bean- 
spruchte MachtfUllo  stets  neu  zu  erwerben,  die  einst  Karl  der  Grosse 
schon  besessen  hatte,  als  er  die  Kaiserkrone  empfing  (25.  Dezember 800). 

Zu  diesem  Unterschied  zwischen  karolingischem  und  deutschem 
Kaisertum  treten  awei  andere  hinzu.  Die  Machtsphäre  der  deutschen 
Kaiser  war  räumlich  begrenzter.  Die  Grundlage  blieb  das  deutsche 
Releh,  in  dem  das  Königreich  Italien  und  zeitweise  auch  Rurgtmd 
himnigeftigt  waren.  Dänemark,  Polen  und  Ungarn  erkannten  nur  vor- 
übersehend  die  Lehnshoheit  des  Kaisers  an,  während  Böhmen  dauernd 
dem  Reich  angegliedert  wurde.    Eine  kleine  Zeitspanne  hindurch  war 
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der  König  von  England  Lehnsmann  lltinrichs  VI.  Die  Vereinigung^ 
Siciliens  mit  dem  Reiche  blieb  undurchführbar,  weil  es  Lehen  war 
des  Papstes.  Die  Würde  eines  Königs  von  Jerusalem  bot  Friedrich  II. 
kaum  mehr  als  einen  Titel.  Die  Aufzählung  aller  dieser  Länder  aber 
erinnert  zugleich  an  die  Anstrengungen,  die  ihre  Erwerbung  dem 
Kaisertum  bereiten  musste,  um  die  Idee  der  weltlichen  Universal- 
monarchie  zu  verwirklichen,  an  die  kurzlebigen  Erfolge  zahlreicher 
Kämpfe,  die  doch  je  länger  je  mehr  durch  den  nationalen  Drang  der 
Völker  nach  Unabhängigkeit  und  Selbstbestimmung  bestritten,  wieder 
aufgehoben  wurden  i).  Die  Autorität  des  Imperium,  so  gross  sie  z.  B. 
unter  Konrad  II.  und  Heinrich  III.  war,  Hess  sich  in  keine  dauernd 
anerkannte  umgestalten. 

Eingeengt  wurde  sodann  die  imperiale  Gewalt  gegenüber  der 
Kirche.  Nur  die  drei  Ottonen,  Heinrich  II.  und  die  zwei  ersten  Salier 
sind  zugleich  die  Leiter  der  Kirche  gewesen.  Indem  sie  aber,  in  Er- 
fi'dlung  ihrer  Schutzpfiicht,  die  Hand  boten  zur  Reform  des  Papsttums 
im  Dienste  von  Bestrebungen,  die  den  Einiluss  des  Staates  auf  die 
Kirche  bekämpften,  gaben  sie  dem  Papsttum  die  innere  Stärke  wieder, 
um  von  sich  aus  die  Freiheit  für  die  Kirche,  die  Beherrschung  des 
Staates  durch  die  Kirche  zu  verlangen  und  allmählich  zu  erringen. 
So  bedeutet  das  Zeitalter  Heinrichs  IV.  (1056—1106)  und  Gregors  ML 
(1073 — 1085)  in  der  Geschichte  des  Verhältnisses  von  Staat  und 
Kirche,  von  Imperium  und  Sacerdotium,  die  entscheidende  Wendung. 
Die  Spuren  des  Staatskirchentums  wichen  je  länger  je  mehr  dem  sogen, 
theokratischen  oder  hierokratischen  System.  Die  Hohenstaufen  haben 
die  alte  Stellung  des  Kaisertums  gegenüber  und  über  der  Kirche  nicht 
mehr  behaupten  können,  soviele  Anstrengungen  sie  auch  machten, 
um  das  Uebergewicht  über  die  einzelnen  Staaten  zu  mehren,  mittelbar 
also  das  Papsttum  einzudämmen.  Die  kaiserliche  Würde  endlich 
einzelner  Könige  des  vierzehnten  und  fünfzehnten  Jahrhunderts  ge- 
währte ihren  Trägem  nur  je  einen  Namen,  keine  Rechte  gegenüber 
der  allgemeinen  Kirche,  keine  gegenüber  den  Nachbamationen,  die, 
weil  nicht  beschwert  durch  die  Last  des  Kaisertums,  ihren  Staat  sich 
hatten  bilden  können.  Die  Idee  des  Kaisertums  hat  das  deutsche 
Volk  teilnehmen  lassen  an  den  Gütern  einer  alten  und  reichen  Kultur, 
aber  ihm  auch  das  höchste  sittliche  Gut  einer  Nation,  den  einh«it- 
licben  Staat,  vorenthalten'). 

')  Erwähnt  mag  hier  sein  die  eigentümliche  Vision  der  Hildegard  von  Hingen 
(f  am  1179;  rgl  A.  HAUCK ,  Kirchengeschichte  Deutachlands  IV,  S.  SöStf)  — 
für  das  historische  Urteil  ist  sie  natürlich  ohne  Bedeutung  — :  In  diebua  iUi»  impe- 
rotere»  Bomaaae  dignUati*  a  forütudine,  qua  prmt  Bomamorum  rtgnum  tenuerant,  de- 
teemientet,  m  gloria  mta  mbeeUles  ßent ;  rege»  et  prmeipe$  wtuUorum  popmlomm,  qui  pritu 
/tamamo  imperio  niMeeti  «rant,  m  ab  eo  teparabuat  nee  uUeriiu  ei  ttJbidemtmr.  Et  mc 
Bammmtm  Mqwrtwa»  m  defeetum  ditpetyetur.  Nam  umaquaegme  provmeia  et  qttitqm 
ßmpmkit  ngem  tibi  tmte  comiUmet,  eui  obediat,  dieens,  quod  bUii»ido  Samaiü  imperü  wtagi$ 
mbi  omeri  ßterit  qumm  homoii.  Poalfitum  imfenale  teqptnoK  hoe  wtodo  (ürnntm  fverit  N«e 
rtpmrmi  potutent,  Urne  eüam  imfmla  «u>o$toSei  human«  dividetur.  (Annales  Stadenset, 
MO.  88.  XVI,  831). 

*)  Auf  den  Streit  rwischen  J.  FICKUR  (Das  deutsche  Kaiserreich  in  seinen 
uniTersalen   und   nationalen  Besiehungen.     Innsbruck  1861.     Deutsches  Konigthum 
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Nur*)  deutsche  Könige  sind  seit  Otto  I.  zugleich  römische  i\«i.-„  i 
gewesen,  freilich  nicht  alle,  sodass  daher  in  Urkunden  Heinrich  V. 
als  Kaiser  Heinrich  IV.  aufgeführt  wird,  da  Heinrich  I.  nicht  Kaiser 
gewesen  war.  An  der  Nachfolgerschaft  der  Karolinger,  auf  deroD 
Vorbild  man  sich  berief»)  gleichwie  auf  das  der  altröroischen  Kaiser, 
wurde  festgehalten.  Karl  IV.  konnte  sich  nur  deshalb  so  nennen, 
weil  ihm  Kari  der  Grosse  (768  bezw.  800—814),  Kari  der  Kahle 
(843  bezw.  875—877)  und  Karl  der  Dicke  (876  bezw.  881—887)  in  jener 
Wimle  voraufgegangen  waren.  Die  gewohnheitsmässige  Verbindung 
von  Königtum  und  Kaisertum  schuf  für  jenes  einen  Anspruch'),  zugleich 
aber  auch  die  Pflicht,  sich  die  Kaiserkrone  zu  erwirken,  da  sie  galt 
als  ein  Mittel  zur  Vollendung  der  Herrschaft,  da  um  ihretwillen  die  Kömer- 
zügc  unternommen  wurden.  Die  Salbung  zum  König,  so  bekannte 
Friedrich  1.,  steht  dem  Erzbischof  von  Köln  zu,  die  höchste  aber,  die 
kaiserliche,  dem  Papste ;  Gottes  Gnade  habe  ihm  durch  die  Wahl 
der  Fürsten  Königtum  und  Kaisertum  zugeeignet.  Die  Goldene  Bolle 
(1356)  sprach  von  dem  rex  Romanorum  in  imperatarem  promovendus. 
Gleichzeitig  war  die  kaiserliche  Würde  ein  ausschliesslicnes  Vorrecht 
des  deutschen  Königs.  Wohl  tauchte  zuweilen,  so  unter  Papst  Jo- 
hann XXII.  (1316—1334),  der  Gedanke  auf,  sie  in  andere  Hände 
übergehen  zu  lassen,  aber  er  ward  niemals  verwirklicht.  Zwei  Kaiser 
zur  selben  Zeit  konnte  es  regelmässig  nicht  geben.  Nur  Otto  H.  ist 
im  Jahre  967  zu  Lebzeiten  seines  Vaters  (f  973)  auch  Kaiser  ge- 
worden; Friedrich  I.  musste  auf  den  Plan  einer  Erhebung  seines 
zweiten  Sohnes  Heinrich  zum  Kaiser  neben  sich  selbst  verzichten  und 
konnte  ihn  allein  zum  Caesar  ernennen.  Der  Thronfolger  mochte 
daftlr  zum  römischen  König  designiert  werden,  sodass  dieser  Titel 
zugleich  den  Anspruch  auf  die  spätere  KaiserwUrde  veranschaulichte. 

nnd  KaUerthiim.  Innubruck  1862)  und  FI.  VON  SYBEL  (Die  deatoche  Nation  nnd 
da«  Kaiaerreicli.  DüMcldorf  1862)  ist  nicht  einsng^ehen.  Ohne  ietsterem  dorchweg* 
ztiziutiinnicn,  pHichten  wir  Hcincm  Knder^bnin  bei. 

')  Werden  hier  und  im  Folgenden  Einxcitatsachen  erwMhnt  oder  Belege 
g'egeben,  so  Mollen  diosc  nicht  mehr  denn  Hoiapiele  sein,  die  snr  ErlKntemng  der 
•llgemein  (fehnltencn  MHtxo  dienen;  alle  Tatsachen  und  (jnellenstellen ,  ans  denen 
de  gewonnen  sind,  ansufUhren  war  von  vorneherein  uninüglich. 

*)  Vgl.  die  Arenga  der  l'rkundc  Friedrit-ha  I.  für  Aarhon  von  1166:  .  .  . 
volunkUis  noatre  atque  jiropo$Ui  wwhiimw  detiderium  fuit,  ui  divot  ttget  et  tayerwtorw, 
fw  IM«  preflewTMiir,  pneipm  maaeimum  «t  ghnotum  imjMratortm  Karoimm,  ftum  /ermmm 
»*iw»mK  tttfm  mMUpt  rtyemh'  ssynernwur  tt  uquendo  pn  omß$  ttmptr  ktitrtmtu,  mi 
cmm$  iwflea'omw  iiw  eorfwianwi,  ikOnm  rti  jmMiee  et  Itgmm  inttgritaiem  ptt  Mhm 
luttnm  impmum  mnurmau.  lfm  «mm,  tota  oordw  vnkmAom  td  «ttriie  tm  prmtim 
mmMoM,  ad  dilakmdmm  gloritm  OkritHmd  mmhtu  et  eulhtm  dimm  rdiptm$  profagm»' 
dtm  fMol  nUeopaItu,  eMUÜfiMril,  ftui  Mmiims,  fuot  teelmat  m  ßmdmmmtn  wMwril, 
ymwilt»  pndii»  me  hmtifkii»  »Am  Jileem't,  mmämnm  largUmle  «fciesiiiawiw  nom  iaäim 
m  «ummritu»  ««d  tHtm  m  tnnumvimU  pmrt&m  rmpUmdmtrit,  ip$a  aku  opara  et  jftmmm 
aokmimi,  qmt  pbaima  »amt  $t  wu^dma  jUk  «enfala,  pimiu»  daetmamt;  It.  LOEBBCH 
bei  0.  RAUSCHEN,  Dia  Legeode  Kari«  de«  Grossen  Im  11.  und  12.  Jahrhandert 
{Laipaim  1800),  S.  IM.    Vgl.  anten  8.  167  Anm.  2. 

0  Der  englische  Chronist  Mattbacus  von  Paris  (saec.  XUI.)  spricht  daher 
Torn  rtjfmam  Ätaammk,  faod  rtgnam  Botmaamm,  ao  qaod  mt  qmam  atrrm  od  iatfarüim 
Itommtorum  adamrmdma»,  diaUmr  (Croiüea  mlnora  t.  J.  1257,  MO.  88.  XXVIII,  80»  f. ; 
vgl.  ebd.  8.  807). 
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Die  Fühning  des  kaiserlichen  Naiucus  nvizte  regelmässig  die 
Krönung  durch  den  Papst  voraus,  der  sie  zu  vollziehen  seit  Ausgang 
des  neunten  Jahrhunderts  als  sein  Kecht  behauptete,  es  aus  der 
Krönung  Karls  des  Grossen  und  aller  seiner  Nachfolger  herleitete.  Nur 
Maximilian  1.  nannte  sich,  weil  nicht  gekrönt,  seit  1508  „erwählter 
römischer  Kaiser".  Nur  ein  rechtmässiger  Papst  war  fähig,  die 
feierliche  Handlung  vorzunehmen;  Heinrichs  IV.  Kaisertum,  der  im 
Jahre  1084  vom  Gegenpapst  Clemens  lU.  (1080 — 1100)  gekrönt  worden 
war,  und  ebenso  das  Ludwigs  des  Bayern,  den  im  Jahre  1328  ein 
gebannter  Bichof  weihte  und  vier  Vertreter  der  Bürgerschaft  Roms 
kr<tnten  *),  ist  von  der  Kirche  niemals  anerkannt  worden.  An  Stelle 
des  Papstes  konnten  von  ihm  ausdrücklich  bevollmächtigte  Kardinäle 
einen  Kaiser  krönen,  so  1312  Heinrich  VH.  und  1355  Karl  IV.  Der 
Ort  der  Feier  war  zumeist  die  Peterskirche  in  Rom,  doch  kamen 
Ausnahmen  vor,  wie  denn  Lothar  von  Supplinburg  1 133  und  Heinrich  VH. 
1312  in  der  Laterankirche  zu  Rom,  Karl  V.  als  der  letzte  in  Italien 
gekrönte  Kaiser  im  Dome  von  Bologna  1530  das  kaiserliche  Diadem 
empfingen.  Tag  der  Krönung  war  beinahe  durchgängig  ein  Sonntag 
oder  ein  kirchliches  Fest,  so  Ostern  bei  Konrad  U.  1027  und  Heinrich  IV. 
1084,  Himmelfahrt  bei  Otto  HI.  996,  Weihnachten  bei  Otto  II.  967 
und  Heinrich  IH.  1046.  Vom  Tage  der  Krönung  an  zählten  die 
kaiserlichen  Urkunden  die  anni  tmpern,  waren  sie  versehen  mit  dem 
kaiserlichen  Siegel,  das  wie  das  königliche  seit  Heinrich  III.  die  Um- 
schrift: Borna  caput  mundi  regit  orbis  frena  ro^M?« </»  aufweisen  mochte. 

Das  Ceremoniell  der  Kaiserkrönungen  \i'ird  veranschaulicht  durch 
iästorische  Berichte  und  bildnerische  Darstellungen,  vornehmlich  aber 
durch  die  sog.  ordines  coronationis,  d.  h.  Aufzeichnungen  mit  Angabe 
(kr  symbolischen  Gebräuche  und  Gebete ;  es  gestaltete  sie  zu  kirchlichen 
Feston  im  Rahmen  gottesdienstlicher  Handlungen.  Während  im  Laufe 
der  Zeit  ihr  Hergang  sich  in  Einzelheiten  wandelte,  mögen  hier  nur 
einige  Momente  hervorgehoben  werden :  der  Fusskuss  des  Ankömmlings 
am  Vorhof  der  Peterskirche,  wo  ihn  der  Papst,  auf  dem  Throne 
sitzend  und  xmigeben  von  den  Kardinälen  und  Würdenträgem  seiner  Kirche, 
erwartete ;  das  Versprechen,  ein  Beschützer  der  heiligen  römischen  Kirche 
sein  zu  wollen  -),  mit  dem  sich  ein  besonderer  Sicherheitseid  für  die  Person 


')  Ladwig  der  B«jer  anerkannte  damit  den  Anspruch  der  Kömer,  den  Kaiser 

zu  wählen,  wie  er  seit  dem  12.  Jahrhundert  aufgestellt,  im  13-  Jahrhundert  zweimal 

grfbilligt  wurde,  im  Jahre  1312  die  Krönung  Heinrichs  VII.  durch  die  Legaten  herbei- 

tTihrte  und  1347  Cola   Rienzi    die    beiden  sich    bekämpfenden    Könige,    Ludwig   den 

Bavem  und  Karl  IV.,  vor  seinen  Richterstuhl  fordern  Hess;  vgl.  Otto  von  Freising, 

<;.':a  Kriderici  II  c.  29ff.  ed.  WAITZ»  S.  101  ff.  Chronicon  Urspergense  «•  J.  1211, 

V  XXIII.  173.     Manfreds  (f  1266)  Schreiben  an  die    Römer   v.J.  1258.  MO. 

II,  568.     Alberto»   Mossatus,   Historia   augusta   VIII  c  7,   MURATORI,    88. 

i    il.  X,  460.  C.  MÜLLER,  Kampf  Ludwig»  des  Bayern  I,  S.  178  f.  E.  WERUNSKY, 

».   >   nichte  Kaiser  Karls  IV.    und   seiner   Zeit    II,«  (Innsbruck  1886),    8.  433.     Im 

Allgemeinen  vgl.  K.  HAMPE,  Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Oberrhein»  NF.  XX 

U9u5),  8.  10  ff. 

»)  Für  die  Zeit  Otto«  I.  bi»  Ottos  III.  (WAITZ,  a.  a.  O.  8.62):  H  wmine 
<  hntü  pnmitkt,  tpondeo  atjue  poüieeor  ego  X.  {mperator  coraiu  Deo  et  beato  Petro  apoitolo 
me  proteetonm  oe  de/auorem  esse  kmtu  mmetae  Bomamm  maedeamt  m  ornnhu  mtiHiatibma, 
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des  Papstes  an  Leib,  Gliedern  und  Leben  voraufgehen  oder  »icl» 
anschliessen  konnte'),  zu  dem  seit  Otto  IV.  (1198 — 1218)  mehrfach 
ein  besonderer  Eid  hinsichtlich  des  päpstlichen  Besitzes  in  Italien 
hinzutrat');  die  Geschenke  des  Kaisers  an  den  Papst;  seine  Auf- 
nahme unter  die  Domherren  von  St.  Peter,  zu  deren  Zeichen  er 
mit  priesterlichen  Gewändern  bekleidet  wurde;  das  bis  auf  Hein- 
rich V.  übliche  gcrutinium,  d.  h.  eine  Prüfung  des  Kaisers  durch 
den  Papst,   voi^enommen   bei   der    runden   Porphyrplatte   im   Haupt- 

in  fuantum  diviiio  fultus  fuero  adiutorio,  $eeundum  aärt  meum  ac  pote.  —  Für  die 
Zeit  seit  Heinrich  II.  (MG.  LL.  U,  187):  In  nomine  domini  nottri  Jesu  Christi  ego  A' 
rtx  et  futuruM  im^erator  Jtomanorum  promiUo,  spondeo,  poUieeor  atque  per  haee  «wwyafa 
(MTD  0Pf««  Deo  0t  beuto  Fetro  apottolo  iibif  beati  Petri  apottoH  viaarto,  ßdeütatem  tuufue 
iMOcanorihit  csnontos  mirantibuM  meqye  mmtdo  proteetorem  ac  defenaorem  fort  hmaiM  mnetae 
Bomana»  eedenae  et  veetrae  permmae  veHrorunique  suceeMorum  m  omtudw  uiüiiatibus,  m 
quanhtm  divino  fultu»  fuero  adiutorio,  teetmdum  »eire  meum  ae  potae,  tine  fmude  et  medo 
ingenio.  Sie  me  Deut  adiuvet  et  haee  »aneta  Dei  evamgeüa-  —  Seit  Lothar  von  Supplin- 
borg  (DI£MAND,  a.  «.  O.  8.  111):  Ego  «ntm  N.  rex  Romanonan,  annuente  Domino 
Juturu»  impertUor,  promitto,  »pondeo  et  poUieeor  atijite  iuro  coram  Deo  et  bento  Petro  nte 
de  cetera  proteetorem  ae  defensorem  fort  sumvxi  jtontißcis  et  aanetae  Bomane  ecdeeiae  in 
omatAue  neeemtat&us  et  utUitatibtu  mit,  cuttodiendo  et  eotuervtmdo  poeaemone»,  honorea  et 
Mtni  enw,  Quantum  dirino  fultu»  adiutorio  fuero,  »ecundum  aeire  et  poaae  meum.  recla  r( 
pura  ßde.     Sie  Deua  adinret  et  hee  «oneto  J)ei  mtangelia. 

')  Dieser  Stcherheitsoid  (imttmeiUum  aemritotit,  i.  ßdeliteiti»)  war  für  ' 
vor  dem  Uümcrzu^  von  Grossen  des  Reiches  geleistet  worden,  da  der  König  ur- 
sprünglich nicht  in  Person  einen  förmlichen  Eid  ablegte  (MG.  Const.  I,  21).  Seit 
Ix>thar  von  Supplinburg  wurde  er  in  unmittelbarem  .Anschluss  an  das  allgemeine 
Versprechen  von  Beauftragten  Lothars  in  dessen  Namen  geschworen  (ebd.  I,  168), 
seit  Heinrich  VI.  wird  er  vor  der  Krönung  von  (tr<>M<>n  des  Keiches  im  Namen  de« 
Kaisvrs  geleistet,  von  diesem  feierlich  beurkiuidet  und  unmittelbar  vor  der  Krönung 
persönlich  wiederholt  (ebd.  I,  478.  II,  43).  Für  die  Wandelung  der  Verhältnisse 
wXhrend  des  10.  bis  14.  Jahrhunderts  ist  der  Inhalt  der  Sicherheitseide  beseichnend. 
Otto  I.  verspricht,  wenn  er  nach  Kom  komme,  die  römische  Kirche  und  ihren  Rischof 
nach  Vermögen  zu  erhöhen,  nichts  mit  »teinem  Willen  und  Kat  oder  durch  seine 
Anstiftung  daxn  su  tun,  dass  der  Papst  Loben,  Glieder  oder  die  Khre  verliere,  in 
Kom  nichts  anordnen  zu  wollen  in  Allem,  wa»  den  Papst  und  die  Römer  angehe, 
ohne  den  Rat  des  Papstes,  zuriickzugeben  was  vom  Kesitz  des  hl.  Petrus  in  seine 
Hand  komme;  schliesslich  werde  er  den,  dem  er  das  itaÜKche  Reich  Übergebe, 
schwören  lassen,  dass  er  nach  Kräften  dem  Papst  beistehe  zur  Verteidigung  des 
Landes  (MO.  Const.  I,  21).  Karl  IV.  verbriefte  schon  1346  seinen  Schwur,  d<'ni 
Papst  alle  Eide  zu  leisten,  die  sein  Grossvater  Heinrich  VII.  (MG.  LL.  II,  492; 
vgl.  c.  un.  in  Clem.  «le  iureiurando  2,9.  Johann  von  Victring,  Liber  certanim 
historiarum  IV  c.  7,  ROHMKK,  Fontes  rcr.  Genn.  I,  874)  abgelegt  habe,  sowie  alle 
OelUbnisse  zu  emcueni,  die  vordem  der  Kirche  gemacht  seien,  den  Kirchenstaat 
wie  ancb  die  päpstlichen  Lehnskönigroiche  Sieilien,  Sardinien  und  Korsika  nicht 
an  beMtxen,  sondern  den  Papst  in  ihrer  Verteidigung  zu  unterstützeu ;  vor  dem  für 
die  Kaiscrkröniing  su  bestimnion<lcn  Tage  wolle  er  Rom  nicht  betreten,  es  am  Tagt> 
nach  der  Krönung  mit  allen  seinen  Leuten  vorlassen  und  sich  möglichst  schnell 
aus  dem  pUpatlichen  Gebiete  entfernen  und  ohne  Erlaubnis  des  Papstes  nicht  daliiu 
surfickkehran  (A.  THKINEK,  Codex  diplomaticns  dominii  temporalis  sanctae  sedis  IL 
Rom  1802.  8.  156;  vgl.  BÖHMER  -  HCHER.  Itegeston  Karls  IV.  n.  228.  242.  319. 
2016.    8.  004  n.  10). 

*)  Ottos  IV.  Eid  vom  Jahre  1201,  die  sog.  Recuperationen  des  pl]i*tUehen 
Stohles  nach  seiner  Kaiserkrönung  nochmals  durch  Urkunde  und  Eid  lu  bekrftftigen 
(MO.  Const.  11,87),  ist  von  Friedrich  II.  wiederholt  worden  (ebd.  II,  62.  79.  113). 
desgleichen  von  Heinrieb  VII.  (.M(J.  LL.  II,  601.  536;  vgl.  A.  THEINER,  a.  a.  <».!, 
8.488);  vgl.  »ach  die  Zoaicherungen  Wilhelms  von  Holland  und  Rudolfs  von  Haba- 
barg  (MO.  ConM.  II.  468.  II L  48). 
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schiff  von  St.  Peter,  die  ilm  geneij;t  zeigen  sollte  zur  Ausübung 
kirclilicher  Tugenden  und  mit  der  Ablegung  des  Glaubensbekennt- 
ninw  tcliloas;  die  Salbung  durch  den  Kardinalbischof  von  Ostia 
an  der  eonfesgto  itancti  Petrt,  späterhin  am  Altar  des  hl.  Mauritius; 
die  feierliche  Uebergabe  der  aus  Deutschland  mitgebrachten  Reichs- 
inaignien  fRing,  Schwert,  Krone,  Scepter,  Reichsapfel)  und  die  Auf- 
setzong  der  Mitra  durch  den  Papst,  dergestalt  dass  bei  jedem  einzelnen 
Symbol  entsprechende  Gebete  oder  Segnungen  vorgeschrieben  waren, 
die  Zahl  aber  und  die  Reihenfolge  der  Herrschaftszeichen  mehrfach 
gewechselt  hat.  Nach  Beschluss  der  Krönungsmesse,  während  derer 
dem  Kaiser  und  der  häufig  gleichzeitig  gekrönten  Kaiserin  das  Abend- 
mahl unter  beiderlei  Gestalt  gereicht  wurde,  fand  mehrfach  ein  feier- 
licher Zug  zum  Lateranpalast  statt,  bei  dessen  Beginn  wie  Ende  der 
Kaiser  dem  Papst  den  Steigbügel  zu  halten  hatte,  und  zuletzt  ein 
Krönungsmahl.  Auf  Beides  ist  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  hin 
und  wieder  verzichtet  worden. 

Alle  diese  Ceremonien  entbehrten  des  nationalen  Elements.  Ea 
galt  eine  Würde  zu  heiligen,  die  über  den  Nationen  stehen,  zum 
(lominium  mundC  berufen  sein  sollte').  Zu  Unrecht  hat  man  sie  er- 
niedrigend genannt,  da  die  Kaiser  selbst  nur  selten  an  ihnen  Anstoss 
nahmen.  Im  kirchlichen  Glauben  erzogen  mochten  auch  die  Nüchterneren 
unter  ihnen  ergriffen  werden  von  der  Mystik  des  Schaugepränges  und 
der  liturgischen  Formeln,  unter  denen  ihnen  von  Gott  selbst  durch 
den  Papst  die  höchste  irdische  Gewalt  verliehen  werden  sollte.  Ebenso 
richtig  aber  ist,  dass  jene  Handlungen  leicht  einseitig  gedeutet 
werden  konnten  als  Beweise  für  die  Unterordnung  des  Kaisers  unter 
den  Papst.  Die  verschiedenen  Versprechen  und  Eide,  die  Obliegenheit 
zur  B'  ■  _:  äusserer  Ehrfurcht  vor  dem  Oberhaupt  der  Kirche, 
das  b-  Pflichtverhältnis   zur  Kirche   und   die    Vorstellung  von 

der  gjittlichen  Statthalterschaft  des  Papstes,  —  Alles  zusammen  ward 
aufgefa.s8t  als  Aeusserungsforraen  einer  Lehnsverbindung,  die  den 
Papst   zum   Lehnsherrn,    den   Kaiser  zu  seinem   Lehnsmann   machte, 

0  Vgl.  C.  TH.  PERTHES,  Das  deutsche  Staatsieben  vor  der  Revolution  (Harn- 
Knrg  und  Gotha  1845),  S.  6  f. :  ,Da  alle  Völker,  welche  sich  zur  katholischen  Kirche 
bekannten,  im  Papat«  ihren  geistigen  Mittelpunkt  erblickten,  so  fühlten  sie  sämtlich 
sich  dnrch  Rom  ru  einer  Einheit  verbanden;  aber  Roms  völkervereinigende  Macht 
war  zunächst  nur  geistiger  Natnr  und  strebte  wie  jede  irdische  Macht,  welche  den 
Beruf  fühlt,  geistig  zu  wirken,  und  das  Unzureichende  der  geistigen  "Waffen  bemerkt, 
durch  äussere  Macht  sich  tragen  und  flirdem  zu  lassen.  Das  Papsttum  suchte,  um 
das  Christentum  zu  sichern  und  zu  verbreiten,  nach  einem  weltlichen  Schutz,  welchen 
das  Mittelalter  advoeatia  eceletiae  naunte,  und,  um  die  katholisch  gewordenen  Völker 
einigen  zu  können,  nach  einem  Berechtigten,  der  mit  dem  Ausdruck  domänus  mwndi 
bezeichnet  ward.  Da  die  aivoea^  eeeknae  und  das  domimmm  mumdi  sich  gegenseitige 
voraussetzten,  so  Keaaen  sie  sieh  liaeh  nur  in  ihrer  Vereinigong  zu  einer  Macht  er> 
streben,  nnd  diese  Macht  bezeichnete  die  Sprache  der  Zeit  als  heiliges  römische* 
Reich.  Es  lag  ausserhalb  der  geschichtlichen  Möglichkeit,  dass  sich  das  heilig« 
römische  Reich  als  integrierender  BesUndteii  des  Papsttums  oder  als  Rechtoordnna^ 
des  Verkehrs  der  Völker  untereinander  gcsultete.  Die  geistliche  Gewalt  des  einen 
Papstes  konnte  nur  dann  wirksame  Unterstützung  von  der  weltlichen  Gewalt  hoffen, 
wenn  dieselbe  für  die  gesamte  Christenheit  in  der  Hand  eines  Einzigen  vereinigt 
war,  wenn  also  das  heilige  romiscbe  Reich  den  römischen  Kaiser  tum  Haapte  hatte". 
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das  KaiBertum  zum  Gegenstand  hatte  ';,  Kine  andere  Art  der  staats- 
rechtlichen Verknüpfung  von  weltlichen  Staaten  mit  der  Kirche  als 
eben  den  Lehensnexiis  kannte  man  nicht.  Schon  Gregor  VII.  hatte 
beabsichtigt,  den  deutschen  König  durch  den  Wortlaut  eines  ihm  auf- 
zuerlegenden Treueides  zum  mile^  sancti  Petri  zu  machen').  Bekannt 
ist  das  Bild  der  Krönung  Lothars  von  Supplinburg  mit  der  Untor- 
scluift:  Bex  venit  ante  forea,  üirans  prtus  Urbts  honores —  Post  homo 
ßt  papae,  sumit  quo  dante  coronam.  Bekannt  ist  femer  der  Streit 
Friedrichs  I.  mit  Papst  Hadrian  IV.  (1154 — 1159),  dessen  Legat 
Roland,  der  spätere  Papst  Alexander  III.  (1159 — 1181),  die  kaiserliche 
Würde  als  beneßctum  des  Papstes  bezeichnete,  mit  jenem  Worte  also, 
das  die  Deutschen  nur  fiir  Lehen  angewandt  wussten,  der  Papst  da- 
gegen spHter  nach  seinem  ursprünglichen  Wortsinn  auslegte.  Dem 
gleichen  Gedankenkreis  entsprachen  die  Worte  Innocenz*  III.  (1198 — 
1216),  dass  der  Kaiser  bei  der  Krönung  mit  dem  Reich  investiert 
werde,  die  Ausführungen  Gregors  IX.  (1227 — 1241),  dass  der  aposto- 
lische Stuhl  dem  Kaiser  das  Reich  und  die  Gewalt  des  Schwertes 
verleihe,  ohne  damit  seine  eigene  hoheitliche  Gerechtsame  im  Ge- 
ringsten zu  schmälern.  Otto  IV.  und  Friedrich  II.  mussten  solchen 
An.schauungen  Rechnung  tragen;  beide  nannten  sich  in  den  ersten 
Zeiten  ihres  Kaisertums  „erwählte  römische  Kaiser  von  Gottes  und 
des  Papstes  Gnade  .  I  >!•  Theorie  endlich  der  beiden  Schwerter  war 
nur  möglich  in  einer  Ziit,  die  nach  einem  Worte  des  Bischöfe  Otto 
von  Freising  (f  1158)  bei  Verleihungen  von  Königreichen  das  Schwert 
als  Invc8titur8\'mbol  kannte  und  bQiNi|zte ''). 

Gleichzeitig  Hessen  sieh  aus  dem  Recht  des  Papstes,  die  Krönung 
zu  vollziehen,  und  aus  dem  Anspruch  der  deutschen  Könige  auf  die 
kaiserliche  Würde  weitere  Folgerungen  ableiten. 

Die  erste  bestand  in  dem  Ansinnen  der  Päpste,  die  Krone  nur 
dem  zu  gewähren,  der  eine  Bürgschaft  bot  für  ein  Verhalten  nach 
dem  Wunsche  und  zum  Vorteil  der  Kirche;  sie  führte  also  von  selbst 
zur  Forderung,  das  Königtum  zu  Händen  dessen  zu  bestätigen,  der 
zur  Kaiserkrone  geeignet,  ihrer  wert  erschien.  Ein  solches  Verlangen 
war  unmöglich  gewesen,  solange  der  deutsche  König  diese  seine 
Stellung  der  eigentümlichen  Verbindung  von  Erblichkeit  und  Wahl 
verdankte^  die  als  Prinzip  bis  ins  zwölfte  Jahrhundert  aufrechterhalten 
wurde.    Allerdings  nicht  ohne  Ausnahmen.    Auf  dem  Tag  zu  Forchheim 

')  NKch  KicolNU«  von  Itotrinto  (ReUtio  de  Heiurico  VII.  ed.  »("»HMEK, 
Font«*  rer.  Qerni.  I,  118)  orklXrton  ailerdinga  eini^r«  ittnt.ptrid  im  J«hre  ISlä  dem 
Kaiaer,  fnod  impanUor  et  rt»  Bobertm  (von  Siciiien  f  1848)  mm  mMmwmtmr  «oefMM 
tpuHter  fuamtum  ad  tamponUia,  {wm  uniw  e$t  dt/mtor  et  adeoeatm,  nihil  heAemt  eik 
eeeUeim  de  teatporaübtu,  aüue  e$t  etibditue  et  vaeaiUu,  euttm  r^gtum  eh  eeeletie  kehmtt ; 
T|l.  dam  dM  KeebUgaUebten  bei  W.  DÖNNI0E8.  Aeta  Henriei  TU.  (BaroUni 
1889)  U.  8.  68  fr.  Heinrich  VII.  bekundete  «einerseite  (a.  a.  O.  8.  65):  Hoe  J^imme 
et  tempet  eete  rolumtu  dr/mmir  et  p*igU  eaeroeamete  Romeme  eeeleek  im  emmiae  eaie  iariUu. 
8ed  aoe  ata  ernmat  a§tneti  eUieai  ad  imrameaiam  ßdeUtatit  nee  amfaae»  imnmaaiaea  Jeei- 

naetri  teeaaralene  Roaumonm  hee  iMr— iwiHiiii  uaqaam  feeeriaL 
•)  Vgl.  da.  CoaM.  I,  668.  "^        . 

■)  Qeete  Kr!.i".^-5  |t..    f.  ...»    WAITZ»  8.  86. 


§  31.    Kaisertum  und  Papsttum.  157 

(1077)  sollte  die  Wahl  als  ausschliessliches  konstitutives  Prinzip  durch- 
gesetzt werden.  Lothar  von  SuppUnburg  verhinderte  die  unmittelbare 
Nachfolgerschaft  der  Ilohenstaufen  auf  die  mit  ihnen  verwandten  Salier. 
Friedrich  1.  erklärte,  durch  die  Wahl  der  Fürsten  das  reanum  — 
freilich  auch  das  imperium  —  zu  besitzen  ^).  Heinrichs  vi.  Plan, 
durch  Gesetz  die  Krone  in  seinem  Hause  erblich  zu  machen  und 
Sicilien  mit  dem  Reiche  staatsrechtlich  zu  vereinigen,  scheiterte  am 
Widerspruch  der  irrsten,  deren  Waldrecht  dadurch  beseitigt  worden 
wUre,  und  an  der  Einsprache  des  Papstes:  sein  llecht,  den  Kaiser 
zu  krönen,  wäre  zu  einer  Pflicht  geworden,  seine  Oberhoheit  über 
■Sicilien  überhaupt  beseitigt.  Die  Doppelwahl  des  Jahres  1198  wurde 
für  den  Sieg  der  Wahl  über  die  Erblichkeit  entscheidend,  zumal  ihre 
allmähliche  Ueberwindung  nicht  zum  wenigsten  gefordert  worden  war 
durch  jenen  Anspruch  des  Papstes,  der  zunächst  der  Kaiserwürdo 
galt,  notwendig  aber  bald  sich  auf  das  deutsche  Königtum  erstrecken 
musste.  Gregor  VH.  bereits  hatte  ein  oberstes  Bestätigungsrecht  der 
deutschen  Königsw^ahl  verlangt,  Lothar  von  SuppUnburg  um  Konfirmation 
seiner  Erhebung  gebeten.  Innocenz  III.,  im  Streite  zwischen  Philipp 
von  Schwaben  und  Otto  von  Braunschweig  eben  um  der  Kaiserkrone 
willen  über  seine  Willensmeinung  befragt,  legte  sich  die  Vollmacht 
bei,  die  Personen  der  Erwählten  daraufhin  zu  prüfen,  welche  von 
ihnen  die  pästliche  Gunst,  d.  h.  die  Kaiserkrönung,  verdiene,  einen 
der  Erwäldten   also   als    unwürdig   zu    verwerfen  ■').     Damit   war   ein 


')  Vf»l.  das  Schreiben  Friedriclis  I.  vom  Jahre  1157  (Rahewin,  Gesta 
Friderici  III  c,  11  ed.  WAITZ*  S.  143):  Cumque  per  electionem  priivnpum  a  solo  Deo 
rtgnum  et  imperium  nogtrum  git,  qui  in  peuxione  Christi  filii  sui  ditobus  gladiis  necesnariis 
rtgendum  orbem  tubieeit,  .  .  .  quicumque  nos  imperialem  coronam  pro  heneficio  a  domno  papa 
twierpiue  dixerit,  divinae  irutUutioni  et  doctrinae  Petri  contrarius  est  et  mendaeii  reus  erit. 
\g\.  auch  8eine  Antwort  im  Schreiben  der  deutschen  Bischöfe  an  den  Papst  1158  (a.a.  O. 
III  c.  17  S.  150) :  Duo  sunt,  quibus  nostrum  reyi  oportet  imperium,  leges  sanctae  imperatorum  et 
lufXM  honus  predeeessorum  etpatruvi  nmlrorum.  latos  Umites  aeccUsiae  nee  volumus preterire  nee 
po$$umus;  quidquid  ab  his  diaeordat  non  reeipimus.  Debitam  patri  nostro  (d.  h.  dem  Papste) 
reverentiam  libenter  exhibenws,  lUferam  imperii  nostri  eoronam  divirw  tantum  benefieio 
osscnMntw,  eleetionia  prvtnam  vocem  Maguntino  arehiepisoopo,  deinde  quod  superest  caeteria 
teamdum  wiiwiew  prineipibu»  reeoffnotcimtts,  regalevi  unctionem  Colonienti,  supremavi  vero, 
quae  vnperiaHs  est,  mmmo  pontifici;  quidquid  preter  hec  est  ex  habundanti  est,  a  malo  est. 
—  Nach  den  Annalen  von  Stade  z.  J.  1240  erklärten  die  Fürsten  dem  Papste  non 
ene  «u*  tum  imperatorem  instituendi,  sed  tantum  eleetum  a  principilua  eoronare  (MG. 
88.  XVI,  867). 

*)  Vgl.dieDecretalerenero&i^nn  von  1202: ..  iZ/M/M-ind/nfru«  (d.  h.  den  Wahlfürsten) 
nw  et  potestatem  eligendi  regem  m  imperatorem  postmodum  promovendum  recognoseimus,  ut 
debemus,  ad  quos  de  iure  ae  antiqua  conauetudine  noscitur  pertinere,  presertim  cum  ad  eos 
ius  et  potestas  huiusmodi  ab  apodoüea  tede  penenerit,  que  Bomanum  imperium  in  persona 
magnißci  Karoli  a  Ovtd»  trantluiit  in  Cfermanot.  Sed  et  prindpes  recognoscere  debent  et 
utiqtte  reeognotaaU,  quod  tu»  et  auetorita»  exammandi  permmam  eteetam  in  regem  et  promo- 
vemdam  ad  tw^perium  ad  not  speetat,  qui  eam  immgimut,  ecnteenmut  et  eonmamus.  Est 
emm  regulanter  ae  gmerahter  obeervatum,  ut  ad  eum  eoeaminatio  perwne  pertineat,  ad  quem 
ia^umtia  wtamu  »pteiaL  Nuwtquid  enim  si  prine^  non  aobtm  m  diseordia,  aed  etiam  m 
conoordia  aaerilegttm  fttewtamque  vei  exeommunicatum  in  regem,  tinui^mum  (=sm  U/ratmmm) 
vei  fatuum,  her^ewm  eüg&rmt  aut  paganum,  noa  hmngere,  eonaeerare  ae  eoronare  homnem 
hmmamodi  deberewuuf  .  . .  Quod  outein,  cum  m  eleetione  vota  prme^wn  dtoidmttur,  poat 
ommoniHonem  et  exapeetationem  atteri  partium  feuere  poaaimua,  maxime  poatqmm  a  mbia 
unetio,  eomeenHo  et  eoronatio  poatuiantur,  aieut  utrajue  part  a  noüa  mtittotiem  poatulamt. 
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Präcedenxfall  geschaffen,  der  eine  Ausdehnung  der  päpstlichen  Be- 
fugnisse ermöglichte.  Bei  zwiespältigen  Königswahlen  verlangte  der 
Papst  das  Recht  richterlicher  Entscheidung,  die  durch  ein  prozessuales 
Verfahren  an  seinem  Sitze  herbeizuführen  sei  gleich  dem  bei  einer 
streitigen  Bischofswahl,  bei  einschichtigen  Königswahlen  eine  Prüfung 
des  Wahlvorganges  und  der  Person  des  Gewählten,  der  als  rex  eUctu» 
vor  der  Approbation  keine  rechtsgültigen  Regierungshandlungen  vor- 
nehmen könne  noch  auch  dürfe;  im  Notfalle  sollte  der  Papst  eine 
Neuwahl  anordnen,  den  ihm  genehmen  Kandidaten  bezeichnen,  den 
missiiebigen  von  vorneherein  als  nicht  wählbar  ausschliessen.  In 
ausführlichen  Gutachten  Hess  sich  Urban  IV.  (1261 — 1264)  im  Jahre 
1263  aus  Anlass  der  Doppelwahl  von  1257  wie  über  die  Befugnisse 
der  Kurfürsten  so  über  die  Rechte  des  Papstes  aus,  der  entscheiden 
würde,  sobald  bei  einem  Zwiespalt  unter  den  sieben  —  hier  zum 
ersten  Mal  aufgezählten  —  Kurfürsten  beim  Papst  Klage  erhoben  oder 
Berufung  eingelegt  worden  sei  ^).  Gregor  X.  (1271  — 1276)  approbierte 
erst  nach  langen  Verhandlungen  das  Königtum  Rudolfs  von  Habsburg, 
nachdem  er  vor  dessen  Wahl  den  Kurfürsten  befohlen  hatte,  einen 
König  zu  wählen,  da  er  sonst  dem  Reiche  von  sich  aus  ein  Oberhaupt 
setzen  würde;  beim  Papst  reichte  König  Ottokar  von  Böhmen  (f  1278) 
seine  Proteste  gegen  Rudolfs  Wahl  ein;  der  Papst  bestimmte  Alfons 
von  Castilien  zum  Verzicht  auf  das  Kaisertum.  Bonifaz  VIII. 
n  294— 1303)  forderte  im  Jahre  1301  Albrecht  I.  auf,  vor  ihm  wegen 
aes  Frevels  an  Adolf  von  Nassau  binnen  sechs  Monaten  sich  zu 
rechtfertigen,  im  anderen  Falle  werde  er  alle  Untertanen  vom  Eid 
der  Treue  entbinden  und  mit  allen  geistlichen  wie  weltlichen  Mitteln 
gegen  ihn  einschreiten.  Als  dann  1303  die  päpstliche  Approbation 
Albrechts  eingetroffen  war,  gab  dieser  zu,  dass  einstmals  durch  den 
Papst  das  Kaisertum  von  den  Griechen  auf  die  Deutschen  übertragen 
sei,  vom  Papst  das  Wahlrecht  der  weltlichen  und  geistlichen  Kur- 
itlrsten  sich  herleite ;  um  der  Approbation  willen  hatte  er  das  wichtige 
Bündnis  mit  König  Philipp  dem  Schönen  von  Frankreich  (1285—1310) 
preisgegeben.  Johann  XXII.  (1316  — 1334)  bezeichnete  in  seinem 
ersten  Prozess  gegen  Ludwig  den  Bayern  1323  das  Imperium  als 
erledigt;   die  deutsche  Königswahl    habe   zu    einem  zwiespältigen  Er- 

fsbnis  geführt,  sei  von  ihm  weder  zugelassen  noch  hiu.sichtlich  der 
erson  des  Gew&hlten  gebilligt  worden,  während  ihm  doch  gegenüber 
dem  Erwählten  examinatio,  approbatio,  admUsio  bezw.  repulsio  und 
reprobatio  zustehe;    Ludwig  habe   den   Köiügstitel   usurpiert,   sich  in 


•t  m09  pmm  pmriltr  tt  mtmflo.  Ihnmtm»d  tmim,  «  frimeipm  ■■mmiiri  «  Mtf  Müll'  wtt  mam 
pottrim»  wtl  mohmint  tomwtmvt,  nfiortBfca  $edm  «MiMOM»  «  d^wait  emtUi  wmiiit 
m/jm  i^'  rtdumitdit  m  pmmml  Philipp  tob  SohwabM  wifd  besaiehast  als  mü»  • 
no*M  MMÜfli»  rmukatmt:  mmU  mim  notonm  mqnäimmta  4mm  8mm,  teUim  mmmmmmimlm 
P*Mm,  ßwimiium  nmn\futmn  •(  pnwmUn  üvulfmtu,  fUM»  jii  ijwiiiiwi  mm  m  ipm 
/iiiimpiii  Mii  m  »pnmiitmt  Mimt  et mSm  aodtdm meroert  (ZKUMBR  S.3«r.  -  r.  84  X. 
4«  «iMtioM  1,  6;  MO.  OoMt  II.  606  Aonof);  Tgl.  dma  Inaoeeni'  III.  DdiborKtio 
mpT  fc«|Q  imparii  de  tribtu  eleetia  tob  1900  (HUILX.ARD-BHiaH<>LLKS.  HUtoria 
4iploaMliM  Fridorici  II.,    Bd.  I,  8.  70  ff.). 

*)  MU.  Kpp.  MM.  XIII.  Bd.  I.  8.  M5  ff.  (%K(?MER  8.  87  Aa«rag). 
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<lie  Verwaltung  des  Reiches  eingemischt;  binnen  drei  Monaten  habe  er 
bei  Strafe  der  Exkommunikation  sich  solcher  Handlungen  zu  ent- 
schlagen, alle  bishf'rigen  Regierungsmassrogeln  zu  widerrufen  ^).  Der 
Kurverein  zu  Kense  (1338)  betonte  zwar,  dass  dem  Gewählten  regnum 
et  imperium  «ustehe,  er  nicht  päpstlicher  nomxnntio,  approhatio,  ronßr- 
inatio,  asiCTuvs,  auctarttas  zur  Jj^ührung  des  Königstitels  und  zur  Hand- 
habung der  Reichsgöter  und  -Rechte  bedürfe '),  Ludwigs  des  Bayern  Gesetz 
über  die  Königs  wähl  Licet  iuris  von  1338  erklärte  zwar,  dass  die 
Wahl  allein  zum  wahren  König  und  rechten  Kaiser  mache'),  — 
Karls  IV.  Verhalten  aber,  der  vor  der  päpstlichen  Approbation  weder 
zum  deutschen  König  sich  krönen  Hess  noch  den  Titel  und  das  Siegel 
des  Königs  ftihrte,  war  nur  geeignet,  die  Ansprüche  des  Papstes  zu 
sanktionieren.  Obwohl  die  Goldene  Bulle  (1356)  mit  keinem  Worte 
des  Papstes  gedachte,  durch  die  bereits  erwähnte  Bezeichnung  des 
deutschen   Königs   als   rex  Romanorum  in  imperatorem  promovendtu*) 

')  ZEUMER  S.  149,  vgl.  dazu  Ludwigs  sog.  Nürnberger  Appellation  Ton 
1323,  die  aber  unveröffentlicht  blieb,  bei  J.  HARTZHEIM,  Concilia  Germaniae  IV 
(Coloniae  1761),  S.  298  ff.,  und  seine  Sachsenhäuser  Appellation  von  1324  (ZEUMER 
8.  151  Auszug)  auf  Johanns  XXII.  Bannspruch  vom  23.  März  1324. 

*)  Die  KoiAraten  erklärten  hoe  esse  de  iure  et  anti^nia  eonsueiudine  imperii  appro- 
batu,  qmod,  poal^uam  alifui»  a  principUnu  eleetoribua  tmpem  vel  a  maiori  parte  numero 
eorumdem  primeipum  etiam  m  di$cordia  pro  rege  Romanorwn  e$t  eketua,  non  mdiget  nomi- 
«atione,  appnlntiime,  tonßrmatione,  as$entu  vel  ctuetorittUe  tedi$  apottolioe  tuper  adminUtratione 
botwmm  ei  mrium  imperii  nee  Otulo  regio  eutumendis  et  quod  mper  hii»  talis  eleetiu  non  habet 
neeemario  reeurtete  od  eandem  tedem,  ted  quod  sie  ent  habituvi,  obtentum  et  obtervatum  a 
temport,  de  etnua  priitcipio  mewuria  non  exiaiU,  quod  diecA  a  prinäpilm»  eleetoribua  it^perü 
eomeorditer  vd  a  maiori  parte,  ut  tupra,  tibi  Htulum  regium  ataumpterunt  ac  bona  tt  iura 
ts^wm  admumialtuiuiti  et  quod  de  iure  et  conauetudine  hoe  lieite  faeere  potuerunt  et  poterunt, 
Miüb  aifprobaHÜome  vel  Seenda  diete  aedia  apoUoliee  tuper  hoe  habita  et  obtenta  (ZEUMER 
S.  155 f.  Neues  Archiv  XXX,  1905,  S.  111  f.);  vgl.  K.  HÖHLBAUM,  Der  Knrverein 
zu  Kense  (Abhandlungen  der  Göttinger  Gesellschaft  der  Wissenschaften,  philos.  •  hist. 
Klasse  NF.  VII,  3).     Berlin  1903. 

')  Ludwig  bekämpft  die  Behauptung  als  lügnerisch,  quod  imperiaüa  digvitat  et 
poteataa  eat  a  papa  et  quod  dettua  m  vnperatoreni  ex  eleetione  non  eat  venu  imperator  nee 
rm,  niai  pritu  per  papam  ai»e  per  aedem  apoatoHeam  em^briHetur,  approbetur  et  coronetur ; 
.  .  .de  eommUo  et  tuaenau  efeetenMn  et  a/iomi  jwwojpw*  iinpern  deeläramua,  quod  im^periaüa 
dignila»  et  patmlua  eat  immmämta  a  aolo  ßeo,  et  qmod  de  iure  et  «npem  aonmrtiirfiiie  mUi- 
quiliu  app^aialm  ett,  qmd,  poetguam  aSqttia  eügättr  m  imperatorem  aive  in  regem  ab  elee- 
toribua imperii  eoitoordHer  vel  m  wiaiori  parte  eonmdem,  atatim  ex  aola  eleetione  eat  venu 
rex  et  iwMerator  Bomamanam  eenaemduM  et  noaiinandua,  et  eidem  debet  ab  omnibua  imperio 
ambditia  Mediri,  et  ttdmiatmtremdi  bona  et  tun»  imjMrw  et  eetera  faciendi,  que  ad  imperatorem 
verum  pertimmt,  batet  pjeaariam  poteatatem  nee  pape  aive  aedia  apoätoUee  aut  alkmua 
atteriua  mpprobaiiime,  eomßrmatione  et  aaetoritaie  vndaget  vel  eonaenau.  Et  hoc  in  perpetmtm 
valitmra  lege  deeemimaia,  ut  eleetua  in  imperatorem  eoneorditer  vel  a  maiori  parte  eleeiorum 
er  aola  eleelieme  eeniealur  et  habeatur  oft  omnibua  pro  vero  et  legitime  imperatore  et  eidem 
ab  oiiiim8m  mahiietia  M^wrio  debet  obediri,  et  admmiatrationem  H  iwriadietionem  imperialem 
et  imtperiatia  poteataÜa  plenitudinem  habeat  et  habere  ae  obtinere  ab  omnibua  eemaeatur  et 
ßrmiter  aaaeratur  (ZEUMER  8.  156  f.) ;  vgl.  K.  ZEUMER,  Nene«  AkUt  XXX 
(1905),  8.  87  ff.  100  ff. 

*)  Goldene  Bulle  c.  1  §  1,  2  und  öfter  (ZEL^MER  8.  160 ff.);  c.  2  §  1  (8.  168) 
ist  vom  res  Bomanorum  futuruaque  eaeaar  die  Rede,  c.  5  §  1  (8.  166)  vom  iv^fermtor 
vel  rex  JRoaumorum.  Die  Bezeichnung  rex  Bomanorum,  oraprünglich  für  den  b«i  Le^ 
Zeiten  des  kaiserlichen  Vaters  designierten  8ohn  und  Nachfolger  im  Gebrauch,  war 
seit  Heinrich  IV.  für  den  deutschen  König,  um  sein  Anrecht  auf  Rom  anzudeuten, 
in  Aufnahme  gekommen. 
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sein  Anrecht  auf  das  Kaisertum  festlegte,  ohne  freilich  zu  sagen,  wer 
ihn  zum  Kaiser  befördern  solle  und  dass  der  Papst  es  tun  müsse, 
hat  Gregor  XI.  (1370—1378)  die  Wahl  Wenzels  (1376)  bei  Lebzeiten 
Karls  IV.  von  seiner  Erlaubnis  abhängig  machen  wollen.  Später  ist 
dann  noch  eine  päpstliche  Approbation  sogar  der  Absetzung  Wenzels 
(1400)  als  erforderlich  hingestellt  worden.  Auch  bei  der  Wahl  Sigmunds 
(1410 — 1437)  ward  daH  päpstliche  Konfirmationsrecht  ausgeübt  und 
von  Seiten  des  Königs  anerkannt. 

Die  zweite  Folgerung  bestand  im  Verlangen  der  Päpste,  den 
Kaiser,  wie  sie  ilni  gekrönt  hatten,  so  auch  seines  Kaisertums  imd 
damit  mittelbar  seines  Königtums  zu  entkleiden.  Die  Handhabe  zu 
seiner  Verwirklichung  lieferten  die  kirchlichen  Strafen,  die  auch  ver- 
wandt werden  konnten,  um  den  rechtmässigen  oder  dem  Papst  ge- 
nehmen Herrschern  Anhänger  zu  sichern  wie  ihr  Regiment  zu  be- 
festigen. Das  Richteramt  des  Papstes  in  der  Kirche  wurde  zu  dem 
über  den  Träger  des  Staates,  hob  also  dessen  Souveränetät  auf.  Bei 
Heinrichs  IV.  Bannung  (1076)  wurde  ihm  die  Regierung  Deutschlands 
und  Italiens  untersagt,  jeder  ihm  geleistete  Eid  gelöst,  verboten  ihm 
als  einem  König  zu  dienen.  Als  Otto  IV.  die  Interessen  des  Papst- 
tums verletzte  und  Sicilien  angriff,  ward  er  gebannt,  die  Fürstenschaft 
zu  einer  Neuwahl  aufgefordert.  Friedrich  II.  wurde  1227  mit  dem 
Bann  belegt,  weil  er  den  gelobten  Kreuzzug  nicht  angetreten  habe, 
zum  zweiten  Male  1239,  wobei  seine  Völker  der  Gehorsamspflicht 
gegen  ihn  entbunden  wurden,  während  jeder  Ort,  an  dem  er  sich  be- 
fände, verflucht  sein  sollte,  endlich  1245  auf  dem  Concil  von  Lyon: 
das  Absetzungsdekret  warf  ihm  Meineid,  Kirchenschändung  und  Ketzerei 
vor,  den  Bruch  der  Lehnstreue,  die  er  als  König  von  Sicilien  dem 
Papste  schulde;  als  Fürst,  der  sich  des  Kaisertums  und  des  König- 
tums, aller  Würden  und  Ehren  unwert  gezeigt,  soll  er  aller  Kronen 
und  Reiche  verlustig  sein,  kein  Untertan  mehr  an  ihn  gebunden,  jeder 
Anhänger  im  Kirchenbann,  die  deutschen  Fürsten  zu  einer  Neuwahl 
befugt.  Ludwig  der  Bayer  Moirde  1324  gebannt  und  aufgefordert, 
bis  zur  Entscheidung  über  seine  und  Friedrichs  des  Schönen  Wahl 
von  der  Reielisverwaltung  abziüassen,  zur  Entgegennnlune  des  end- 
gültigen Spruches  vor  dem  Papst  zu  erscheinen.  Seiner  Appellation 
von  Sachsenhausen  (Mai  1324)  folgte  die  Absetzung  (Juli  1324)  durch 
den  Papst,  endlich  die  Entziehung  der  Pfalzgrafschafl,  der  Kurwürdo, 
der  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  (Oktober  1327),  der  Be- 
fehl der  Kreuzzugspredigt  wider  ihn  (Januar  1328).  In  fast  allen 
Füllen  hatte  das  Papsttum  Erfolg.  Der  Wald  Friedrichs  II.  im  Jahre 
1211  entsprechen  tiie  Waiden  der  Gegeukönigo  Heinrich  Raspe 
(1246—1247)  und  Wilhelm  von  Holland  (1248—1256).  Rudolf  von 
Habsburg  bestätigte  nur  diejenigen  Privilegien  Friedrichs  H.,  die  vor 
der  uäpstliehcn  Exkommunikation  und  Absetzung  beurkundet  warm. 
Die  Wahl  Karls  IV.  (1346)  bei  Lebzeiten  Ludwigs  beschwor  die  Getahi 
eines  neuen  Krieges  um  die  Herrschaft,  Das  Papsttum  fasste  das  riimische 
Kaisertum  und  das  deutsche  Königtum  als  untrennbar  auf,  als  seine  wider- 
rnfUche  Gabe,  die  KjuserkrOnnng  als  eine  Gunstbezeugung,  die  es  an  be- 
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stimmte  Bedingungen  zu  knüpfen  befugt  sei;. von  ihm  war  das  Wahl- 
recht der  deutschen  KurfUrsten  abhängig,  das  als  stets  entziehbares 
Geschenk  des  Papsttums  hingestellt  wurde.  Auch  die  deutsche  An- 
schauung sah  Kaisertum  und  Königtum  als  zusammengehörig  an,  aber 
der  König  sollte  vom  Papst  gekrönt  werden  müssen,  die  Kaiserkrönung 
also  nur  eine  Form  sein,  das  Kaisertum  im  letzton  Grunde  sich  her- 
leiten aus  dem  Wahlrecht  der  Fürsten.  Ein  Ausgleich  ZM-ischen 
solchen  Gedankenreihen  war  unmöglich. 

Beide  Folgerungen,  die  der  Bestätigung  der  Königswahl  und  die 
der  Absetzung  des  Kaisers,  werden  noch  aus  anderen  Gründen  als  aus 
dem  päpstlichen  Recht,  den  Kaiser  zu  krönen,  verständlich. 

Das  Kaisertum  war  eine  kirchliche  Einrichtung  in  dem  Sinne, 
dass  es  nur  von  einem  Planne  vertreten  werden  konnte,  dessen  reli- 
giöser Glaube  zugleich  der  allgemein  kircldiche  war.  Wenn  nach 
dem  Sachsenspiegel  der  vom  Papst  mit  Fug  Gebannte  nicht  König 
werden  sollte,  so  galt  dies  auch  für  den  Kaiser;  in  drei  Fällen,  gab 
Elke  von  Kepgau  zu,  darf  der  Kaiser  vom  Papste  gebannt  werden, 
wenn  er  nämlich  am  Glauben  zweifelt,  sein  Eheweib  verlässt,  Gottes 
Haus  zerstört,  d.  h.  den  Gottesdienst  unmöglich  macht.  Der  Vorwurf 
der  Ketzerei,  wie  er  gegen  Friedrich  ü.  und  Ludwig  den  Bayer  er- 
hoben wurde,  untergrub  die  Wurzeln  der  kaiserlichen  Würde,  weil 
der  Ketzer  sich  von  selbst  von  der  kirchlichen  Gemeinschaft  loslöste. 
Als  katholischer  Christ  konnte  der  Kaiser  Wallfahrten  unternehmen 
wie  Otto  III.  zum  Grabe  Adalberts  von  Prag  (f  997)  in  Gnesen.  Er 
unterzog  sich  kirchlichen  Bussübungen  gleich  Otto  III.  oder  Heinrich  HI. 
Er  unterlag  kirchlichen  Anordnungen  über  sein  Verhalten  selbst  im 
PrivatUben;  Karl  IV.  musste  sich  1348  vom  Papste  ob  des  Tragens 
zu  enger  und  zu  kurzer  Kleider,  ob  seiner  Teilnahme  an  Lanzen- 
spielen und  Toumieren  tadeln  lassen,  da  er  die  für  einen  Kaiser 
sich  ziemende  Würde  nicht  wahre.  Auf  das  Beispiel  des  altrömischen 
Kaisers  Theodosius  I.  (379 — 395),  der  die  vom  Mailänder  Bischof 
Ambrosius  (f  397)  verhängte  öffentliche  Kirchenbusse  geleistet  habe, 
weil  er  aus  Anlass  der  Ermordung  mehrerer  kaiserlicher  Beamter  in 
Thessalonich  ein  Blutbad  hatte  anrichten  lassen  (390),  wurde  immer 
wieder  verwiesen.  Heinrichs  IV.  Bitte  um  Absolution  vom  Banne,  sein 
Kniefall  im  Bussgewand  vor  Gregor  VU.  in  der  Burg  von  Canossa  (1077) 
waren  Erklärungen  der  Unterwerfung  unter  Massregeln  kirchlicher 
Zuchtgewalt,  denen  er  wie  jeder  andere  Laie  gehorchen  musste,  wollte 
er  als  Mitglied  der  Kirche  gelten.  Vom  Standpunkt  der  kirchlichen 
Lehre  aus  war  es  nur  folgerichtig,  dass  Heinrich  IV.,  weil  aus  der 
Kirche  ausgestossen,  erst  im  Jahre  1111  im  Dom  zu  Speyer  beigesetzt 
wertlen  durfte.  Ergreifend  wirkt  diese  Unterordnung  der  einzelnen 
Herrscher  unter  die  Kirche  als  die  Vermittlerin  himmlischer  Gnaden 
und  himmlischen  Lohnes  für  die  Befolgung  ihrer  Satzungen,  aber  sie 
musste  ebensosehr  die  Wertung  der  kaiserlichen  Würde  verschieben: 
diese  erschien  wie  eine  kirchliche  Beamtung,  zu  deren  Ven%'altung  erst 
die  Billigung  durch  die  Kirche  und  ihr  Oberhaupt  befähige.  Wie 
um    ein    kirchliches   Amt   traten   im   Kampfe   zwischen  Ludwig   dem 
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Bayern  und  den  Pttpston  die  Parteien  einander  gegenüber;  um  den 
BesitB  dieses  Amtes  rangen  beide  in  einem  kanonischen  Prosess- 
verfahren, als  dessen  Stadien  sich  Johanns  XXII.  erster  Prozess  und 
Bannspnich,  Ludwigs  Appellationen,  die  Sentenzen  endlich  seiner 
Ankläger  und  Richter  darstellten.  Nicht  allein  für  die  Tendenzen 
der  Kurie  sind  sie  bezeichnend,  die  den  weltlichen  Herrscher  vor  sich 
lud  und  bestrafte  gleich  einem  ungehorsamen  Bischof,  sondern  auch 
für  die  Anschauungswelt  Lud^^igs:  immer  wieder  von  Neuem  suchte 
er  Versöhnung  mit  der  Kirche;  im  Jahre  1343  widerrief  er  alle  seine 
Massregeln  gegen  die  Päpste  und  erklärte  sich  bereit  zur  Niederlegung 
des  KaisertiteU,  versprach  dazu  eine  Pilgerfahrt  übers  Meer,  den  Bau 
von  Kirchen  und  Klöstern,  die  Spendung  von  Almosen  und  die  Ver- 
anstahung  von  Wallfahrten.  Nicht  würdelos  sollte  man  solche  Zu- 
geständnisse nennen:  sie  bringen  die  ganze  Bindung  des  mittelalter- 
lichen Menschen  an  die  Kirche  zum  Ausdruck.  Die  höchste  weltliche 
Stellung,  die  des  Kaisers,  war  angewiesen  auf  das  Einvernehmen  mit 
ihr,  dergestalt  dass  sie  ohne  dieses  zugleich  des  Kechtsgrundcs  für 
ihr  Dasein  und  ihr  Wirken  entbehrte.  Die  Opposition  aus  nationalen 
oder  weltlichen  Motiven  musste  unter  solchen  Voraussetzungen  ab 
Auf  leimung  und  melur  noch  als  Sünde  wider  den  von  der  Kin-ho  ver- 
kündeten Willen  Gottes  selbst  erscheinen. 

Das  Kaisertum  war  femer  eine  christliche  Einrichtung  —  es 
seines  christlichen  Charakters  wegen  als  eine  Schöpfung  des  apostolischen 
Stuhles  zu  bezeichnen,  ist  unrichtig  — ,  und  zwar  deshalb,  weil  es 
nur  Christen  zu  Untertanen  hatte,  weil  nur  das  Bekenntnis  zum 
christlichen  Glauben  die  Zugehörigkeit  zum  Imperium  bewiriite.  Wie 
in  der  späteren  römischen  Kaiserzeit  nur  ein  rechtgläubiger  Christ 
vollberechtigter  Bürger  des  Reiches  hatte  sein  können,  wie  in  karo- 
lingischcr  Zeit  die  Bezeichnung  fidelis  nur  erhielt  wer  dem  Herrscher 
und  der  kircldichen  Lehre  die  Treue  bewahrte  ^),  so  war  auch  im 
Mittelalter  die  fide»  catholica,  also  ein  der  juristischen  Umschreibung 
zunächst  unzugängliches  Prinzip,  das  Bindemittel  fiir  die  Untertanen 
des  universalen  Imperium  und  zugleich  die  Mitglieder  der  universalen 
Kirche.  Wer  den  von  der  Kirche  gelehrten  und  behüteten  Qlaaben 
nicht  teilte,  ging  ihrer  Gnadengaben  verlustig  und  folgeweise  des  welt- 
lichen Rechtsschutzes,  den  das  weltliche  Schwert  gew&lute  und  anfirecht- 
erhielt;  das  Wort  Augustins  (f  430):  Coge  inirare,  das  er  im  Kampfe 
wider  die  Donatisten  nach  dem  viel  milderen  Herrenspruch  (Luc.  14,  23) 
geprigt  und  dem  römischen  Kaiser  zugerufen  hatte,  war  die  Richt- 
schnur auch  für  dessen  Nachfolger.  Aus  Allem  aber  folgte,  dass  die 
Bofugniate  der  Kaiser  und  ihre  Obliegenheiten  ihrem  Wesen  nach 
sunlohst  religiöse  waren,  erst  in  zweiter  Linie  als  rechtlich  wertbar 
verstanden  wurden.  Staatliche  Rechte  und  moralische  Pflichten  der 
Kaiser  ergiasten,  bedingten  einander  gegenseitig,  um  bei  dem  persön- 
Uohmi  Regiment  der  Herrscher  bald  zu  Ansprüchen  an  die  Kirche 
tkk  Btt  T«rdichten,  bald  zu  Zugestftndnissen  an  sie  su  Hihrcn.     Be- 
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rücksichtigt  man  überdies  die  gewohnhcitsmässiffe  Verknüpfung  des 
deutschen  Königturas  mit  der  kaiserlichen  Würde  und  Gewalt,  die 
Folgerungen  des  Papsttums  aus  seiner  Gerechtsame,  die  Kaiserkrönung 
zu  vollziehen,  so  wira  begreiflich,  warum  eben  die  kaiserlichen  Befugnisse 
von  denen  gehandhabt  oder  zum  wenigsten  angestrebt  wurden,  die 
noch  nicht  zu  Kaisem  gekrönt  waren,  dass  andererseits  die  Päpste 
kaiserliche  Hoheitsrechte  ausübten,  sobald  ein  Kaiser  fehlte  oder  über 
das  Ergebnis  der  Königswahl  noch  keine  Entscheidung  getroflFen  war. 
Rechte  und  Pflichten,  königliches  und  kaiserliches  Walten,  weltliches 
und  geistliches  Regiment  verflochten  sich  zu  einem  schier  unentwirr- 
baren Gewebe;  die  Betrachtung  sucht  sie  auseinanderzuhalten,  um 
immer  wieder  zum  Ergebnis  zu  gelangen,  dass  die  Scheidung  der 
einzelnen  Elemente  logisch  gefordert,  dem  tatsächlichen  Zustand  imd 
jeder  Sondererscheinung  gegenüber  unstatthaft  ist. 

Die  erste  und  vorzüglichste  Obliegenheit  des  Kaisers  war  der 
»Schutz  der  Kirche,  die  advocatia  ecclesiae.  Aus  ihr  erwuchs  nicht 
nur  die  Aufgabe,  die  universale  Stellung  des  Kaisertums  nach  Kräften 
durchzuführen  und  zu  behaupten,  sondern  auch  die  andere,  die  religiöse 
Idee  der  Kirche  als  die  rechtlich  ge wertete  Grundlage  zugleich  der 
staatlichen  Ordnimg  zur  Geltung  zu  bringen.  Sie  kam  zum  Ausdruck 
im  Wortlaut  des  vor  der  Krönung  zu  leistenden  Versprechens  und 
setzte  sich  einmal  in  die  Verpflichtung  um,  das  christliche  Bekenntnis 
auszubreiten,  ihm  Anhänger  zu  gewinnen  und  zu  erhalten.  Ottos  I. 
Kämpfe  gegen  die  Dänen,  Slawen  und  Ungarn  bezweckten  auch  deren 
Christianisierung.  Heinrich  H.  stiftete  1007  das  Bistum  Bamberg  als 
Stützpunkt  für  die  Mission  unter  den  Slawen.  Konrad  lU.,  Friedrich  I. 
und  Friedrich  H.  unternahmen  Kreuzzüge  ins  heilige  Land.  Die 
christlich  -  kirchliche  Gesetzgebung  und  Disziplin  wurde  von  den 
Herrschern  gefordert.  Heinrich  HI.  war  bedacht,  die  Priesterehe  zu 
verbieten;  wie  er  im  Jahre  1051,  so  lieh  Friedrich  H.  in  den  Jahren 
1220,  1224,  1232  und  1238,  Heinrich  VH.  im  Jahre  1312  der  Aus- 
rottung der  Ketzerei  seine  Unterstützung,  während  Karl  IV.  1369 
zwei  Inquisitoren  mit  der  Verbrennung  von  allen  solchen  deutschen 
Büchern  betraute,  durch  die  das  Volk  zur  Predigt  und  Lehre  häretischer 
Irrtümer  veranlasst  werden  könnte.  Heinrich  IV.  hat  1085  zu  Mainz 
den  Gottesfrieden  *)  fiir  das  ganze  Reich  verkündet     Die  Rechtsbücher 

')  Im  Gegensatz   so  den   fQr  bestimmte  Zeit  yereinbarten  Landfrieden   sollte 
die  Gültigkeit   der   Gottesfrieden   (paeet,   treugae  Da),   wie   sie   zuerst   auf  franzüsi- 
scben    KirchenTersammluiigen    verkündet    wurden   (1037 — 41,    MG.  Const.  I,  596  ff., 
wo    auch    die    Texte    aller    weiteren    bis    zum    Jahre    1111),    zeitlich    unbeschränkt 
sein.     Uebcr    Hurgund    ins    deutsche    Reich    sich    verbreitend    wurden    die    Bestim- 
mungen  auf  den   römischen    Lateransvnoden   von    1123,    1139    und    1179    als    ver- 
bindlich für  die  g««amte  Cbristenheit  erklärt.    Die  treugae  Dei  befriedeten  nicht  nur 
(vric    auf  ihnen   ftusend    die  Landfrieden)    die  Geistlichen,    Kirchen    und   Kirchhöfe, 
!•  rn    sie  verboten   auch    das  Tragen  der  Waffen,   ausser  bei  Reichskriegen  und 
Verfolgung  handhafter  Verbrecher,  und  jegliche  Gewalttat  an  den  sog.  gebundenen 
I  i.'i'ti.     Als    solche  bezeichneten    die  Concile    von  1139  und  1179  (vgl.  c.  1  X.   de 
tr<u);^a   et   pace    1,  34)    die   Zeit    von   Mittwoch   Abend    bis   Montag  Morgen  jeder 
Woche,  ausserdem  die  Zeit  vom  ersten  Adventssonntag  bis  zum  ersten  Sonntag  nach 
Ostern.     Für  den  Bruch  des  Gottesfrieden«  wurden  kirchliche  Strafen  angedroht,  so 
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des  dreizehnten  Jahrhunderts  verlangten,  entsprechend  einer  Zusage 
Friedrichs  II.  vom  Jahre  1220,  dass  hartnäckiger  Widerstand  gegen 
den  Kirchenbann  die  Keichsacht  nach  «ich  z«>ge,  während  eine  Reichs- 
sentenz von  1287  verfügte,  auf  die  Reichsacht  solle  nach  Jahr  und 
Tag  die  Exkommunikation  folgen ').  Die  Herrscher  haben  femer  die 
kirchlichen  Einzelanstalten  mit  Gnmdbesitz  als  ihrer  wirtschaftlich 
nötigen  Ausrüstung  zu  versehen,  mit  Privilegien  als  den  Verbriefungen, 
die  ihre  Rechtsstellung  auszeichnen  und  als  eine  besondere  erscheinen 
lassen  sollen.  Die  Einleitungen  ihrer  Urkunden  enthalten,  so  oft  sie 
gleich  formelhaft  wiederholt  wurden  und  wie  sehr  ihre  Abhängigkeit 
von  älteren  Mustern  bemerkbar  ist,  ein  System  gleichsam  der  mittel- 
alterlichen Anschauung  von  dieser  Pflicht  des  Reichsoberhauptes  zur 
„Milde",  und  nicht  nur  ein  Dichter  wie  Walther  von  der  Vogelweide 
gemahnte  den  Kaiser  daran,  dass  seine  Hand  dem  Siebe  gleichen 
müsse.  Otto  U.  z.  B.  begründete  989  eine  Urkunde  für  Speyer  mit 
der  Hoffnung,  dass  königliche  und  kaiserliche  Freigebigkeit  gegen  die 
Kirchen  Gottes  das  Reich  fordern,  ihm  irdischen  und  himnilischen 
Lohn  zusichern  werde.  Heinrich  H.  bekundete  1016,  dass  die  göttliche 
Gnade  ihn  zur  Kaiser\siirdc  berufen  habe,  damit  er  mit  reichen 
Spenden  Sorge  trage  für  die  ihm  unterworfenen  Völker,  zumeist  aber 
fUr  die  Priester  Christi  und  die  kirchlichen  Gemeinschaften,  deren 
Gebet  ihm  zeitliche  und  ewige  Glückseligkeit  gewährleiste»).  Pa- 
schalis H.  (1099 — 1118)  gab  zu,  dass  Heinrichs  V.  Vorfahren  die 
Kirchen  ihres  Reiches  mit  so  bedeutenden  Rechten  ausgestattet  hätten, 
dass  vor  allem  auf  den  Bischöfen  und  Aebten  als  seinen  Stützen  das 
Reich  beruhe. 

Dem  Papst,  dem  Oberhaupt  der  Kirche,  schuldet  der  Kaiser 
vorzügliche  Ehrfurcht  Bei  feierlichen  Anlässen  und  Begegnungen  führt 
er  wohl  das  Pferd  des  Papstes  eine  Strecke  weit  am  Zügel  (officium 
atratoris)   und  hält   dem  Papste   beim  Auf-  und  Absteigen  den  Bügel 

I.  B.  die  Exkommonikation ;  nnderwHrts  wird  bestimmt,  daas  friedestürende  Geistliehe 
mit  Absetzung,  Snflpension,  Fasten  und  körperlichen  Züchtigungen  zu  bestrafen 
seien  (MG.  Coiut,  I,  606  c.  17  -  8.  608  c.  18  aus  den  Jahren  1083  und  \^T,\  ^.g\. 
aaeh  Bachaenapieeel  Ldr.  IL  66,  daxn  den  sXcIisixchon  I^andfrieden  Heii  I  ) 

Ton  1221    oder  1223,   MG.  Const.  II,  H94.     Im   Allgemcinon    vgl.   R.   S(  K, 

Lehrbach  der  deutschen  Rechtsgeschichtc  *  8.  661  iT. 

')  Im  Jahre  1418  wurde  im  Reichsgericht  verhandelt  über  Hemog  Friedrich 
TOB  Oeaterreich,  der  vom  Konstanser  Concil  gebannt,  exkommunieiert  and  aller 
Lehen«  die  er  von  Kirchen,  vom  Reiche  oder  von  weltlichen  Herren  gehabt  habe» 
verlostlg  erklXit  worden  sei  und  alle  seine  iJlnder  dem  König  xu  freier  VerfOgung 
Übergeben  habe.  Im  Jahre  1433  erklXrte  Sigmund,  da  Hentog  Ludwig  von  Bajem- 
IngoTstadt  vom  Itasler  Concil  gebannt  und  vom  westfHlischen  Femgericht  gelehtei 
und  aller  I^hon  und  Würden  verlustig  crklilrt  worden  sei,  so  entliehe  er  Ihm  Iwioe 
Ueiehslehen,  weil  er  der  Kirche,  deren  oberster  Vogt,  und  den  Gerichten,  deren 
ob«r«tor  Richter  er  sei,  HUlfo  leisten  milsse  (FRANKLIN  8.  34  nnd  16). 

■)  MG.  Dipl.  II,  326.  III.  460;  vgl.  auch  die  Arenga  der  Urkunde  Lothan  IIL 
von  1126(11.  liUKHHLAU.  Diplomata  centom.  Berolini  1872.  8.  116);  s.  oben  8. 162 
Ann.  S.     *   ••  '    ^    -•     >  -  ^ind  u.  a.  In  den  Formuktt  imtptriatm  ans  der  Zeit  f  - ' 
wfft  den  .t,  X.  B.  n.  18  und  28.  MO.  Formolae  8M.  306. 

41«  Anrt).  ...uilen  vgl.  K.  LAMPRECHT,  DeatMdieaWIrtMshaflal«... ..  . 
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strepae),  wozu  Friedrich  1.  1155  sich  erst  verstehen  wollte, 
1  IT  darüber  belehrt  war,  dass  es  auch  früher  so  gehalten  worden 
sei.  Der  Kaiser  wirft,  ehe  er  sich  dem  Papste  nähert,  seinen  Mantel 
ab,  kniet  zu  Boden  nieder,  küsst  die  Füsse  des  Papstes  und  erhält 
erst  dann  den  päpstlichen  Friedenskuss  und  Segen,  so  Friedrich  I. 
1177  in  Venedig.  Seit  der  zweiten  Hälfte  vielleicht  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  wurden  die  Schreiben  von  Kaisern  an  die  Päpste  mit 
der  demütigen  Formel:  Devota  pedum  oscula  beatorum  eingeleitet'). 
In  Briefen  und  Schriftstücken  zwischen  Kaiser  und  Papst  wird  eine 
strenge  Etikette  gewahrt.  Der  Name  des  Papstes  geht  voran,  der  des 
Kaisers  folgt;  der  für  den  Angeredeten  vom  Schreibenden  oder  von 
diesem  tiir  sich  selbst  angewandte  Numerus  wechselt,  ebenso  die  Um- 
schreibung der  angeredeten,  später  auch  der  schreibenden  Person 
(paternitas,  sanctitas  —  excellentia,  serenttas,  maiestas).  Die  Anrede 
und  femer  die  Bezeichnung:  dilectus  fiUus  (carissimus,  dilectisaimus  in 
Christo  ßlius)  kamen  dem  Kaiser  nur  zu,  erfiillte  er  seine  Pflicht  gegen 
die  Kirche,  während  für  ihn  selbst  der  Papst  der  sanctissimus  in 
Christo  pater  et  domimts  war.  Oft  erwähnt  ist  der  Streit  Fried- 
richs I.  mit  Hadrian  IV.  (1151 — 1159):  der  Kaiser  befahl  seinem 
Notar,  in  Schreiben  an  den  Papst  den  kaiserlichen  Namen  an  die 
erste,  den  des  Papstes  an  die  zweite  Stelle  zu  rücken,  den  Papst 
in  der  Einzahl  anzusprechen;  dieser  Gebrauch  sei  vor  Zeiten  in 
Uebung  gewesen  —  tatsächlich  war  er  es  unter  Karl  dem  Grossen, 
an  dessen  Vorbild  sich  auch  hier  Friedrich  hielt  — ,  dann  sei  er  in 
Abgang  gekommen;  entweder  müsse  der  Papst  der  alten  Gewohnheit 
sich  fügen  oder  der  Kaiser  das  Beispiel  seiner  Vorgänger  befolgen  -). 
Alle  Pflichten  des  Kaisers  gegenüber  dem  Papste,  auch  die  der 
Etikette,  fasste  der  Ausdruck  oboedientia  zusammen,  zu  deren  Erftillung 
sich  die  deutschen  Könige  seit  Rudolf  von  Rheinfelden  (1077 — 1080) 
in  ihren  Wahlanzeigen  an  den  Papst  bereit  erklärten,  um  damit,  seit 
der  Wahl  Ottos  IV.  1198,  vielfach  die  Bitte  um  Bestätigimg  der  Wahl 

')  TgL  s.  B.  die  Eingänge  folgender  Briefe:  (1376)  Sam^anmo  in  Chritto  ptUri 
et  dammo  noalro  rmarendimimo  domino  Cfregorio  digna  Dei  provideneia  muromnete  Botname 
ae  mmi»ermHi  eedeme  mtmmo  pomtißei  Karobu  quartu*  divina  favente  dementia  Bomanonim 
imperator  mmper  aiyurtu»  tX  Boätüe  rex  devota  pedum  otcula  beatorum ;  (1376)  Sanetu- 
aimo  .  .  .  ptmtißei  Weiueilau»  m  regem  Bomanorum  Dei  gratia  electiu  temper  augxutu»  et 
re*  Boemie  cum  reverenda  dtibita  devota  pedum  o9eula  beatorum ;  (1401  von  Rnprecht) 
(\am  obedieneia  ßUaU  devota  pedum  oteula  beatorum,  beatiuime  pater  et  domine  predpue; 
(Deutsche  Reichstagsakten  I,  124. 117.  IT,  33),  dasn  («.  a.  O.  I,  120) :  (1376)  Sanetitnmo 
in  Cnritto  patri  meo  et  domino  meo  metuendistimo  domino  Oregorio  digna  Dei  provideneia 
taeroemmet»  «te  mmvermlit  eecievie  tummo  pontißei  Dei  ae  vettre  »anetitati$  humiüima  et  devota 
eremtmra  Lttdomieu»,  orekmpiaeopu»  eedeaie  vettre  Magumtiinenait,  muri  Bomani  iwyterü  per 
Oermmriam  wrddeimeeUariu»  et  eiusdem  imperii  prineept  eleetor,  devota  pedum  oteuia  beatorum- 
Die  Samma  de  arte  prosandi  Konrads  von  Mure,  1275  aaf  1276  verfasst,  schreibt  Tor: 
Pape  .  .  .  iUi,  quo*  fi&o»  appellat,  cum  magna  humilitate  oferunt  devota  pedum  oteula  beatorum 
(Quellen  und  Erörterungen  cur  bayrischen  und  deutschen  Geschichte  IX,  München  1868, 
8.  454;  rgl.  auch  a.  a.  O.  S.  732.  845).  Zuerst  findet  sich  die  Formel  (Devota  oder 
dfvotimma  pedum  oteula  beatorum)  in  den  Schreiben  Rudolfs  von  Habsbnrg  an  den 
Paprt  1273  ff.,  MG.  Const.  III,  23.  32.  (42).  63.  87.  177. 

')Rahewin,Ge8taFridericiIVc.21f.ed.WAITZ»8.209ff.,daxuvgl.W.MICHAEL, 
Die  Formen  des  unmittelbaren  Verkehrs  8.  78  ff. 
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durch  den  Papst  und  um  spätere  Krönung  des  Gewählten  zum  Kaiser 
zu  verbinden.  Als  Heinrich  IV.  im  Jahre  1076  den  Spruch  Gregors  VII. 
verhindeni  wollte,  versprach  er  dem  apostolischen  Stuhle  und  dem 
Papst  in  allen  Dingen  den  schuldigen  Gehorsam  und  für  jegliche  Beein- 
trächtigung Genugtuung  zu  leisten.  Friedrich  I.  gelobte  auf  dem  Würz- 
burger Reichstag  (1165)  Alexander  III.  (1159 — 1181)  nicht  anzuerkennen, 
sondern  Zeit  seines  Lebens  dem  Gegenpapst  Paschalis  (1164 — 1168) 
Gehorsam,  Ehre  und  Ehrerbietung,  bis  er  im  Frieden  von  Venedig 
(1177)  dem  vordem  bekämpften  Papst  durch  den  Eid  seiner  Getreuen 
den  schuldigen  Gehorsam  und  die  Liebe  des  Sohnes  zusicherte.  In 
der  Periode  der  Reforraconcilien  war  die  Frage  der  Oboedienz  der 
Herrscher  um  so  wichtiger,  als  ihre  Erklärung  zu  Gunsten  eine» 
Papstes  diesem  die  Anhängerschaft  zugleich  der  Reichsfiirsten  in 
Aussieht  stellte,  sobald  es  gelang,  auch  den  Reichstag  für  die  Politik 
des  Rcichsoberhaupts  zu  gewinnen.  Ans  dieser  Oboedienz  folgte  die 
Beschirmung  des  päpstlichen  Besitzes,  vorzüglich  also  des  Kirchen- 
staates. Otto  I.  (962)  und  Heinrich  H.  (1020)  haben  darüber  mit 
den  Päpsten   ähnliche  pacta   vereinbart  wie   ihre  karolingischen  Vor- 

? länger.  Otto  I.  befreite  durch  die  Gefangennalmie  Bcrengars  von 
vrea  (f  966)  das  Papsttum  von  der  Gefahr  eines  das  Patrimonium  Petri 
bedrohenden,  selbständigen  italienischen  Staates.  Friedrich  I.  zögerte 
nicht,  dem  päpstlichen  Legaten  zur  Bezeugung  guten  Willens  Arnold 
von  Brescia  auszuliefern.  Die  bereits  erwähnten  Zusicherungen  der 
Kaiser  vor  ihrer  Krönung  gipfelten  in  der  Bürgschaft  fiir  das  Fort- 
bestehen der  päpstlichen  Herrschaft  in  Italien,  ihrer  Hoheit  über  andere 
Staaten ').  Das  Papsttum  andereri^eits  nahm  Güter  und  Rechte  des 
Reiches  fiir  sich  in  Anspnich.  Der  langjährige  Streit  um  die  Erbschaft 
der  Gräfin  Mathilde  von  Tuscien  (f  1115)  endete  mit  ihrer  Abtretung 
an  Imiocenz  III.  durch  die  Egerer  Goldbulle  Friedrichs  II.  von  1213. 
Johann  XXII.  ernannte  nach  dem  Vorbild  von  AlexanderlV.  (1254—1261) 
und  Clemens  IV.  (1265  — 1268)  für  Italien  Reichsverweser,  bezeichnete 
sich  selbst  als  den  Inhaber  des  irdischen  und  himmlischen  Imperium, 
das  Gott  selbst  ihm  in  der  Person  des  hl.  Petrus  verliehen  habe, 
und  forderte  alle  Reichsbeamten  in  Italien,  deren  Würde  nicht  vom 
apostolischen  Stuhl  bestätigt  sei,  bei  Strafe  der  Exkommmiikation  zur 
Niederlegung  ihrer  Aemter  auf.  Der  Kreis  von  Anschauungen,  die 
den  Eid  des  Kaisers  als  Lehnseid*),  das  Kaisertum  als  Lehen  des 
apostolischen  Stuhles  verstanden,   war  damit  geschlossen:   der  Papst 

')  \g\.  oben  8.  IM  Anm.  1. 

^  Vfl.  oben  8.  154  Anm.  1.  H.  156  Anm.  1,  duu  den  Eingang  de«  «ehon  luige- 
ftUurt«n  e.  an.  in  Clem.  de  iureiorando  9,  9:  Jiomemi  pnneipt$,  oriMoaeat  ßdei  pro/enorvi, 
merümmtlßm  Bomtmam  «eelmiam,  cmmm  oaput  ett  CkrUhu  rtdemptor  norter,  oe  Homtanym 
fim^^Mm,  titmkm  nin^ptori»  viomimm,  /rvor«  >dm  e<  elarae  dentiomt  pnm^ftUmdim  cen»- 

WMMMMOt    MMIMII    (MflnONMI,    ePIIM0nM0IMM    9t    tUtptTtt    CtHTOHtUa   ttOO^fittlttf    MM 

Mfitm  neu  i'niiilii  mif  mügmm  MfM  iiii  H  etdem  «eelmtm,  qm»  m  Ormtek 

,      ftamiiiWf  tu  Om%mm  H  m  fm  mi  eeHo$  «orum  prme^  m$  tt ^utmtat  tügmü 

fff»  **  *?^!'**'y?  ^^'*'*<'fc''"  praimmubtm  ptrtemtt  mitb^ii^fmu  winrnto  mrmmmti,wrmU 
Ami  MW  tttenrntionU  aMliyiiar.  temponttu  mot>uaimui  imeMloe,  fwi/onwa  mmmenti  Htm»- 
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erschien  als  der  geborene  Verweser  des  Reiches,  wenn  dieses  zeitweise 
eines  Kaisers  ab  des  Lehensträgers  darbte*). 

Der  Rechte  des  Kaisers  waren  nur  noch  wenige,  nachdem  das 
Papstwahldokret  Nicolaus'  II.  (1058 — 1061)  vom  Jahre  1059  und  seine  Er- 
gänzung durch  Alexander  III.,  vermittels  der  Beschlüsse  der  dritten  römi- 
schen Lateransynode  im  Jahre  1179,  die  immer  selbständiger  werdende 
Gesetzgebung  der  Päpste  die  Stellung  des  Kaisertums  zur  Kirche  und 
zum  Papsttum  erschüttert  hatten.  Otto  I.  wie  sein  Enkel  und  Heinrich  III. 
hatten  noch  Päpste  eingesetzt  oder  doch  ihre  Wahl  herbeigeführt, 
Otto  I.  und  Heinrich  III.,  was  selbst  Karl  der  Grosse  nicht  getan 
hatte,  Päpste  abgesetzt.  Nur  fiir  die  Zeit  von  962  bis  1056  waren 
Bezeichnungen  wie  „Statthalter  Christi"  und  „Leiter  der  Kirche  Gottes" 
zutreffend,  die  Konrad  U.  und  Heinrich  HI.  beigelegt  wurden.  Hein- 
richs IV.  Versuch,  Gregor  VII.  abzusetzen,  musste  scheitern ;  die  von 
ihm  und  seinen  Nachfolgern  Heinrich  V.,  Friedrich  I.  und  Ludwig 
dem  Bayern  eingesetzten  Gegenpäpste  darbten  der  allgemeinen  An- 
erkennung. Die  Papstwahl  wurde  zu  einem  innerkirchlichen  Akt, 
auf  den  der  Kaiser  keinen  rechtlichen  Einfluss  zu  üben  vermochte. 
Beim  Tode  Gregors  IX.  (1227—1241)  konnte  Friedrich  IL  nur  ver- 
sichern, wenn  die  Karche  ein  Oberhaupt  erhalte,  das  den  Hass  xmd 
die  Missetaten  des  Vorgängers  gegen  ihn  nicht  fortsetze,  so  werde  es 
sein  eifrigstes  Bestreben  sein,  ihm,  dem  katholischen  Glauben  und  der 
kirchlichen  Freiheit  auf  alle  Weise  Beistand  zu  leisten.  In  der  Zeit 
der  Refomiconcilien  endlich  ist  der  Gedanke  aufgetaucht,  dass  zur 
Hebung  des  Schismas  der  Kaiser  eine  allgemeine  Kirchenversammlung 
berufen  solle;  er  handhabe  damit  ein  ins  vrimitiium,  das  von  Konstantin 
dem  Grossen,  Justinian  und  Karl  dem  Grossen  geübt  worden  -),  dann 
aber  auf  die  Päpste,   im  Falle   einer  Doppelwahl  auf  die   Kardinäle 

aMMÜ  $aeru  mterta  ottnonUnu  mam/atant;  die  officielle  rubrica  des  DecreUlistea  Johanne« 
Andre»«  (f  1348)  lautet:  JHraatenta,  guae  Bomanae  eeelenae praetümt  Bomam prüieipe», 
ßde&tatia  exnftunt. 

')  Ueber  den  Plan  Nicolans'  III.  (1277—1280)  einer  Vierteiinng  des  Reichs  — 
Deutschland  sollte  den  Habsburgem  als  Erbreich  verbleiben,  ein  Königreich  Arelat 
Karl  von  Anjou  (f  1286)  für  den  Verzicht  auf  seine  Stellung  in  Mittel-  und  Ober- 
italien belohnen,  aus  der  Lombardei  und  Tnscien  zwei  von  Deutschland  unabhängige 
Keiche  geschaffen  werden  (Tolonieo  von  Lucca,  Historia  ecciesiastica  Hb.  XXIII 
v.U;  31 UK ATORI,  88.  rer,  Italicarum  XI,  1183)  —  vgl.  BÖHMER -REDLICH, 
Kcpesta  imperii  VI  n.  1156  a.  A.  BUSSON,  Sitzungsberichte  der  Wiener  Akademie, 
philos. .  bist.  Classe  LXXXVIII  (1878),  S.  636  ff.  O.  REDLICH,  Rudolf  von  Ilabs- 
burg  (Innsbruck  1903),  8.  417  ff.  F.  J.  VÖLLER,  Historisches  Jahrbuch  XXV  (1904), 
8.  62 ff.  Gegen  den  Plan  richtete  sich  die  Schrift  des  Jordanus  von  Osnabrück; 
vgl.  das  Citat  oben  8.  145  Anm.  2  mit  der  Betonung  der  vier  Sitze  des  Reichs- 
l'eber  Ältere  ähnliche  Pläne  vgl.  C.  RODENBERG,  Mitteilungen  des  Insütuts  für 
österreichische  Geschichtsforschung  XVI  (1895),  8.  1  ff.  F.  WILHELM ,  ebenda 
Ergänzungsband  VII  (1904).  8.  1  ff. 

*)  Vgl.  auch  die  Erklärung  Friedrichs  I.  «of  dem  von  ihm  veranatalteten 
Concil  von  Pavia  im  Jahre  llflO:  Qtummt  noveHm  o/ßeio  ae  digmtate  mperü  jwnes 
nm  ete  pote$iaitm  eonjfregandorum  eoneitioruwi,  yttaertim  in  tanfit  aeedenae  perkuiU  — 
koe  «NM»  et  CbmtalUiNW  et  T%eodo$ku  memm  Autimimmu  «m  reemÜorU  wmmoriat  Xmrobu 
Migmt$  et  Otio  h^permk>n$  fmmt  memormmtur  —  mmelorilttkm  Immen  dornend»  kuim 
fhoaeimi  et  nmmi  negotii  veetrm  prmdentime  vettraefne  potetlati  eommim.  Dem  enm  «on- 
atituü  nw  meerdofte»  et  poteattkm  vM»  dedit  de  nMt  qnoqm  imdiimndi     Et  qnin  m  hi$, 
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flber^gangen  sei;  Uneinigkeit  unter  den  Kardinälen  lasse  das  nr- 
sprünguche  Recht  des  Kaisers  wieder  aufleben,  ermächtige  ihn  als 
den  verpflichteten  Schirmvogt  der  Kirche  zur  Veranstaltung  des  all- 
gemeinen Concils.  Sigmund  nat  in  der  Tat  die  Schreiben  zum  Besuche 
der  Kirchenversammlung  ergehen  lassen,  nachdem  er  als  Ort  des  Concils 
die  Bodenseestadt  Konstanz  gewählt  hatte;  die  Einberufung  des  Basler 
Concils  musste  Martin  V.  (1417 — 1431)  abgerungen  werden,  Eugen  IV. 
(1431 — 1447)  hat  es  verlegt  wie  geschlossen.  So  wichtig  für  beide 
Versammlungen  die  Stellungnahme  des  Kaisers  war,  sie  gewährte 
der  kaiserliclien  Würde  keine  Rechte  in  der  Kirche,  gegenüber  dem 
Papsttum.  Die  advocatta  ecclesiae,  die  zu  betonen  Friedrich  III.  bei 
seinen  häufigen  Verhandlungen  mit  dem  deutschen  Reichstage  über 
die  Türkenhülfe  nicht  unterliess  *),  war  ein  Vorwand  für  seine  Forde- 
rungen: der  Befugnisse  entkleidet  wurde  sie  vorgeschoben,  gleichwie 
der  Ruf  nach  einem  Concil  stets  aufs  Neue  von  der  weltlichen 
Diplomatie  im  Kampf  mit  der  römischen  Kurie  erhoben  werden  mochte. 
Es  fragt  sich,  welclie  Gewalt  der  Grundlage  der  kaiserlichen 
AN'ürde,  dem  deutschen  Königtum,  gegenüber  der  auf  deutschem  Boden 
erwachsenen  Kirche  zustand. 


§  32.    Königtum  und  Reichskierus. 

Vgl.  die  Litteratur  in  g  81,  auuordem :  8T.  BEI.S8KL,  Zeitschrift  des  ▲aehenw 
OeacbicbtavereinB  IX  (1887),  8.  Uff.  II.  HKESSLAU,  Handbuch  der  Urkanden- 
lehre  I  (Leipxig  1880),  8.  296  ff.  P.  HINSCHIIIS,  Kirchenrecht  II,  8.  630  ff. 
J.J.  M08EK,  Tcutxchca  »taaturecht  III  (Krankfurt  und  Ix>ipxig  1740),  8.  32«  ff. 
415  ff.  O.  SEELIGKK.  Enkanxler  und  Reichskanzleien  (Innsbruck  1880),  8.  11  ff. 
C.  VARKENTKAPP,  Erxbischof  Christian  von  Mains  (f  1183),  Beriin  1867,  8.  106  ff. 

Die  gewohnheitsmässige  Verbindung  des  römischen  Kaisertums 
mit  dem  deutschen  Königtum  hat  auf  dieses  um  so  mehr  einwirken 
müssen,  je  weniger  jenes  den  Tendenzen  des  Papsttums  Widerstand 
leisten  konnte.  Solange  der  Kaiser  noch  Herr  der  Päpste  war,  die 
ihm  ihre  kirchliche  Würde  verdankten,  war  das  Königtum  zugleich 
Gebieter  der  Kirche  auf  deutschem  Boden ;  die  Römerzüge  der  Ottonen 
und  der  beiden  ersten  Salier  waren  zugleich  Mittel,  die  Hoheit  des 
deutschen  Staates  über  die  Geistlichkeit  in  ihm  zu  festigen.  Sobald 
jedoch  der  Kaiser  sich  dem  Papsttum  unterordnen  musste,  wurde  das 
Verhältnis  zwischen  Königtum  und  Klerus  —  zunächst  dem  höheren, 


««MM  ad  . 


ad  Daum  ttmtf  mm  tat  nottrum  d»  vobis  ÜMÜcart,   talm  vo$  tt  taiitmr  in  Kac  oomm 
MUT  kfabart  ln«nii>iiii  mMua  Dei  da  «o6m  txßtulmtm  itttKmm ;  Rahewin,  OwU  Pri- 
dariel  IV  e.  74  ed.  WAITZ'  H.  S54,  daaa  die  AktenatBeke  MO.  Conat.  I,  851  A 

')  Im  Jahre  1471  a.  B.  befriindet  Friedrieh  III.  den  Landfrieden  «ad  dn 
Ansehla|  fefen  die  Türken  mit  der  Pflieht,  «e  imt  «Mci  ly»  jtdtr  erisHaaMiiseU  m 
dtm  kmtigm  mmmmt  dm  dm^t  mtr  reWm^e  timt  ndtmwitltm  gtikmm  hmit,  mtd  dmrtm 
...  wir  «It  romituhu  kmfm  mmd  tUntm  «m^  md  UtMrwm  dm  mittti^mtbtiu  mtd 
«fttii  «M  Samt  mnMmt  mm  (KOCH'aehe  Sammlonf  der  Keicbsabechiede  I,  »Vanekfert 
an  Maja  1747,  8.  »7,  ikaUeh  8.  M9  a.  J.  1471.  8.  961  a.  J.  1474). 
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«uf  diesem  Wege  aber  auch  dem  niederen  —  ein  anderes.  Erz- 
bischöfe, Bischöfe,  Achte  und  Aebtissinncn  der  königlichen  Klöster, 
bislang  die   Beamten   des   Königs  neben   den   weltlichen,    Moirden  zu 

geistlichen  Reichsfiirsten,  deren  Territorien  wie  die  ihrer  weltlichen 
enoBsen  durch  den  Lehnsverband  mit  dem  Reiche  verknüpft  waren. 
Der  geistliche  und  weltliche  Reichsfärstenstand  wurde  gekräftigt  durch 
Zugeständnisse,  durch  die  das  Königtum  die  Durchführung  seiner 
imperialen  Pläne  möglich  zu  machen  suchte,  und  bald  stark  genug, 
ein  Ktiuigtum  zu  verhindern,  das  mittels  eigenen  Rechts  und  eigener 
Kraft  die  Einheit  des  Staates  hätte  verkörpern  können.  Gefiirdert 
wurde  diese  Entwicklung  durch  die  Reichsverfassung.  An  die  Stelle 
des  alten  allgemeinen  Untertanenverbandes  trat  der  Reichslehnsverband 
mit  seiner  Stufenfolge  von  Abhängigkeitsverhältnissen.  Das  Regiment 
der  Könige  war  persönlich.  Es  fehlte  an  dauernd  festgehaltenen 
Normen  des  Staatsrechts.  Zahlreiche  Privilegien  schufen  ebensoviole 
Ausnahmen.  Die  Gesetzgebung  griff  stets  nur  mit  halben  Massregeln 
durch.  Langsam  ward  der  Unterschied  zwischen  öffentlichem  imd 
privatem  Recht  erfasst,  hörte  die  patrimoniale  Behandlungsart  von 
Hoheitsrechten  auf.  Auf  der  anderen  Seite  stand  eine  kirchliche  Or- 
ganisation, die  mit  bewusster  Folgerichtigkeit  immer  weitere  Lebens- 
gebiete umfasste,  für  jeden  neuen  Zweck  neue  Institute  zu  schaffen 
wusste,  ohne  dass  ihre  Zahl  und  die  Mannigfaltigkeit  ihrer  Aufgaben 
die  Einheit  der  kirchUchen  Ordnung  gelockert  hätte.  Eng  imd  enger 
wurden  alle  Elemente  kirchlicher  Verfassung  mit  der  Centralgewalt 
der  allgemeinen  Kirche,  dem  Papsttum,  verbunden,  Ueber  jedem 
Geistlichen  stand  ein  unpersönHches  Rechtssystem.  Die  fortdauernde 
Beschäftigung  mit  den  kirchenrechtlichen  Satzungen  alter  und  neuer 
Zeit  schuf  ein  logisch  in  sich  geschlossenes  Gesetzbuch,  in  dem  jed- 
weder Kleriker  das  Mass  seiner  Pflichten  und  seiner  Berechtigungen 
wie  Anspriiche  festgelegt  fand.  Alles  in  Allem,  das  Kaisertum  wurde 
zu  einer  Einrichtung  des  kirchlichen  Amtsrechts,  das  Königtum  blieb 
zwar  eine  weltliche  Obrigkeit,  aber  es  konnte  niemals  der  Heiligung 
durch  die  Kirche,  später  gar  der  Anerkennung  durch  sie  entraten. 
Indem  es  der  Unterstützung  durch  kirchliche  Organe  sich  bediente, 
ging  auf  diese  ein  grosser  Teil  seiner  Hoheitsbefugnisse  über. 

Das  Königtum  beruhte,  wie  bereits  erwähnt  *),  bis  gegen  Ende 
des  zwölften  Jahrhunderts  auf  einer  Verbindung  von  Erblichkeit  und 
Wahl,  seitdem  auf  der  Wahl  allein,  die  zu  vollziehen  ausschliessliches 
Recht  der  Kurfürsten  wurde,  dem  Papst  zugleich  Gelegenheit  gab, 
in  die  Wahl  sich  einzumischen,  sich  die  Beftignis  der  Prüfung,  der 
Bestätigung  oder  Vens'crfung  beizulegen.  Früher  aber  und  später 
war  die  Krönung  des  neuen  Königs  erforderlich.  Seit  dem  zehnten 
Jahrhundert  haben  allein  Heinrich  I.  (918 — 936)  und  Albrecht  U. 
(1438 — 1439)  darauf  verzichtet.  Bei  Doppelwahlen  wie  denen  der 
Jahre  1198  und  1314  wurde  sie  als  mehr  oder  weniger  ausschlag- 
gebend  angesehen.    Im  Notfall,   wie    bei    Heinrich  U.    (1002—1024), 

•)  Vgl.  oben  S.  156  ff 
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ersetzte  sie  die  allgemeine  Wahl.  Der  Ort  der  Krönung  hat  vielfach 
gewechselt  Konrad  II.  (1024 — 1039)  wurde  in  Mainz  gekrönt,  die 
grosse  Melirzahl  aller  Könige  in  der  Marienkirche  zu  Aachen.  Für 
den  Tag  der  Krönung  fehlte  es  an  einer  Bestimmung;  häufig  veriegte 
man  sie  auf  einen  Sonntag  oder  kirchlichen  Festtag.  Die  Krönung 
selbst  war  eine  kirchliche  Handlung,  vollzogen  mit  feierlichem  Gepränge 
und  im  Rahmen  eines  liturgisch  geordneten  Kultaktcs.  Sie  vorzu- 
nehmen war  ursprünglich  das  Recht  des  Erzbischofs  von  Mainz,  aber 
auch  der  Kölner  und  Trierer  beanspruchten  es,  jener  weil  Aachen 
zum  Sprengel  seines  Frzbistums  gehöre,  dieser  weil  seine  Kirche,  ge- 
gründet von  unmittelbaren  Schülern  des  hl.  Petrus,  die  älteste  aller 
deutschen  Kirchen  sei.  Bis  ins  elfte  Jahrhundert  hinein  hat  zumeist 
der  Erzbischof  von  Mainz  die  Krönung  vollzogen,  seit  der  zweiten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  trat  mehr  und  mehr  der  KöLier  an  seine 
Stelle.  Papst  Leo  IX.  (1048—1054)  erklärte,  dass  er  innerhalb 
seiner  Diözese  zur  Krönung  berechtigt  sei.  Friedrich  I.  erkannte  dif 
unc^o  regalta  als  Vorrecht  des  Kölners  *)  an.  In  seiner  Decrotalc 
Venerabüem  vom  Jahre  1202  vergass  Innocenz  IH.  (1198 — 1216)  nicht 
zu  bemerken,  dass  der  König  Otto  IV.  an  gehöriger  Stätte,  also  ii: 
Aachen,  und  vom  gehörigen  Erzbischof,  nämlich  dem  Kölner,  Krone 
und  Salbung  empfangen  habe,  Herzog  Philipp  von  Schwaben  aber 
weder  am  richtigen  Orte,  in  Mainz,  noch  vom  richtigen  Erzbischof, 
dem  von  Tarantaisc,  gekrönt  und  gesalbt  worden  sei,  während  der 
Dichter  ihn  feierte  als  den  Inhaber  der  rechtmässigen  Krone  mit  dem 
„Waisen**.  Sowohl  Ludwig  der  Bayer  als  auch  Friedrich  der  Schöno 
behaupteten  zu  Recht  König  zu  sein,  jener  weil  gekrönt  in  Aachci 
und  damit  an  richtiger  Stätte,  freilich  vom  Erzbischof  von  Mainz, 
dieser  weil  gekrönt  vom  Erzbischof  von  Köln  und  so  von  richtiger 
Hand,  allerdings  in  Bonn. 

Das  Ceremoniell  der  Krönungen  wird  durch  Berichte,  bildliche 
Darstellungen  und  formelhafte  Aufzeichnungen  (ordines  coronationia) 
veranschaulicht.  Nur  Einzelheiten  mögen  auch  hier  erwähnt  worden : 
der  Empfang  des  Königs  durch  die  Geistlichkeit,  die  ihn  in  die  Kirche 
geleitet»);  sein  Versprechen,  den  rechten  Glauben  zu  wahren  und 
durch  die  Tat  ru  erweisen,    die   Kirclio  und  ihro  Dienor  zu  schützen 


')  Ueber  «Im  angebliche  Recht  de«  Abte«  von  Inden  (CornelimünAtor),  an 
Stelle  dea  Enbwchofs  von  Köln  den  Künig  xu  weihen,  salben  und  krön«>ii,  \^\. 
Johann  von  Victring,  Liber  ccrtanun  hiatoriaritim  III  c.  8;  BÖHMKK,  Fontpa  rvr. 
Germ.  I,  889.    A.  WERMINGHOFK,  Nene«  Archiv  XXVI  (1901),  8.  83  f. 

*)  Ueber  den  feierlichen  Kntpfang  oincs  Königs  in  einer  Htadt  dnrch  der<>ii 
Klerus  und  I^enschnft  vgl.  (J.  WAITZ,  Vcrfassungsgesehichte  VI»,  8.  810  ff.,  fnr 
die  splterc  Zeit  vgl.  die  Hihildcmngcn  der  ViU  Lndorid  IV.  s.  J.  182S,  des  J.  Lat 

mo«.  Act«  vetuatiora  in  civiute  Fraucoftirtena!  s.  J.  1349,  Magdeburfer  8ch-; 

ehronlk  s.  J.  1877,  Chronik  des  Dietrich  Westhoff  s.  J.  1377,  Tlman  Stromer.  1 
von  mtlm  feeleeht  n.  s.  w.  s.  J.  1401,   MUmberger  Au£ieichnunf«a  «.   J    : 
BÖHMER.  FoBtM  rer.  Oenn.  1. 16ft.  IV.  il3f.  Deatwihe  Stldteeknwlk»  VII,  J7j 
XX.  299  ff.  1,63.  XI,  518  ff.   —  Ueber  Gebet«  ffir  den  KSnIf  b«i  dessen  TeilD.^l.i. 
u^aer  kirchlichen  Venuunmhing  oder  Anwesenheit  in  einer  Ktrehe  vgl.  G.  WAIT/ 
fWnehi  der  deutschen  Könige-  and  der  rSniechen  Kaieerkr4(aaiif  S.  WO  ff. 
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und  zu  verteidigen,  das  von  Gott  ihm  übertragene  Reich  nach  dem 
Recht  der  Väter  zu  ver\\'alten  und  zu  schirmen,  dergestalt  dass  er, 
wie  der  Sachsenspiegel  vorschreibt,  dem  Reiche  Hulde  tut  und  schwört, 
das  Recht  zu  stärken,  das  Unrecht  zu  kränken,  für  des  Reiches  Recht 
einzutreten  nach  seinem  Können  und  Vermögen;  weiterhin  die  Frage 
des  Erzbischofs  an  das  Volk,  ob  es  dem  König  gehorsamen  wolle; 
die  Salbung  mit  dem  heiligen  Oel  an  Haupt,  Brust,  an  den  Schultern, 
Oberarmen  und  Händen;  die  Uebergabe  der  Insignien*)  unter  ent- 
sprechenden Begleitworten,  vor  allem  der  Krone,  die  den  König  zum 
1  eilhaber  des  geistlichen  Amtes  machen  soll ;  die  Führung  des  Königs 
vom  Altar  zum  Königsstuhl  durch  die  anwesenden  Bischöfe;  die  An- 
sprache des  Erzbischofs,  der  in  ihr  die  Uebertragung  der  Königs- 
gewalt durch  die  Hand  der  Geistlichen  ausdrücklich  betont,  dann  nach 
nochmaligem  Gebet  den  Friedenskuss  erteilt,  bis  Tedeum  und  Messe 
die  Feier  beendigen.  An  die  Krönung  schloss  sich,  seit  welcher  Zeit 
ist  ungewiss,  die  Aufnahme  des  Königs  unter  die  Kanoniker  der 
Aachener  Marienkirche,  deren  Privilegien  schirmen  zu  wollen  er  eid- 


*)  Vgl.  F.  BOCK,  Die  Kleinodien  des  hl.  römischen  Reichs  deutscher  Nation. 
Wien  1864.  E.  GRITZN'EK,  Symbole  und  Wappen  des  alten  deutschen  Reiche«. 
Leipsig  1902.  G.  WAITZ,  Verfassungsgeschichte  VI*,  S.  285  ff.  Die  Reichskleinodien 
(ituigma  regtii,  regalia),  unter  denen  hinsichtlich  ihrer  Beziehung  auf  Kaisertum 
oder  Königtum  kein  Unterschied  gemacht  wurde,  bestanden  z.  T.  in  Reliquien,  die 
mit  kirchlichen  Ablässen  ausgestattet  werden  konnten;  vgl.  die  Chronik  des  Mat- 
thias von  Neuenbürg  c.  39  z.  J.  1315  (BÖHMER,  Fontes  rer.  Germ.  IV,  189): 
•  •  •  tanetuariorum  ituiifnia,  que  r&jnum  dicuniur,  tälicet  lancea,  elatnu,  part  erueis  tal- 
ratori»,  eonma,  gladiiu  Karoü  et  alia ;  die  Fortsetzung  der  Chronik  des  Matthias  von 
Neuenbürg  s.  J.  1350 :  lancea,  clavi,  pars  crucU  Chrisü  et  alia  intignia,  que  imperium 
dicuntur  (a.  a.  O.  S.  277),  die  Annalen  Heinrichs  von  Rebdorf  (des  Tanben)  z.  J. 
1350:  inngma  imperialia,  videlicet  lancea,  qua  per/oratum  fuit  lattu  domini  nottri  Jesu 
Christi,  et  eUan  ac  gladius  Karoli  Magni  necrwn  aUa  (a.  a.  O.  S.  537  f.) ;  z.  J.  1352 : 
Jlic  .  .  .  papa  (Innocenz  VI.  1352 — 1362)  •  .  .  festutn  in  honore  instrumentorum  dominiee 
poMtoni»,  videlicet  hatte,  elavorum  et  aliorum,  in  partibus  Alamanie  et  Boheniie  soUempniter 
cflfbrandum  indirit  feria  sexia  post  oeknam  reaurrteiionia  domimee  et  super  hoc  indulgeo' 
tiwi  ilfdit ;  et  hoc  fecit  propter  reterentiam  iimpenJiiim  intiginmm,  quia  aliqua  de  predietis 
ümtrwmeHtis  rex  Romtamorum  «eu  mmperatar  m  tua  tenet  custodia  (a.  a.  O.  S.  564  f.) ; 
s.  J.  1861 :  .  .  .  existentHus  (söL  intignibtu  iwiperialibus  in  NurenbergJ  denuniiantur 
magne  mduigentie,  qtias  Jmtoeentiut  aextua  p^p»  tune  graüose  eoneesnt,  videlieet  eatdewn 
imdmlgentiaa,  quat  in  urbe  Bomtani  pontißees  m  die  eene  Domini  eoneedere  eonsueverunt.  .  .  . 
Jtuignia  im^Kriaiia  .  .  .  de  quibus  papa  .  .  .  fettum  indixit,  sunt  hec:  primum  videlieet 
ferrum  laneee,  que  transfixit  latus  Christi;  iterni  davu»  cum  aliquali  petia  ligni  samete 
erueis,  que  tnmsirit  wtanum  Christi;  item  gladius  Karoli  Magni,  primi  imperatori*  Borna- 
norum,  quem  tmme  impenUor  tenebat  in  manibus,  et  eorotia,  qua  coronatus  est  m  vs^erato. 
rem  a  Leone  popa  tertio ;  item  gloditu  Kauritii  martyri» ;  item  petia  braehU  eanete  Äwney 
wmb^  Harie  trirgitm,  et  dem  Jobäimisbaptitte;  item  petia  oorde,  qua  Christus  fuit  ad  eoktmmam 
iMotu» ;  spongia,  qua  fuit  in  eruce  potatut,  et  aSe  j^ures  reiiquie  sanetorum  (a.  s.  O.  8.  547  f.)  ; 
Tgl.  auch  die  Chronik  des  Fürstenfelder  Mönches  z.  J.  1323  («.  a.  O.  I,  64).  Seit  dem 
Jahre  1424  wurden  die  Reichskleinodien  und  Reliquien  (heiUgtum,  heiltum)  im  Neuen 
Spital  zu  Nürnberg  verwahrt  und  jährlich  am  zweiten  Freitag  nach  Ostern  öflfent- 
lich  ausgestellt.  Auch  dieser  Tag  (vgl.  die  Stelle  aus  Heinrich  von  Rebdorf  z.  J. 
1352)  wurde  heiltum  genannt,  sodass  nach  ihm  andere  bezeichnet  werden  konnten, 
z.  B.  1450  am  sumtag  nach  dem  heiltum  ===  1450  April  19;  vgl.  Deutsche  Städte- 
chroniken I,  371.  400.  II,  16.  42  ff.  216.  P.  SANDER,  Der  reichsstädtische  Hans 
halt  Nürnbergs  ...  von  1431—1440  (Leipzig  1902),  S.  640  f. 
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lieh  versicherte*),  alsdann  in  der  Regel  ein  Prunkmahl.  Um  in 
Zukunft  die  vordem  häufigen  Streitigkeiten  unmöglich  zu  machen,  traf 
die  Goldene  Bulle  eingehende  Bestimmungen  über  die  Plätze,  die  bei 
ihm  die  Erzbischöfe  von  Mainz,  Köln  und  Trier  neben  und  gegenüber 
dem  König  einzunehmen  hätten,  fernerhin  über  ihre  AufstellaD^  bei 
Aufzügen  während  einer  Reichs  Versammlung,  über  ihre  Funktionen 
bei  Gottesdiensten  in  Gegenwart  des  König«:  die  letzteren  sollten  sie 
verrichten  in  einer  durch  ihr  Weihealter  vorgeschriebenen  Reihenfolge. 
Die  Beteiligung  der  drei  rheinischen  Erzbischöfe  bei  der  Krönung 
des  Königs  Hess  sie  zugleich  bei  seiner  Wahl  mehr  und  mehr  in  den 
Vordergrund  treten.  Schon  im  elften  Jahrhundert  besass  der  Mainzer 
die  erste  Kurstimme;  im  zwölften  wird  erwähnt,  dass  er  während  der 
Erledigung  des  Thrones  zur  Führung  des  Regiments,  zur  Einbenifung 
der  Wähler  und  Leitung  der  Wahl  befugt  sei.  Er  und  die  Erzbischöfe 
von  Trier  und  Köln  haben  dann  den  Anteil  der  übrigen  geistlichen 
Reichsfürsten  an  der  Königswahl  *)  zurückgedrängt.    Sie  sind  die  gcist- 

')  Diesen  Branch  auf  Karl  den  OroMen  EurtickzufUhrcn,  der  nach  Einhard 
(ViU  Karolt  c.  25  ed.  WAITZ*  8.  28)  am  Chorgebet  teiizunohnicn  pflegte,  crtirheiut 
kaam  xulÜMig;  eher  möchte  man  an  Philipp  von  Schwaben  denken,  der  1189 — 1193 
«la  Propst  jener  Hoiehokircho  nachweisbar  ist.  Ob  die  Sitte,  den  Kaiser  bei  der 
Krönung  mm  Domherrn  von  8t.  Peter  in  Korn  xu  machen,  eingewirkt  hat  (vgl.  oben 
8.  164)  oder  sie  vom  deutschen  Branche  beoinflusst  ist ,  bleibt  xweifelhaft  Der 
Kannnikataeid  des  Königs,  ans  dem  13.  Jahrhundert  überliefert  (vgl.  A.  WERMING- 
HOFF,  Neaea  Archiv  XXVI,  1901,  8.  88  Anm.  1),  hat  folgenden  Wortlaut:  (Juramieiamm 
regia  RomfeMontm),  Ab  Itae  hora  inantea  iuro  ego  JV.  [divina  favetUe  eiemtentia  rtx  Borna 
NontM,  cmtomiema  eeolme  mmete  Man»  A^mtjfnmmui»  Leodimm»  dioettUh  quod  tro  ftUS» 

frimhgiomm  quonmmwiqMe  <AtHUu  mu  virtmte  dmtmo  0t  eapibUo  ehuidtm  teebtie  et  ip$i 
«edMe  imd»Ula$  ^uam  aUtu  qutueuwtjm  haetemu  obteruaku  deiaeept  tbtervabo,  primlegia 
tedtrie  nova  tt  amtijua  habita  et  habatda  ae  elaitUa  eiusdem  et  ttatmenda  rmüfito,  t^ffnho 
OT  eoitißfwOf  eedenonn  Jmftieitent  pn  potte  et  nosts  pvowtoveoOf  oono  et  tura  tumwiii  nHmiiMMPOf 
«dienata  et  dUtrarta  nmiti  modo  reruperabo.  Sie  me  iuret  Dem  et  hee  «mdto  Dei  m/amgeKa 
(L.  LERSCH,  Niederrheinisches  Jahrbuch  Tür  Geschichte  I,  Bonn  1848,  8.  96).  VgL 
die  Urkunde  Friedrichs  III.  vom  17.  Juni  1442:  Hodie  eiquidem  im  Melma  noetra 
bealiuime  Dei  genitrieit  Marie  Aquiagntni  I^eodienw  diocetia^  eoniMalwm«  wmtre  compleHa 
eoiempnm,  per  devoto»  et  dileetoa  nobi»  deeanum  et  eapitulmm  ^pstiu  eaolaw»  m  a—owieiiai 
recepti  fuimu»  ae  regaH  more  et  kutdabiü  oteenwto  amimlmdine,  mMo  pimtit»  imrmmmla, 
poreipnem  eammiealia  prebende  quottidiana  rteepimm  mimittmtion»  eeterafue  tingulm  perfe- 
«ianw,  fue  dieH  predeeemore»  m  mtrum  primordm  apaid  eamdem  teetmimm  /meere  mimtemnmt 
(J.  CHMEL.  RegeaU  Friderici  IV.  Romanornm  regia,  Wien  1888.  8.  73  n.  607). 
Für  den  König  versah  rogelmXasig  ein  Kanoniker  den  Chordienst,  bis  1318  diese 
viearia  regaUa  durch  Ludwig  den  Bayern  geteilt  und  für  xwei  Priester  bestimmt 
wvrde;  das  Recht  der  Collation  beider  Stellen  sollte  dem  König  vorbchnlten  sein 
(CH.  QUIX,  Codex  diplomaticus  Aquensis  I,  Aquisgrani  1840,  8.  220).  lieber  eine 
•nfl^blich  Ton  Heinrich  II.  im  Strasaburger  DomaÖfk  gestiftete  Pfründe  fUr  einen 
jNXMAMffariMi  regis,  spMtcr  vicaritu  imperatoriä  oder  rem  ebori  genannt,  vgl.  Deataebe 
StldtMlironiken  VIII.  427  Anm.  1. 

*)  An  die  Art  der  Königswablen  seit  Ende  des  18.  Jahrhundert«  bla  wahr> 
acbeinlich  sur  Goldenen  Bulle  (nomimatio,  d.  h.  Einigung  der  Wfthler  in  g«MaMr 
Abatiramuug  auf  eine  bestimmte  PeraSnUchkeit,  eleetio,  d.  h.  feierlicher  KOrapnMli 
•UuM  TOB  B^iMn  MitwMhlem  bevollmächtigten  Kurfürsten  xu  (itinston  des  künftigen 
Ktalft.  kmdmUo,  d.  h.  Handgelübdo  aller  WXhler  für  den  Gewählten)  und  ihr«  Gleich- 
heit mit  der  «Mio  enasiiMims  bei  Papst-  und  Uiachofawahlen  seit  dem  18.  Jakrb«adert 
(vgl.  unton  1 40)  ist  hier  nor  au  erinnern.  Auch  die  Abfassanf  dea  Walilddcretaa 
•«hioaa  sich  dem  kirchlielMn  Master  «n,  auroal  man  durch  die  Reoeptlon  Ureblicher 
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liehen  Mitglieder  des  Kurfiirstenkollegiunis  geworden.  Auch  nach  dessen 
Schliessung  ist  dem  Erzbischof  von  Mainz  das  Hecht  geblieben,  inner- 
halb bestimmter  Frist  nach  dem  Tode  des  Königs  die  anderen  Kur- 
fürsten zur  Neuwahl  einzuladen.  Die  Goldene  Bulle  gab  Kegeln  dafür, 
wie  er  nach  Beendigung  der  Wahlmesse  in  der  frankfurter  Bartholomäus- 
kirche die  Wahlverhandlungen  leiten,  den  Kurfürsten  in  festgelegter 
Reihenfolge  —  und  zwar  zuerst  den  Erzbischöfen  von  Trier  und 
Köln  —  die  Stimmen  abnehmen  und  am  Schluss  seine  eigene  Stimme 
abgeben  sollte.  Alle  diese  Berechtigungen  aber  der  geistlichen  Kur- 
fürsten waren  aus  ihrer  Inhaberschaft  von  Reichserzämtem  erwachsen. 
Diese  verknüpften  sie  mit  der  Reichsven*'altung,  hatten  freilich  gleich- 
zeitig den  täglichen  Dienst  von  anderen  Geistlichen  am  Königshof 
zur  Voraussetzung. 

Zwei  Gruppen  solcher  Geistlichen  sind  zu  unterscheiden,  die  in 
der  Reichskanzlei ')  und  die  in  der  Hofkapelle.  Beide  Einrichtungen 
hatte  das  deutsche  Königtum  von  den  Karolingern  überkommen. 

Die  Reichskanzlei  gliederte  sich  in  Personal  und  Geschäftskreisen 
nach  den  zum  Kaiserreich  gehörigen  Ländern.  Neben  ihrer  ältesten 
Abteilung,  der  deutschen,  wurde  im  Jahre  962  eine  italienische 
gegründet,  während  für  Burgund  keine  eigene  Abteilung  geschaffen 
wurde.  An  der  Spitze  der  Abteilungen  stand  in  der  Regel  ein 
.!;_'»' ner  Kanzler,  bis  Heinrich  V.  sie  insgesamt  einem  gemeinsamen 
Kjiiizler  unterstellte,  der  seit  Friedrich  I.  Hof-  und  Reichskanzler 
('■aineflarius  aitlae,  curiae  regali's,  impertalis)  genannt  wurde;  zu  seiner 
Entlastung  ward  ihm  unter  Friedrich  I.  ein  Protonotar  oder  Vicekanzler 
beigeordnet;  er  blieb  der  Vorgesetzte  der  in  seinem  Bureau  tätigen 
X "tare,  Diktatoren  und  Schreiber.  Nach  Aussen  hin  kam  die  Be- 
;  uung  seines  Amtes  in  mancherlei  Hinsicht  zum  Ausdruck.  Regel- 
uiässig  wurde  es  mit  einem  höheren  Geistlichen  besetzt,  der  während 
seiner  Wirksamkeit  am  Hofe  mit  mehreren  Pfründen  an  Dom-  oder 
Kollegiatkirchen  ausgestattet  sein  mochte,  nachdem  sie  ihm  durch  die 
königliche,  einem  Befehl  gleichkommende  Verwendung  überwiesen 
waren.  Durch  seine  Tätigkeit  erwarb  er  sich  die  Anwartschaft  auf 
ein  Bistum  oder  Erzbistum,  wenn  er  nicht  schon  Bischof  war,  als  er 
für  kürzere  oder  längere  Zeit  an  die  Spitze  der  Kanzlei  trat.  Sein 
-tändiger  Aufenthalt  in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Königs,  dessen 
Siegelbewahrer  er  war,  die  häufige  Verwendung  zu  politischen  Geschäften 
und  diplomatischen  Sendungen  Hessen  ihn  vielfach  als  den  leitenden 
Minister  erscheinen.  Es  genügt,  an  die  Kanzler  unter  Friedrich  I.  zu 
frinnem,  an  Rainald  von  Dassel,  der  in  den  Jahren  1156 — 1159 
Kanzler  und  zugleich  Dompropst  von  Hildesheim  und  Münster,  Propst 


Formen  am  ehesten  der  Gefahr  entging,  das«  der  Papst  die  erfolgte  Wahl  als  nicht 
kati.Tii-^.  !i  anfocht  und  den  Gewählten  nicht  anerkannte;  vgl  H.  BRESSLAU, 
1>  u:  ri..  Zeitschrift  für  GeschichUwissenschaft  NF.  II  (1898),  S.  122  ff.  A-  TON 
WKETäCHKO,  Zeitschrift  der  SaTignystiftung  für  Rechtsgeschichte,  Genn.  Abt.  XX 
(1899),  S,  164  ff. 

')  Über   die  verhältnismissig  spite  Beschäftigung   von  Laien   in   der  Reichs» 
kaasiei  vgl.  H.  BKESSLAU.  Handbnch  der  Urknndenlehre  I,  8.  410  f. 
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der  Stifter  St  Peter  zu  Ooalar  und  St.  Moritz  in  Hildesheim  gewesen 
war  und  1167  als  Erzbischof  von  Köln  starb,  weiterhin  an  Christian 
(von  Buch?,  als  Erzbisehof  von  Mainz  f  1183),  endlich  an  Philipp 
von  Heinsberg  (als  Erzbischof  von  Köln  f  1191).  Die  Abhängigkeit 
des  Kanzlers  von  den  drei  Erzbischöfen  war  eine  rein  nominelle  und 
allein  darin  begründet,  dass  eben  den  drei  rheinischen  Erzbischöfen 
die  oberste  Leitung  der  Abteilungen  in  der  Reichskanzlei  als  Ehrenamt 
übertragen  war.  Die  der  deutschen  Abteilung  stand,  von  einzelnen 
Unterbrechungen  abgesehen,  seit  dem  Jahre  870  beim  Erzbischof  von 
Mainz*),  die  der  italienischen  beim  Erzbischof  von  Köln.  Der  Titel 
eines  burgundischen  Erzkanzlers  —  wie  erwähnt,  fehlte  eine  burgundische 
Abteilung  —  wurde  im  elften  und  zwölften  Jahrhimdcrt  vom  Erzbischof 
von  Besan^on,  sodann  vom  Erbischof  von  Vienne  gefiihrt,  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  aber  vom  Erzbischof  von 
Trier,  der  bereits  im  zehnten  Jahrlmndert  Erzkanzler  im  lothringischen 
Königreiche  Zwentibolds  (f  900)  gewesen  war.  Seine  Würde  erhielt  dann 
durch  Ludwig  den  Bayern  und  in  der  Goldenen  Bulle  amtliche 
Anerkennung. 

An  die  Leitung  der  Kanzleiabteilungen  durch  die  drei  Erzbischöfe 
gemahnte  die  Rekognitionszeile  der  königlichen  Urkunden.  Sie  ver- 
merkte ursprünglich  denjenigen  Erzbischof  als  Erzkanzler,  in  dessen 
Amtsbereich  der  Oegenstand  oder  der  Empfänger  der  Königsurkunde 
belegen  war,  seit  Heinrich  V.  denjenigen,  in  dessen  Amtsbereich 
der  König  bei  Ausstellung  der  Urkunde  gerade  verweilte.  Seit  Be- 
stätigung demnach  des  Trierer  Erzbischofs  als  des  archicancella- 
rius  $acri  tmperii  per  Öalit'am  et  regnum  Arelatenae  wurde  eine  Ur- 
kunde in  seinem  tarnen  und  an  seiner  Stelle  (vice)  rekognosciert, 
wenn  der  König  in  Frankreich  oder  im  Gebiet  des  alten  Herzogtums 
Lothringen  sich  aufhielt,  im  Namen  des  Erzbischofs  von  Mainz 
(archicancellarius  sacri  imperii  per  Oermaniam)  oder  des  Erzbischofs 
von  Köln  (a.  ».  t.  per  ItaliamJ,  wenn  der  König  im  übrigen  Deutsch- 
land oder  in  Italien  urkundete.  Persönlich  in  Tätigkeit  traten  die 
Erzkanzler  nur  bei  wichtigen  internationalen  Abmachungen'),  bei 
Reichs-  und  Hoftagen.  In  Anlehnung  vielleicht  an  alten  Brauch  setzte 
die  Goldene  Bulle  fest,  dass  bei  feierlichen  Aufzügen  derjenige  Er«- 
kanzlcr  (Er/bischof  und  Kurfürst),  in  dessen  Amtsgebiet  die  Tagung 
stattfand,  an  einem  silbernen  Stabe  alle  Siegel  und  Stempel  des  Reichs, 
die  ihm  zuvor  der  Kanzler  ausgehändigt  hatte,  vor  dem  König  ein- 
hertragen  sollte ;  bei  der  Tafel  wurden  sie  dann  von  allen  Erzkanzlem 
Ipemeiiisam    dem   König    überreicht,   von    diesem    an    sie    gemeinsam 


0  \g\.  oben  8.  61  Anm.  2. 

*)  Die  Urkunde  Heinrichs  V.  im  Wormeer  Konkordat  1122.  aaii(r««*«llt  fttr 
4«n  In  Italien  wohnenden  I'apet,  trMgt  die  Recogrnition :  I-ajo  I-)ruUarictu  Othmtmmt 
arMimimufu*  0t  «ro/UeMaatforÜM  rtooffnmri  {rg\.  du«  FMCüimiic  bH  H.  BRE88LAU  and 
TH.  SICKBL,  MIttsilnafen  de«  Inetituts  fUr  iinterroirluiichp  Omcbiciitoforechnnf  VI, 
1886,  8.  lOiff.)-  IXe  Urkunde  dafegen  ttber  die  Errirhtnnf  de«  Heraoftnow  Owtoi^ 
r«ieli  UM  Ut  anterfertift :  J^  iWnsliint  emmtttriu»  mm  ArmUi  ünfimMni  mikkpi- 
Mtfi  tt  mrMimmttUm  ü  rwpfmei  (MO.  Const  I«  SSS). 
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sorfiekgegeben,  darnach  sollte  sie  der  Kanzler  wieder  in  Empfang 
ndunen.  Erklärlich  wird  dies  Verhältnis  zwischen  den  Erzkanzlera 
und  dem  Kanzler  durch  die  Unmöglichkeit^  mit  den  Pflichten  eines 
kirchlichen  Oberen  und  Reiclisfiirsten  auch  die  des  Begleiters  und 
Dieners  des  Königs  zu  erfüllen,  andererseits  begreifen  sich  bei  der 
Bedeutung  des  Kanzleramtes  die  Versuche  der  Erzbischöfe,  ihre  nur 
in  Aeusserlichkeiten  bestehende  Leitung  der  wichtigsten  Keichsbehörde 
in  eine  tatsächliche  umzugestalten,  im  Interesse  auch  der  kurfürst- 
lichen Aristokratie  auf  seine  Besetzung  Einfluss  zu  gewinnen  und  den 
König  noch  abhängiger  von  seinen  Wählern  zu  machen.  In  der  Tat 
gelang  es  im  vierzehnten  Jahrhundert  dem  Erzbischof  von  Mainz, 
mehrere  Privilegien  zu  erwirken,  die  ihm  Ernennung  und  Absetzung 
des  Kanzlers  zubilligten.  Wirklichen  Erfolg  erzielte  er  erst  unter 
Friedrich  IIL,  als  er  dem  König  für  den  Kanzlerposten  den  Erzbischof 
von  Trier  vorschlug  und  dessen  Ernennung  herbeiführte  (1441 — 1442). 
Im  Jahre  1463  musste  Erzbischof  Adolf  von  Mainz  (f  1475)  jedem  An- 
spruch auf  die  Einkünfte  der  Reichskanzlei  und  ihre  Leitung  verzichten, 
bis  er  1470  sie  durch  Pachtvertrag  übernahm,  d.  h.  wie  die  Nutzungen 
des  Kammergerichts  so  die  der  Reichskanzlei  und  die  Deckung  der 
Kosten  für  ihre  Verwaltung  gegen  eine  jährlich  in  zwei  Raten  zu 
zahlende  Summe  von  10000  Gulden  an  sich  brachte.  Er  war  damit 
Beamter  des  Königs  geworden  und  blieb  es  bis  1475,  wie  es  vor  ihm 
der  vom  König  unmittelbar  ernannte  Kanzler  gewesen  war. 

Neben  der  Reichskanzlei  stand  die  Hofkapelle,  wie  in  fränkischer 
Zeit  die  Vereinigung  aller  am  Hofe  lebenden  Geistlichen.  Ihre  Ob- 
liegenheiten waren  mannigfacher  Art.  Sie  fungierten  beim  täglichen 
Gottesdienst  als  Sänger,  Lektoren  u.  s.  w.,  waren  Beichtväter  des  Königs, 
seiner  Angehörigen  imd  des  Gefolges,  wurden  verwandt  zu  diplo- 
matischen Missionen,  militärischen  Kommandos  u.  a.  m.  Der  Biograph 
Konrads  U.,  der  Burgunder  Wipo,  war  Presbyter,  Kaplan  des  Königs 
und  wahrscheinlich  Erzieher  Heinrichs  HI.  Im  zwölften  Jahrhundert 
war  Gottfried  von  Viterbo  Kaplan  Konrads  III.  und  Friedrichs  I., 
zugleich  des  letzteren  Notar;  er  selbst  hat  die  Mühen  seiner  Tätigkeit 
am  Hof  geschildert,  wie  er  nicht  nur  die  Messe  zu  lesen  hatte,  sondern 
auch  zu  Rechtsgeschäften  und  der  Abfassung  von  Urkunden  heran- 
gezogen wurde,  wie  er  je  einmal  nach  Sicilien  und  Spanien,  dreimal 
in  die  Provence,  häufig  nach  Frankreich,  nach  Rom  von  Deutschland 
aus  sogar  vierzig  Mal  reisen  musste.  Zur  Kapelle  gehörten  demnach 
auch  die  in  der  Reichskanzlei  tätigen  Kleriker:  sie  war  eine  Schule 
ebenso  fiir  den  Staatsdienst  wie  für  die  Kirche.  Der  König 
entnahm  ihr  nicht  selten  seine  Ratgeber,  ernannte  ihre  Mitglieder  zu 
Bischöfen  oder  Aebten ;  in  ihr  hat  z.  B.  Bischof  Bruno  von  Toul,  der 
von  Heinrich  HI.  erhobene  Papst  Leo  IX.  (1049 — 1054),  seine  Lauf- 
bahn begonnen.  An  ihrer  Spitze  stand  der  Erzkaplan  (archicapellamu, 
später  magister  capellanus,  cnpellarius),  dessen  Amt  870  mit  dem  des 
Erzbischofs  von  Mainz  verbunden  worden  war,  bis  es  mit  Heinrich  IH. 
wieder  aus  dieser  Vereinigung  gelöst  wurde  und  mit  dem  des  Kanzlers 
verknüpft  zu  werden  pflegte.    Der  Erzkaplan  war  häufig  zugleich  Propst 
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der  Aachener  Marienkirche,  bo  unter  Heinrich  III.  der  Kanzler 
Theodcricb,  der  gleichzeitig  Domherr  war  von  Konstanz  und  als 
Bischof  von  Konstanz  1051  starb,  oder  er  war  Propst  von  St.  Ser- 
vatius  in  Maastricht,  so  unter  Heinrich  V.  der  Kanzler  Adalbert,  der 
zugleich  die  Aachener  Propstei  und  die  von  St  Cyriacus  zu  Neu- 
hausen innehatte  und  als  Erzbischof  von  Mainz  1137  starb.  Unter 
Konrad  IV.  (1237 — 1254)  erging  ein  Spruch  des  Hofgerichts,  dass 
jeder  Erzbischof  nach  seiner  Investitur  gehalten  sei,  pro  iure  cnpelle 
dem  Kapellar  des  Kiinigs  je  eine  Mark  Gold  zu  entrichten,  lieber 
die  Schicksale  der  Hofkapelle,  ihre  Organisation  in  nachstautischer 
Zeit  fehlt  noch  eine  Untersuchung').  Die  Biographie  des  Erzbischofs 
Balduin  von  Trier  (f  1354)  berichtet,  dass  dessen  Bruder  Heinrich  als 
Graf  von  Luxemburg  —  und  gewiss  darf  man  es  auch  auf  seine  könig- 
liche Zeit  übertragen  —  den  Priestern  der  Kapelle  die  höchste  Ehr- 
erbietung gezollt  habe ;  täglich  habe  er  die  Messe  lesen  und  zugleich  die 
kanonischen  Stunden  oder  wenigstens  Vesper  und  Komplet  begehen 
lassen.  Der  Dienst  der  Kapläne  war  jedenfalls  der  gleiche  wie  früher 
und  ebenso  ihre  Belohnung  durch  den  König.  Zwei  Urkundenformeln 
aus  der  Zeit  Rudolfs  von  Habsburg  dienen  zur  Veranschaulichung. 
In  der  ersten  begnadet  der  König  seinen  Kaplan,  der  ihm  seit  seiner 
ErAvählung  treu  gedient  hat  imd  noch  dient,  mit  Abgabenfreiheit  für 
sich,  seine  Schwester,  sein  ganzes  Haus  und  Gesinde.  In  der  zweiten 
wird  der  Papst  gebeten,  die  ihm  durch  einen  Bischof  überbrachte 
Bitte  tun  Provisionen  für  die  königlichen  Notare,  Kleriker  und  Kaplüne 
baldigst  zu  erfüllen.  Ausserdem  aber  wurde  die  Verleihung  des  Titels 
capellanua  an  Geistliche,  die  nicht  dauernd  in  der  Umgebung  des 
Königs  weilten,  häufiger.  Schon  Lothar  von  Supplinburg  hatte  die 
Mönche  von  Monte  Cassino  zu  capellani  Romani  imverii  ernannt.  Alle 
Stiftsherren  von  Simon  und  Juda  zu  Goslar  sollen  Kapläne  des  Königs 

gewesen  sein.    In  einer  Formel  der  soeben  er>vähnten  Sammlung  be- 
ehlt  der  König  einer  Gemeinschaft  (Stadt?),  seine  Kapläne  und  Kapelle 
daselbst  in  ihren  Rechten  und  Freiheiten  zu  schirmen  und  jeden  An- 

friff  auf  sie  zu  ahnden,  damit  sie  nicht  per  leges  frivoUu  ei  statuta 
chaden  erleiden.  Zwei  spätere  Formeln  aus  der  Zeit  Karis  IV. 
waren  bestimmt,  fiir  Ernennungsurkunden  von  Kaplänen  verwandt  zu 
werden.  In  der  ersten  wird  der  „willkommenen  Dienste^  gedacht. 
die  zur  Ernennung  zum  noster  et  tmperialia  auie  nottre  eai 
Anlass  geben;  in  der  zweiten  nimmt  der  König  einen  Ordenski ^  ....^  i 
ab  capeiianus,  gecretanus,  familiaris  et  domtttictu  commeiuaii*  auf, 
ond  zwar  »imjulari»  grade  dono  cum  »ex  equü,  reiht  ihn  in  die  Zahl 
der  Kapläne  ein,  eUoemmte»  quod  tu  amnibue  mritnleaiis,  graciUy  Ifher- 
totibu»,  ^mfmiUUüm»,  fructihu»,  hanoribue  et  oemeßcii»  gandme  et  .  .  . 

')   Zan   Folf«ad«n  vfl.  Oesta  lUldewini  II  c.  1  (J.  H.  WYTTENBACH  und 
M.  V.  J.  MÜIXER.  QetU  Trevironim  II,  Trier  1888,  8.  204).     RÖHÜEK  -  RKV^  "  " 
R«fMU    impcrii  VI   n.  1576.  1680.  1682.     H.  KAISER,    CollecUriu«    p-ri 
formantm  Johumli  de  Gevlnbascn  (Innthrurk  1900),  8.  15t     O.  WAH  ' 
^     !  <*a«Melüclita  VI',  8.  848  f.;   Ubor  die  Verpfleeui«  i—   H* 
>    X  IIWALIt.  NenM  AnIüv  XXV  (1000).  8.  7öa 
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p^iiantf  quibu»  ceteri  capellanif  famtltares,  secretariij  dowtestici  c<nnmen- 
tals»  pr«eipue  frtti  tuni  Aactettit«  *eu  quomodolibet  potiuntur. 

Alle  diese  Geistlichen  in  der  Reichskanzlei  und  in  der  Hofkapelle 
empfingen  vom  König  Wohnung  und  Verpflegung,  dergestalt  da»»  denen 
der  Reichskanzlei  überdies  von  deren  Sportein  und  Gebühren  ein 
Anteil  überwiesen  war,  sie  fernerhin  auf  Geschenke  und  mancherlei 
Nebenverdienste  rechnen  konnten;  ihr  Leben  im  fünfzehnten  Jahr- 
hundert hat  Enea  Silvio,  der  spätere  Papst  Pius  II.  (1458 — 1464), 
der  im  Jahre  1443,  versehen  vielleicht  mit  den  niederen  Weihen,  als 
Kanzleibeamter  vereidigt  worden  war,  einlässlich  geschildert  *).  Alle 
Geistlichen  waren  zugleich  mit  Pfründen  an  den  im  Reichseigentum 
stehenden  Kirchen  ausgestattet:  die  Einkünfte  daraus  flössen  ihnen 
zu,  ohne  dass  sie  die  Pflicht  der  Residenz  am  Orte  ihres  kirchlichen 
Amtes  hätten  erfiillen,  dieses  also  persönlich  hätten  versehen  können. 
I>ie  Pfründen  aber  verschaffte  ihnen  königliche  Empfehlung,  sobald 
nicht  die  eine  oder  andere  dauernd  mit  einer  Beamtung  am  Hofe 
verbunden  war.  Heinrich  IV.  soll  die  Propstei  von  St.  Servatius  zu 
Maastricht  mit  dem  deutschen  Kanzleramt  vereinigt  haben.  Friedrich  IL 
teilte  1217  dem  Domkapitel  von  Meissen  mit,  dass  er  einen  der 
dortigen  Domherren  zum  Hofdienst  (famiUaritas)  herangezogen  habe, 
und  bat,  ihn  gleichwohl  dauernd  als  zum  Domkapitel  gehörig  an- 
zusehen, d.  h.  ihm  trotz  der  Abwesenheit  die  Reichnisse  seiner  Pfründe 
nicht  zu  entziehen,  da  es  königliches  Recht  sei,  von  jeder  Kathedralkirche 
einen  Kleriker  im  königlichen  Dienst  zu  verwenden.  Der  König  durfte 
gewisse  Pfründen  von  vorneherein  an  die  um  ihn  tätigen  Kleriker  ver- 
geben. Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  begegnen  die  ersten  Bitten 
(preces  primariae,  primitiae)  der  Könige,  d.  h.  königliche  Vorschläge 
an  Klöster  und  Stifter,  die  Pfi^nden  und  Beneficien,  die  zuerst  nach 
ihrer  Königs-  und  Kaiserkrönung  freigeworden  waren,  den  namentlich 
genannten  Personen  einzuräumen.  „Jedes  Kloster  im  Reich",  schrieb 
Rudolf  von  Habsburg  1274  an  den  Abt  von  Niederaltaich,  „ist  auf  Grund 
alter  Gewohnheit  verpflichtet,  zu  Beginn  unserer  Herrschaft  unsere 
ersten  Bitten  zuzulassen";  er  fordert  ihn  gleichzeitig  auf,  das  zuerst 
erledigte  Beneficium  dem  genannten  Klenker  zu  überweisen.  Eine 
gleiclizeitige  Formel  betont  nachdrücklich,  dass  Domkapitel  und  Kolle- 
giatkirchen  zur  Erfüllung  eines  derartigen  königlichen  Ansinnens  ge- 
halten seien').     Noch  im  Jahre    1437    anerkannte    das  Basler  Concil 


')  V^l.  G.  VOIGT.  Enea  Silrio  de  Piceoiomim  als  Pi^Mt  Pias  IL  and  «ein 
ZeiUlter  I  (Berlin  1856).  8.  272  ff. 

*)  ZEUMER  8.  81  f.  111  f.,  daza  MG.  Conat.  III,  34  ff.  BÖHMER-REDLICH, 
Refesta  imperü  VI  n.  306 — 316.  487 — 491.  —  Auch  die  Königin  beanspruchte  nach  ihrer 
Kitenng  das  Recht  der  ersten  Bitte,  so  Elisabeth,  die  Gemahlin  Karls  IV..  im  Jahre 
1869  gegenüber  dem  Frauenkloster  Niedermönster  im  Bistom  8trassburg  (BÖUMER- 
HUBER,  Regg.  imperü  VIII,  8.  499  n.  11).  Der  König  konnte  auf  sein  Reeht 
versiebten,  so  Karl  IV.  1348  gegenüber  den  dem  Bischof  ron  Strassborg  anter- 
Btekeaden  (Mediat-)  Klöstern  Ebersheimmünster,  Altdorf  a.  a.  m.  (a.  a.  O.  n.  598). 
Rr  konnte  sein  Recht  einschrSnken,  so  Karl  IV.  1362  durch  die  Vergünstigung  ffir 
Bischof  und  Domkapitel  von  Speyer,  dass  sie  keine  erste  Bitte  der  Könige  and 
Kaiser  nach  ihren  Krönungen  xa  Aachen,  Mailand  and  Rom  anzunehmen  brauchten, 
W«raiti(hoff,  KirehraTerCMsaac  DevtMhUads.  12 
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die  BerechUgung  des  Königs,  nach  jeder  seiner  Krönungen  solche 
ersten  Bitten  an  die  zur  Uebertragung  der  Pfründen  befähigten  Per- 
sonen eivehen  zu  lassen.  Friedrich  III.  erwirkte  entsprechende  päpst- 
liche Indulte,  um  die  bislang  geübte  Gewohnheit  furderhin  durch 
kirchliche  Censuren  sicherzustellen,  seiner  und  seiner  Nachfolger  ersten 
Bitten  den  Vorrang  zu  verschaffen  vor  päpstlichen  Reservationen  und 
Anweisungen '). 

Auf  solche  Weise  nahm  das  Königtum  für  die  Besoldung  der 
in  seinem  Dienst  beschäftigten  Kleriker  und  für  die  Belohnung  von 
Klerikern  das  Vermögen  aller  Kirchen  im  Reich  in  Anspruch,  einerlei 
ob  sie  Reichskirchen  waren  oder  nicht.  Erklärlich  aber  wird  dies 
Vorgehen  durch  die  Annahme,  dass  die  Könige  Befugnisse,  die  sie 
in  erster  Linie  bei  den  Reichskirchen  übten,  auf  alle  übrigen  kirch- 
lichen Anstalten  im  Gebiet  des  Reiches  ausdehnten.  Damit  ist  ein 
Untersclüed  in  der  Rechtsstellung  der  Kirchen  angedeutet,  der  sich 
auslöste  im  Eigentum  des  Reiches  an  einem  Teil  von  ihnen,  in  der 
allgemeinen  Hoheit  über  alle  sonstigen,  die  nicht  durch  die  Idee  der 
Eigenkirche  mit  dem  Reich  und  seinem  Oberhaupt  verbunden  waren. 
Reichskirchcn  und  Mediatkirchen  stehen  nebeneinander;  das  Ver- 
hältnis der  Könige  zu  jenen  hat  seiner  Stellung  zur  deutschen  Kirche 
imd  in  ihr  weit  nachhaltiger  ihr  Gepräge  aufgedrückt  als  die  Be- 
ziehungen zur  Geistlichkeit  am  Hof  und  in  der  Verwaltung  der  Reichs- 
OfxAmter. 

wenn  nicht  die  empfohlene  Person  edel  und  frei  von  beiden  Eltern  her  »ei  (a.  a.  <  *. 
n.  8847).  Er  konnte  endlich  die  Anaübnng  seines  Rechtes  namentlich  ^istUchcn 
Reicbsflirsten  für  den  Umfang  ihrer  DiSsesen  oder  Metropolitansprengel  und  darüber 
hinaus  übertragen,  so  Ludwig  der  Bayer  1814,  indem  er  dem  Ersbischof  ron  Trier 
die  Erlaubnis  gewährte,  quid  ipte  prtee»  prmanoM  rtgate»  et  imperialm  per  omme» 
eeetmint  eatheibrale»,  eoilegiattu  et  eontenttiale»  (d.  h.  Domkapitel,  Stifter  ond  Klöster) 
WMniiii  emlnlHL  cKoeeesi»  et  provmeiae  porrigen  valeat  tmelorikUe  mgaU  et  mperiati  et 
uUeHu»,  fmod  %pee  eaetra  «mos  prtdieta$  emtatem^  dioeeeeim  et  prorinoiam  per  primmriai 
preete  refutee  et  m^peruuee  ec^^erre  mmsm  prebtMUte  Jl^ptenee$f  TWnsesnisef,  Spireiteee 
et  Leedimeei,  dmUee  eidem  plenmm  poteetatem  prediotae  preem  neslra«  primmrimt  amtorUaie 
noelr»  porrigendi  eapitulie,  eomeentUma,  immo  «M»  mmguHafÜHe  pereome,  ad  fmu  bemeßeimmm 
ameetmt  eoUatio  nm/erendontm  pro  permmi»  idoneU,  fua»  idem  TVsmrviww  mreUyfiaeopme 
mmtrit  eügemda»,  me  aaftsrewcli  rebeUet  ae  eontradieentee  mottra  oMdorttots  prediolm  eieSkm 
pemde  ei  eelieretiioHibm,  feHm»  ttm  eoe  eimpetlere  et  eokereere  pomemm  et  pradeoemoree  itoeiri 
Bmmamanim  regee  et  imperatorm  in  eomtK^ibtu  eaeibme  ealkereere  et  eempttltre  oumim«niii> 
(J.  D.  VOM  0LEN8CHLAGER.  Eriluterte  Staatsgewihichte  des  rttmlMben  Kjimer- 
ihxaae  in  der  ersten  HDfte  des  14.  Jahrhunderts,  Franekfkirt  am  M»jn  176(^  Anhang 
8.  76);  TgL  aaeh  J.  FR.  BÖHMER,  Codex  diplomaticns  Moenofhuieof^irteani  1 
(1886).  8.411  sam  J.  1816. 

')  Zu  unterscheiden  von  den  ersten  Ritten,  die  dem  Geistlichen  die  Anlnahme 
in  ein  Domkapitel  oder  Kloster  Terschaffen  sollten,  waren  die  kHnigUcben  Panisbriefie, 
b«s«flfft  seH  Karl  IV.,  wahrscheinlioli  aber  Xlteren  Ursprungs;  nur  «a  Termnten  ist, 
das«  dU  KSnig«  sie  aasatellten  nach  dem  Vorbild  der  Territorialfarsten.  81«  wieaea 
in  ihnen  eine  Kirohe,  sei  ea  reichsnnmittelbare  sei  es  raiehsnittolbare,  an,  der  in 
der  Einseinrkunde  fsnanatea  Person  auf  Lebenaseit  eine  Liüenpfirande  elaswIuMn, 
d.  h.  ihr  Unterhalt  an  gewlhren,  ohne  dass  die««  in  dm  gelsUiehen  Stand  eintrat. 
B«l  jeder  Klrehe  konnte  der  König  nur  einmal  diea  Recht  aMfibon.  Vgl.  den  Befehl 
Karte  IV.  an  das  Präger  KloMw  8deraa  vom  Jahr«  1860  für  aeinaa  TOrhBter  Ditwin, 
fmtmtu  M^  MMla  iwenasüiii  eeetri  de  oüfMO  thmtkri  commodo md  habitendum  m  KMtm 
i_.  ^  ^  frümdm  owssiitiiiifi,  fue  frmtHitu  et  domime  tenernttmaUbm  mimttnHJ 
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§  33.    Das  Reichskirchengui 

K.  EISENBEKG.  Du  Spolienrecht  am  Nachlaas  der  Oeistlichen  in  seiner 
l^chlcbtlichen  Entwickhing  in  DeuUchland  bin  Friedrich  II.  (Marburg^  1896),  8.  69ff. 
J.  FICKEK,  lieber  das  Eigenthum  des  Reiches  am  Reichskirchengut.  Wien  1878 
(Sttiongaberichte  der  Wiener  Akademie,  philos.  -  philol.  Classe  LXXII,  1872,  8.  55  ff. 
381  ff.).  H.  GEFFCKEN,  Die  Krone  and  das  niedere  deatsche  Kirchengut  anter  Kaiser 
»iedrich  II.  Jena  1^.  O.  GIERKE,  Das  deatsche  Genossenschaftsrecht  II 
(Berlin  1873),  S#526  ff.  A.  HEUSLER,  Institutionen  des  deatochen  Priratrechts  I 
<Leipsig  1885).  8.  3Uff.  K.  TH.  VON  INAMA- STERNEGG,  Deatsche  Wirtschafts- 
geschichte II  (Leipzig  1891),  8.  lU.  128  ff.  III,  i  (1899).  8.  162 ff.  G.  MEYEK 
VON  KNONAU,  Jahrbücher  des  deutschen  Reiches  unter  Heinrich  IV.  (Leipzig  1904), 
Bd.  V,  8.  366 ff.  P.  SCHEFFER- BOICHORST,  Kaiser  Friedrich'  1.  letzter  Streit 
mit  der  Kurie  (Berlin  1866).  S.  189  ff.  R.  SCHOLZ,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Hoheitsrechte  des  deutschen  Königs  zor  Zeit  der  ersten  Staofer.  Leipzig  1886. 
A.  SCHULTE,  Geschichte  des  mittelalterliehen  Handeis  and  Verkehrs  zwischen 
Westdeutschland  und  lUlien  I  (Leipzig  1900),  8.  231  ff.  U.  STUTZ.  Die  Eigenkirche 
als  Element  des  mittelalterlich  -  germanischen  Kirchenrechts  S.  23  ff.  G.  WAITZ, 
Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XIII  (1873).  S.  494  ff.  G.  WAITZ,  Gesammelte 
Abhandlangen  I  herausgeg.  ron  K.  ZEUMER  (Güttingen  1896),  S.  576  ff. 

Die  Ausstattung  der  kirchlichen  Anstalten  im  Reiche,  der  Erz- 
bistümer, Bistümer,  Kollegiatkirchen  imd  königlichen  Klöster,  mit  Grund- 
besitz und  Rechten  jeder  Art,  wie  sie  in  fränkischer  Zeit  üblich  gewesen 
war,  wurde  vom  deutschen  Königtum  zunächst  beibehalten,  als  seine 
Pflicht  bezeichnet  und  gehandhabt.  Jede  Durchmusterung  des  urkund- 
lichen und  historiographischen  Quellenstoffs  erbringt  zahlreiche  Belege. 
Unter  Otto  I.  z.  B.  gingen  41  grössere  und  730  kleinere  königliche 
Güter  an  Kirchen  über;  im  Jahre  1012  erhielt  das  Bistum  Bamberg 
65  Ortschaften  zwischen  Isar  und  Inn.  Bistümer  und  Klöster 
empfingen  Grafschaften,  Markt-,  Zoll-  und  Münzgerechtsame  zu  Ge- 
schenk. Im  Jahre  1180  wurde  der  Erzbischof  von  Köln  mit  der  herzog- 
lichen Gewalt  in  Westfalen  bedacht,  die  bislang  Heinrich  der  Löwe 
(t  1 1 95)  innegehabt  hatte  tmd  die  sich  nun  zum  kölnischen  Herzogtum  im 
alten  Ribuarien  hinzugesellte.  Gleichwie  in  frankischer  Zeit  lässt 
sich  auch  im  deutschen  Mittelalter  der  Gesamtumfang  des  kirchlichen 
Besitzes  an  Grund  und  Boden,  an  Rechten  und  Einkünften  nicht 
zahlenmässig  abschätzen;  nur  zu  ungefähren  Angaben  bezüglich 
einzelner  Anstalten  wird  man  vordringen  können.  Eine  Gleichförmig- 
keit des  Besitzes  innerhalb  einer  Gruppe  rechtlich  gleichstehender 
Kirchen,  der  Bistümer  etwa  oder  der  Abteien,  war  jedenfalls  nicht 
vorhanden.  Der  Zufall  spielte  seine  Rolle,  nicht  minder  das  persönliche 
Ansehen  oder  Verdienst  des  einzelnen  Bi.schofs  oder  Abtes,  seine  Ge- 
schicklichkeit in  der  Ausnutzung  der  augenblicklichen  Gunst  oder  Lage 
des  Königs.  Ist  für  das  elfte  Jahrhundert  ein  Bischof  wie  Meinwerk  von 
Paderborn  (f  1036)  charakteristisch,  dessen  Lebens beschreibimg  ihn  als 
klugen,  nie  verlegenen  Mehrer  des  Bistimigutes  schildert  *),  so  genügt 

■M  dmri  tötet  m  «wAi  ti  mmietu,  nihil  exciudendo,  et  ipeeiaUt&r  de  Authu  tumieit  •»  emm, 
eeSieet  aitfsu/i  et  hgemmK  wtatUeüo  aeu  paUio,  ac  oakiammitie,  imeie  weetOme  tJüapie  meeemmiit 
m  emmitm»  et  per  emmim,  tieut  fnänhu  wuwemhMlihit  ad  lempora  vUe  ene  providere  et 
wftiiiftwu  eieque  dmirntteiom  et  eomtntdietwm  g—Wkl  deiemtit  (BÖHMES  -  HUBEB, 
Begeeto  imperii  VIII  n.  8054). 

')  MO.  88.  XI,  106  ff.,  allerdings  erst  im  12.  Jahrhundert  vertuet. 

12* 


180  Di«  Kirche  Tom  zehnten  bis  fünfzehnten  Jahrhundert. 

es  für  da«  vierzehnte  Jahrhundert  Krzbischof  Balduin  von  Trier 
(tl354)  SU  nennen:  niemalB  umsonst,  nie  ohne  materiellen  Vorteil 
tÜT  seine  Kirche  hat  er  sich  in  den  Dienst  des  Königs  gestellt;  sein 
Eintreten  für  seinen  Bruder  Heinrich  von  Luxemburg,  fiir  den  vom 
Papst  bekämpften  Ludwig  den  Bayer,  bei  der  Erhebung  seines  Neffen 
Karl  von  Böhmen  hat  dem  Trierer  Erzstift  reichen  Gewinn  an  Land 
und  Rechten  eingebracht ').  Nicht  jede  Kirche  freilich  vermochte  ihren 
Besitz  nur  zu  vergrössem,  geschweige  denn  stets  auf  gleicher  Höhe 
zu  erhalten.  Sie  musste  auf  die  Gefahr  dauernder  Verluste  gefasst 
sein,  sei  es  durch  Krieg  und  Fehde  mit  benachbarten  laikalen  Ge- 
walten, sei  es  durch  Säkularisationen  wie  die  des  Abteigutes  von 
St.  Maximin  in  Trier  durch  Heinrich  U.  im  Jahre  1023.  Manches 
Stift  musste  Anleihen  aufnehmen,  um  seine  Schulden,  wodurch  immer 
sie  verursacht  waren,  zu  decken,  so  z.  B.  seit  dem  dreizehnten  Jahr- 
hundert eine  grosse  Zahl  von  geistlichen  Reichsftirsten  bei  Juden, 
Kawerzen  und  Lombarden.  Schliesslich  wird  eine  Geschichte  des 
Kirchengutes  in  Deutschland,  die  gleich  der  des  deutschen  Reichsgutes 
noch  aussteht,  in  Erwägung  ziehen,  dass  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
zwölften  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  die  Unlust  des  Königtums  sich 
bemerkbar  macht,  die  einzelnen  Anstalten  aus  Reichsgut  zu  beschenken. 
Hängt  dies  mit  einer  Wandlung  der  Rechtsanschauungen  zusammen, 
auf  die  noch  einzugehen  ist,  so  sicherlich  auch  mit  der  steigenden 
Erschöpfung  des  Reichsgutes,  dessen  Bestände  nicht  mehr  wie  im 
Zeitalter  der  Ottonen  durch  die  Eroberung  und  Kolonisation  des 
slawischen  Gebietes  vermehrt  werden  konnten.  Nach  der  Verschleu- 
derung des  Reichsgutes  im  Streit  zwischen  Philipp  von  Schwaben  und 
Otto  von  Braunschweig,  nach  den  mancherlei  Verlusten  während  des 
sog.  Interregnum  galt  es  seine  VenN-altung  königlichen  Beamten  an- 
heimzugeben und  dadurch  nach  Möglichkeit  dem  völligen  Untergang 
der  zerstreuten  Reste  vorzubeugen.  Der  höhere  Klerus  andererseits 
hatte  im  Laufe  der  Zeit  seine  Beziehungen  zum  Königtum  umgestaltet. 
Geistliche  Beamtenschaft  unter  den  Ottonen  und  Saliern  war  er  all- 
mählich zu  einem  geistlichen  Fürstenstand  geworden.  Vordem  stellte 
er  dem  König  Diener  zur  Verfiigung,  später  dem  Reiche  Fürsten. 
Vordem  hatte  er  das  ihm  überwiesene  Gut  genutzt  als  Amtsgut,  später 
wurde  eben  dieses  Gut  Landesgut,  die  materielle  Grundlage  der  geist- 
lichen Territorien. 

In  diesen  Gegensätzen  ist  die  geschichtliche  Entwicklung  des 
Verhältnissei  swischen  Königtum  und  Geistlichkeit  umschrieben.  Die 
Epoche  bildet  der  Investiturstreit,  dessen  Bezeichnung  nur  insofern 
passend  ist,  als  er  die  äusserlich  sichtbare  Rechtshandlung  erkennen 
läist,  deren  Vollzug  den  Kampf  entfachte.  Im  letzten  Grunde  war 
er  ein  Ringen  zwischen  germanischer  und  römischer  Anschauung  von 
dar  Hemohaft  ttber  die  Kirche  als  über  die  Summe  lahlreioher 
IdrchBcher  Einzclanstalten. 

0  V|L  Qssis  B*M«wial  n«.  4  (W/üMkadi  «ad  Min«r.  0«sU  TrwWMtw  II, 
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Die  rechtliche  Grundlage  der  Investitur  und,  weil  diese  die 
Dnhingabe  eines  Gegenstandes  ist,  der  symbolisch  dem  Investierten 
ein  Gut  zu  Besitz  und  Genuas  überweist,  die  Grundlage  der  Ueber- 
weisungen  von  Gütern,  liegender  Habe  also  und  Rechten,  war  das 
Eigenkirchenwesen.  Seine  Bedeutung  in  fränkischer  Zeit  wurde  bereits 
gewürdigt ') ;  es  hat  auch  im  deutschen  Mittelalter  die  Spuren  seines 
Daseins-  hinterlassen.  Das  Königtum  betrachtete  sich  als  den  Eigen* 
tümer  der  Erzbistümer  und  Bistümer,  der  auf  deutschem  Reichsboden 
erbauten,  bei  weitem  also  nicht  aller  innerhalb  der  Reichsgrenzen  er- 
richteten Kollegiatkirchen  (Propsteien  oder  Stifter)  und  BLlöster,  zahl- 
reicher Pfarrkirchen  und  Kapellen  auf  dem  platten  Lande  wie  in  Städten, 
soweit  beide  dem  Reiche  gehörten.  Alle  Erzbistümer,  alle  Bistümer 
mit  wenigen  Ausnahmen,  ein  im  Ganzen  nicht  allzugrosser  Teil  der 
Kollegiatkirchen,  Klöster  und  sonstigen  Kirchen  im  Gebiete  des 
deutschen  Reiches  waren  Eigenkirchen  des  Reiches,  Reichskirchen. 
Höhere  imd  niedere  Reichskirchen  stehen  demnach  nebeneinander, 
dergestalt  dass  diese  Unterscheidung  dem  kirchlichen  Range  ihrer 
Vorsteher  Rechnung  trägt.  Höhere  Reichskirchen  waren  die  Erz- 
bistümer, Bistümer  und  Reichsabteien,  niedere  Reichskirchen  waren 
die  Propsteien  oder  Collegiatkirchen,  Pfarrkirchen  und  Kapellen»). 
Die  übrigen  Kirchen  im  Reich,  also  die  weitaus  grösste  Mehrzahl  der 
Klöster,  soweit  sie  nicht  als  abbatiae  liherae  Eigentum  des  päpstlichen 
Stuhles  waren  oder  als  Niederlassungen  der  Cistercienser  jeglicher  Unter- 
ordnung ledig  sein  sollten,  femer  der  Kollegiatkirchen,  Pfarrkirchen 
und  Kapellen  waren  reichsmittelbar,  d.  h.  zwischen  ihnen  und  dem 
Reiche  standen  die  Eigentümer,  geistliche  und  weltliche  Grosse, 
kirchliche  Einzelanstalten  und  weltliche  Gemeinwesen.  Deren  Herr- 
schaft aber  schloss  aus,  dass  der  König  unmittelbar  sie  privilegierte 
oder  irgend^^ne  für  die  Zwecke  der  Reichsverwaltung  in  Anspruch 
nahm:  wollte  er  es  tun,  so  hatte  er  sich  zuvor  mit  dem  Eigentümer 
der  Kirche,  z.  B.  demnach  einem  Erzbischof  oder  einem  Grafen,  aus- 
einanderzusetzen. Die  Mediatkirche  war  nur  dank  dem  Schutze, 
den  das  Reich  allen  seinen  Angehörigen  und  folgeweise  auch  ihrem 
Besitze  gewähren  sollte,  der  advocatia  ecclesiae  des  Königs  unterstellt, 
sodass  deren  Wirkung  auf  sie  von  nicht  allzugrosser  Tragweite  sein 
konnte. 

Alle  Reichskirchen  waren  ausgestattet  mit  Gut,  d.  h.  also  liegender 
Habe,  dem  zu  ihrer  Bewirtschaftung  erforderlichen  Inventar,  mit 
Rechten  privater  und  öffentlicher  Natur  und  den  aus  ihrer  Handhabung 
fliessenden    Einnahmen    an    Diensten    imd   GefiÜlen.     Alles   Gut   der 


')  Vg-I.  oben  S.  83ff. 

*)  Beispiele  für  ErzbiBtümer,  Bistümer  und  Abteien  werden  im  Folgenden  sieh 
zahlreich  finden  (vgl.  auch  §  85).  An  Reichspropstaien  mögen  genannt  sein :  8t.  Marien 
zn  Aachen,  8t.  Adalbert  zu  Aachen,  St.  Michael  zu  Beromänster,  8t  Simon  und  Juda 
zu  Goslar,  St.  Peter  zn  Kaiserswerth,  St.  Serratins  zu  Maastricht,  Heiligkrenastift 
zu  Nordhansen,  St.  Ursus  zn  Solothum,  St.  Victor  zu  Xanten,  St  Felix  imd  Regula 
zu  Zürich.  An  Pfarrkirchen  und  Kapellen  seien  erwähnt  die  Pfarrkirche  8t  Johann 
zu  Maastricht,  St.  Maria,  8t  Nicolans,  St  Peter  in  Nordhaosen,  die  Bnrgkapelle  zu 
Mämberg. 
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lieicliBkirchcn  zusammen  umfasst  der  Ausdruck  Keictiäkirchengut,  das 
wiederum  entaprechend  seinen  Nutzniessem  in  das  höhere  und  das  niedere 
Kcichskirchengut  zerfUllt  Alles  Reichskirchengut  ist  Eigentum  des 
Kciches.  Wie  die  einzelne  Reichskirche  es  erworben  hatte,  ob  durch 
Ueberweisung  seitens  der  Könige  oder  anderer,  z.  B.  weltlicher  Grosser, 
kam  nicht  in  Betracht. 

Die  Schicksale  des  höheren  Reichskirchengutes  sind  zunächst  zu 
behandeln. 

Da  das  Reich  der  Eigentümer  des  Gutes  der  höheren  Reichs- 
kirchen war,  so  entzog  jede  Schenkung  von  Gut  an  eine  solche  dem 
Reiche  nicht  das  Eigentum  an  jenem  Gute,  sondern  sie  bestellte  an  Stelle 
des  Königs  einen  Besitzer  und  Nutzniesser,  eben  die  Reichskirche,  die  ihr 
Erzbischof,  Bischof  oder  Abt  vertrat.  Das  Gut  war  die  materielle  Vor- 
aussetzung für  die  Handhabung  des  geistlichen  Amtes  in  der  Kirche,  deren 
Art  nur  die  der  kirchlichen  Obliegenheiten  ihres  Vorstehers  beeinflusste ; 
ein  Erzbischof  hatte  andere  kirchliche  Pflichten  als  ein  Bischof,  aber 
das  Rechtsverhältnis  beider  zum  Gute  des  Erzstifts  und  des  Bistums,  auf 
Grund  des  Gutes  zum  König  war  dasselbe.  Die  Investitur  mit  dem  Gut, 
den  temp&ralia  oder  regalia,  war  zugleich  eine  Investitur  mit  dem  kirch- 
lichen Amt,  den  spiritualia.  Solange  folgeweise  der  König  den  einzelnen 
Bischof  U.S.W,  ernannte,  verlieh  er  zugleich  eine  kirchliche  Würde,  deren 
kirchliche  Obliegenheiten  das  Kirchenrecht  umschrieb,  bestellte  er  in  dem 
einzelnen  Erzbischof  u.  s.  w.  einen  Verwalter  von  Gut,  an  dem  er  als 
König  das  Eigentum  des  Reiches  zu  wahren  befugt  und  gehalten  war. 
Darin  lag  eine  Gefahr  für  die  Kirche.  Durch  die  Doppclstcllung  ihrer 
Diener  konnte  ihre  Selbständigkeit,  die  freie  Entfaltung  ihrer  Wirksam- 
keit zum  Besten  des  der  Kirche  innewohnenden  Daseinszweckes  gehindert 
werden.  Die  Tätigkeit  des  Reichsklerus  in  der  Kirche  musste  an  Be- 
deutung um  so  mehr  verlieren,  als  nach  einem  Worte  des  Papstes 
Paschaiis  II.  (1099 — 1118)  seine  Mitglieder  aus  Dienern  des  Altars 
Diener  des  Königshofes  geworden  waren,  weil  sie  Städte,  Herzogtümer, 
Marken,  Münzstätten  und  anderes  zum  Rcichsdienst  Gehörige  mehr 
empfangen  hätten.  So  war  der  Investiturstreit  in  der  zweiten  Hälfte 
des  elften  und  im  ersten  Drittel  des  zwölften  Jahrhunderts  ein  Kampf 
um  ihre  Freiheit  vom  Staate  für  die  Kirche,  für  den  Staat,  d.  h.  das 
deutsche  Königtum,  ein  Ringen  um  das  Eigentum  des  Reiches  an  den 
Reichskirchen  und  ihrem  Gut.  Die  Trennung  der  Spiritualien  und 
Regalien  sollte  die  Kirche  ab  geistliche  Lebensordnung  vom  Staate 
lösen;  kirchliche  Organe  sollten  den  kirchlichen  Diener  zur  Führung 
seines  geistlichen  Amtes  bevollmächtigen.  Das  Königtum  dagegen 
verlangte^  Aufrechtcrhaltung  seiner  hergebrachten  Gerechtsame  oder 
sam  wenigsten,  wenn  die  Spiritualien  nicht  mehr  im  Eigentum  des 
Reiches  stehen  sollten  und  mo  Investitur  nicht  mehr  auch  in  sie  ein- 
weisen, die  Anerkennung  seines  Eigentums  an  dem  Jeder  einzelnen 
kirchlichen  Anstalt,  also  der  Kirche  überhaupt  geschenkten  Gute.  Die 
Anscinandersetsnng  dieser  sich  kreuxenden  Ansprüche  brachte  das 
Wormscr  Konkordat  vom  Jahre  1122.  Es  Übertrag  kirchlichen  Wahl- 
körpem  die  Wahl  des  Bischofs  oder  Abts;  der  König  investierte  ihn 
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fortan  nur  mit  dem  Gut  seiner  Kirche.  Das  Reich  gab  sein  Eigentum 
an  den  Spiritualien  auf,  erhielt  sich  das  an  den  Kegalien.  Aus  ihm 
aber  erwuchsen  wie  vordem  den  Kirchen  Lasten  zu  Gunsten  dps 
Reiches,  deren  Darstellung  ergänzt  wird  durch  die  Darlegung  der 
kitniglichen  Gerechtsame  und  Mitwirkung  bei  Besetzung  der  Reichs- 
kirchen, der  Rechtsverhältnisse  der  geistlichen  Territorien  im  Reich  *). 

Die  Bischöfe  —  der  Kürze  halber  gewählt  umspannt  dieser 
Ausdruck  Erzbischöfe  und  Bischöfe  —  und  die  Aebte  waren  schon  in 
fränkischer  Zeit  Beamte  gewesen  zugleich  des  Reiches  und  der  Kirche. 
Solange  beide  Organisationen  im  Königtum  allein  ihren  Äfittelpunkt 
fanden,  mochte  ein  Zusammenstoss  der  Kirchen-  und  Reichspflichten 
nicht  allzu  bedenklich  erscheinen.  Auch  das  deutsche  Königtum  hat 
den  Reichsklerus  als  seine  Beamtenschar  an  sich  zu  fesseln  gesucht. 
Die  Verwaltung  des  Reiches  mit  Hülfe  nur  der  weltlichen  Beamten 
erwies  sich  als  unmöglich,  weil  die  sich  ausbreitende  Erblichkeit  der 
Herzogtümer  und  Grafschaften  dem  König  die  Macht  entzog,  über 
die  ihrer  Verwaltung  anheimgegebenen  Gebiete  und  Rechte  nach 
seinem  Ermessen  zu  verfügen,  ihren  Träger  zu  mehr  oder  minder 
grosser  Unabhängigkeit  vom  König  hinführte.  Die  Geistlichkeit 
dagegen  vereinigte  in  sich  grössere  Bildung  und  Rechtskenntnis.  Das 
kirchliche  Amt  war  nicht  erblich,  sondern  der  König  übertrug  es 
einem  Manne,  von  dessen  Befähigung  er  überzeugt  sein  mochte,  der 
sich  ihm  durch  mancherlei  Dienste  in  der  Kanzlei  und  Kapelle,  in 
Krieg  und  Frieden  empfohlen  hatte.  Es  lag  im  Interesse  des  Vorstehers 
der  Kirche,  durch  geregelte  Wirtschaftsgebahrung  den  Ertrag  der  seiner 
Kirche  überwiesenen  Güter  zu  steigern,  da  er  nach  Abzug  der  Lasten 
für  das  Reich  ihm  zu  fast  uneingeschränkter  Nutzniessung  zustand. 
Die  Herrschaft  des  Königtums  über  den  Klerus  war  aber  von  dem 
Augenblicke  an  unsicher,  wo  dieser  im  Papsttum  einen  vom  deutschen 
Herrscher  unabhängigen  Gebieter  über  sich  hatte.  Um  den  Klerus 
fest  mit  der  Krone  zu  verbinden,  hatte  Otto  der  Grosse  sich  das 
Papsttum  als  die  Spitze  der  kirchlichen  Organisation  unterworfen;  er 
und  seine  Nachfolger  bis  auf  Heinrich  UL  waren  zugleich  die  kirch- 
lichen Herren  des  Reichsklerus,  der  seine  kirchlichen  Beamtungen 
von  ihnen  empfing:  der  apostolische  Stuhl  schien  eine  Eigenkirche 
des  Reiches  zu  werden  gleich  jedem  deutschen  Bistum.  Diese  Um- 
klammerung der  Kirche  durch  den  Staat  ist  im  Investiturstreite  gelöst 
worden.  Er  hat  die  kirchliche  Herrschaft  des  Königtums  über  das 
Papsttum  und  den  deutschen  Reichsklerus  gebrochen,  die  weltliche 
Herrschaft  über  den  Reichsklerus  nicht  zerstört.  Das  Gut  der  Reichs- 
kirchen blieb  nach  wie  vor  im  Eigentum  des  Reiches,  das  freilich 
seitdem  sich  je  länger  je  mehr  in  ein  Lehnseigentum  an  den  Terri- 
torien der  Reichskirchon  umwandelte,  die  eben  auf  Grund  des  Gutes 
jener  Einzelanstalton  sich  ausbilden  konnten. 

Das  Reichseigentum  am  Reichskirchengut  äusserte  sich  zimächst 
in  der  Investitur  durch  den  König;  wurde  ein  Bischof  oder  Abt  von 

')  Vgl.  §  84—36. 
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einem  anderen  ab  vom  König  investiert,  so  stand  seine  Kirche  und 
deren  Gut  im  Eigentum  des  investierenden  weltlichen  oder  geistlichen 
Fürsten.  Das  Reichseigentum  kam  ferner  zur  Geltung  in  den  Lasten 
des  Kirchengutes  fUr  das  Reich.  Die  in  der  Reichskanzlei  imd  Hof- 
kapelle  tätigen  Geistlichen  waren  mit  Pfründen  zumeist  an  Reichs- 
kirchen ausgestattet.  Der  Rcichsklcrus  stellte  dem  Königtum  die 
Diplomaten,  da  Bischöfe  und  Aebte  zur  Uebemahme  von  Gesandt- 
schaften auf  Kosten  ihrer  Kirchen  gehalten  waren,  des  weiteren  die 
Staatsmänner  wie  z.  B.  Wüligis  von  Mainz  (f  1011),  Adalbert  von 
Bremen  (tl072),  Engelbert  von  Köln  (f  1225)  und  zahllose  Andere. 
Er  war  verpflichtet,  dem  König  bei  seinen  Reisen  im  Reich  stets 
Herberge  und  Unterhalt  zu  gewähren.  Während  der  Dauer  seines 
Verweilens  am  Sitze  des  Bischofs  oder  Abtes  oder  in  einer  diesen  ge- 
hörigen Stadt  wurden  alle  nutzbaren  Hoheitsrechte  wie  Gericht,  Zoll, 
Münze  und  Geleite  von  ihm  auf  eigene  Rechnung  in  Verwaltung 
genommen.  Erst  Friedrich  II.  bestimmte  1220,  dass  iu  biHchöflichen 
Städten  dies  Ledigwerden  der  Regalien  zu  Gunsten  des  Königs  nur 
bei  Reichstagen  in  ihnen  stattfinden  und  nicht  länger  dauern  solle 
als  während  der  Reichstage  selbst  und  während  je  einer  Woche  vor 
ihrem  Beginn  und  nach  ihrem  Schluss.  Bischöfe  und  Aebte  hatten 
die  Last  der  Hoffahrt,  wenn  anders  nicht  diese  Pflicht  auf  den  Besuch 
von  Reichs-  und  Iloftagen  in  bestimmten  Städten  eingeschränkt  wurde ; 
eine  um  das  Jahr  1116  gefälschte  Urkunde  für  die  Abtei  St.  Maximin 
beanspruchte  für  ihren  Vorsteher  die  dem  Abte  von  Echtemach  zu- 
stehende Vergünstigung,  nur  solche  Reichsversammlungen  besuchen 
zu  müssen,  die  in  Mainz,  Metz  oder  Köln  stattiUnden.  Zu  den  Ge- 
schenken der  Bischöfe  an  den  König  kamen  mehr  zufällige  oder  auch 
feste  Abgaben  der  Reichsklöster,  von  denen  die  reichsten  oft  jährlich 
100  Pfund  zu  zahlen  gehalten  waren,  wenn  sie  nicht  diese  abführen 
mussten,  so  oft  der  König  in  ein  bestimmtes  Gebiet  oder  eine  bestimmte 
Stadt  einzog.  Das  Reichshecr  setzte  sich  aus  den  Kontingenten  wie 
der  weltlichen  Grossen  und  Reichsstädte  so  vorzugsweise  der  Reichs- 
kirchen zusammen.  Eine  Aufzeichnung  aus  dem  Jahre  981,  auf 
Grund  deren  die  Aufgebotsschreiben  zu  einem  Truppennachschub  nach 
Italien  ergingen,  lässt  erkennen,  um  wie  viel  stärker  die  Earchen  aar 
Leistung  herangezogen  wurden  als  die  laikalen  Gewalten^).  Be- 
schuldigt, den  Heerdienst  nicht  geleistet  zu  haben,  suchte  Bischof 
Wazo  von  Lüttich  (f  1048)  den  Verlust  der  königlichen  Gnade  durch 

*)  MO.  Coiut.1,  682;  rgi.  K.  UHLIKZ,  JahrbUcher  der  denUrhen  Ueschioht« 
aat«r  Otto  II.  (Ulpti«  1909),  8.  246  ff.  (iofordert  werden  2090  Puuerreitwr.  roa 
denen  90  Laien  686,  81  r«i^cho  AneUit«n  1604  sn  stellen  haben.  Aufgefordert 
werde«  dl«  I->sbbeh8fe  von  Köln  (100),  Mains  (100),  Salsburg  (70),  Trier  (70).  die 
RiaekOfe  Ton  Aagaburg  (100),  1«'-—  -¥)),  Cambrai  (12),  Cbur  (40),  EichsMtt  (10), 
E^»f(^).  KoittiMu  (40).  l.üt  cofensburg  (70),  Speier  (20),  Straasborf  (lOOX 

»  ?!  (»O»  ^•'^«w  (W),  Womw  u  ..rsbnrg  (60),  die  Aebte  tob  EllwaiifMi  (40), 

Pnida  (60X  Merrfeld  (40).  Kempten  (80).  I^rsch  (60),  Morbaeh  (90).  Prftm  (40). 
MlttbnaQ  (60),  8t  Gallen  (40).  Stabio  and  Inden  (19),  WelMenbory  (60).  Za  jedam 
Nmm  iü  «In  miim  od«r  dtmt  Uaracvmft  sodaM  also  lalaterM  Wort  pMtSoUeliM 
^iolwIaM  U»  mmn  aadMtet. 
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die  Zahlung  von  dreihundert  Pfund  Silber  abzuwenden.  Im  Jahre 
1175  betonte  der  Erzbischof  von  Mainz,  es  sei  Gesetz,  dass  die  durch 
kaiserliche  Freigebigkeit  ausgestatteten  Kirchen  im  Gehorsam  gegen 
das  Reich  »ich  bewähren  müssten  durch  Uebertragung  ihrer  Güter, 
zumal  in  einem  Kriege,  der  das  Ansehen  des  Reichs  beträfe. 
Wie  drückend  oft  diese  Last  empfimden  wurde,  die  Reichskirchen 
hatten  nicht  selten  auch  zu  den  Zwecken  der  Reichskriege  ausser- 
ordentliche Abgaben  zu  entrichten,  wie  denn  1177  die  Kosten  des 
Friedens  von  Venedig  den  geistlichen  Fürsten  durch  eine  Um- 
lage von  1000  Mark,  nach  heutigem  Geldwert  etwa  450000  Mark, 
aufgebürdet  wurden.  Die  Summen  für  den  Abkauf  der  Pflicht  zur 
Heerfahrt,  von  der  nur  einige  Kirchen  wie  z.  B.  die  Abtei  Tegemsee 
durch  Privileg  befreit  waren,  waren  höher  für  die  geistlichen  als  für  die 
weltlichen  Reichsfürsten.  Sie  zu  tragen  waren  die  Kirchen  im  stände  allein 
dadurch,  dass  sie  einzelne  Teile  ihres  Gutes  zu  Lehen  an  Ministerialen 
und  Vassalien  austaten.  Da  ein  solches  Lehen  den  Heerschild  des 
Empfängers  nicht  minderte,  trugen  die  Fürsten  und  ebenso  die  Könige 
selbst  kein  Bedenken  es  anzunehmen,  sodass  z.  B.  die  Hohenstaufen 
für  eine  Reihe  von  Besitzungen  Vassallen  des  Erzbischofs  von  Mainz, 
des  Bischofs  von  Strassburg,  des  Abtes  von  Prüm  u.  a.  m.  waren; 
um  das  Jahr  1160  waren  15000  Hufen  der  Abtei  Fulda  in  den  ver- 
scliiedensten  Teilen  des  Reiches  zu  Fiirstenlehen,  u.  a.  an  den  Sohn 
Konrads  III.,  ausgegeben*). 

Zu  allem  kamen  das  Regalienrecht,  das  Spolienrecht  der  Könige 
und  die  von  ihnen  geübte  Regaliensperre.  Das  Regalienrecht  (itu 
regaliaty  reaalium)  bestand  in  der  Einziehung  aller  frei  verfugbaren 
Rechte  und  Einkünfte  einer  Kirche  während  der  Dauer  ihrer  Er- 
ledigung durch  und  für  den  König,  nicht  also  auch  derjenigen  Güter, 
die  aus  dem  Gesamtgut  dem  Domkapitel,  den  Konventen,  den  ab- 
hängigen Kirchen,  Vassallen  imd  Ministerialen  überwiesen  waren. 
Die  Vorteile  des  Regalienrechts  waren  für  die  Könige  so  erheblich, 
dass  sie  oft  mit  der  Investitur  eines  neuen  Kirchenvorstehers  zögerten; 
unter  Heinrich  V.  z.  B.  blieb  deshalb  die  Abtei  Lorsch  sechs  Jahre 
lang  ohne  Abt,  Konrad  HL  nahm  sie  drei  Jahre  in  eigene 
Verwaltung.  Ohne  Widerspruch  zu  finden  übte  Friedrich  I.  das  Re- 
galienrecht ex  antiquo  iure  regum  et  imperatorum  atque  ex  cotidiana 
consuetudine;  er  konnte  zu  Gunsten  einzelner  Kirchen  durch  Privileg 
darauf  verzichten.  Mehrfach  scheint  unter  ihm  die  Dauer  seiner  Hand- 
habung auf  ein  Jahr  nach  dem  Tode  des  Bischofs  oder  Abtes  ein- 
geschränkt worden  zu  sein  —  ähnlich  wie  bei  Fahnenlehen  die  Lehns- 
emeuerung  binnen  Jahr  und  Tag  stattfinden  sollte  — :  auch  der  nach- 
folgende Bischof  oder  Abt  musste  also  vom  Rechte  des  Königs  be- 
troffen werden,  da  das  Reichsrecht,  wie  es  wenigstens  der  Sachsen- 
spiegel gehandhabt  wissen  wollte,  seine  Neuwahl  im  Interesse  des 
kirchlichen  Dienstes  innerhalb  sechs  Wochen  nach  Eintritt  der  Stuhl- 

*)  YgU  Oe*U  Marcuardi  abbatia  l^ldensis  (f  1165),  BÖHMER.  Fontes  rer. 
<terni.  III,  171  ff.,  dasu  die  Formel  61  im  Collectariaa  perpetnarum  forraaram 
Johannia  de  Geylnhiuen  ed.  KAISER  8.  61. 
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erledignog  vorachrieb.  Gänzlich  und  allgemein  auf  da«  Regalienrecht 
SU  Tendchten  machte  sich  Otto  IV.  anheischig,  um  die  Anerkennung 
des  Papstes  za  erwirken,  wobei  er  auf  Grund  eines  ihm  aufgenötigten 
Formulars  jenes  Recht  tadelte  als  einen  abitsus,  quem  in  occupandi» 
b<m%$  dsoeaentium  praelatorwn  aut  etiam  ecclestarum  vacantium  nostri 
eonmieventnt  anteee»»ore»  commiUere  (1209),  ebenso  Friedrich  II.  12 IS 
und  1216,  freilich  derart  dass  die  Verbriefung  von  1216  wie  es  scheint 
nur  die  liegende  Habe  der  Erzbistümer,  Bistümer  und  Reichsabteien 
entlastete,  die  von  ihnen  verwalteten  Hoheitsrechte  für  die  wirkliche 
Daner  der  Stuhlerled i^uig  dem  König  anheimgegeben  wurden ;  gcgen- 
flber  dem  niederen  Keichskirchcngut  behauptete  das  Königtum  seine 
Gerechtsame.  Das  Spolienrecht  (ius  spolü)  räumte  dem  König  den 
Mobiliamachlass  des  verstorbenen  Kirchen  Vorstehers  ein,  soweit  ei- 
mittels  des  seiner  Anstalt  überwiesenen  Gutes  von  ihm  erworben  war. 
Seine  Handhabung  ist  seit  Anfang  des  zehnten  Jahrhunderts  bezeugt. 
Es  wurde  geübt  z.  B.  beim  Tode  des  Erzbischofs  Adalbert  von  Bremen 
(t  1072),  dessen  Bücherei,  Gewänder  und  Reliquien  Heinrich  IV.  sich 
aneignete.  Friedrich  I.  hat  es  aufrechterhalten  tmd  nur  zu  Grünsten 
z.  B.  von  Köln  und  Hersfeld  nicht  ausgenutzt  Wie  lästig  es  war  —  es 
beschränkte  sich  nicht  allein  auf  das  hinterlasscne  Geld,  die  Wert- 
gegenstände des  Toten,  sondern  erstreckte  sich  auch  auf  die  Wirt- 
sdbaftsgeräte  und  den  Bestand  an  Getreide,  Wein  und  Vieh  — ,  be- 
xeogt  einmal  der  Widerspuch  des  Papstes  Urban  UI.  (1185 — 1187V 
da  es  zu  Unrecht  in  Anspruch  genommen  werde  und  die  neu« 
Bischöfe  jeweils  ihre  Kirchen  geplündert  und  beraubt  vorfänden ;  der 
Aufstand  sodann  Philipps  von  Köln  (f  1191)  gegen  Friedrich  I.  und 
der  Uebertritt  de«  Mainzer  Erzbischofs  auf  die  Seite  des  P;ij 
der  Versuch  endlich  Heinrichs  VI.,  durch  die  Dahingabe  des  Sp<  ..  . 
rechtes  den  hohen  Klerus  für  den  Plan  eines  im  hohenstaufischen 
Hause  erblichen  Königtums  geneigt  zu  machen.  Den  Einzelverzichten 
gegenüber  verschiedenen  Kirchen  folgte  der  Verzicht  zu  Gunsten  aller 
durch  Otto  IV.  (1198  und  1209)  und  Friedrich  II.  (1218  und  1216). 
In  der  Confoederatio  cum  prtncipihus  ecclesiasticis  von  1220  versprach 
Friedrich,  dass  er  beim  Tode  emes  geistlichen  Fürsten  dessen  Kacl 
lass  niemals  mehr  ans  Reich  ziehen  wolle;  dieser  solle  vielmehr  dem 
Nachfolger  zukommen,  wenn  nicht  der  Verstorbene  durch  Testament 
andern  darüber  verftlgt  habe.  Auch  hier  also  eine  Einengung  der 
königlichen  (icrechtsarae  zum  Vorteil  vorerst  des  höheren  Klerus; 
erst  1223  hat  dann  Friedrieh  II.  das  Spolienrecht  gegenüber  dem 
niederen   Reichskirchengut  dem   Deutschen    Orden   eingeräumt. 

Die  Befugnis  zur  Verhängung  der  Regaliensperre  äusserte  sich 
in  der  Verwaltung  und  Nutzniessung  des  Kirchengutes  durch  den 
König  selbst,  sobald  sich  der  Investierte  ihm  gegenüber  Untreue  hatte 
sa  schulden  kommen  lassen;  sie  lässt  sich  der  Lehnsentziehung  xnm 
Schaden  des  weltlichen  Lehnsmannes  wegen  Verweigening  der  Lehna- 
pfiicht  vergleichen.  Als  1164  die  Bischöfe  von  Bremen  und  Halber- 
stadt nicht  zum  Reiohsheere  stiessen,  wurden,  vielleicht  auf  Grund  eines 
Gesetzes  Konrads  111.,  ihnen  die  Regalien  entzogen,  nicht  ihren  Kirchen, 
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da  diese  ihrer  Zubehümngen  grundsätzlich  nicht  entkleidet  werden 
konnten.  Als  !'  '  "  liof  Konrad  von  Salzburg  (f  1183),  Anhänger 
des  Papstes  AI •  .  111.  (1159 — 1181),  sich  weigerte,  die  Investitur 

mit  den  Regalien  uuclizusuchen,  wurden  ihm  diese  entzogen  und  an 
Laien  gegeben;  während  der  daraufhin  ausbrechenden  Salzburger 
Fehde  rückte  Friedrich  vor  den  Sitz  des  Erzbistums,  doch  wurde  in 
Verfolg  des  Friedens  von  Venedig  (1177)  bestimmt,  dass  nunmehr 
alle  Verleihungen  und  Veräusserungen  des  Salzburger  Kirchengutes 
durch  Friedrich  ungültig  sein  sollten,  der  investierte  Erzbischof  die 
Kegalien  in  dem  Umfang  wiedererhalte,  den  sie  beim  Tode  seines 
Vor^Lngers  Eberhard  (f  1164)  gehabt  hätten.  In  der  Berechtigung 
zur  Regaliensperre  war  ein  Mittel  gegeben,  die  Geistlichkeit  in  Kämpfen 
z.  B.  mit  dem  Papsttum  auf  die  Seite  des  Königtiims  zu  bannen,  aber 
sie  zeigt  auch,  wie  unsicher  stets  die  Verbindung  der  Staatsgewalt 
mit  dem  Reichsklerus  war,  der  eben  im  Papst  ein  zweites  Haupt 
besass  und  das  Gut  der  Reichskirchen  zur  Befehdung  von  dessen  Eigen- 
tümer verwenden  konnte.  Gleichwie  Friedrich  11.  wahrscheinlich  im 
Jahre  1240  den  Geistlichen  des  Königreiches  Sicilien  mitgeteilt  wissen 
wollte,  dass  er  trotz  des  päpstlichen  Interdikts  die  Messe  celebriert 
wünsche,  widrigenfalls  ihre  Temporalien  einzuziehen  seien,  so  befahl 
Ludwig  der  Bayer  1338  den  Klerikern,  ohne  Rücksicht  auf  die  päpst- 
lichen Prozesse  Gottesdienst  zu  halten;  Ungehorsam  werde  bewirken, 
dass  Leib  und  Gut  des  Widerstrebenden  ausserhalb  des  Friedens  ge- 
setzt würde,  und  die  allgemeine  Ermächtigung  zu  Angriffen  auf  sie 
nach  sich  ziehen  \). 

Alle  Lasten  der  Reichskirchen,  alle  Berechtigungen  des  Königs 
gegenüber  ihren  Vorstehern  und  Besitzungen  fasste  der  Ausdruck 
servttium  regia  zusammen.  War  aber,  um  das  Gut  nutzen  zu  können, 
die  Investitur  erforderlich,  so  erklärte  sich  daraus  zugleich  die  Vor- 
schrift, dass  jegliche  Verfügung  über  Kirchengut,  jegliche  Regierungs- 

*)  Vgl.  dazn  Heinrichs  Ton  Diessenhoven  Chronik  zum  Jahre  1338;  BÖHMER, 
Fontes  rer.  Germ.  IV,  29  f.  Ludwig  hatte  bereits  1331  allen  Herzügen,  Markgrafen, 
Grafen  and  Landvügten  befohlen,  die  Güter  solcher  Geistlichen  einzuziehen  und  als 
kaiserliche  Lehen  zu  behalten,  die  Papst  Johann  XXII.  anhingen  und  den  Kaiser  als 
pxkomniuniciert  ansähen;  der  Stadt  Esslingen  wurden  die  Güter  der  Kleriker  in 
ihrem  Gebiet  angewiesen  und  zugleich  die  Weisung  erteilt,  die  Geistlichen  gefangen 
zu  nehmen ;  Ludwig  will  sie  mit  lebenslänglichem  Gefängnis  bestrafen,  diejenigen 
aber,  die  bei  seiner  Anwesenheit  in  Esslingen  sich  w^eigem  Gottesdienst  zu  halten, 
für  immer  ans  der  Stadt  vervteisen  (A.  DIEHL,  Urkundenbnch  der  Stadt  EUslingen  I, 
Stuttgart  1899,  S.  292  f.).  —  Da  Spolienrecht.  Regalienrecht  und  -Sperre  begründet 
sind  im  Eigentum  an  den  Kirchen  und  deren  Gut,  so  werden  sie  von  jedem  geübt, 
der  Kirchen  zu  Eigen  bat  und  des  zum  Zeichen  den  Vorsteher  investiert.  So 
konnte  Heinrich  der  Löwe  1158  und  1174  zu  Gunsten  der  von  ihm  investierten 
Bischöfe  von  Lübeck,  Schwerin  und  Ratzebarg  auf  Regalien-  und  Spolienrecht  ver- 
zichten. Im  Jahre  1116  fiel  die  Hinterlassenschaft  des  Abts  von  Petershausen  an 
den  Bischof  von  Konstanz,  dessen  Eigenkirche  das  Kloster  war.  Dem  Erebischof 
von  Salzburg  stand  die  Investitur  des  Bischofs  von  Gurk  zu ;  als  dieser  sich  weigert« 
sie  nachzusuchen,  erklärte  Heinrich  (VII.)  1228  den  Erzbischof  für  berechtigtf  die 
Regalien  von  Gurk  für  sich  einzuziehen.  Vgl.  auch  den  Bericht  der  Genealogia 
comitum  Flandriae  cc.  3—7  über  Graf  Robert  von  Flandern  (f  1093),  MO.  S8.  IX, 
310  f. 
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handlung  des  Bischofs  oder  Abtes  vor  seiner  Investitur  dnrch  den 
König  nicht  rechtsgültig  sein  sollte.  Damm  wurde  1223  dw  Kcchts- 
spruch  bekundet^  da88  alle  Verschonkungen  von  Land,  Uebertragungen 
von  Lehen  und  VerpfUndungen  zu  widerrufen  seien,  wenn  sie  erfolgt 
wären  vor  Uebemaiune  der  Regalien,  die  nur  durch  die  Investitur 
erfolgen  konnte.  Im  Jahre  1240  setzten  Schultheiss,  Bürgermeister, 
Schönen  und  Ratsherren  von  Lüttich  fest,  dem  Bischof  solle  nicht 
eehnldigt  werden,  ehe  er  nicht  dem  König  gehuldigt  habe,  sodass  vor 
dem  Kachweis  des  Empfangs  der  Regalien  auch  kein  Schultheiss  oder 
anderer  Rieht«  i  <  in  Schoffcnkolleg  im  Bistum  zum  Urteil  auffordern 
könnte,  kein  \'uAhull  sich  im  Besitz  seiner  Lehen  bestätigen  zu  lassen 
brauchte.  Deshalb  erklärte  1338  der  Papst  der  Aebtissin  von  Essen, 
es  sei  alte  deutsche  Gewohnheit,  dass  sie  vom  König  die  tnveatititra 
temparalttatis  erhalte,  dass  sie  vorher  ihre  Untergebenen  imd  Vassallen, 
die  Lehen  von  jener  Kirche  trügen,  nicht  neu  belehnen  noch  auch 
iljreii  Treueid  en^egennehmen  dürfe.  Das  Privileg  Ludwigs  des  Bayern 
Vom  Jahre  1815  ftir  den  Abt  von  St.  Emmeram,  auf  Grund  dessen 
«  r  <li<  Nussallfn  seiner  Kirche  belehnen  könnte,  auch  wenn  er  während 
«im  1  Erledigung  des  Reichs  die  Regalien  noch  nicht  erhalten  haben 
sollte,  schuf  eine  Ausnahme,  die  nur  die  Regel  bestätigt.  Zugleich 
wurde  aus  dem  Eigentum  des  Reiches  die  Folgerung  gezogen,  dass 
Verfügungen  des  investierten  Bischofs  oder  Abts  über  Kirchengut, 
dauernde  Belastungen  des  Kirchenguts  durch  ihn  regelmässig  die  Zu- 
stimmung des  Königs  erforderlich  machten;  mit  der  Investitur  war 
ihm  eine  nur  Icbenslänglicho  Gewere  am  Gute  übertragen  worden. 
Friodricli  I.  rrklHrtf  11H4.  dass  kein  Höriger  des  Stifts  zu  Kaisers- 
writli  mIiik-  ( iciH'limi^Miii;,'  (|is  Kitnigs  aus  diesem  Verbände  entlassen 
w<  ril<  II  <i(li  r  >uli  >.  ll)>t  in  «'in  anderes  Abhängigkeitsverhältnis  be- 
j^mIxh  koiiiir.  Im  Lrl.iclicii  .lahre  verkündete  eine  Reichssentenz,  dass 
kein  geistlicher  Fiir>t  i^tlialteii  sei,  Schulden  seines  Vorgängers  zu 
bezahlen,  die  iliescr  uline  Erlaubnis  des  Königs  und  ohne  den  Rat 
seines  Domkapitels  aufgenommen  habe;  auch  Kirchengut  könne  er 
nicht  verkaufen  oder  verpfUnden  ohne  Einwilligung  des  König>. 
Aehnliche  Verfügungen  ergingen  1219.  1225,  1234  und  1240  hin 
sichtlich  der  Bistümer,  1255  hinsichtlich  der  Reichsabteien,  hu  Jahr 
1300  widerrief  Albrecht  1.  alle  Verkäufe,  Veräusserungen  und  Ifand- 
bestellungen  zum  Nachteil  des  Gutes  der  Abtei  Kornclimünster  (Inden), 
sobald  sie  der  Erlaubnis  des  Königs  entbehrten. 

Wie  das  Reich  Kigentun»  am  Reichskirchengut  besass,  wie  es 
solche»  dnnli  Tausch  gegen  anderes  Heichsgut  oder  auch  durch  Ueber- 
tragting  \^<\i  Kirchen  an  den  König  erwerben  konnte,  so  war  es  ihm 
möglich,  darauf  dauernd  «»der  ztütweilig  zu  verzichten.  Die  Schick- 
sale des  höheren  und  niederen  Keichskirehcngutes  waren  hierin  ver- 
schieden. Das  ganze  Mittelalter  hindtirch  ist  die  grössere  Mehrzahl 
der  Bistttmer  Eigentum  des  Reiches,  also  roichsunnuttelbar  geblieben. 
Kur  vorflbergehend  Imt  Heinrich  L  zu  Gunsten  des  Herzogs  Arnulf 
▼on  Bayern  i.  h  des  Eigentums  an  den  bayrischen  Bistümern 

begeben  und  ...   „.nu  Zeichen  ihm  die  Investitur  der  Bischöfe  über- 


f  33.    Das  Keichtkirchengut.  189 

lassen.  Die  überelbischen  Bistümer  standen  nur  bis  zum  Sturze  Heinrich» 
des  Löwen  (1180)  unter  ihm  als  ihrem  Herrn,  der  ihre  Bischöfe  in- 
*  .  Dauernd  dem  Reiche  entfremdet,  reichsmittelbar  und  landsässig 
.\  i^'reich  Böhmen  wurden  die  Bistümer  Prag  und  Olmütz.  Die 
liedeutung  dor  Bi^itüraer  und  die  reichsfiirstliche  Würde  ihrer  Vorsteher 
traten  den  Versuchen  der  Mediatisiorung  regelmässig  entgegen,  sodass 
z.  B.  im  Jahre  1152  die  Unterwerfung  des  Bistums  Cambrai  unter 
die  Grafen  von  Flandern  nicht  durchgeführt  werden  konnte.  Hin- 
sichtlich der  Reichsabteien  wurde  im  Jahre  951  bestimmt,  dass  keine,, 
die  das  Recht  habe,  sich  ihren  Abt  zu  wählen,  einem  anderen  Kloster 
oder  einer  anderen  Person  geschenkt  werden  solle.  Tatsächlich  ist 
gerade  über  Klöster  sehr  häufig  verfügt  worden,  namentlich  über 
solche,  die  dank  ungenügender  Ausstattung  mit  Gütern  von  der  Reichs- 
heerfahrt und  anderen  Leistungen  befreit  waren.  Unter  Heinrich  IV. 
erhielton  die  Herzöge  von  Schwaben  und  Bayern  die  Abteien  Kempten 
und  Altaich  zu  Lehen,  der  Bischof  von  Brixen  wurde  mit  der  Abtei 
Polling  beschenkt.  Neben  priviUgia  de  non  alienaiulo  ab  imperio 
für  Reichsklöster  stehen  die  Sprüche  des  Reichshofes  aus  den 
Jahren  1209  und  1215,  nach  deren  letzterem  Friedrich  H.  den 
Tausch  der  Frauenklöster  Ober-  und  Niedermünster  gegen  Be- 
sitzungen des  Regensburger  Bistums  zurücknehmen  musste.  Kein 
lieichsturstentum,  so  ward  bekundet,  dürfe  durch  Tausch  oder  auf 
irgendwelche  Weise  dem  Reich  entfremdet  werden,  wenn  nicht  sein 
Inhaber  und  dessen  Ministerialen  damit  einverstanden  seien.  Auch  hier 
also  wurde  der  reichsfiirstliche  Charakter  jener  Aebtissinnen  als  wesent- 
acher  Hinderungsgrund  gegen  ihre  Mediatisierung  betrachtet  und  die 
Preisgabe  der  Reichsabteien  als  Ausnahme  hingestellt.  Dass  aber  eine 
solche  möglich  blieb,  zeigt  das  Beispiel  der  Abtei  Lorsch,  die  1232 
dem  Erzbischof  von  Mainz  gegeben  wurde,  damit  er  die  Lasten  trage^ 
die   das   verarmte   Kloster   nicht   mehr  zu    erfüllen   vermochte. 

Das  niedere  Reichskirchengut  blieb  dem  Reiche  nur  in  wenigen 
Kirchen  erhalten.  An  ihnen  verflüchteten  sich  die  Rechte  des  Eigen- 
tümers zu  denen  des  Patrons,  zumal  die  kirchliche  Gesetzgebung  seit 
Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  das  Eigenkirchenwesen  gegenüber 
den  niederen  Kirchen  ebenso  bekämpfte  wie  vordem  gegenüber  Reichs- 
bistümem  und  Reichsabteien  im  Investiturstreit.  Gerade  infolge  der 
räumlichen  Zerstreuung  des  niederen  Reichskirchengutes,  der  geringen 
Bedeutung  des  Patronats  für  den  König  wird  es  erklärlich,  dass  man 
von  zahlreichen  niederen  Reichskirchen  erst  erfährt  durch  die  Nachricht 
von  ihrer  Veräusserung  an  andere  Anstalten,  z.  B.  der  Nürnberger  Burg- 
kapelle imd  der  Pfarrkirche  St.  Blasien  in  Mühlhausen  an  den  Deutschen 
Oi^en.  Ludwig  der  Bayer  übertrug  1321  und  1336  den  Erzbischöfen  von 
Trier  und  den  Grafen  von  Jülich  als  den  Pfandinhabem  der  Reichs- 
städte Boppard  und  Oberwesel  bez.  des  Aachener  Schultheissenamts, 
der  Reichsstädte  Düren  und  Sinzig  die  Verleihung  und  den  Patronat 
aller  mit  ihren  Pfandschaften  verbundenen  kirchlichen  Beamtungen 
als  Geschenk  besonderer  Gnade,  ohne  also  deshalb  den  Pfandschilling 
JEU  erhöhen,  da  das  Patronatrecht  imd  wahrscheinlich  auch  das  Ver- 
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leihtingsrecht  als  res  extra  commercium  galten.  Die  vordem  erforder- 
liche kirchliche  Einweistme  der  kirchlichen  Bencficiare  durch  die  ent- 
sprechenden kirchlichen  Oberen  blieb  bestehen.  Indem  da«  Königtum 
auf  ihre  Ernennung  bez.  ihren  Vorschlag  verzichtete,  schmälerte  es 
für  die  Dauer  der  Verpfändung  von  Boppard  u.  s.  w.  sein  Eigentum 
an  jenen  kirchlichen  Beamtungcn  und  an  ihrem  Gute  tatsächlich  für 
alle  Zeit,  da  es  jene  Pfänder  nicht  mehr  einlöste. 

Die  Verschiedenheit  in  dem  Schicksal  des  höheren  und  niederen 
Reichskirchengutes  deutet  auf  verschiedene  Grundsätze  bei  der  Hand- 
habung des  Keichseigentums.  Bei  dem  niederen  blieb  es  patrimonial 
verwertbar  gleichwie  bei  jeder  Einnahmequelle,  jeder  liegenden  Habe 
des  Reiches,  während  überdies  die  Kirche  die  Rechte  des  Kirchherm 
hinsichtlich  der  spiri'tualia  schmälerte.  Bei  dem  höheren  Reichskirchen- 
gut wandelte  sicn  das  Eigentum  des  Reiches  am  Besitz  von  Bistümern 
und  Abteien  in  ein  Lehnseigentum  um,  sein  Eigentum  an  ihren 
apiritualia  hatte  der  Investiturstreit  beseitigt.  Aus  dem  Besitz  der 
Kirchen  wurde  reichslehnbares  Kirchengut,  die  einzelne  Reichskirche 
auf  Grund  eben  ihres  Besitzes  ein  geistliches  Reichsfürstentum,  ein 
Territorium,  dessen  Bischof  oder  Aot  als  Landesherr  dem  Reichs- 
fUrstenstand  angehörte  und  für  immer  angehören  sollte.  Im  Wechsel 
der  königlichen  Berechtigungen  bei  Besetzung  der  Reichsbistümer 
und  Reichsabteien,  im  Wandel  der  Symbole  bei  der  Investitur  ihrer 
Vorsteher  trat  dieser  Prozess  in  Erscheinung. 
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E.  REKNHEIM,  Lothar  III.  und  das  Wornuer  Konkordat  Strassburfc  1874. 
£.  BERNHEIM,  Zur  Ueschichte  des  Wormser  Konkordata.  Oöttingen  1878.  E.  KEKN- 
HEIM,  Forschungen  lur  deuUchen  Geschichte  XX  (1880),  8.  301  ff.  E.  UKKMIEIM, 
Zeitschrift  fllr  Ktrchcnrecht  XIX  (Nene  Folge  IV.  1884),  8.  171  ff.  E.  BEKNHEIM, 
ZeitM:hrift  ftir  Kircheugeschichte  VII  (1885).  S.  303  ff.  K.  BEYER,  Die  Bischofs- 
und  Abtawahlon  in  Dentsrhiand  unter  Heinrich  IV.  in  den  Jahren  1066—1076. 
Halle  a.  8. 1881.  R.  B(>ER(iER,  Die  Belebnungen  der  deutschen  geiatUclm  FOraton. 
Leipsig  1901.  R.  BONIN,  Die  Besetzung  der  deutschen  Bistiimer  in  deo  loteten 
80  Jahren  Heinrichs  IV.  1077—1105.  Jena  1889.  J.  FICKER,  Vom  Heerschllde. 
Innsbruck  1862.  K.  FRANZISS,  Der  deutsche  Episkopat  in  seinem  VerhXitnis  «u 
Kaiser  und  Reich  nnter  Heinrich  III.  StadUrahof  1880.  E.  FRIEDBERH  ''  '  ngen 
snr  deaUehen  Geschichte  VIII  (1868).   8.  77  ff.     H.  OERDES,   Die  I  .hien 
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W.  GIE.SEHI{i:CHT.  Münchner  Historisches  Jahrbuch  1866,  8.  9Sff.  A 
Die  EnUtehung  der  bischöflichen  FUrstenmaeht  Leipsig  1891.  A.  HAIJCK,  i  . ..  u, ..  „ 
Barbarossa  als  Kirchonpolitikor.  Leipsig  1896.  P.  HIN8CHIUS,  Kirchonrecht  II, 
8.  580  ff.  U.  KRABBO,  Die  Besetsong  der  deatsehea  Bistümer  unter  der  Regierung 
KAiaw  Friadriehs  II.  (1213—1250).  I.  Beriin  1901.  H.  KRABBO,  Forschtuigwi  aar 
braadMibarglsdi  ■  preossischan  Gesehichte  XVII  (1904),  S.  1  ff.  H.  KBÖGER.  Der 
Elttfloas  und  die  Politik  Kaiser  Karls  IV.  bei  BaMtsniig  der  dentaehen  BeielM- 
bUtfiner.     Münster  i.  W.  1886.     F.  KUMMER,   Die  Bisehofswahlen  In  DeutMihland 
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sor  Zeit  des  groMcn  Sehiamas  (1878—1418).  Jena  1891.  O.  I/^EOEL,  Die  Bischofs- 
wählen  sa  Mänster,  Osnabrück,  Paderborn  seit  dem  Interregnam  bis  xam  Tode 
Urbans  VI.  (12öft— 1389).  Paderborn  1888.  O.  MilLTZEK,  Papst  Gregors  VII. 
Oeeetifebang  nnd  Bestrebnngen  in  betreff  der  Bischofswahlon.  2.  Aufl.  Dresden  1876. 
C.  MIRBT.  Die  Puhlixiatik  im  ZeiUlter  Gregors  VII.  8.  343  ff.  463  ff.  G.  PEISER, 
Der  deutsche  Investiturstreit  unter  König  Heinrich  V.  bis  zu  dem  pipstlichen  Pririleg 
vom  la  April  1 111.  Berlin  1883.  8.  RIETSCHEL,  RealencyklopXdie  für  protesUntische 
Theologie  und  Kirche  IX  (^  Aufl.  Leipzig  1901),  8.  214  ff.  R.  SCHWEMER, 
lunoceuz  III.  und  die  deutsche  Kirche  während  des  deutschen  Thronstreites  ron 
1198—1208.  Strassburg  1882.  P.  ULICH,  Die  deutsche  Kirche  unter  Lothar  dem 
fiacthsfwi  Berlin  1885.  H.  WITTE,  Forschungen  zur  Geschichte  des  Wormser 
Coaeordats.  Güttingen  1877.  G.  WOLFRAM,  Friedrich  I.  und  das  Wormser  Concordat. 
MarbwK  l^^-  O-  WOLFRAM,  Zeitschrift  für  Kirchengescbichte  VIII  (1886),  8.  278  ff. 

Die  Schwierigkeit,  die  rechtliche  Stellung  des  Königtums  zu  den 
Reich-skirchen  —  also  bei  weitem  nicht  allen  im  Gebiete  des  Reichs 
belegenen  kirchlichen  Anstalten  —  zu  umschreiben,  ist  in  verschiedenen 
Umständen  begründet.  Jene  Kirchen  waren  Eigenkirchen  des  Reiches ; 
sie  standen  also  in  dessen  Eigentum  gleich  einem  Grundstück,  nur 
dass  ihr  geistlicher  Charakter  dem  Eigentum  zugleich  eine  geistliche 
Färbung  gab,  d.  h.  es  zu  einem  Eigentum  sui  qenerta,  zu  einem 
Eigen  des  weltlichen  und  nicht  minder  des  kirchlichen  Rechtsgebietes 
machte.  Als  Vertreter  des  Eigentümers  übte  der  König  die  Gerecht- 
same des  Reiches,  die  sich  auslösten  in  der  kirchlichen  und  in  der 
weltlichen  Herrschaft  über  das  einzelne  Bistum  oder  Kloster.  Durch 
die  Investitur  übertrug  er  das  geistliche  Amt,  die  spiritualta,  und 
ebenso  dessen  weltliche  Ausstattung,  die  regalia.  ]^Iit  den  Spiritualien 
und  Regalien  aber  verbanden  sich  für  den  Investierten  kirchliche  und 
weltliche  Obliegenheiten,  jene  innerhalb  der  geistlichen  Lebensordnung 
der  Kirche,  diese  innerhalb  des  staatlichen  Reichsverbandes. 

Diese  Lage  der  Reichskirchen  und  ihrer  Vorsteher  hat  der  Aus- 
gang des  Investiturstreites  umgestaltet.  Er  beseitigte  die  kirchliche 
Herrschaft  des  Königs  und  gab  der  Kirche  die  Verfügung  über  die 
Spiritualien  zurück.  Er  Hess  die  weltliche  Herrschaft  des  Königs 
über  die  Reichskirchen  bestehen,  d.  h.  das  Eigentum  des  Reiches  am 
Gut,  das  den  Anstalten  als  Ausstattung,  als  Grundlage  ihrer  Leistungen 
für  das  Reich  überwiesen  war,  das  allein  fortan  dem  Bischof  oder 
Abt  durch  die  königliche  Investitur  eingeräumt  werden  sollte.  Damit 
bahnte  sich  eine  neue  Auffassung  von  der  Eigenart  des  Reichskirchen- 
gutes an.  Aus  einer  Amtsausstattung  des  kirchlichen  Oberen  wurde 
es  reichslehnbarer  Besitz  der  Anstalt.  In  der  Person  ihres  Vorstehers 
wurde  sie  durch  den  König  mit  den  Temporalien  oder  Regalien  be- 
lehnt. Sie  hatte  einen  Anspruch  auf  die  dauernde  Nutzniessung  dieses 
Reichslehens.  Nicht  sie  konnte  des  Gutes  entkleidet  werden,  sondern 
zeitweise  nur  ihr  Vorsteher,  wenn  er  die  mit  dem  Gute  verbundenen 
Reichslehnspflichten  gegenüber  dem  obersten  Lehnsherrn,  dem  König, 
nicht  erfüllte.  So  wurde  das  Reichskirchengut  zur  feudalen  Voraus- 
setzimg des  geistlichen  Reichsfürstentums.  Der  Reichsbischof  oder 
Reichsabt,  zuvor  ein  Beamter  des  Reiches  dank  des  ihm  durch 
Investitur  übertragenen  geistlichen  Amtes  und  der  Regalien,  wurde 
Reichsfurst  auf  Gnind   der  in   der  Investitur   sich  vollziehenden   Be- 
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lebnung  mit  den  Regalien  seiner  Kirche.  Wie  die  weltlichen  Reichs- 
ftirstcntüiner  erblich  waren  in  weltlichen  Geschlechtern,  so  konnte  fortan 
jede  lieichskirche  die  Anerkennung  ilures  Resitzrechts  an  den 
Kegalien  als  der  Voraussetzung  der  Stellung  ihres  Vorstehers  im 
Reiche  beanspruchen.  Sic  konnte  verlangen,  immer  reichsunmitielbar 
au  bleiben,  d.  h.  nicht  einem  anderen  als  dem  König  zu  unterstehen. 
Das  Gut  der  einzelnen  Kirche  war  weltlich  seinem  Ursprünge  und 
seinem  Wesen  nach,  aber  es  wurde  bebandelt  gleich  kirchlichem  Gut, 
das  der  Inhaberin  nicht  entzogen  werden  durfte.  Anschauungen  des 
weltlichen  und  kirchlichen  Rechts,  des  Land-  und  Lehnrechts,  des 
Staats-  und  des  Privatrechts  verquickten  sich  miteinander.  Welche 
von  ihnen  die  stärkeren  waren,  wird  sich  kaum  mit  Bestimmtheit 
ermitteln  lassen.  Sie  alle  wirkten  bei  der  Handlung  mit,  durch  die 
das  Königtum  an  der  Besetzimg  der  Reichskirchen  sich  beteiligte,  bei 
der  Investitur. 

Investitur  im  allgemeinsten  Sinne  ist  Uebergabe  eines  Gegen- 
standes, der  die  Sache,  an  welcher  der  Eigentümer  einer  Person 
Besitz  und  Gcnuss  einräumen  will,  sinnbildlich  veranschaulicht  *).  Sie 
ist  demnach  eine  symbolische  Handlung  bei  der  Uebertragung  sowohl 
von  liegender  Habe  als  auch  von  Rechten.  Bis  zum  Wormser  Konkordat 
umspannte  sie  das  geistliche  Amt  (spiritualia)  und  das  zu  seiner  Aus- 
stattung bestimmte  Gut  (regalia),  Land  und  Befugnisse,  der  einzelnen 
Reiciiskirchc,  des  Erzbistums  also,  des  Bistums  und  der  Reichsabtei,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  diese  ein  Manns-  oder  ein  Frauenkloster  war.  Das 
Symbol  der  Investitur  waren  bis  zum  Wormser  Konkordat  der  Stab 
(baculus,  ferula,  virga  pastoralia)  und  der  seit  der  Mitte  des  elften 
Jahrhunderts  gleichzeitig  mit  ihm  übergebene  Ring  (anultu).  Nach 
dem  Wormser  Konkordat  umfasstc  die  Investitur  nur  noch  die  Masse 
der  Regalien,  mochten  sie  Liegenschaften  sein  oder  Rechte,  seit  alters- 
her  der  Kirche  zustehen  oder  seit  kurzem  erworben  sein,  vom  König 
herrühren  oder  von  anderen  Personen.  Das  Symbol  der  Investitur 
war  fortan  das  Scepter  (sceptrum),  seit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert 
die  Fahne.  Vor  1122  war  die  Investitur  ein  Akt,  der  dem  Gebiete 
des  Privatrechts  entnommen,  das  Eigentum  des  Reiches  an  Spiritualien 
und  Regalien  veranschaulichte,  dem  Investierten  auf  Lebenszeit  Besitx 
und  Nutzung  der  Spiritualien  und  Regalien  einräumte.  Nach  1122 
ward  sie  zu  einer  Handlung,  die  in  lehnsrechtlichen  Formen  sich  voll- 

*)  V|L  Pladdos  von  NonantnU,  De  bonor«  eceledse  o.  68  (mschrieboi  1111) : 
.Kiniti'kii  ■  mIm  fiiejiHr,  jmm  per  hoe  tigmtm  qmd  nottii  imm  «tt  rnUem  nm  inüm  mmtikm 
mm,  i^mi  mrim  mmtnm  ml,  cum  mUem  m  m»$k^  pßHt  mi  pomidmdmm  emuoaitn  >bIiiiii^ 
MMi  «Ml  fwwiiH  I  mmmmm,  t^fimKttm  vidaiiea«  «I  Aee  m§m  UkA,  fworf  immim,  mM» 
MW«  mmf$ttn  tt  ilUtm,  fw  meeipit,  ftmd  fmHrwn  e»t  per  nm  pomidere  (MO.  Ubelli  d» 
Ute  II.  OM);   Tfi-  »uch  DUCANQE.  OloMariutn  a.  ▼.  inmtHtmrm.    Dm  Wort 


iat  tolMa  «I  Sade  dee  10.  Jiüirhanderta  fOr  die  Einweiaanf  in  BIstamer  rebdbieUiek ; 
▼^  BrVBoaie  Tito  ■.  Adalberti  e.  •:  FImtmt  ^pmoptu  (von  Pruf )  . . .  JiJmm  mik . .  ^ 
a»  ewm ßmttrmK  wirgm  imnitUtit  Otm  immdbi  (9W);  .  .  .  mtkgmmmirH»  ITuyiiiifiiiin  .  .  . 
WUSfimu  HaHtrtt  ummtAik  mmI  «mrI  m  im  pruttmtoi»  impmmimu  mi  tMtmittum 
-  -tdimmm  wrmmm»  (MO.  88.  IT,  6W).  Die  BMeielinanc  mmuiitun  wird  spltor 
MMia  Ibttek  Ueber  die  Yerwendunc  de«  RlaehofiMtab«e  in  karollaflMlMr  Idt 
ofc«  8.  n  kam.  1. 


■Wfsisla 


§  '<4.     1>.-  A"' .!    !,  -   K  ir  R<»!oh«k!rrhpn.       193 

ziehend  daü  Uecht  der  Kirche  au  ilutr  Auhötattuug  anerkannte,  daa 
Lehnscigentum  des  Reiches  an  dieser,  nicht  auch  am  unmittelbaren 
Vermögen  der  Kirche  (den  hl.  Sachen),  in  Erscheinung  treten  lies«. 
Der  Investierte  wurde  auf  Grund  eben  der  Venn-altung  der  Regalien 
zum  Lehnsmann  des  Königs;  seine  Pflichten  gegenüber  dem  König 
wurden  Lehnspflichten.  Diese  Umbildung  der  Investitur  hat  das 
Recht  des  Königs  zur  liesetzung  der  Reichskirchen  umgewandelt  in 
eine  Mitwirkung  bei  ihrer  Besetzung. 

Als  Rechtsnachfolger  des  Karolingischen  Geschlechts  hielt  das 
deutsche  Königtum  zunächst  an  der  Ernennung  der  Bischöfe  und 
Aebte  fest.  Die  Wahlprivilegien  der  Könige,  nicht  häufig  ausgestellt 
für  einzelne  Bistümer  wie  z.  B.  Magdeburg,  Paderborn  imd  Würz- 
burg, weit  zahlreicher  fiir  Klöster  wie  z.  B.  Corvey,  Fulda  und 
Reichenau,  waren  nur  gegeben  unter  dem  mitunter  ausdrücklichen 
Vorbehalt,  dass  der  König  das  Wahlergebnis  zu  bestätigen  habe, 
wenn  er  es  nicht  selbst  oder  durch  Abgesandte  herbeiführte,  ja  sogar 
die  Verbriefungen  nicht  beachtete;  sie  schlössen  höchstens  aus,  dass 
dem  Bistum  oder  Kloster  ein  Vorsteher  wider  den  Willen  der  Stifts- 
angehörigen aufgenötigt  wurde.  Immer  bedeutete  die  Wahl  nur  einen 
Vorschlag,  an  den  der  König  nicht  gebunden  war.  Er  konnte  die 
Investitur  versagen,  sie  einem  ihm  genehmen  Mann  erteilen  und  da- 
durch sein  Recht  zur  Besetzung  der  Kirche  offenbaren.  In  der  Regel 
wurde  folgendes  Verfahren  geübt.  Nach  dem  Tode  eines  Bischofs  — 
und  was  vom  Bischof  gesagt  wird,  gilt  vorab  auch  vom  Abt  —  zeigte 
eine  Gesandtschaft  aus  Geistlichen  und  Laien  dem  König  die  Er- 
ledigung der  Kirche  an  und  bat  um  einen  Nachfolger  des  Verstorbenen, 
dessen  Stab  und  seit  der  Mitte  des  elften  Jahrhunderts  auch  dessen  Ring 
sie  an  den  Hof  brachte  wie  nach  einer  Wahl  deren  Protokoll.  Der 
König  mochte  sich  dann  mit  seinen  Räten  oder  den  Grossen  des 
Reichs  benehmen,  jene  Gesandtschaft  um  ihre  Wünsche  beft'agen 
oder  sie  unter  seinem  Einfluss  eine  Wahl  vornehmen  lassen,  —  stets 
blieb  die  letzte  Entscheidung  bei  ihm  selbst.  Häufig  in  öffentlicher 
Versammlung  oder  in  einer  Kirche  überreichte  er  dem  ausersehenen 
Kandidaten  den  Stab,  später  Stab  und  Ring  und  nahm  von  ihm  den 
Treueid  und  die  Mannschaft  entgegen.  An  diese  Investitur  schloss 
sich  alsdann  die  Inthronisation,  d.  h.  die  Besteigung  des  Bischofs- 
stuhles in  der  Domkirche  des  Bistums  oder  des  Abtstuhles  in  der 
Klosterkirche  zum  Zeichen  der  Besitznahme  der  Anstalt  durch  den 
Investierten,  bei  der  zuweilen  der  König  zugegen  war,  endlich  die 
Weihe,  die  bei  Erzbischöfen  ihre  Sufiraganbischöfe  oder  die  amts- 
ältesten von  ihnen  unter  Mitwirkung  der  übrigen,  bei  Bischöfen  der 
zuständige  Erzbischof  als  Metropolit,  wenn  nicht  ein  besonders  beauf- 
tragter Erzbischof,  und  die  übrigen  Bischöfe  der  Kirchenpro%nnz,  bei 
Aebten  die  Diözesanbischöfe  vollzogen.  Die  Bischofs-  oder  Abtweihe 
einem  Investierten  zu  versagen  war  nicht  möglich. 

Der  Wert    dieses   Verfahrens  war    für    das   Königtum')    nichts 

')  Papst  Johann  X.  (914—928)  bexeichnet  e«  «U  pri$ea  ammtimAa  et  rtfni 
«oMIila«,  ut  nuUus  qmteojmm  ordinore  debuittet  abtaue   iuMtone  regis,  Ammb  nuUus  ahetd 
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weniger  denn  gering.  Der  Herrscher  konnte  Männer  belohnen, 
den'n  Treue  und  Fähigkeit  er  voraussetzte  oder  erprobt  hatte.  Erz- 
bischof Bruno  von  Köln  (f  965)  z.  H.  war  ein  Bruder,  Wilhelm  von 
Mainz  (f  968)  ein  Sohn  Ottos  des  Grossen.  Hofkapellc  und  Reichs- 
kanzlei waren  Vorschulen  fUr  höhere  kirchliche  Aeniter.  Der  König  sah 
den  Bestand  des  Rcichscigentums  an  den  Kirchen  und  ihrem  Besitz 
gewährleistet  und  stets  in  Erinnerung  gebracht.  Er  konnte  durch  Ver- 
weigerung oder  Verzögerung  der  Investitur  seinem  Willen  zur  Geltung 
verhelfen.  Ihm  wurde  der  Bischof  oder  Abt  durch  Treueid  und  Mann- 
schaft verpflichtet.  Die  Kirche  dagegen  nahm  an  der  Investitur 
Anstoss.  Ein  Laie,  und  das  blieb  der  König,  obwohl  er  durch  die 
Salbung  mit  dem  hl.  Oel  einen  ideellen  Anteil  am  geistlichen  Amt<> 
erhalten  hatte,  vergabte  „mit  blutbefleckten  Händen'*,  die  Ring  und 
Stab  nicht  berühren  dürften,  Insignien,  durch  die  dem  Investierten 
Geschenke  des  heiligen  Geistes,  die  Sorge  für  die  Seelen  und  die 
Verwaltung  der  göttlichen  Sakramente,  erwuchsen  ^).  Um  so  mehr 
konnte  darin  eine  Sünde  erblickt  werden,  weil  die  Investitur  häufig 
durch  Geschenke  oder  Abgaben  aller  Art,  also  durch  Simonie,  erwirkt 
wurde.  Konrad  II.  hatte  ungescheut  den  simonistischen  Verkauf  der 
Kirchenämter  geübt,  Heinrich  III.  auf  ihn  verzichtet,  während  er 
nnter  des  minderjährigen  Heinrich  IV.  Regierung  wieder  mehrfach 
vorkam ').  Die  Besetzung  der  erledigten  Bistümer  und  Abteien  ent- 
sprach nach  Allem  nicht  den  kirchlichen  Vorschriften  älterer  Zeit,  die 
man  als  für  immer  verbindlich  ansah,  ohne  zu  beachten  oder  ohne 
zu  wissen,  dass  sie  niemals  in  ihrer  ganzen  Strenge  hatten  befolgt 
werden  können.  Die  Investitur  aber  übte  nicht  nur  der  König  bei 
den  Reichskirchen,  sondern  auch  alle  Eigentümer  von  Kirchen  oder 
Klöstern,  weltliche  und  geistliche  Personen.  Das  durch  Heinrich  HI. 
reformierte  Papsttimi  bekämpfte   also  mit  den   Verboten   der    Laien- 

elerieo  epiteopaium  oonfetrt  debeat  nUi  rtx,  etM  divinituM  aeeptra  coUata  mmt  (JÄFFl^ 
LÖWENFELD,  Regrest«  pontiäcam  Romanornm  I  n.  3664  f.). 

*)  DiapnUtio  vel  dofonsio  Pasclialis  papae  (geschrieben  1112;  MO.  Libelli 
d«  Uta  II,  665  f.) :  (Hemriem)  peoeat  in  Spiritum  tameium,  cum  imitttilunu,  guM  8piritu$ 
«MMfi  dona  tmU,  tibi  utwrpan  iwmtitur.  Novimua  etanm,  quod  muthu  et  mrga  fomjifieaHm 
amU  immjfma  et  jwr  ea  mritumSa  eo^fenmtur  «iona,  et  per  ea  mtimmntm  emm  et  üema 
aMyMHWH*  MMTMnMte.  JnM  mmh  mm  rfget^  tui^ete  nee  0tl  mm  pettmen,  mnw  smmm 
pteiM  MMf  MNjfiMi^   mp^^iuyiiwli  fvMoiM  proJUeeeutt    Bieut  mmh  m  ^mooimni  jhmMm'wm 


et  «MperalonMi  ithd  meigiie  eeepä'wu,  fuod  td  impereMe  «rf  ryfti  virya,  fum  rmitmt 
patrim,  dneahu,  eemtatm  et  eetera  regoSa  diatnbmmtm-  ima.  8i  ergo  dmerit,  fUM  per 
virgem  ponüßealem  et  awiiliiiii  ema  hmtmn  rpgßKa  velU  eo^ferref  mU  aeeptrmm  rtgah 
deierat  aut  per  iUud  regoHa  aua  eot\ferat. 

*)  Vgl.  Wipo,  QeeiU  Chaonradi  U.  e.  8  «d.  BRE88LAU  8. 88:  Dum  r«  et  r^/im 
o  fuodam   elerieo,  noiUi  mro  namim  CUalrieo,   fui  ibi  (BmoI   10S5)  tmte  tpieetpue 

vet»  m  abkgaml  pro  rnSquo  epieeueotm  tel  eUmtia  tmttim  jwwiiimiiw  mmpKm  meaipere,  m 
fM»  Mto  pem  beme  permemeiL  ^  8ed  ßSme  eme  tertuis  Mtimriem«  .  .  .  opikm  et  eime  eerupmh 

^■VHIM  WMM  MfpiMN^  fMMI  MI  MWM  VMI  MM  pTO  0MIIIMM  fl^^UMMMM  MCMMMHOM  HNMW 

«MI  preeiem  neu  dieitmr  mdkme  aeetpim.  Vgl  Lamperti  Henfeldonais  «BoalM  ad 
a.  10«.  1071.  1076.  Bnuio,  De  hello  8axoDleo  e.  1&.  (MO.  88.  V,   176.  188.  884; 
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invi'stitiir  den  Einfluss  der  weltlichen  Kreise  auf  die  Kirche,  zunieist 
deiniiHch  den  de»  Köni^uniH  auf  die  Reichskirchen.  Das  Königtum 
andererseits  luusste  sich  zur  Verteidigung  seiner  Gerechtsame  ent- 
schiiessen.  Ohne  sie  glaubte  es  des  Eigentums  au  den  Keichskirchen 
verlustig  zu  gehen,  das  gerade  in  der  Investitur  zum  Ausdruck  ge- 
bracht wurde.  Das  Verbot  der  Investitur  durch  Laien  schien  wie  die 
kirchliciie  so  die  weltliche  Herrschaft  des  Königs  über  den  Rcichs- 
klerus  zu  zerstören,  das  geistliche  Amt  und  den  Besitz  der  Kirchen 
s.'inor  Verfugung  zu  entziehen. 

Die  Gesetzgebung  des  päpstlichen  Stuhles  gegen  die  Laien- 
iiivestitur  wurde  vorbereitet  durch  theoretische  Auseinandersetzungen. 
Die  Librt  freu  adversus  »imoniacos  (geschrieben  1057  bis  1058)  des 
Kardinals  Humbert  verfochten  die  Anschauung,  dass  die  Investitur 
ein  rein  geistlicher  Akt  sei,  bei  dem  der  Stab  die  cura  pastoralis 
darstelle,  der  Ring  das  sigiiaculum  secretorum  caelestium  sei;  die  In- 
vestitur sei  eine  Handlung,  die  das  geistliche  Amt,  die  Befugnis 
zur  Verwaltung  der  Sakramente,  übertrage,  dem  Investierten  die  (jratia 
jiiistoralis  und  omnin  pastoralis  auctoritas  mitteile;  wohl  sei  sie  un- 
entbehrlich, aber  mit  ihr  dürften  Fürsten  nichts  zu  schaffen  haben, 
Laien  also,  die  nicht  einmal  befugt  seien,  kirchliche  Gewänder  auch  nur 
zu  berühren,  die  Kirchen  zu  öflfhen  und  zu  schliessen,  die  am  wenigsten 
King  und  Stab  zu  übergeben  fähig  seien  ^).  So  wurde  denn  auf  der 
römischen  SjTiode  von  1059,  deren  Dekret  über  die  Papstwahl  an 
anderer  Stelle  zu  behandeln  ist,  den  Geistlichen  untersagt,  Kirchen 
aus  der  Hand  von  Laien  anzunehmen,  sei  es  unentgeltlich  sei  es 
gegen  Zahlung.  Diese  Satzung  wurde  1063  wiederholt,  1075  dahin 
ergänzt,  dass  dem  Volk  anbefohlen  ward,  die  heiligen  Verrichtungen 
.«^imonistischer  Kleriker  zu  verschmähen,  und  um  den  neuen  Kanon 
vermehrt,  dass  der  deutsche  König  kein  Recht  habe  zur  Investitur 
der  Bischöfe.  Auf  zwei  weiteren  römischen  Synoden  von  1078  und 
einer  von  1080  wurde  das  Verbot  der  Investitur  noch  verschärft.  Laien 
und  Kleriker,  die  den  Kirchengesetzen  zuwider  Bistümer,  Abteien, 
kirchliche  Aemter  und  Zehnten  zu  Lehen  geben,  sollen  dem  Bann 
unterliegen ;  die  Investitur  von  Bistümern,  Abteien  und  Kirchen  durch 
den  Kaiser,  König  oder  eine  andere  Person  ist  nichtig,  der  investierte 
Geistliche  exkommuniciert,  der  investierende  Herrscher  oder  Macht- 
haber gebannt.  Die  Besetzung  eines  erledigten  Bistums  soll  durch 
Wahl  von  Klerus  und  Volk  erfolgen,  aber  nach  Weisung  eines  vom 
Papst  oder  vom  Metropoliten  bestellten  Visitators.  Sie  ist  vom  Papste 
oder  Metropolit  zu  bestätigen.  Irgendwelche  weltliche  Rücksichtnahme 
macht  sie  ungültig,  sodass  dann  das  Wahlrecht  verloren  gehen,  die 
Bestellung  des  Bischofs  an  den  Papst  oder  den  Metropoliten  zurück- 
fallen muss '). 

Gregors  VH.  Nachfolger  haben  das  grundlegende  Verbot  der 
Laieninvestitur  noch  mehrfach   wiederholt,   Heinrich  IV.   dagegen  hat 

')  Vgl.  MO.  Libelli  de  Kte  I,  100  ff.,  dazu  C.  MIBBT.  Pablisistik  im  Zeitoltsr 
Gregors  VII.  8.  463  ff. 

*)  Vgl.  MIBBT,  Quellen  zur  Qeschicbte  des  PapsUums'  8.  104  f. 
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keine  seiner  UefugniKse  preisgegeben  und  nach  wie  vor  die  liischöfe 
loit  King  und  Stab  investiert.  Unter  Heinrich  V.  scheiterte  der  Ver- 
sach eines  Ausgleichs  zwischen  Staat  und  Kirche,  wie  er  1111  in 
Sutri  unternommen  wurde  —  der  König  versprach,  bei  seiner  Kaiser- 
krönung auf  die  Investitur  und  alle  den  Kirchen  nicht  vom  Reich 
übertragenen  Besitzungen  zu  verzichten,  der  Papst  sollte  den  Bischöfen 
befehlen,  alles  vom  Reich  herrührende  Gut  dem  König  zurück- 
zuerstatten *)  — ,  am  Widerstand  der  Bischöfe  und  Laienfiirsten.  Jene 
fUrchtcten  den  Verlust  ihrer  weltlichen  Macht,  diese  die  Einbusse  ihrer 
Kirchenlehen,  beide  eine  Stärkung  des  Königs,  der  die  Ueberweisung 
der  Regalien  an  die  Kirchen  von  seiner  Gnade  würde  abhängig  machen 
können.  Die  Einräumung  des  Investiturrechts  durch  Paschalis  II. 
n099 — 1118)  an  Heinrich  V.  war  nur  ein  vorübergehender  Erfolg 
aes  Kaisers;  die  Laterausynode  von  1112  verwarf  das  päpstliche 
Zugeständnis.  Nach  dreimaliger  Exkommunication  Heinrichs  (1115^ 
1118,  1119),  nach  Einsetzung  eines  Gegenpapstes,  Gregors  VIII. 
(1118 — 1121),  wurde  der  Kampf  erst  beendet  durch  das  zu  Lobwiesen 
bei  Lorsch  vereinbarte,  zu  Worms  am  23.  September  1122  verkündete 
Konkordat. 

Die  vertragschliessenden  Parteien  waren  das  deutsche  Reich  und 
die  Kirche,  vertreten  durch  Heinrich  V.  und  Calixt  II.  (1119—1124), 
deren  Urkunden  einander  ergänzten.  Heinrich  verzichtete  auf  die 
Investitur  mit  den  kirchlichen  Symbolen  Rin^  und  Stab,  gestattete  die 
Besetzung  aller  deutschen  Reieiiskirchen  durch  kanonische  Wahl  und 
freie  Weihe  des  Gewählten.  Calixt  dagegen  beliess  dem  König  das 
Recht  der  Anwesenheit  bei  den  Wahlen  der  Reichsbischöfe  und  Reichs- 
äbte in  Deutschland.  Die  Wahlen  sollten  vollzogen  werden  ohne 
Simonie,  d.  h.  ohne  Bestechung  der  Wähler  durch  Geld,  Versprechungen 
an  sie  oder  Zusicherung  irgendwelcher  Vorteile,  und  ohne  Gewalt^ 
d.  h.  ohne  Einschüchterungen  der  W^ähler  oder  Massregeln,  die  sie 
beeinflussen  könnten.  Der  Gewählte  sollte  vom  König  vermittels  des 
Scepters  mit  den  Regalien  seiner  Kirche  investiert  werden  und  auf 
Orund  der  Regalien  seinen  Pflichten  gegenüber  dem  König  nach- 
kommen. Bei  zwiespältigen  Wahlen  sollte  der  König  nach  Rat  und. 
Urteil  des  Metropoliten  und  der  Bischöfe  derselben  Kirchenprovinz 
der  verständigeren  Partei  Zustimmung  und  Hülfe  gewäliren.  Durch 
Wahl,  Investitur  und  Weihe  also  und  in  dieser  Reihenfolge  der  Einzcl- 
handlungen  sollte  sich  die  Besetzung  der  deutschen  Reichsbistümer 
und  Reichsabteien  vollziehen.     Hinsichtlich  der  it^ilienischen  und  bur- 


0  Dw  Psnt  sollt«  gebieten,  d«M  dem  Künig  und  dem  Beicb  xurückfagabeB. 


mt/ktmmmm^  mdm  wysfa  imcrfeiif,  id  mt  milmlm,  dmeattu,  tmnhimt,  wutitBtm,  mmttat, 

WIP^tlltKf  ffMFVeMM|,  MHMMMM  M^M,  WfW  eMMTIOMMI  flf  flHnM^  9^"  WtM^WIm  f^^^M  ifWM^ 

rtm  ftrlimmHi»  mm»,  tmäiHmm  et  tmUrm  rtam,  nee  m  thmeq»  mm  per  grmUmm  ngk  de 
iptm  ryfiim  twimwfwiit.    8ti  nee  iiailim  noUri»  Kernt,  fw»  pott  m$  m 

(MO.  OmMt  I,  141). 
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gundischen  Kirchen  wurde  dem  König  kein  Recht  auf  Anwesenheit 
bei  der  Wahl  eingeräumt,  bei  ihnen  sollte  vielmehr  der  Gewählte 
zunächst  geweiht  und  binnen  eines  halben  Jahres  nach  der  Konse- 
kration vom  Kaiser  vermittels  des  Scepters  mit  den  Regalien  investiert 
werden  *). 

Das  Wormser  Konkordat,  kurz  und  unbestimmt,  weil  im  Drange 
der  Not  und  bei  der  Sehnsucht  nach  Frieden  entstanden,  bedeutete 
weder  fiir  den  Staat  noch  für  die  Kirche  einen  vollen  Sieg.  Jener 
sah  sich  abgedrängt  von  der  kirchlichen  Herrschaft  über  die  Reichs- 
kircht'n,  eingeschränkt  auf  die  weltliche  Herrschaft  über  das  Reichs- 
kirchengut; als  dessen  Veni\'alter  blieben  die  Bischöfe  und  Aebte  mit 
dem  Königtum  rechtlich  verbunden.  Die  Kirche  andererseits  fand 
ihre  Forderungen  ganz  erfüllt  nur  im  Hinblick  auf  die  italienischen 
und  burgundischen  Kirchen ;  in  Deutschland  errang  sie  die  Verfugimg 
nur  über  die  spiritualia,  während  sie  die  Regalien  durch  das  Zu- 
geständnis der  Investitur  anerkannte  als  dem  Reiche  zu  eigen  ge- 
hörig: ihr  Verlangen,  dass  die  einzelnen  Kirchen  auch  ihr  Gut  zu 
eigen  haben  sollten,  war  undurchführbar  gewesen.  Aus  solchen  Gründen 
erklären  sich  aber  auch  die  Versuche,  das  Konkordat  selbst  zu  durch- 
brechen. Friedrich  I.  hat,  wie  es  scheint,  beabsichtigt,  die  für  die 
deutlichen  Reichskirchen  verbrieften  Gerechtsame  des  Königtums  auf 
die   italienischen   imd   burgundischen  auszudehnen  —  er  forderte,  sie 


*)  Die  kaiserliehe  Urkunde  hat  folgenden  Wortlaut:  In  nomine  aanOae  et 
indimdmae  trimikUii.  Ego  Hemtrieu*  Dei  gratia  Bomanorum  tmfenJtivr  augtuttu  pro  amore 
DeietmmetmeBowtanaeaeeeleaiaeetdommipapae  Calixti  et  pro  remedio  amiwue  meae  dimitto  Deo 
et  mmeüe  Dei  t^oetaU»  FOro  et  Paulo  tanetaeqme  eatholieae  aeedetiae  omnetn  mvestiturcan  per 
mmmimm  et  bactihim  et  eomeedo  m  omvm&iw  aeedeaÜM,  quae  m  regno  vel  imperio  nteo  etmt, 
eanemieoM  fieri  eleetionem  etJSberam  eonteeraiionewi.  Fotaemone»  et  regalia  betUi  Petri^  quae 
a  prime^pio  htm»  diaeordiae  utque  ad  hodiemam  diem  etee  tempore  patrit  mei  tue  etiam  meo 
■WetB  mmt,  ftme  kabeo,  ädern  eantetae  Bamamut  oeedemae  reaHtuo,  quae  autem  non  habeo,  ut 
rmtitummtur,  JUkKter  imabo.  J\memioue$  etiam  aUßmm  ommimm  aeedetiarum  et  prme^fmm  et 
mUormm  tarn  elerieomm  fMorn  inaoru»,  jmae  m  werra  üte  amimae  mnt,  conäiUo  prime^pmm 
•rf  iuetkia,  quae  kaieo,  reddam,  quae  non  Kabeo,  ul  reddamtur,  ßdeliter  iutxd».  Et  do  vemm 
peuemdomimo  papae  OaUxto  munetaeque  Bomanae  aeeeleaiae  et  ominäm»,  qui  in  parte  ipeiue  »umt 
•ef  fitenuU.  Et  m  quibua  aaneta  Bomana  aeedetia  auaeilimm  peetultteerit  ßdeliter  iutfabo  et, 
de  quibu»  man  feeerit  queriwumiam,  debitam  n&i  fadam  tuettdam.  Saee  omnia  acta  ntnt 
«etuemeu  et  eonnüo  prindpum,  quorum  nomina  tubeeripta  »unt  (es  folgen  die  Namen 
TOn  18  geistlichen  und  weltlichen  Fürsten,  die  eigenhändige  Recog^nition  des  Kölner 
Erzbischofs  Friedrich  als  des  Enckanzlers;  das  Datum  fehlt;  MG.  Const.  I,  159 f.; 
Tgl.  oben  8.  174  Anm.  2).  —  Die  päpstliche  Urkunde  lautet :  Ego  Calixtu»  epiaeopu* 
»ervuM  «ermrum  Dei  tibi,  dileeto  jUto  Hieinrieo,  Dei  gratia  Botnanorum  impenUori  augusto. 
eomeedo  eleetiomei  epieeoporum  et  aibatum  Teutonid  regni,  qui  ad  regmtm  pertinent,  m 
praeeentia  tua  fieri,  eieque  eiMtumiaet  atiqua  videnüa,  ut,  n  qua  inter  partea  diaeordia  emerwerit, 
metnpolituni  et  eonprommdalium  eomeUio  vd  iudtdo  mniori  parü  attentum  et  aweUium 
prmAeae.  Eleetu»  gutem  regalia  [aieque  omm  exaetionej  per  «eepCntm  a  te  ree^iat  et  quae 
ex  hie  iure  tibi  debet  fudat.  Et  aSie  mro  partSbu»  imperü  eotueeratu»  im/ra  aex  menae* 
regaMa  fabeque  omni  eaaäomeJ  per  »eepirum  •  te  ree^iat  et  quae  ex  hi»  «Mre  tibi  debelfiaeiat, 
eaeeqftia  emmSma,  qurn  ad  Bomamam  «edeeiam  peiümre  noaeumtmr.  De  qmbua  eero  ank* 
querimoniam  feeeria  et  muaeHium  poetulaeeria,  aeeundum  o/fidi  md  debitum  auxilimm  tibi 
praeatabo.  Do  tibi  veram  paeem  et  oumibua,  qui  m  parte  tua  aunt  vd  fuenmi  kmpore 
huiua  diaeordiae  (die  eingeklammerten  Worte  sind  wahrscheinlich  interpoliert;  MG. 
Const.  I,  161). 
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vor  ihrer  Weihe  zu  investieren*)  — ;  in  Rom  andererseits  ward  die 
Auffassung  verfochten,  die  Rechte  des  Königs  seien  allein  Heinrich  V,, 
nicht  auch  seinen  Nachfolgern  am  Reich  zugebilligt  worden,  was  au» 
dem  Text  der  Urkunden  immerhin  gefolgert  werden  konnte  «).  Gleich- 
wohl blieb  das  Wormser  Abkommen  das  Grundgesetz  für  die  Mit- 
wirkung des  Königtums  bei  Besetzung  der  Heichskirchen.  Auf  die 
hier  zugestandenen  Befugnisse  hat  kein  Herrscher  ausdrücklich  ver- 
zichtet ').  Die  Praxis  der  Könige  allerdings  musstc  je  länger  je  mehr 
in  wichtigen  Punkten  dem  steigenden  Einfluss  des  Papsttums  sich 
fügen,  immer  mehr  ihre  Gerechtsame  der  ursprünglichen  Bedeutung 
entkleidet  sehen.  Während  in  einem  spiiteren  Abschnitt  darzulegen 
ist,  yfic  die  kirchlichen  Organe,  die  Wahlkörper  in  den  einzelnen 
Bistümern  und  das  Papsttum,  sich  betätigten  *),  ist  hier  allein  der 
Stellungnahme  des  Königtums  zu  den  vollzogenen  Wahlen  oder  Doppel- 

')  Vgl.  Otto  TOB  FrtiBing,  Chronieon  VU  c.  16  ed.  WILMAN8  8.  812  f.: 
Imperator  .  .  .  amgrtgato  nueta  Warmatiam  maaämo  principum  eonvmtu  inveftituram 
^piaooporum  legato  apo^oUeae  »edi»  .  .  .  retigtutvit.  .  .  PrivUegium  tryo  de  hoc  teekoiae 
laibUur,  ae  ipti  rur$mn,  ut  eleeti  tarn  Cualpitd  quam  Tranaatpini  non  prüu  ordmemhtr 
«pioeopi,  fuam  regatia  dt  «mm«  «mm  per  »ceptrum  mtadpioiU,  eeripto  ee^ftrmatur.  JShe  pro 
bomo  pmei»  aiK  «oJi  et  tiei»  tneeeetoribu*  datum  dieuiU  BomtmL  Eddtie  eedema  Uerlati 
«1  ptmmm  rmtilutu  paeefu«  ad  itUegrum  re/ormata  m  mtoffwum  mantem  ererisae  tub  Oaüxto 
pofm  meamio  inmmHur ;  saMardem  Tgl.  Otto  Ton  Freiaing,  0««ta  Friderici  II  c.  6 
ed.  WAITZ*  8.  85 f.:  TredU  .  .  .  curia  (wohl  tn  iibersetxen:  die  Anffswnng  des 
deiit«chen  Küuigs)  et  ab  aaedema  eo  tempore,  quo  mb  Ueinrico  V.  de  invcetUiira  epieeO' 
pcntm  dedcafmt  uUer  rcgmum  et  taeerdotium  eontrocertia,  Mi  eomeeemtm  autmmml,  fuod 
tbmmHbue  tmteopii  (cd  Mmtibu»),  m  forte  m  eHgmtdo  parte»  Jkmt,  primcipi»  arüirü  ceec 
ipSeeopmm  (mt  MattaQ,  fuam  vokunt,  er  primatmm  aaomm  cundUo  pcmert  nae  «lifuan 
eiMMM  Mut  MnMQTMMiwif  fiMMt  iw  ipfMM  MMN!  n^jiMM  JMT  cceplrtua  duetpiot»  Vgl*  Aoor 
H.  BRESai^U.  Aufgaben  mittelalterlieher  Qaellenforschnng  (8traMbarg  1904), 
8.  89.  29  Anin.  2U. 

*)  In  der  kaiterliohen  Urknnde  heiaat  e«:  diaUtto  Deo  et  ttuteH»  Dei  e^mtoU* 
Petro  Fmiio  eaitctaegue  catkoHeae  ateeheiae  ommem  inceetitHram :  do  veram  paeem  damina  papat 


OaUato  mmetacmu  Bomamae  aeecMae  et  ommbm»,  qui  in  parte  ipmua  nint  vet  fuervnt ;  in 
eameta  Romtmm 


foürn  emueta  Bomama  aeedma  mtuBilkm  poetmlavtiit  ßdelHer  ivreJbo.  Heinrichs  V.  Zn- 
gestlndniM«  werden  dem  Papet  nnd  der  röminchen  Kirche  verhH  •'♦  '^^^«»n  «Uo 
aaeh  »eino  Narhfolfror  im  Kaisertum  bes.  Könifrtum,  sumal   die  K"'  n  ihnen 

xngeatinunt  haben.  In  der  p  I  p  s  1 1  i  c  h  o  n  Urknnde  hoisst  es :  Hbi  d... .  ^  ,,..w  Heinrico 
Dm  graiim  Bemmmomm  iwtpanaori  emgutto  caneedo  eledwne«  cpitcoponm  et  äiiahmi  .  .  . 
M  prammäa  ftia  ßari;  ameamim  et  mmiHetm  proebea»!  r^gaüa  .  .  .  a  te  raeipimt  et  qmm 
...  IM  ddctßdiatf  da  foStm  mihi  faanmomam  feeeri»  et  mtmUwm  putuhmme  etetmdmm 
o/ßeii  md  dtbitum  omiKmm  tOi  praaiabo ;  do  tibi  paeem  et  ommbm,  qai  in  parte  Ums 
mmi  ml  fiienmL  Calixts  II.  ZngestNndniMo  binden  nur  ihn  selbst,  nicht  aueh  seino 
Naekfolger,  sind  gegeben  an  Heinrieh  V.  und  nicht  sugleich  an  seine  Nachfolger 
oder  da*  Keich,  obwohl  ron  den  epieeopi  et  Mate»  Teitiomei  regni,  fw  «I  nffornm 
perUmmU,  die  Kedo  ist 

")  K«  bleibt  aufnilig,  daas,  soweit  ersichtlich,  kein  Koni)?  nach  tViedrich  I. 
(vgl  oben  Anm.  1)  sich  bei  Maaanahmen  gegenüber  Kischofswnhicn  auiidrUcklich 
anf  die  Urkunden  das  Wormser  Konkordats  beruft.  Es  bleibe  dahingestellt,  ob 
aas  diesem  argtuneotam  ex  silentlo  Sehlllase  au  sieben  sind,  die  das  im  Text  Gesagte 
iMMtoMMi .  BbM  in  Aussicht  stehende  Untersuchung  von  D.  SCHÄFKR  wird  «us- 
"y— t  s^SSS  allein  der  kaiserlichen  Urkunde  dauernde  rechtliche  (iültigkcit  «usu- 
«MBMB  Ist,  da«  dagegen  die  plpatliche  mit  dem  Ableben  Heinrichs  V.  ihre  rc«  ht- 
■«»•  IMMtaag  Twlor"  (Sitsoagabarichte  der  Berliner  Akndemic  1904,  S.  976). 

^  vgi.|4a 
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wählen  und  päpstlichen  Massregeln  wie  der  Handhabung  der  Investitur 
zu  gedenken  *). 

Die  Widden  sollten  in  kanonischer  Weise  vor  sich  gehen  — 
ausdrücklich  wurde  die  Kechtsbeständigkeit  dieser  kirchlichen  For- 
derung noch  von  Otto  IV.  (1209),  Friedrich  II.  (1213  und  1219)  und 
Rudolf  von  Habsburg  (1275)  anerkannt  — ,  zugleich  aber  in  Gegen- 
wart des  Königs.  Er  konnte  demnach  am  Wahlort  anwesend  sein 
oder  die  Wahl  an  seinem  Hof  und  jeweiligem  Aufenthaltsort  vor- 
nehmen lassen,  weiterhin  Einspruch  gegen  einen  Kandidaten  erheben 
durch  den  Hinweis,  dass  er  ihn,  würde  er  gewählt,  nicht  investieren 
werde.  Er  konnte  die  zu  wählende  Persönlichkeit  bezeichnen  oder 
empfehlen.  Friedrich  I.  hat  verlangt,  dass  für  Wahlen,  bei  denen 
er  nicht  zugegen  sein  konnte,  seine  Zustimmung  eingeholt  werde. 
.Fe  mehr  aber  das  Papsttum  die  Besetzung  der  Bischofsstühle  beein- 
flusste,  selbst  eine  im  Sinn  des  Königs  vorgenommene  Wahl  in  Rom 
für  ungültig  erklärt  werden  mochte,  um  so  seltener  wurde  sie  in  Gegen- 
wart des  Königs  oder  eines  königlichen  Abgesandten  vollzogen.  Um 
dem  ihm  genehmen  Kandidaten  das  Bistum  zu  verschaffen,  empfahl 
ihn  wohl  der  König  den  Domkapiteln;  er  Hess  zuweilen  auch  durch 
den  Papst  eine  erfolgte  Wahl  zunichte  machen,  damit  sein  Günstling 
vom  Papst  zum  Bischof  ernannt  würde.  Bezeichnend  für  dies  Vor- 
gehen ist  Karls  IV.  Beteiligung  bei  Besetzung  des  Magdeburger  Erz- 
bistums in  den  Jahren  1361,  1368  und  1371,  wo  jedesmal  die  von 
Karl  unterstützten  Männer  durch  päpstliche  Ernennung  oder  Versetzung 
zu  Erzbischöfen  erhoben  wurden.  In  Augsburg  war  1413  Anselm 
von  Nenningen  zum  Bischof  gewählt  worden,  der  Bürgerschaft  da- 
gegen war  es  willkommen,  dass  auf  Andrängen  des  Königs  der  Papst 
an  Friedrich  von  Grafeneck  das  Bistum  übertrug,  der  auch  1414  in 
die  Stadt  einritt.  Eine  Spaltung  im  Domkapitel  führte  zunächst 
die  Anerkennung  des  Anselm  durch  den  neugewählten  Papst 
Martin  V.  (1417 — 1431)  herbei,  Sigmund  aber  verweigerte  sie  ihm, 
bis  endlich  der  Papst  seinem  Wunsche  sich  fügte,  die  Bestätigung 
Anselms  aufliob  und  ihn  absetzte  (1423).  Im  folgenden  Jahre  pro^•i- 
dierte  er  einen  neuen  Bischof,  der  vom  König  die  Regalien  des  Hoch- 
stifts empfing-).  —  Noch  ein  anderes  Moment  darf  bei  Wertung  der 
königlichen  Gerechtsame  nicht  unterschätzt  werden.  Je  einflussreicher 
die  reichsfürstliche  Stellung  der  Bistümer  wurde,  um  so  grösser  war 
auch  das  Interesse  der  weltlichen  Geschlechter,  eines  ihrer  Mitglieder 
im  Besitze  des  Bistums  zu  wissen.  Die  Besetzung  der  Bischofsstühle 
wurde  vielfach  zur  Sache  des  hohen  Adels,  dem  König  blieb  kaum  an- 
deres übrig,  als  durch  die  Unterstützung  der  einen  Partei  sich  die  Feind- 
schaft der  gegnerischen  zuzuziehen.  Es  genügt,  an  den  Lütticher  Bistums- 
streit unter  Heinrich  VI.  zu  erinnern.  Die  Stimmen  der  Wähler  hatten 
sich  zersplittert,  sodass  dem  bisherigen  Dompropst  als  dem  Schützling  der 

')  Die  KeichsabteieQ  werden  im  Womuter  Konkordat  den  Bistümern  gleich- 
iretttellt,  da  aber  für  ihre  Kesetznng,  nicht  auch  für  die  Investitnr  der  Keichsäbte, 
jede  Vorarbeit  fehlt,  mOssen  sie  für  die  folgende  Retrachtong  snnicbat  aasscheiden. 

•)  Vgl.  Deutsche  Städtechroniken  V,  68  flF.  339  ft. 
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flandriMchon  Partei  der  Areliidiakon  Albert,  der  Bruder  des  mit  dem 
Kaiser  zerfallenen  Herzog»  von  lirabunt,  gegenübertrat.  Heinrich  ver- 
warf beide  und  ernannte  auf  Grund  eines  Fürstenspruchs  den  Propst 
Lothar  von  Bonn  zum  Bischof.  Der  Brabanter  dagegen  en^'irkte  vom 
Papst  die  Bestätigung  seiner  Wahl  und  den  Befehl  an  den  Erzbischof 
von  Reims,  ihn  zu  weihen,  da  der  zuständige  Metropolit,  Bruno  von 
Köln  (t  1193),  sich  dessen  weigerte,  um  nicht  in  Heinrichs  Ungnade 
zu  fallen.  Heinrich  zog  vor  Lüttich  und  erzwang  die  Anerkennung 
Lothars.  Die  Ermordung  Alberts  (1192)  erregte  in  den  Niederlanden 
eine  erbitterte  Fehde,  die  erst  dadurch  beendet  wurde,  dass  Heinrich 
seinen  Kandidaten  fallen  Hess  und  die  Erhebung  eines  Verwandten 
der  Brabanter  Familie  beförderte  und  diesen  auch  investierte.  Der 
Papst  ordnete  gleichwohl  eine  Neuwahl  an.  Aus  ihr  ging  Albert  von 
Kuik  (t  1200)  hervor,  der  Ende  1195  investiert  und  Anfang  1196 
geweiht  wurde. 

Bei  zwiespältigen  Wahlen,  so  hatte  das  Wormser  Konkordat 
bestimmt,  sollte  der  König  nach  Rat  und  Urteil  des  Metropoliten  und 
der  Provinzialbischöfe  der  verständigeren  Partei  zustimmen  und  ihr 
Unterstützung  gewähren.  Der  Wortlaut  war  dehnbar  genug.  Er  be- 
merkte nicht,  ob  die  Entscheidung  beim  Metropoliten  und  den  Bischöfen 
lag,  der  König  ihr  nur  beizupflichten  hätte  oder  ob  seine  Entscheidung 
erst,  gefüllt  im  Einvernehmen  mit  den  Bischöfen,  ausschlaggebend  sein 
sollte.  Es  war  nicht  festgesetzt,  was  zu  erfolgen  habe,  wenn  aus  irgend- 
welchem Grunde  keiner  der  (»ewählten  investiert  werden  konnte.  E^ 
feldte  an  einer  Bestimmung  dariiber,  ob  in  solchem  Falle  eine  Neu- 
wahl anzuordnen  sei  oder  der  König  das  Recht  der  Ernennung  habe. 
Die  Praxis  der  Könige  bei  Doppelwahlen  hat  je  nach  ihrem  Ver- 
hältnis zum  Papsttum  geschwankt.  Heinrich  V.  beanspruchte  ein- 
seitige Ernennung  eines  nicht  gewählten  Dritten,  Lothar  von  Supplin- 
burg  hat  mehrfach  eine  neue  Wahl  angeordnet  und  Einmütigkeit  der 
Wälder  hcrbeizufiUhren  gesucht.  Unter  Konrad  HL  gelang  es  der 
kirchlichen  Partei,  durch  Appellationen  an  den  Papst  und  dessen  ober- 
richterliche Entscheidung  in  der  kirchlichen  Angelegenheit  einer  Doppel- 
wahl die  Befugnisse  des  Königs  gänzlich  auszuschalten.  Friedrich  L 
und  Heinrich  VI.  haben  bei  Doppolwahlen  bald  für  einen  der  Oe- 
wHlütcn  sich  entschieden,  bald  eine  Neuwahl  angeordnet,  indem  sie 
hierftir  teils  völlige  Freiheit  einräumten,  teils  den  Kandidaten  be- 
xeichncten,  teils  mit  einer  bestimmten  Person  sich  einverstanden  er- 
klärten. Das  Vorgehen  Heinrichs  VI.  im  Lütticher  Streit  zeigte,  dass 
er  auch  beide  Gewählte  verwarf  und  von  sich  aus  die  Ernennung 
eines  Dritten  vollzog.  Gegenüber  Appellationen  nach  Rom  und  Ent- 
scheidungen des  Papstes  haben  Fnedrich  I.  und  Heinrich  VI.  ihr 
Recht  gewahrt,  {reilieh  ohne  dass  es  jemals  ausdriicklich  anerkannt 
worden  wäre.  Das  Beispiel  des  Kampfes  um  das  Erzbistum  Trier 
veranschaulicht  den  Gegensatz  der  Tendenzen.  Hier  waren  1183  der 
Dompropst  Rudolf  und  der  Archidiakon  Folmar  gewählt  worden. 
Friearicn  ordnete  eine  Neuwahl  in  seiner  Gegenwart  an.  Rudolf  wurde 
wiederum  gewählt  und  alsdann  vom  König  investiert,  während  Folmar 
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beim  Pikste  Berufimg  einlegte,  der  darum  die  Weihe  Rudolfs  aus- 
setzte und  sich  eine  nochmalige  Prüfung  der  Angelegenheit  vorbehielt. 
Friedrich  gab  nach  und  befahl  Rudolf,  sich  dem  Papste  zu  stellen. 
Als  aber  Urban  IIL  (1185 — 1187)  sich  rasch  ftir  Folmar  erklärte  und 
ihn  zum  Erzbischof  konsekrierte,  bestritt  der  Kfinig  die  Gültigkeit 
dieser  Akte,  einmal  indem  er  Rudolf  anwies,  seine  Rechte  als  Erz- 
bischof geltend  zu  machen  oder  durch  Verzicht  eine  Neubesetzung 
zu  ermöglichen,  sodann  indem  er  auf  dem  Reichstag  zu  Gelnhausen 
gegen  Folmars  Weihe  vor  Empfang  der  Scepterinvestitur  Einsprache 
erhob.  Folmar,  zum  päpstlichen  Legaten  ernannt,  behauptete  sich  zu- 
nächst, bis  ihm  Gregor  VIII.  (1187)  untersagte,  ohne  Zustimmung 
des  Papstes  Exkommunikationen  und  Absetzungen  zu  verhängen, 
Clemens  III.  (1187 — 1191)  endlich  ihn  des  Erzbistums  entkleidete 
(1189). 

Die  Geschichte  der  Doppelwahlen  seit  Beginn  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  zeigt  den  Rückgang  der  königlichen  Gerechtsamen.  Wer 
die  Entscheidung  treffen  sollte,  wenn  zwei  Könige  um  die  Herrschaft 
rangen,  war  zweifelhaft.  Je  häufiger  aus  irgendwelchem  Grunde 
Doppelwahlen  stattfanden,  um  so  häufiger  waren  Berufungen  an  die 
päpstliche  Kurie.  Sie  wurde  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  das  Ent- 
scheidungsrecht sowohl  für  die  Bistümer  als  für  die  Erzbistümer,  deren 
Träger  ja  des  in  Rom  zu  erwirkenden  Palliums  bedurften,  in  Anspruch 
zu  nehmen,  es  ohne  Rücksicht  auf  den  König  und  die  Wälder  aus- 
zuüben. Immer  häufiger  wurden  Bischöfe  „postuliert",  d.  h.  solche  Geist- 
liche fiir  die  Leitung  des  Bistümer  ausersehen,  denen  die  kanonischen 
Eigenschaften  fehlten,  die  eine  Wahl  im  Rechtssinne  gestatteten 
und  deren  Mangel  nur  der  Papst  beseitigen  konnte,  wenn  er  es  nicht 
verweigerte.  Immer  häufiger  wurden  Bischöfe  anderer  Diözesen  von  den 
Domkapiteln  in  Vorschlag  gebracht,  und  wiederum  stand  die  Versetzimg 
(translatioj  beim  Papste.  Immer  zahlreicher  wurden  die  päpstlichen 
Vorbehalte,  die  Besetzungen  durch  den  Papst  (provisiones)  zur  Folge 
hatten.  Immer  grösser  wurde  die  Zahl  der  Doppelwalilen,  deren  Ent- 
scheidung dem  Papste  zufiel,  derart  dass  er  beide  Kandidaten  veni^'arf 
und  einem  Dritten  von  sich  aus  das  Bistum  „pro vidierte",  d,  h.  ihn 
ernannte.  Bezeichnend  dafiir  sind  Vorgänge  in  Salzburg,  Halberstadt 
und  Passau.  Im  Jahre  1247  ernannte  und  weihte  Innocenz  IV. 
(1243 — 1254)  so  unerwartet  rasch  einen  neuen  Erzbischof,  dass  die 
Domherren  und  Ministerialen  die  Wahl  eines  anderen  bereits  voll- 
zogen hatten,  als  die  Nachricht  von  der  päpstlichen  Massregel  eintraf. 
Im  Jahre  1324  wählte  die  Majorität  des  Halberstädter  Domkapitel» 
den  Ludwig  von  Niendorf,  die  Ülinorität  Albrecht  von  Braunschweig- 
Lüneburg.  Johann  XXII.  (1316 — 1334)  providierte  das  Bbtum  zu 
Gunsten  Giesbrechts  von  Holstein.  Ohne  Kenntnis  von  der  Provision 
^^Tirde  vor  dem  Mainzer  Erzbischof  als  dem  Metropoliten  für  den  Braun - 
Schweiger  entschieden  und  dieser  investiert  und  geweiht,  zumal 
während  des  Streites,  nach  der  Bestätigung,  vor  und  nach  der  Weihe 
über  die  päpstliche  Massregel  nichts  Sicheres  bekannt  geworden  war. 
In  Passau  wurde    1387    durch    Versetzung   des   pro  vidierten  Bischofs 
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tlio  i;r«te  Wahl  des  Donika|»it(ls,  da»  jenem  widerstrebte,  ungültig  ge- 
wacht und  so  Platz  ftir  eine  Neuwalil  geschaflfen. 

Die  dritte  Bestimmung  des  Konkordat«  über  die  Vornahme  der 
Weihe  nach  der  Investitur  ist  nicht  seltener  unbeachtet  geblieben, 
obwohl  die  festgesetzte  Reihenfolge  beider  Handlungen  für  das  Reich 
von  nicht  geringer  Wichtigkeit  war.  Einem  noch  nicht  geweihten 
Bischof  konnte  der  König  die  Investitur  versagen  und  dadurch  seine 
Konsekration  unmöglich  machen,  nicht  aber  einem  Geistlichen,  der 
bereits  die  Bischofs  weihe  empfangen  hatte.  Auch  hierin  versuchte 
bereits  im  zwölften  Jahrhundert  die  kirchliche  Partei,  die  königlichen 
Gerechtsame  zu  brechen.  Unter  Konrad  III.  z.  B.  wurde  im  Erz- 
bistum Salzburg  mehrfach  die  Konsekration  vor  Erteilung  der  Investitur 
durch  den  König  vollzogen,  und  so  die  Gelegenheit  benutzt,  dem  König 
„durch  schnelle  Konsekration  der  Kandidaten  das  mit  der  vorgängigen 
Investitur  notwendig  verbundene  Verwerfungsrecht  zu  schmälern.^  In 
offenem  Widerspruch  zum  W^ormser  Konkordat  soll  Alexander  III. 
(1159 — 1181)  die  Wahl  Bertrams  von  Bremen  (f  als  Bischof  von 
Metz  1211)  u.  a.  deshalb  für  ungültig  erklilrt  haben,  weil  er  vor  der 
Weihe  die  Investitur  mit  den  Regalien  empfangen  hätte.  In  der  Tat 
waren  die  Weihen  gewählter  oder  vom  Papst  ernannter  Bischöfe  vor 
der  Investitur  Verletzungen  des  Konkordats  —  vollzog  sie  der  Papst 
selbst,  so  mochte  man  die  Vereinbanmgen  von  1122  dahin  umdeuten, 
„dass  ein  deutscher  efectus,  wenn  er  sich  südlich  der  Alpen  befand» 
zu  behandeln  sei  wie  die  Bischöfe  aus  Ucichsitalien'^  — ,  im  Allgemeinen 
jedoch  ist  an  der  Abfolge  von  Investitur  und  Weihe  festgehalten 
worden ').  Der  gewählte  wie  der  vom  Papst  ernannte  oder  versetzte 
Bischof  wunle,  da  nach  Decrctalenrecht  dem  Erzbischof  die  Be- 
•tAtigung  der  Suffragane  zukam,  von  diesem  konfirmiert,  war  da» 
Ersstift  erledigt  von  dessen  Domkapitel,  der  Erzbischof  dagegen  vom 
Papste  selbst;  der  Konfirmation  sollte  die  Investitur  durch  den  König 
folgen.  Diese  Regel  mochte  um  so  eher  befolgt  werden  können,  weU 
einmal  „man  bei  der  Kurie  im  Laufe  der  Zeit  der  Uebcrzeugung 
Mich  nicht  hatte  verschliessen  können,  dass  die  Loshisung  der  geist- 
lichen Fürsten  aus  dem  Lehensverbande  praktisch  unausführbar  war", 
weil  sodann  die  Päpste  dank  eben  ihrem  Einfluss  auf  die  Besetzung 
der  Bistümer  „die  seitens  des  Kaisers  vorgenommene  Investitur  nicht 
mehr  als  eine  Schranke  ihres  Prüfungs-  und  Kaasationsrechtcs  zu 
betrachten  brauchten".  Die  Verweigening  der  Investitur  kon 
ein  Mittel  Hein,  „uro  einen  konfirmierten  oder  auch  selbst  kons«  k 
Bischof  vom  Genuss  der  Temporalicn  seines  Bistums  femzuhahen.- 

Gerado  durch  das  Womiser  Konkordat  ward  endlich  ein  Wandet 
in  der  Auffassung  und  in  der  Handhabung  der  Investitur  angebahnt. 

*)  VfL  8aehMMM|ii«Ml  Ldr.  III  M§1:  S»m  mm  hmt  hJtJtefkt  oder  ebd*  9dtr 
•MmAm,  «h»dm  htmkUl  kaiU,dmhmmam  mmtfm  wort  uitJkdkbi»9r9»(69^ktotg9) 
tM.  Smmmt  m  das  im  umtfmi0m  haimtt,  m  mo/m  m  hmroAt  Ihm  wMtt  wUd  ir.  |  i: 
Amt  mh  Ww*0M4t  od$r  oUtt»  odat  ikMttkm  moAl  w  kmtt  Umtn  m  mAm,  dm  do 

(ZEiniER  8.  78);  v«l.  ob«n  8.  186C  ,-— —- . 
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Sie  umspannte  fortan  allein  die  Temporalien  oder  Regalien  der  Kirche 
und  war  die  Voraussetzung  für  ihre  gültige  Verwaltung.  Sie  war  zu- 
gleich die  Handlung,  die  ihren  Eiuprängcr  reclitlich  mit  dem  König  vor- 
band, ihn  au  Leistungen  verpflichtete,  die  er  mittels  des  ihm  angewie- 
senen Kirchengutes  zu  tragen  hatte.  Ohne  den  Besitz  des  vom  Reiche 
herrührenden,  ihm  zu  Dienst  verpflichteten  Gutes  hätten  die  Bistümer  und 
Abteien  jene  Abgabenfreiheit  beanspmchen  können,  die  für  Kirchengut 
überhaupt  die  Gesetzgebung  der  Päpste  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
zwölften  Jahrhunderts  als  Norm  verkündete.  Die  Investitur  zu  erteilen 
war  da«  Recht  des  Königs,  der  aber  darauf,  da  jedes  Hoheitsrecht 
als  veräusserlich  betrachtet  wurde,  zu  Gunsten  anderer  Fürsten  ver- 
zichten konnte;  Friedrich  I.  z,  B.  übertrug  es  1154  hinsichtlich  der  Bis- 
tümer Lübeck,  Itatzeburg  und  Schwerin  auf  Heinrich  den  Löwen,  seine 
Nachfolger  Philipp  von  Schwaben  und  Friedrich  H.  hinsichtlich  der 
Bistümer  Prag  und  Olmütz  auf  den  König  von  Böhmen.  Die  Investitur 
erfolgte  regelmässig  nach  Ablegung  des  Treueids  und  der  Mannschaft. 
In  jenem  (ßdtUtas,  IlulJe  schirören)  versprach  der  Bischof  oder  Reichs- 
abt seinem  Herrn  und  König  treu,  hold  und  gewärtig  zu  sein;  die 
^lannschaft  (rommendatio,  homagium,  homimum,  Uulde  thun)  dagegen  be- 
stand in  der  Handreichung,  die  häufig  mit  einem  Kuss  verbunden  wurde  '). 
Treueid  und  Mannschaft  sollten  dem  König  persönlich  geleistet  werden, 
doch  konnte  dieser  als  Zeichen  besonderer  Gunst  dem  Vorsteher  der 
Kirche  die  Reise  zum  Hof  erlassen  •).  Er  erteilte  ihm  dann  entweder  die 
Investitur  durch  Brief  und  Siegel  oder  er  machte  einen  Vertreter 
namhaft,  der  zur  Entgegennahme  von  Treueid  und  Mannschaft  sowie 
zum  Vollzug  der  Investitur  an  seiner  Statt  befähigt  sein  sollte,  oder 
endlich  er  investierte  einen  Abgesandten  des  Bischofs  oder  Abtes. 
Im  Jahre  1260  investierte  Richard  von  Comwallis  den  Erzbischof 
von  Köln  schriftlich,  betonte  dabei  jedoch,  es  sei  bislang  nicht  üblich 

')  Eine  Formel  der  Wiener  Briefsammlnng  au«  dem  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts überliefert  den  Text  des  Eides,  den  wahrscheinlich  1274  mehrere  Kirchen- 
fiirsten  pleiclizeitig  leisteten:  Pott  rtcognita,  tradita  et  concetm  et  iterttm  innovata  per 
r^'fnUni  ifAtrtnn  muuißrenriam  nobi$  et  noatria  eccletÜM  illa  iura,  'pve  a  Bomano  imperio,  vettrU 
jrredece*»oribu4  et  a  voöIm  ]ta/-ißfe  potndevttu  (d.  h.  nach  der  Bestätigung  der  Privilegien), 
nwMmü  debito  eredimuK  nmrtnilre,  ut  et  not  vobU  et  predieto  imperio  liberaliter  impenaaimu 
dtbiti  famulattu  honore*.  Not  itaque  aub  preaeneium  teatimonio  et  religione  iuriaturandi 
promiaimu»  et  «umattis,  fuod  in  ommStw  et  aimgutia,  ad  que  preatiU  vobi»  radone  homagü 
out  ex  debito  vaaallatua  Bomano  tenewtur  imperio  atque  vöbia,  in  omni  devoeione  ßdelea  per- 
petuo  peraiatewnu,  udUtatibua  veatria  et  imperü  intendere  voiumtu  et  diijtendia,  in  quantum 
nabia  poaaibUe  fuerit,  omni  loco  et  tempore  precavert  (MG.  Const.  III,  57). 

')  Vgl.  den  Banmgartenberger  Formularius  de  modo  prosandi  (ans  dem  An- 
fang des  14.  Jahrhunderts)  n.  75  (Quellen  und  Erörterungen  zur  bayrischen  und 
deutschon  Geschichte  IX,  816),  dazu  Formel  6  im  Collectarius  perpetuarum  formarum 
Johannis  de  Gerlnhusen  ed.  KAISER  8.  5:  Licet  propter  riarum  diocrimina  et  patriarum 
ar  regiimum  fitampiuriuiii  turbaeionea  imutmeraa,  aliia  i/uoque  raeionabilibua  eauaia  leffitimte 
prepedHua  noelmm,  aietit  teneria  ex  debito  et  prout  affetta»  ex  eorde,  pro  auaeepeione  regatimm 
rt  temporalium  prefate  eeeleaie  nequiveria  preaeneiam  cintart  .  .  ;  Formel  7  (a.  a.  O.  8.  6) 
ist  die  einer  Urkunde  für  einen  persönlich  erschienenen  Bischof  über  die  Belebnung 
mit  dem  rrgalia  prineijmttm  pontifieali»,  .  .  .  adiqua  feuda  et  que  rtyalium  nomine  compre- 
henduntur;  Formel  54  (a.  a.  O.  S.  54)  ist  die  einer  Anffordernng  an  die  Vassalien 
and  Ministerialen  eines  Bistums  snm  Gehorsam  gegen  den  mit  Atn  fe»da  pnmäptUu» 
p^r  inyptriim  investierten  Bischof. 
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oder  wenigstens  nicht  häufig  gewesen,  dass  von  einer  perHönÜchen 
Investitur  Abstand  genommen  wurde.  Karl  IV.  beauftragte  1348  den 
Herzog  von  Sachsen  und  den  Grafen  von  Anhalt  mit  der  Investitur 
des  Erzbischofs  von  Magdeburg,  doch  sollte  dieser  bei  gelegener  Zeit 
in  Person  dem  König  Treueid  und  Mannschaft  leisten  und  von  ihm 
die  Regalien  nochmals  empfangen.  Namentlich  Bischöfen  an  den 
Ueichsgrenzen  ist  eine  solche  Erleichterung  vielfach  gewährt  worden. 
Die  Bischöfe  von  Lüttich  z.  B.  sollten  dem  König  nicht  weiter  ent- 
gegenzukommen haben  als  bis  nach  Frankfurt  am  Main,  hier  aber, 
wenn  sie  den  König  nicht  anträfen,  von  den  Schöffen  imd  dem  Rat 
der  ReichsstÄdt  im  Namen  des  König«  investiert  werden.  Bei  anderen 
Kirchen  genügte  die  Entsendung  eines  Boten  an  den  königlichen  Hof, 
wo  er  für  seinen  Herrn  die  Investitur  empfing.  Ruprecht  von  der 
Pfalz  verlieh  1406  der  Aebtissin  des  Züricher  Frauenstifts  dessen 
Regalien  in  der  Person  ihres  Anwaltes. 

Da«  Symbol  der  Investitur  war  laut  dem  Konkordat  von  1122 
das  Scepter.  Bei  persönlicher  Investitur  wurde  es  dem  Bischof  oder 
Abt  feierlich  durch  den  König  übergeben,  häufig  wohl  binnen  Jahr 
und  Tag  nach  der  Wahl  oder  Provision  und  Konfirmation  und,  seit 
der  Mitte  des  zwölften  Jahrhunderts,  auch  binnen  Jahr  und  Tag  nach 
Erhebung  eines  neuen  König«;  die  Frist  der  Regalienerledigung  sollte, 
entsprechend  den  für  die  weltlichen  Reichslehcn  gültigen  Vorschriften, 
nicht  allzusehr  ausgedehnt  werden.  Das  Scepter  versinnbildlichte  d&» 
der  Kirche  zustehende  Gut,  mit  dessen  Nutzniessung  der  Bischof  oder 
Abt  betraut  wurde.  Neben  diesem,  man  möchte  sagen  kirchlich  ge- 
bundenem Gut  konnte  die  einzelne  Anstalt  noch  weltliche  Reichslehen 
besitzen,  z.  B.  ein  Herzogtum,  eine  Mark-  oder  Landgrafschaft,  eine 
Grafschaft,  die  vordem  Reichslehengut  weltlicher  Reichsfiirsten  ge- 
wesen war.  In  solchem  Falle  war  das  Symbol  der  Investitur  die 
Fahne.  Als  1180  der  Erzbischof  von  Köln  das  Herzogtum  Westfalen 
als  Lehen  vom  Reiche  empfing,  wurde  er  daftir  mit  dem  vexillum 
imperiale  investiert ;  fxir  das  westfälische  und  das  rheinfränkische  Heraog- 
tum  erhielt  er  fortan  ebensoviele  Fahnen,  die  Regalien  seiner  Kirche 
dagegen  vermittels  des  Scepters.  Die  Häufigkeit  solcher  Verbindungen, 
das  Schwinden  des  Gegensatzes  zwischen  Scepterlehen  oder  Regalien 
und  Fahnenlehen,  die  beide  dauernd  denselben  Kirchen  überwiesen 
waren,  haben  seit  Beginn  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  das  Scepter 
bei  der  Investitur  der  Reichsbischöfe  und  Reichsäbte  verdrängt.  Zum 
letzten  Mal  scheint  es  1434  b(>i  der  Investitur  des  Bischofs  von  Bamberg 
angewandt  worden  su  sein.  An  seine  Stelle  trat  die  Fahne.  Im  Jahre 
1442  I.  B.  erhielt  der  Ensbischof  von  Köln  neben  den  Reichssiegeln 
als  den  Zeichen  seines  Erskanzleramtes  ftir  Italien  drei  Fahnen,  die 
eine  für  sein  Erxstift,  die  zweite  ftir  das  Herzogtum  Westfalen,  die 
dritte  für  das  von  ihm  verwaltete  Bistum  Paderborn,  wfthrend  sein 
rheinfrinkischet  Herzogtum  nicht  mehr  erwähnt  wurde.  Jede  Fahne 
wies  das  Wappen  des  versinnbildlichten  Gebietes  auf.  Neben  ihnen 
kam  dann  seit  Endo  des  fUnfzelmten  Jahrhunderts  noch  eine  rote 
Fahne,  die  sog.   Blut-    oder  Ragalienfahnc,    als  Symbol    der  Landes« 
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hoheit  und  vornehmlich  der  Blutgericht8barkeit  in  Gebrauch.  Ein- 
gehende Beschreibungen  lassen  das  immer  reichere  Ceremoniell  bei 
jeder  persönlichen  Investitur  erkennen;  man  hielt  an  Bräuchen  fest, 
die  auif  die  persönliche  Bindung  der  Geistlichen  an  den  König  hin- 
weisen sollten,  obwohl  diese  immer  seltener  vor  dem  König  persönlich 
erschienen  und  immer  seltener  an  ihn  die  Bitte  um  Erteilung  der 
Investitur  richteten  *).  Bezeichnend  ist  ein  Schreiben  Signmnds  vom 
Jahre  1417:  obwohl  er  bereits  seit  sieben  Jahren  römischer  König 
sei,  hätten  noch  immer  nicht  alle  geistlichen  und  weltlichen  Lehns- 
trttger  des  Reiches  ihre  Lehen  vom  Reiche  empfangen ;  es  sollte  ihnen 
nahegelegt  werden,  zu  solchem  Zwecke  vor  ihm  sich  einzufinden,  wenn 
anders  sie  nicht  der  Strafe  der  Lehnsentziehung  ausgesetzt  sein  wollten. 
—  Für  die  Investitur  waren  keine  Gebühren  an  den  König  zu  ent- 
richten, dagegen  Sportein  an  die  Hof-  und  Kanzleibeamten,  deren 
Höhe  die  Goldene  Bulle  auf  63 V^  Mark  festlegte.  Einen  wenig  höheren 
Betrag  hatte  schon  1225  Bischof  Oliver  von  Paderborn  vor  Empfang 
der  Regalien  aufnehmen  müssen,  ohne  doch  in  den  Verdacht  der 
Simonie  zu  geraten,  ebenso  1290  die  Aebtissin  von  Remiremont  bezahlt*). 
Die  Investitur  der  Reichsbischöfe  und  Reichsäbte  entsprach  ihrem 
Wesen  nach  durchaus  derjenigen  weltlicher  Reichsfürsten.  Aus  Hulde 
(Treueid  und  Mannschaft)  und  Leihe  (Investitur)  aber  setzte  sich  der 
Belehnungsakt  zusammen.  Reichsbischöfe  und  Reichsäbte  wurden, 
unbeschadet  und  trotz  ihres  geistlichen  Charakters,  zugleich  Lehns- 
mannen des  Königs.  Sie  waren  belehnt  mit  den  Regalien,  die  eben 
um  der  Investitur  willen  schon  im  dreizehnten  Jahrhundert  als  Lehen 
aufgefasst  wurden,  deren  Eigenschaft  als  Lehen  auch  zu  Tage  trat  in 
der  seitdem  häufiger  werdenden  Bezeichnung  re^alia  feuda,  regalia 
feuda  principatu^  pontißcalis.  Gerade  weil  sie  unmittelbar  vom  König 
geliehen  wurden,  standen  ihre  Inhaber  auf  der  zweiten  Heerschildstufe. 
Sie  waren  deshalb  passiv  lehnsfahig,  d.  h.  berechtigt  Lehen  zu  empfangen, 
eben  die  Regalien  ihrer  Kirche  und  dazu  auch  weltliche  Reichslehen; 
sie  waren  aktiv  lehnsfahig,  d.  h.  sie  konnten  an  ihrem  Lehen  neue 
Lehen  begründen  und  demnach  weltliche  Fürsten,  ja  selbst  den  König, 
diesen  freilich  ohne  die  Pflicht  der  Mannschaft,  zu  Vassalien  annehmen. 
Als  Lehnsmannen  des  Königs  waren  sie  gehalten  zu  Diensten  für  da* 
Reich,  zur  Erneuerung  von  Treueid  und  Mannschaft  bei  Mann-  und 
Herrenfall,  d.  h.  nach  ihrer  Wahl  oder  Provision,  nach  dem  Tod  des 
Königs  zu  Händen  von  dessen  Nachfolger.  Während  einer  Sedisvakanz 
trat  das  Eigentum  des  Reiches  am  Reichskirchengut  wieder  in  Kraft^ 
vornehmlich     als     dessen    Folgewirkungen    das    Regalien-    und    das 

')  Dass  Investitaren  aber  noch  erfolgten,  zeigt  s.  B.  eine  Urkunde  de« 
Abtes  Johann  von  Reichenan  ans  dem  Jahre  1455:  er  erneuert  darin  die  Be- 
lehnnag eines  Lehnstrilgers  des  Spitals  xn  Rottweil  mit  dem  sog.  Kellerzehnten  su 
IVoasingen  (Obemmt  Tuttlingen),  aU  wir  deimt  «on  »ekithimg  dm  tdlmiektigen  Oottm 
tu  wirdikeUt  da-  abbtie  utuen  gotdui»  homtmem,  imek  son  dem  haiKgen  thj  au  Barne 
tonfirwüertt  wnd  bettittiget  umd  ww  dmruf  ton  uiutrm  oBaymSdigttem  Herren  dem  Rimuehen 
kaüer  utuera  gotAu$  regmSm  mmd  hhmuekaß  jeKekm  wordm  tmd  (H.  GÜNTER,  Ur- 
knndenbnch  der  Rudt  Rottweil  I,  Stuttgart  1896,  8.639);  Tgl.  dasn  oben  8.  187  f. 

»)  Vgl.  MO.  Const  III,  421. 
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Spolienrfcht,  solange  und  soweit  die  Könige  an  beiden  Gerecht«amen 
f(>8tlüeiten.  Während  eines  Interregnum  darbte  das  Reich  und  damit 
der  Rcichsklorus  und  das  Reichskirchengut  seines  obersten  Eigentümers 
und  Herrn,  bis  der  neugewähltc  und  gekrönte  König  die  Belehnung 
und  zu  ihrem  Zeichen  die  Investitur  dem  bisherigen  Bischof  oder 
Abt  bez.  seinem  während  des  Interregnum  eingesetzten  Nachfolger 
wicdorholtc.  Ausdrücklich  untersagte  die  Goldene  Bulle  den  beiden 
Reichsvikaren,  dem  Pfalzgrafen  bei  Rhein  und  dem  Herzog  von  Sachsen, 
die  Belehnung  der  weltlichen  und  geistlichen  ReichsfÜrsten.  Rcichs- 
bischöfe  und  Rciehsäbtc  waren  reichsunniittelbar.  Die  schon  erwähnton 
Verbote  der  Veräusserungen  von  Bi«tümcni  und  Abteien  vom  Reich  M 
empfangen  darin  ihre  letzte  Begründung,  dass  solche  Ycrfitgungen 
den  Heerschild  der  Inhaber  gemindert  hätten.  Ihre  Regalien  waren 
wie  an  die  Kirche  gebunden  so  verknüpft  kraft  Lehnrecht  mit  dem 
Reich  als  ihrem  Eigentümer').  Als  reichsunmittelbare  Lehnsträger 
wart»n  die  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  Rcichsäbte  zugleich  Reichsfiirsten. 
die  Regalien  ihrer  Kirchen  waren  die  geistlichen  ReieiisfürstentünKT, 
die  geistlichen  Territorien  im  Reich.  Wer  nicht  vom  Reiche  belehnt 
ward,  war  landsässig,  entbehrte  der  Reichsfiirsten  würde  und  der 
Landeshoheit. 

Das  Wormser  Konkordat  hatte  die  kirchliche  Herrschaft  des 
Königtums  über  die  Reichskirchen  beseitigt,  nicht  die  weltliehe  über 
ihr  Gut.  Damit  bahnte  es  die  Aufnahme  der  geistlichen  Reichsfiirsten 
in  den  Rcichslehnsverband  an,  die  um  die  Wende  des  zwölften  und 
dreizehnten  Jahrhunderts  vollzogen  erscheint  Die  Verbindung  des 
Reichsklerus  mit  dem  Staat  blieb  gewahrt.  So  sehr  und  so  mannigfacli 
er  seinen  kirchlichen  Aufgaben  entfremdet  wurde,  seine  Teilnalime 
am  staatlichen  Leben  konnte  nur  auf  diese  Weise  ermöglicht  und  rege 
erhalten  werden. 


§  35.    Die  geistlichen  Reichsfürsten  und  ihre  Territorien. 

AoMer  der  Littenitar  zu  g  33  und  36  rgl.  J.  FICKEK,  Vom  Kcicl>Mur>t<  i, 
stand«  I.  Innabruck  1881.  A.  HAUCK,  Die  Entstehung  der  bischöflicbei)  I  urst< n 
naebt.  I^ipxi|r  1891.  Q.  SCIIHÖrrKK,  Ke»t|f«be  K.  TH.  VON  HEIOEL  t.-  «i.i,,,.  t 
TOB  TU.  filTTEBAUF  u.  a.     (MUucbon  1903),  8.  126  ff. 

')  Vgl.  ob«&  8. 188  f. 

*)  Nseli  der  Theorie  des  Leburechta  hatten  nur  die  Rdcbiibte  den  HeenehUd, 
wurden  sie  aber  relrb«mitt«lbar,  d.  h.  einem  anderen  Reiehsfarttea  durch  Media«islonuoi( 
unlenitellt,  «o  verloren  ein  die  paMire  Lebciuriiliifrkeit  «um  Empfang  von  HeichdUfcan. 
Itrliielton  alter  ihre  aktive  LehenafMÜgkeit  und  konnten  wie  firüher  LaienfArstaa  tu 
Lehnamaunen  haben.     Da«  Kioater  Maximin  s.  li.,    1139  dem  Ersbischof  tob  Trier 
nnteratellt,   hatte   noch  im    13.  Jahrhundert   die  Grafen  von  Nürburg,  Dies,  Nassau 
und  die  Wildgrafen  so  Vasaallen.    Dm  Raoht  aadereraeiu  der  Enibiachöfe  von  Snlx 
bürg,  die  Uieohöfe  der   von  Uinea  fOfrfindetea  Blsttlmer  ChienMee,  Qurk.  Lavant 
nad  8«ekau,   die  also  Dieaals  reiehmumittelbar  waren,  xu  invoatieren,   erselüen  n\-^ 
«ia  Bakkslehrn  der  Salsborcer  Klrehe.    Die  genannten  Itischöfo  waren  Aft«nrasMll<  u 
d«  Rdokaa,  ab«r  ihr  c^slUelMr  Charakter   verhinderte  eine  Mindamaf  des  1I<  •  r 
— MWh  iminiftm  wHMofc—  IUielNf«rMoa.  die  von  ihnen  Lehen  tmgwi  wie    li. 
MluM  BBdoUk  Toa  Hahsbvif  aaek  dasson  Trkundc  au«  dem  Jahn  1S80  ron  Bi«cli  .t 
TM  Oark  (BOHMBS-BEDLICH,  Bsgwu  imp«rii  VI  n.  1174). 
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Waren  schon  im  fränkischen  Reich  die  Bischöfe  und  Achte  zu 
mancherlei  Diensten  fiir  das  Königtum  herangezogen,  also  dem  Beamton- 
adel  eingegliedert  worden,  so  hielten  die  Ottonen  und  Salier  an  dieser 
Uebung  fest  Alle  diejenigen  Geistlichen,  die  Vorsteher  von  Eigen- 
kirchon  des  Reiches  waren,  bestellte  es  zugleich  zu  Reichsbeamten 
und  damit  zu  Rcichsftirsten.  Mit  dem  geistlichen  Amte,  das  es  ihnen 
übertrug,  verband  sich  die  Verwaltung  des  Reichskirchengutes,  die 
Handhabung  auch  staatlicher  Hoheitsrechte.  Als  Reichsbeamte  sahen 
sich  die  Geistlichen  angewiesen  auf  die  Gnade  des  Königs.  Verwirkten 
sie  diese,  so  konnte  sie  der  König  bestrafen,  sei  es  durch  Haft ')  sei 
es  durch  Verbannung,  während  doch  ihre  förmliche  Verurteilung  durch 
die  Kirchengesetze  erschwert  war.  Otto  der  Grosse  verwies  den  Erz- 
bischof Friedrich  von  Mainz  (f  954)  nach  Hamburg,  später  nach 
Fulda.  Untreue  und  Auflehnung  wider  den  König  waren  Verletzungen 
der  dem  König  geschuldeten  Amtspflicht  und  wurden  nicht  weniger 
als  ungebührendes  Verhalten  geahndet;  so  musste  der  Erzbischof 
Adalbert  von  Magdeburg  (f  978),  weil  er  den  Herzog  von  Sachsen 
mit  königlichen  Ehren  eingeholt,  für  jede  Glocke,  die  er  geläutet,  fiir 
jeden  Kranzleuchter,  den  er  entzündet  hatte,  dem  König  ein  Pferd 
entrichten  -).  Reichsbeamte  und  damit  Reichsfiirsten  waren  der  Patriarch 
von  Aquileja,  alle  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  alle  Aebte  und  Aebtissinnen 
der  königlichen  Männer-  und  Frauenklöster,  der  Reichskanzler  und 
der  Propst  des  Aachener  Marienstiftes. 

Der  Investiturstreit  zerstörte  die  kirchliche  Herrschaft  des 
deutschen  Königtums  über  die  Reichskirchen.  Es  konnte  fortan  nicht 
mehr  das  geistliche  Amt  übertragen,  sondern  nur  noch  den  Geistlichen 
vonnittels  der  Investitur  zum  Verwalter  und  Kutzniesser  des  Gutes 
seiner  Kirche  bestellen.  Die  Versorgung  der  kirclilichen  Obliegen- 
heiten ward  aus  einer  Pflicht  gegen  Reich  und  Kirche  zur  Pflicht 
allein  gegen  die  Kirche  als  die  in  Erfiillung  der  ihr  eigentümlichen 
Aufgaben  selbständige  Organisation.  Verwaltung  und  Nutzung  des 
Kirchengutes  wurde  zur  Berechtigung  eben  des  kirchlichen  Vorstehers, 
des  zeitigen  Vertreters  der  einzelnen  Anstalt,  deren  Rechte  und  An- 
sprüche er  zu  wahren  hatte.  Sein  Gehorsam  gegen  den  König,  seine 
Leistungen  fiir  das  Reich  wurden  je  länger  je  mehr  aufgefasst  als 
Aeussenmgen  der  Lehnsverbindung,  in  der  er  zum  König  stand.  Er 
war  Reichsfürst  nicht  als  Beamter,  sondern  als  Lehnsmann  des  Reiches, 
das  sein  P^igentum  am  Reichskirchengut  in  ein  Lehnseigentum  ge- 
ändert sah.  Dieser  Wandel  der  Rechtsanschauung  aber  musste  einmal 
das  Recht  der  Kirchen  an  ihrem  Gut  festigen,  das  des  Königs  schmälern, 
dergestalt  dass  nunmehr  die  Könige  ihre  Schenkungen  an  die  Anstalten 
auch  aus  diesem  Grunde  einschränkten.  Er  musste  andererseits  im 
Verein  mit  den  zahlreichen  Veräusserungen  von  Reichsabteien  an  welt- 
liche und  geistliche  Grosse  eine  ziffermässig  nachweisbare  Verminderung 
der  geistlichen  Reichsfiirsten   zur  Folge   haben.     Nur  die  vom  König 

•)  An  die  Haft  der  Pipste  Benedikt  V.  (f  964)  und  Gregror  VI.  (f  1046)  in 
Deat8chl«nd  mag  hier  erinnert  werden. 

*)  Vgl.  Thietmar  von  Merseburg  (f  1018),  Chronicon  II  c-  28(18)  ed.  KURZE  S.S7. 
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investierten  Erzbiachöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  Aebtihsinnen,  nur  sie, 
weil  im  Besitz  des  Heersclülds  und  der  aus  ihr  sich  ergebenden  aktiven 
und  passiven  LehnsfUhigkeit,  gehörten  zum  Keichüfürstenstand.  Un- 
beschadet der  kirchlichen  Gliederungen  und  Abstufungen,  die  den 
Erzbischof  über  seinen  Suffraganbischof  in  Sieiner  Provinz,  den  Bischof 
über  Aebte  und  Aebtissinnen  innerhalb  seiner  Diözese  stellten,  waren 
jene  Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  Aebtissinnen  Fürstengenossen, 
da  eben  ihr  Vassallenverhältnls  zum  König  sie  den  weltlichen  lieichs- 
fUrsten  gleichsetzte,  ihre  Heerschildstiife  sie  befähigte,  Lehensherren 
selbst  weltlicher  Keichsfiirsten  zu  sein.  Nur  sie  waren  unter  den 
Geistlichen  im  Reiche  überhaupt  Rcichsständc  und  als  solche  im  Besitz 
von  Territorien  und  der  Landesherrlichkeit,  von  Ländern  also,  die 
auf  Grund  des  den  Kirchen  überwiesenen  und  von  ihnen  erworbenen 
liegenden  Gutes  erwachsen  waren,  und  von  öfientlich- rechtlicher  Ge- 
walt, deren  Einzelbefugnisse  die  Kirchenvorsteher  an  sich  zu  ziehen 
▼erstanden  hatten.  Gegenüber  den  Geistlichen  gleicher  kirchlicher 
Rangstufe  in  den  Nachbarländem  behauptete  der  deutsche  Reichs- 
klerus eine  bevorzugte  politische  Stellung.  Im  Jahre  1231  wurde  die 
Frage  aufgeworfen,  ob  die  deutschen  Bischöfe  nicht  wüssten,  dass  sie 
ausgezeichnet  seien  vor  anderen,  da  sie  nicht  nur  Bbchöfe,  sondern 
auch  Fürsten  und  Herren  wären.  Im  Jahre  1239  schrieben  einige 
geistliche  ReichsRirsten  an  den  Papst,  dass  die  Kirche  sie  zu  Mittlem 
zwischen  Gott  und  den  Menschen,  das  Reich  sie  zu  Fürsten  eingesetzt 
hätten  >)• 

Seit  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  erscheint  der  Kreis  der 
geistlichen  ReichsfUrstcn  im  Wesentlichen  als  abgeschlossen.  Zu  ihm 
gehörten  ausser  dem  Patriarch  von  Aquilcja  die  Erzbischöfe  von  Mainz, 
Köln  und  Trier  —  die  späteren  Kurfürsten  also  —  und  die  Erz- 
bischöfe  von  BeBan9on,  Bremen,  Magdeburg  und  Salzburg,  von  den 
Bischöfen  im  dreizehnten  Jahrhundert  neununddreissig,  unter  ihnen 
die  Bischöfe  von  Lübeck,  Ratzeburg  und  Schwerin  seit  dem  Sturze 
Heinrich  des  Löwen  (1180),  der  sie  zeitweise  investiert  hatte,  während 
die  Bischöfe  von  Prag  (seit  1344  Erzbisclu'ife)  und  Olnnitz,  weil  vom 
König    von  Böhmen    investiert,   die   Bischöfe  von  Chiemsee*),    Gurk, 

')  Yfl.  den  Brief  dei  Hersogt  Albrecht  von  Sachsen  (f  1260)  an  die  dentschen 
BbehSfe  Ton  1S81:  An  nmeitU,  fiod  e$H$  inier  ^piteopot  nSanm  tmmrum  m^ntari 
ßrimhmo  cbeoroü,  omm  iwn  tmhm  qnteopi,  ml  et  prindpe»  ei  dumim  eiüal  (MG. 
R8.  XXIII.  02B;  BÖHMER- PICKER.  WINKELMANN,  Reffest«  imperii  Vn.  11094). 
In  dem  Itrief  dentseher  BUchÖfo  an  Gregor  IX.  (1227— likl)  von  1289  begegnet 
die  Wendung:  no»,  quo»  mediafaret  fuodtmwtodo  Dei  et  kamimM  eeetema  et  impmum 
primipe$  etalnenmt  (J.  FR.  BÖHMES,  JLeta  Imperii  seleetn  «d.  J.  FICKER,  Inns- 
bmek  1870,  8.  071;  B.-P.-W.  n.  9188).  ~  Unter  Rudolf  Ton  Habsboig  b«Berkte 
Jordanns  Ton  Osnabrfick,  fuod  mohI  Momtmi  pont^/leet  m  lialia  feemtdiore»  tarrat  imperii 
tie  Oermtmi  frmeijm  m  Ott  mtumm  mtKtrm  terrae  rM»  eiU  et  etue  eeeletiie  fmoemmquf 
med»  wd  KM»  eemgtdnmt  et  nmpemi  JBb  fno  non  «K  «Miim»  tantfan  regnwm  Bemmmemm 
et  mMrdMtium  aft  imteem  dieidmmhm  eem.  QuAtu  divieU  ntrintfn»  dteeMo  eet  fiOmra 
(De  praarogaUva  imperii  Roman!  c.  0  od.  WAITZ  8.  78 f.). 

*)  Seit  1325  wnrde  der  Bischof  von  C^iemsee  swar  mehrfach  ab  FBrst 
basalahnet,  aber  dieaar  Ehrentitel  machte  seinen  Triger  nicht  nun  Raichafttntan. 
8«üi  Oahrauch  wurde  In  16.  Jahrhundert  hNufiger ;  er  wurde  angawandt  s.  B.  toq 
Fria4rleh  UU  Ar  dan  dar  Bbehof  Georg  von  Chiemsce  (f  1496)  mmr  FWet  tmd  Sder 
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Lavant  und  Seckaa,  weil  vom  Erzbischof  von  Salzburg  investiert, 
nicht  zu  den  Reichsfürsten  gezählt  x^nirden.  Die  gleiche  Kegel,  Investitur 
durch  den  König,  war  massgebend  fiir  die  reichsfiirstliche  Würde  der 
Aebte  und  Aebtissiunen  der  Keichsklöster.  Im  dreizelmten  Jahrhundert 
waren  neunundzwanzig  Aebte  und  sechzehn  Aebtissiunen  Reichs- 
fursten,  nicht  also  auch  die  Vorsteher  der  zahlreichen  über  das  ganze 
Reichsgebiet  verstreuten  landsässigen  Klöster  und  nicht  die  Vorsteher 
der  sog.  abbatiae  liberae,  d.  h.  der  unmittelbar  unter  dem  Papst 
stehenden  und  ihm  zu  jährlichem  Zins  verpflichteten  Abjeien.  Aus- 
gesclialtet  waren  femer  der  Reichskanzler,  da  er  eines  Scepterlehens 
entbehrte,  das  dauernd  mit  seinem  Amte  verbunden  gewesen  wäre 
—  nur  dann,  wenn  es  von  einem  Reichsbischof  oder  Reichsabt  be- 
kleidet wurde,  also  zufallig,  war  der  Reichskanzler  auch  Reichsfiirst 
— ,  ausgeschaltet  weiterhin  die  Pröpste  der  dem  Reiche  gehörigen 
KoUegiatkirchen  wie  z.  B.  des  Aachener  Marienstif^es,  der  früher  zum 
Reichsfxirstenstande  gerechnet  worden  war.  Diesen  Pröpsten  wurden 
ihre  Kirchen  wohl  vom  König  auf  Gnmd  eines  tatsächlich  kaum 
beschränkten  Verleihungsrechtes,  hin  und  wieder  auch  nach  vorauf- 
gehender Wahl  durch  die  Stiftskirchengeistlichkeit  übertragen,  aber 
ihre  Einweisung  in  den  Besitz  der  Kirchen  war  keine  Investitur  zu 
Lehnrecht ;  sie  darbte  der  Mannschaft  und  der  Belehnung  mit  Regalien, 
Allerdings  begegnen  auch  hier  Ausnahmen.  Die  Propstei  Berchtes- 
gaden  wurde  1386,  1415  und  1454  durch  Belehnung  ihres  Vorstehers 
mit  den  Regalien  als  Reichsfiirstentum  anerkannt;  wohl  wurde  sie 
1392  dem  Erzbistum  Salzbiu*g  einverleibt,  es  gelang  ihr  jedoch,  wenn- 
gleich mit  grossen  Geldopfem  und  trotz  eines  päpstlichen  WidemifB, 
ihre  Unabhängigkeit  vom  Erzstifl,  ihre  Reichsunmittelbarkeit  zu 
behaupten.  Das  Kloster  Ellwangen  andererseits  wurde  1459  in  eine 
Propstei  verwandelt,  behielt  aber  seine  reichsfiirstliche  Würde  *). 


AndäAüger  wart   obwohl   er  keinerlei   BegaUa,   Lehen  noch  Änderet  von  uns  und  dem 
hl.  Beieke  hat  (O.  SCHRÖTTER,  a.  a.  O.  S.  135). 

')  J.  FICKER,  a.  a.  O.  I,  8.  878  weist  folgende  Geistliche  als  Angehörige  de« 
deutschen  Keichsfürstenstandes  im  13.  Jahrhundert  nach :  den  Patriarchen  von  Aquileja 
mit  seinem  Suffraganbischof  von  Trient ;  den  Erzbischof  von  Mainz  mit  seinen 
Sofiraganbiscböfcn  von  Angsbnrg,  Bamberg,  Char,  Eichstitt,  Halberstadt,  Hildesheim, 
Konstanz,  Paderborn,  Speier,  Strassbarg,  Verden,  Worms,  Würzburg;  den  Erzbischof 
von  Köln  mit  den  Snffraganbischöfen  von  Lüttich,  Minden,  Münster,  Osnabrück, 
rtrecht;  den  Erzbischof  von  Trier  mit  den  Suffraganbischöfen  von  Metz,  Toul, 
Verdun;  den  Erzbischof  von  Besan^on  mit  den  Suffraganbischöfen  von  Basel  and 
Lausanne;  den  Erzbischof  von  Bremen  mit  den  Suffraganbischöfen  von  Lübeck, 
Katzeburg,  Schwerin;  den  Erzbischof  von  Magdeburg  mit  den  Suffraganbischöfen 
von  Brandenburg,  Havelberg,  Meissen,  Merseburg,  Naumburg;  den  Erabischof  von 
Salzburg  mit  den  Suffraganbischöfen  von  Brixen,  Freising,  Passan,  Regensburg ;  den 
Bischof  von  Cambrai,  Suffragan  des  Erzbischofs  von  Reims ;  den  Bischof  von  Genf, 
Suffragan  von  Vienne ;  den  Bischof  von  Sitten,  Suffragan  von  Tarantaise :  im  Gänsen 
also  1  Patriarch,  7  Erzbisrhöfe  und  39  Bischöfe,  sodass  keineswegs  alle  Snffragan- 
bischöfe,  z.  B.  von  Mainz  nicht  die  Bischöfe  von  Olmütz  und  Prag,  zu  den  Reichsf&rtten 
zählten,  Suffraganbischöfe  Reichsfürsten  sein  konnten,  ohne  dass  ihre  Erzbischöfe 
Reicbsförsten  waren.  Hierzu  kommen  29  Reichslbte,  nXmIich  die  von  Benediktbeoren, 
DiM«ntis,  Ebersberg,  Einsiedeln,  Ellwangen,  Eptemach,  Fulda,  Henfeld,  luden, 
Kempten,  Konrey,  Lorsch,  Laders,  Lnxenil,  Morbaeh,  Ottobeuren,  PfXfers,  Prüm, 
WenDlncboff,  KirebenrerlaMuaf  DentaehUad*.  1« 
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Vou  den  geistlichen  Rcichafiinten  (principe»,  p.  ecelaia$üä,  p.  imperüj  unter- 
schied man  wohl,  aber  nicht  regelmäAsig  die  Prälaten  (praelaü)  als  die  nicht  fUrat- 
lichen,  den  Keichitfüniten  jedoch  nUchstittchcndcn  geiütlichen  Würdenträger.  Den 
einzelnen  prineepa  zeichnete  man  häufig  durch  das  Beiwort  veiinrabilis  aus,  den  Prälaten 
durch  honorabiÜ»  oder  religionu.  In  den  Zeugeiilisten  der  Künigsurkunden  folgten 
in  der  Kegel  den  Namen  von  Angehörigen  der  königlichen  Familie  die  der  geistlichen 
Ileichsfiirsten  und  dann  erst  die  der  weltlichen  Grossen.  Waren  unter  den  Geistlichen 
verschiedene  kirchliche  Würden  vertreten,  so  wurden  sie  nach  diesen  aufgezählt, 
Bodass  bei  zwei  oder  mehr  Zeugen  desselben  kirchlichen  Ranges  der  geweihte  Hiscbof 
dem  nur  erat  gewählten  voraufging,  im  Allgemeinen  aber  mannigfache  Gesichtspunkte, 
z.  B.  die  Zugehörigkeit  zu  einer  Kirchenprovinz,  das  Alter  des  Bistums  oder  das 
Weihealter  des  einzelnen  Bischofs,  berücksichtigt  werden  konnten.  In  der  Zeugon- 
reihe  der  Urkunde  Friedrichs  I.  vom  Jahre  1180  über  die  Belehnung  des  Krzbischofs 
Philipp  von  Köln  (f  1191)  mit  dem  Herzogtum  Westfalen  folgen  einander  die  Erzbischöfe 
von  Trier,  Magdeburg,  Salzburg,  der  erwählte  Erzbischof  von  Bremen,  die  Bischöfe 
vou  Worms,  LUttich,  Metz,  Osnabrück,  die  Aebte  von  Fulda  und  Hersfeld,  der 
Propst  von  Bonn,  der  Pfalzgraf  von  Sachsen  und  Landgraf  von  Thüringen,  die 
Herzöge  von  Sachsen,  Lothringen,  Schwaben,  die  Markgrafen  von  Brandenburg  und 
der  Lausitz,  schliesslich  elf  Grafen,  sieben  Ministerialen,  darunter  der  Mundschenk, 
Marschall  und  Kämmerer,  und  Andere  mehr*).  Bezeichnend  ist  auch  die  Urkunde 
Albrechts  I.  von  1298,  durch  die  dem  Erzbischof  vou  Mainz  zugesichert  wurde,  dass 
er  und  seine  Nachfolger  in  ordine  et  fumore  proeesaionit,  sestionia,  nominationia  et  aeripture 
ratione  archicanceUarie  per  Oermaniam  inter  principe»  eue  dtbent  et  looori  prioret,  non 
obatante  quod  in  deereto  electionia  noatre  nuper  ab  iüuatribua  Alenumnie  prindpÜma  eelebrate 
tupradietua  Oerardua  archiepiacopua  ordine  prepoatero  »eu  turbato  poat  venerabilem  Boemun- 
dum  Treverenaem  arehiepiacopum  tarn  acriptura  quam  fifpira  poaitua  invenitur,  per  eitottm 
facti,    quem   in  hac  parte  adenter  damnamua,    ne  trahatur  ad  conaequentiam  üUo  mmmIo*). 

Unter ")  den  Bischöfen,  die  zugleich  Reichsfürsten  waren,  nahm  der  von  Bam- 
berg eine  Sonderstellung  ein.  Seine  Kirche  war  1007  gegriindet  worden  als  apeeiaHter 
aub  iure  ae  dominio  aedia  Jtomanae  stehend,  sollte  befreit  sein  ab  orntti  extranea  poteatate, 
nur  dem  Bomanum  mtundAurdktm  unten%-orfcn.  Gleichwohl  hatte  der  Bischof  dem 
Erzbischof.Ton  Mainz  als  seinem  Metropoliten  zu  gehorchen.  Die  jährliche  Entrichtung 
eines  weissen  Zelters  oder  von  zwölf  Mark  Silber  an  den  Papst  beeinträchtigte  seine 
reicbsfürstliche  Stellung  nicht.  Ist  nach  P.  Hinschius  die  Bezeichnung  Bambergs 
als  eines  exemten  Bistums  nnanwendbar  und  hatte  die  Unterwerfung  unter  Rom 
allein  die  Bedeutung,  dass  die  Temporalien  der  Kirche  unabhängig  von  jeder  welt- 
lichen Gewalt  sein  und  als  Eigentum  der  römischen  Kirche  angesehen  werden  sollten, 
so  widerstritt  dieser  Rechtslage  der  tatsächliche  Zustand,  dass  der  Bischof  Reichs- 
fürst war  und  mit  den  Temporalien  seiner  Kirche  vom  Köuig  belehnt  wurde. 
Schwankend  war  die  Auffassung  über  die  reiclisfürstliche  Würde  de»  Bischofs  von 
Kamin,  der  ursprünglich  unmittelbar  dem  Papst  unterstand  und  ihm  zu  Zins  ver- 
pflichtet war,  im  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhundert  aber  seine  Exemtion  gegen 
die  Ansprüche  der  Erzbischöfe  von  Magdeburg  und  Gnesen,  die  Kamin  zu  ihrem 
Suffraganbistum  zu  machen  suchten,  verteidigen  musste.  Das  Gleiche  gilt  von  der 
ReichsfUretenwürde  der  Bischöfe  von  Lebus,  der  Erzbischöfe  von  Riga  und  ihrer 
Suffragane    von   Dorpat,   Ermland,   Kulm,  Kurland,  Pomesanien,  Samland  und  Sem- 

Reichenan,  Rheinau,  St.  Emmeram,  St.  Gallen,  St  Gislen,  St.  Ojen,  Selz,  Stablo, 
Tegemsee,  Weissenburg,  Werden;  endlich  16  Reichsäbtissinnen,  nämlich  die  von 
Andlau,  Buchau,  Elton»  I-^sen,  Gandersheim,  Gemrode,  Herford,  Hohcnburg,  Lindau, 
NiedermUnster,  Nivello,  Obcrmünster,  (Quedlinburg,  Remiremont,  Säckingen,  Zürich. 
Diese  Zahl  von  45  Roichsklöstem  mag  verglichen  werden  mit  der  von  rund 
1160  Klöstern,  Stifterti  und  Domstifteni,  deren  A.  HAUCK  (Kirchengeschichte 
Deutschlands  IV,  S.  lOOSff.)  in  seiner  Darstellung  der  Zeit  von  1122—1250  gedenkt, 
ohne  dass  diese  Ziffer  die  Gesamtheit  aller  Klöster  und  Stifter  in  sich  seblöasc. 

>)  MO.  Const.  I,  886. 

*)  J.  KICKER,  RcichsHirstensUnd  I,  S.  156  f. 

')  Vgl.  J.  FK'KKK,  KfichsfBrsteniUnd  I,  8.  227  ff.  277  f.  369  ff.  A.  HAUCK. 
Kirchengoschichte  DeuUchlands  IV,  S.  698f.  P.  HINSCHIUS,  Kirchenrecht  II, 
S.  8dl  Anni.  1.     R.  KLEMPIN,  Die  Exemtion   des  Bisthuros  Camin.     Stettin  1870. 
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Mli«B.  —  Der  Hochmeicter  des  DenUehen  Urden»  (magitter,  rtcUrr  hotpUalis  tanetae 
mmime  domuu,  orcünw  T^ilmieomw,  Jft— mummw  m  JentudemJ  erscheint  als  Reicba- 
Airst  mit  Sita  im  Beichataf^  erat  sa  Beginn  des  aechsehnten  Jahrhunderts;  der 
Johannitermeister  wurde  erst  1546  sum  Reicbsfiirst  eriioben. 

Unter')  abbatiae  Kberae,  nh  übertäte  Bomaaa  wurden  diejenigen  Klöster*)  Ter- 
standen,  die,  namentlich  seit  der  aweiten  HSlfte  des  elften  Jahrhunderts  gagrfindet, 
ron  ihren  Stiftern  hinsichtlich  der  Temporalien  dem  Eigentumsrecht  CBomamu  «eele$iae 
«MS  jmvßiittmtitj  oder  dem  Schutzrecht  (tuitio  apottoliea)  des  Papstea  anheimgegeben 
wurden,  also  furw  beati  I'etri  waren,  hinsichtlich  der  Spiritualien  dem  entsprechenden 
Bischof  unterstanden,  wenn  sie  nicht  ausdrücklich  von  dessen  Gewalt  eximiert  sein 
sollten.  Dem  Papste  waren  sie  su  jährlicher  Entrichtung  eines  festen  Zinses  ver- 
päichtet,  oft  eines  Goldstücks  (aureut,  byxantnu).  Römische  Abteien  dieser  Art  waren 
u.  a.  Ilirsau*),  Muri^X  Paulinxelle*X  Reinhardsbmnn  *),  St.  Blasien,  Zwiefalten;  sie 
waren  keine  Keichsahteien  im  Sinne  des  deutschen  Reichsrechts.  Nicht  zu  den 
rümischen  Abteien  gehörten  die  Reichsabteien  Andlau,  Gandersheim,  Quedlinburg, 
Keichenau,  St  Emmeram,  obwohl  sie  gleich  jenen  der  Liber  censuum  des  Kardinals 
Cencius,  des  späteren  Papstes  Honorins  III.  (1216 — 1227),  vom  Jahre  1192  als  dem 
römischen  Stuhle  zinspüichtig  aufführt  *). 

Kur  in  gewissem  Sinne  reichsunmittelbar,  aber  nicht  zu  den  ReiehsfUrsten 
zihlbar  waren  die  Aebte  der  Ciatercienserklöster ').  Sie  waren  ihren  Sprengelbischöfen 
nach  den  Satzungen  der  Kirche  unterworfen ;  bei  dem  Verbot,  Freibriefe  zu  erwirken, 
war  für  sie  ein  besonderes  Schutzverhältnis  zum  Papste,  wie  es  die  römischen 
Abteien  genossen,  unmöglich;  sie  sollten  frei  sein  von  jedweder  weltlichen  Herrschaft 
und  weltlichen  Dienstbarkeit.  Seit  Beginn  des  zwölften  Jahrhunderts  sich  in  Deutsch- 
land verbreitend  beanspruchten  sie  Freiheit  von  jeder  Voglei  für  ihren  weltlichen 
Besitz.  Gleichwohl  mussten  sie  Ersatz  suchen  für  die  ihnen  fehlenden  weltlichen 
Vertreter  und  Schützer.  Der  Theorie  nach  bot  ihnen  solchen  für  den  Umfang  des 
Keichsgebietes  der  König  mittels  der  de/ensio  specialis,  die  in  seinem  Namen  und 
Auftrag  die  Reichsbeaniten,  folgew^eise  bald  auch  die  Landesherren  handhabten. 
Friedrich  1.  begründete  1155  seine  Stellung  gegenüber  der  Abtei  Salem  damit,  dass 

*)  Vgl.  A.  BLUMENSTOK,  Der  päpstliche  Schutz  im  Mittelalter  (Innsbruck 
1890),  S.  40 ff.  J.  P^ICKER,  ».  a.  O.  I,  S.  323  ff.  G.  WAITZ,  Verfassungsgeschichte 
VII,  S.  218ff. 

*)  Auch  Stifter  oder  Kollegiatkirchen,  wie  z.  B.  das  Pancratiusstift  in  Speyer, 
besetzt  von  Regularkanonikem  des  Augustinerordens,  konnten  im  päpstlichen  Schutze 
stehen. 

*)  Vgl.  die  Urkunde  Heinrichs  IV.  vom  Jahre  1075,  Wirtembergisches  Urkunden- 
bneh  I,  S.  276. 

*)  Vgl.  H.  HIRSCH,  Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung XXV  (1904),  S.  256  ff. 

*)  Vgl.  J.  R.  DIETEKICH,  Neues  Archiv  XVIII  (1893),  S.  449 ff. 

*)  Vgl.  A.  NAUDE,  Die  Fälschung  der  ältesten  Beinhardsbruuner  Urkunden. 
Beriin  1888. 

')  Le  Liber  censuum  de  i'^glise  Romaine  ed.  P.  FABRE  (Paris  1889  ff.), 
S.  152 ff.  —  Die  eigentümliche  Doppelstellung  des  Abts  der  Reichenau  kommt  in 
zwei  Urkunden  aus  den  Jahren  1416  und  1455  zum  Ausdruck.  Nach  der  ersten 
ist  sein  Kloster  das  gotckuM  m  der  Bic/tenow,  in  Coatentzer  bistum  gelegen,  daz  an  alles 
mittel  dem  haiigen  st&l  xe  Born  z&gehurt,  in  der  zweiten  (angeführt  S.  205  Anm.  1) 
bezeugt  er  seine  Belehnung  durch  den  Kaiser  mit  unsers  gotzhus  regalia  und  lehen^ 
tehaßi  H.  GÜNTER,  Urkundenbuch  der  Stadt  Rottveil  I,  8.  332.  539.  Zur  Oe- 
schichte  der  Reichenau  vgl.  K.  BRANDI,  Quellen  und  Forschungen  zur  Geschichte 
der  Reichenau  I.  II.  Heidelberg  1890  ff. 

*)  Vgl.  J.  FICKER,  a.  a.  O.  I,  S.  326  ff.  (nach  diesem  auch  die  Urkundenauszüge). 
H.  OEFTCKEX,  Die  Krone  und  das  niedere  Kircbengut  unter  Kaiser  Friedrich  IL 
S.  44  ff.  E.  MONTAG,  Geschichte  der  deutschen  staatobürgerlichen  Freiheit  II, 
S.  520  ff.  Wie  die  Stellung  der  Reichsabteien  noch  mancher  Aufklärung  bedarf  (vgl. 
oben  S.  199  .\nm.  1)  so  auch  die  der  Ciatercienserklöster.  Trat  z.  B.  ein  Wandel 
in  der  reichsfürstlichen  Stellung  eines  Reichsabtes  ein,  wenn  er  und  sein  Kloster« 
jLonvent  sich  dem  Cistercienserorden  anschlössen? 

14* 


212  Die  KiroliR  vom  zehnten  bu  fünfzehnten  Jalirhumkrt. 

er  ijwria/i»  «dtoeahu  ae  deftntor  der  rümischen  Kirche  sei,  zu  der  da«  Kloster  tpeÜaU 
(MBtmÜe  sitMefHMM  gehöre.  Konrad  IV.  erkiürte  1240  in  einer  Urkunde  für  d«* 
Kloster  Ebrach  im  WOrebnrger  Sprengel:  «S'icul  ordo  CittereientiM  ab  omni  advoeaiamm 
gentrt  iuxta  jnimariam  irutituticnem  tuam  temptr  Über  extitit  et  tfmmmü,  me  deineep$  eadem 
ecelma  axepto  $olo  Bowumomm  impermktrt  nuiH  prormu  adtotatonm,  nüi  em  vohmtarie 
$e  tubieemt,  tta  jwod  «elb  tmm  fottea  vaimt  immtutare,  p«r  prtdia  et  pa»temmt$  muu 
aHftuOemu  mt  mMeeta.  Ans  dieser  kSnigKchen  SchimiTOgtei  ergab  sieh  fBr  die 
CisterdenMrfclSster  wohl  eine  nähere  Beziehung  zum  Reiche,  aber  sie  waren  darum 
keine  Reiehsabteien,  weil  sie  Iccinen  weltlichen  Herrn  ihres  Besitzes  anerkannten, 
ihre  Aebte  weder  vom  König  mit  den  Regalion  investiert  wurden  noch  dem  Reiche 
Dienste  leisteten.  Man  könnte  sie  in  gewissem  »Sinne  als  exterritorial  bezeichnen. 
AnderwXrts  begegnet  Unterstellung  der  Cistereienser  unter  den  Landeaberm,  so  in 
Oeaterreicb,  dessen  Hersog  1200  bekundete  omne«  Ojftterciennt  ordimi»  wewaafcos  tale 
im$  m  mtüfHO  habere,  ut  nee  ipti  nee  iptorum  pretUa  uUo  advoeaio  qmofumm  mhen  dtbeamt, 
sei  nefue  ekhoeahtm  ei$  habere  liceat  niei  fU/entorem  primeipem  i/mm,  qui  e^ut  ett  terre, 
in  qua  quifue  eorum  degunt.  — 

AtiB  unseren  statistischen  Angaben  folgt  ein  erhebliches  lieber- 

fewicht  der  geistlichen  Reichsfürstentümer  über  die  weltlichen. 
.  Ficker  stellt  fiir  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  den  92 
geistlichen  Iteichsfiirsten  13  weltliche  gegenüber.  Dies  Verhältnis  ver- 
schob sich  durch  Erhebungen  weltlicher  Grossen  in  den  ReichsfUrsten- 
stand,  durch  die  seit  jenem  Zeitpunkt  üblicher  werdenden  Erbteilungen, 
die  für  die  weltlichen  Kurfürstentümer  erst  die  Goldene  Bulle  verbot, 
einigermassen  zu  Gunsten  des  laikalen  Reichsfiirstenstandes,  der  um 
1850  im  Ganzen  44  Mitglieder  zählte.  Auch  ist  die  Verschiedenheit 
in  der  Grösse  der  geistlichen  Territorien  —  von  dem  keineswegs 
gleichförmigen  Umfang  der  erzbischüflichen  Provinzen  und  bischöf- 
fichen  Diözesen  ist  hier  nicht  die  Rede  —  zu  berücksichtigen.  Neben 
den  grössten  geistlichen  Territorien  wie  denen  der  drei  rheinischen 
Erzbischöfe  ^)   standen  Bistümer  wie   das  von   Münster,   die   sich   an 


')  Vgl.  die  Behauungen  der  Descriptio  Theutoniae  (sae«.  XIIL  ex.,  MO. 
88.  XVII.  §88),  wo  es  nach  Anfsthlung  der  weltlichen  KnrfBrsten  heiitt:  8mU  H 
tne  pri$teipe$  reguiaree,  id  ett  tub  pape  reguUs  eonetituti,  eleetorm  rpgum  Bamtamorum, 
leilioet  Drevatentit,  qui  tret  habet  lufragameoe  et  3  miHa  mareantm  in  reddiiibua  aibi  naaaaaaria 
wtimaltaaUaa !  Moauntinu»  et  hie  habet  17  (in  Wahrheit  15)  amfragaamm  at  7  wuHa 
wmraarua»  m  raadiiibua  ßdeUter  eompuiati»;  OoUmienma,  fw  toitiiw  6  maamtmt  kiAam 
aa^Pragemmta  at  tamtn  aAi  60  marearum  milia  eompuktntm,  /Velsr  Aas  «res  mnUapiteopo» 
fiirtWor  oft  eoMfwtailHr,  aieUieat  Rigentis,  7  habet  tt^fUrtigimeoa  at  miUa  mmramum  reddUtu 
«taajmtatmr ;  MadMtayanaie,  qtn  7  (mit  Kamin  6)  habet  au0n^anaoe  et  4O00  (wohl  ver- 
whrieben  fllr  4)  miSa  habara  m  pktr^ua  peribettir }  Brammma,  fw  at  ipaa  7  (auf  dentaekem 
Boden  nur  8)  habet  t^ßrtgmma  at  6  anlia  mmmnm  raidilm»  aüi  m  am 
miaenbtmtiir ;  Sattabmyamaia,  qtd  7  (in  Wahrheit  8)  habet  m/luyiim  at  SO  hwImi  i 


rMMiim  Aflkrt  at  mH^/thta  aampmtatur.  Habet  am»em  TltmitBimm  im  iwrissi'ss  Im»  a/iaaama 
MM»  mrMt/iaaapoa  aamgimtm  (eo  nach  dieser  Aufzeichnnng,  mit  den  Blatftmera  4«r 
RlM«r  KirekenproTina  rerseleknet  A.  HAl'CK,  Kirchengeschichte  DentMkUada  IT» 
8. 910  ff.  iMMumt  7  Emblstamer  and  47  ItiMtümcr,  im  ganzen  also  64  Blaekofc« 
rftae;  die  DHwrHM  «rUlrt  siek  ans  den  Unrichtigkeiten  der  Anfiieleknoag,  anderer- 
Mits  darck  Ikr«  Mkhing  aneh  der  niehtdeiiUchen  SuffVagane  von  Hanbwf -BrwBenX 
Da  naek  der  Bereeknong  ron  K.  ZEUMKK  (Historische  Zeitschrift  LUXI.  1886» 
8.  87)  die  Mark  dem  Sllbergekalt  von  16  Thalem  entspricht  und  die  Knofkraft  dea 
Geldes  vielleicht  als  um  etwa  sekn  mal  köker  denn  keate  anausetaen  iat,  so  ergibt 
■lek  folgende  Reihe:  Riga  460000  Mark  kentigen  Oeidee.  Trier  1860000  Mark, 
Magdeburr  (mit  4000  veraateklaft)  1800000  Mark.  Bremen  2S60000  Mark, 
Miüna  8160000  Mark  (abo  bdnake  eoTlel  wie  Friedrieh  II.  im  Jahr«  1941/9  aus 
99  SlldtMi  and  DOrfem;  vgl.  MO.  Oonst  III.  1  ff.),  Sabbug  9000000  Mark.  K9ln 
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Landbetits  mit  ihnen  messen  konnten,  andererseits  BistUmer  wie 
Konstanz,  dessen  weltliches  Gebiet  kleiner  war  als  das  der  Abtei 
St.  Gallen,  obwohl  sein  Sprengel  einer  der  grössten  in  Süddcutschland 
war,  der  Unterschiede  in  den  Klosterterritorien  nicht  zu  gedenken*). 
Jede  ziffemiässige  Schätzung  aber  der  geistlichen  Gebiete  nach 
Zahl  imd  Ausdehnung  im  Vergleich  zu  den  weltlichen  darf,  um  ihre 
Bedeutung  im  Leben  des  Reiches  zu  verstehen,  nicht  die  ihnen  inne- 
wohnenden Kräfte  vergessen,  die  nur  dazu  beitrugen,  das  Gewicht, 
das  Ansehen  und  die  politische  Stellung  des  Reichsklerus  zu  erhöhen 
imd  zu  festigen.  Zu  erinnern  ist  einmal  an  die  seit  dem  dreizehnten 
Jahrhundert  seltener  werdenden  Mediatisierungen,  durch  die  der  ein- 
zelnen Kirche  ihre  Reichsunmittelbarkeit  entzogen  wurde  -),  an  die  Un- 
möglichkeit der  Säkularisation,  die  ihren  Charakter  als  kirchliche 
Anstalt  zerstört  hätte,  endlich  an  die  Unmöglichkeit  der  Teilungen 
ihres  Gebietes,  an  dem  ein  Erbrecht  irgendwelchen  Geschlechtes  aus- 
geschlossen war,  so  oft  und  so  lange  Angehörige  eines  solchen  eine 
und  dieselbe  Kirche  zeitweise  oder  dauernd  innehalten  mochten.  Eben 
dank  seinem  Territorium  und  der  aus  seinem  Besitz  sich  ergebenden 
reichsftirstiichen  Würde  wurde  der  Bischof  oder  Abt  in  das  bunte 
Getriebe  der  weltlichen  Geschäfte  verwickelt.  Reichs-  und  Territorial- 
politik, Reichsdienst  und  landesherrliche  Aufgaben  nahmen  ilm  in 
Anspruch  und  konnten  ihn  dem  geistlichen  Berufe  mehr  oder  weniger 
entfremden,  während  Normen  des  kirchlichen  nnd  weltlichen  Rechts, 
die  nicht  immer  sich  miteinander  vertrugen,  weltliche  und  kirchliche 
Rücksichten  seine  Erhebung  zum  Beamten  der  Kirche  imd  zum  Reichs- 
fÜrsten  beeinflussteu.  So  sehr  man  den  Prozess  beklagen  wird,  der  zur 
Einengung  der  königlichen  Gewalt,  zum  Aufkommen  des  Territorial- 
fürstentums führen  musste,  ebenso  sehr  wird  man  ihn  als  unvermeidlich 
bezeichnen  und  als  das  einzige  Mittel,  um  in  kleineren  Gebieten,  als 
es  das  Reich  mit  seinen  niemals  feststehenden  Grenzen  war,  staat- 
liches Leben  zu  schaffen  und  immer  weitere  Kreise  zur  Teilnahme 
an  ihm  zu  erziehen.  Ob  dieser  Partikularismus  für  die  Gesamt- 
entwicklung des  deutschen  Volkes  schädlich  war  oder  nicht,  steht  hier 
nicht  in  Frage :  er  war  begründet  in  der  Entwicklung  der  Verfassung 
des  Reiches  und  seiner  Teile  ^). 

22500000  Mark.  Sind  die  Summen  auch  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zu  hoch 
gegriffen,  so  dienen  sie  doch  zur  Veranschaulichung,  zumal  die  erwähnte  Qaelle 
die  Einkünfte  der  weltlichen  Kurfürsten  von  Sachsen  auf  2000  (=  900000  M.),  bei 
Khein  auf  20000  (9000000  M.),  von  Brandenburg  auf  50000  (22500000  M.)  und 
Böhmen  auf  100000  (45000000  M.)  Mark  einschätzt. 

')  Vgl.  im  Allgemeinen  die  Karten  bei  G.  DK0Y8EN,  Allgemeiner  historischer 
Handatlas  (Bielefeld  und  Leipzig  1886)  Nr.  22.  23.  26/27.  80  31.  33  —  35,  bei 
K.  VON  8PKI:NER  und  TH.  MENKE,  Handatlas  für  die  Geschichte  des  Mittel- 
alters und  der  neuen  Zeit  (Gotha  1880)  Nr.  7.  88—42.  Ea  fehlt  an  einer  Karte, 
die  neben  der  kirchlichen  Einteilung  des  Reiches  in  Kirchenprovinzen  und  Diöiasea 
erkennen  Hesse,  wie  der  Territorialbesitz  des  geistlichen  Keichsfürstentoma  gelagert 
war.  Die  zerstreuten  Angaben  bei  K.  KRETSCHMEK,  Historische  Oe<^raphie  von 
Mitteleuropa  (München  and  Berlin  1904),  S.  214  ff.  406  ff.   bieten  nur  Andeatungen. 

')  Vg4.  oben  S.  188  f.  206. 

*)  Für  die  Bedeutung  der  geistlichen  Territorien  in  der  Neuzeit  rgt.  besonders 
C.  TH.  PERTHES,  Das  deutsche  Staatsleben  vor  der  Revolution  S.  102  ff.  nnd  das 
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Auch  in  der  Bildungsgeschichte  der  geiBtlichen  Territorien  sind, 
Ähnlich  wie  in  der  Geschichte  des  geistlichen  KcichsfUrstenstandes, 
«wei  Perioden  zu  unterscheiden,  die  ihrer  Grundlegung  durch  Bischöfe 
und  Aebte  vom  zehnten  bis  zum  zwölften  Jahrhundert,  die  ihres  Aus- 
baus durch  die  Landeshoheit  der  Kirchenfiirsten  während  des  späteren 
Mittelalters.  Die  Epoche  beider  Zeitabschnitte  ist  die  Regierung 
Kaiser  Friedrichs  II.  und  seines  Sohnes  Heinrich  (VII.,  1220—1235, 
t  1242),   deren  Zugeständnisse   von  1220,    1231  und  1232  die  reichs- 

Sisetzliche    Anerkennung     der    territorialen    Gewalt     der    geistlichen 
rossen  verbrieften '). 

Seine  Wurzeln  hatte  das  geistliche  Territorium  im  Gut  der 
einzelnen  Kirche.  Da  dies  Gut,  die  Temporalien  oder  Regalien,  die 
,Weltliclikeit*,  wie  früher  dargelegt  wurde '),  Liegenschaften  und  Rechte 
aller  Art,  darunter  also  auch  staatliche  Hoheitsrechte,  umspannte, 
da  jene  die  einzelne  Kirche  zur  Grund-  und  Gebietsherrin  machten, 
diese  ihr  die  Handhabung  von  immer  mehr  öffentlich-rechtlichen 
Gerechtamen  ermöglichten,  deren  Geltungsgebiet  sich  durchaus  nicht 
mit  dem  der  Grundherrschaft  zu  decken  brauchte,  so  ergab  sich  je 
Ittnger  je  mehr  ftir  den  Bischof  oder  Abt  die  Stellung  einer  sich 
Kwischen  den  König  und  die  Bevölkerung  einschiebenden  Obrigkeit. 
Ihre  Befugnisse,  ihr  Landbesitz  leiteten  sich  zwar  stets  her  von  der 
übergeordneten  Gewalt  des  Reiches  und  seines  Königtums,  aber  ihren 
Untergebenen  gegenüber  konnten  sie  bald  stärker  bald  schwächer 
ihr  Recht  zur  Herrschaft  betonen.  Aus  der  Amtspflicht,  das  Kirchen- 
gut zu  verwalten,  ward  das  Territorialrecht,  es  zu  regieren. 

Mit  Allem  wurden  Verhältnisse  eigenartiger  Natur  geschaffen. 
Die  einzelne  Kirche,  das  Erzbistum,  Bistum  oder  die  Abtei,  war  sowolil 
geistliche  Anstalt  als  auch  Inhaberin  von  weltlichem  Gut  und  weltlichen 
Gerechtsamen.  Ihr  Interesse,  ihre  kirchlichen  und  weltlichen  Aufgaben 
hatte  ihr  Vorsteher  wahrzunehmen,  dergestalt  dass  die  Verquickung 
Bpiritualer  und  säkularer  Tätigkeit  zu  einem  Anteil  der  Domkapitel 
und  Klosterkonvento  am  territorialen  Regiment  führte ').  Bischof  und 
Abt  waren  dem  Reich  verpflichtet  als  Mitglieder  des  Fürstenstandes, 
ihren  Kirchen  als  deren  geistliche  Leiter  verbunden,  gehalten  zu 
weltlichem  Gehorsam  gegen  den  König,  zu  kirchlichem  gegen  den 
Papst    und    die   in   ihm  sich  verkörpernde  Einheit  der   katholischen 

(ob«B  8.  186)  anirefUhrta  Werk  Ton  J.  E.  VON  8AKTORI.  Sie  ab  TbookraUun  xu 
b«Mlekaen.  wie  H.  VON  TREIT8CHKE  (Politilt  II,  Leip.ig  1896.  8.  40f.)  t»  tut, 
mSektoa  wir  rermeiden.  Der  Namen  ,^iatlichc«'  oder  »kirchliclies  Territorium' 
aoli  aw  aaf  den  UntefeeUed  aeinea  lahabera  von  dem  eines  weltlieken  Territorioms 
IdnwaieaB.  Daaa  fOr  seiM  YrnTturnng  auch  kirehenreehtliohe  Momente  beetimmend 
waren,  erttht  deh  am  dem  Hiaweia  anf  dl«  Beaeteaar  der  Bietflmar  un<I  ' ' 
von  aelbet  (Tgt.  ff  84  and  40X 

n  Vffl.  obMi  8.179C 

n  Am  die  lalkalaa  Laadatlnde  in  den  UrchMohen  Territorien  ist  hier  nieht  su 
•rlnem,  well  dieaa  rieh  aaeh  la  waMlekaa  Territorien  Bnden«  also  weder  eine 
wee— tllelia  aoeli  alaa  alsMlIra  BfnMekaft  der  feietlicben  Gebiete  feaaant  werden 
liBMaB  (vgl.  f  M  ffafan  Ende). 


i 
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Kirche,  befiihigt  endlich  den  Territorien  gegenüber  zur  Geltendmachung 
der  Btaatlichen  Gewalt  über  die  Insassen  dieser  Gebiete,  in  denen  sie 
zugleich  an  Teilen  des  Bodens  grundherrschaftlichen  Besitz  haben 
konnten.  Je  mehr  aber  ein  solcher  Zustand  sich  festigte,  je  mehr 
die  Kirchen  in  ihren  Ländern  sich  einrichteten,  um  so  mehr 
miuste  die  Idee  des  Keichseigentums  am  Kcichskirchengut  sich  ver- 
flüchtigen zu  der  vom  Lehnseigentum  des  Reiches  am  Territorium, 
Damit  nahm  die  ursprünglich  privatrechtliche  Auffassung  vom  Ver- 
hältnis des  Reiches  zu  den  in  ihm  vereinigten  Bildungen  publizistische 
Elemente  in  sich  auf.  Die  Beziehungen  zwischen  Reich  und  Kirche 
—  hier  natüriich  verstanden  als  kirchliche  Einzelanstalt  —  wurden 
schon  frühzeitig  ge wertet  unter  dem  Gesichtspunkt  des  öffentlichen 
Rechts  mit  seinen  ihm  allein  eigentümlichen  Begriffen  der  Ueber-  und 
Unterordnung.  Bei  den  Bistümern  war  regelmässig  eine  Behandlung 
ausgeschlossen,  der  die  Reichsabteien  trotz  ihrer  Bindung  an  das  Reich 
in  den  privilegia  de  non  alienando  ab  imperio  sich  im  Ganzen  bis 
zum  dreizehnten  Jahrhundert  ausgesetzt  sahen,  der  das  niedere  Reichs- 
kirchengiit  dauernd  ausgesetzt  blieb.  Auf  der  anderen  Seite  ward 
immer  deutlicher  die  Stellung  der  Reichsgewalt  zu  den  geistlichen 
Territorien  als  Hoheit  empfunden,  die  als  solche  keine  Verfügung 
über  die  ihr  zustehenden  Befugnisse  im  Sinne  der  patrimonialen  Ver- 
wertbarkeit jedes  einzelnen  dieser  Rechte  zuliess.  Beides  zusammen 
bedeutete  einen  Fortschritt  in  der  Erkenntnis  vom  Wesen  des  Rechts, 
in  der  Unterscheidung  des  öffentlichen  vom  privaten  Recht,  in  der 
Wertung  der  in  sich  einheitlichen  Staatsgewalt,  einen  Fortschritt,  der 
in  der  Folgezeit  nicht  wieder  verloren  gegangen  ist.  Zunächst  freilich 
trug  er  dazu  bei,  die  Stellung  der  geistlichen  Territorien  als  staaten- 
ähnlicher Bildungen  innerhalb  des  Reichsverbandes  zu  festigen,  wie 
gegenüber  dem  Reichsoberhaupte  so  aber  auch  gegenüber  den  Be- 
völkerungsschichten verschiedenster  rechtlicher  Abstufung,  den  Laien 
und  den  Geistlichen,  die  unter  dem  Krummstab  des  Erzbischofs, 
Bischofs  oder  Reichsabtes  als  dessen  Untertanen  sich  zu  fühlen  gelehrt 
wurden  imd  lernten.  Die  im  siebzehnten  Jahrhundert  aufkommende 
Bezeichnung  ,Landeshoheit'  drückt  passend  das  Verhältnis  der  geist- 
lichen Reichsfürsten  nach  Oben  und  nach  Unten  hin  aus. 

Bis  dies  Ziel  erreicht  werden  konnte,  war  ein  weiter  Weg  zurück- 
zulegen. Ueberschaut  man  ihn  im  Grossen,  so  stellt  er  sich  dar 
als  der  Uebergang  staatlicher  Rechte  an  die  Kirchen.  Das  Königtum 
wich  vor  ihnen  als  lokalen  Machtfaktoren  zurück,  die  es  in  seinen 
Dienst  hatte  ziehen  müssen,  ohne  verhindern  zu  können,  dass  aus 
diesem  Dienst  für  das  Königtum  ein  Anspruch  der  Kirchen  wurde 
gegen  das  einheitliche,  überall  unmittelbar  durch  weltliche  Beamte 
eingreifende  Herrscherrecht  der  Krone,  ein  Anspruch  auf  den  Besitz 
eben  der  staatlichen  Gewalt.  Sieht  man  auf  die  Einzelheiten  dieses 
Umwandlungsprozesses,  so  ergibt  sich  eine  verwirrende  Fülle  von 
gemeinsamen  und  abweichenden  Zügen,  deren  Zusammenfassung  nur 
die  Tendenzen  der  Entwicklung,  nicht  jede  einzebe  Aeusserungsform 
darzulegen   vermag. 
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Wie  nämlich  der  Grundbesitz  der  Kirchen  immer  sich  in  Oe- 
menglago  befand  mit  dem  der  Laien,  wie  er  zahlreiche,  ihrem  Wesen 
und  ihrer  Wirkung  nach  verschiedenartige  Abhängigkeitsverhältnisse 
zwischen  der  Anstalt  und  ihren  Untergebenen  schuf,  so  waren  auch 
ihre  Herrschaftsrechto  und  Herrschaftsansprüche  in  und  gegeinili'r 
ihren  Gebieten  von  vielgestaltigem  Einfluss  auf  deren  Organisation 
und  Verwaltung,  auf  deren  Schicksale  im  Krieg  und  im  Frieden. 
Gesteigert  wurde  die  Mannigfaltigkeit  der  Bildungen  dadurch,  dass  der 
Uebergang  der  königlichen  Rechte  an  die  Kirchen  sich  nicht  vollzog 
auf  dem  Wege  gleichzeitiger  Uebenveisung,  sondern  nllinUhlich  und 
ohne  irgendwelche  Regelmässigkeit.  Keine  Kirche  hatte  wohl  im 
selben  Augenblick  aller  und  der  nämlichen  Gerechtsamen  sich  zu 
erfreuen,  die  ihre  Nachbarin  besass ;  ein  Bistum  konnte  ein  staatliches 
Recht  später  erlangen  als  eine  Abtei.  Die  Stelle  gleichförmiger  und 
von  gleichen  Voraussetzungen  ausgehender  Schöpfungen  nahm  ein 
buntes  Durcheinander  der  Gebilde  ein.  Ihre  gegenseitige  Ausgleichung 
hinsichtlich  der  Verwaltung  zu  fordern  unternahm  die  Reichsgesetz- 
gebung allein  unter  Friedrich  II.,  um  im  Uebrigen  nur  mit  Entschei- 
dungen von  Fall  zu  Fall  in  ihr  Dasein,  ihre  Entwicklung  einzugreifen. 

Noch  ein  Moment  schliesslich  darf  nicht  übersehen  werden, 
das  Auseinanderfallen  der  weltlichen  und  kirchlichen  Einteilungen, 
der  Grenzen,  die  das  Territorium  des  geistlichen  Reichsfiirsten  von 
dem  des  benachbarten  Reichsfürsten,  das  Bistum  eines  Bischofs  von 
dem  des  anderen  schieden.  Die  Entstehungsgeschichte  der  geist- 
lichen Territorien,  der  häutige  Wandel  ihres  Urafangs  dank  glück- 
licher oder  verlustbringender  Kriege,  dank  mancherlei  Abmachungen 
und  Verträgen  von  Freund  und  Feind  mussten  bewirken,  dass  die 
Gebiete  keineswegs  immer  eine  zusammenhängende  Landmasse  um- 
fastten.  Kirchliches  Gebiet  war  über  das  ganze  Reich  zerstreut. 
Am  dichtesten  lagerte  es  im  Westen  und  Nordwesten,  den  Bezirken, 
in  denen  zur  Römerzeit  und  dann  unter  den  Karolingern  das 
Christentum  und  mit  ihm  die  kirchliche  Verfassung  festen  Fuss  ge- 
Casst  hatten ').  Seltsam  verzwickt  waren  die  kirchlichen  Territorien 
im  mittleren  Deutschland,  wo  Würzburg  und  Bamberg  sich  aas- 
dehnten.  An  Umfang  kleiner  waren  die  Lande  der  ost-  und  süd- 
deutschen Kirchen,  unter  denen  freilich  Salzburg  durch  die  anniihomde 
(Geschlossenheit  seines  Besitzes  sich  auszeiciinete.  Die  historische 
Karte  der  heutigen  Provinz  Westfalen  veranschaulicht,  wie  auf  ihrem 
Räume  das  langgestreckte,  in  zwei  Hälften  zerfallende  Territorium  des 
Bistums  Münster,  die  Stiftslande  von  Minden,  Osnabrück  und  Pader- 
born, ein  Teil  des  Ersstifts  Köln  und  zahlreiche  Grafschafton  sich 
einzurichten  hatten.     Zum  Gebiet  des  Ensbischofs  von  Köln  am  linken 


0  Di«  B«ieiohoaiif  des  Rbtiaa  alt  der  Pfaflen^an«  de«  hl.  rtimiaehen  KeielMa 
wegen  der  an  aeinem  Ufer  belefretif"  »:-*"'nf>r,  Btifter  und  Klöster  aeheint  auf 
Maximilian  I.  sttrüokiofehen  (rgl.  J.  •  -uUchoa  Wörterbuch  VII,  1587)  wie 

die   Cbaraktoriatik   Karb  tV.   als    Büi; ucr,   da«   kl-    röminchon  Keichea  Ers- 

•tiefrater,    Sifnonda    als    Pfaffenbttttel ,    weil    er    das   KonsUnter    KonaU    ausf«- 
aebrieben  habe. 
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Ufer  des  Niederrheins  trat  das  Herzogtum  Westfalen  mit  Arnsberg 
und  Lippstadt,  von  jenem  getrennt  durch  die  Grafschaften  Berg  und 
Mark  *).  Der  Erzbischof  von  Mainz  war  Landesherr  im  Kheingau  und 
in  den  südlich  von  Mainz  belegenen  Besitzungen  der  früher  reichsunmittel- 
baren Abtei  Lorsch,  zu  beiden  Ufern  des  mittleren  Main  mit  Aschaffen- 
burg, im  abgelegenen  Eichsfeld  und  in  der  Stadt  Erfurt.  Weit  ent- 
fernt vom  Grundstock  Bambergischen  und  Freisingischen  Gutes  lagen 
Splitter  zu  beiden  Ufera  des  DrauHusses. 

Das  Gebiet  oder  Territorium  einer  Ueichskirche  deckte  sich 
femer  durchaus  nicht  regelmässig  mit  dem  kirchlichen  Amtssprengcl 
des  Erzbischofs  oder  Bischofs.  Während  das  Territorium  einer 
Reichsabtei  kirchlich  stets  einem  oder  mehreren  Bischofssprengeln 
und  so  auch  häutig  nicht  nur  einem  Metropolitanbezirk  eingegliedert 
war,  griff  jede  Kirchenprovinz  über  die  Territorien  verschiedener 
Inhaber  hinweg.  Für  ihre  Abgrenzung  waren  andere  Gesichtspunkte 
massgebend,  andere  Tatsachen  entscheidend  gewesen  als  bei  der 
Bildung  der  Territorien  des  Erzstifts  oder  Bistums.  Die  Kölner  Me- 
trupolitanprovinz  umspannte  den  ganzen  Nordwesten  des  Reiches  bis 
zur  Nordsee  hin;  ihr  Leiter  hatte  fünf  Suffraganbischöfe  unter  sich, 
während  in  die  Landmasse  der  Provinz  er  sich  mit  diesen,  den  Grafen 
und  Herzögen  am  Niederrhein,  im  heutigen  Holland  und  Belgien  teilen 
musste.  Jedes  Bistum  unterstand  kirchlich  einem  Metropoliten,  aber 
keineswegs  regelmässig  fiel  seine  Diözese  und  sein  Territorium  zu- 
sammen. Jene  konnte  hinübergreifen  in  das  Territorium  eines  benach- 
barten, sei  es  geistlichen  sei  es  weltlichen  Fürstengenossen,  dieses 
zum  Teil  anderen  Bischöfen  kirchlich  anheimgegeben  sein,  die  nicht 
<lenselben  Metropoliten  wie  er  selbst  hatten.  Bezeichnend  für  diese 
Verhältnisse  sind  Bistum  und  Territorium  von  Strassburg  gegen  die 
Glitte  des  vierzehnten  Jahrhunderts.  Das  Bistum  erstreckte  sich  zu 
beiden  Ufern  des  Oberrheins,  vom  Schwarzwald  bis  zu  den  Vogesen; 
der  Gesamtumfang  des  Territoriums  dagegen  ist  auf  ungefähr  20 
Quadratmeilen  veranschlagt  worden.  Von  seinen  acht  Verwaltungs- 
xmd  Gerichtsdistrikten  rechts  und  links  des  Rheins  gehörten  nur  die 
im  elsässischen  Nortgau  und  in  der  heute  badischen  Ortenau  belegenen 
/.ur  Diözese  Strassburg,  waren  also  in  kirchlicher  und  weltlicher  Hin- 
:>icht  an  den  Bischof  gebunden,  die  übrigen  im  elsässischen  Sundgau 
und  im  rechtsrheinischen  Breisgau  dagegen  sahen  in  ihm  nur  ihren 
weltlichen  Herrn,  waren  kirchlich  Bestandteile  des  Bistums  Basel,  das 
zur  Kirchenpro^-inz  Besan9on  gehörte,  und  des  Bistums  Konstanz,  das 
gleich  Strassburg  Suffraganbistum  von  ^lainz  war-).  Das  Gebiet  des 
Erzbistums  Magdeburg  zu  beiden  Ufern  der  mittleren  Elbe  war  1157 

')  Vgl.  die  Karte  bei  F.  JOSTES,  Westfiilisches  Trachtenbach  (Bielefeld 
u.  8.  w.  1904),  Anhang.  —  Im  Landbuch  Karls  IV.  wird  die  MarkgrafschAft  Branden- 
barg bezeichnet  als  arehiprimeipaiu$  in  in/eriori  Abmauia,  eontmau  m  mu  kmtibut 
epitcopaiu*  Ctimj/mmutm,  Bnmdeniurgeruem,  Havdbergauem  et  Lmluemmm,  ittm  jmHM 
aiiantm  dioeennm,  ut  Ha&entadenma,  Verdetuit,  SwermmtU,  Mymmm$  et  jRaiiiaiiiwiii 
(ed.  FIDICIN.  Beriin  1866.  8.  34). 

*)  Vgl.  J.  FRITZ,  Das  Territoriom  des  Bistanu  Straubarg  um  die  Wfte  des 
XIV.  Jahrhunderts    und   seine   Geschichte.      Köthen  1885   (hier   auch   eine   Karte). 
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um  den  weiter  nach  Osten  vorgeschobenen  Fläming  um  Jüterbogk 
vermehrt  worden;  hier  blieb  der  Erzbischof  von  Magdeburg  der 
Landesherr,  soin  Suffraji^anbißchof  von  Brandenburg  aber  war  der  zu- 
nächst zuständige  kirchliche  Obere  für  die  gesamte  Geistlichkeit  des 
Bezirks  *).  Mehr  als  einmal  überschritt  die  kirchliche  Gliederung  sogar 
die  Grenzen  des  Reichsgebietes.  Der  weitaus  grössere  Teil  der 
bremischen  Kirchenprovinz  lag  ausserhalb  des  deutschen  Reiches,  ob- 
wohl das  Stiftsland  Bremen  und  drei  seiner  Snffraganbistümer  noch 
zu  ihm   gehörten. 

Auch  der  Mittelpunkt  der  weltlichen  Verwaltung  eines  bischöf- 
lichen oder  erzbischöflichen  Territoriums  und  der  kirchlichen  Ver- 
waltung des  Bistums  oder  Erzbistums  brauchten  nicht  zusammenzu- 
fallen. Der  Erzbischof  von  Mainz  residierte  im  vierzehnten  und 
fünfzehnten  Jahrhundert  in  Eltville  am  Rhein ;  der  Bischof  von  Verden 
leitete  seit  Anfang  des  dreizehnten  Jahrhunderts  sein  Territorium  von 
Rotenburg  aus,  der  Konstanzer  Bischof  sein  Gebiet  im  festen  Meersburg: 
die  Hauptkirche  des  Konstanzer  Bistumsprengeis  aber,  die  bischöf- 
liche Kathedrale  blieb  der  Mariendom  in  Konstanz,  dessen  reichsunmittel- 
bare Bürgerschaft  sich  wie  1384  von  Bischof  Nicolaus  II.  (f  1387)  so 
von  seinen  Nachfolgern  ihre  Rechte  und  Freiheiten  verbürgen,  die  Be- 
lassung des  bischöflichen  Gerichts  und  der  bischöflichen  Münzstätte 
in  ihrer  Stadt  verbriefen  Hess,  ehe  sie  den  Bbchöfen  den  Einritt  in 
ihre  Stadt  und  die  Besitzergreifung  des  Bistums  gestattete'). 

Aus  Allem  ergab  sich  eine  recht  grosse  Mannigfaltigkeit  sich 
kreuzender  Berechtigungen  und  Ansprüche;  die  Verschiedenheit  der 
Verfassungsformen  in  den  einzelnen  Territorien  trug  dazu  bei  sie  zu 
steigern. 

')  Vgl.  di«  Aren^  einer  Urkunde  des  ErsbUchofs  Wilbrand  von  Magdeburg 
(t  1364)  vom  J.  1288:  Provineia  nottrt  mtelropofu  pemtkapoiim  habet  qmmatte  »edmm, 
funque  civilatum  cathedraUum,  qutu  PartkenopoUi  ftotint  tanfuam  jUias  tn  Ckriito  «mrü- 
tima$  patemU  affectibuM  et  matmrm»  omftmSm»  tmflaaatmr.  hUer  ha»  BrmkdviAmrgmmt 
tecima  loco  nobu  e*t  vieinhr  €i  tupedtt  jir—em  «(  nmaeemi  eoHdumo  mmptelm  mii»  umIm. 
ffab$mui  in  cum  dyoeui  ut  m  «mm  tpieihtalkim  parroehku  «<  jMrtrMMrfMn»  «nr«,  dtamm$ 
non  jwMMH  tt  hikumodi,  fm  tpirihiaKbu»  tuut  onnezo.  Mabtmm$  im  tm  ut  im  mm  imm- 
poraimm  ltrrm$  ampimi,  pommmamm,  opida,  c(utra,  famiHam  tedmi»  rnidmtttm,  wmiatmmKmm 
titrlmm  mmltam  H  refttu  tt  imibm  kabmmlantem,  ita  ut  tokm  fert  djftemim  im  A*m  et 
kUOrn  dommiiemm  ktbeamm,  pimm-tim  «um  ad  no»  perümeat  ttrf  itKut  iuritäktie  Iwmiuiu/u 
(A.  F.  KIKDKL.  Codex  diptomaticua  Brandonburgenia  A.  VIII.  Berlin  1847.  8. 149f.). 

')  PH.  RlIPPERT.  Die  Chroniken  der  Stadt  Konatana  (Konatans  1891X  8. 886ff.. 
dort  auch  8.  827  f.  Kegeäten  der  gleichlautenden  Verachreibunge^  q>tt«rer  MaehSfe. 
Vgl.  auch  die  Aufzeichnung  Qber  den  Einritt  dea  Erzbiachofa  Dietrich  von  KBln 
(t  1468)  in  K8ln  aua  dem  Jahro  1414.  DeuUrhe  8t«dtechroniken  XII.  868  ff.,  die 
Chronik  dea  Augaburgera  Burkard  Zink  i.  J.  1418  über  daa  Verhalten  dea  8tadtrata 
beim  Htreit«  um  daa  Biatnm,  a.  a.  O.  V.  68,  fiber  Wttmburg  die  Erslhinng  dea 
Michael  Herbipolenaia,  Annotata  hiatorica  i.  J.  1340,  BÖHMER  Fontes  rer.  Oenn.  I. 
463.  —  lieber  den  PUui  dea  Hildeaheimer  Domkapiti^la  vom  Jahre  1875.  den  Ort 
•einer  Residens  su  verlegen,  vgl.  R.  DOEBNKR,  Urkundenbuch  der  Stadt  HUdeahein  U 
(lllldaaheim  1886),  8.  845.  Ober  den  Anasag  dea  Metser  Domkapitela  wu  Mets  im 
Jahf«  1468  vgl.  C.  PAULUS,  Festgab«  («r  H.  FIMKE.  gewidmet  von  O.  BUSCHBELL 
n.  a.  (Mttaslwr  I.  W.  1904),  S.  881  ff.    Im  Allgwaeinen  vgl  untan  ft  88. 
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§  36.    Die  Landeshoheit  der  geistlichen  Reichsfürsten. 

AoMer  der  Litteretar  la  §  33  and  35  vgl.  G.  VON  BELOW,  Mitteilangen  des 
In^  ^    "!iterr<>irhlselieGesebiehtefoncbansrXXV(1904),8.466ff.  J.BEKCHTOLD, 

Di  lang  der  Landethobeit  in  Dentocbland  I.    Müncben  1868.     C.  HEGEL, 

Dir  i.i.i.ic.uu^  de«  deutMhen  Stadtewesens  (Leipzig  1898),  8. 44  ff.  70  ff.  A.  HEI  J8LER, 
Der  Vnpnag  der  destoehen  Stedtrerfassnng  (Weimar  1872),  8.  34  ff.  F.  KEUTGEN, 
Untersnelmngen  6ber  den  Ursprung  der  deutscben  Stadtverfassnng  (Leipzig  1895), 
8. 14  ff.  K.  LAMPRECHT,  Deotscbes  Wirtacbaftsleben  im  Mittelalter  I  (Leipzig 
1886),  8.  991  ff.  1062  ff.  1251  ff.  H.  LEO,  Die  Territorien  des  deotacben  Reicbes  im 
Mittelalter  seit  dem  13.  Jabrbundert  (Vorlesnngen  über  die  Geschiebte  des  deutschen 
Volkes  und  Reicbes  IV.  V).  Halle  a.  8  1865 ff.  8.  RIETSCHEL,  Markt  und  SUdt 
in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis  (Leipzig  1897),  8.  158ff.  8.  RIETSCHEL,  Real- 
encyklopidie  für  protestantische  Theologie  und  Kirche  IX  (3.  Aufl.  Leipzig  1901), 
8.  69 ff.  C.  RODENBERG,  Historische  AufsKtze  dem  Andenken  an  G.  WAITZ  ge- 
widmet (Hannover  1886),  8.  228  ff.  C.  RODENBERG,  Neues  Archiv  XXV  (1900), 
8.  481  ff.  G.  SEELIG  ER,  Die  soziale  and  politische  Bedeutung  der  Grundherrsch^ft 
im  früheren  Mittelalter  (Abhandlungen  der  philol.  -  bistor.  Klasse  der  Sächsischen 
Gesellsehaft  der  Wissenschaften  XXII,  i.  Leipzig  1903),  S.  96 ff.  E.  8TENGEX,  Die 
Immanititsnrknnden  der  deutschen  Könige  vom  10.  bis  12.  Jahrhundert.  Innsbruck 
1902.  E.  STENGEL,  Zeitschrift  der  Savignvstiftung  für  Rechtsgeschichte,  Germ. 
Abt.  XXV  (1904),  S.  286  ff.  O.  VON  ZALLINGER,  Mitteilungen  des  Instituts  für 
österreichische  Geschichtsforschung  3.  Ergänzungsband  (1882),  8.  539ff. ;  ebenda 
Bd.  X  (1^891,  8.  217  ff.  H.  ZOEPFL,  Alterthümer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts  II 
(Leipzig  und  Heidelberg  1860),  S.  1  ff. 

Im  Folgenden  werden  einige  Specialarbeiten  zur  lokalen  Verfassungs-  and 
Verwaltnngsgescbicbte ')  nach  alphabetischer  Folge  der  Bistümer  und  Reichsabteien 
aufgezühh. 

Botel:  L.  STOUFF,  Le  pouvoir  temporel  des  ^veques  de  B4le  et  le  regime 
municipal  jusqu'i  la  reforme  I.  II.  Paris  1891.  —  Brirtn  und  Trknt:  A.  HUBER, 
Arehiv  für  österreichische  Geschichte  LXIII  (1862),  S.  611  ff.  —  Estn:  F.  GEUER, 
Beitrige  zur  Geschichte  von  Stadt  und  Stift  Essen  XIII  (1889),  8.  105 ff.  —  Halber- 
ttadt,  HilieJteim,  Hagdtbnrg,  Miruburg:  A.  BARTH,  Das  bischöfliche  Beamtentum 
im  Mittelalter,  vornehmlich  in  den  Diözesen  Halberstadt  n.  s.  w.  Wernigerode  1900. 
FR.  SCHLEMM,  Archiv  für  die  Geschichte  de»  preussischen  Staats,  herausgegeben 
von  L.  VON  LEDEBUR  VI  (1831),  S.  97ff.  —  Hildetheim:  A.  BARTH  (s.  oben). 
H.  A.  lCnTZEL,  Geschichte  der  Diözese  und  Stadt  Hildesheim  I  (Hildesheim  1858), 
S.  51ff.  283 ff.  II  (1858),  S.  1  ff.  —  Köln:  J.  FICKER,  Reinald  von  Dassel.  Era- 
bischof  von  Köln.  Köln  1850.  J.  FICKER,  Engelbert  der  Heilige,  Erzbischof  von 
Köln.  Köln  1853.  H.  GRAUERT,  Die  Herzogsgewalt  in  Westfalen  seit  dem  Sturze 
Heinrichs  des  Löwen.  Paderborn  1877.  J.  HANSEN,  Rheinland  und  Westfalen 
im  15.  Jahrhundert  I  (Leipzig  1888),  Einleitung.  M.  JANSEN,  Die  Henogsgewalt 
der  Erzbischöfe  von  Köln  in  We-itfalen  seit  dem  Jahre  1180  bis  zam  Ausgang  des 
14.  Jahrhunderts.  Müncben  1895  (Historische  Abhandlungen  herausgegeben  von 
K.  TH.  VON  HEIGEL  und  H.  GRAUERT,  Nr.  8).  R.  KNIPPING,  Die  Regesten 
der  Erzbischöfe  von  Köln  im  Mittelalter  II  (1100—12051  Bonn  1901.  TH.  LINDNER, 
Die  Veme  (Münster  und  Paderborn  1888),  S.  3:37 ff.  C.  VARRENTRAPP,  Hermann 
von  W^ied  und  sein  Refonnationsven«uch  (Leipzig  1878),  8.  10  ff.  F.  WALTER, 
Das  alte  Erzstift  und  die  Reichsstadt  Köln.  Bonn  1866.  L.  WEILAND,  Das 
sScbsische  Herzogtum  unter  Lothar  und  Heinrich  dem  Löwen  (Greifswald  1866), 
8.  171  ff.  —  Korutanz:  K.  BRUNNER,  Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Oberrbeina 


•)  Weitere  Angaben  finden  sich  bei  DAHLMANN  -  WAITZ,  Quellenkunde  • 
8.  41  ff.  45  ff.  (über  Regesten-  und  Urkundenwerke),  A.  HAUCK,  Kircbengeschichte 
Deutschlands  (in  den  Anhängen  der  einzelnen  Bände),  bei  K.  KRET8CHMER, 
Historische  fieographie  von  Mitteleuropa  (München  und  Berlin  1904),  S.  214  ff.  406  ff., 
R.  SCHRÖDER.  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  *  S.  685f.  597.  610  f.  619  f. 
Vgl.  auch  H.  ÖSTERLEY,  Wegweiser  durch  die  Literatur  der  Urkundensamminngen 
LU.  Berlin  1885  f. 
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NF.  XIII  (1898),  m  Iff.    P.  lADEWIO,  TH.  MÜLLER,  A.  CARTELLIERI,  Ii«g««t«n 

sar  GMchichtc  der  Hiscböfe  von  Con«t«nz  I.  II  ( —  1383).  Inmbruck  1895  ff.  —  Liittieh : 
A.  WOHLWILL,  Die  AnfSnge  der  landatXnducben  VerfMsung  im  liisthutn  LUttich. 
Humbnr^  1867.  —  Maydeburs:  A.  HAKTH  (s.  oben).  W.  8CHUM ,  Ilistoriccbe 
Aufatse  dem  Andenken  «n  O.  WAITZ  gewidmet  (Hannover  1886),  8.  889  ff.  — 
Maim:  J.  FK.  BÖHMER,  Kege«t«  arebiepiscoporum  Moguntineiuiam  I.  II.  berauBg. 
von  C.  WILL.  Innabruek  1877  ff.  H.  ZOEI'FL,  Altertbümer  des  deaUcben  Reichs 
und  Rechts  II  (Leipzig  und  Heidelberg  1860),  8.  79  ff.  —  Merteburg:  A.  BARTH 
(s.  oben).  —  Müiuter:  HECHELMANN,  Über  die  Entwieklong  der  Landeshoheit 
der  HiMrhöfe  von  MUnster  bis  zum  Ende  des  13.  Jahrhunderts.  MUnttter  1868. 
J.  METZKN,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuem  des  Mittelalters  im  Fiirstbistum 
MUnster.  MUnster  1895.  —  Mwbaeh :  A.  GATRIO,  Die  Abtei  Murbach  im  Elsass  I.  IL 
fitrassburg  1895..  —  Otnabrüek  (vgl.  H.  FORST,  Deutsche  GesehichtsbiHtter  V,  190^ 
8.  117  ff.):  M.  BÄH,  Abriss  der  Verwaltungsgeschichte  des  Regierungsbezirkes  Osna- 
brUck  (Hannover  und  Leipzig  1901),  8.  1  ff.  K.  BRANDI,  Westdeutsche  Zeiuchritt  XIX 
(1900),  8.  120  ff.  F.  PHILIPPI  (und  M.  BÄR).  OsnabrUcker  Urkundenbuch  I-IU 
(bu  1280).  Osnabrück  l^$92  ff.  F.  PHILIIM'I,  Mitteilungen  des  Vereins  für  (iesrhicbte 
und  Landeskunde  von  Osnabrück  XX  (1897/98).  8.  24  ff.  64  ff.  K.  SOPI*,  Die  Ent- 
wicklung der  Lanilcsberrlichkeit  im  Fürstentum  Osnabrück  bis  zum  Ausgang  de« 
13.  Jahrhundorts.  IdsUin  1902.  H.  SPANGEN  BERG,  Mitteilungen  u.  s.  w.  XXV 
(1900/1),  8.  1  ff.  C.  8TÜVE,  ebenda  II  (1850),  8.  321  ff.  C  STÜVE,  Geschichte 
des  Hochstifts  Osnabrück  I  (bis  1508).  Jena  und  Osnabrück  1853.  —  PatUrbom: 
F.  SCHULTZ,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Landeshoheit  im  Bistum  Paderborn  bis 
zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts.  Tübingen  1903.  —  Prüm:  H.  FORST,  WestdenUehe 
Zeitschrift  XX  (1901),  8.  251  ff.  XXIII  (1904)  8.  197  ff  H.  FORST,  Das  Fürstentum 
Prüm.  Bonn  1903.  —  Salzburg:  G.  VON  BELOW,  Mitteilungen  des  Instituts  für 
»sterreichischo  Geschicbtsforschung  XXV  (1904),  S.  455  ff.  L.  BITTNER,  Archiv  ftkr 
österreichische  Geschichte  XCII  (1903),  8.  483  ff.  L.  BITTNER,  Historische  Viertel- 
jahrschrift  1903,  S.  4M9ff.  R.  MELL,  Mitteilungen  der  Gesellschaft  für  Salsburger 
Landeskunde  XLIII.  XLIV  (1903.  1904).  H.  B.  MEYER,  HUtorische  Viertcljahr- 
sehrift  1903,  8.  88  ff.  442  ff.  E.  RICHTER,  Mitteilungen  des  InstituU  fiir  österreichische 
Geschichtsforschung,  1.  Ergänzungsband  (1885),  S.  590  ff.  —  Strauburyx  J.  FRITZ,  Das 
Territorium  des  Bistums  Strassburg  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  und  seine 
Geschichte.  Küthen  1886.  —  Trimt:  A.  HUBER  (s.  oben).  —  Trier:  F.  CA8PER, 
Heinrich  II.  von  Trier  vornehmlich  in  seinen  Beziehungen  zu  Rom  und  zum  Territorium 
(12(10—1286).  Marburg  1899.  A.  DOMINICUS,  Baldewin  von  Lützelburg,  ErzbUchof 
von  Trier.  Koblenz  1862.  K.  LAMPRECHT,  DcutMches  Wirtschafteleben  im  Mittel- 
alter I,  8.  1251  ff.  A.  LENNARZ,  Annalen  des  historiachon  Vereins  fiir  den  Nieder- 
rhein  LXIX  (V-WO),  8.  1  ff.  H.  WEIS,  Die  ordentlichen  direkten  Staatsstouem  von 
Knrtrier  im  Mittelalter.  MUnster  1803.  —  Werden:  R.  KÖTZSCHKE,  Studien  zur 
Verwaltungsgcitchichto  der  Grossgmndhcrrschaft  Werden  an  der  Ruhr.  Leipzig  1901. 
—  Worms:  J.  LECHNER,  Mitteilungen  des  Institute  für  österreichische  Geschichte- 
fonichungXXII  (1901),  8.  361  ff.  Ö29ff.  —  Würzburg:  H.  BRESSI  VI'  K-rnchungen 
Bur  dcutechen  Gcschichto  XIII  (1873),  8. 87 ff.    TH.  HKNNKK.  Di<  u«  Gewalt 

der  Bischöfe  von  WUrzburg.    WUrzborg  1875.    TH.  HKNNER,  Bi^  nann  von 

Lobdeborg  und  die  Befestigung  der  Landesberrlichkeit  im  Ilochstit't  WUrzburg 
(1325— ISI^).  WUrzburg  1875.  E.  MAYER,  Deutoche  Zeitechrift  für  Geschichte- 
wisseoMhaft.  Neue  Folge  I  (1897),  8.  180  ff.  O.  VON  ZALLINGER,  Mitteilungen 
des  Institute  fUr  üsterroichischn  Oeschiohteforschung  XI  (1890),  8.  528 ff.  H.  ZOEPFL. 
AltertfaQnier  des  dcutechen  Reichs  und  Rechte  II,  8.  60 ff.  —  Verdm:  F.  WICHMANK, 
Zeitechrift  des  historischen  Vereins  fUr  Niedersachsen  190t,  8.  276  ff. 

Der  Beginff  der  Lamlcshoheit  der  Reichskirchen,  Erzbistümer 
a\»Of  liistUmor  und  Uoichsabtoien,  ist  ein  gewordener.  Ihn  umschreiben 
heiMt  den  t«t«äohlichon  und  rechtlichen  Wurzeln  seiner  Aeusseruiigs- 
ibrmen  naohffeben,  nachdem  deren  Bedeutung  fUr  die  ReichsTerfiusiing 
uud  die  Tendenzen  ihrer  Entwicklung  im  vorigen  Abschnitt  nur  hatten 
ansedeutot  werden  können.  Einmal  ist  zu.  erinnern  an  die  Verknüpfung 
weltlichen  Gutes,  von  Land  also  lutd  licchtcn,  mit  geistlichen  AnstaitiMi. 
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fernerhin    an   deren  Vertretung  durch  den  zeitigen  Bischof  oder  Abt, 
an    dns    Vorhältnis    des    Reiches  und,    als   seiner    Verkörperung,    des 
KönigtuuKs  zum  Keichskirchengut  und    dessen  jeweiligem  Nutzniesser. 
Das  Eigentum    des   Reiches   am  J^eichskirchcngut  Avurde  zum  Lehns- 
eigentum an  den  Regalien  einer  jeden  Reichskirche,  dann  zur  Hoheit 
über  da«  geistliche  Territorium.     Bischof  und  Abt  waren  ursprünglich 
Reichsboainte  in  Ausübung  kirchlicher  und  weltlicher  Obliegenheiten, 
nutzten    das    Gut    oder    die    Regalien    ihrer   Anstalten    an  Stelle    des 
Königs,    da   es   die   Ausstattung   ihres  Amtes   war.     Zu  Reichsfürsten 
geworden   verwalteten   sie    die   ,Weltlichkeit'   ihrer  Kirchen  in    deren 
Namen,  als  Vertreter  von  deren  Recht  am  Gut,  am  Land  oder  Terri- 
torium, aus  deren  Besitz  sich  gleichsam  als  eine  daran  haftende  Immo- 
biliargerechtigkeit  die  Landeshoheit  über  das  Gebiet  und  seine  Insassen 
ableitete.      Territorium    und    Landeshoheit    zusammen    standen   jeder 
Kirche   zu   als   Reichslehen.     Wie  jenes  räumlich   gegliedert  und  zu- 
sammengesetzt, wie  zahlreich  und  mannigfaltig  die  Rechte  und  Befug- 
nisse gegenüber  Land  und  Leuten  im  Einzelnen  waren,  kam  nicht  in 
Betracht.    Unbegründet  ist  die  Anschauung,  das  Land,  seine  Gefälle  und 
Renten  seien  allodiales  Eigentum  der  Kirchen  gewesen,  nur  die  Landes- 
hoheit ein  Reichslehen.     Je  länger  je  mehr  musste  diese  Stellung  der 
einzelnen   Reichskirche   sich  festigen.     Schmälerungen    ihres   Besitzes 
uud  ihrer   Rechte    durch   königliche   Eingriffe    und   Exemtionen,   Auf- 
hebungen  ihrer   Gewalt    zu   Gunsten   Dritter   durch   Mediatisierungen 
und  Säkularisationen  wurden  immer  seltener,   wenn   nicht  unmöglich. 
Die  unmittelbare  Beziehung  der  Reichsgewalt  zu  den  Untertanen  der 
Kirche  \N'urde  gestört  eben  durch  die  Landeshoheit  des  Bischofs  oder 
Abts.     So  viele  Eigenschaften    aber   dem   geistlichen  Territorium  mit 
dem    eines    weltlichen    Reichsfiirsten    gemeinsam    sein    mochten,    die 
Sonderart  seines  Inhabers  musste  sich  ausprägen  in  seiner  Entstehungs- 
geschichte  und   seiner  Verfassung;    waren    doch    gleichzeitig  die  Be- 
dingungen  seiner  Verwaltung  durch  imd   für  Geistliche,    die  freilich 
der  Unterstützung  durch  Laien  niemals  entbehren  konnten,  singulare. 
Wir  verfolgen  zunächst  die  Entwicklung  der  Landesherrlichkeit, 
um   ein   Bild   ihrer  Voraussetzungen   und   rechtlichen    Grundlagen    zu 
gewinnen :    die   untere  Zeitgrenze    gibt    das  Jahr  der  Goldenen  Bulle 
(1356)  dank  deren  Einräumungen  wie  an   die   weltlichen    so    an    die 
drei  geistlichen  Kurfürsten.     Ein  kürzerer  Abschnitt  sodann  versucht, 
am   Beispiel   des   Bistums   Osnabrück   die  Grundzüge   wenigstens  der 
territorialen    Ordnungen    in    einem    geistlichen    Reichsfürstentum    bis 
gegen  Ende  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  zu  veranschaulichen. 

Das  liegende  Gut  der  Reichskirchen  war  zum  grossen  Teil  durch 
ältere  und  jüngere  Ueberweisungen  der  Könige,  zugleich  anderer 
Laien,  nicht  zuletzt  durch  eine  kluge  Güterpolitik  des  Klerus  zu- 
sammengekommen. Die  Erwerbstitel  im  Einzelnen  konnten  verschieden 
sein,  z.  B.  Hingabe,  Vermächtnis,  Schenkung,  Kauf  und  Tausch, 
Lehens-  und  Pfandnahme.  Für  das  Reich  kam  das  liegende  Gut  nur 
als  Einheit  in  Frage:  seiner  Lasten  zum  Vorteil  des  Königtums, 
namentlich    derer    für    das    Reichskriegswesen,    ist    bereits    gedacht 
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worden^);  für  die  Leiter  der  Kirchen  mussten  sie  sich  zum  Recht  zu 
Aufgebot^  Führung  ihrer  Truppenkontingente,  zur  Sicherung  der 
Gebiete  durch  Burgen-  und  Festungsanlagen,  zur  Ansetzung  von 
Vassalien  und  Ministerialen  umwandeln.  Möglieh  war  dies  Alles  durch 
den  Besitz  von  Landstücken,  einerlei  ob  gross  oder  klein,  ob  räumlich 
vereinigt  oder  getrennt.  Aus  Ländereien,  die  wirtschaftlicher  Be- 
stellung und  Nutzung  zugänglich  waren,  folgte  die  Qrundherrschaft 
mit  ihren  privatrechtlichen  Bezügen  aus  den  einzelnen  Teilstücken, 
mit  der  privatrechtlichen  Abhängigkeit  von  Hintersassen  mancherlei 
Standes;  neben  den  Censualen  standen  die  Colonisten,  neben  den 
Ministerialen  die  Vassallen.  Der  Hinweis  nur  auf  die  Lex  familiae 
WormatiensU  ecclesiae  des  Bischofs  Burchard  von  Worms  (f  1025), 
auf  die  Dienstrechte  von  Bamberg  (1057—64)  und  Köln  (2.  Hälfte  des 
12.  Jahrhunderts),  die  Reichenauer  Fälschung  der  Constüutio  de  eaepe- 
ditione  Romana  (Mitte  des  12.  Jahrhundert«),  auf  den  ersten  Vertrag 
des  Bremer  Erzbischofs  von  11 06  über  die  Marschkolonien  an  Weser 
und  Elbe  mag  die  Summe  der  den  Geistlichen  erwachsenden  Tätig- 
keit andeuten '\  Ausser  Ländereien  besassen  die  Kirchen  kri^ 
Bannrechts  Dörfer  und  Städte,  in  denen  sie  überdies  Teile  des  Bodens 
und  von  ihnen  sich  ergebende  GefUUe  als  Grundherren  innehaben 
konnten.  In  jeder  dieser  Siedelungen  waren  ihnen  die  Bewohner  zu 
Abgaben  und  Diensten  verpflichtet.  Es  galt  Ordnungen  ins  Leben  zu 
rufen,  die  da«  Mass  der  Anteilnahme  der  Dorf-  und  Stadtangehörigen 
an  der  Verwaltung  ihres  Wohnortes  und  an  der  Rechtsbildung,  die  Be- 
tätigung der  Bürger  in  Handel  und  Gewerbe  regelten.  Es  genfigt 
an  da«  älteste  Strassburger  Stadtrecht  aus  dem  ausgehenden  zwölften 
Jahrhundert  zu  erinnern,  das  mehr  ein  Bischofsrecht  in  Bezug  auf 
Stadt  und  Bürger  als  ein  eigentliches  Stadtrecht  genannt  worden  ist '). 
Zur  Inhaberschaft  am  liegenden  Gut  trat  der  Besitz  aller  an 
ihm  haftenden  Rechte,  auch  solcher,  die  dem  Königtum  allein  vor- 
behalten, also  öffentliche  waren.  Ward  z.  B.  im  zehnten  Jahrhundert 
«iner  Kirche  ein  Gut  geschenkt,  so  fehlt  in  der  Königsurkunde  wohl 
selten  die  Pertinenzformel,  nach  der  die  Liegenschaften  der  Anstalt 
überwiesen  werden  cum  omnibua  .  .  .  pertinentibus,  in  mancipii*  utriu»que 
sexutf  areiSf  a«dificii»y  Urrit  cuUis  et  inctätie,  agrie,  pa»eui§,  nM»^ 
venatümünUf  aquie  aquarumque  decureibusy  viia  et  inmi»,  esMhu$  et 
reditOm»,  quesitia  et  inquirendie,  molendini»,  mobüibua  ei  inmobiiibm* 
cunctieque  appendiciis,  quae  ad  haec  aliquatenus  nominari  vel  aocowu>dari 
jpoMim/*);  allerdings  ging  nicht  selten  eines  der  Rechte  för  sich,  x.  B. 
der  Wildbann  und  das  Forstregal,  ohne  den  Boden,   auf  dem  es  sich 

*)   Yfl.   oben   R.  lH3ff. 

*)  vir<  M<  I  889.  'T-"'T"  — inrnrn  inii  lim  rni  tiiiii, 

«61  ((Usa  P.  8(  I :  i ;  -  BOICHORST,  Zar  OeMhicht«  d««  bwSUImi  «ai  4tilsil1iM 

Jahrhoodert«,  Heriin  ltM»7,  8.  Iff.).  ALTMANN-  HKKNIIKIM'  8.  159;  weitere  Nach- 
weU«  bei  K.  SCHKÖDEK,  Lebrbaeb  der  denUchcu  Uorhugt^trhichte*  8.  698  f. 

")  KEIITOEN  8.98;  rgl.  «nMenleiii  C.  HBQEL.  DleEntetehan« desde«lerli.  u 
aUdUweeeiu  8. 146  ff. 

*)  Aw  dw.Urknde  Otto«  I.  966  Juli  18,  MO.  IHpl.  I    111 


f  36.    Die  Landetkoheit  der  geuUicheB  Beiduffinten.  223 

entfalten  konnte,  an  die  Kirche  über.  Schon  in  fränkischer  Zeit  waren 
einzelne  Anstalten  mit  Zoll-,  ja  ausnahmsweise  sogar  mit  Münz-  und 
Marktgerechtsamen  ausgestattet  worden.  In  der  Folge  steigerte  sich  die 
Zahl  der  bewidiueten  Kirchen,  unter  denen  z.  ß.  die  von  Minden  977,  die 
von  Verden  985,  die  von  Halbcrstadt  989  Zoll-,  Münz-  und  Marktprivi- 
legien erhielten.  Otto  II.  bewilligte  994  dem  Nonnenkloster  zu  Quedlin- 
burg Zoll,  Münze  und  Markt,  gleichwie  sie  seine  Vorfahren  an  Köln, 
Mainz  und  Magdeburg  wie  andere  königliche  Orte  gegeben  hätten.  Wie 
die  Kirche  sie  handhabte,  d.  h.  an  welchen  Punkten  ihres  Grund- 
besitzes sie  Zoll  und  Münzstätten  oder  Märkte  anlegte,  wie  sie  Zoll- 
erhebung und  Münzprägimg  regelte  und  verwalten  Hess,  welche  Frei- 
heiten sie  den  Marktansiedlem  und  -Besuchern  gewährte,  all  das  be- 
stimmte entweder  die  Verleihungsurkunde  oder  gab  es  völlig  in  das 
Belieben  des  jeweiligen  Bischofs  oder  Abts.  Dem  König  verblieb  die 
oberste  Aufsicht.  Er  konnte  wie  vordem  durch  Privilegien  an  Dritte 
Erleichterungen  oder  gar  Befreiungen  gewähren.  Wenn  Otto  II.  z.  B. 
im  Jahre  975  die  Magdeburger  Kaufleute  von  jeglichem  Zoll  an  allen 
Zollstätten  des  Reichsgebiets  befreite,  so  griff  er  damit  ein  in  das 
Recht  auch  derjenigen  Kirchen,  denen  ein  Zoll  zugestanden  war;  er 
mochte  deren  Schädigung  —  als  Eigentümer  des  Reichskirchengutes 
legte  er  durch  seine  Gnadenerweisung  auch  sich  selbst  eine  Einbusse 
auf,  ohne  doch  dem  Wesen  seines  Eigentums  Abbruch  zu  tim  —  wett 
machen  durch  Verbriefungen,  die  den  Angehörigen  solcher  Anstalten 
und  so  nicht  minder  diesen  ähnliche  Verkehrserleichterungen  ein- 
brachten. Die  Verwaltung  des  Zolles,  der  Münze  und  des  Marktes 
ward  zur  Obliegenheit  von  bischöflichen  oder  klösterlichen  Beamten, 
sodass  z.  B.  die  Münzerhausgenossen,  der  jMünzmeister  an  ihrer  Spitze, 
in  Städten  vde  Basel,  Speier  und  Trier  sich  darstellen  als  von  den 
Bischöfen  privilegierte  Vereinigungen.  Aehnlich  war  der  Uebergang 
der  Aufsicht  über  Mass  und  Gewicht,  also  eines  ursprünglichen  Regals, 
an  die  Stifter.  In  Basel  z.  B.  standen  dem  Bischof  die  Wage,  Masse 
und  Gewichte  wie  das  Gericht  über  sie  zu;  eine  Urkunde  von  1105 
lässt  erkennen,  wie  die  Prüfung  der  Maasse  beim  Verkauf  von  Lebens- 
mitteln durch  Vermittlung  des  Bischofs  an  die  Halberstadter  Bürger- 
schaft übergegangen  war. 

Der  Gnmdbesitz  femer  der  Reichskirchen,  soweit  er  privatrecht- 
liche Befugnisse  hinsichtlich  seiner  Verwaltung  und  Nutzung,  gegen- 
über den  auf  ihm  angesiedelten  oder  mit  Teilstücken  von  ihm  beliehenen 
Leuten  gewährte,  wurde  immer  mehr  durch  das  Zugeständnis  der 
Immunität  gefreit.  Die  Immunitätsverleihungen  wurden  stets  aufs 
Neue  bestätigt  und  blieben  so  in  Kraft.  Vielfach  waren  die  ent- 
sprechenden Urkunden  dadurch  untereinander  verwandt,  dass  bei  neuen 
oder  emeuten  Verbriefungen  ältere  Diplome,  sei  es  solche  für  dieselbe 
sei  es  für  eine  andere  Kirche,  als  Vorlagen  dienten.  Die  Immunitäts- 
urkunde z.  B,  für  Minden  von  961  wiederholt  durch  das  Mittel  einer  ver- 
lorenen für  Paderborn  die  in  karolingischer  Zeit  für  letztere  Kirche 
gebrauchte  Fassung;  die  karolingische  Formel  für  Trier  liegt  der 
Urkunde   für  die  Abtei   Essen   von  973   und   durch   diese   noch  dem 
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Privileg  fiir  da«  Kloster  Gernrode  von  1028  zu  Grunde.  Diese  Tat- 
Bachen  erweisen,  dass  nach  Absiebt  des  Königtums  die  Immunität  für 
den  Besitz  von  Erabistümem,  Bistümern  und  Keichsabteien  die  gleichen 
Hechtswirkungen  nach  sich  ziehen  sollte.  In  der  Tat  bedeutete  sio 
überall  und  stets  die  Schaffung  einer  Exemtion,  die  Durchbrechun;:: 
der  regelmässigen  Handhabung  der  öffentlichen  Gerichtsbarkeit.  Si«- 
stellte  das  gefreite  Gut  sicher  vor  den  Ansprüchen  der  Grafen  als 
den  Vertretern  des  Königs  innerhalb  der  Gaue  iind  ihrer  Oerichts- 
gewalt;  denn  ri'^As  die  grossen  weltlichen  Herrschaften  jener  Zeit 
vermöge  des  durchweg  an  sie  geknüpften  Grafschaftsamtes  schon  ohne 
Privileg  hatten  und  übten,  musste  den  kirchlichen  noch  besonder« 
gewährt    werden". 

Die  Immunitätsurkunden  und  ihr  Stammbaum  könnten  aber 
auch  den  Glauben  erwecken,  als  räumten  die  späteren  Ver- 
briefungen ihren  Empfängern  die  gleichen  Rechte  ein  wie  die  frü- 
heren. In  Wirklichkeit  enthielten  gegenüber  den  karolingis«  li  i 
Diplomen  die  sog.  Ottonischen  Privilegien  mehr.  Jene  verboi'  u 
die  exactto,  districtio,  den  introitus  tudicum,  lieferten  dem  Immunitäts- 
inhaber  die  fiskalischen  Einkünfte  innerhalb  des  gefreiten  Gebietes 
und  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  die  Immunitätsinsassen  aus  ^ ). 
Die  Urkunden  des  zehnten  und  elften  Jahrhunderts  sollten  alle  <li 
Wirkungen  haben,  dazu  auch  die  hohe  Gerichtsbarkeit  dem  BIm 
oder  Abt  zubilligen.  Das  Immunitätsgericht  trat  für  alle  vom  im- 
munitätsherm  abhängigen  Leute  an  die  Stelle  des  Grafengerichts  und 
ebenso  fiir  alle,  die  Kirchengut  besassen,  in  Fragen  um  eben  dieses 
Gut,  um  die  dafür  schuldigen  Dienste  und  Zinse.  Alle  Handlungen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  alle  Prozesse  um  das  in  der  Immunitüt 
belegene  Gut,  alle  Klagen  wegen  Verbrechen,  die  in  der  Immunität 
begangen  waren,  kurz  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  gehörte  fortan  vor 
das  Immunitätsgericht.  Mit  Ausnahme  der  sog.  Ungerichte  (Brandstifhmg, 
blutige  Verwundung,  Diebstahl,  Notzucht,  Totschlag),  fiir  die  das 
Inmiunitätsgericht  zustündig  war,  sollten  alle  Klagen  als  Fälle  der 
niederen  Gerichtsbarkeit  ihre  Erledigung  finden  bei  dem  Niedergericht  der 
Immunität  BeideGerichtewurden  besetzt  mit  lüchtem,  die  der  Immunitäts- 
herr ernannt  hatte,  mit  dem  Schultheissen  und  dem  Vogt  Beide  waren 
Beamte  des  Bischofs  oder  Abtes.  Das  Niedergericht  des  S.  '  '*'  issen 
(Meiers,   Untervogtes)    war  dem   Gericht   des   Vogtes   ui  Inet. 

Es  ging  bei  dem  Gericht  des  Vogtes  als  seinem  Oberhof  zu  Haupte. 
Der  Scnultheiss  empfing  vom  Vogt  den  Bann,  die  zwingende,  rccht- 
sichemde  Gewalt,  die  der  Vogt  selbst  nur  vom  König  erhalten  konnte. 
Ob  er  ausserdem  noch  innerhalb  eines  Teiles  des  Immunitätsgebietes 
die  Wirtschaftsaufsicht  führte,  war  für  seine  Tätigkeit  als  Richter  nicht 
entscheidend.  Auch  der  Vogt  war  Angestellter  des  Bischofs  oder 
Abtes.  Er  hatte  die  IntereMen  seines  Auftraggebers  nach  Aussen  hin 
zn  wahren  und  su  vertreten.  Er  war  der  Richter  im  Immunitäts- 
gericht   Die  ImmunitAtainsMsen  mussten  vor  ihm  Recht  suchen :  ihre 

')  Vf{.  ob«a  8.  eiff. 


g  36.    Die  Landeshoheit  der  geistlichen  Reichsfürsten.  225 

Klagen  gegen  Auswärtige  vertbcht  er  im  Namen  des  Immunitätsinbabers 
vor  dem  fremden  Gericht.  Klagen  gegen  Immunitätsinsassen  von 
selten  Auswärtiger  wurden  vom  Gericht  des  Vogtes  entscliieden.  So 
war  der  Vogt  Graf  im  Namen  der  Kirche,  aber  ursprünglich  auch  im 
Auftrag  de»  Königä,  jenes  weil  ihn  der  Kirchenvorsteher  eingesetzt 
hatte,  dieses  weil  er  nur  dann  fähig  war  Richter  zu  sein,  sobald 
ihm  der  König  seinen  Bann  geliehen  hatte,  d.  h.  die  zwingende 
rechtsichemde  Gewalt,  die  sich  „im  Gericht  als  Befelil  und  bei  Voll- 
ziehimg  des  Urteils  ausserdem  in  Bestätigung  hier  vorgenommener 
Handlunf^on  betätigt**.  Nur  die  Verleihung  des  Künigsbannes  an  den 
Vogt  berechtigte  zur  Vollstreckung  von  Bluturteilen.  Sie  war  die 
Bevollmächtigung  zur  Amstführung  als  Vogt,  —  der  letzte  schwache 
Rest  jenes  Einflusses,  den  die  Karolinger  auf  die  Einsetzung  der  Vögte 
ausgeübt  hatten.  Die  früheren  Bestimmungen  über  den  Kreis  derer, 
die  nicht  Kirchenvögte  sein  könnten,  waren  in  Vergessenheit  geraten :  *) 
die  freie  Wahl  des  Vogtes  wurde  fast  regelmässig  den  Kirchen- 
vorstehem  zugestanden. 

Vogt  konnte  nur  ein  Laie  sein,  da  die  Vollstreckung  von  Blut- 
urteilen ursprünglich  den  Geistlichen  untersagt  war,  ihnen  die  Fähigkeit 
fehlte,  von  sich  aus  Anderen  diese  Vollstreckungsbefugnis  einzuräumen  '^). 
Zu  Vögten  wurden  regelmässig  weltliche  Grosse  bestellt,  selbst  der  König, 
der  dann  entweder  einen  Vertreter  für  die  Handhabung  der  Vogtei  ein- 
setzte oder  über  sie  wie  über  jede  andere  nutzbringende  Gerechtsame 
verfugte,  sodass  z.  B.  am  Ende  des  zwölften  Jahrhunderts  die  Grafen 
von  Luxembvu*g  die  Vogtei  über  die  Klöster  St.  Maximin  in  Trier 
und  Echternach  als  Reichslehen  besassen.  Wurden  Grafen  und  Herzöge 
zu  Vögten  einer  Kirche  von  deren  Leiter  ernannt,  so  verbanden  sie 
dies  Amt  mit  ihrer  Grafschaft  oder  ihrem  Herzogtum  in  Personal- 
union; sie  suchten  Ersatz  für  die  Einbusse  an  Befugnissen  und  Ge- 
fUllen,    die    sie    eben    durch   die   Immtmitäten   innerhalb   ihrer  Amts- 


')  Vgl.  oben  8.  63. 

*)  Vgl.  Uennann  von  Niederaltaich  (f  1275),  De  advoeatis  Altahensibus : 
.  .  fjtU,  ut  queübet  eeeUsia  advocatum  haberet  tive  patronum  multU  de  eautii. 
CWm  tPHÜm  aKquod  predium  eeclesU  deUgatur,  iUud  in  tuum  dAet  patroemium  ttuäpere 
ad^oeaiuM  et  ab  omni  homine  defendere,  in  quantum  tibi  et  eecletie  iiuiieia  »uffragatur ; 
item  fuia  non  ett  elerieoHa  dignitaH$  ituüctusn  vel  vindietam  tangwinit  exereere,  advoeatui 
iiUer  homine$  ecelene  furta,  violento*  eoittu,  hamädia  tive  puffnat  enormet  et  incendM  et 
tiwüiet  eaunu,  per  qua»  potiit  irregularii  tffiä  persona  eeektiaatiea,  li  puniret,  teeundun 
connietam  iustieiam  iudieat;  que  omnia  pro  eeeletiarum  quiete  et  Ubertate  sunt  antiquitus 
cwvttituta  (MO.  88.  XVII,  373).  Vgl.  aus  dem  12.  Jahrhundert  das  StraMbnrger 
Stjidtrecht  (c.  11.  KEUTGEN  S.  94):  lUenn  .  .  .  potettatem,  que  tpectat  ad  tanffuinit  effu- 
nonem  tutpendendorum,  decoilandorum,  truneandorum  et  huiittmodi  pro  qualitate  deüeiortim 
eeekmattiea  permma  nee  habere  nee  dort  debet.  Da«  elfte  Concil  von  Toledo  im  Jahre 
675  hatte  bestimmt :  Bit,  a  quibut  Domini  taeramenta  traetanda  sunt,  iudieium  tanffuinit 
agitart  non  tieet  (e.  30  C.  23  qn.  8),  Tgl.  auch  c.  7  C.  23  qu.  6 :  Beos  »anguinit  de/endat 
eeeletia,  ne  effutwne  tanguinit  partieept  ßat  ans  Angnstin  oder  Gregor,  dam  cc.  5.  9  X. 
ne  clerici  3.  50.  Der  Ursprung  des  8prüchworts :  Eeeletia  non  titit  tangrnnem  war 
nicht  zu  ermitteln  trotz  der  Angaben  bei  E.  GRAF  and  M.  DIKTHEKK,  Deutsche 
Kechtssprichwürter  (Nürdlingen  1869),  S.  549.  553.  Es  scheint,  nach  einer  brieflichen 
Mitteilung  von  Herrn  Professor  Dr.  E.  SECKEL  in  Berlin,  nicht  im  Mittelalter  ge- 
prägt worden  zu  sein.     Vgl.  anten  8.  229  Anm.  1. 
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Sprengel  erlitten  hatten,  in  der  Vogtei.  Diese  war  ausgestattet  mit 
Gehalt  in  der  Form  von  Liegenschaften  innerhalb  de»  Immunitäts- 
gebietes,  mit  Gefällen  aus  ihrer  Tätigkeit  im  Immunitätsgericht,  da 
von  den  Gerichtsbussen  ein  Drittel  an  den  Vogt,  der  Rest  an  den 
Iromonitätshcrm  abgeführt  werden  sollten.  Frühzeitig  ist  die  Vogtei 
^eich  jeder  anderen  Beamtung  erblich  geworden.  Sie  ward,  sobald 
nicht  me  königliche  Vogteigerechtsame  zum  Reichslehen  in  der  Hand 
eines  weltlichen  Reichsfilrsten  und  seines  Geschlechts  wurde,  zum 
Kirchenlehen  im  Besitz  laikaler  Familien,  deren  Oberhaupt  die  Vogtei 
bald  nur  einer  Kirche,  bald  mehrerer  Kirchen  zugleich  innehatte;  die 
Pfalzgrafen  bei  Rhein  z.  B.  waren  im  zwölfton  Jahrhundert  Vögte  des 
Erzstifts  Trier,  der  Abtei  Comelimünster  und  der  Abtei  Essen  fiir  der 
letzteren  fränkische  Besitzungen.  Die  Stroulagc  des  Immunitätsbesitzes 
einer  Kirche  erforderte  nicht  selten  die  Bestellung  mehrerer  Vögte  — 
filr  das  Gut  des  Bistums  Passau  in  Bayern  war  es  der  Herzog  von 
Bayeni,  ftir  das  in  Oestcrreich  der  Markgraf  — ;  andererseits  ergab 
sich  oft  aus  der  Vereinigung  mehrerer  Vogteien  in  einer  Hand  die 
Einsetzung  von  Untervögten  unter  dem  summiut  adcocatvs.  Diese 
hatten  dann  für  den  Besitz  einer  oder  mehrerer  Kirchen  innerhalb 
eines  bestimmten  Gebietes  oder  für  den  Gesamtbesitz  einer  bestimmten 
Kirche,  wo  immer  er  lag,  die  Interessen  der  Kirchen  und  des  aummuM 
advocatus  als  ihres  Herrn,  der  sie  mit  der  Untervogtei  betraut  hatte, 
wahrzunehmen.  Sie  alle.  Ober-  und  Untervögte,  erhoben  Anspruch 
auf  Besoldung  durch  die  Bistümer  und  Abteien,  steigerten  ihre  An- 
fordenmgen  an  die  Immunitätsinsassen.  Als  immer  erneute  Unter- 
stützungsgesuche der  Vögte  sind  die  Beden  (petitiones,  steurae,  coUectae) 
aufgekommen,  „die,  anfangs  von  den  geistlichen  Grundherren  lebhaft 
bekämpft,  seit  dem  zwölften  und  dreizehnten  Jahrhundert  aber  all- 
gemein in  rechtlich  bestimmten  Beträgen  anerkannt  wurden".  Klagen 
über  ungesetzliche  Bedrückungen  durch  die  Vögte  kehren  in  mehr 
denn  einer  Bistums-  und  Klosterchronik  des  elften  und  zwölften  Jahr- 
hunderts wieder,  so  z.  B.  in  der  Geschichte  der  Aebte  von  St  Trond 
im  Sprengel  von  Lüttich').  Papst  Honorius  III.  (1216 — 1227)  mahnte 
1221  den  Erzbischof  von  Köln  und  dessen  SufFragane,  den  Gewalt- 
tätigkeiten der  Vögte  zu  steuern,  entweder  die  Vogteien  als  un- 
abniessendes  Pfand  von  deren  Inhabern  einzuziehen  oder  erledigt^ 
Vogteien  nicht  wieder  zu  verleihen,  insbesondere  aber  ftir  das  Gut 
ihrer  Kirchen  nicht  mehrere  Vögte  zu  bestellen,  da  dies  den  Druck 
nur  vermeliren  würde. 

So  erklärt  sich,  dass  friihzeitig,  zumal  seit  Ende  des  elften  Jahr- 
hunderts, eine  Bewegung  gegen  die  Vögte  einsetzte.  Ihre  Hülfsmittel 
waren   echte   und   gefälschte   Urkunden,   Entscheidungen  des  K  ■  ' 

<.\,  262  ff.  257  ff.  325  ff.    Vgl.  auch  du  sechste  Baeh  der  (viühimli« 
(I  'idirnm    tit  »drocatornm)  des  Tegcmseer  MSnehes  Metellns  »us  der 

MitU  des  iw«.lft<n  Jahrhunden«,  PKKTZ,  Archiv  (1861),  8.  «85 ff.,  die  SohriflM 
de«  Abte«  Hermann  von  Niodoraltaicb,  D«  inAtitutinno  monasterii  Aitahenais  uaA 
De  «dTocaU«  Muhennibu«,  MO.  H8.  XVII.  869  ff.  378  ff  K.  LAMPR£CHT.  DevtMbM 
Wirtschaftsiriini  I,  .S.  1127  f. 
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Sorichts,  Vertrii;:«    mit  den  luliahcm  der  \'ügtei.    Die  Kirchen  suchten 
ie  Oowalt  der  \'t.^te  zu  beschränken  oder  ganz  zu  beseitigen. 

Das  Erstere  war  möglich  durch  Einengung  der  richterlichen 
Uobung  des  Vogtes.  Er  sollte  nur  drei  Dinge  halten,  wenn  nicht  gar 
zwei  oder  nur  eines  in  jedem  Orte '),  sodass  „jede  weitere  vogteiliche 
Tätif^keit  entweder  ganz  ausgeschlossen  oder  vom  Ersuchen  des  Im- 
niunitätsherrn  abhängig  gemacht"  wurde,  die  anderen  vom  Immunitäts- 
herrn abhängigen  Beamten  dauernd  mit  der  Handhabung  des  Hechtes 
beschäftigt  waren.  Die  Zuständigkeit  des  Vogtgerichts  konnte  auf  be- 
stimmte Fälle  festgelegt  werden,  während  in  anderen  der  Beamte  des 
Bischofs  oder  Abtes  Recht  sprach.  Der  Willkür  solcher  Vereinbarungen 
entsprach  es,  wenn  hier  dem  Vogt  das  Gericht  blieb  z.  B.  über  effusio 
sanguinis,  furta,  pax  violata,  contentio  hereditatis,  dort  über  raptus,  furtum, 
incendium,  homicidium.  Räumlich  wurde  die  Tätigkeit  des  Vogtes 
abgegrenzt  durch  die  Ausschaltung  eines  bestimmten  Gebietes  inner- 
halb der  Immunitätsbezirke,  durch  die  Schaffung  der  sogen,  engeren, 
besser  vielleicht  inneren  Immunität  oder  eines  vogtfreien  Gebietes, 
deren  inimittelbare  und  ausschliessliche  Verwaltung  dem  Bischof  oder 
Abt  und  seinen  Beamten  vorbehalten  wurde.  Das  Kloster  und  seine 
nächste  Umgebung,  die  Stiftshöfe  und  zuweilen  die  Häuser  der  Geist- 
lichen und  ihrer  Diener  wurden  zu  Immunitäten  innerhalb  der  weiteren 
oder  äusseren,  die  sich  über  den  übrigen  Besitz  der  Kirche  erstreckte. 
Im  Jahre  1150  blieb  die  Behauptung  des  Abtes  von  Corvey,  der  mit 
einem  seiner  Ministerialen  in  Streit  geraten  war,  unwidersprochen, 
dass  der  Klostervorsteher  quicquid  a  suis  infra  muros  (Corbeiensis 
monanterii)  delinqueretur  auf  ipse  corrigeret  mit  camerario  vel  dapifero 
8UO  seu  alicui  de  familia  sua  corrigendum  absque  tdla  potestate  inperpetuum 
mansura  committeret;  das  Kloster  sei  von  Kaisem  und  Königen  dahin 
gefreit,  dass  nullus  dux,  nullus  comes,  nulla  alia  secularis  potestas  aliquam 
potestatem  infra  muros  eiusdem  ^cclesie  exercendi  iudicium  habeat,  sed  per 
abbatem  et personns  teinporaliter a se  ordinatas quicquid  afamulismonasterii 
sui  contra  iuris  et  fqui  rationem  admissum  fuerit  indicari  oporteat;  et  si 
principibus  contra  Privilegium  imperiale  non  licet,  multo  minus  ministeria- 
libus  Heere  constat-).  Die  Vogtgewalt  konnte  endlich  beschränkt 
werden  durch  Exemtionen  bestimmter  Gruppen  herrschaftlicher  Leute 
von  ihr,  wie  denn  z.  B.  eine  Urkunde  Konrads  III.  vom  Jahre  1143 
die  Ministerialen  der  Bischöfe  von  Freising  von  ihr  befreite. 

Schufen  alle  solche  Massnahmen  eine  bunte  Mannigfaltigkeit,  so 
war  andererseits  auch  eine  völlige  Aufhebung  der  Vogtei  als  einer 
zwar  von  der  Kirche  abgeleiteten,  dauernd  aber  von  einem  Geschlecht 
beanspruchten  Gerechtsame  möglich.  Eintreten  konnte  sie  z.  B.  durch 
Beseitigimg  des  Lehnsnexus  zwischen  Kirche  und  Vogt,  sei  es  bei 
Heimfall  des  Lehens  an  die  Kirche  sei  es  durch  käuflichen  Erwerb 
der  Vogtei    zu   Händen   der  Kirche,    wie   z.  B.  1189   Paderborn   die 

')  Vgl.  die  Seutenti«  de  iure  sdvocatomm,  MO.  Coiuit.  I,  127. 

*)  MG.  Const.  I,  184  cv.  7.  8.  Vgl.  über  die  engere  Immunität  in  HaibcrsUdt 
G.  WAITZ,  Verfassungsgeschichte  VII,  S.  249  Axun.  3.  Im  Allgemeinen  vgl. 
(i    SKELrr;r.K.  Grondhemichaft  S.  126  ff.  164  f. 
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Oeldverlegenheit  seines  Vogtes  Widekind  von  Schwalenberg  benutzte, 
als  dieser  ins  heilige  Land  zog.  Die  Vogtei  konnte  dann  an  dauernd 
und  gänzlich  von  der  Kirche  abhängige  Beamte  übertragen  werden,  die 
jedes  selbständigen  Rechtes  am  Amte  entbehrten  und  alle  ihre  Befug- 
nisse, also  auch  die  Blutsgerichtsbarkeit,  von  ihrem  Herrn,  d.  h.  also 
vom  Bischof  oder  Abt,  ableiteten  und  in  dessen  Namen  übten.  Vor- 
nehmlich das  Unwesen  der  Untervögte  sollte  bekämpft  werden.  So 
wurde  schon  1155  bekundet,  dass,  wie  vordem  die  Gewalttätigkeit  der 
Vögte  verboten  worden  sei,  jetzt  ein  Urteil  ergehe  de  removendis 
mbadvocatis,  dass  jeder  Obervogt  (principalU  advocatus),  der  einen  Unter- 
vogt bestelle  oder  dulde,  des  Lehnsbesitzes  an  der  Vogtei  dieses  seines 
Untergebenen  verlustig  gehen  solle.  Eine  Reichssentenz  von  1180 
ermftchtigte  die  Bischöfe,  jede  erledigte  Vogtei  an  sich  zu  nehmen 
und  sie  weiterzugeben  an  wen  immer  sie  wollten;  jedweder  Wider- 
spruch des  tnaior  civitatis  advocatua  sei  ungültig.  Jedenfalls  war  damit 
der  Weg  gewiesen,  der  zur  Verselbständigung  der  gebtiichen  Reichs- 
fürsten hinsichtlich  der  weltlichen  Rechtspflege  fuhren  konnte,  nicht 
überall  führen  musste.  Es  war  ihnen  gestattet,  die  Vogtei  an  sich 
zu  ziehen.  Sie  konnten  nach  wie  vor  die  persönliche  Handhabung 
der  in  der  Vogtei  beschlossenen  Rechte  ihren  bisherigen  Vögten  be- 
lassen, sei  es  nun  für  das  Gesamtgebiet  ihres  Besitzes  sei  es  ftir 
einzelne  seiner  Teile,  —  immer  erschien  dann  die  Vogtei  als  von  ihnen 
abgeleitet,  ihnen  reichsunmittelbar  zustehend,  den  Vögten  aber  reichs- 
mittelbar weil  auf  Grund  ihrer,  der  geistlichen  Reichsfürsten,  Ueber- 
tragung.  Dies  ergibt  sich  z.  T.  aus  folgender  Erwägimg.  Die  Vogtei 
über  eine  Rcichskirche  oder  eine  Rcichsabtei,  über  ein  von  ihr  in 
temporalibus  abhängiges  Kloster  oder  eine  Pfarrkirche  auf  kirchlichem 
Grund  und  Boden  mochte  Reichslehen  sein,  aber  dann  hatte  der  Bischof 
oder  Reichsabt  die  Gesamt-  oder  Teilvogtei  ursprünglich  dem  König 
übertragen,  wozu  er  infolge  des  Rechts  freier  Vogtwalü  kraft  der 
seinem  Grundeigentum  —  und  dies  umspannte  auch  alle  Kirchen  auf 
dem  Boden  seines  Bistums  oder  seiner  Abtei  —  befugt  war.  Der  König 
hatte  alsdann  über  die  ihm  gegebene  Befugnis  verfiigt,  da  er  sie  als 
nutzbare  Gerechtsame  auffasste  und  behandelte.  Im  anderen  Falle 
hätte  jede  Reichskirche  reichsmittclbar  werden  müssen,  sobald  die 
Vogtei  über  ihr  Gut  nicht  von  ihr,  sondern  vom  Ktinig  zu  Lehen  ging,  so 
das  Kloster  Reichcnau,  dessen  Vogtei  im  zwölften  Jahrhundert  den 
weifischen  Herzögen  von  Bayern,  dann  den  Hohenstaufen  als  Herzögen 
von  Schwaben  zustand.  Welchem  Stande  die  Vögte  angehörten,  ob  es 
weltliche  Grosse  waren  oder  Ministerialen,  kam  nicht  in  Betracht^). 
All  dies  war  möglich,  weil  man  einnml  seit  Anfang  des  zwölften 
Jahrhunderts  über  das  kanonische  Verbot,  das  die  Teilnahme  der 
Geistlichen  am  Blutgericht  nusschloss,  sich  hinwegsetzte,  ohne  dmas 
bis  zu  dessen  Aufhebung  durch  Papst  Bonifaz  VHL  (1204—1308)  die 
Einholung  eines  j)äp8tlichcn  Dispenses  als  erforderlich  betrachtet  worden 

')  VrL  die  AoMfige  au«  Halberstldter  Urkanden  (1214—1278)  bei  O.  VON 
ZALLIMQER,  Mitteilongen  de«  Inctitati  fttr  öcterreichiache  0«aebiektsfonehvii(  X. 
(1889).  8.  282  ff. 
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zu  sein  scheint ').  Nicht  minder  bodeutaam  war  sodann  der  Fortfall  der 
königlichen  Bannleihc  an  die  unter  den  geistUehcn  Keichsfursten  stehenden 
Kichter,  Vßgt«  also  und  Grafen,  der,  seit  der  Wende  des  zwölften 
und  dreizehnten  Jahrhunderts  erkennbar,  die  uneingeschränkte  Uebung 
und  Weiterverleihun^  der  richterlichen  Gewalt  hier  auf  Grund  könig- 
lichen Privilegs,  dort  auf  Grund  der  stillswei<,'end  geduldeten  Occupation 
zu  einem  Rechte  der  Kirchenvorstoher  werden  liess,  Sie  konnten 
fortan  „ohne  Weiteres  ganz  allein  und  selbständig  über  die  gesamte 
von  den  Vögten  geübte  richterliche  Gewalt,  einschliesslich  des  Blut- 
bannes, nach  freiem  Ermessen  verfügen,  sie  zum  Teil  an  (ihnen  unter- 
gebene) Stiftsvorsteher  übertragen,  zum  Teil  sich  selber  vorbehalten 
u.  8,  w."  Fortan  war  die  gesamte  Stellung  der  Vögte  bedingt  durch 
das  Recht  der  geistlichen  Reichsfiirsten,  von  diesen  abhängig,  als  Lehen 
oder  sonstwie,  kein  selbständiger  Besitz  mehr  der  Vögte,  durch  den 
das  Recht  der  Reichskirchen  ausgeschaltet  worden  wäre.  So  wurden 
die  hohe  Gerichtsbarkeit  und  damit  der  Blutbann  Zubehör  der  Regalien 
der  geistlichen  Reichsfiirsten,  nicht  aller  auf  einmal  —  der  Deutschen- 
spiegel wie  der  sog.  Schwabenspiegel  *)  kennen  noch  solche,  bei  denen 
die  königliche  Bannleihe  erforderlich  war  — ,  aber  doch  nicht  weniger 
und  einer  stetig  wachsenden  Zahl :  sie  wurden  Bestandteile  der  landes- 
herrlichen Würde  des  Bischofs  oder  Reichsabtes,  reichslehnbar  mit 
und  in  ihr.  Infolge  der  Uebertragung  der  Regalien,  schrieb  Rudolf  von 
Habsburg  1278  an  den  Salzburger  Erzbischof,  sei  an  ihn  die  Vollgewalt 
übergegangen,  in  bürgerlichen  und  kriminalen  Prozessen  zu  richten. 
Mit  seinem  Reichsfurstenarat  sei  das  merum  Imperium  verknüpft,  der- 
gestalt dass  er  gegen  Verbrecher  einschreiten  dürfe  auf  Grund  seines 
tus  animadvertendi  und  der  potestas  gladii,  dass  er  freilich  als  Geist- 
licher die  Wahrnehmung  dieser  Befugnis  Anderen  überlassen  müsse  ^). 

')  V^l.  c.  3  ne  clerici  rel  monachi  in  VI  ^  3,  24:  Epucoput  $eu  quicnmque  alitu 
pnelatuM  vtl  clerictu,  iurüdietümem  obtineru  temporalem,  ti,  homicidio  aut  alio  maleficio 
ab  aUquänu  in  turiMÜetiorte  «ua  eommim,  beUHvo  tuo  aut  a&i  ctäeumque  iniungat,  ut  tuper 
hoc  veritatem  inquirenM  hitlitiae  debitum  ex$eguatur,  irregularit  eerueri  non  debet,  quamris 
ipm  balSwtu  vei  aliut  contra  maJe/aetoret  ad  poenam  »anguini$  proeestent,  iustitia  nediante. 
Jimm  Keet  elerieü  eama*  mnguinu  agilart  non  lieeat,  eas  tarnen,  cum  iurudietionem  obtmeant 
temporaiem,  debent  et  potnmt,  metu  %rrfgitUtrxtati$  ee$$ante,  aliü  delegare. 

»)  Vgl.  die  Stellen  bei  O.  VON  ZALLINGER,  a.  a.  O.  X,  S.  226  Anm.  3,  die 
Stellen  aiiü  dem  sog.  Schwabeiuspiegel  (127^75)  Landr.  c.  92.  115,  Lebnr.  c.  41  anch 
bei  ZEIMER  S.  94   96.  107. 

^  Es  heilst  in  dem  Schreiben :  Ex  eoneeuione  tuorum  regaüum,  fuäna  te  nottra 
terfftitoH  ioin  dnditm  ayuA  Haf/innriam  htcettkrii,  plenam  et  lUeram  potuHatem  m  Imw 
dhtrirtibtu  et  tfrrlttfriit  iudt<-aiuli^  tuort  hiaiorum  notirorum  prinetpum^  m  eaiuU  eivüibu» 
rt  rrimirtalibtu  arfrputi.  Cuht  eiiiiu  unum  te  etat  ex  nMimihu»  prmeipibu*  Bumani 
ui'jtrrii  coyiut^anniJt,  duhitari  a  iteniine  tolutmu,  quin  Wierum  imperium  tuo  prmeipatui  tu 
aiuteruiH^  per  t/und  bahe^  im  anjwtadvet  feudi  m  /adaoro$ö$  hominee  et  fflodü  pottetaiem, 
)ter  alium  tarnen^  prout  ordini  et  honori  tuo  eongruit,  eaAereendam.  Ceterum  .  .  .  vohimiu 
et  ritattdaiiiui^  qttatiiuu  omni  pririlegio^  nobilitate  teu  eciam  dignUate  eeuantüu»  üuto  et 
rtftnmitni  tndirio  iudirf4  et  ittdimri  facia*  pro  qualitate  criminum  erimtinoto«  htm  in  fmeuUaiibitt 
quam  pertonia  (MG.  Const.  III,  190).  V^.  die  Urkunden  Adolfs  ron  Nasaan  1296 
für  den  Abt  von  St.  Gallen  (WARTMANN,  Urknndenbuch  von  St  Gallen  III,  8.  297), 
Albrechts  I.  1305  für  den  Bischof  Yon  EichstÄtt  (O.  VON  ZALLINGER.  a.  a.  O.  X, 
8  239  Anm.  1).  R.  SCHRÖDER,  Lehrbuch  der  dentschen  Rechtagesehichte *  S.  573 
Anm.  161  f. 
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Die  Entwicklung  der  Vogtei  führte  endlich  zur  Einschränkung 
ihrer  Bedeutung.  Aus  Gerichtsvogtei  wurde  sie  zur  Schirravogtei, 
wie  es  scheint  überall  da,  wo  die  richterliche  Gewalt,  um  derentwillen 
in  erster  Linie  sie  geschaffen  war,  in  den  Besitz  der  Reichskirche 
selbst  überging,  vielleicht  dank  dem  Einfluss  der  Cistercienserklöster, 
die,  von  jeglicher  Vogtei  im  Sinne  der  Gerichtsvogtei  befreit,  im 
Schirme  des  Königs  oder  der  Landesherren  standen  *).  Für  die 
Reichskirchen  war  in  dieser  Hinsicht  der  König  zunäciist  der  geborene 
Beschützer ;  er  konnte  seiner  Pflicht  selbsttätig  nachkommen  oder  seine 
Beamten  mit  seiner  Stellvertretung  betrauen;  er  konnte  auch  einen 
geistlichen  oder  weltlichen  Grossen  damit  beauftragen.  Bezeichnend 
mr  diese  Verhältnisse  ist  die  Geschichte  der  Vogtei  über  das  Reichs- 
kloster Essen.  Im  Jahre  1261  wurde  der  Erzbischof  von  Köln  von 
den  dortigen  Nonnen  zum  Schirmvogt  gewählt  und  ausdrücklich  be- 
urkundete er,  aus  dieser  Wahl  keine  Ansprüche  auf  die  Gerichtsvogtei 
herleiten  zu  können;  1275  sodann  wurde  die  Sehinn vogtei  an  den 
König  zu  lebenslUnglicher  Uebung  übertragen,  dergestalt  dass  er  für 
den  Schutz  jährlich  800  Mark  erhalten,  aber  kein  Recht  haben  solle 
auf  Vogtbede  und  andere  Belastungen  des  Kirchenguts.  Schon  1276 
aber  ernannte  er  den  Erzbischof  von  Köhi,  1288  den  Grafen  von  der 
Mark  zu  seinem  Stellvertreter.  Die  Reichsunmittelbarkeit  der  Abtei 
war  damit  nicht  aufgehoben,  die  Veranlassung  jedoch  gegeben  zu  ' 
wierigen  Misshelligkeiten,  da  weder  die  Grafen  noch  die  Erzbi»«  ■ 
ihres  Anspruchs  auf  ihre  schutzherrliche  Stellung  gegenüber  jenem 
Kloster  sich  entschlagen  wollten'). 

Die  vorntehenden  Ausführungen  haben  sich  absichtlich  auf  die  den  Reichs- 
kirrhen  verbriefte  Immunität  und  den  von  ihnen,  nicht  von  ihnen  inageaamt  volU 
«Offenen  Erwerb  der  Vogteigewalt  zu  Händen  und  zur  Verfugung  de«  einzelnen 
Krzbischofit,  Hischofit,  Reichsabtex  und  Kpichsiibtissin  beschränkt.  Die  den  Keichs- 
kirchen  gewährte  Immunität  kam  mittelbar  auch  ihren  Kigenkirchen,  d.  h.  den  auf 
ihrem  Grund  und  Uoden  errichteten  Stiftern,  Klöstern  und  Pfarrkirchen  zu  Gute. 
Kür  nie  konnten  eigene  Vögte  bestellt  werden ;  sie  erhielten  also  Immunitäten  inner- 
halb der  Immunität  des  Bistums  oder  der  Keichsabtei.  Diese  Immunität  scbütste 
sie  vor  Ansprüchen  der  Beamten  ihres  Herrn ;  die  Immunität  des  Bistonw  oder  der 
Abtei  schützt«  sie  vor  den  Ansprüclicn  der  königlichen  Beamten.  Aach  sie  traren 
insofern  Ueichskirchen,  als  sie  auf  einem  Boden  errichtet  waren,  den  das  Reich  als 
Eigentümer  des  Reichskirchengutes  als  sein  Eigen  betrachten  konnte;  aber  sie 
waren  nicht  reichsunmittelbar,  da  sie  einem  Herrn  unterstanden,  dessen  Eigentum 
an  ihnen  als  vom  Ueichu  herrührend  gelten  durfte.  Auch  bei  diesen  Kirchen  konnten 
biadchtlich  ihrer  Vögte  die  gleichen  Verhältnisse  eintreten  wie  bei  ihren  Herren 
fe^^Uber  den  Vögten  der  liistümer  und  Reichsabteien.  Sie  waren  tShig,  die 
Vogteigewalt  an  sich  zu  bringen.  Damit  aber  wurden  sie  Inhaber  nur  ron  Herr- 
•ebafken,  nicht  von  Territorien  im  .Sinne  des  Reicbsrechts,  da  die  erworbene  Gewalt 
sich  stets  ableitete  von  einer  zwischen  dem  Erwerber  uttd  dem  Reichsoberhiinpt 
stehenden  Stelle,  sei  es  dem  Vogt  des  Bistums  oder  der  Keichsabtei,  sei  es  vom 
Bischof  oder  Reichsabt  selbst,  sobald  dieser  die  Vogteigewalt  an  seine  Kirche  ge- 
sogen hatte.  Nur  der  BUehof  oder  Reichsabt  beeass  die  öffentlich-rechtliche  Gewalt 
anmitt«lbar  vom  Reiche  als  I<«hen,  nur  er  also  war  Reichsftirst  und  Landesherr. 
Die  Handhabung  der  öffentlich  •  rechtlichen  Gewalt  durch  den  Vorsteher  einer  laud- 

*)  Ich  wtf«  dleae  Vermatung  nur  mit  Voraicht  auszusprechen;  rgL  oben  S.  211  f. 
*)  l'eber    die    Mannigfaltigkeit    der    Vogtei verhKltniMe    spiterer   Zeit    vgl. 
O.  SEELK^EK.  a.  a.  O.  H.  l66  f. 
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nHMigeii  Kirche  machte  dicfteu  uiihl  zum  KeiL-hsnirston,  die  Kirche  nicht  reich<- 
uiiniittelbar. 

Zahlreichen  Keirhitklötiteni  war  ImmiinitUt  und  hKufig  freie  Wahl  des  Vogte« 
lugesiehert  worden.  Wurden  sie  an  weltliclie  oder  geistliche  Grosse  verschenkt, 
(O  l>  '  '  dieiK»  damit  nicht  sofort  ihre  Vü^e  zu  »ein.  Die  Vogtei  über  daa 
iiie<!  Kloster    konnte    im  Hesitjs    der   Familie  bleiben,  aus    der  erstmals  der 

Vogt  |^'<».iiiit  worden  war.  Sie  konnte  aber  auch  an  den  Inhaber  des  Klosters  Uber- 
^ben,  der  sii-  dann  gleich  einem  nutzbaren  Hechte  verwerten  mochte  oder,  war  er 
Oeittitcher,  mit  ihr  den  Vogt  seiner  Kirche,  also  einen  Laien,  betrauen.  Ver- 
kaufte der  weltliche  oder  geistliche  Urosse  die  Voj^ei  an  das  Kloster,  so  blieb  er 
immer  dessen  weltlicher  Herr,  verhinderte  also  dessen  Keichsunmittelbarkeit  und  die 
reichafürstliche  wie  landesherrliche  Stellung  de«  Klostervorstehers. 

Wurden  endlich  neue  Klöster  gegründet,  sei  es  von  weltlichen  sei  es  von 
geistlichen  Grossen,  so  konnte  die  Immunitüt  gegenüber  den  königlichen  Heamten 
aar  der  König  gewUhrleisten  —  bei  Stiftungen  durch  Keichskirchen  mit  Immunität 
trat  also  die  umfassendere  Immunität  ein  — ,  gegenüber  den  Beamten  des  Stifters 
nur  dieser  selbst.  Die  Vogtei  über  das  Kloster  mochte  der  Stifter  sich  und  seiner 
Familie  vorbehalten,  sie  weitergeben  gleich  jeder  nutzbaren  Gerechtsame,  sie  sogar 
an  seine  Gründung  veräossem.  Diese  wurde  damit  nicht  reichsuumittelbar,  weil  ihr 
Recht  an  der  Vogtei  sich  herleitete  von  dem  ihres  Gründers,  ihr  Besitz  kein  Keichs- 
territorium,  weil  sie  dies  Uecht  nur  empfing  vom  Stifter,  nicht  unmittelbar  vom 
König.  Hatte  sie  vom  Stifter  die  Befugnis  zu  freier  Vogtwahl  erhalten,  so  erwarb 
«e  damit  nicht  die  Gerichtsgewalt  des  Vogtes,  der  sie  ausübte.  In  der  Mehrzahl 
der  Fälle  werden  solche  Klöster  den  Stifter  oder  den  Landesherm  sich  zum  Vogt 
gewählt  haben,  der  dann  einen  Beamten  mit  der  Handhabung  seiner  vogtcilichen 
Rechte  und  Pflichten  zu  betrauen  pflegte.  Die  Vogtei  über  landsässige  Klöster 
konnte  so  ein  Bestandteil  der  landesherrliehen  Gewalt  sei  es  eines  weltlichen  sei 
es  eines  geistlichen  Reichsfürsten  werden.  Im  Jahre  1279  wurde  eine  Reichssentenz 
verkündet,  nach  der  die  Vogteiherrlichkeit  über  die  einer  geistlichen  Stiftung  ge- 
schenkten Güter  an  den  Landesherm  übergehe,  sobald  vom  Stamme  des  Schenk- 
gebers, der  sich  die  Vogtei  darüber  vorbehalten,  kein  Sprosse  mehr  übrig  sei'). 
Die  Imniunititt  an  sich  also  war  kein  Zeichen  der  Reichsunmittel barkeit,  der  Besitz 
der  Vogteigewalt  noch  kein  Beweis  reichsfürstlicher  Würde.  Die  Landesherriichkeit 
setzte  den  vom  Reiche  unmittelbar  herrührenden  Besitz  der  ötfentlichen  Gewalt 
voraus.  Nur  er  erhob  das  Gebiet  der  Kirche  zu  einem  Reichsfürstentuni,  einem 
Territorium  im  Sinne  unserer  AusrUhrungen.  — 

Die  Vogtei  des  früheren  deutschen  Mittelalters  ist  gi-undherrliche 
Grafschaft  genannt  worden.  Sie  räumte  ihrem  Träger  dieselben  Rechte 
ein,  wie  sie  der  Graf  in  einem  Amtssprengel  übte.  Der  Vogt  war  in 
erster  Linie  Beauftragter  der  Kirche  wie  der  Graf  ein  solcher  des 
Königs.  Je  häufiger  aber  Banngebiete  wurden,  die  „unabhängig  von 
privatem  Grundeigentum  über  die  Bewohner  eines  bestimmten  Bezirks 
Rechte  gewährten",  wie  z.  B.  durch  Ueberweisung  des  Forst-,  Jagd-, 
Markt-  und  Gerichtsbannes,  auf  je  mehr  gräfliche  Amtssprengel  ausser- 
dem die  Teilstücke  und  Einzelrechte  des  Immunitätsinhabers  gegen- 
über den  Hintersassen  seiner  Grundherrschaft  sich  erstreckten,  je 
häufiger  endlich  die  für  jede  Immunität  unentbehrliche  Vogtei  von 
Grafen  gehandhabt  wurde,  um  so  weniger  konnte  das  Königtum  ein 
Interesse  haben  am  Fortbestehen  der  alten  Grafschaften  als  der  Ge- 
walten, die  innerhalb  bestimmter  Distrikte  das  Recht  des  Staates  zur 
Geltung  brachten.  Die  Grafschaften  waren  erblich  geworden,  dadurch 
der  Verfugung  des  Königs  hinsichtlich  der  Besetzung,  der  Einkünfte 
und  Obliegenheiten  des  einzelnen  Grafen  entzogen.     Es  lag  nahe,  den 


')  MO.  Coiut  III,  264. 
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Kirchen  die  GrafHchaften  zu  übertragen.  Beim  Eigentum  des  Reiches 
am  Reichskirchengut  liess  sich  mittelbar  das  erreichen,  was  die  Erblich- 
keit der  Grafschaftsrechtc  in  einem  und  demselben  Geschlecht  er- 
schwerte, wenn  nicht  gar  ausschloss,  die  Verwertung  nämlich  der 
gräflichen  Tätigkeit  und  Einkünfte  für  die  Zwecke  der  Reichspolitik. 
Im  inneren  Deutschland  ist  als  eine  der  ersten  solcher  Uebertragungen 
die  der  Grafschaften  Waltsazcn  und  Kangau  an  das  Bistum  Würzburg 
aus  dem  Jahre  1000  überliefert.  Im  elften  Jahrhundert  dann  sind 
Bistümer  wie  Magdeburg,  Paderborn,  Utrecht  und  Worms,  Klöster 
wie  Fulda  und  Gandersheim  Besitzer  von  Grafschaften  geworden. 
Neben  Ueberweisungen  durch  die  Könige  stehen  solche  durch  die 
Grafen  selbst,  wie  z.  B.  unter  Heinrich  IV.  die  Grafen  von  Stade 
ihre  Grafschaft  an  Bremen  veräusserten,  ohne  dass  zu  derartigen  Ver- 
fügungen die  Einwilligung  des  Königs  nachgesucht  oder  auch  nur 
als  erforderlich  angesehen  worden  zu  sein  scheint.  In  allen  diesen 
Fällen  handelte  es  sich  nicht  um  die  Ueberweisung  des  Grundeigen- 
tums in  den  Grafschaftsgebieten  an  die  Kirchen  —  dann  wären  die 
Grafschaftsgebiete  zu  den  Immunitäten  geschlagen  worden  — ,  sondern 
um  den  Uebergang  der  Grafschaftsrechte  innerhalb  eines  räumlich 
begrenzten  Distriktes  an  die  Anstalten.  Soviel  oder  wenig  von  diesen 
Ghrafschaftsrcchten  übrig  war,  sollte  jetzt  von  Beauftragten  eines 
Bischofs  oder  Abtes  fiir  dessen  Kirche  wahrgenommen  werden.  Die 
Art  der  Gebiete  war  ohne  Belang.  Sie  konnten  plattes  Land  um- 
spaiinen  wie  z.  B.  die  Grafschaft  im  Rheingau,  die  dem  Mainzer 
hrzbischof  zustand.  Sie  konnten  Städte  sein  mit  ihrer  nächsten  Um- 
gebung; die  Burggrafschaften  in  den  Sitzen  aller  Arten  geistlicher 
Reichsfürsten  —  Mainz,  Köhi,  Trier,  Speier,  Strassburg,  Halberstadt, 
Corvey,  Hersfeld  u.  a.  m.  —  waren  abhängig  von  den  Kirchenvor- 
stehern. Adalbert  von  Bremen  (f  1072)  war  bestrebt,  alle  Grafschaften, 
denen  im  Umfang  seines  Sprengeis  irgendwelche  Jurisdictionsbefugnis 
gehörte,  in  die  Gewalt  seiner  Kirche  zu  bringen.  Zahlreicher  als  in 
Bayern  und  Oestcrreich,  wo  die  Witteisbacher  und  Babcnberger. 
letztere  gestützt  auf  das  Privilegium  minus  von  1156,  zahlreiche  Graf- 
schaften an  sich  zogen  —  man  ist  geneigt,  den  geringeren  Territorial- 
besitz  der  Reichskirchen  in  jenen  Ländern  damit  in  Verbindung  zu 
bringen  — ,  waren  in  anderen  Teilen  des  Reichsgebietes  die  Grafschaften 
in  den  Händen  des  Reichsklerus  und  seiner  Anstalten.  Wie  die  Kirche 
die  Grafschaft  handhabte,  war  ihr  anheimgestellt.  Immer  jedoch  ergab 
sich  aus  der  Inhaberschaft  der  Grafschaft  zugleich  die  öffentliche 
Herrschaft  über  das  Gebiet,  in  dem  sie  geübt  wurde,  über  alle  ilire 
Insassen.  Sie  trat  zur  Grundherrschaft  mit  ihrer  Immunität  und  der 
Gewalt  über  die  Hintersassen  auf  kirchlichem  Gnmd  und  Boden  hinzu. 
So  konnte  die  Kirche  die  Ausübung  der  gräflichen  Rechte  den  bis- 
herigen Inhabern  als  Lehen  belassen,  sodass  also  da»  Grafengeschlecht 
dadurch  mediatisiert,  d.  h.  seiner  unmittelbaren  Verbindung  mit  dem 
Reich  entkleidet  wurde.  Sie  konnte  sie  an  Ministerialen  weitergeben, 
wie  es  z.  B.  Trier  getan  hatte,  um  ft'eilich  zur  Zeit  des  Erzbischof« 
Albero   (tll52)   den   Druck   des   Grafen    empHndlich    zu    verspüren; 
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denn  dieser  verlangte,  das»  alle  Einkünfte  des  Stiftes  nach  seiner 
Pfalz  entrichtet  werden  sollten,  er  dem  Erzbiscliof  den  nötigen  Unter- 
halt liefere,  da  Albero  zwar  die  kirchlichen  Handlungen  wahrzunehmen 
h^A^  "    t  aber  eben   als  Graf  das  Land   zu  regieren,   über  die 

kii  Mannschaft   und   alle  weltliehen  Angelegenheiten  zu  ver- 

ftigen  berechtigt  sei.  Die  Kirche  konnte  endlich  die  grUflichen  Be- 
fugnisse wahrnehmen  lassen  durch  ihren  Vogt,  sodass  die  eigentümliche 
Möglichkeit  sich  ergab,  dass  ein  und  derselbe  Mann  eine  Grafschaft 
vom  Reiche,  eine  Grafschaft  einer  Kirche  und  gleichzeitig  deren 
Vogtei  verwaltete.  Die  unmittelbare  königliche  Bannleihe  an  den  von 
der  Kirche  ernannten  Cirafen  war  ebenso  lange  erforderlich  wie  die 
an  ihre  Vögte. 

Eine  rechtliche  Einheit  bildeten  Grafschaft  und  Vogtei  anfänglich 
nicht.  Jene  war  eine  Beamtung,  die  nicht  die  kirchliche  Grundherr- 
schaft in  ihrem  Geltungsgebiet  voraussetzte;  die  Vogtei  dagegen  war 
bestimmt  durch  das  Gnmdeigentnm  der  Kirche,  dessen  räumlicher  Um- 
fang, soweit  nicht  besondere  Abmachungen  getroffen  waren,  den  Wir- 
kungskreis des  Vogtes  abgrenzte.  Die  Folge  musste  eine  bunte  Mannig- 
faltigkeit sein,  die  jedem  Versuche  eine  Regel  aufzustellen  widerstrebt. 
Zwei  Beispiele  müssen  genügen,  das  von  Köln  und  das  von  Strass- 
burg,  wie  es  C.  HegeP)  und,  diesen  berichtigend,  G.  Seeliger') 
geschildert  haben.  In  Köln  waren  „die  obersten  weltlichen  Richter 
in  Stadt  und  Land  der  Burggraf  und  der  Vogt.  Der  Burggraf  hat 
gemeinschaftlich  mit  dem  Erzbischof  den  Gerichtsbann  vom  Reiche 
erhalten.  Er  allein  fuhrt  den  Vorsitz  in  den  drei  ungebotenen  Dingen 
des  Grafengerichts,  das  Wizzigding  heisst ;  er  prüft  die  Schöffenwahlen 
und  setzt  die  Gewählten  ein;  er  hat  das  Recht  der  Räumung,  d.  i. 
die  Vorbauten  der  Häuser  in  den  Strassen  zu  brechen ;  ihm  steht  das 
Jndengeleit  zu;  er  besitzt  das  Burgtor  in  der  Stadt  als  Erblehen 
von  der  Kirche.  Der  Vogt  ist  der  erzbischöfliche  Richter;  er  hat  den 
Bann  von  dem  Erzbischof  und  ist  der  erste  seiner  Ministerialen;- 
er  ^ftihrt  —  ausser  im  uugebotenen  Ding  —  den  Vorsitz  gemein- 
schaftlich mit  dem  Burggrafen  im  Gericht  auf  dem  Bischofshofe  und 
teilt  mit  ihm  die  GeföUe;  er  verwaltet  die  bischöflichen  Gutshöfe 
und  setzt  die  Meier  ein,  während  der  Kämmerer  die  Erträge  aus 
Zoll  und  Münze  erhebt.  Beide,  Burggraf  und  Vogt,  haben  ihre 
Vikare,  der  Burggraf  den  Untergrafen,  der  Vogt  den  Untervogt, 
die  sie  regelmässig  in  ihren  Aemtem  vertreten  und  daher  auch 
selbst  Graf  und  Vogt  genannt  werden."  Burggrafschaft  und  Vogtei 
waren  erblich,  bis  jene  1279  durch  Kauf  an  den  Erzbischof  kam, 
während  die  Vogtei  an  die  Bürgerschaft  von  Köln  überging.  Anders 
in  Strassburg,  wo  „der  Bischof  Inhaber  der  vollen  Gerichtsbarkeit 
war."'  Der  Vogt  hat  sein  Amt  von  ihm  zu  Lehen;  er  wird  ein- 
gesetzt mit  Zustimmung  der  Kanoniker,  der  Ministerialen  und  Bürger; 
er  hat  die   richterliche  Gewalt,    ,die  Rache    des  Schwertes',    unmittel- 


')  Entstehung  des  deutschen  Stadtewesens  8.  79  f.  82  f. 
*)  Orandherrschaft  S.  162  f. 
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bftr  vom  Kuiticr,  der  ihm  den  IMutbann  leiht;  er  hält  Gericht  in  der 
bischöflichen  Pfalz  und  ein  Drittel  der  Hussen  wird  ihm  zu  teil.  Aller- 
dings „wie  die  Gerichtsbarkeit  auf  der  engeren  bischöflichen  Immu- 
nitüt  in  Strassburg  zwischen  Herrschaft  und  Vogt  verteilt  war,  welcher 
lieamte  hier  als  herrschaftliches  Organ  fungierte  —  vermutlich  der 
Burggraf  — ,  welche  Rechtsfälle  ihm  und  welche  dem  Vogt  zugewiesen 
waren,  erfahren  wir  nicht.''  Der  Burggraf  setzt  die  Meister,  die  Vor- 
steher der  meisten  Handwerksämter  in  der  Stadt,  ein  und  richtet  über 
ihre  Vergehen  auf  der  bischöflichen  Pfalz,  ohne  doch  die  zwingende 
Gewalt  zu  besitzen,  sodass  er  die  Ungehorsamen  zum  Bischof  bringen 
mu88.  Kr  erhebt  die  Handelsabgaben,  bewahrt  die  Münzproben  auf, 
unterhält  die  Brücken  in  der  Altstadt,  bewacht  die  Stadtmauern  und 
Wälle,  beseitigt  Ueberbauten  in  den  Strassen,  verpachtet  die  Mühlen. 
Der  Schultheiss  endlich  ist  „unmittelbares  Organ  der  bischöflichen 
Herrschaft;  er  erhält  zwei  Drittel  der  Bussen;  er  urteilt  über  Dieb- 
stahl, Frevel  und  Geldschuld,  auch  über  Kriminalfälle;  er  empfängt 
deshalb  die  entsprechende  Gewalt  vom  Vogt;  er  fülut  ohne  Vogt 
Prozesse,  die  ans  Leben  des  Beschuldigten  gehen,  aber  immer  bleibt 
dem  Vogt  Wichtiges  vorbehalten,  um  es  im  Gericht  der  bisdir.fliclien 
Pfalz  zu  erledigen."  — 

Nur  wenige  Reichskirchen  sind  nicht  beim  Erwerb  der  Vogtei- 
gewalt  und  der  Grafschaft  stehen  geblieben.  Was  Adalbert  von  Bremen 
(t  1072)  erstrebte,  war  die  herzogliche  Gewalt  innerhalb  seines  kirch- 
lichen Amtsbezirkes,  soweit  er  zum  deutschen  Reiche  gehörte.  Würz- 
burg und  Köln  allein  sind  in  den  Besitz  von  Herzogtümern  gelangt 
Würzburg  bekam  damit  eine  einseitig  gerichtliche,  aber  über  den 
ganzen  Sprengel  des  Bistums  reichende  Obergewalt,  die  „im  Land- 
friedensrichteramt für  ganz  Ostfranken  ihre  Wurzeln  hatte  und  ver- 
möge der  prinzipiellen  Verbindung  solchen  Berufs  mit  dem  alten  Herzog- 
tum ebenfalls  diesen  Namen  erhielt",  wie  denn  Friedrichs  I.  Urkunde 
des  Jahres  1168  vom  episcopatus  et  ducatun  Wirzeburgensia  sprach^). 
Köln  dagegen  erwarb  als  Anteil  aus  dem  Besitz  Heinrichs  des  Löwen 
1180  die  westliche  Hälfte  des  Herzogtums  Westfalen  und  Engem  süd- 
lich der  Lippe  und  in  der  Paderbomer  Diözese  als  Reichsfahnlehen  cum 
omni  iure  et  iuri'/idu'tione,  ridelicet  cum  comttatibu»,  cum  advocattta,  cum 
co/uiuctihuSf  cum  manaU,  cum  curttbus,  cum  beneßciü,  a*m  nUmHeria- 
fibu»,  cum  inancipita  et  cum  omnibua  ad  eundem  ducatninpertmtmtibu»'' *). 
M.  Jansen  hat  dargelegt,  welche  Stellung  den  Kölner  l^rzbischdfen  aus 
diesem  Zuwachs  an  Rechten  und  Gebietsherrlichkeit  bis  zum  Ausgang  des 
vierzehnten  Jahrhunderts  eignete').  „Sie  führten  Titel  und  Siegel  des 
Herxogamtes,  beriefen  die  Grossen  des  Herzogtums  und  die  Vertreter 
der  Reichsstadt  Dortmund  zu  Landtagen;  sie  konnten  alle  Bewohner 

')  ZEUMKR  8.  14  f. 

^  MO.  CoMt  I,  88ft;  dasQ  vgl.  I*.  KCHKKKKK-  ItOlCHOK.ST,  «.  «.  O.  t«.  107  ff. 

*)  11.  JANSEN,  Die  Heraogtfrwult  dir  KnibtMrhüfo  von  Köln  in  Wpstfulen 
•»it  doai  Jakff«  1180  bto  lam  AwifMif  do«  14.  Juhrliundort«.  München  1H95 
(tlUtorlMli«  AbluuidloafMi  hsmwr.  von  K.  TU.  VON  IIKIGKL  und  11.  GKAUKUT, 

Nr      - 
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des  Herzo^uins  zum  Waffendienst  entbieten,  ausserdem  über  alle 
Insassen  dos  herzoglichen  Sprengeis  in  erster  und  zweiter  Instanz  zu 
Gericht  sitzen.  Als  Ausduss  ihrer  Gerichtshoheit  besassen  die  Krz- 
bischtife  im  Besonderen  das  Recht,  Gografen  mit  dem  Bann  zu  be- 
lehnen und  den  Vollzug  von  Todesstrafen  aufzuschieben.  Dann  galt 
6«  als  Vorrecht  dos  Herzogs,  den  Grafen  die  Anlaj^c  von  Burgen  zu 
untersagen :  seine  Befugnis,  überall  im  Herzogtum  nach  Belieben 
Biu*gen  zu  bauen,  wurde  von  den  Grossen  des  Landes  auf  (jinind  der 
ihnen  zu  Lehen  überwiesenen  Freigerichtsbarkeit  bestritten.  Reisenden 
gewährte  er  fiir  den  ganzen  Bereich  des  Herzogtums  Geleit.  Er  hatte 
die  Pflicht,  für  den  Schutz  geistlicher  und  weltlicher  Körperschaften 
und  für  die  Aufrechterhaltung  des  Landfriedens  zu  sorgen. **  Tat- 
.«üehlich  mochten  die  Befugnisse  und  Obliegenheiten  der  Kölner 
Krzbischöfe  von  diesen  mehr  beansprucht  als  gehandhabt  werden 
können.  Da  jedoch  die  Idee  von  der  Verpflichtung  des  Herzogs  zum 
Schutze  des  Landfriedens  fortlebte  und  „gegen  Ende  des  dreizehnten 
lahrhunderts  der  kölnischen  Kirche  die  Landfriedonshauptmannschaft 
nir  ganz  Westfalen  verliehen  wurde,  so  bildete  sich  allmühlich  die 
Vorstellung  aus,  die  Landfriedenshauptmannschaft  und  die  Herzogs- 
gewalt umfassten  denselben  Bezirk,  nämlich  ganz  Westfalen*^,  d.  h. 
ausser  dem  ursprünglich  allein  verliehenen  Herzogtum  Südwestfalen, 
von  dem  nur  ein  Teil  unmittelbar  kölnisches  Territorium  war,  noch 
im  Herzogtum  Nordwestfalen  die  Diözesen  Minden,  Münster  und 
Osnabrück.  ,,An  die  Landfriedenshauptleute,  also  die  Erzbischöfe 
von  Köln,  lehnten  sich  die  Femgerichte  an.  Für  die  Landfriedens- 
hauptmannschaft trat  dann  die  Herzogsgewalt  als  Rechtstitel  ein,  auf 
(mmd  dessen  die  Erzbischöfe  die  Oberaufsicht  über  die  Femgerichte 
beanspruchten.  Im  Jahre  1382  wurde  dem  Erzbischof  Friedrich  lU. 
(f  1414)  das  Recht  verliehen,  in  seinem  Herzogtum  die  Freigrafen 
mit  dem  Gerichtsbanne  zu  belehnen.  Da  nach  Anschauung  der  Reichs- 
;;ewalt  das  Herzogtum  der  Kölner  ganz  Westfalen  umfasste,  so  galt 
•las  Recht  auch  fiir  ganz  Westfalen.  Die  Herzogsgewalt  ausserhalb 
des  kurkölnischen  Besitzes  war  seit  dem  Ende  des  vierzehnten  Jahr- 
himderts  imd  im  fünfzehnten  Jahrhundert  fast  gleichbedeutend  mit 
Hoheit  über  die  Feme.'^  — 

Wir  fassen  die  bisherigen  Ausführungen  kurz  zusammen.  Grund- 
besitz imd  Gebietsherrlichkeit,  die  Inhaberschaft  von  Befugnissen,  die 
sich  vom  König  als  dem  Vertreter  des  Reiches  und  der  staatlichen 
Ordnung  ableiteten,  —  Alles  waren  Wurzeln  der  Landesherrlichkeit, 
<ler  Landeshoheit  der  geistlichen  Reichsfürsten.  Der  Grundbesitz  allein 
liätte  sie  niemals  zu  Landesherren  erhoben,  wären  nicht  auf  dcKsen 
Nutzniesser  auch  öffentliche  Rechte  übertragen  worden;  die  öffent- 
lichen Gerechtsame  aber  bedurften  wie  die  privaten  des  Bodens,  auf 
dem  sie  sich  entfalten  konnten.  So  wurde  denn  der  Boden,  d.  h.  die 
räumliche  Fläche,  die  zu  einem  Teil  im  Grundeigentum  der  Kirche 
stand  und  über  die  zum  anderen  Teil  die  Ausübtmg  der  öffentlichen 
(iewalt  durch  den  Leiter  der  Reichskirche  sich  erstreckte,  zur  terra, 
zum    tern'torium   des  Hochstifls   oder  Gotteshauses.    Herr  des  Landes 
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war  der  Erzbischof,  Bischof  oder  Rcichsabt.  In  ihm  vereinigten  sich 
die  kirchliche  Würde  als  die  eines  Mitglieds  der  Hierarchie,  die  reichs- 
ftirstliche  Würde  als  die  eines  Inhabers  der  zweiten  Ileerschildstufe 
innerhalb  des  Reichslehnverbandes,  endlich  die  Keichsunmittelbarkeit 
seiner  Rechte  gegenüber  dem  Geltungsgebiet  der  ihm  übertragenen 
öffentlichen  Gewalt  wie  gegenüber  den  Bewohnern  dieses  Ghits  und 
Gebiets  in  Stadt  und  Land.  Nur  eine  Reichskirche  konnte  folgeweise 
Inhaberin  der  Landesgewalt  sein,  deren  Wesen  eben  in  ihrer  Abhängig- 
keit allein  vom  Königtum  bestand.  Grundherrliche  und  öffentliche 
Befugnisse  verquickten  sich  mit  einander  zur  Landesgewalt  im  geist- 
lichen Rt'ichsfürstf^ntum. 

Behaupten,  handhaben  Hess  sich  die  Landesgewalt  nur  mit  Unter- 
stützung geistlicher  und  laikaler  Elemente,  die  den  Hof  des  Bischofs 
oder  Abtes  ebenso  zum  Mittelpunkt  alles  Lebens  im  Territorium 
machten  wie  die  Hofbeamten  und  Fürsten  den  Hof  des  Königs  zum 
Mittelpunkt  der  Reichsverwaltung  und  Reichspolitik  *).  An  ihm  waren 
wie  bei  den  weltlichen  Fürsten  und  beim  König  je  ein  Kämmerer, 
Marschall,  Truchsess  und  Mundschenk  tätig.  Häufig  waren  Stifts- 
ministerialen mit  der  Wahrnehmung  von  deren  Obliegenheiten  betraut, 
doch  konnte  der  Kämmerer  auch  ein  Geistlicher  sein,  dem  dann  vor- 
nehmlich die  Fürsorge  für  die  finanziellen  Angelegenheiten  überwiesen 
war.  Ausdriicklich  bestimmte  eine  Reichssentenz  von  1219,  dass  nach 
dem  Tode  eines  Bischofs  und  der  Einsetzung  seines  Nachfolgers  alle 
Aemter  erledigt,  d.  h.  neu  zu  vergeben  seien  ausser  den  vier  Hof- 
ämtem  des  Truchsess  und  Mundschenks,  des  Marschalls  und  Kämmerers, 
und  ähnlich  lauteten  zwei  Spiüche  von  1223  und  1240,  die  von  den 
Achten  von  Corvey  und  Hersfeld  herbeigeführt  waren  -).  Neben  den 
Trägem  der  Hofümter  standen  nicht  selten  Kapläne  als  Beichtväter 
des  Fürsten  und  seines  Hofgesindes,  dazu  in  Bistümern  vielfach  Vitztume 
(vicedomini) ,  ebenfalls  häufig  Geistliche  mit  verschiedeneu  Weihograden, 
die  für  das  Gebiet  oder  einzelne  seiner  Teile  im  Namen  des  Bischofs 
die  oberste  Verwaltung  führten.     Spätestens   seit   dem  zwölften  J.d ii 

*)  Vgl.  die  Aufzeichnunf>-en  über  die  Hofhaltung  des  Abtea  von  Corvey 
(1106—1128;  N.KINDLINGKK,  Münstcmchc  BeitrUge  zur  Geschichte  Deutschlands  II, 
Münster  1790,  Nr.  19)  und  des  Erzbischofs  von  Köln  (um  1150;  Mitteilungen  au^ 
dem  Stadtarchiv  von  Köln  II,  1883,  S.  59  ff.) ,  dazu  die  Liste  der  Pertinentia  ad 
CMueram  archiepiscopi  Trovirensis  (um  1220;  KEUTQEN  8.  111  ff.).  K.  TH.  VON 
INAMA-STEKNEfJO.    Deutsche    Wirtschaftsgeschichte  II   (Leipzig    1891),   8.482. 

*)  1219 :  .  .  .  per  $enUntiain  diffinihtvi  at,  iftiod  niortuo  utw  epitoopo  et  aüo  mb- 
ttituto  omnia  offleia  vaoant,  exceptu  quatuor  priiiciiuUihui  oßieiu,  dafnferi  «ideSeet  et  pin- 
cemaOf  martMoM  et  eatnerarn;  r22.S:  .  .  .  eoram  noftii  (Hoinrieh,  dem  Sohn  Friedriehs  II.) 
««M»  r^fuitwttur  in  tentmUia  venerabili  H(ermanno)  Corbrimm  electo,  reqmHi»  ommibiu, 
extitii  müiMoatum,  quod  univertn  ^  >'■'-'-  "rrUtir  tue  pertinentia  vaeent  et  ad  nutmm  «ukm 
titU  irutitueitda,  exeepH*  quatuor  <>  linilibu*,  quorum  bona  nullius  iuttide  *e{  tututie 

interventu  ah  ipeU  poterunt  alimn..,  .., Uorum   qnoquc  ßtU   »enioret  et   tegitiwtipatrum 

meeedent  o/Jlaie  pleno  iure;  1240:  .  .  .  ftd  rr>/uiAitiotum  Wemheri,  vaneraülU  atbatU 
Henuddaneu  eodene,  dietantibu*  eam  nulnlUms  et  alUi,  qui  aderant,  täill»  lata  ftnt  aoram 
mbi»  »tntanüa  et  ab  amnibtu  approbata,  quixl.  quia  de  momt  noetra    >  I V.)  reya- 

Hmm  reeeperat  inve$Hturam,  le^time  raaire  ilrbrnnt   unirerta  o/ßda   r.  <ueUlcniii», 

exctpHt  quattur  principalibu$,  que  po*t  »r  rou  irouentiam  »uam  trahtim  Mi.  (  .i-t  II. 
81.  9VJ.ua).  ' 
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hiindert  lassen  sich  in  Bistümern  und  Abteien  Üeistiiche  nachweisen, 
die  sich  ständig  mit  dem  Urkundenwesen  ihrer  Herren  befassten 
fcancellan'ij  notarit,  scriptores),  häufig  ausgestattet  mit  Stiftspfründen 
oder  Propsteien  gleich  den  Beamten  der  Reichskanzlei  ^).  Zu  wichti- 
geren Massregeln,  wie  z.  B.  Besitzveränderungen,  Niederschriften  von 
Kechtsaufzeichnungen,  Einsetzung  von  Beamten,  wurden  die  Vassallen 
und  Ministerialen  herangezogen,  nicht  minder  die  Geistlichen  der 
Domkapitel  oder  die  Mönche  der  Konvente,  Schon  die  er\N'ähnte 
lex  famäiae  WormcUienm's  ecclestae  wurde  erlassen  cum  consilio  cleri 
et  militum  et  totius  familiae.  Das  Strassburger  Stadtrecht  bestimmte, 
dass  der  Bischof  keinen  Vogt  ernennen  dürfe  sine  electione  et  consensu 
canoni'corum ,  minister ialium  et  burgensium.  Mit  dem  Anteil  dieser 
Gruppen  an  der  Wahl  der  Bischöfe  oder  Aebte  verband  sich  eine 
Teilnahme  an  der  weltlichen  Regierung  des  Territoriums;  es  bildeten 
sich  Verhältnisse  aus,  „die  als  die  Grundlage  ständischer  Mitwirkung 
bei  öffentlichen  Angelegenheiten  anzusehen  sind".  Sie  alle  und  die 
Bewohner  des  Landes  waren  dem  Bischof  oder  Abt  zum  Gehorsam 
und,   als  seinem  Zeichen,   zum  Eid  der  Treue  verbunden.     Die  wirt- 


')  Seit  etwa  1260  nannten  sich  die  Bischöfe  von  Eichstätt,  gestützt  auf  eine 
angebliche  Verleihung  des  hl.  Bonifatius  an  den  hl.  Willibald  (f  nach  786),  cancellani 
«edU  Mo<juntinae ;  1-401  wurde  dieser  völlig  bedeutung.slose  Titel  anerkannt.  Vielleicht 
hängt  damit  der  Anspruch  des  Bisehofs  von  Eichstätt  zusammen,  bei  feierlichen 
Gelegenheiten  den  ersten  Platz  nach  dem  Erzbischof  von  Mainz  einzunehmen;  vgl. 
Heinrici  Surdi  (Rebdorfensis)  annnles  imperatorum  et  pontificum  ad  a.  1298,  BÖHMER, 
Fontes  rer.  Germ.  IV,  509  f.  —  Erinnert  mag  hier  sein  an  die  Siegel  der  Kirchen- 
vorsteher: solche  von  Erzbischöfen  sind  seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts,  solche  von 
Bi.schöfen  seit  dem  10  Jahrhundert  bezeugt,  ebenso  die  von  Reichsäbten,  bis  während 
des  12.  Jahrhunderts  alle  Aebte  und  Aebtissinnen  zur  Führung  eines  Siegels  über- 
gingen. Die  ältesten  Siegel  weisen  das  Bild  des  Heiligen  auf,  dem  die  Kathedrale 
am  Metropolitan-  oder  Bischofssitz  bez.  das  Kloster  geweiht  war;  Thronsiegel  sind 
erhalten  seit  dem  11.  Jalirhundert  und  bleiben  bis  zum  14.  im  Gebrauch;  Wappen- 
siegel begegnen  seit  dem  13.  Jahrhundert  und  führen  den  Ucbergang  herbei  von 
der  Darstellung  ganzer  Figuren,  sei  es  des  Heiligen  sei  es  des  Kirchenvorstehers, 
zu  der  von  Brustbildern,  unter  denen  das  Geschlechtswappen  des  Siegelinhabers 
angebracht  zu  werden  pflegte.  Bei  der  Anbringung  von  ganzen  Figuren  stehen  oder 
knien  diese ;  Bischöfe  iind  Aebte  sind  zumeist  mit  den  Pontiükalgewündern  bekleidet, 
Erzbischöfe  auch  mit  dem  Pallium ;  in  der  rechten  Hand  erscheint  der  Bischofs- 
oder Abtsstab,  in  der  Linken  die  geschlossene  oder  geöffnete  Bibel  (dann  oft  mit 
der  Aufschrift  Pax  vobia).  Seit  der  Wende  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  tragen  die 
Bischöfe  den  Stab  vielfach  in  der  linken  Hand,  während  die  rechte  zum  Segen 
erhoben  ist.  Zwischen  Wahl  und  Weihe  führten  die  Bischöfe  besondere  Elekten- 
siegel  (vgl.  H.  BRESSLAU,  Historische  Vierteljahrschrift  III,  19(0,  S.  469  ff.). 
Auf  ihnen  sind  sie  meist  stehend,  in  den  Händen  Buch  und  Palmzweig  oder 
Lilie  haltend,  abgebildet.  Engelbert  von  Köln  (f  1225)  ist  auf  dem  Siegel,  da«  er 
vor  Empfang  des  Palliums  führte,  mit  Mitra,  Stab  und  Bibel  dargestellt,  das  spätere 
Siegel  weist  noch  das  Pallium  auf.  Die  Umschrift  der  Siegel  enthielt  in  der  Regel 
Namen  und  Würde  ihres  Eigentümers.  Vgl.  H.  BRESSLAU,  Handbuch  der  Urkunden- 
lehre I,  S.  459  Anm.  1  über  die  Rechnungen  des  Mainzer  Siegelbewahrers  (1312  ff.) 
und  die  des  Trierer  Siegelamts  (1339  ff.),  8.  521  ff.  967  f.,  dazu  S.  535  Anm.  1  über 
den  Zusammenhang  der  Besiegelung  mit  der  Androhung  des  Bannes  gegen  den 
Uebertreter  der  besiegelten  Urkunde,  S.  838  f.  über  die  Angaben  von  Jahren  des 
erabischöf liehen  oder  bischöflichen  Regiments,  für  die  der  Tag  der  Weihe  die  Epoche 
bildete,  über  ihre  Zählung  in  Urkunden  seit  dem  10.  Jahrhundert  und  den  Unterschied 
von  omni  eonseerationU  (ordinationis)  und  anni  eleetionU. 
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Bchaftlichen,  ütterariHchen  und  künstlerischen  Anreguiif^on,  die  von 
ihm  und  seinem  Regiment  ausgingen,  wird  eine  Verfassungsgeschichte 
nur  streifen  dürfen;  die  Architektur  und  Historiographie  des  früh«! 
Mittelalters  sind  nicht  ohne  Grund  kirchliclien  Ursprungs  und  Charakters : 
neben  den  Erbauern  der  Dome  von  Mainz,  Speier  und  Worms  stehen 
die  Bischöfe  Thietmar  von  Merseburg  (f  1018)  und  Otto  von  Freising 
(tll58). 

Das  Königtum  war  es,    auf  das  in  letzter  Linie    die  Gesamtheit 
aller  dieser  Bildungen  sich  zurückführen  Hess,  sei  es  dass  es  die  Keichs- 
kirchen   mit   Landbesitz    und   Rechten   ausgestattet   hatte,   sei   es    die 
Erwerbung  von  Liegenschaften    und  Befugnissen   durch  Bischöfe  und 
Aebte  duldete  und    bestätigte.     In   die  innere  Entwicklung  der  geist 
liehen  Territorien  grift'  es  nur  von  Fall  zu  Fall  ein.     Anerkannt  noch 
als  die  letzte  Quelle  des  Rechts  verzichtete  es  zunächst  nicht  darauf, 
innerhalb  des  ihm  ja  zu  Eigen  gehörigen  Reichskirchengutes  in  ahn 
lieber  Weise  Privilegien  und  Befreiungen  zu  gewähren,  wie  es  solch« 
erteilt    hatte,    um    damit    der    Entstehung    der    Territorien    Bahn    zu 
schaffen.     Verbriefungen   wie  z.  B.  die  Heinrichs  V.  für  die  Bürger- 
schaft   von    Speyer    aus    dem    Jahre    1111    bedeuteten    eine    starke 
Schädigung  der  Rechte  des  Bischofs.     Eine  Reihe  von  Gerechtsamen 
stand  dem  König  noch  zu,  so  das  Recht  des  Burgenbaues,  der  Errich- 
tung von  Zoll-,  Münz-  und  Marktstätten,  der  Judenschutz,  die  Fähigkeit, 
jede  in  einem  Territorium  anhängig  gemachte  Klage  an  sein  Gericht 
zu   ziehen    und   dieses  als   Appellationsinstanz   jedwedem  territorialen 
Gericht  überzuordnen.    Alle  diese  königlichen  Gerechtsame  aber  waren 
je  länger  je   mehr   von   nur   theoretischer  Bedeutung,    weit  eher  An- 
sprüche als  wirkliche  Verstärkungen    der  Reichsgewalt.     Schrittweise 
wurden  auch  sie  den  Reichskirchen  ausgeliefert.    Das  Bestreben,  einmal 
die  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  Reichsäbte   im   Besitz    ihrer   früher  er- 
worbenen, sie  also  von  einander  unterscheidenden  Privilegien   zu   er- 
halten, andererseits  ihnen  allen  die  nämlichen  Rechte  gegenüber  ihren 
Territorien   einzuräumen,   ohne   doch   damit   die  Handhabung   solcher 
Rechte  zu  vereinheitlichen  und  ohne  spätere  erweiternde,   ergänzen«! 
wie  abändernde  Bewilligungen  auszuschliessen,  —  dies  Bestreben  gili 
dem  Verhältnis  Friedrichs  11.  und  seines  Sohnes  Heinrichs  fVlI.)  zui 
Reichsklcrus  sein  Gepräge.     Er  war  eingeftigt  in  den  Reiclislehnver 
band.      Jetzt    erhielt  jedes   seiner    Mitglieder    allenthalben    dieselben 
Befugnisse.     Der  Unterschied   des  weltlichen   Regiments    eines   geist- 
lichen ReichsfUrstcn  von  dem   eines  weltlichen  verlor  zum  guten  Teil 
seine  Bedeutung;   ganz  verlieren   konnte   er  sie  niemals,  da  eben  di< 
kirchliche    Würde   des    geistlichen   Beichsfürsten   seine   Stellung   zum 
Reiche   und   zum  Territorium   immer  der  des  Laienfürsten  entgegen- 
setzte.    Das  Königtum  gab  zu  Gunsten  aller  geistlichen  Reichsfürsten 
königliche  Gerechtsame  preis,  gewährleistete  ihrer  aller  und  ihrer  welt- 
lichen Fürstengenossen  landesherrliche  Gewalt,  suchte  diese  zu  stärken. 
freilich  auch  durch  die  Anerkennung  landständischer  Mitwirkung  inner 
halb   beschränkter  Grenzen  zu   erhalten:  mit  solchen   Worten  möchte 
sich  der  Inhalt  der  Reichsgesetzgebung  der  Jahre  1220,  1231  und  1232 
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umschreiben  lassen,  vorzüglich  der  Confoederatio  cum  principibus 
ecclesiasU'cis  Friedrichs  II.  vom  26.  April  1220,  der  Constitutio  in 
favorem  principuvi  Heinrichs  (VII.)  vom  1.  Mai  1231,  die  Friedrich  II. 
im  Mai  1232  bestätigte  i). 

Vorangegangen  waren  im  Jahre  1213  die  Zugeständnisse  des 
Königs  hinsichtlich  der  kanonischen  Wahlen  von  Bischöfen  und  Achten, 
1216  die  Sententia  de  non  alienandis  principatibus.  In  der  Confoederatio 
cum  principihus  ecclesiasticis  verzichtete  Friedrich  II.  wie  1213  und 
1216  auf  (las  Regalienrecht  so  auf  das  Spolienrecht,  dergestalt  dass 
fortan  kein  Unbefugter  sich  des  Nachlasses  der  geistlichen  Reichs- 
fiirsten  bemächtigen  dürfe,  denen  vielmehr  freie  Verfiigung  über  ihre 
Habe  zustehen  sollte.  Er  verzichtete  auf  das  Ledigwerden  der  ver- 
liehenen Hoheitsrechte  wie  Zoll,  Münze,  Gericht  und  Geleite  in  den 
Bischofsstädten  ausser  für  die  Zeit  eines  dort  abzuhaltenden  Reichs- 
tages und  für  je  eine  Woche  vor  und  nach  der  Tagimg.  Er  verzichtete 
auf  den  Verkehr  mit  Exkommunicierten,  denen  die  Fähigkeit  ge- 
nommen wurde,  im  Gericht,  d.  li.  vielleicht  nur  im  Königsgericht, 
als  Kläger  imd  Zeugen,  als  Angeklagte  mit  einem  Anwalt  aufzutreten 
und  ein  Richteramt  zu  bekleiden,  zumal  da  über  sie  bei  längerem 
denn  sechswöchigem  Verweilen  im  Kirchenbann  die  Reichsacht  ver- 
hängt werden  sollte  -).  Verboten  wurde  die  Anlage  von  neuen  Zoll- 
und  Münzstätten  in  den  geistlichen  Gebieten,  die  Gerichtsbarkeit  von 
königlichen  Beamten  in  Bischofsstädten  hinsichtlich  der  Zoll-,  Münz- 
und  anderen  Verwaltungsangelegonheiten.  Bestätigt  wurden  die  her- 
gebrachton Zoll-  und  Münzgerechtsame,  letztere  zugleich  geschützt 
gegen  verschlechternde  Nachahmungen  der  bischöflichen  Münzprägimgen. 
Untersagt  ^nirden  Beeinträchtigungen  des  Kirchenguts  durch  die  Vögte, 
die  Aufnahme  von  kirchlichen  Hörigen  in  den  königlichen  Städten,  die 
Anlage  von  Schlössern,  Dörfern  und  Städten  auf  kirchlichem  Grund 
und  Boden,  sodass  jeder  Bau,  der  ohne  Willen  des  Fürsten  errichtet 
worden  sei,  durch  königliche  Macht  zerst^irt  werden  solle.  Zugestanden 
ward    schliesslich    die  Einziehimg  kirchlicher    Lehen    zur   Bestrafung 

*)  Vgl.  zma  Folgenden  1)  die  Confoederatio  cum  prineipibtu  eeeieneuticU  (Privi- 
legium in  favorem  prindpum  eccletiasticoruvi)  1220  April  26,  MG.  Const.  II,  86,  bestätigt 
von  Rudolf  von  Habsburg  1275  März  13,  a.  a.  O.  III,  70,  dazu  L.  WEILAND, 
Historische  Aufsätze  dein  Andenken  an  G.  WAITZ  gewidmet  (Hannover  1886),  S.249flf. 
E.  WINKELMANN,  Göttingische  Gelehrte  Anzeigen  1885,  S.  795 flf.;  2)  die  Qmttitutio 
in  favorem  principuvi  1231  Mai  1,  bestätigt  von  Friedrich  II.  1232  Mai,  MG.  Const.  II, 
418.  211;  3)  die  Sententia  contra  communione«  civium  1231  Januar  23,  a.  a.  O.  II, 
413,  dazu  Friedrichs  II.  Edichtm  contra  communia  civitatum  et  societates  artificum  1231 
Dezember  —  1232  Mai,  a.  a.  O.  II,  191;  4)  die  Sententia  de  iure  »tatnum  terrae  1231 
Mai  1,  a.  a.  O-  II,  420;  5)  die  Sententia  de  iure  muniendarum  civitatuvi  princiimm 
1231  Mai  1,  a.  a.  O.  II,  421 ;  ausserdem  vgl.  Friedrichs  IL  Privileg  für  den  Patriarchen 
von  Aquiieja  1220  Dezember  6,  HUILLARD -BRKHOLLES,  Historia  diplomatica 
Friderici  IL,  Bd.  II,  i,  76.  Im  Allgemeinen  vgl.  G.  BLONDEL,  Etüde  sur  la  politique 
de  lempereur  Prüderie  IL  en  Allemagne  (Paris  1892),  S.  214 ff.  E.  WINKELMANN, 
Kaiser  Friedrich  IL  Bd.  I  (Leipzig  1889),  S.  54ff.  II  (1897),  8.  241  ff.  357 f.  — 
S.  oben  S.  164.   184  ff.  188  f.  199. 

0  Rudolf  von  Habsburg  hat  diesen  Artikel  von  der  Bestätigung  ausgeschlossen, 
dagegen  1281  verfügt,  dass  Grafen,  Freie  und  Dienstleute  erst  dann  der  Acht  ver- 
fallen, sobald  sie  Jahr  und  Tag  im  Bann  sind,  andere  Leute  schon  nach  sechs  Wochen. 
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widerspenstiger  Vassallen  und  der  Besitz  aller  auf  diese  Weise  oder 
sonstwie  eröffneten  Lehen  durch  den  Kirehenvorsteher,  wenn  anders 
er  sie  nicht  dem  König  leihen  wolle.  In  gleicher  Richtung  —  auf 
ihren  augenblicklichen  politischen  Zweck  ist  nicht  einzugehen  —  be- 
wegten sich  die  Abmachungen  von  1231  und  1232.  Das  Königtum 
entäusserte  sich  darin  seines  Rechtes,  neue  Städte  zum  Nachteil  der 
Reichsfiirsten  anzulegen,  durch  neue  Märkte  oder  Strassen  die  alten 
zu  beeinträchtigen.  Es  verfügte,  dass  die  Reichsstädte  die  Bannmeile 
und  den  Gerichtszwang  ausserhalb  der  Städte  beseitigen,  keine  Pfal- 
bürger,  keine  Eigenleute  von  Fürsten  wie  Kirchen  aufnolnnen,  die 
Vogteileute  von  städtischen  Abgaben  frei  erhalten,  besclilaguahmte 
Eigengüter  oder  Lehen  herausgeben,  ohne  Billigung  des  Lehnsherrn 
kein  Lehen  als  Pfand  annehmen  sollten.  Den  Fürsten  insgesamt 
wurde  der  Besitz  ihrer  alten  Gerichte,  Freiheiten,  Grafschaften  und 
Lehen  bestätigt,  des  weiteren  ihr  Geleitsrecht;  die  Gerichtsstätten 
sollten  ohne  ihre  Erlaubnis  nicht  verlegt  werden,  die  Centgrafen,  d.  h. 
die  nach  Landrecht  im  Namen  des  Königs  waltenden  unteren  Richter, 
von  ihnen  als  den  Landesherren  oder  den  von  diesen  Belehnten  ihre 
Gerichtsbarkeit  empfangen,  die  Ritterbürtigen  in  ihrem  Gebiete  aber 
(synodales)  ihren  Gerielitsstand  nicht  bei  den  Centen,  sondern  un- 
mittelbar beim  landesfürstlichen  Gericht  haben.  Im  Interesse  der 
Reichsverteidigung  sollten  die  Fürsten  ihre  Städte  mit  Wall  und 
Graben  befestigen  dürfen,  in  den  Städten  selbst  aber  keine  Ver- 
einigungen, Bruderschaften,  Bündnisse  oder  Zünfte  der  Bürger  zu 
dulden  brauchen,  weiterhin  auch  nicht  Räte,  Bürgermeister  und  Beamten, 
die  von  den  Städten  ohne  Erlaubnis  ihrer  Herren  eingesetzt  seien. 
Die  Verwaltung  der  Städte  sollte  ausschliesslich  den  geistlichen  Fürsten 
und  den  von  ihnen  bestellten  Beamten  zustehen,  alle  widersprechenden 
Privilegien  fortan  ungültig  sein.  Nur  in  einem  Punkt  fand  sich  eine 
Einschränkung  der  doviini  terrae.  Nur  mit  Einwilligung  der  „Besseren 
und  Mächtigeren  des  Landes"  (meltores  et  maiores  terrae)  sollten  sie 
constitutiones  vel  novo  iura  erlassen  dürfen;  man  hat  dabei  „ohne 
Zweifel  ausser  an  Landfriedengesetze  namentlich  an  Steuern  und 
steuerähnliche  Leistungen  gedacht".  Die  später  geregelte  Teilnalune 
der  Landstände  an  der  Verwaltung  der  Territorien  empfing  liier  ihre 
reichsgesetzliche  Begründung. 

Wie  alle  diese  Gesetze  im  Einzelnen  wirkten,  wie  weit  ihre 
Bestimmungen  Aufnahme,  Widerspruch,  Ergänzungen  und  Umbildungen 
fanden,  wie  nach  ihrer  Verbriefung  die  Verfassung  und  Verwaltung 
der  geistlichen  Territorien  auf  Grundlage  der  äheron  Bildungen  sich 
gestaltete,  all  dies  muss  Darstellungen  der  partikularen  Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte  überlassen  bleiben.  Der  Boden  jedenfalls 
war  vorbereitet,  auf  dem  sich  die  landesfürstliche  Gewalt  betätigen 
konnte.  Die  Gerichts-,  Finanz-  und  Militärhoheit  war  den  Kirchen 
überlassen  gleich  der  Befugnis  der  Gesetzgebung  in  Privileg  und  Landes- 
ordnung. In  welchen  Organisationen  sie  ihre  Rechte  verwirklichten, 
war  ihnon  anheimgegeben :  die  der  geistlichen  Territorien  waren  jeden- 
falls nicht  wesentlich  von  denen  der  weltlichen  ver*;<'lü«'<1i.n,  so  grosse 
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Abweichungen  im  Einzelnen  sie  aufweisen  mochten.  Will  man  die 
Wirkungen  der  lundesherrlichen  Gewalt  der  geistlichen  Reichstursten 
abschätzen  und  ermessen,  so  kann  nicht  genug  betont  werden,  wie 
viele  Einzelbefugnisse  jene  Gewalt  in  sich  schloss,  in  wie  mannigfachen 
Formen  sie  sich  ilussem  konnte.  Weltlich  nach  Ursprung  und  Charakter 
war  sie  immer  eigenartig  beeinflusst  durch  ihre  Träger.  Weltlich 
gleich  der  landesherrlichen  (iewalt  der  Laienfürsten  nahm  sie  zu  den- 
selben Aufgaben  die  Insassen  der  geistlichen  Territorien  in  Anspruch 
wie  jene  ihre  Untertanen,  ohne  tatsächlich  zu  einer  Uebereinstimnumg 
der  Ordnungen  innerhalb  der  erzbischöflichen,  bischöflichen  oder 
klösterlichen  Gebiete  zu  führen.  Nur  ihrer  Art  nach,  nicht  auf  Grund 
ihrer  Uebung  waren  die  (Gerechtsame  der  Erzbischöfe,  Bischöfe  und 
Reichsäbte  im  Hinblick  auf  die  Gebiete  ihrer  Kirchen  die  gleichen; 
wie  sie  aber  diese  handhabten,  war  jeweils  durch  die  Geschichte 
ihrer  Länder  und  die  Persönlichkeiten  der  Fürsten  selbst  bedingt.  Nur 
insofern  zeichneten  sich  unter  ihnen  insgesamt  —  abgesehen  hier  von  den 
Herzogtümern  der  Erzbischöfe  von  Köln  und  der  Bischöfe  von  Würzburg 
—  die  drei  rheinischen  Kurftirten  aus,  die  Erzbischöfe  also  von  Mainz, 
Köln  und  Trier,  als  die  Goldene  Bulle  Karls  IV.  von  1356  sie  den  welt- 
lichen Kurfürsten  völlig  gleichstellte.  Jede  Verletzung  ihrer  Person  sollte 
als  Majestätsverbrechen  gelten.  Kein  Angehöriger  ihrer  Länder  soll 
vor  ein  fremdes  Gericht  gezogen  noch  von  dem  Rechtsspruch  der 
kurfürstlichen  Gerichte  an  ein  fremdes  sich  wenden  dürfen,  soweit 
nicht  eine  Rechtsverweigerung  das  eine  oder  andere  nötig  macht 
(privilegia  de  non  evocando,  de  non  appellando).  Im  Gebiet  der  kur- 
ftirstlichen  Territorien  wird  das  Bergwerks-  und  Salzregal  Besitz  der 
Inhaber,  die  zugleich  das  Recht  der  Prägung  von  Goldmünzen  er- 
halten, sodann  den  Judenschutz.  Damit  war  ein  Mass  von  Unab- 
hängigkeit erreicht,  das  ohne  Loslösung  vom  Reichsverbande  nicht 
wohl  überschritten  werden  konnte,  freilich  zugleich  ein  Vorbild  gegeben, 
das  nachzuahmen  das  Ziel  auch  anderer  Landesherren  sein  musste. 
Wie  nach  oben,  so  „schloss  sich  die  Landesherrlichkeit  auch  nach 
unten  hin  ab.  Der  Komplex  ihrer  herzoglichen,  gräflichen,  lehns- 
herrlichen, Immunitäts-,  gnmd-  oder  dienstherrlichen  und  vogteilichen 
Rechte  und  der  auf  sie  übergegangenen  königlichen  Regalien  bildete 
sich  zum  allgemeinen  Begriffe  der  Staatsgewalt  aus.  Indem  man  die 
einzelnen  Rechte  nicht  mehr  ihrem  historischen  Ursprünge  nach  unter- 
schied, erschienen  sie  als  Konsequenz  einer  ihrem  Wesen  nach  ein- 
heitlichen Gewalt  über  das  ganze  Land^)." 


Wir  verwiesen,  um  die  eigenen  Ausflihrungen  über  die  spät- 
mittelalterliche  Verfassung  der  geistlichen  Territorien  innerhalb  des 
deutschen  Reichsgebietes  zu  entlasten,  auf  Arbeiten  zur  partikularen 
Bistimis-  und  Klostergeschichte.  Immerhin  möchte  es  sich  lohnen,  in 
ganz  kurzen  Zügen   wenigstens   die  Ordnungen  in   einem   Stiftslande 

')  H.  BRUNNER,  Grundzüge  der  deutschen  Rechtsgeschichte*  «.   142. 
Werroinghoff,  KirchenvcrfMuung  DeaUcbUnd«.  Iß 
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darzustellen,  nicht  als  ob  gerade  diese  al«  typisch  bezeichnet  werden 
könnten,  sondern  weil  sie  j;eeignet  erscheinen,  um  als  ein  Beispl.! 
fUr  die  Verquickunp  geistlichen  und  M-eltlichen  Wesens  zu  dien,  ii, 
die  der  Organisation  jener  Gebiete  insgesamt  ihr  (iepräge  gegeben 
hat,  Dass  Osnabrück  gewählt  wurde,  war  bedingt  durch  die  Zahl 
und  das  Verdienst  Ulterer  wie  neuerer  Untersuchungen ;  über  sie  hinaus 
Neues  zu  bieten  durfte  nicht  die  Absicht  sein '). 

Da«  Gründungsjahr   des  Bistums  Osnabrück   ist  nicht  mehr  mit 
Sicherheit   zu  ermitteln;    lokale  Tradition   und   Fälschungen   veriegen 
es  in  die  Regierungszeit  Karls  des  Grossen;   sicher  ist  nur,   dass  der 
erste  Bischof  als  Teilnehmer  einer  Mainzer  Synode  von  829  bezeugt 
int.     Im  Jahre  848  verbriefte  König  Lud'wig  der  Deutsche  der  n  - - 
brücker  Kirche  die  Vorrechte  des  Königsschutzes  und  der  Immu. 
deren  Besitz  auch  die  Urkunde  Ottos  des  Grossen  von  938  verbiuf^t. 
Das  weltliche  Gebiet   des  Bistums   fiel  im  Allgemeinen   mit  dem  ihm 
überwiesenen  Bannforstbezirke  zusammen,  dessen  ausser  in  angeblicli 
älteren,  in  Wirklichkeit   unechten  Diplomen    in  einem  nicht  zu  bean 
standenden    Privileg   Ottos  I.  von    965    Erwähnung   gescliieht.     Sein« 
<trenzen  aber  deckten  sich  nicht  mit  denen  der  weit  grösseren  Di«»/.*-»  . 
Zu    dieser   gehörten  u.  a.  die   Grafschaften    Ravensberg,    Teeklenl>iuu' 
und  Lingen,  Teile  weiterhin  der  bischöflichen  Territorien  von  Minder 
imd  Münster.     Innerhalb  des  Sprengeis  also  erwuchs   das  Füi-stentum 
Osnabrück,    die    Schöpfung    seiner   Bischöfe,    die    sowolü    königlich« 
Verbriefungen  sieh  zu  bedienen  wussten  als  einer  geschickten,  fr<  IK- 
nicht    innner   glücklichen  Politik  gegenüber  den  benachbarten  M.«   \ 
habem.     Das  Münz-,  Zoll-  und  Bergwerksregal.    Markt-    und   Geleit> 
recht    gewährten    Königsurkunden,    die    Gerichts-    und    Militärhoheii 
konnte  nur  ernmgen   werden  durch  Verdrängung   der  diese  Gerecht 
same  besitzenden  weltlichen  Gewalten. 

Die  Epochen  der  Bildungsgeschichte  des  osnabriickischen  Terri- 
toriums sind  daher  die  Jahre  1225,  1236  und  1425.  Im  Jahre  1225 
erwirkte  Bischof  Engelbert  I.  (abgesetzt  1226)  von  König  Heinrich  (VII.  ^ 
die  Befugnis,  das  Gogericht  in  Osnabrück,  Iburg,  Melle,  Dissen. 
Anktun,  Bramsche  und  Wiedenbriick  durch  Gografen  frei  ausüben  zn 
dürfen,  die  er  selbst  einsetzen  würde,  um  die  Vergehen  seiner  Unter- 
gebenen zu  bessern.  Elf  Jahre  später  erwarb  Bischof  Konrad  1 
(tl239)  von  dem  bisherigen  Vogt  des  Stifts,  dem  (trafen  von  Teckler 
bürg,  dessen  Gerichtsbarkeit  zu  seinen  und  seiner  Nachfolger  Händei  \ . 
allerdings  ohne  anderen  Grossen  wie  den  Grafen  von  Ravensberg  don 
Besitz  zahlreicher  Freigerichte  und  kleinerer  Vogteien  entwinden  zu 
können.  Aus  dem  Jahre  1425  endlich  stammt  die  Rechtsversichenui- 
i\t'H  Bischofs  Johann  von  Diepholz  (tl437)  zu  Gunsten  des  Dom 
kapitels  und  des  gemeinen  Landes.  Deutlich  werden  in  ihr  die 
Rechte  de«  I^^andesfÜrsten  und  der  drei  Stiftsstände,  de«  Domkapitel?, 
der  Ritterschaft  und  der  Stadt  Osnabrück,  umsohrieben;  nJ^<''hdeni 
lütere   Vereinbarungen   zwischen  dem   Bischof  und    dem    Domkapitel 

')  I>io  bf>antatr>  Lln*r«t«r  i*t  oban  B.  2SS  venie{rhni>t. 
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voraufgegangen  waren,  wurde  hier  die  Verwaltung  des  Territoriums 
abhängig  gemacht  von  dem  Zusammenwirken  seines  Herrn  und  der 
Landstände. 

Die  Verfassung  des  osnabrückischen  Gebietes  ist  von  M.  Bär, 
der  allmüliliehc  Erwerb  der  Landesherrliehkcit  durch  die  Bischöfe  ist 
von  K.  Sopp  geschildert  worden ;  Mie  sich  Bischof  und  Stünde  in  die 
Handhabung  der  staatUchen  Gerechtsame  teilten,  ist  liier  nach  den 
Ausfiihrungen  von  F.  Philippi  darzulegen,  zumal  sie  an  die  en^ühnte 
Urkunde  von  1425  anknüpfen.  Der  Bischof  besass  die  Gerichts-  und 
Militärgewalt  sowie  eine  dank  der  ausgedehnten  Selbstverwaltung 
innerhalb  kleinerer  Rechtskreise  wie  z.  B.  der  Städte  sehr  be- 
sciiränkte  Verwaltungsbefugnis;  der  Besitz  des  Gebots  und  Verbots, 
der  Anspruch  auf  die  Landfolge  trat  noch  nicht  zu  Tage.  Er  hatte 
Eiiuuischungen  in  die  Angelegenheiten  der  Untertanen  zu  vermeiden, 
um  nur  dann  mit  ihnen  sich  zu  befassen,  sobald  seine  Entscheidung 
angerufen  wurde.  Beschränkt  durch  die  Stände  ist  er  in  seiner  Ge- 
richtshoheit. Sein  Versprechen,  die  alten  Gewohnheiten  und  Rechte 
zu  wahren,  schliesst  in  sich  ein,  dass  seine  Beauftragten  die  Recht- 
sprechung nach  Gewohnheitsrecht  handliaben  sollen;  die  oberste  Ge- 
richtsbarbeit  des  Landes  war  seit  dem  dreizehnten  Jalu-hundert  Sache 
des  bischöflichen  Rates.  Das  Gesetzgebungsrecht  sodann  des  Bischofs 
war  eingeengt  durch  die  Autonomie  der  Städte  und  Bauerschaften. 
Ihre  Willküren  zu  verwerfen  war  er  nicht  fähig,  sobald  nicht  andere 
Untertanen,  durch  sie  in  ihren  hergebrachten  Rechten  benachteiligt, 
an  ihn  sich  klagend  wandten;  Statuten  dagegen  des  Domkapitels 
sowie  der  Stifts-  und  Klosterkirchen  bedurften  seiner  Bestätigung. 
Auch  bei  der  Uebung  der  Miütärgewalt  hatte  er  alte  Gewolmheiten 
zu  benicksichtigen.  Bürger  und  Bauern  leisteten  dem  kriegerischen 
Aufgebot  nur  Folge  zu  ihrer  eigenen  Verteidigung  innerhalb  zeitlich 
imd  örtlich  eng  umschriebener  Grenzen.  Grösser  war  die  Macht  des 
Bischofs  über  die  Ritterschaft,  aus  deren  Reihen  die  Droste  bestellt 
wurden,  d.  h.  die  Befehlshaber  der  landesherrlichen  Burgen  und 
ihrer  Besatzungen,  zugleich  die  Vertreter  der  bischöflichen  Hoheits- 
rechte  in  ISiilitär-,  Polizei-  und  niederen  Vei^waltungsangelegenheiten. 

Dieser  Beschränkung  der  landesfürstlichen  Gewalt  des  Bischofs 
entsprach  die  Teilnahme  der  Stände  bei  ihrer  Handhabung,  bei  Mass- 
nahmen sei  es  finanzieller  sei  es  politischer  Art,  bei  Einsetzung  der 
Beamten  und  Anderem  mehr.  Schon  1203  war  festgesetzt  worden, 
dass  ohne  Zustinnnung  des  Domkapitels  Verfügungen  nicht  getroflfen 
werden  sollten  über  die  bischöflichen  Tafelgüter  (redditus  ad  mensam 
ejHscojmlem  pertinentes;  später  bona  ad  metisam  episcopalem  pertineutiOf 
que  vultjariter  orbare  dicuntur'^  gude  tor  byscope«  Uiß'elen  tobehorig,  de 
in  den  Dudesschen  zind  orbar  genontbtj,  d.  h.  über  die  Bestandteile  der 
unmittelbarer  Nutzniessung  durch  den  Bischof  vorbehaltenen  Liegen- 
schaften und  Rechte.  Aehnliche  Bestimmungen  kehrten  u.  a.  1265, 
1308,  1402  und  1425  wieder,  in  der  letzten  Urkunde  erweitert  durch 
die  Ausdehnung  des  Konsensrechtes  auf  Ritterschaft  und  Stadt. 
Ständischer  Mitwirkung    unterlag    die    Erhebung   von  Steuern.      Ihre 

16* 


244  Die  Kirche  vom  zehnten  bia  fünfzehnten  Jahrhundert. 

•tele  Neubewilliffung  durch  die  Stände  und  ihren  Ursprung  deutet  ihr 
alter  Name  Beeden  (peticiones)  an.  1308,  1402  und  1425  geschieht 
ihrer  Erwähnung.  Sehr  bezeichnend  ist  auch  der  spätere  Vertrag  der 
Stände  von  1461 ,  nach  dessen  Wortlaut  dem  Bischof  keine  Land- 
schatzung  gegeben  werden  sollte,  wenn  er  nicht  in  dem  celde  ttedder- 
iMhe  ofte  doch  dreplike  nedderlaije  vdle,  den  sticht«,  wenn  ferner  nicht 
idle  Stände  Aber  die  Gewährung  solcher  Steuer  einig  seien.  So 
erklärt  es  sich  zugleich,  dass  die  Bischöfe  z.  B.  bei  Bündnissen  wie 
solchen  mit  den  Krzbischöfen  von  Köln,  ihren  Metropolitanen  und 
zugleich  Fürstengenossen,  in  den  Jahren  1248,  1261  und  1262  die 
Zustimmung  des  Domkapitels  einholten;  1264  wurde  verbrieft,  djiss 
kein  Krieg  ohne  Konsens  und  Rat  des  Domkapitels  begonnen  werden 
sollte;  1308  wurde  ein  Krieg  von  der  Einwilligung  des  Domkapitels, 
der  Stiftsmannen  und  der  Stadt  Osnabrück  abhSlngig  gemacht.  Winl 
endlich  erwähnt,  dass  die  Bischöfe  auch  bei  Belehnungen,  bei  Ein- 
setzung ihrer  Amtleute  und,  nach  dem  Vertrag  von  1425,  bei  Ent- 
setzung der  ,unnützen'  unter  ihnen,  iiinsichtlich  der  Offenhaltun^' 
ihrer  Burgen,  ihrer  Ausliefenmg  an  die  Domherren  oder  alle  Stand«- 
im  Falle  ihrer  Qefangennahme  oder  ihres  Todes  auf  die  Stände  Rücksicht 
zu  nehmen  hatten,  so  ergibt  sich  eine  Machtverteilung  zwischen 
I^ndoslierm  und  gemeinem  Land,  auf  j^rund  deren  die  Misstände  im 
Territorium  um  die  Mitte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  wohl  begreiflich 
erscheinen. 

Nur  das  Domkapitel  und  von  allen  kirchlichen  Genossenschaften 
und  Anstalten  des  osnabriickischen  Gebiets  es  allein  gehörte  zu  dessen 
LandKtünden;  erst  später  erschien  auch  der  Abt  von  Iburg  auf  den 
Landtagen.  Zwei  Fragen  heischen  also  Beantwortung,  die  nach  dem 
Ursprung  der  I^ndntanaschaft  des  Domkapitels,  und  sodann  die  weitere, 
ob  in  anderen  Territorien  des  Reiches  auch  andere  (truppon  von 
Geistlichen  eine  ähnliche  Stellung  emnigen  haben. 

Mit  der  ersterwähnten  Frage  hat  «ich  H.  Spangenberg  be- 
schäftigt. Mehrere  Entwicklungsreihen  sind  zu  untei-scheiden,  der- 
gestalt freilich  dass  sie  alle  zum  gleichen  Ziel  führten.  Das  Osna- 
brUcker  Domkapitel  musste  allmählich  ein  Uebergewicht  über  den 
sonstigen  stiflsansilssigen  Klerus  gewinnen,  da  es  das  Ratskollegium 
des  Bischofs  war  bei  Verwaltung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  in 
der  Diözese  und  folgeweise  auch  in  dem  vom  Sprengel  umschlossenen 
Territorium.  Die  kirchliche  Einteilung  der  Diözese  in  Archidiakonats- 
bezirke  lieferte  die  Ausübung  der  archidiakonalen  Obliegenheiten  in 
den  meisten  dieser  Bezirke  den  Domherren  aus,  die  sie  dauernd  mit 
ihren  Pfründen  zu  verbinden  wussten.  Die  Befugnis  des  Domkapitels, 
den  Bischof  und  in  ihm  den  Landesherm  zu  wählen,  schuf  die  sog. 
Wahlkanitulntionen,  d.  h.  Verträge  der  zu  erhebenden  Bischiife  mit 
ihren  Wiihirni,  die  keineswegs  gewillt  waren,  bei  einer  Teilnahme 
nur  an  der  kirchlichen  Verwaltung  des  Bischofs  im  Bistum  stehen  zu 
bleiben.  Seit  dem  Jahre  1265  begleiten  derartige  Vereinbaningen  die 
Wahlen  der  ^  Bischöfe.  Möglich  war  diese  Ausdehntmg  der  Benignisse 
des  Domkapitels  dank  seiner  —  spftter  allgemein  zu  behandelnden  — 


I  36.    Die  I.<aiMie«hoheit  der  geistlichen  Beichaffinten.  245 

Venelbständigung  gegenüber  dem  Bischof.  Die  Auflösung  der  alten 
vtta  catumtca  fiihi'te  zu  vemiiigensrcclitlicher  Unabhängigkeit,  zu  freiem 
Besitz  an  kirchlichem  Gut  und  kirchlichen  Gerechtsamen  in  der  Hand 
der  einzelnen  Domherren  und  ihrer  Genossenschaft,  die  spätestens 
seit  1186  in  ihren  Sonderangelegenheiten  eines  eigenen  Siegels  sich 
bediente.  Bedeutsam  wurde  endlich  die  schärfere  Umgrenzung  des 
Begriffes  conseimus  und  seine  Beziehung  auf  die  reclitliche  Gültigkeit 
bestimmter  Handlungen  des  Bischofs  sei  es  weltlicher  sei  es  kirch- 
licher Art.  Schon  im  Jahre  1203  war  unter  Vermittlung  des  päpst- 
lichen Kardinallegaten  ein  Vertrag  zwischen  Bischof  und  Domkapitel 
über  dessen  Konsensrecht  geschlossen  worden.  Wann  die  Zustimmung 
der  Domherren  in  weltlichen  Angelegenheiten  eingeholt  wurde,  in 
natürlicher  Entwicklung  dann  regelmässig  eingeholt  werden  sollte,  ist 
bereits  erwähnt.  Dass  sie  fiir  erforderlich  galt  auch  bei  kirchlichen 
Dingen  wie  z.  B.  bei  der  Vereinigung  einer  Kirche  mit  einem  Stift 
oder  einer  Präbende,  Gründimg  neuer  Stiftungen,  Regelung  der  Pfarr- 
spielgrenzen, Verleihung  des  Patronatsrechts  u.  a.  m.,  lässt  der  Text 
einer  Reihe  von  Urkunden  deutlich  erkennen.  Das  Domkapitel  be- 
nutzte jedwede  Gelegenheit,  um  seine  Stellung  zu  befestigen,  aber 
zugleich  jedes  Mittel,  um  seine  Gerechtsame  zu  enveitem.  Seine 
Teilnahme  an  der  kirchlichen  und  weltlichen  Regierung  zog  immer 
grössere  Kreise,  gleichwie  die  Lebenskraft  des  Baumes  immer  neue 
Schösslinge  treibt,  die  sein  Aussehen  als  ständig  wechselnd  erscheinen 
lassen.  Sein  Wahl-  und  Konsensrecht  und  seine  Unabhängigkeit 
waren  hinreichend  gestärkt,  als  1425  die  Ritterschaft  und  die  Stadt 
zu  ihm  als  weitere,  dem  Domkapitel  gleichberechtigte  und  vom  Bischof 
formell  anerkannte  Stiftsstände  hinzutraten.  Schon  seit  dem  dreizehn- 
ten Jahrhimdert  hatte  der  Bischof  bei  allgemeinen  Landesangelegen- 
heiten und  durchaus  willkürlich  sie  um  ihren  Rat  gefragt,  angewiesen 
aber  auf  ihre  Wehrkraft  und  ihren  Reichtum  hatte  er  mehr  und  mehr 
dem  Drucke  ihrer  Bestrebungen  auf  Landstandschaft,  auf  Beteiligung 
an  der  Verwaltimg  des  Territoriums  nachgeben  müssen. 

Wie*)  in  Osnabrück  war  auch  in  Köln,  Lüttich  und  Münster 
das  Domkapitel  der  einzige  geistliche  und  zugleich  der  ei*ste  Land- 
stand. Anderwärts  wie  z.  B.  in  Augsburg,  Bamberg,  Eichstätt,  Konstanz, 
Passau  und  Strassburg  bildete  es  allein  den  Landtag,  in  Gebieten 
von  Reichsabteien  wie  Corvey,  Fulda  und  Prüm  scheint  der  Konvent 
der  Klosterinsassen  diese  Stelle  eingenommen  zu  haben  •).    Im  Halber- 

')  Zani  Folgfenden  Tgl.  O.  VON  BELOW,  Territoriam  und  SUdt  (München 
und  Leipzig  1900),  8.  184  ff. 

*)  Diese  and  »lle  folgenden  Angaben  sind  mit  G.  VON  BELOW  den  Notizen 
bei  J.  J.  MOSER  (Von  der  tentschen  ReichsstSnde  Landen,  deren  Landstinden, 
Unterthanen  u.  s.  w.  Frankfurt  und  Leipzig  1769,  8.  859ff.  411  ff.)  entnommen,  obwohl 
nicht  überall  die  Gewähr  dafür  vorliegt,  dass  die  aufgezählten  Stände  schon  vor  der 
Uefonnation  zu  Landtagen  zusammentraten.  Eben  deshalb  ist  nicht  aufgeführt,  waa 
MOSKR,  a.  a.  O.  8.  368  ff.  461.  473.  477  anmerkt  über  Stände  im  Territorium  der 
Rcii-hsäbtissin  von  Essen  (i,der  gräfliche,  so  ans  Frauenzimmer  bestehet,  aus  welchen 
eine  zeitliche  Aebtisain  erwählet  wird,  der  Canonicorum,  welche  in  der  Wahl  mit 
concurrieren  und  nebst  dem  ersten  Stand  die  Capitulation  mit  der  erwkblten  Aebtissin 
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•tJUltischen  gehörten  zum  Landtage  Prälaten,  Ritterschaft  und  Städte; 
die  Prälaten  aber  setzten  »ich  zusammen  aus  dem  clertm  prtmaritis, 
d.  h.  dem  Domkapitel,  und  dem  cleriu  secundariiu,  d.  h.  vier  Kollegiat- 
stiftern  und  drei  Slannsklöstem.  Abweichend  davon  war  in  Hildesheim 
die  Gliederung  der  Stände:  der  erste  war  dem  Domkapitel,  der  zweite 
sieben  Stiftern  am  Bischofssitze,  der  dritte  und  vierte  waren  der  Ritter- 
schaft und  den  Städten  vorbehalten.  In  Trier  endlich  wurde  das 
Domkapitel  mit  zur  Herrschaft  gerechnet,  hatte  also  keinerlei  Anteil 
am  Landtag,  der  vielmehr  von  drei  anderen  Ständen  beschickt  wurde, 
jEunächst  den  Vertretern  einiger  Stifter,  Klöster  und  Landdekanien, 
alsdann  Grafen,  Herren  und  Rittern,  endlich  Städten  —  darunter  den 
seit  1312  an  Trier  verpfändeten  Reichsstädten  I^jppard  und  Ober^vesel 
—  und  bestimmten  Aemtem.  Die  Mannigfaltigkeit  also  der  land- 
ständischen Gliederungen  innerhalb  der  geistlichen  Reichsfiirstentümer 
entzog  «ich  ebenso  jedweder  Regelmässigkeit  wie  die  der  Landstände 
in  weitlichen  fJebieten.  Auch  hier  ist  eine  besondere  Prülatenkurie 
im  Allgemeinen  „recht  spät,  durchschnittlich  erst  nach  der  Ausbildung 
der  Landstandschaft  von  Ritterschaft  und  Städten,  ungefähr  am  Ende  des 
vierzehnten  Jahrhunderts,  teilweise  noch  später*^  nachweisbar,  in  Meck- 
lenburg z.  B.  erst  seit  1437,  —  wenn  überhaupt  sie  sich  ausbildete. 
Sie  fehlte  in  den  niederrheinischen  Territorien,  obwohl  hier  kölnische  Stif- 
ter und  Klöster  begütert  waren.  Auf  drei  Gründe  %vird  mit  G.  von  Below 
diese  Erscheinung  zuriickzuftihren  sein.  Einmal  hatten  jene  Anstalten 
im  Nachbarlande  ihren  Sitz.  Sodann  „sind  Verfassungsbildungen  das 
Resultat  von  Kämpfen,  in  denen  ausserordentlich  viel  von  den  Kon- 
jimkturen  des  Augenblicks  abhängt;  der  unberechenbare  Faktor  der 
Persönlichkeit,  die  den  Vorteil  bald  rasch  ergreift,  bald  aus  der  Hand 
fahren  lässt,  spielt  hier  mit.  Vielleicht  bildete  auch  gerade  die  sich 
festigende  Gewohnheit,  die  Geistlichkeit  des  Landes  auf  besonderen 
Tagen  zu  versammeln,  ein  Hindernis  ftir  ihren  Anschluss  an  die 
weltlichen  Stände." 

Eben  aus  solchen  Gründen  erklärt  sich  auch  das  Schicksal  der 
Bistümer  Brandenburg  und  Havelberg  M.  Ihre  Bischöfe  waren  im 
dreizehnten  Jahrhundert  unzweifelhaft  Reichsftirsten  gewesen,  aber  sie 
standen  im  Schutz  des  Markgrafen  von  Brandenburg.  Ihre  kleinen 
Gebiete,  niemals  mit  so  ausgedehnten  Privilegien  ausgestattet  wie  die 
anderer  Bischöfe  im  Reich  und  niemals  ganz  der  Einwirkung  de« 
Markgrafen  entzogen,  waren  eng  umschlossen  von  der  Markgrafschnft. 
Schon  1345  erschienen  ihre  Räte  auf  einem  Landtage  des  weltlichen 
Landesherm.  Persönliche  Beziehungen  der  Bischöfe  zu  ihm,  die 
Herkunft  mehrerer  Bischöfe  aus  märkischen  Geschlechtem,  die  all- 
gemeine Not  des  Landes  mit  ihrem  Zwang  zum  Anschluss  an  die 
Wittclsbacher  und  Luxemburger,   die  Vereinigung  der   Königswürde 

■e1lB»wa,   nnil   diutn   die  Ritterbiirti^n    von  Adel,   welche   iwar  in  der  ^^ 
CüspHvIslion  nicht  runcurrieren.  jt-doch  «Utas  provinri««  aind")  and  der  K' 
von  Kem|>t«n  (,die  l>«nd«tJlndo  b«ct«b«ii  bloM  in  D«patterten  von  denen  DorflMbaffteu"). 
')  Virl.  H.  IIADICKK.  Die  RdehamuBittelUrkeit  nud  UndtObMifkeh  dar  Itia- 
tttmer  HrMndenbnrir  nnd  lUTelberf.   (ProfTUMB  von  TforU)  Nanmbnrf  a.  8.  1882. 
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mit  der  inarkgralliclicn  /.u.  iläiuleii  Karls  IV.,  Alles  lührte  zur  Unter- 
ordnung der  liistinner  unter  die  weltliche  StaaUsgewalt.  Sie  blieb 
bestehen  und  ward  rechtlieh  testgelegt,  als  Friedrich  I.  von  Hohen- 
zoUern  (f  1440)  von  Signnmd  mit  Brandenburg  belehnt  worden  war 
(1415).  Brandenburg  und  Havelberg  wurden  landsUssige  Bistümer 
und  damit  war  die  Möglichkeit  gegeben  zur  Beeinflussung  auch  der 
kirchlichen  Verwaltung  ihrer  Bischöfe  durch  eben  den  weltlichen 
Landesherrn  — ,  eine  ilöglichkeit,  die  auch  anderen  Laienfürsten  gegen- 
über den  kirchlichen  AnstiUteu  innerhalb  ihrer  Territorien  nicht  fehlte, 
ihren  Beziehungen  zum  weltlichen  Gebiet  der  Keichskirchen  und  dem 
Einfluss  auf  ihre  Ordnungen  überhaupt  zur  Seite  trat. 


§  37.    Die  Beziehungen  der  weltlichen  Reichsfürsten 
zu  Reichs-  und  Landesklerus. 
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Die  Ausführungen  über  die  Landesherrlichkeit  der  geistliehen 
Reichflnireten  Hessen  erkennen,  wie  unentbehrlich  ihnen  fiir  die  Ver- 
waltung ihres  weltlichen  Qutes  die  Unterstützung  durch  laikale  Elemente 
war  und  sein  nuisste.  Nach  zwei  Seiten  hin  bedürfen  sie  der  Ergänzung. 
Einmal  ist  darzulegen,  welche  Beziehungen  sich  zwischen  dem  welt- 
lichen und  geistlichen  Reichsfürstentum  ergaben,  sodann  wie  sich  das 
Verhältnis  gestaltete  zwischen  dem  weltlichen  Reichsfürstentum  und 
allen  den  einzelnen  kirchlichen  Anstalten,  die  ihrer  weltlichen  Gewalt 
unterstanden,  reichsraittelbar  also  und  landsässig  waren.  Ein  Ver- 
hältnis der  letzterwähnten  Art  stellte  sich,  dem  ganzen  Wesen  des 
Seistlichen  Reichsfiirstentums  entsprechend,  auch  zwischen  ihm  und 
en  in  seinen  Territorien  bestehenden  Kirchen  ein,  vorzüglich  also 
den  Stiftern  und  Klöstern.  Hier  aber  wirkte  neben  der  landesherrlichen, 
demnach  weltlichen  Gewalt  zugleich  die  kirchliche  Würde  ihres  zeitigen 
Trägers,  stärker  natürlich  bei  einem  Erzbischof  und  Bischof  als  bei 
einem  Reichsabt,  jedoch  auch  bei  dem  Reichsabt  von  einiger  Bedeutung 
fUr  die  Nachhaltigkeit  seines  Regiments,  nicht  also  für  dessen  kirchon- 
rechtliche  Begründung.  Hier  verquickten  sich  weltliche  und  kirchliche 
Befugnisse  gegenüber  der  landsässigen  Anstalt;  im  Einzelfalle  wurden 
sie  wohl  kaum  begrifflich  und  tatsächlich  in  ihre  Bestandteile  zerlegt 
Wenn  z.  B.  1286  die  Bürger  von  Amöneburg  das  Recht  des  Mainzer 
Erzbischofs  auf  die  erste  Bitte  in  jeder  Kirche  seines  Erzbistums 
anerkannten '),  so  bleibt  fraglich,  ob  es  der  Erzbischof  übte  —  wie  er 
es  erwarb,  steht  hier  nicht  in  Frage  —  als  kirchlicher  Oberer  inner- 
halb seiner  Kirchenprovinz  und  alsbald  auch  als  Landesherr  in  seinem 
kleineren  Territorium,  ob  hier  zunächst  und  dann  auch  in  Ausdehnung 
auf  das  kirchlich  von  ihm  verwaltete  Gebiet.  Bei  den  Einwirkungen 
des  weltlichen  Reichsfürstentums  auf  die  landsäasigen  Kirchen  ist 
dagegen  zu  unterscheiden  zwischen  solchen  auf  das  Gut  jener  Kirchen, 
solchen  auf  die  Kirchendiener  als  Landesangehörige  und  endlich  auf  die 
Verfassung  und  Verwaltung  jener  Anstalten  als  der  Teile  der  all- 
gemeinen Kirche,  die  durch  sie  in  jedem  Territorium  die  ihr  elix^nm 
Aufgaben  erfüllen  Hess. 

Die  treibende  Ursache  dieser  Einwirkungen  ist  nicht  imnu  i  .1,  .. 
ersichtlich.  Wenn  es  z.  B.  Heinrich  dem  Löwen  1168  gelang,  durch 
Beeinflussung  Friedrichs  I.  die  Wahl  des  Ei-zbischofs  von  Bremen 
förmlich  in  seine  Hand  zu  bekommen,  dann  den  Erzbischof  zur  Aus- 
lieferung bremischen  Kirchenguts  an  sich  und  die  Seinen  zu  bestimnirn, 
so  kann  aweifelhaft  sein,  ob  hier  seine  Stellung  als  Herzog  und  als  Vogt 
der  bremischen  Kirche,  also  eine  Rechtstatsache,  oder  seine  augenblick- 
liche Macht,  also  etwas  Znfklliges,  von  gr(>8seror  Bedeutung  war.  Nur 
ganx  allgemein  wird  au  sagen  sein,  dass  die  Steigerung  der  landesherr- 
lichen Gewalt,  anknüpfend  an  Patronat  und  Vogtci,  den  Einfluss  ihrer 
Träger  auf  die  weltlichen  und  geistlichen  Angelegenheiten  der  reichs- 
mittelbaren Kirchen  geieitigt  und  erhöht  hat.    Indem  sie  Schritt  hielt  mit 

')  YfL  8.  8U0ENHEIM,  Htnntolfben  de«  Klenu  I.  s.  181  f  Anm.  120.  Wdtere 
Beispld«  «atm  8.  M8  Anm.  2. 
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den  sich  niohrendeu  Aufgaben  des  Staates,  führte  sie  zur  Auflassung, 
dsüs  die  Fürsorge  fiir  das  gemeine  Wesen  gottgewolltem  Pflicht  der 
Obrigkeit  sei  und  foigeweise  auch  das  Seelenheil  der  Untertanen  zu 
berücksichtigen  habe,  was  nur  erreicht  werden  konnte  durch  Einwirkung 
auf  die  Geistlichkeit  des  Landes.  Der  Niedergang  der  königlichen 
Gewalt,  die  immer  weniger  auf  das  Leben  in  allen  Gliedern  des  Reiches 
bestimmend  einwirken  konnte,  die  Reforrabewegung  in  der  Kirche 
seit  finde  des  vierzehnten  Jahrhunderts  mit  ihrem  wechselvollen 
Geschick  und  ihrem  schliesslichen  Ergebnis  stärkten  die  Kraft  des 
Territorialfürstentums.  Hier  und  dort  raussten  ihm  Zugeständnisse 
gemacht  werden:  der  weltliche  Staat,  verkörpert  im  Territorium  als 
dem  Abbild  des  Reiches  und  dem  Erben  von  dessen  Aufgaben,  zog 
Vorteile  aux  der  Krisis  der  allgemeinen,  mit  und  in  ihr  der  deutschen 
Kirche.  Die  landesherrliche  Gewalt,  so  möchte  man  sagen,  schob 
sich  zwischen  das  Königtum  als  den  Träger  der  adcocatin  ecclestae 
und  die  einzelnen  Kirchen  in  ihrem  Gebiet.  Sie  schob  sich  gleich- 
zeitig zwischen  die  kirchlichen  Instanzen,  das  Papsttum,  den  Epi- 
skopat und  das  Concil,  und  das  Kirchenwesen  im  Territorium.  Die 
Folge  mussten  Ansätze  zur  Bildung  von  Landeskirchen  sein,  deren 
Ausgestaltimg  dann  der  Reformationszeit  vorbehalten  blieb,  —  An- 
sätze nur,  denn  vor  den  protestantischen  Landeskirchen  hat  es 
im  deutschen  Reiche  des  Mittelalters  keine  kirchliche  Verfassungs- 
forra  dieser  Art  gegeben.  „Der  Vorrang  der  staatlichen  vor  der  geist- 
lichen Gewalt  und  die  weitgehende  Zersetzung  der  Universalkirche 
genügte  dazu  nicht;  von  einer  Ausscheidung  aus  dem  Gefiige  der 
Universalkirche,  wie  sie  der  kirchenrechtliche  Begriff  »Landeskirche* 
voraussetzt,  kann  weder  tatsächlich  noch  rechtlich  die  Rede  sein, 
solange  die  Aenderung  der  kirchlichen  Verfassung  nur  eine  einseitige 
Machtäusserung  der  Landesgewalt  und  selbst  von  dieser  nicht  bis  ans 
Aeusserste,  zur  gänzlichen  Abtrennung  von  der  hierarchischen  Ober- 
gewalt, gediehen  war,  solange  ferner  dieser  kirclUiche  Territorialismus 
sowohl  der  dogmatischen  als  reichsrechtlichen  Fundierung  entbehrte"  '). 
P^benso  richtig  ist  jedoch,  dass  diese  Ansätze  dank  ihrer  ganzen 
Mannigfaltigkeit  und  Stärke  eine  deutsche  Reichskirche  als  die  Ver- 
einigung aller  kirchlichen  Anstalten  zu  einer  selbständigen  und  selbst- 
tätigen Organisation  je  länger  je  mehr  unmöglich  machten.  Luthers 
Hoffnung  auf  Karl  V.  war  schon  aus  diesem  Grunde  vmerfüllbar. 
Entscheidend  war  die  Vereinigimg  kirchlicher  und  weltlicher  Obliegen- 
heiten beim  Klerus,  weltlicher  und  kirchlicher  Rechte  zu  Händen  der 
Landesherren  und  der  ihnen  hierin  gleichstehenden  Städte.  Das 
Ineinanderfliessen  von  ursprünglich  getrennten  Rechtssphären  schuf 
eine  so  weitgehende  Differenciening  und  eine  so  tief  einschneidende 
landscliaftliche  Verschiedenheit  des  kirchlichen  Verfassungslebens,  dass 
ein  Auseinanderfallen  der  kirclilichen  Ordnungen  auf  deutschem  Boden 
eingetreten  wäre  auch  ohne  den  Angriff  Luthers  auf  die  kirchliche 
Lehre,   deren   Erschüttenmg   die   Zerstörung  der   kirchlichen    Feinheit 

')  H.  VON  8BBIK,  Die  Besiehongen  von  Sta«t  and  Kirche  in  Oeeterreich  8.  17. 
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nach  »ich  ziehen  sollte.  Um  die  Mitte  des  fünfzehnten  Jaiirhunderts 
war  die  Kirche  äusserlich  noch  eine  ungeteilte  Einheit,  innerlich  war 
sie  in  Auflösung   begriffen.      Nicht   der  deutsche   Staat   als   die   das 

Sftnze  Volk  umfassende  Einheit  gewann  was  die  Kirche  verlor,  sondern 
er  Territorialstaat  der  Fürsten  und  Städte.  Der  oft  angeführte  Aus- 
spruch des  Herzogs  Rudolf  IV.  von  Oesterreich  (f  1305),  er  selbst 
wolle  in  seinem  Lande  Papst,  Erzbischof,  Bischof,  Archidiakon  und 
Dekan  sein,  die  ähnlichen  Wendungen,  wie  sie  von  den  Herzögen 
von  Bayern  schon  1367  gebraucht,  auf  den  Herzog  von  Cleve  an- 
gewendet und  dem  Herzog  von  Sachsen  zugeschrieben  werden '),  —  sie 
alle  zeigen,  dasH  »ich  das  Territorialfür:>tentum  seines  Zieles  bewusst 
war,  dass  es  die  Unabhängigkeit  seiner  weltlichen  Gewalt  zu  erringen 
trachtete  zu  Gunsten  eben  seines  territorialen  Staate».  Es  begann 
sich  frei  zu  machen  von  der  Kirche,  indem  es  sie  zu  beherrschen 
sich  anschickte,  genau  wie  einst  im  Zeitalter  Gregors  VH,  die  Kirche 
vom  Staat  nur  dadurch  sich  hatte  lösen  können,  dass  sie  ihm  ihren 
Willen  aufnötigte. 

Nur  eine  ins  Einzelne  gehende  Betrachtung  würde  der  mit  diesen 
Worten  angedeuteten  Entwicklung  vom  zehnten  bis  fünfzehnten  Jahr- 
hundert gerecht  wenlen  können,  nur  die  Schilderung  der  Verhältnisse 
in  einem  einzelnen  Territorium  völlige  Klarheit  gewähren.  Das  Ziel 
der  folgenden  Darlegungen  ist  ein  anderes.  Es  gilt  die  Beziehungen 
des  weltlichen  Keichsfürstentums  zum  Ueichsklerus,  der  Territorial- 
gewalt zum  Landesklerus  aufzudecken,  bei  beiden  ihr  geschichtliches 
Werden  und  Wirken  zu  verfolgen.  Aus  allen  Teilen  Deutschlands  ge- 
wählte Beispiele  wollen  sie  veranschaulichen  und  doch  gleichzeitig  die 
Buntheit  der  (»estaltungen  erkennen  lassen. 

Die  Auffassung,  dass  aller  Besitz  der  Reichskirchen  an  welt- 
lichem Gut  und  weltlichen  Rechten   seine  letzte  C^uelle  im  Königtum 

')  Vgl  AniMlefl  Matoeeiuies  1364  (M(i.  88.  IX,  832)  vom  Henog  von  Oeitter- 
rei<'h  :  Eyamet  volo  este  )tapa,  arc/tiepUcoptu,  epueo/nu,  arehidyaeontu,  deeanus  in  nua  trrra. 
lieber  die  HenUge  von  Bayern  n.  nnten  8.  264.  lieber  das  Wort:  Dux  VHviae  jnpa 
ett  in  Urris  suis  vgl.  J.  HAN8EN,  Wentfalcn  und  Rheinland  I,  H.  66*.  141*.  Wie 
Herzog  Karl  der  Kühne  von  Itnrgund  i^f  1477)  erklärt  haben  soll,  er  wolle  in  seinem 
Lande  alleiniger  KaiHer  und  Papst  »ein,  so  wird  dem  Ilenug  Gror}::  von  8achticD 
(t  1689)  die  Aeusserung  zuguMcbrieben,  er  sri  seinem  I^nde  selbst  Pa]Mt.  Kaiser 
and  deoUcher  Meister;  vgl.  F.  VON  HKZOLD,  a.  a.  O.  S.M  (die  8teilo  8.  Süi  kommt 
hier  nicht  in  Betracht).  E.  FHIKI)l<KB(t.  De  finium  inter  ecciesiani  et  civiutem 
regandomm  iudicto  8.  220  Aum.  6.  H.  VON  8BKIK,  a.  a.  O.  8.  16.  —  Vgl.  .i«« 
Maaifeat  des  llencogs  Sigmund  vt>n  Oesterreich  (f  1496)  vom  Jahre  146»)  (angeführt 
von  K.  KKIKDBKKli,  (irKncen  swisehen  Staat  und  Kirche  1,8.  ll.S)  und  die  Briete 
des  Kurfürsten  Albrecht  Achilles  von  Brandenburg  (f  i486)  aoa  den  Jahren  1469 
und  1400:  JJieöi^ehotx  antKvrtenj'ur  ir  »tiß  tuul  lasmit  UMaiäworUruJitrHtuerf'ur»trntum, 
dann  r«  ufi«  ixin  babst  otUr  bitclwj  </(6en  luit,  «under  mI  unttr  vetterUek  erhe,  iie*haäxn 
wir  piUig  fw  umsct  IbmI  und  kml  tüib*  tmUeorleH.  —  Wir  mtd  ein  tkurfmrU  du  htiUgm 
rtiehs  mmi  gtMtfm  on  mittel  s»  rteht  fmr  vmmn  gmtügttt»  herm  dm  ittiter  mmd  dm 
t^dtfimm  dtr  tkmrfitntm  tu  mekm  rMslia  htHtrmi,  uni  wmt  dm  d^lKtkm  flmAm 
Urmt  >Wr  tmmm  Aqi^vm  mitr  dm  M«.  Wm  «ftcr  nMi  rtgmiin  oder  dm  tkriatüokm 
ilmim  kvurt^  nmek  kmt  tuuer  fn^lmt^  ee^  war  mmm  rttm  mite  «iweni  ordmtlielk  geriekt 
re«^  M  ßflegm  uml  »ind  m*it  meer  pereon  keinem»  gerickt  eeaut  wUeneorfm  (J.  VON 
MINUTOU,  I>a«  kaiserliche  Rtteh  dm  Umrkgnt«n  Albreeht  Aehille*.  Beriin  1850. 
8. 868.  865}  vfrl.  daaa  U.  LEHMANN,  PreOMCti  and  die  katholiache  Kirche  I.  8.  8  fT  ^. 
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habe,  sehloss  dank  eben  diesem  Besitze  Beziehungen  der  Erzbischöte, 
Bischöfe  und  Keichsäbte  zu  den  weltlichen  Grossen  nicht  aus.  Teile 
des  liegenden  Kirchenguts  waren  zu  Lehen  gegeben  an  Grafen, 
Herzöge,  selbst  an  die  Könige;  als  Mannen  der  Kirchen  leisteten  sie 
fiir  sie  und  gegen  Verpitnng  durch  die  Lehen  die  Reichsdienste, 
zu  denen  im  anderen  Falle  die  Reichskirche  selbst  verpflichtet  ge- 
wesen wÄre.  Im  Jahre  1023  gab  die  Abtei  St.  Maximin  in  Trier 
über  6600  Hufen  an  drei  Fürsten,  die  für  das  Kloster  den  Heer-  und 
Hofdienst  übernehmen  sollten  *).  Heinrich  dem  Löwen  wird  die  Aeusserung 
zugeschrieben,  er  würde  üusserster  Armut  anheimfallen,  sollte  er,  der 
Inhaber  zweier  Herzogtümer,  auf  die  Kirchenlehen  verzichten  -).  Die 
V'ogtei  über  den  gefreiten  Grund  und  Boden  der  Reichskirchen  lag 
von  Anfang  an  in  den  Händen  des  Laienadels  und  verblieb  ihm,  so- 
lange und  soweit  rs  nicht  gelang,  sie  zum  Besitz  der  Anstalt  selbst 
zu  machen^). 

Die  Biüchöfe  und  Reichsäbte  waren,  imbeschadet  ihrer  Reichs- 
unmittelbarkeit,  infolge  der  Streulage  ihres  Gutes,  der  Verschiedenheit 
der  Rechte  über  dessen  verschiedenen  Bestandteilen,  ebenso  Angehörige 
der  grösseren  Landesverbände,  der  Herzogtümer,  wie  die  Grafen. 
Die  Herzöge  nahmen  sie  in  Anspruch  als  gleichzeitig  ihrer  statthalter- 
lichen Würde  verpflichtet.  Als  auf  ein  typisches  Beispiel  mag  auf 
Bayern  hingewiesen  sein.  Heinrich  I.  hatte  im  Jahre  921  dem  Herzog 
Arnulf  (f  937)  als  Preis  ftir  seine  Anerkennung  das  königliche  Recht 
eingeräumt,  die  Bischöfe  zu  ernennen;  sie  sollten  seiner  Botmässigkeit 
und  Gewalt  unterstehen.  Ihre  Kirchen  waren  damit  aus  Eigenkirchen 
des  Reichs  solche  des  Herzogtums  geworden.  Ihre  Verbindung  mit 
dem  Reiche  war  zerstört :  sie  waren  nicht  vertreten  auf  Versanunlimgen 
des  deutschen  Gesamtepiskopat*».  Ihre  Leiter  vereinigten  sich  zu  bay- 
rischen Landessynoden  auf  Befehl  des  Herzogs,  der  Verträge  über 
Kirchengut  bestätigte  und  zu  Gunsten  seiner  Anhänger  wie  Vassalien 
über  das  Vermögen  der  Klöster  verfügte;  er  war  nicht  gewillt,  in 
seinem  Lande  eine  weltliche  Macht  im  Besitz  der  Bischöfe  und  Aebte 
zu  dulden,  die  von  der  eigenen  unabhängig  gewesen  wäre.  Die 
Festigimg  dieses  Zustandes  barg  mehr  denn  eine  Gefahr  in  sich:  sie 
würde  den  übrigen  Herzögen  Veranlassung  geboten  haben  zum  Trachten 
nach  ähnlicher  Gewalt;  sie  hätte  das  Aufkommen  und  die  Entwicklung 
der  Fürstenmacht  des  Reichsklems  unterbunden,  endlich  dem  Einfluss 
des  Königtums  auf  die  kirchlichen  Anstalten  den  Boden  entzogen  und 
es  seiner  Stützen  gegenüber  dem  Partikularismus  der  Stammesgewalten 
beraubt.  Nach  Arnulfs  Tode  behielt  Otto  der  Grosse  die  Ernennung 
der  bayrischen  Bischöfe  dem  Königtum  vor.  Damit  war  eine  bayrische 
Landeskirche  unmr»glich  gemacht.  Fortan  hatte  der  Herzog  keinen 
anderen  Einfluss  auf  die  Einsetzung  der  Bischöfe  und  Reichsäbte  als 
den,   den   er   im  Einzelfalle   auf  den   König  oder   die    Wähler   durch 

')  V^I.  oben  S.  185.  206  Amn.  J. 

')  Vgl.  Saxo   Grainmatictu    (saee.  XII.),   Gesta  Danonun  I.  XV.   s.  J.  1180; 
M(;.  84«.  XXIX,  160. 

')  Vgl.  oben  8.  224  ff. 
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Fünipracho  oder  Wi«ler8pruch  übte.  Mit  diesen  Kirchen  war  er  fort- 
an nur  insoweit  verbunden,  aU  er  der  Vogt  war  für  ihren  Gesamt- 
bositas  oder  dessen  Einzelteile,  als  seine  Htatthalterliche  Stellung  im 
Lande  reichte.  Wenn  seiner  im  Kirchengebet  und  bei  Messen  un- 
mittelbar hinter  dem  König  und  vor  dem  Diözesanbischof  gedacht 
wurde,  so  sprach  daraus  nocn  keine  rechtliche  Abhängigkeit  der  Kirche 
von  ihm;  die  Erklärung  der  bayrischen  Bischöfe  bei  der  Wahl  Lothars 
von  Supplinburg  (1125),  nicht  ohne  ihren  Herzog  vorgehen  zu  wollen, 
war  ein  Zeichen  politischen  Gemeingefuhls,  nicht  ihrer  Unterordnung 
imtcr  Heinrich  den  Schwarzen  (tll26).  Eine  solche  trat  vielmehr 
zu   Tage    in    der   Pflicht    der   Bischöfe,    auf   den    vom    Herzog    aus- 

fcschriobenen  Hoftagen  als  bayrische  Fürsten,  nicht  als  Fürsten  des 
[erzogs  zu  erscheinen;  gerade  mit  Rücksicht  auf  Bayern  erklärte 
noch  das  kaiserliche  Land-  und  Lehenrechtsbuch,  der  sog.  Schwaben- 
spiegel von  1274/75,  der  Bischof  sei  in  dem  Lande  hoffahrtpflichtig, 
in  dem  sein  Sitz  belegen  sei ').  Im  zwölften  Jahrhundert  nahmen  der 
Erzbischof  von  Salzburg,  die  Bischöfe  von  Augsburg  und  Bamberg 
—  beide  obwohl  nur  Teile  ihres  Besitzes  der  bayrischen  Herzogs- 
gewalt imterstellt  waren  — ,  ferner  die  von  Brixen^  Eichstätt^  Freising, 
rassau  und  Kegcnsburg  an  den  Beratungen  teil;  noch  zu  Lebzeiten 
des  bayrischen  Historikers  Aventin  (f  1584)  hatten  die  acht  Bischöfe 
in  Regensburg,  dem  gewöhnlichen  Versammlungsorte,  ihre  eigenen 
Paläste').  Vor  dem  Herzog  wurden  ihre  Streitigkeiten  mit  anderen 
Landesangehörigen  geschlichtet^  ebenso  die  der  Reiciisäbte,  die  in 
gleicher  Weise  hoffahrtpflichtig  waren.  Die  Zustände  in  anderen 
Herzogtümern  wichen  z.  T.  von  den  bayrischen  ab.  In  Lothringen 
und  im  1156  erriciitetcn  Herzogtum  Oesterreich  leisteten  die  Bischöfe 
dem  Herzog  Heeresfolge,  während  in  Sachsen  beim  wendischen  Kreuz- 
zug Heinrichs  des  Löwen  (1147)  sie  sich  ihm  als  Bundesgenossen, 
niclit  ab  Untergebene  anschlicssen  konnten.  In  Westfalen  war  das 
Gericht  des  Herzogs  neben  dem  des  Königs  als  höchste  Instanz  fiir 
weltliche  Streitigkeiten  der  Bischöfe  und  Aebte  mit  anderen  Grossen 
anerkannt.  Der  Herzog  war  hier  zugleich  der  gesetzte  Hüter  des 
Landfriedens,  und  von  seinem  entspreclienden  Gericht  als  erster  und 
einziger  Instanz  war  nur  der  Zug  an  den  König  statthaft.  Er  berief 
Bischöfe  und  Kcichsäbte  wie  die  von  Minden  und  Paderborn  oder 
Corvey   zum    Landtag    (curia  ihtc%s)y   auf  dem  Recht   gesprochen  und 

*)  8of.  Sehwabenspiogrl  I^ndr.  c.  180:  Kz  tint  tumHehe  U^t^fmnlm,  die  An 
ti^  hmtif  dm  m  katm  gtiiHend  fwr  tiek  «Men.  Dm  rtM  htuU  me  mm  dm»  iiimift . . . 
Itt  m  mm  ktnom  tder  tSm  midat  Itism^^Hrtk,  umie  $Ummd  MnAom  ra  rimmßmwlmmmpie, 
Ot  «hIm  mmm  k^  mtoAm.  Atm  tprmktm  mt,  o6  dm  «#■!,  dmmm  m  li$d»fk  kmmt,  m 
«MMM  /WvtoMHRjrtt  ül.  8wie  9U  er  imdtn  gmotm  im  mmm  kmd$  kat,  dmmm  mmktt  <r 
MMT  homt  mimt  (ZEITMER  8.  100). 

*)  Vffl.  dun  die  Aafmb«  d««  Bne«  Silvio,  des  spiterpu  Pspatc«  Pin«  II. 
(14&8— 1444)  in  der  UeMshlehte  Kaisar  Friedrichs  III.,  nach  der  die  Kathednilkirchen 
von  Balsbnrir,  Pssmu.  Reirensbury  und  Freiaiuf  anäfedehnte  Beeittaafea,  Borfen 
WttdPiilft«te  in  Oesterreieh  bessMen;  dif  PsilUte  bitten  sie  bewohnt,  wen«  die 
ntmm  OesterrelelM  an  den  Hof  befohlen  worden  seien;  sie  alle  seieB  Rite  der 
Henflfe  von  Oetterrelch  itnd  verehrten  in  ihnen  ^eiehsan  ihre  Herren  (naeh  der 
Uebenetsmaf  Ton  TH.  ILQKN  I.  Lriptif  1889.  8.  22 f.). 
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über  allgeiiuine  Landf.sangehj^t'nheiten  beraten  und  beschlossen 
wurde.  Heinrichs  de«  L«iwen  Krbe  wurde  1180  der  Erzbischof  von 
Köln ;  es  ist  bereits  dargelegt,  wie  er  seine  Herzogsgewalt  ausgestaltete, 
innerhalb  welcher  ( Jrenzen  er  sie  handhaben  konnte  ^).  — 

Die  Ausbildung  der  Landesherrlichkeit  durch  die  weltlichen  und 
geistlichen  Reichsfiirsten  konnte  diese  Beziehungen  nicht  zerstören, 
aber  an  Bedeutung  fiir  die  einzelnen  Reichskirchen  traten  sie  jeden- 
falls zurück,  da  ihre  Gleichstellung  mit  den  weltlichen  Fürstentümern 
im  Hinblick  auf  das  Reich  auch  ihre  Vorsteher  den  laikalcn  Fürsten- 
genossen als  gleichberechtigt  erscheinen  Hessen.  Verträge  aller  Art 
ersetzten  vielfach  die  alten  Zustände.  Verabredet  zwischen  Gleich- 
stehenden ordneten  sie  diese  nur  dem  Zweck  der  Vereinbarungen 
selbst  unter,  legten  sie  den  Parteien  nur  selbstgewollte  Beschränkungen 
auf,  ohne  dass  deshalb  die  Vertragspflichten  sie  von  einander  abhängig 
gemacht  hätten,  sobald  natürlich  nicht  der  Stärkere  die  Zugeständnisse 
des  Vertragsgegners  benutzte,  um  mit  ihrer  Hülfe  Rechte  über  ihn 
zu  begründen.  Es  genügt  an  die  Teilnahme  der  Erzbisch«»fe  von 
Mainz,  Köln  und  Trier,  der  Bischöfe  von  Basel,  Metz,  Strassburg  und 
Worms  am  rheinischen  Städtebund  (1254 — 56)  zu  erinnern,  an  die 
Zoll-  und  Handelsverträge  der  rheinischen  Kurfiirsten  von  1339  und 
1492,  an  die  Münzvereine  von  1348  zwischen  Köln,  Trier,  Jülich  und 
Luxemburg,  von  1386  zwischen  den  rheinischen  Kurfürsten'-),  endlich 
an  die  Landfriedensbündnisse  wie  das  bayrische  von  1281,  das 
Albrechts  II.  von  1438,  das  bereits  auf  der  Kreis  Verfassung  beruhte, 
deren  spätere  Ausgestaltung  in  den  Jahren  1500,  1512  und  1521  die 
jroistlichen  Territorien  auf  die  Reichskreise  verteilte  \).  Der  Schein 
selbst  einer  Unterordnung,  der  die  Reiehskirche  leicht  als  mediatisiert 
hätte  bezeichnen  können,  wurde  mit  Bedacht  vermieden.  Bezeichnend 
dafür  ist  der  Bericht  der  Hildesheimer  Chronik,  der  Herzog  von  Braun- 
schweig habe  auf  einem  Reichstage,  vielleicht  dem  Mainzer  von  1235, 
«He  herzogliche  Gerichtsbarkeit  über  die  Diözese  Hildesheim  bean- 
sprucht, Bischof  Konrad  II.  (verzichtet  1246)  aber  sie  davon  befreit 
durch  die  öffentliche  Erklärung,  sein  Bistum  unterliege  niemandes 
Herrschaft,  niemandes  Herzogsgewalt  ausser  der  des  Bischofs  allein, 
was  dann  auch  von  allen  F'ürsten  anerkannt  worden  sei*). 

Die  rechtliche  Einwirkung  der  weltlichen  Reichsfiirsten  auf  die 
Territorien  der  Reichskirchen,  soweit  sie  allein  auf  ihrer  reichsunmittel- 


')  Vpl.  8.  234  f. 

')  Vfrl.  K.  TH.  VON  IXAMA- STERNEGG,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  III4 
( Leiptijr  1901).  8.  228  f.  415  f.  528  f.  (hier  Tabellen  der  rheinischen  Münzvertrlgr« 
vuii  1386—1511,  der  fränkischen  von  1396 — 1503  mit  den  Bischöfen  von  Bamberif 
und  \Viir/.burg  als  Vertragsparteien).  A.  LUSCHIN  VON  EBENGKEUTH,  Allge- 
meine Münzkunde  und  Geldgeschichte  des  Mittelalters  und  der  Nenxeit  (München 
und  Berlin  1904),  S.  247  ff. 

*)  Vgl.  ZEUMER  S.  210  ff.  243  f.  '268.  280,  d«sa  R.  SCHRÖDER,  Lehrbuch 
«I«^r  deutschen  Rechtsgeschichte  *  S.  826. 

*)  MG.  SS.  VII,  861.  Vgl.  die  Erzahlang  von  Eberhatt  Windecke,  Denk- 
würdigkeiten xnr  Geschichte  des  Zeitalters  Kaiser  Signmnds  c.  235  ed.  W.  ALT- 
MANN (B<>ritn  1893),  S.  214  f.,  dazu  Deutsche  Reichstagsakten  VIII,  505  Anm.  1. 
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baren  FüMtonwürde  begründet  war,  erfuhr  nach  Allem  eine  Ein- 
Hchriinkung.  Sie  blieb  bestehen,  soweit  der  einzelne  Reichsfürst  die 
Voet<Mgewalt  behielt,  sei  es  die  Geriehtsvogtei  sei  es  die  Schutz- 
unci  Schirmvogtei,  sei  es  für  den  Gesamtbesitz  der  Anstalt  sei  es  fnr 
den  einen  und  anderen  seiner  Teile,  durch  sie  also  die  Verwaltun;; 
der  kirchlichen  Lande  bccinflusste.  Sic  war  ferner  überall  dort  möglich, 
wo  die  Streulage  des  kirchlichen  Gutes  dieses  nicht  in  seiner  Ge- 
samtheit zugleich  der  Landesgewalt  des  Bischofs  oder  Keichsabtes 
unterstellte,  Enclaven  also  von  kirchlichem  Gut  in  einem  weltlichen 
Territorium  sich  fanden  und  seinen  geistlichen  Lihaber  deshalb  auf 
den  Landtagen  de»  weltlichen  Fürsten  erscheinen  Hessen.  Sie  be- 
hauptete sich  ferner  überall  da,  wo  Bclehnungen  mit  Kirchengut  oder 
den  an  ihm  haftenden  Rechten  den  weltlichen  Machthaber  an  die 
Stelle  des  geistlichen  setzten  und  dessen  Gerechtsame  je  länger  je  mehr 
zu  Gunsten  des  weltlichen  Fürsten  einengten  ^).  Bezeichnend  für  diese 
und  Hhnliche  sich  vielfach  vorschlingenden  Rechtsverhältnisse  ist  der 
Vertrag  des  Herzogs  Ludwig  L  von  Bayern  (f  1231)  mit  Bischof 
Konrad  IV.  von  Regensburg  (tl226)  aus  dem  Jahre  1205.  Der  Herzog 
erhielt  die  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  in  Regensburgischem  Besitz 
befindliche  Grafschaft  um  Kufstein  und  im  Leuckentale  zu  Lehen, 
dergestalt  dass  im  Falle  seines  erbelosen  Todes  acht  Burgen,  danmtcr 
Landshut,  mit  allen  Einkünften,  Dienstmannen  und  Eigenleuten  dem 
Bistum  zufallen,  die  Burg  Kufstein  entweder  in  gemeinschaftlichem 
Besitz  bleiben  oder  abgetragen  werden  solle;  Herzog  und  Bischof 
werden  gemeinsam  in  Regensburg  wie  im  Bezirke  der  dortigen  Burg- 
grafschaft  das  Geleite  und  (iericht  über  sie  nutzen,  ferner  die  S( ' 
und  Münze,  Markt  und  Handel,  gemeinsam  den  Landfrieden  ;i 
erhalten;  wird  der  Herzog  auf  den  Fall  kinderlosen  Ablebens  cUmu 
Bischof  sein  Herzogsamt  vermachen,  so  will  ihm  dieser  Geldzalüungen 
und  ein  weiteres  Fürstenlehen  in  Aussicht  stellen,  im  anderen  Fall 
ihm  die  Hälfte  eines  demnächst  erledigten  Lehens  überweisen:  der 
Herzog  erhält  schliesslich  bei  der  Wahl  eines  neuen  Bischofs  Sitz  un<l 
Stimme  gleich  einem  Domherrn  oder  Dienstmann  des  Stiftes ').  Wie 
weit  und  wie  lange  diese  Vereinbarungen  beachtet  wurden,  ist  hier 
ohne  Belang;  jedenfalls  kennzeichnen  sie  die  oftmals  kaum  entwirrbare 
Verkettung  der  beiderseitigen  Forderungen  und  Rechte,  besonders  in 
ihrer  letzterwähnten  Festsetzung,  die  zu  allen  jenen  Schritten  überleitet, 
durch  die  es  dem  weltlichen  Fürstentum  gelingen  konnte,  die  kirch- 
liche Hierarchie,  ihre  Verfassung  luul  Verwnltnnir.  in  soiiu  in  Siuu»- 
xn  boeinflassen  oder  gar  sich  unterzuordnen. 

An  die  Fälle,  in  denen  ein  weltlicher  Fur.si  «Inieli  tai>.i< mn m- 
Einwirkung  auf  König  oder  Papst,  auf  die  verschiedenen  Wähler- 
gruppen die  Besetzung  einer  Reichskirche  herbeiführte,  damit  <liese 
nicht  gerade  einem  politischen  Gegner,  sondern  vielmehr  lieber  ein<Mu 

')  V>|.  nir  OMiPiTPich  dii«  Auftfahrmiffpn  vom  If.  VON'  8KBIK.  ».  a.  O  S  .19 if. 
wo  «iirh  E(ns«ib«Uen  über  dmi  (ri'walUHii  i  x8^  g«f«Q  du ^  ' 

f«l  durch  dMM>a  8iM)iieatri<*rtin{r  oder   k 

')  H.  RIK7.LKR.  Geftrhirht.<  llnUr 
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Parteigibiger,  am  ii«-l>steu  oincni  Angeliörigen  der  eigenen  Familie 
aasgehänoigt  würde,  kann  nur  erinnert  werden.  Krt  war  alles  Andere 
eher  denn  Zufall,  dass  zahlreiche  Grafen  von  der  Mark  während 
des  zwölfton  bis  vierzehnten  Jahrhunderts  als  Dompröpste  und 
Bischöfe  benachbarter  Sprengel  sich  nachweisen  lassen.  Im  Zeit- 
raum von  1440  bis  1498  waren  die  Erzbistümer  K<iln  und  Magde- 
burg, die  Bistümer  Freising,  Münster,  liegensburg  und  Strassburg 
von  Witteisbachern  und  zwar  aus  der  pfalzgräflichen  Linie  wie 
ihren  Seitenlinien  besetzt.  Unter  dreiunddreissig  Mainzer  Erzbischöfen 
von  1060  bis  1504  gehörten  fünf  dem  Geschlecht  der  Grafen  von 
Eppstein,  vier  dem  der  Grafen  von  Nassau,  zwei  dem  der  Grafen 
von  Saarbrücken  an ').  Ein  Verwandter  auf  einem  Bischofsstuhl 
oder  im  Besitz  einer  wichtigen  kirchlichen  Beamtung  erhöhte  das 
Ansehen  des  Hauses,  bot  Hoffnung  auf  Zuwachs  an  politischer  Macht  -). 
Ein  Anderes  war  das  Trachten  nach  rechtlicher  Herrschaft  über  ein 
Bistum,  nach  dessen  Mediatisienmg  unter  die  landesherrliche  Gewalt. 
Die  Mittel  konnten  verschieden  sein,  hier  Usurpation,  dort  eine  Ein- 
räumung von  Seiten  des  Papstes  oder  des  Königs,  deren  augenblickliche 
Lage  oder  Bedrängnis  man  auszunutzen  verstand^).  Im  Einzelnen 
herrschte  bunteste  Mannigfaltigkeit.  Die  Herzöge  von  Sachsen  z.  B. 
«■rhielteu  von  Papst  Sixtus  IV.  (1471 — 1484)  die  Befugnis,  alle  Würden 
im  Domkapitel  zu  Meissen  nach  ihrem  Ermessen  zu  verleihen,  von 
Papst  Innocenz  VIII.  (1484 — 1492)  das  Recht  der  ersten  Bitte  auf 
je  zwei  Stellen  in  den  Domkapiteln  von  Merseburg  und  Naumburg; 
im  sechzehnten  Jahrhundert  waren  die  drei  Bistümer  Landstände 
im  Kurfürstentum  geworden.  Anden^'ärts  wurde  der  Kernig  zum 
Verzicht  aufsein  Emennungs- oder  Investiturreclit  bestimmt*).  Es  genügt, 
wie  an  Heinrichs  I.  Abmachung  mit  Herzog  Arnulf  von  Bayern  so  an 
Friedrichs  I.  Verbriefung  fiir  Heinrich  den  Löwen  von  1154  zu  erinnern, 
auf  Gnmd  deren  er  die  Bischöfe  von  Lübeck,  Ratzeburg  und  Schwerin 
investieren,  Bistümer  und  Kirchen  nach  Belieben  gründen  und  mit 
den  Gütern  des  Reiches  ausstatten  dürfe,  an  das  Recht  des  Königs 
von  Brdimen  zur  Investitur  der  Bischöfe  von  Prag  und  Olmütz.  ondlich 
an  die  beabsichtigte  Unterwerfung  der  drei  überelbischen  Bistümer 
unter  den  Herzog  von  Sachsen  (1252).  Ein  weiteres  Mittel  war  die 
allmähliche  Anspruchnahrae  der  Herrschaft  über  ein  Bistum,  die  dann 

')  Vgl.  H  OKOTI':,  Stammtafeln  (Leipzig  1877),  S.  77.  484.  M.  LEH- 
MANN, PreuHHon   und  dio  katholiHche  Kirche  1,  .S.  19. 

*)  L.  KANKE  (Deutache  beschichte  im  Zeitalter  der  Reformation  I,  Kerlin 
1839,  S,  (15)  ven»-ei8t  zugleich  auf  da-s  IntercHsc  des  römischon  Stuhles,  durch  die 
Autorität  dor  Macht  von  jüngeren  Söhnen  au«  fürntlicheu  Häu.tem  die  Domkapitel 
in  Ordnung  zu  halten;  er  führt  ein  Wort  den  tZnen  Silvio  (de.<«  späteren  Papstes 
Pius  II.  1458  — 1464)  an:  Si  epitcopum  »ortiantur,  virgam  eorreetionU  timent.  Parallel 
ging  damit  die  Ab.schlieHsung  der  Domkapitel  dnrch  Statnten,  die  sie  in  Adels- 
geno.sKenschaften   vervvandelfen. 

■')  Vgl.  z.  H.  die  Erkl;irnugen  der  Kurfürsten  von  1438  und  1439.  dazn  A.  BACH- 
SIANN,  Archiv  für  österreichische  Geschichte  LXXV  (1889),  S.  21  ff.  64  ff.  J.  HANSEN, 
Westfalen  und   Kheinland  I.  S.  31  ff. 

*)  Zum  Folfrenden  v^l.  ohen  8.  251.  MO.  Const.  I.  206  (dun  s.  oben  8.  187 
Anm.  2  .     NKJ.  f',..,  •     II    .'.1.     .1.  FIOKKK.  Vom  KeichsrürstensUnde  I,  K.  275f. 
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der  Papst  als  zu  Itecht  bei>teheiul  bezeugte.  Der  Mediatisierung  der 
Bistümer  Brandenburg  und  Ilavelberg  durch  den  Markgrafen  von 
Brandenburg  ist  bereit«  gedacht  *);  eine  Urkunde  des  Papstes  Nicolaus  V. 
(1447 — 1457)  vom  Jahre  1447,  auf  die  genannten  Stifter  und  das  von 
L«'bu8  bezüglich,  war  kaum  mehr  als  eine  Form,  da  die  Macht  gefehlt 
hätte,  die  alten  Zustände  wieder/ustellen ;  sie  wurde  erwirkt,  um  das 
l{<'eht  des  Landesherrn  gegen  Anfechtungen  sicher  zu  stellen.  Darum 
war  auch  für  Friedrich  III.  das  ähnliche  Zugeständnis  Eugens  IV. 
(1431 — 1447)  von  1446  von  Wichtigkeit,  er  wolle,  solange  Friedrich 
lebe,  die  von  ihm  nominierten  und  durch  Suppliken  unterstützten 
Personen  auf  die  Bistümer  Brixen,  Chur,  Gurk,  Trient,  Triest  und 
Pedena  in  Istrien  pmvidieren.  Indem  der  Papst  alle  diese  Bischofssitze 
autTilhrte  als  mit  aem  grösssten  Teile  ihres  Oute»  in  terrU  et  doininiU 
herediUirÜM  Friedrichs  belegen,  ihm  als  dem  Herzog  von  Oesterreich  das 
Privileg  erteilte,  waren  fortan  die  Ileichsbistümer  Brixen,  Chur  und  Trient 
als  mediatisiert  zu  betrachten,  Gurk  und  Triest  dem  weltlichen  Fürsten 
untergeordnet,  obwohl  jenes  dem  Erzbischof  von  Salzburg-),  dieses  dem 
Patriarchen  von  Aquileja  gehört  hatte.  Mochte  gleich  eine  völlige  Be- 
seitigung des  Wahlrechts  der  Domkapitel  in  diesen  beiden  Bistümern  nicht 
eintreten,  jedenfalls  sollte  Friedrich  für  seine  Parteinahme  zu  Gunsten 
Eugens  Iv.  belohnt,  dem  Basler  Concil  und  seiner  Anhängerschaft 
Abbruch  getan  werden.  Die  Vergünstigung  wurde  1460  erneuert, 
1463  auf  das  Bistum  Laibach  ausgedehnt,  1469  wiederum  bestätigf 
und  zugleich  auf  die  eben  begriindeten  Bistümer  Wien  und  Wiener- 
Neustadt  erstreckt,  —  der  im  dreizehnten  Jahrhundert  von  den 
Babenbergern  entworfene  Plan,  in  ihrem  Territorium  einen  Landes- 
bischof zu  haben,  war  ja  von  ihren  Nachfolgern,  den  Ilabsburgem, 
nie  ganz  ausser  Acht  gelassen  worden.  Den  schliesslichen  Erfolg 
aber  verbürgte  und  erzielte  dieselbe  Politik,  mit  deren  Hülfe  Friedrich  III. 
durch  Papst  Sixtus  IV.  (1471 — 1484)  den  Domkapiteln  einer  ganzen 
Reihe  von  Erzbistümern  und  Bistümern  verbieten  Hess,  eine  Wahl 
oder  sonstige  Besetzung  vor  einer  Auftbrderung  durch  den  ELaiser 
vorzimehmen;  das  päpstliche  Verbot  erging  u.  a.  an  Köln,  Mainz, 
Salzburg  und  Trier,  femer  an  Bamberg,  Eichstätt,  Freising,  Passau, 
Regensburg,  Speier,  Strassburg  und  Würzburg,  vornehmlich  also  an 
Kirchen,  deren  Sprengel  nur  irgendwie  Mstorrrichische  Krblande  in 
sich  schlössen  '). 

Mit    Hecht    ist    auf    die    eigentümliche    Erschüinung    hingewiesen 
worden,   dass    aseitlich    am    frühesten   in    den    östlichen    Grenzmarken 


')  Vgl.  oben  8. 94«  f. 

*)  U«b«r  die  Reehte  des  8alsbiurfir<'r  KrsbiacUof«,  die  ttuelittre  von  GUeaM««, 
<jarlt,  Levaat  und  Seekao  sn  emeaaeii  und  invectioren  —  ihre  Stelloaf  dieees  Bto- 
tOaeni  fefenBber  war  abo  deijenlnn  der  weltlichen  Fürston  im  Ueeitae  von  Bia> 
tamcni  vtfflolehbar  (c  oben  8.  187  Anm.  1.  S.  206  Anm.  8)  —  vfL  J.  FICKER, 
Vom  RelelMmielMMUnde  I.  8.  285 ff.  \\  IIINSCHIUH,  KIrehenreeht  II.  S.  611  f. 
(hirr  MMh  Nlherea  über  die  AiueiniuidoniPtBun(r  mit  Oeeterreich  hinnichtlich  de« 
Hlvtanw  UnikX 

0  V|rl.  A.  H ACHMANN,  Oentooh«  Keiohnfeschichte  im  ZeiUlter  I-Viedrich«  III. 
und  Maxlmliienii  I.  (Loiptiir  1894),  I,  8.  670  f. 
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des  Keiehes  da«  Streben  nach  Besitz  oder  nach  Errichtung  von  Bis- 
tümern durch  die  Landesherren  hervortrat  und  allein  von  dauerndem 
Erfolg  begleitet  war  *).  Die  Bischöfe  hatten  hier  nie  eine  Bedeutung 
erlangt,  „die  sich  messen  konnte  mit  der  Macht  ihrer  in  alten  deutschen 
(tebieten  residierenden  Amtsbrüder;  von  vorneherein  waren  sie  nicht 
mit  so  ausgedehnten  Privilegien  bedacht  worden,  sie  und  ihre  Kirchen 
waren  angewiesen  auf  den  Schutz  des  Markgrafen,  dessen  gutes  Schwert 
ihnen  oft  genug  Hülfe  bringen  musste  gegen  die  feindlichen  Nach- 
barn ;  hier  stand  der  Bischof  dem  weltlichen  Fürsten  nicht  als  ein  an 
Macht  ebenbürtiger  Genosse  gegtMiüber.  er  war  von  ihm  abhängig". ») 
Nicht  minder  wird  der  Zuwachs  an  Hoheitsrechten  zu  Händen  des 
Laienfiirsten  betont  werden  dürfen.  Sein  Land  ward  kirchlich  ein- 
heitlicher verwaltet,  wenn  in  dessen  Gebiet  nur  vom  weltlichen  Fürsten 
abhängige  Bischöfe  das  kirchliche  Regiment  handhabten.  Klar  wird 
dies  durch  die  Erinnenmg  an  das  Auseinanderfallen  weltlicher  und 
kirchlicher  Abgrenzungen,  an  die  Verbindung  temporaler  und  spiri- 
tualer Befugnisse  in  den  Personen  der  geistlichen  Reichsftirsten,  an 
die  Schwierigkeiten  grundsätzlicher  Scheidung  der  Staatsgewalt  von 
der  Kirchengewalt,  die  bei  der  theoretischen  Einschätzung  des  Verhält- 
nisses von  Staat  und  Kirche  nichts  weniger  denn  unerheblich  sein 
mussten.  Wenn  nach  Karls  IV.  Landbuch  die  Mark  Brandenburg  die 
Bistümer  Brandenburg,  Havelberg,  Kamin  und  Lebus,  dazu  Teile  der 
Diözesen  Halberstadt,  Verden,  Schwerin,  Äleissen  und  Posen  um- 
spannte-^), so  war  die  Zahl  der  in  der  Mark  berechtigten  Bischöfe, 
die  zumeist  Reichsfärsten  und  von  Haus  aus  dem  Markgrafen  keine 
Anteilnahme  an  ihrer  Verwaltung  einzuräumen  geneigt  waren,  jedenfalls 
keine  Bürgschaft  für  die  einheitliche  Behandlung  kirchlicher  Fragen. 
Die  Herrschaft  über  die  Bischöfe  dagegen  stellte  dem  Landesfiii-sten 
ihre  Dienste  zur  Verfügung,  ermöglichte  durch  ihre  Vermittlung  Be- 
teiligung am  kirchlichen  Wesen  im  Territorium. 

Auch  hier  werden  wenige  Beispiele  ausreichen.  Auf  des  Mark- 
grafen Karl  (IV.)  als  des  künftigen  Königs  von  Böhmen  Betreiben  wurde 
das  Landesbistimi  zu  Prag  1 344  durch  den  Papst  zum  Erzbistum  erhoben 
und  aus  seiner  Unterordnung  unter  das  Erzstift  Mainz  gelöst.  Seinem 
Vorsteher  wurde  Salbung  und  Krönung  der  böhmischen  Könige  zuge- 
wiesen *)  —  vordem  hatte  sie  der  Erzbischof  von  Mainz  vollzogen  — , 

')  Ueber  ältere  Hestrebungcn  der  Markgrafen  von  Hrandenburg  auf  Errichtung' 
eines  Landesbistums  (1188),  über  die  Massnahmen  Eugens  IV.  (1431—1447)  hin- 
üichtlich  der  Beprründunj,'  eines  cicvischen  Landesbistuni»  in  Caicar,  das  1445  errichtet 
oder  weniptti-ns  in  Aussicht  genommen  wurde,  das  Herzogtum  Cleve  von  der  Metro- 
poiitangewalt  Köln«  luid  der  Diözesangewalt  Münsters  befreien  sollte  und  bis  144Ö 
bestand,  vgl.  .1.  HAN8E.\,  Westfalen  und  Hlieiniand  I.  S.  06*  ff.  M.  LEHMANN, 
Preussen  und  die  katholische  Kirche  I,  S.  4  Anm.  2.  S.  20  f- 

')   H.  KRABBO,  Archiv  für  österreichische  Geschichte  XCIII,  l   (1903  ,   S.  4. 

*)  Vgl.  oben  S.  217  Anm.  1. 

*)  Vgl.  Chronik  des  Fürstenfelder  Mönches  z.  J.  1310  (BOEHMEK,  Konte.s  rer. 
Germ.  I,  41),  Matthias  von  Neuenburg,  Crouica  cc.  37  und  72  %.  d.  J.  1311  und  1344 
(a.  a.  O.  IV,  181.  238),  Heinrich  von  Rebdorf  Annalen  z.  d.  J.  1297  und  1347 
(a.  a.  O.  IV,  508.  559),  Johann  von  Victring,  Liber  certarum  hLitoriarum  III  c.  3 
und  IV  c.  3  (a.  a.  O.  I,  836.  365),  dazu  das  Regest  der  Urkunde  des  Papstes 
Wermiogboff,  KirchanTerAMODf  0«atMblaD<U.  17 
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ohne  daM  er  hierdurch  reichsuninittelbar  geworden  wäre.  Der 
König  von  Böhmen  forderte  die  Investitur  oder  Bestätigung  der 
LandesbiBchöfe  aU  sein  Recht.  Im  Jahre  1358  wurde  ausdrücklich 
anerkannt,  dass  der  Bischof  von  Breslau  bei  der  Königskrönung  zu 
erscheinen  und  bei  der  Belehnung  mit  der  Stadt  Orottkau  das  iura- 
memiitm  homagii,  ßdeliUUü,  oboedientiae  et  subiectianü  zu  schwören 
habe;  1382  erwirkte  das  Breslauer  Domkapitel  gegen  eine  Zahlung 
von  6000  Mark  die  Bestätigung  seines,  dem  König  anfänglich 
nicht  genelmien  Kandidaten.  Der  Landesherr  vemi'andte  den  Bischof 
in  seinen  Geschäften  als  Kanzler  oder  Unterhändler,  entbot  ihn  zu 
seinen  Landtagen,  unterstellte  ihn  seinem  Gericht,  verlangte  von  ihm 
Kriegsfolge  und  Beteiligung  an  der  Aufbringung  der  vom  Reich  auf 
die  Territorien  oder  der  in  diesen  fiir  ihre  eigenen  Zwecke  umgelegten 
Steuern.  So  wurden  die  brandenburgischen  Bischöfe  zu  kurfürstlichen 
Räten;  den  Landcsfürsten  gingen  sie  um  Schutz  an;  schloüscn  sie  wie 
früher  noch  VertrÄge  mit  Auswärtigen  ab,  so  wurde  festgesetzt,  dass 
die  Erfüllung  sich  nicht  richten  solle  gegen  tnisern  gnädigsten  herrn; 
in  sp&teren  Anschlägen  zu  Reichskriegsdiensten  wurden  zwar  noch 
die  Bischöfe  mehrfach  besonders  aufgeführt,  damit  also  als  reichs- 
mimittelbar  bezeichnet  —  wie  wenig  genau  die  ^latrikeln  des  ftinf- 
zehnten  .Jahrhundert«  angelegt  waren,  ist  bekannt  — ,  in  anderen 
Fällen  aber  unter  dem  Kurftirsten,  der  dann  für  sie  und  mit  ihrer 
Unterstützung  die  Reiclislast  trug.  Den  Umschwung  der  VerhäitnisMc 
liess  der  Protest  des  Bischofs  von  Brandenburg  erkennen,  als  er  in 
der  Wormser  Matrikel  von  1521  selbständig  eingeschätzt  worden  war: 
trotz  aller  Nachforschungen  habe  er  nicht  Hnden  können,  dass  einer 
seiner  Vorgänger  dem  Kaiser  und  dem  Reich  jemals  fiir  sich  oder 
das  Stift  eine  Steuer  entrichtet  oder  Dienste  geleistet  hätte;  Beides 
sei  im  Gegenteil  seit  Menschengedenken  vom  Markgrafen  eingezogen 
worden,  wie  dies  nach  dem  Zeugnis  mehrerer  Geistlicher  unter 
früheren  Kurfilrsten  geschehen  sei.  — 

Kamen  so  Böhmen,  Brandenburg  und  Oesterreich,  etwas  später 
auch  Sachsen  in  den  Besitz  von  Landesbistüniern,  so  waren  sie  doch 
nicht  die  einzigen  Territorien,  deren  Inhaber  mit  immer  weiter  imi 
sich    greifendem    Nachdruck    auf    das    kirchliche    Leben    einwirkten. 

Clenena  VI.  (1842—1862)  v.  J.  1844  bei  8.  KIEZLER,  VatikunUche  Akten  «nr 
deatschen  Oeeehicht«  in  der  Zeit  Kaiser  Ludwigs  des  Bayern  (Innubmck  1891). 
8.  700  n.  2184.  —  Die  kirchliche  Weihung  des  Königs  von  BShmen  —  Philip])  von 
Sehwaben  hatte  1198  den  bisherigen  Hersog  «um  König  erhoben  (vf^l.  die  Urkunde 
Friedrieks  II.  von  1212;  MO.  Const.  II,  54)  —  scheint  insammcnzuhttngeu  mit  der 
▼erleUnnf  de«  eiroiiiiM  an  den  Hersog  von  Röhrnpu  dnn-h  Friedrich  I.  im  Jahre  1168. 
der  ihm  «i  ImIhmi  Feiertagen  vom  Bnbischof  von  Frag  und  dem  Hiachof  von  Olmilta 
aofgesetirt  werden  sollte  (a.  a.  O.  I,  286).  Ausser  dem  König  von  »«ihmen  empfing 
aneb  der  Hersog  von  KKmthnn  beim  Kegiemngsantritt  die  kirchliche  Benedletion 
(vgl.  Jobann  von  Virtrinfr.  Libcr  rertamm  historiamm  II  c.  7.  Vice.  8  nnd  11. 
a.  a.  O.  I.  819.  419.  444;  im  AII|;omoinen  vgl.  E.  OOLDMANN,  Die  Einmhninfr 
der  dentscben  llenongescblechtor  in  den  slowenischen  Stammesverband.  Breshia 
1903. 1*.PUNT8CHA&T,  HewogsetoMti— gnnd  Huldigung  in  Klntben.  Ldpaigl890). 
Beispiele  klrehlieker  WeUiaafMi  von  «äderen  woltlirhen  Relebirfnrsten  sind,  wie  es 
•ebeiat.  alebt  Bberltefert. 
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Ihre  Zahl  wurde  um  so  grJieser,  je  weniger  das  Königtum  den 
Tendenzen  der  KeichsfÜrsten  auf  Erweiterung  ihrer  Macht  Einhalt 
gebieten  konnte.  Seine  adrocatia  ecclesiae  hatte  die  Bestrebungen  des 
'■        tums    auf   die  Herrschaft   über   die  deutsche    Geistlichkeit  nicht 

lammen  vermocht;  jetzt  war  es  zu  schwach  geworden,  um  dem 
Territorialismus  entgegenzutreten.  Sein  Einfluss  auf  die  Keichskirchen 
wirkte  nur  insoweit,  als  diese  ihrerseits  im  Besitze  weltlichen  Gutes 
waren.  Dazu  kam,  dass  die  Landesgewalt  der  LaienfUrsten  sich  an- 
schickte, dem  päpstlichen  Absolutismus,  dessen  Wirkungen  allüberall 
verspürt  wurden,  die  Spitze  zu  bieten.  Stets  war  sie  bereit,  aus  Be- 
wegungen wie  etwa  der  hussitischen  ftir  sich  selbst  Vorteil  zu  ziehen; 
die  Bedrängnisse  des  Papsttums,  wie  sie  die  Kachhaltigkeit  und  das 
Ungestüm  des  conciliaren  Reformeifers  mit  sich  brachten,  nutzten  die 
Fürsten  zur  Erlangung  von  Zugeständnissen  aus,  die  nicht  einmal 
dem  König  gegenüber  den  Keichskirchen  eingeräumt  wurden.  An 
sich  besa&sen  sie  keinerlei  rechtlichen  Anteil  an  kirchlichen  An- 
gelegenheiten. Ihre  reichsfiirstliche  Würde  war  ausgesprochen  welt- 
lichen Ursprungs  und  Wesens,  entbehrte  demnach  trotz  der  häufigen 
Betonung  des  Gottengnadentums  der  kirchlichen  Befugnisse,  die  dem 
Kaisertum  oder  Königtum  zustanden.  An  sich  fehlte  dem  weltlichen 
Reichsfiirstentum  die  Handhabe,  um  seine  Gewalt  auf  kirchliche  Dinge 
zu  erstrecken,  auf  die  Verfassung  der  in  seinen  Gebieten  begüterten 
oder  ansässigen  Bistümer,  Stifter  und  Klöster,  auf  die  Rechtsver- 
hältnisse der  hier  wirkenden  Kleriker,  Welt-  und  Klostergeistlicher, 
einzuwirken.  Gleichwohl  lassen  sich  die  beiden  wichtigsten  Voraus- 
setzungen, an  die  ein  landcshenliches  Kirchenregiment  anknüpfte,  leicht 
festlegen,  der  Patronat  und  die  Vogtei. 

Immer  waren  mehr  oder  weniger  kirchliche  Anstalten  des  Terri- 
toriums, Stifter,  Klöster  und  Pfarrkirchen,  ursprünglich  Eigenkirchen 
des  Fürsten  gewesen,  sei  es  dass  er  oder  seine  Vorfahren  sie  auf 
Hausgut  errichtet,  sei  es  dass  sie  den  Grund  und  Boden,  über  dem 
die  Kirchen  sich  erhoben,  zu  ihrem  Hausgut  geschlagen  hatten.  Nach 
dem  erfolgreichen  Kampf  der  kirchlichen  Gesetzgebung  und  Theorie 
gegen  das  Eigenkirchenwesen,  wie  er  —  ein  Nachspiel  des  sog.  In- 
vestiturstreites —  im  zwölften  Jahrhundert  unternommen  worden  war, 
übte  der  Fürst  den  Patronat  oder  Kirchensatz  an  jenen  Kirchen  rattone 
fnndi,  bei  anderen  Kirchen  überdies  dank  der  Lösung  dieses  Rechts- 
instituts vom  Kirchenboden  auf  Grund  von  irgend  welchem  Erwerbstitel 
wie  z.  B.  Kauf,  Tausch,  Heirat,  Lehnserwerb.  Der  Patronat  gewährte 
Beftignisse  und  Natural-  wie  Geldgefälle,  unter  jenen  die  der  Leihe  an 
einen  Geistlichen,  der  deshalb  geradezu  als  herrschaftlicher  Beamter  er- 
schien, mochte  er  nun  eine  städtische  oder  ländliche  Kirche  versehen,  an 
Bezügen  eine  jährlich  erhobene  Leiheabgabe  von  seiten  des  boliehenen 
Klerikers,  zuweilen  auch  Anteile  an  den  Zehnten  und  den  Einnahmen 
des  Geistlichen  aus  seiner  Amtstätigkeit,  d.  h.  den  Opfern  und  Seelgeräten. 
Der  Fürst  konnte  den  Patronat  selbst  handhaben,  zugleich  sich  seiner 
bedienen  zu  Schenkungen,  Pfandbestellungen  u.  a.  m.  Herzog  Leopold  I. 
von  Oesterreich  (f  1326)  gewährte  z.  B.  1315  den  Bürgern  von  Arau 
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das  Wahlrecht  fiir  den  Katharinenaltar  in  ihrer  Stadt,  ein  Privileg, 
dtm  späterhin  auf  die  Leutpriesterei  ausgedehnt  wurde.  Diese  Be- 
weglichkeit de«  Patronata  hinsichtlich  seines  Erwerbs  wie  seiner 
Venn'ertung  erklärt  zugleich  «eine  Tendenz  der  Ausdehnung  auf  immer 
mehr  Kirchen  und  Einzclpfründen  innerhalb  eines  Territoriums,  der 
Bindung  an  d<*n  Landesherm  ratione  principahts.  Während  das 
Habsburgische  Urbar  aus  der  Zeit  König  Albrechts  L  nur  erst  einen 
Patronat  kennt,  mit  Hülfe  dessen  an  zahlreichen  Einzelkirchen  des 
oberrheinischen  Gebietes  die  Herrschaft  die  ere  und  den  tjetrah  hatte, 
ist  in  der  Mark  Brandenburg  schon  während  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts der  Kiri'henpatronat  zur  Landeshoheit  in  engste  Beziehung 
getreten,  dergestalt  dass  der  Landesherr  die  Verleihung  jeglicher  neuen 
Kirche  oder  Pfründe  besass,  sobald  er  nicht  ihrem  htifter  mit  der 
Erlaubnis  zum  Kirchenbau  die  Patronatsbefugnisse  an  der  Stiftung 
gewährte.  In  Oesterreich  kam  seit  Beginn  des  vierzehnten  Jahr- 
hunderts die  Auffassung  auf,  ,.dass  der  Herzog  über  einzelne  seiner 
Patronatskirchen  seine  Patronatsrechte  nicht  wie  andere  Laienpatrone 
ratioiif  fnndij  sondern  kraft  seiner  Stellung  als  Landesfiirst  ratione 
ducatiis  übe".  Die  Klagen  kirchlicher  Kreise  über  die  Besetzimg  der 
Kirchenämter  durch  die  Patrone,  über  die  Eingriffe  in  das  Pfriinden- 
einkoninien     der    Geistlichen,    über    die    Willkür    der    V«    "  on 

hinsichtlich    der    Beneticien    galten    nicht    zuletzt    dem  V(m  .  icr 

Territorialfursten,  deren  Einfluss  gegenüber  den  kirchlichen  Anstalten 
ihres  Gebietes  ständig  gesteigert  wurde. 

Vielleicht  noch  einschneidender  war  die  Bedeutung  der  V^^gtei. 
Im  Allgemeinen  gewährte  sie  Befugnisse  rein  weltlicher  Natur,  vor 
Allem  demnach  das  Recht  des  Schutzes,  der  Vertretung,  des  weiteren 
Einkünfte  wie  das  sog.  Vogtrecht  vom  bevogteten  Grundbesitz  derjenigen 
Kirchen,  die  ihr  ganzes  Gut  oder  einzelne  seiner  Teile  der  Beschirmung 
durch  den  Fürsten  unterstellt  hatten,  dazu  Anteilnahme  an  der  Ver- 
waltung solcher  Liegenschaften,  Mitwirkung  bei  ihrer  Bewirtschaftung 
u.  a.  m.  Freilich  war  wohl  nur  in  wenigen  Territorien  allein  der 
Fürst  Vogt  aller  Kirchen,  soviele  auch  unter  «einem,  von  fiirstlichen 
Beamten  vertretenen  Schirm  und  Schutz  standen.  Gerade  die  Ver- 
tiefting  aber  des  Begriffes  der  landesherrlichen  Gewalt  musste  die 
Vogtei  zu  einem  Mittel  werden  lassen,  um  die  Gerechtsame  de« 
Fürsten  g^enüber  allen  Einzelkirchen  in  seinem  Territorium  zu  ver- 
einheitlichen. Frühzeitig,  bereits  im  dreizehnten  Jahrhundert,  erscheint 
die  V^ogtei  als  Zubeinir  der  Landeshoheit;  schon  erwähnt  wurde  ein 
Rechtsspruch  de«  Jahres  1279,  auf  Grund  dessen  die  Vogteiherrlichkeii 
über  die  einer  kirchlichen  Anstalt  geschenkten  Güter  an  den  r^tut 
tfrre.  j^incei^M  übergehen  solle,  sobald  vom  Stamme  des  Wohltäters, 
der  «ich  die  Vogtei  darüber  vorbehalten  hatte,  kein  Sprosse  mehr 
übrig  «ei ').    Die  geistlichen  Reichsftirsten  erwarben  zu  ihren  Händen 

')  Rudolf  von  Hubabarg  b«kiuideta,  daw  in  Wien  der  Abt  von  SeÜMMtottaa 
«»  da«  Bmteas  Ittr  d«n  Fall  f«b«t«a  habe»  m  jriiMqw  alif«»«,  «omm  mU  noMw  mh 
dwwBitwfa  i/mimüm  «fifiM  jmwImi  mm  *mm  «(  ^pmmh  jirofiiiilah'i  imt  %putm»*  aüew 
_».  «^/b«!  jw^jHw   Ammi,  re«mla  «mimi  «K  tun  miwomMo  m  eiwltw,  «  itUm 
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die    \'uj;^t'i    über   diu   :  vuii    ihnen    geleiteten    Kirchen,    um 

dem  Eigennutz  der  Lai-  _    _     /.uwirken,  und  die  weltlichen  Reichs- 

fiirsten  verwandU'U  den  Erwerb  von  Vogteien  über  Kirchen  oder 
kirchliches  Gut  innerhalb  ihrer  Länder  zur  Beseitigung  des  Sonder- 
rechte der  landsässigen  Anstalten.  Diese  wurden  Schützlinge,  Unter- 
tanen der  Staatsgewalt  wie  ein  Dorf  oder  eine  Stadt;  denn  „wo  Landes- 
herr und  Vogt  eine  Person  waren,  drohte  das  kostbare  Gut  der 
Immunität  zum  leeren  Hegritte  zu  werden**.  In  Oesterreich  z.  B.  war 
zu  Anfang  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Vogtei  über  alle  Kirchen 
des  Landes  als  eine  auf  dem  Landesfilrstentum  beruhende  Befugnis 
des  Herzugs  erreicht.  Friedrich  IlL  nannte  sich  1447  aller  kloster 
1«  ttnsern  fürsteiUumen  und  landen  geletjen  ohrister  erbvogt;  man  schrieb 
ihm  die  Aeusserung  zu:  Pfajf'enhah  ist  mein  cammen/ut.  Eben  weil 
die  V'ogtei  zunächst  nur  weltlichen  Inhalt  hatte,  gewährte  sie  bei  der 
Verquickung  weltlichen  und  geistlichen  Wesens  in  jeder  Kirche  je 
länger  je  mehr  die  Möglichkeit,  auch  auf  das  rein  kirchliche  Leben 
bestimmenden  Einfluss  zu  erlangen. 

Man  wird  sagen  dürfen,  das  Beispiel  in  den  Grenzmarken  des 
Reiches,  die  geschichtlichen  Vorbedingungen  in  Reich  und  Kirche, 
Kirchenpatronat  und  Kirchenvogtei  forderten  auf  zur  Steigerung 
der  Territorialgewalt,  zu  ihrer  Ausweitung  auch  auf  das  Gebiet 
der  kirchliclien  Verfassung  und  Verwaltung.  Alle  jene  Momente 
waren  am  Werke,  um  dank  ihrer  Vielgestaltigkeit  eine  Ueberein- 
stimmung  unter  den  tatsächlichen  Aeusserungen  des  landesherrlichen 
Kirchenregiments  zu  vereiteln,  geschweige  denn  dass  diese  allent- 
halben gleichzeitig  und  als  sofort  klar  erfasste  Neuerungen  ins  Leben 
getreten  wären.  Jene  Momente  waren  aber  auch  stark  genug,  um 
hinsichtlich  der  Tendenz  wenigstens  des  landesherrlichen  Kirchen- 
regiments prinzipielle  Gleichheit  zuschaflfen.  Sie  halfen  die  Abschliessung 
und  Absonderung  der  Territorien  fördern,  die  Abschliessung  gegen- 
über den  umfassenderen  Ordnungen  des  Reiches  und  der  Gesamtkirche, 
die  Absonderung  im  Hinblick  auf  den  Nachbar,  Der  geistliche  Reichs- 
fn  'ii  sein  Land  freizumachen  von  der  Einwirkung  des  weltlichen 

Iv  -ten;  war  er  nicht  für  sein  ganzes  Land  zugleich  der  kirch- 

liche Obere,  so  engte  er  dessen  Rechte  ein,  um  seine  eigene  landes- 
furstliche,  im  letzten  Grunde  also  weltliche  Macht  über  das  ganze  Gebiet 
seines  Territoriums  hin  zu  erstrecken.  Die  weltlichen  Reichsfiirsten 
dagegen  sahen  sich  zuriickgedrängt  von  einer  Beeinflussung  der  Reichs- 
kirchen und  deren  Gut.  Ersatz  fanden  sie  in  der  Herrschaft  über  die 
Einzelkirchen  in  ihren  Fürstentümern,  mochten  gleich  diese  ihnen 
als  Laien    weniger   bereitwillig   zu  Diensten   sein   als  den  kirchlichen 

pottmtodmmnuUotanheredeveltueeetmirekffitümtnieeedenUdeeedtUy  uintmadvoeaeiabomonam 
kmmmmodi,  qme  me  vaeat,  ad  ipmm  terre  primeipem,  emm  mSum  tmeeemortm  nam  htkmt, 
mtrUo  debeat  peHimrt.  Bk  Umjm  fmmliom  mA  forwM  fretaripta  propotikt  €uMmei»m 
et  artamemm  nobi»  primdpum,  comittam,  nobUmm  et  mKontm  noetrontm  ßdetum  wuJtittido 
eemtemätmdo  ta&ier  diffimmt,  fmod  in  «am  predieto  m$  adeocaeie  m  bamU  hthmmodi  ad 
nemünem  aimm  quam  ml  termm  terre  prinäpem  pieito  ittre  deeohitttr  et  tnmifer^tt  (MO. 
Const.  III,  2.54;  rg{.  oben  S.  231  Anm.  IX 
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Vor^etetsten,  deren  räumliche  Entfernung  den  Dnick  ihrer  Ueber- 
ordnting  abschwächte.  Die  LandeHherrlichkeit  nahm  Elemente  der 
kirchlichen  Herrschaft  in  »ich  auf,  auf  engerem  Räume  als  sie  einst 
das  deutsche  Königtum  geübt  hatte,  deslialb  aber  mit  um  so  grösserem 
Erfolg  imd  mit  der  Bürgschaft  der  Dauer.  Ihre  Kirchherrschaft  hat, 
getragen  von  publicistischer  Wertung  der  in  ihr  vereinigten  Rechte, 
die  patrimonialen  Anschauungen  des  alten  Eigenkirchenwesens  in  sich 
aufgenommen  und  doch  wieder  umgestaltet.  Sie  hat  im  sechzehnten 
Jahrhundert  die  Fortschritte  der  Reformation  bestimmt  imd  zugleich 
mit  ihrer  Hülfe  sich  gefestigt.  In  ihren  Ansätzen,  wie  sie  die  Periode 
vom  dreizehnten  bis  zum  fünfzehnten  Jahrhundert  zeitigte,  liegen  die 
Wurzeln  jener  Staatsallniacht  auf  kirchlichem  Gebiete,  deren  das 
Wort:   Cuiuji  regio,  eins  relojio  Ausdruck  geben  will. 

Nur  die  hervorstechendsten  Erscheinimgsformen  des  landesherrllclun 
Kirchenregiments  sollen  durch  Belege  veranschaulicht  werden. 

Zunächst  wird  der  Aufsicht  iioer  die  kirchliche  Verwaltung  ^u 
gedenken  sein.  Im  Jahre  1446  z.  B.  ermächtigte  Papst  Eugen  IV. 
(1431 — 1447)  Friedrich  III.  als  Herzog  von  Oesterreich  zum  Vorschlag 
von  Männern  beim  römischen  Stuhle,  die  unter  päpstlicher  AutoriUtt 
sämtliche  Kirchen  und  Ordenshäuser  in  den  habsburgischen  Erblanden, 
sie  möchten  exemt  sein  oder  nicht,  visitieren  sollten,  eine  Vei^instigung, 
die  sich  bald  zur  Entsendung  von  Visitatoren  mit  voller  Korrektions- 
und Reformationsgewalt  durch  den  Landesherm  ausweitete.  Eine 
Art  von  ius  refamuxndae  discipUnae,  eine  Grundlage  des  späteren 
iu»  reformandi,  war  im  Entstehen  begaffen.  Blieb  ihm  auch  die  Lehre 
noch  unzugänglich  —  Dogma  und  «W  Jirinum  sind  nach  katholischer 
Auffassung  der  Veränderung  nicht  unterworfen  — ,  so  ermöglichte  es 
Einwirkungen  auf  die  Gestaltung  der  Verfassung,  soweit  diese  iuris 
humani  war.  Papst  Nicolaus  V.  (1447 — 1455)  beauftragte  1448  den 
Bischof  von  Lebus,  aus  den  Domkapiteln  von  Brandenburg  und  Havel- 
berg die  Prämonstratensermönche  zu  entfernen  und  durch  Weltgcistliche 
zu  ersetzen;  er  folgte  dem  Andrängen  des  Kurfürsten,  dessen  Be- 
dürfnis nach  gebildeten  Räten  und  Dienern  die  Verdrängung  der 
als  unwissend  verrufenen  Mönche  erheischte.  Immer  mehr  stieg  der 
EinflusH  der  Fürsten  auf  Besetzung  der  kirchlichen  Aemter  innerhalb 
ihrer  Territorien.  Im  Jahre  1436  verpflichtete  sich  das  Domkapitel 
von  Kamin,  dass  es  fortan  nur  dem  Herzog  von  Pommern  ,behag!iche* 
Minner  su  Bischöfen  wählen  wolle;  im  andern  Falle  solle  er  die 
Wahl  verwerfen,  einen  neuen  Kandidaten  bezeichnen,  das  Dom- 
kapitel aber  zu  dessen  Annahme  gehalten  sein.  Dem  Herzog  von 
Oesterreich  —  seit  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  beanspruchte 
er  das  Recht,  die  Aebte  der  Landesklöster  einsuBetsen  und  abzu- 
setzen, über  strittige  Abtswnhlcn  zu  entscheiden  —  wurde  1446 
gestattet,  in  seinen  Erblanden  hundert  Beneficien  und  Pfiründen 
an  ihm  tauglich  dttnkende  Cieistlichc  zu  vorgeben;  alle  sonstigen 
Expectansen  und  Reservationen  sollten  aufgehoben  sem,  bis  der 
Henoff  seinen  Willen  durchsesetst  habe.  In  mehr  als  einem  Lande 
übte   der   FOrtt   da«  Recht   der   ereCen  Bitte   bei  Stiftern  und  Klö- 
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8tem')>  s^**»  es  jeweils  nach  seinem  Rogioningsaiitritte,  so  z.  B.  ausser 
in  geistlichen  Territorien-  (Mainz,  Magdeburg,  Trier;  Meissen,  Verden; 
Murbach)  in  Brandenburg,  Oesterreich  und  Sachsen,  »ei  es  nach 
seinem  Regierungsantritt  und  seiner  Vermähhmg  wie  in  Braunschweig- 
Lüneburg,  sei  es  dass  auch  die  Gemahlin  des  Fürsten  —  wie  es 
die  Königin  nach  ihrer  Krönung  tat  —  nach  ihrer  ersten  Nieder- 
kunft an  Stifter  und  Klöster  die  erste  Bitte  richten  konnte ,  so  in 
Oesterreich  und  vielleicht  auch  in  Bayern.  Drückend  wie  einst  die 
Handhabung  des  Spolienrechts  durch  die  Könige  gegenüber  dem 
Reichsklerus    war    die    durch    die   Landesherren    und    ihi-e  Beamten 

gägenüber  der  landsässigen  Geistlichkeit.  Sie  begegnet  in  Bayern, 
randenburg,  Braunschweig,  Sachsen  und  Württemberg ;  frühzeitig  sind 
Ablösungen  durch  die  Kleriker  bezeugt,  so  1394  unter  Landgraf 
Georg  von  Thüringen  (f  1402),  auf  Grund  deren  ihnen  wohl  die 
Verptlichtung  auferlegt  wurde,  ein  oder  zwei  Mal  im  Jahre  an  be- 
stimmten Orten  Messen  zum  Seelenheil  des  Fürsten,  seiner  Vorfahren 
und  Nachkommen  zu  lesen,  so  1455  seitens  der  Geistlichkeit  in  der 
sächsischen  Pflege  Burgau.  Bezeugt  ist  auch  die  Uebung  des  Spolien- 
rechts durch  Beamte  geistlicher  Fürsten  wie  des  Erzbischofs  von 
Mainz  imd  des  Bischofs  von  Bamberg;  ein  Bamberger  Statut  von  1491 
lässt  erkennen,  wie  grausam  es  gehandhabt  ward-^).  Dazu  kamen 
Eingriffe  in  das  Vermögen  der  Kirchen.  Diese  wurden  zu  Steuern 
herangezogen,   mochte  nun  der  Landesherr  sie  ausschreiben  oder  das 

')  Vgl.  auch  Fonnel  3  im  Collectarius  perpetaamm  formaram  Johannis  de 
Geylnhnsen  ed.  KALSEK  S.  4. 

•)  Uebcr  die  ersten  Bitten  geistlicher  Reichsfiirsten  vgl.  P.  HIN8CHIU8, 
Kirchenrecht  II,  8.  641  Anm.  5—12.  8.  8UGENHEIM,  Staataleben  des  Klerus  1, 8. 181  f. 
Anni.  120 — 126.  Als  Rechtsgrundsatz  der  Handhabung  de»  Rechts  wird,  wenn  nicht 
besondere  Verleihung  durch  den  König  (vgl.  die  Urkunde  des  Mainzer  Erzbischofs 
v.J.  1347,  ST.  A.  WUEKDTWEIN,  Subsidia  diplomatica  II,  Heidelbergae  1773,  8.26; 
dazu  oben  S.  177  Anm.  2),  in  der  Regel  die  althergebrachte  und  feststehende  Gewohn- 
heit angegeben  (vgl.  die  Urkunden  bei  WUERDTWEIN,  a.  a.  U.  II,  8.  1  ff.  III,  1774, 
8.  1  ff.  ans  den  Jahren  1278  ff.  und  1328  ff.).  Als  Zeitpunkt  der  Handhabung  wird 
erHÜlint  ereaeionis primordium  (a.  a.  O.  III,  8.  2),  promoäcnum  exordia  (V.  F.  DE  GUDE- 
M's.  Codex  diplomaticiu  III,  Francofurti  et  Lipsiae  1751,  S.  787  z.  J.  1419),  des 
liinchofs  ionindut  advenhu  (X.  F.  RIEDEL,  Codex  diplomaticns  Brandenburgensis  A. 
XVI,  Berlin  1869,  8.  471  z.  J.  1427;  der  Ausdruck  erinnert  an  die  ursprüngliche 
Bedeutung  der  Joytute  entree  der  Herzüge  von  Brabant  und  Limburg),  endlich  des 
BiKchofs  ititruihu  m  eedetia  (E.  G.  GERSDORF,  Codex  diplomaticus  Saxoniae  regiae 
B.  II,  Leipzig  1866,  S.  866  z.  J.  1411?).  Die  Art  der  Kirchen  machte  keinen  Unter- 
schied :  die  preoe»  primariae  wurden  gerichtet  an  Stiftskirchen,  Männer-  und  Frauen- 
klüster,  fanden  aber  ebenso  häufig  Widerspruch  wie  die  der  Könige,  sodass  An- 
drohungen der  centura  eceletiastiea  nicht  selten  sind  (rgl.  WUERDTWEIN,  a.  a.  O. 
III,  8.  5  ff.  z.  d.  J.  1337,  1381  und  1440). 

')  Vgl.  die  Stellen  bei  SUGENHEIM.  a.  a.  O.  I,  S.  288  Anm.  88.  In  den 
Bamberger  Statuten  von  1491  c.  47  erklärt  der  Bischof:  Ad  notlram  pervmit  noHliam, 
qnod  mmmiUi  leüei,  advoeati,  o/ßeiale$,  itutitiarü  et  aSi  taemlmrm  mmtrue  dioeee$it  et  etiam 
M  terrU  et  loeU  aUU  noeirae  ditiom  »iMeeti»  «Matee,  frepomiim,  deeamoe,  fmrnMmUmm 
eeektiarum  reetore»  .  .  .  tarn  m  vita  fmam  in  wtorte  reitw  et  bomt  «um  »poäare,  imwto  eliam 
adkmc,  ut  perdpinuu,  eüwnla  et  aKfummdo  agommmtet  vel  i/ww  wtortuia  eorwm  mimmrm 
. .  .  gwmdofne  mibtu»  »trata  in  palem  loeare,  leeto»,  mptUeetiHa,  vmtet  et  rea  oKat  eomm 
cl^nriconim  amfarrt  et  iUa  tibi  temere  uuarpam  . .  .  prmmummnt  (J.  HABTZHEIM,  Concilia 
Oennaniae  Y,  Coloniae  1703,  8.  624  f.). 
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Reich,  dessen  Forderungen  dann  der  Fürst  auf  sein  Gebiet  umlegte. 
Seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  wurde  in  Oesterreich  der  kirchliche 
JBesitz  zu  ausserordentlichen  Geldbeihülfeii  angehalten,  zumal  die  aus 
der  Landesherrlichkeit  abgeleitete  Steuerhoheit  ,,alle  im  habsburgisch- 
österreichischen  Territorium  befindliehen  Steuerfaktoren,  also  auch  die 
Kirchen,  ohne  Rücksicht  auf  die  besonderen  Rechtsbc/iehungen  zur 
Herrschaft,  wie  sie  aus  Patronat  oder  Vogtei  sich  ergaben,  zur  Steuer 
heranzuziehen  bestrebt"  war.  Friedrich  III.  erhielt  1452  für  sich  und 
seine  Erben  die  päpstliche  Erlaubnis,  im  Falle  des  Bedürfnisses  und 
bei  Verheiratungen  der  Prinzessinnen  auch  ohne  Zustimmung  der 
Diözesange walten  den  KJenis  seiner  Länder  zu  besteuern.  In  der 
Regel  trugen  auch  die  reichsunmittelbaren  Bischöfe,  die  wie  diejenigen 
von  Freising  und  Passau  in  Oesterreich  begütert  waren,  zur  Steuer 
ihr  Teil  bei.  Andererseits  aber  konnte  der  Fürst  den  landsässigen 
Klerus  auch  vor  Besteuerung  durch  kirchliche  Voi^esctzte  b- 
so  1367  die  Herzöge  von  Bayern  durch  das  Verbot  ein< 
entrichtung  an  den  Papst,  da  unseretr  land  freyexc  land  sind  und 
der  papst,  knyser  noch  küiuj  inchtes  t'n  iiTisern  landen  zu  bieten  hahend^). 
Den  Erwerb  von  Liegenschaften  durch  die  Kirchen,  die  dann  für  sie 
Abgaben-  und  Dienstfreiheit  forderten,  machten  landesherrliche  Amorti- 
sationsgesetze -)  von  der  Einwilligung  der  weltlichen  Staatsgewalt 
abhängig,  wenn  sie  ihn  nicht  einschränkten  oder  sogar  gänzlich 
verboten.  Sie  fehlten  weder  in  geistlichen  Territorien  wie  Köln.  Mainz. 
Trier  und  Würzburg  noch  in  weltlichen  wie  in  Böhmen  und  Oester 
reich,  wo  schon  Herzog  Rtidolf  III.  (f  1307)  das  allgemeine  Verbot 
erliess,  dass  ein  Kleriker  ohne  sein  Wissen  und  ohne  seine  Erianbnis 
unbeweglichen  Besitz  oder  Einkünfte  ermirbe,  ein  Beispiel,  das  dann 
von  seinen  Nachfolgern  mehrfach  nachgeahmt  wurde.  Stifter  und 
Klöster  waren  belastet  durch  die  Aufnahme  und  Verpflegung  von 
Dienern  der  Landesfürsten,  die  sie  mit  sog.  Panisbriefen  •'')  ausgcriistet 
hatten.  Friedrich  der  Schöne  verfügte  z.  B.  1314,  dass  die  Witwe 
des  Küchenmeisters  seiner  Mutter  im  Wiener  Sciiottenklostcr  täglich 
soviel  Speise  und  Trank  erhalten  solle  wie  ein  Klosterinsasse  selbst. 
Im  Hennebergischen  wurde  1514  festgesetzt,  Landjäger,  Jagdknechte 
und  Jagdhuilde  des  Grafen  sollten  nicht  länger  denn  vierzehn  Tage 
in  einem  Kloster  Aufnahme  finden.      Die  Beteiligung  der  Oojstliehen 

■)  BefMte  Boic«  IX  ed.  M.  VON  FREYHKKC;  (.München  In  11 
E.   FRIEDRBRO.   OrMnsen   xwischon    Htaat    und    Kirche   I,   8.  62 f.     .S.  KlKZLKi;. 
a.  «.  ().  III,  H.  815;  oben  ^>.  'iTiO  Anin.  1. 

*)  Ihren  Nftmen  haben  diese  Uesetsc  von  den  Zuwondungreu  (admwrtiaatittHe»^ 
an  die  Kirche  und  die  kirrhlichcn  AnsUiten,  die  unter  dem  Hofrritf  der  ,toten  Hand' 
(wtanm  mortun)  soMunmengefaMt  worden;  Tgl.  DUCANUB.  Ctloit»arium  ed.  FAVKK 
I.  86.  Vf  961  ff.  a.  t.  mimw^mn,  admortimHo,  wtmm*  mortmt.  Die  Beseiehnnnir  .tolo 
Hand'  für  die  Kirch«  erllat«rt  ein  Citat  aua  dem  Jahre  1281  bei  HALTArs  ((SloMartum 
Oermanicnn,  Lipaiae  1768, 8. 1792),  nach  welchem  der  Erfurter  8Ud trat  xur  Ite^ndnnir 
•ioaa  Stattttaa  fegen  die  Schenkung  von  Immobilien  an  Cieiatiicite  ausführt  fte  tt* 
(miL  tkrkit) mm\m  aiBrhiiii,  mi  ommm  vn pMiem nmmilmtm  ktrpentm.  \«i.  Iv  KKIKD 
BKRO.DaflttlamlateroiTiUtemeteceleaiamragwidoram  indicio  B.lVlff.  K.TII  v  (1\ 
INAMAHTERMEOO.  Deatseb«  WiitMluiflsfMchichte  III.  i  (Leipsig  18W).  ^    1    ! 

*)  VkI  oben  8.  17B  Anm.  2. 
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an  Handel,  Gewerbe  und  GeldKe^chäften ,  die  freilich  oft  Wucher- 
geschäfte waren,  wurde  eingeschränkt  —  so  von  Albrecht  Achilles 
von  Brandenburg  (f  1486)  wie  einst  von  den  altnimischen  Kaisem  — , 
ihr  Anspruch  auf  Zollfreiheit  der  fiir  ihren  Lebensunterhalt  nötigen 
Waaren  häutig  unbeachtet  gelassen;  die  Häufigkeit  gerade  der  Zoll- 
privilegien dient  hier  zum  Beweise. 

Am  frühesten  eröffiiete  das  Laicnfiirstentum  den  Kampf  wider 
die  gerichtliche  Ausnahmestellung  der  Geistlichen  und  geistlichen  An- 
stalten und  gegen  die  übergrosse  Ausdehnung  der  kirchlichen  Recht- 
sprechung'). Es  suchte  einzuschreiten  gegen  das  prün'legiun  fori  jener 
und  gegen  den  Anspruch  der  Kirche  auf  richterliche  Zuständigkeit  in 
allen  Fällen,  in  denen  ein  Moment  der  Sünde  zu  finden  war  (z.  B.  Ehe- 
bruch, Ketzerei,  Meineid  als  delicta  mere  ecclesiastica),  in  denen  weiterhin 
als  kirchlichen  und  spirituellen  Angelegenheiten  Interessen  der  Kirche 
von  materieller  oder  idealer  Natur  (z.  B.  Sakramente,  Ehesachen, 
Streite  wegen  Zehnten  oder  um  den  Patronat;  Wucher,  Testaments- 
fragen, cau.sae  miserahiliuin  personarum)  auf  dem  Spiele  standen. 
Der  Ausgang  dieses  Kampfes  war  für  das  einzelne  Territorium  ver- 
schieden —  ihm  nachgehen  hiesse  das  Ziel  dieses  Abschnitts  ausser 
Acht  lassen  — ,  immer  waren  die  Absichten  der  Landesherren  gerichtet 
auf  Emancipation  des  Staates  von  der  Kirche.  Sie  betrachteten,  so 
fasst  H.  von  Srbik  Gegenstand  und  Bedeutung  dieser  Entwicklung 
zusammen,  den  Gerichtsstand  der  Kleriker  als  eine  Sache  des  Staates 
und  knüpften  ihr  privilegiertes  Forum,  wenn  und  soweit  sie  solches 
in  beschränktem  Maasse  bestehen  Hessen,  an  staatliche  Konzessionen 
an,  ordneten  demnach  schon  hierdurch  die  geistliche  Gerichtsbarkeit 
der  weltlichen  unter.  Die  Staatsgewalt  traf  ihrerseits  eine  Scheidung 
unter  den  von  der  Kirche  beanspruchten  Materien  in  geistliche  und 
weltliche,  entzog  über  die  letzteren  dem  kircldichen  Gerichte  die 
Judicatur,  schützte  die  Laien  gegen  den  Missbrauch  geistlicher  Amts- 
gewalt in  rein  geistlichen  Angelegenheiten. 

Zur  Erläuterung  dieser  Sätze  mag  verwiesen  sein  auf  den 
Befehl  Sigmunds  an  die  gesarate  Geistlichkeit  des  Salzburger  Erz- 
sprengels,  ri/iz  die  hischoff,  prelcUen  und  ander  geystlich  persanen  fnr- 
ijfinriltrt  und  furgewendet  werden  sich  vor  weltlichen  yerichten  in  den 
hin<lts>},rannen  (d.  h.  den  Dingstühlen  der  Landgerichte)  ze  verant- 
t'-iirtt'ii,  daz  *y  auch  irillig  wären  und  gern  täten;  in  denselben  weJt- 
I !<■},, n  srhrniinen  stj  auch  mit  irs  selba  leib  müssen  ze  recht  steen:  item 
ir^n/i  ^iu  trtitfich  person,  sey  meriklich  oder  gering,  zu  einem  prel<tten 
oder  andern  geystlichen  person  ze  sprechen  hat,  welcherlay  sach  daz  ist, 
so  voderi  die  sy  nicht  für  geistlich  gerickt,  sunder  klagt  vor  denselben 
geistlichen  personen  mit  weltlichen  gericht  auf  der  egenant  geisdichen 
pers<m,  guet,  galt,  wo  under  weichend  landUjerichten  die  gelegen  eindy 
und  was  sy   also  daselbs  wider   sy  behalten,    des  underwinden  ne  eich 

')  Vgl.  E.  FKIEDBERO,  De  fininm  inter  rcclf^iam  et  ciritatem  regundoram 
hidicio  S.  87 ff.     E.  KKIEDBEKG,    kränzen  zw  at   und  Kirche  I,    8.  52 ff. 

P.  HINSCHIUS,  Kirchenrecht  V,  .S.  285 ff.    R.  >  i.K,  Lehrbach  der  deutschen 

K.chtsgeschichte*  8.  582 f      H.  VON  SRBIK,  a.  a.  U.  s.  y6ff. 
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tu  iren  hanäen^).  Als  Friedrich  III.  1458  den  Erzbischof  von  Salz- 
burg vom  persönlichen  Erscheinen  auf  dem  herzoglichen  Landgericht 
befreite,  1478  die  steierische  Geistlichkeit  von  der  Pflicht  löste,  im 
weltlichen  Qericht  um  Grund  und  Boden  Recht  zu  stehen,  erhoben 
die  Stände  die  Einrede,  das  teer  stcer  und  wider  die  ordnutuj  und 
recht  ditz  lannds  und  zumal  wider  seiner  kaiserlichen  gnaden  oberkhaiU 
Anderwärts  tritt  die  Einengung  der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  deutlich 
entgegen.  Sie  inusstc,  entsprechend  der  Natur  der  von  ihr  beurteilten 
Fälle,  nicht  zuletzt  für  Laien  als  zuständig  gelten;  sie  war  um  so 
drückender,  weil  die  kirchlichen  Rechtssprüche  und  Strafsentenzen 
von  Priestern  gefüllt  und  vollzogen  wurden.  Durch  die  Tätigkeit 
der  geistlichen  Gerichte  ward  die  der  weltlichen  verkürzt,  wenn  nicht 
gar  gelähmt.  Sie  war  im  letzten  Grunde  xuivereinbar  mit  der  mittel- 
alterlichen Auffassung  vom  Staate  als  der  von  Laien  gebildeten  Lebens- 
gemeinschaft, die  bis  hinab  in  ihre  kleinsten  Kreise  die  Aufgabe 
haben  sollte,  Friede  und  Eintracht  zu  schirmen,  jeden  bei  seinem 
Rechte  zu  bewahren,  dem  Unrecht  vorzubeugen.  Auch  hier  war  die 
Verquickung  tempf»raler  und  spiritualer  Befugnisse  zu  Händen  der 
Geistlichkeit  offensichtlich.  Sie  schädigte  den  Klerus  wie  die  Laien- 
welt, da  diese  einem  Klerus  kaum  allzugrosse  Achtung  entgegen- 
bringen konnte,  den  sie  allzusehr  in  die  zeitigen  Interessen  verstrickt 
•ah,  dessen  Urteile  sie  nicht  immer  als  unparteiisch,  dessen  Strafen 
sie  wegen  ihrer  allzuhäufigen  Wiederholung  kaum  immer  als  wirk- 
sam anerkennen  mochte.  Das  religiöse  Gefühl  der  Laien  nmsste  irre 
werden,  wenn  sie  von  der  Kirche  an  den  Priester  als  den  Vermittler 
der  himmlischen  Gaben  verwiesen  wurden  und  doch  denselben  Priester 
verstrickt  fanden  in  weltliche  Dinge,  ausgesetzt  dem  Hasse,  den 
der  einfache  Mann  dem  ihn  strafenden  Richter  entgegenbringt,  weil 
er  Person  und  Sache  nicht  von  einander  zu  scheiden  versteht.  Ge- 
rade in  dieser  Hinsicht  musste  die  Schwierigkeit  in  der  Abgrenzung 
der  Kompetenzen  sich  besonders  fühlbar  machen  und  Jede  Gleichheit 
im  Endergebnis  ausschliessen,  so  stark  auch  die  Uebereinstimmung 
hinsichtlich  des  zu  erstrebenden  Zieles,  vielleicht  auch  der  angewandten 
Kampfesmittel  sein  konnte.  So  drohte  schon  1382  der  Markgraf  von 
Brandenburg  dem  Bischof  von  Brandenburg  mit  Repressalien,  weil  er 
seine  Städte,  über  die  er  selbst  der  Richter  bleiben  wolle,  gebannt 
und  nicht  vorher  vor  ihm  als  dem  Landesherm  angeklagt  habe.  Der 
Graf  von  der  Mark  verbot  1402,  dass  seine  Lehnsträger  und  die 
Kirchenvorsteher  in  weltlichen  Sachen  die  Vertiigungen  pipstlicher 
oder  bischöflicher  Richter  annähmen,  veröffentlichten  oder  gar  aus- 
führten; nur  Testamente,  Ehesachen,  Sendg<Tichte  und  geistliche 
Renten  sollten  davon  ausgenommen  sein.  In  Brandenburg  war  schon 
am  Ende  dos  dreizehnten  Jahrhunderts  daAir  Sorge  getragen  worden, 
dass  die  nicht  im  Lande  ansässigen  Bischöfe  wie  der  von  Kamin  ilire 
Ckriehtabarkeit  auf  geistliche  Würdenträger  innerhalb  der  Markgraf- 

')  DlM   QDd   dM   folfwide  CitAt   nach   E.  FRIEDBERO,   (irXnzMS    swisehen 
BtMt  nad  Kirch«  I.  8. 111  ff. 
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Bchaft  übertrugen.  Zu  \  crcin barungen  mit  den  liiscljölen  von  lialber- 
stadt  (1435)  und  Verden  (1472)  kam  ein  ptipstlicheK  Privileg,  das  die 
Untertanen  von  der  Pflicht  befreite,  Ladungen  vor  geiBtliche  Gerichte 
zu  folgen,  sobald  diese  wehr  als  zwei  Tagereisen  von  ihrem  Wohnort 
entfernt  Iftgen.  Papst  Pius  II.  (1458—1464)  verbot  den  geistlichen 
Hichteni,  in  rein  weltlichen  Dingen  die  Vassallen,  Familiären,  Unter- 
j^ebcnen  des  Brandenburgers  und  die  Insassen  seiner  Länder  wider 
ihren  WiUen  vor  das  geistliche  Gericht  zu  ziehen.  War  schon  zu 
lieginn  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  die  Zuständigkeit  dieser  geist- 
liclien  Gerichte  für  Laien  vielfach  auf  Zehnten,  Kirchen,  Seelgeräte 
und  Ehesachen  eingeschränkt  worden,  so  wurden  anderwärts,  z.  B. 
in  Hessen  1444,  die  weltlichen  Behörden  angewiesen,  die  geistlichen 
Strafurteile  insgesamt  zu  prüfen  und  erst  dann  ihre  Vollstreckung  zu- 
zulassen. 

Zugleich  nahm  sich  die  Landesgewalt  der  kirchlichen  Verwaltung 
an.  Sie  machte  die  Veröffentlichung  kirchlicher  Bekanntmachungen  von 
ihrer  Erlaubnis  abhängig  oder  befasste  sich  mit  der  Lösung  von  Auf- 
gaben wie  z.  B.  der  Regelung  der  Armenpflege  und  des  Untennchts, 
die  lange  die  Kirche  als  ihr  selbst  zustehend  betrachtet  hatte.  Aehnlich 
dem  Erzbischof  von  Mainz,  der  1486  die  Zulassung  päpstlicher  Provisions- 
bullen an  ihre  vorhergehende  Besiegelung  durch  erzbischöfliche  Be- 
amte, mittelbar  also  an  sein  Ermessen  knüpfte,  verbot  1491  der 
Herzog  von  Bayern,  einich  preves  bullen  oder  anders  an  die  Kirchen- 
türen oder  sonstwo,  heimlich  oder  öffentlich  anzuschlagen  ohne  sein 
Willen  und  Wissen;  wer  es  tue,  solle  vor  ihn  gebracht  werden  als 
Verächter  seines  Befehls;  wollten  ihn  lässige  Amtleute  schonen,  so 
seien  diese  selbst  zu  bestrafen.  Maximilian  I.  verfügte,  dass  alle  für 
die  »isterreichischen  Länder  bestimmten  Aktenstücke  der  Regierung 
vorgelegt  und  nur  mit  ihrer  Genehmigung  veröffentlicht  werden  sollten. 
Die  Sittenpolizei  des  Landesherrn  erstreckte  sich  auch  auf  den  Klerus, 
so  in  Thüringen  auf  Grund  der  Landesordnung  des  Herzogs  Wilhelms  III. 
von  Sachsen  (f  1482)  vom  Jahre  1476.  In  Brandenburg  verpflichtete 
der  Kurfürst  die  Geistlichen  zur  Residenz ;  er  war  es,  der  die  licentia 
ahessendi  erteilte,  d.  h.  die  Erlaubnis,  die  Einkünfte  der  Pfründe  zu 
nutzen,  aber  ihre  kirchlichen  Pflichten  durch  einen  Stellvertreter  er- 
füllen zu  lassen.  Hier  und  in  Sachsen  erliessen  die  Fürsten  Vor- 
schriften über  Bittgänge,  Begräbnis wesen,  die  Feier  der  Eucharistie, 
die  Sonntagsheiligung,  das  Ablasswesen  u.  a.  m.  Die  Universität 
Wien  wurde  1365  vom  Herzog  von  Oesterreich,  Rudolf  IV.  (f  1367), 
gegründet  und  an  ihr,  noch  bevor  der  päpstliche  Stiftungsbrief  ein- 
getroffen war,  eine  theologische  Fakultät  errichtet,  die  der  Papst  nicht 
hatte  gestatten  wollen.  Nicht  die  Kaiser  und  Päpste  sind  um  der 
Privilegien  willen,  die  sie  den  einzurichtenden  Universitäten  er- 
teilten, als  deren  Begriinder  anzusehen,  sondern  die,  welche  jene  Ur- 
kunden erwirkten,  die  Fürsten  also  und  die  Städte.  Solche  Ver- 
briefungen erhöhten  den  Glanz  des  Studiums,  verbürgten  die  Unter- 
stützung des  Papstes,  deren  man  z.  B.  fUr  die  Ueberweisung  von 
kirchlichen  Pfründen   und   Rechten   an  die  Anstalt,  bei  Regelung  der 
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Kfrtidonzptiicluun  der  hier  weilenden  Gei.stlitlieii  unter  Lehrern  und 
Schülern,  bei  Streitigkeiten  über  die  Gericht«barkeit  nicht  entraten 
SU  können  meinte,  aber  jede  einzelne  war  doch  nicht  mehr  denn  eine 
libertait  nupcr  ntudio  fundendo.  Auf  Fürsten  und  Städten  lag  die  Last 
der  Ausstattung.  Zu  dieser  mochten  landesherrliche  oder  städtische  Ein- 
künfte verwendet  werden,  neben  ihnen  auch  kirchliche,  die  den  Gründern 
§erade  zur  Verfügung  standen,  oder  Pfründen,  die  sie  erst  zu  solchem 
iwecke  ins  Leben  gerufen  hatten.  Unter  ihrer  Autorität  wurde  die 
akademische  Gerichtsbarkeit  geregelt,  die  den  Laien  und  den  Elleriker 
eben  als  Mitglieder  der  Hochschule  von  der  Gerichtsbarkeit  der 
ordentlichen  geistlichen  und  weltlichen  Richter  eximierte.  Von  ihnen 
wurde  die  Oberaufsicht  über  Verfassung  und  Lehrbetrieb  der  Uni- 
verHitüton  gehandhabt.  Sie  ernannten  die  Kanzler.  Wenn  zu  solchem 
Amte  meist  hohe  Geistliche  —  für  Prag  (gegr.  1348)  der  Erzbischof 
von  Prag,  fiir  Heidelberg  (1886)  der  Dompropst  von  Wonus,  für 
Freiburg  im  östeiTcichischen  Breisgau  (1460)  der  Bischof  von  Basel 
—  berufen  wurden,  so  geschah  dies,  nicht  um  damit  ihre  Würde  als 
ein  Organ  der  Kirche  und  als  Vertretung  ihres  ursprünglichen  An- 
rechts auf  Leitung  der  Studien  zu  bezeichnen,  sondern  aus  einer  Auf- 
fassung heraus,  die  der  Kirche  ihren  Einfluss  auf  den  Unterricht  nicht 
schmalem  wollte,  während  an  seiner  Entwicklung  fortan  nicht  allein 
mehr  die  Geistlichkeit,  sondern  auch  der  weltliche  Staat  des  Terri- 
toriums ein  Interesse  hatte. 

Vielgestaltig  genug  waren  die  neuen  Oi-dnungen  des  Verhält- 
nisses zwischen  weltlichem  und  geistlichem  Wiesen,  wie  sie  in  unge- 
fähr dritthalb  Jahrhunderten  innerhalb  der  Territorien  geschaffen  wurden. 
Bezeichnend  an  sich  schon  war  die  Vereidigung  von  Geistlichen  auf 
die  Landesgesetze  zu  Händen  der  Landesherren,  wie  sie  im  vierzehnten 
tmd  fünfzehnten  Jalu'hundert  in  Brandenburg  und  Württemberg  be- 
gegnet ^).  Schwieriger  ist  die  Entscheidung,  inwieweit  bei  Allem  die 
Landesherren  allein  oder  auch  die  Stände  ihrer  Territorien  beteiligt 
waren.  Jenen  wird  die  Initiative  beizumessen  sein,  diesen  nicht 
jegliches  Verdienst  abgestritten  werden  dürfen.  In  Jülich -Berg  z.  B. 
lässt  sich  verfolgen,  wie  auch  die  Stünde  die  Einschränkung  der  geist- 
lichen Gerichtsbarkeit  forderten.  In  Böhmen  eriangte  Sigmund  1436  nur 
deshalb  Anerkennung,  weil  er  auf  dem  Iglauer  Landtag  für  sich  und 
•eine  Nachfolger  die  Aufrechterhaltung  der  vom  Prager  Landtag  1483 
aufgesetzten    sog.    Koinpaktaten    gelobte^).      Die    Wiirttemborgischo 

')  Viel.  K.  FRIKDHKK(},  De  fiaiuin  iiiter  ocoleaiiun  et  iMriUtom  regandorum 
iadicio  H.  229  Aitm.  6.  M.  LKtIMANN,  PretUMU  und  die  katholische  Klrcho  I.  S.  0 
Anm.  1.  duu  ilvn  «og.  Pf«tfonbrief  der  achweiseriaoheu  Kid^noMen  /.  ri), 

Zuf.    ITri,    Hchwvx  und  Unterwalden  vom  Jahre  1370,    EidgenSMuch.  .•   \. 

801  (J.  DIKRArKK.  Hetrhicht«  der  achweisorUchen  EidmnoMenachaft  I.  U.alta  l'^'^T. 
».  282ir.V 

*>  l'rber  die  Pra^r  KompakUton  von  1433   (Ihr  Text  bei  MANSI.    Com  ili.» 
XXXI,  273,  auch  in  den  Mouumonta  cuuciliorum  goucraliura  aaec.  XV*.,  Wien  \>'ü. 
I,  M.  495)    und  den  If  lauer  Landtag  ron  1436  vgl.  O.  J.  VON  HEKELK.  V 
fr.ohlrhte  VII  (Kreiborr  l.  B.  1874).   8.  668 ff.   618 ff.    J.  LOSEKTH,    (. 
do«  apüt^ren  Mittelalt«n  (MOnehea  aad  Berlin  1903).  8.  505  if. 
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I..'in(lo«)r(lnung  von  1498,  errichtet  von  den  fiirntlichen  Ruten,  den 
iViiljit<n,  den  Rittern  und  der  Landschaft,  traf  Anordnungen  hinsicht- 
lich der  Klöster,  der  Pfründenbesetzung  und  des  Lebenswandels  der 
Geistlichen. 

K«*  ist  endlich  in  Erwägung  zu  ziehen,  dass  alle  die  geschilderten 
\  von    Landeskirchen    oder   vielmehr   alle  Spuren    des   landes- 

1  n  Kirchenreginient«   —    hier  früher,    dort   später   bemerkbar, 

nirgends  nach  einheitlichem  Plane  geregelt,  hier  nach  Bedürfnis,  dort 
nach  Massgabe  der  Umstände,  wieder  anderwärts  je  nach  Gunst  der 
allgemeinen  L«ge  —  die  onlentlichen  kirchlichen  Gewalten  des  Epi- 
skopats und  Papsttums  einengten,  ihre  Tätigkeit  erschwerten.  Wenn 
ein  Pischof  in  jedem  einzelnen  Territorium  eines  weltlichen  Reichs- 
fürsten,  —  und  es  wurde  dargelegt,  dass  die  Grenzen  von  Diözese  und 
Territorium  sich  regelmässig  nicht  deckten  ^),  —  wenn  ein  Bischof  in 
jedem  einzelnen  Territorium,  über  das  sein  Sprengel  sich  erstreckte, 
seine  Wirksamkeit  von  besonderen  landesherrlichen  Verfügungen  oder 
alljr^mpinen  Landesordnungen  abhängig  sah,  so  musste  eben  diese 
^'  Itigkeit   ihn   allenthalben  behindern,   da   nur  ihre  Beachtung 

!  -  ..^.  Mreitigkeiten  und  Zuständigkeitskonflikte  vermeiden  Hess.  Die 
<  rewalt  andererseits  der  weltlichen  Territorialherren  war  stark  genug, 
in  ihren  Ländern  ihren  Befehlen  Nachdruck  zu  verleihen.  Es  war  von 
liedeutung,  dass  diese  ergänzt  wurden  durch  die  Verwaltungsmass- 
nahmen  ihrer  Städte,  die  gleich  den  Reichsstädten  unter  imd  neben 
•lern  Fürstentum  selbst  in  räumlich  kleineren  Kreisen  die  Kirche  auf 
tue  ihr  eigentümlichen  Aufgaben  zu  verweisen  suchten. 
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W.  .\JtXOLr),  Vert'a»im;r-;jr<*schichte  der  deatschen  Freistildt«'  im  Änscklass 
II  die  Verfas«unp«pe.s«hichte  der  Stadt  Womi«  I.  II.  Hamburg  und  Gotha  IS&lff. 
W.  ARNOLD,  Geschichte  de«  Eigentums  in  den  deutschen  .Städten.  Basel  1861. 
K.  BADER,  Der  Klerus  und  sein  Recht  nach  dem  Züricher  Richtebrief.  Zürich  1904. 
<;.  VON  BELOW,  Der  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung  (Düsseldorf  1892), 
S.  12l»tr.  G.  VON  BELOW,  Historische  Zeitschrift  LXXV  (1895),  S.  452ff.  G.  VON 
BELOW,  Das  ältere  deutsche  Städtewesen  und  Bürgertum.  Bielefeld  und  Leipzig  1898. 
H.  BOOS,  Geschiclite  der  rheinischen  StJidtekultur  .  .  .  mit  besonderer  Beriicksich- 
tignng  der  Stadt  Worms.  2.  Aufl.  I— III.  Berlin  1897  ff.  K.  BÜCHER,  Die  Bevölkerting 
von  Frankfurt  am  .Main  im  14.  und  15.  Jahrhundert  (Tübingen  1886),  8.  507 ff. 
A.  M.  EHRENTRAUT,  Untersuchungen  über  die  Frage  der  Frei-  und  Reichsstädte. 
Lfipzip  1(M>2.  FALK,  Archiv  für  katholisches  Kirchenrecht  LXVIII  (1892),  8.  262ff- 
K.  FKIEDBEKG,  De  tinium  inter  ecclesiam  et  civitatem  regundorum  iudicio  S.  77 ff. 
K.  FKIEDHEKC;,  Die  GrMnzen  zwischen  Staat  und  Kirche  1,  S.  51  ff.  H.  G.  GENGLEK, 
K.utMho  StAdtr.M-htÄalterthümer.  Eriangen  1882.  C.  HEGEL,  Die  Entstehung  de« 
'!■  Mtsohen  Städtew.'sens  S.  142 ff.  J.  JANSSEN,  Geschichte  des  deutschen  Volke« 
-  it  Um  Ausgang  des  Mittelalters  I.  II.  15.  Aufl.  Freiburg  i.  Br.  1889f.  K.  KÄSER, 
I'-Iitische  und  soziale  Bewegungen  im  deutschen  Bürgertum  zn  Beginn  de«  16.  Jahr- 
1. lindert«.  Stuttgart  1898.  F.  KEUTGEN.  Urkunden  zur  sUdtischen  VerfM«iliiff»> 
tTf  schichte  (Beriin  1901),  S.  463 ff.  W.  KOTHK,  Kirchliche  Zustande  Straaabiirgs 
im  14.  Jahrhundert.    Freibnrg  i.  Br.  190-3.     G.  L.  KRIEGK.  Frankfurter  Bargercwuite 

*)  Vgl.  oben  S.  217. 
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und  ZttaUndo  im  Mittelalter  (Frankfurt  a  M.  1HÖ2).  S.  0ff.  H4rt.  495ff.  F.  LAl', 
Entwicklung  der  kommunalen  Virt'ii.<4.HiMi^'  iiiul  Verwaltung  der  Stadt  Köln  bis  zum 
Jahre  1896  (Bonn  1898),  8.  235  (f.  U.  LIEHE,  Die  kommunale  Bedeutung  der  Kirch- 
•piele  in  den  deutschen  StJidten.  Berlin  1885.  G.  LIEBE,  Neue  Jahrhücher  für 
das  klassische  Altertum  u.  s.  w.  VU  (1901),  8.  214 flf.  «.  L.  VON  MAUKER,  Geschichte 
der  StKdtoverfassung  in  Deutschland  I— IV.  Erlangen  1809  ff.  A.  O.  MEVER, 
Studien  xur  Vorgeschichte  der  Keformatiou.  Ann  schicsischen  Quellen  (München 
und  Berlin  1903),  bes.  8.  105 ff.  A.  OVEHMANN,  Die  Stadtrechte  der  Grafschaft 
Mark  I  (Münster  i.  W.  1901),  8.  18* ff.  S.  KIKTSCHEL,  Markt  und  Stadt  in  ihrem 
rechtlichen  Verhältnis.  Leipzig  1897.  PH.  SCHNEIDER,  Historisches  Jahrl.ueh  XXII 
(1901),  8.  609 ff.  XXV  (1904),  S.  703 ff.  J.  8EIDENBEKGEK,  Historisches  Jahr- 
buch IX  (1888),  8.  Iff.  J.  8EIDENBERGER,  Westdeutsche  Zeitschrift  VIII  (1889). 
8.  92  ff.  H.  R.  VON  SRBIK,  Die  Beziehungen  von  Staat  und  Kirche  in  Oesterreich 
8.  158  ff.  171  ff.  U.  STUTZ,  Da»  Müu.Hter  zu  Freiburg  i.  Br,  im  Lichte  rechtn- 
geschichtlicher  Betrachtung,  Tübingen  und  Leipzig  1901.  K.  ZEUMER,  Die  deutschen 
Stüdtesteueni,  insbesondere  die  stHdtischen  Keichssteuem  im  zwölften  und  dreizehnten 
Jahrhundert  (Leipzig  1878),  S.  72ff. '). 

Die  hergebrachte  Einteilung  der  deutschen  Städte  in  Reichsstädte, 
d.  h.  Freistädte  und  Reichsstädte  im  engeren  Sinn,  und  Landstädte, 
bischöfliche  Städte  also,  Abteistädte  und  Städte  weltlicher  Reichsfiirstcn, 
ist  nur  anwendbar,  um  die  durch  das  Recht  geforderte  Unterordnung 
der  einzelnen  Stadt  unter  einen  Stadtherm  in  aller  Kürze  anzudeuten. 
Den  Verhältnissen  selbst  vemiag  sie  gleichwohl  nicht  immer  zu 
entsprechen.  Sie  trägt  nichts  dazu  bei,  um  die  Mannigfaltigkeit  der 
Bildungen  zu  veranschaulichen ,  die  einer  allgemein  gültigen  Regel 
sich  entziehen;  sie  zwingt  das  tatsächliche  Streben  aller  Städte  nach 
möglichster  Freiheit  und  Unabhängigkeit,  den  tatsächlichen  Besitz 
solcher  Selbständigkeit  durch  viele  Reichs-  und  Landstädte  unter  die 
Kategorien  einer  Unterscheidung,  die  für  die  (ioschichte  des  deutschen 
Städtowesens  im  Mittelalter  bis  zum  fünfzehnten  Jahrhundert  von 
nicht  allzugrosser  Bedeutung  war.  Sie  ist  ein  Postulat  der  Systematik 
und  für  diese  unentbehrlich,  aber  sie  verführt  leicht  zur  Annahme, 
dass  nicht  in  allen  Städten  die  gleiche  Tendenz  nach  ungehinderter 
Entfaltung  der  in  ihnen  wirkenden  Kräfte  in  Erscheinui^  getreten 
8oi.     J<Mio  Kiiitcilung  gibt  ferner  k«'in<'n  Alaassstab  für  die  Entstehung 

'     Mciir  noch  als  in  den  voraufgehenden  Abschnitten  musste  hier  die  Litteratur- 
iilHr-.irht  sich  Schranken  auferlegen;  weitere  Hinweise  finden  sich  bei  F.  KEUTGEX, 
i  a.  < ).  S.  XXI  ff.    R.  SCHRÖDER,  Lehrbuch  der  deutschon  Rechtsgeschiehte*  8.  61flff. 
♦57H  ff.  702f.     Die  wichtigsten  historiographischon  Aufzeichnungen  zur  Geschichte  der 
Stiiilti-    liiit«'ii    die    Chroniken    der    deutschen    StXdte    vom    14.    bis  16.   Jali  ' 
(hi-riiii'<K'.  von  ('.   HEGEL  u.  a.    Leipzig  1862ff.X    deren    Einleitungen    und 
rbriiülU    nicli.  4   vcrfasMiingsgeschichtliches  Material    enthalten.     Von  den 
.  r.cl.i.  ,M  n.  M  2s  |{  i.Hlcn  sind  elngerlumt  die  Blinde  IV,  V,  XXII.  XXIII.  XXV 

VI  und  XVI  JtrautucJiwe^i  XX  Dortmund;  XXW  DuubuTj/',  XII— XIV  A'^n;  X\ 

hut;  XIX,  XXVI,  XXyiIIL«6edt;  VII  und  WVlliitMms;  XVII  und  XMII  .Vainz; 
XV  Mähtdarf;  XV  ilftfneAm;  XX  Sau»\  I— III.  X,  XI  ^if^^6er.7;  XV  R^gnuburg-,  XXI 
und  XXIV  Soest-,  VIII  und  IX  Stnutiurg.  —  Der  Text  de«  Äb.iclinittes  strebt  trott 
alier  Einzelbeispiele  nach  Hor^'orhebimg  der  wesentlichen  Züge  der  Kntnii-l^Iiing. 
um    nicht   bei    der  Fülle    des  Materiab,    der  Einseldamtellungcn,    von  .Uer 

der  lokalen  Eigentümlichkeiten  die  Vebersichtlichkeit  zu  verlieren.     I  >  und 

WestdeuUchland  mehr  berücksichtigt  Ist  all  Nord-  und  Ostdeutschland,  wird  Ent- 
•chuldigung  finden;  eine  ausgedehnt«  Yenrertung  des  in  Zeitschriften  aerstreuten 
Stoffe«  lag  Bberiiaapt  ausserhalb  de«  Arbeitsplanes. 
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der  Städte.  Welch  nachhaltigen  KinHuss  gerade  auf  sie  das  BMtehen 
und  die  Schöpfungen  kirchlicher  Anstalten  ausgeübt  haben,  bedarf 
nur  der  Erinnerung.  An  Bischöfe  und  Aebte  waren  seit  dem  Ausgang 
des  neunten  Jahrhunderts  MarktpriN-ilegien  erteilt  worden.  Bei  den 
bischöflichen  Kathedralen  und  den  Klöstern  entfaltete  sich  ein  reges 
kirchliches  Leben.  Das  Schaugepränge  kirchlicher  Veranstaltungen 
lockte  Besucher  von  Nah  und  Fem.  Die  Bedürftiisse  der  Geistlichen 
und  ihres  Gesindes  an  Lebensmitteln  und  Waaren  aller  Art  zogen 
Handel  und  Verkehr  an,  luden  ein  zur  Ansiedlung  von  Kaufleuten 
und  Händlern ,  machten  diese  bodenständig.  In  den  Namen  von 
Städten  wie  Münster  und  München  lebt  d&n  Gedächtnis  ihrer  Ent- 
stehung bei  dem  Sitze  eines  Bischofs  und  eines  Klosters  fort;  zahl- 
reiche städtische  Siegel  führen  einen  kirchlichen  Heiligen  im  Bilde 
oder  einen  Teil  des  Mauerrings  mit  Toren  und  Türmen,  aber  auch 
mit  Kirchen;  bezeichnend  genug  sind  an  der  Aussenwand  der 
bischöflichen  Hauptkirche  in  Strassburg  die  Normalmaasse  fiir  die 
Strassenbreite  eingegraben,  in  der  Vorhalle  des  Freiburger  Münsters, 
also  der  späteren  Pfarrkirche  der  Stadt,  die  Hohlmaasse,  die  beim 
Verkauf  von  Holz  und  Brot  zur  Anwendung  kommen  sollten.  In 
allen  Städten,  wie  immer  sie  entstanden  sein  mochten,  erhoben  sich 
Stifter,  Pfarrkirchen,  Kapellen  und  Klöster,  letztere  vornehmlich  seit 
Gründung  der  Bettelorden  im  dreizehnten  Jahrhundert,  da  sie  ange- 
wiesen waren  auf  die  Mildtätigkeit  der  Masse,  während  religiöse 
Genossenschaften  wie  die  der  Beginnen  gerade  in  der  städtischen 
Bevölkenmg  ihre  Mitglieder  suchten  und  fanden. 

Die  Aufgabe  des  vorliegenden  Abschnittes  kann  es  nicht  sein 
darzulegen,  wie  die  Städte  geistlicher  Reichsfürsten  wie  z.  B.  Magdeburg, 
Paderborn,  Soest.  Fulda  und  Hersfeld  sich  friedlich  oder  häufiger 
noch  feindlich  mit  ihren  Herren  auseinandersetzten,  auch  nicht  wie 
die  Reichsstädte  Augsburg,  Lübeck  und  Konstanz  mit  den  Bischöfen 
sich  verglichen,  deren  Hauptkirchen  innerhalb  ihrer  Mauern  lagen, 
wie  verpfändete  Reichsstädte  gleich  Boppard  und  Oberwesel  den 
Pfandinhabem,  bei  beiden  den  Erzbischöfen  von  Trier,  widerstrebten 
oder  sich  fügten  *),  wie  endlich  die  sog.  Freistädte  Basel,  Köln,  Mainz, 
Regensburg,  Speier,  Strassburg  und  Worms  die  Gewalt  der  Erzbischöfe 
und  Bischöfe  abgrenzten.  Hier  soll  nur  geschildert  werden,  wie  die 
Städte  als  Selbstverwaltnngskörper  sich  abfanden  mit  den  kirchlichen 
Einrichtungen,  welche  Stellung  sie  einzunehmen  suchten  gegenüber 
den  Klerikern,  Welt-  und  Klostergeistlichen,  innerhalb  der  städtischen 
Weichbildgrenzen.  Die  Beziehungen  der  Städte  zu  den  kirchlichen 
Anstalten  waren  denen  der  Landesherren  zu  diesen  ähnlich  —  die 
räumliche  Nachbarschaft  rief  sie  hervor  — ,  zeitlich  aber  sind  in  allen 
kirchlichen  Fragen  die  Städte  dem  Reichsfürstentuni  nur  in  beschränktem 
Umfang  voraufgeeilt,  ohne  auch  hinsichtlich  der  Stärke  ihres  Einflusses 
anf  die   Kirche   allenthalben  den  Inhabern   der  Territorien  gleichzu- 

')  Vgl.  A.  WERMINOHOFF,  Die  Verpfitndungen  der  mittel-  und  nieder- 
rheinischen ReichntSdt«  während  des  13.  nnd  14.  Juhrlmnderts  (Breslaa  1893, 
OIERKF/S  Untersuchnngw  No.  46),  8.  93  ff. 
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kommen.  Eine  solche  Einwirkung  musstc  überall  tl;i  «chwerer  durch- 
zusetzen sein,  wo  ein  goiKtlicher  Fürst  Stadtherr  war,  also  stets,  wenn- 
gleich oft  nur  formell,  mit  der  kirchlichen  Würde  die  weltliche  Gewalt 
vereinigte.  Ihr  standen  weniger  Schwierigkeiten  entgegen  in  den  Reichs- 
städten und  den  Städten  weltlicher  LandesfUrsten,  zumal  gerade  von 
diesen  die  Anregung  zu  Vem'altungsmassnahmen  auf  kirchlichem 
Gebiet  ausgehen  mochte,  wenn  nicht  ihre  Durchführung  von  ihnen 
unterstützt  wurde.  Mit  Allem  sind  Verschiedenheiten  angemerkt,  die 
aber  tatsächlich  ausgeglichen  wurden  durch  die  Tendenz  der  Ab- 
schliessung,  wie  sie  in  allen  Städten  insgesamt  wirksam  war  und  diese 
die  Kämpfe  um  ihre  politische  Selbständigkeit  führen  Hess,  des  Weiteren 
durch  das  Streben  nach  Vereinheitlichung,  da  Alles,  was  die  Stadt- 
mauer umschloss,  sich  möglichst  den  Satzungen  fügen  sollte,  die  von 
Bürgerschaft  und  Rat  verkündet  worden  waren.  Aus  solchen  Be- 
dingungen heraus  ist  die  Rolle  der  Städte  im  Reformationszeitalter 
erklärlich.  Wie  ihre  Kultur  eine  unentbehrliche  Grundlage  war  für 
das  Kirchentum  des  späteren  Mittelalters,  so  fand  gerade  hier  die 
Bewegung  gegen  die  Hierarchie  einen  wohl  vorbereiteten  Boden '). 
Bei  dem  Auseinanderfallen  weltlicher  und  kirchlicher  Ab- 
grenzungen *)  darf  es  nicht  Wunder  nehmen,  dass  für  mehr  als  eine 
Stadt  der  Bischof  nur  der  kirchliche  Obere  war,  nicht  auch  die 
weltliche  Hoheit  über  sie  handhabte.  Der  König  war  der  weltliche 
Gebieter,   der  Herr  aller  Reichsstädte,   also  auch   von   Gemeinwesen 

')  Eine  Schilderung'  der  sittlichen  Zuittiinde  des  städtischen  Klerus,  gegen  die 
sich  der  Widersprach  der  Laienwelt  erhöh,  ist  nicht  die  Aufg'abe  der  folgenden 
Darle)::un(ren.  Immerhin  mag  daran  erinnert  sein,  dass  nicht  zum  Wenigsten  der 
politische  (ipgenitatz  zwischen  den  geistlichen  Keichsfürsten  und  den  Städten  manche 
scharfen  l'rteile  ans  I^ienkreisen  erklärt,  so  die  von  E.  Windecke  bei  Entähinng 
von  KMmpfen  der  Hisohüfe  von  Bamberg,  Strassburg  und  LüUich  mit  den  Bürger- 
schaften ihrer  Sitze  in  den  .Inhren  1428  und  1433  (Denkwürdigkeiten  zur  Geschieht« 
des  Zeitalters  Kaiser  Sig'mnnds  ee.  253.  254  und  808  herausg.  von  W.  ALTM.WN 
8.  238 f.  241  f.  342;  vgl.  auch  ebd.  S.  XLV  Anm.  16):  Also  $htnde  et  in  der  erUtenheU 
mit  der  pfaffhnt:  »ro  man  etwas  bSeu  horte  oder  l-rieg,  teer  dät  titul  Ihr  bitdtof,  dtr 
dumprobet,  der  herUch  dechen,  der  pfog.  Und  woren  die  leien  von  den  gtietKtkm  so  mr* 
tibertaden,  da»  e$  mt  wonder  wer  geweeent  A«tts  et  Oo*  nit  mtber  vereAen,  da»  die  Ihmen 
vnd  keämr  etwa»  vU  groteer  «nd  vil  »terier  worent  geweeem,  tsotmc  eeMek»  umbilKeh»  ttmut 
mi  vf  ertriek  ahmte  und  umhe  «tac  —  Aho  vM  und  bOm  tiunt  e»  t^ertriek  m  Ditteben 
und  ouek  tu  andern  landen,  et  wOekie  wol  Oot  in  dem  hiatekiek  kmbarweet  hon.  Ihtd 
da»  entelunde  dm  maule  teil  «die»  von  rfat  ffeistSehen  Jur»^n,  warnt»  sie  betten  hein  s»i»t' 
Hebe»  we»en  an  in  und  wormt  mB  gritig  und  woUettt  aUewegen  reebi  hon,  e»  wer»  eder  wer« 
mt  —  Abo  »tunt  e»  ewuteben  den  pfyfm  und  den  lewn  jetMrUdten :  jelgunt  der  pobet, 
ietmint  der  bitebof,  ietmnt  der  proptt.  jrtsunt  der  pfaf.  Vgl  W.  BÖHM,  Friedrieh 
RetMf's  (?)  RefonnaUon  des  K.<  -     «.und  (Leipzig  1876),  8.  118ff.  181. 

*)  Di«  Vielgeetaltigkeit  n  M-her  Verhältnisse  wird  häufig  Hberaeliätat. 

Sie  war  nicht  grVtMer  als  etwa  Aiv  d*.a  lieuttcheu  Bundes  oder  die  der  Gegenwart, 
in  der  s.  1).  Keiehs-  und  I^ndtagitwahlkreisc,  Pnstbexirke  und  solche  der  Heere** 
'mg,  AmUgerichts-  und  Stadtgebiete  sich  nicht  decken.  Die  «dminietimtirea 
■Igen  eine«  Landes  gleichen  stcU  Netxen  mit  veracUeden  weHea  MMckea, 
<•■•-  «K  )i  über  einander  la^rrni  und  im  Leben  neben  einander  anskoniBMa  nttasen; 
von  Bedeutung  ist  nur,  dass  die  Zuständigkeit  jeder  Verwaltnngeorgaaiaation  aeharf 

^""'     '• ' '    "ich    abhebt.     Das   aber    war   im  Mittelalter  bei  der  Vei^vielraBg 

•I  kirrhiichem  Wesen  nicht  der  Fall.  Daher  auch  die  Schwierlgkeitaa 
-u»g  und  der    ^  •■«■-».  ri.,..., Kegeln. 
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wie  Au^burp,  Konstanz  und  Lübeck,  die  zugleich  Bischofssitze  waren. 
Bei  der  Vereinigung  geistlicher  und  weltlicher  Gewalt  zu  Händen  der 
Bischöfe  andererseit«  kann  nur  mit  Vorbehalten  die  Regel  aufgestellt 
werden,  dass  für  bischöfliche  Landstädte  der  Landesherr  auch  kirch- 
licher Oberer  war.  Sie  trifft  im  Allgemeinen  zu,  ist  aber  nicht 
anwendbar  auf  eine  Stadt  wie  z.  B.  Jüterbogk,  die  dem  Erzbischof 
von  Magdeburg  als  ihrem  Territorialherm  unterstand,  dem  Bischof 
von  Brandenburg,  dem  Suffragan  von  Magdeburg,  als  ihrem  kirchlichen 
Ordinarius.  Sieht  man  von  solchen  Möglichkeiten  ab,  so  galt  der 
Satz:  jede  Stadt,  sie  mochte  in  weltlicher  Beziehung  welchen  Herrn 
immer,  den  König,  einen  weltlichen  oder  geistlichen  Reichsfiirsten,  über 
sich  haben,  unterstand  dem  kirchlichen  Regiment  eines  Bischofs. 
Für  die  laikale  Bevölkerung  der  Stadt  konnte  es  keine  Exemtion 
geben  in  dem  Sinne,  dass  sie  etwa  dem  Papste  unmittelbar  unter- 
geordnet hätte  sein  können  wie  z.  B.  der  Bischof  von  Kamin.  In  der 
Regel  war  ein  einziger  Bischof  ihr  Ordinarius.  Soweit  ersichtlich  war 
nur  Braunschweig  zwei  Bischöfen  unterstellt ;  das  Stadtgebiet  östlich  der 
Oker  lag  im  Sprengel  des  Bistums  Halberstadt ,  seine  westliche  Hälfte 
dagegen  im  Sprengel  von  Hildesheim  ^). 

Hatte  hier  die  Entwicklung  der  Stadt  selbst  eigentümliche  Ver- 
hältnisse geschaffen,  so  wirkte  sie  bei  allen  deutschen  Städten  noch 
in  einer  anderen  Richtung.  Sie  machte  die  Städte  frei  vom  platten 
Lande,  erhob  sie  zu  Pfarrbezirken,  ftirderte  deren  Vermehrung  inner- 
halb des  einzelnen  Weichbildes.  Nicht  von  Anfang  an  und  nicht 
allenthalben  hatte  der  kommunalen  Selbständigkeit  auch  die  kirchliche 

')  Damit  hingt  es  zosammen,  wenn  in  Urkunden  von  dem  oppidum  Bruna- 
vicente  Hattentadenau  et  Hildeacmentu  dioeesium  gesprochen  wird,  andere  Städte  durch 
die  Angab«  der  2kigehorigkeit  nur  zu  einer  Diözese  charakterisiert  werden  (z.  B. 
Frankmjort  MagumimmtU  dyooen»,  oppidum  BotwUerue  Conttantienät  dioeeetU).  Die 
Braonachweiger  Geistlichkeit  war  auf  Grund  eines  päpstlichen  Privilegs  von  1256 
a  iurt  dioeaanorum  eximiert,  dem  Papste  unmittelbar  unterstellt,  der  Gerichtsbarkeit 
und  dem  Besteuernngsrechte  der  Bischöfe  entzogen.  Die  Bürgerschaft  sollte  nach 
einer  päpstlichen  Urkunde  von  1191  von  jeder  Exkommnnication  befreit  sein,  die 
nicht  der  Papst  selbst  oder  auf  seinen  Befehl  ein  Legat  verhängen  würde.  Sie 
„blieb  nach  wie  vor  den  ordentlichen  Diözesangerichten  unterworfen,  die  Altstadt, 
die  Neustadt  und  der  Sack  also  dem  hildesheimischen  Archidiakonus  zu  Stöckheim 
sendpflichtig,  der  Hagen  und  die  Altewik  dem  Halberstädter  zu  Atzum.  In  ihren 
Curien  zu  Hildesheim  und  Halberstadt  saasen  beide  zweimal  des  Jahres  zu  Gericht, 
wofür  sie  aus  jedem  Weichbilde  eine  geringe  Gebühr  bezogen."  Im  Jahre  1390 
gestand  Bonifaz  IX.  (1389—1404)  zu,  dass  die  Bürger  vor  kein  auswärtiges  geist- 
liches Gericht  gezogen  werden  sollten,  wenn  sie  bereit  seien,  in  der  Stadt  selbst 
vor  dem  zuständigen  Richter  Recht  zu  geben  und  zu  nehmen,  wenn  nicht  in 
besoiKioron  Fällen  dieses  Indult  durch  Papstbriefe  rückgängig  gemacht  würde 
^KKITGEX  S.  466  f.);  1391  wurde  verfugt,  dass  die  beiden  Archidiakone 
gemeinsam  einen  in  Braunschweig  ansässigen  Official  zu  ernennen  hätten,  der  an 
ihrer  Stelle  in  allen  Civil-  und  Kriminabachen  geistlicher  Natur  zu  richten  habe 
und  vom  Stadtrat  entsprechend  zu  besolden  sei.  Nach  mancherlei  Weiterungen,  die 
der  Widerspruch  der  Bischöfe  hervorrief,  wurde  die  Neuerung  in  den  letsten  Jahren 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  durchgeführt:  „ohne  Unterbreehnnf  —mm  in  seinem 
Hause  bei  St.  l'lrici  seitdem,  vom  Rate  mit  einem  Jabrgelde  von  sehn  Mark  ver- 
sehen, der  Official,  bei  dem  mit  geistlichen  Sachen  die  Bürger  in  beiden  Sendbezirken 
der  SUdt  zu  Gericht  gingen";  vgl.  L.  HÄNSELMANN,  Chroniken  der  deutschen 
Städte  XVI  (1880).  S.  XII  ff. 

W«niÜB(boir,  Kireb«aT«rflMraac  DsatwMsiis  ^^ 
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entaprochen ;  Freiburg  i.  Br.  z.  B.  besass  zuniiclist  keine  eigene  Ptarr- 
kircne,  sondern  gehörte  zur  Pfarrei  Herdern  oder  einer  anderen  im 
Dekanat  der  Glotter,  bis  erst  1218  die  Eigenschaft  des  Münsters  ids 
Pfarrkirche  deutlich  entgegentritt.  Daneben  aber  war  statthaft,  das» 
die  Stadt  von  den  Tagen  ihrer  Gründung  her  einen  eigenen  Pfarr- 
bezirk bildete ;  in  Korddeutschland  z.  B.  wurde  bei  Anlage  der  Markt- 
ansiedelungen —  und  aus  diesen  gingen  Städte  hervor  —  regelmässig 
eine  Marktparrochie  eingerichtet  und  eine  Marktkirche  (ecclesta  forenais) 
erbaut;  die  Stadtpfarrei  trat  hier  gleichberechtigt  den  Landpfarreien 
zur  Seite.  In  den  Bischofsstädten  war  die  Kathedrale  des  Bischofs 
ursprünglich  die  einzige  Pfarrkirche  fUr  die  Stadt  und  deren  Um- 
gebung. Erst  das  Wachstum  der  Bevölkemng  nötigte  zur  Abgrenzung 
fester  Pfarrdistrikte  innerlialb  der  Stadt  In  Worms  fügte  Bischof 
Adalbcrt  (f  um  1080)  den  von  seinen  Vorgängern  geschaffenen  vier 
Pfarreien  im  Jahre  1080  eine  fünfte  hinzu;  Bremen  wurde  erst  1227 
in  drei  Pfarrbezirke  eingeteilt,  da  die  bisher  einzige  Pfarrei,  ver- 
sehen von  einem  Leutpriester  und  zwei  geistlichen  Gehülfen,  nicht 
mehr  ausreichte,  um  der  Menge  des  Volkes  die  Sakramente  zugänglich 
zu  machen.  Gerade  in  Bischofsstädten  wirkte  ausserdem  die  Trennung 
des  Bischofs  von  seinem  Domkapitel  dahin,  dass  mit  einzelnen  oder 
allen  Domherrenpfründen  die  Seelsorge  über  Teile  oder  die  Gesamt- 
heit der  Stadt  verbunden,  die  Stadt  also  frühzeitig  in  jeweils  mehrere 
Pfarrdistrikte  zerlegt  wurde.  Die  kirchliche  Versorgung  der  Pfarr- 
eingesessenen  in  jedem  Kirchspiel  wurde  Recht  und  Pflicht  des  In- 
habers einer  bestimmten  Pfründe  im  Domkapitel,  bis  hier  und  ander- 
wärts dann  die  Pfarrgerechtsame  sei  es  durch  Verleihung  sei  es  durch 
Usurpation  an  Stiftskirchen  und  Klöster  kamen.  Die  Errichtung 
endlich  von  Kirchen  durch  die  Bürgerschaften  oder  durch  bürgerliche 
Zünfte,  die  dann  für  sie  ebenfalls  die  Rechtsstellung  von  Pfarrkirchen  und 
für  die  an  ihnen  tätigen  Geistlichen  die  Obliegenheiten  und  Vorrechte 
der  Pfarrer  beanspruchten,  führte  seit  dem  zwölften  Jahrhundert  zu 
weiterer  Aufteilung  des  Stadtbezirkes  in  mehr  oder  weniger  Pfarreien, 
ohne  dass  doch  diese  an  sich  von  der  kommunalen  Einteilung  der 
Stadt  bedingt  oder  auf  sie  von  Einfluss  gewesen  wäre.  Die  Pfarr- 
einteilung Strassburgs  zu  Beginn  des  vierzehnten  Jahrhunderts  mag 
zum  Beispiel  dienen.  Hier  bestanden  zehn  Pfarreien,  an  der  Spitze 
einer  jeden  war  ein  Kirchherr  (rector  ecciesiae)  bestellt,  der  vom  Bischof 
oder  vom  Patron  der  Pfarrkirche  mit  dem  Pfarramt  und  dessen  Ein- 
künften als  beneßcium  eccUtiasticium  ausgestattet  war,  regelmässig  aber 
seine  Verpflichtungen  durch  einen  von  ihm  auf  bestimmte,  oft  kärg- 
liche Bezüge  gesetzten  und  zeitweise  oder  dauernd  verpflichteten 
Stellvertreter  (vicarius  temporalin,  r.  perpetuiuj  erfiillen  liess.  Die 
Versorgung  der  Pfarrkirche  gi»g»  so  könnte  n\an  sagen,  bei  ihrem 
Kirchherm  zu  Haupte.  Der  Kirchherr  war  hier  stets  und  immer  ein 
Geistlicher.  Er  war  entweder  nur  Kirchherr,  d.  h.  er  gehörte  nicht 
rieichzeiti^  zu  einer  anderen  Anstalt  wie  dem  Domkapitel,  einem 
KoUegiatsüft  oder  Kloster  —  so  in  Strassburs  der  Kirchherr  der 
I*fnrroi  St.  Andreas  —  oder  er  war  so^eich  lUtglied  einer  anderen 
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Anstalt,  wie  denn  die  Kustoden  des  Domkapitels  und  der  KoUegiat- 
stifter  St  Thomas  und  St.  Peter  Kirchherren  der  Pfarreien  St.  Laurentius, 
St.  Thomas  und  St.  Peter  waren,  oder  endlich  Kirchherren  waren 
der  Bischof  selbst  und  die  Kapitel  bestimmter  Kollef^iatstifter,  da  ihnen 
die  Pfarreien  zur  Vermehrung  ihrer  Einkünfte  überwiesen  waren; 
die  Pfarrei  St.  Stephan  w^ar  mit  dem  gleichnamigen  Stift,  St.  Aurelia 
war  seit  1217  und  St  Nicolaus  wurde  1314  mit  dem  Tisch  des 
Thomasstif^s  vereinigt,  die  Pfarrei  St.  Martin  wurde  1330  dem  Bischof 
überwiesen,  während  die  Pfarrei  zum  hl.  Kreuz  1320  zur  Vermehrung 
der  Pfründen  des  Stephansstiftes,  die  Pfarrei  Alt  St  Peter  zur  Auf- 
besserung von  vier  Levitenpfründen  im  Dome  eingezogen  wurden. 
Die  Einteilung  der  Stadt  also  in  Pfarreien  blieb  bestehen,  auch  das 
Recht  jeder  Pfarrkirche  gegenüber  den  Kirchspielinsassen  war  dasselbe, 
aber  es  wurde  gehandhabt  von  Kirchherren  oder  deren  Vertretern, 
die  unter  sich  verschieden  waren.  Die  Kirchherren  konnten  für  den 
Besitz  und  die  Handhabung  der  Pfarrbefugnisse  abweichende  Erwerbs- 
titcl  geltend  machen  *). 

Neben  der  kirchlichen  Einteilung  der  Städte  in  Pfarreien  ist  die 
Zahl  der  kirchlichen  Anstalten  innerhalb  der  Stadtmauern  in  Betracht 
zu  ziehen.  Die  an  Kirchen  reichste  Stadt  Deutschlands  war  jeden- 
falls Köln,  wo  zur  Versorgung  der  kirchlichen  Gebäude  wie  der  Pfarr- 
kirchen, Kapellen  und  Oratorien  das  Domkapitel,  zahlreiche  KoUegiat- 
stifter,  Männer-  und  Frauenklöster  zur  Verfügung  standen  oder  be- 
rechtigt waren').  Städte  wie  Mainz,  Speier  und  Worms  mussten 
hinter  dem  ,heiligen'  Köln  zurückstehen,  aber  noch  immer  besass 
Worms  im  fünfzehnten  Jahrhundert  sechs  Stifter  einschliesslich  des 
Domstiftes,  zehn  Männer-  und  fünf  Frauenklöster,  eine  Johanniter- 
kommende,  dazu  acht  Pfarreien  und  neun  Kapellen.  In  Strassburg 
waren  im  vierzehnten  Jahrhundert  neben  dem  Domstift  die  Kollegiat- 
stifter  St  Thomas,  St.  Peter  und  St  Arbogast  vorhanden,  femer  sechs 
Männerklöster,  ein  Frauenstift  St  Stephan  imd  zehn  Frauenklöster, 
je  eine  Kommende  der  Deutschordens-  und  Johann iterritter,  während 
etwa  fünfundvierzig  Beghinenhäuser  je  sechs  bis  je  vierundzwanzig 
Insassen  zählten.    In  anderen  Städten  wie  z.  B.  Erfurt^),  Esslingen,  Frank- 


')  Neben  dem  Beispiel  von  Stnusbarg  mag  das  von  Rottweil  angeführt  sein. 
Hier  begegnet  in  den  Jahren  1376—1416  als  Kirchherr  der  dem  städtischen  Patronat 
unterstehenden  Pfarrkirche  zum  hl.  Kreuz  Albert  Fmth  gen.  von  Beutelsbach. 
Dieser  besass  in  Rottweil  eine  domwt  /utbitctcitmü,  dicta  der  herren  htu,  tita  iuxta  ecelaiam 
»anete  crttcU  in  BotwU;  er  war  zugleich  Domherr,  später  Domdekan  in  Konstanz  und 
erwarb  1410  das  Bfirgerrecht  in  Rottweil.  Nach  seinem  Tode  präsentierte  die  Stadt 
dem   Konstanxer  Bischof  als  ihrem  Ordinarius  oder  seinem  General   "  n  neuen 

Kin  lilit-rm,  dessen  Bestätigung  aber  angefochten  wurde;  vgl.  H.  Gl '^  kunden- 

i..u h  «1er  Stadt  Rottweil  I  (Stuttgart  1896),  S.  167.  195.  213.  257.    .v--.  .^.ri  ii. 

')  Nach  den  Laudes  Coloniae  ans  der  Wende  des  14.  und  15.  Jahrhundert« 
atÖHMER,  Fontes  rer.  Germ.  IV,  465  ff.)  bestanden  in  Küln  11  Stifter,  20  Pfarr- 
kirchen, über  100  Kapellen,  12  Männer-  und  12  Frauenklöster ;  nach  F.  VON  BEZOLD, 
a.  a.  O.  S.  93  f.,  sind  noch  hinzuzufügen  12  Spitäler ,  76  religiöse  Konvente  und 
106  Beghinenhäuser. 

')  Vgl.  A.  KIRCHIIOFF,  Erfurt  im  dreizehnten  Jahrhundert  (Berlin  1870). 
S.  84ff. 

lö* 
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furt  am  Main,  (Joslar ')  und  Kottwoil  felilte  natürlich  das  Domstift,  aber 
jeder  Hlick  in  ihre  Urkundenbücher  oder  Spezialgeschiehten  lässt  er- 
Rennen, wie  auch  hier  KoUegiatatifter,  femer  Männer-  und  Frauenklöster 
sieh  ansässig  gemacht  hatten.  Dazu  kamen  die  zahlreichen  frommen 
Stiftungen  durch  Bürger,  die  liegendes  Gut  oder  Zinsen  in  Geld  und 
Naturalien  zur  Besoldung  von  Geistlichen  bestimmt  hatten,  sei  es  dass 
diese  regelmässig  die  Messe  lesen  oder  die  Jahrtage  (anniversaria)  durch 
eine  Messe  begehen  sollten,  sei  es  dass  solche  Pfründen  eingerichtet 
waren,  um  durch  ihre  Inhaber  den  Gottesdienst  reicher  gestalten  oder 
charitative  Zwecke  fördern  zu  lassen.  Hier  mag  ebenfalls  das  Bei- 
spiel Straasburgs  im  vierzehnten  Jahrhundert  herangezogen  werden. 
Im  dortigen  Münster  bestanden  allein  über  dreissig  Altäre  und  Kapellen, 
versorgt  von  besonderen  Geistlichen  (praehendarii),  die  also  unter 
dem  Kirchherm  und  dessen  Vikar  standen;  an  einzelnen  Altären 
hafteten  gleichzeitig  mehrere  Pfründen,  sodass  die  Zahl  dieser  Al- 
taristen  grösser  war  als  die  der  Altäre,  obwohl  die  Einkünfte  von 
etlichen  Pfründen  auf  eine  Person  vereinigt  waren.  Bei  der  immer 
weitergehenden  Differencienmg  geistlicher  Obliegenheiten  ergab  sich 
eine  sich  mehrende  Zahl  von  Klerikern,  deren  soziale  Stellung  keines- 
wegs stets  der  Würde  ihres  Berufs  entsprach.  Die  Inhaberschaft  einer 
Pfi^nde  war  nicht  so  sehr  Vorbereitung  für  höhere  kirchliche  Aemter 
als  eine  Versorgung,  so  gering  die  Bezüge  oft  sein  mochten.  Dank  ihrer 
Festlegung  im  Stiftungsbrief  waren  die  Gefälle  immer  Schwankungen 
ausgesetzt,  indem  bald  das  Gut  durch  Missemten,  Kriege  u.  s.  w. 
sich  verschlechterte,  bald  das  Kapital  und  seine  Renten  unter  dem 
Wechsel  des  Geldwertes  und  Zinsfusses  litten. 

Die  Kopfzahl  der  Geistlichen  in  einer  Stadt  zu  bestimmen  wird 
nach  Allem  nur  unter  dem  Vorbehalt  möglich  sein,  dass  jeder  der- 
artige Versuch  mit  annähernden  Zift'em  sich  begnügen  muss.  Für 
Strassburg  ist  sie  auf  rund  1000  geschätzt  worden  bei  einer  Be- 
völkerung von  40000  (?)  Stadtinsassen,  ftir  Worms  auf  1200—1500 
als  auf  ein  Viertel  der  Bewohner,  ftir  Frankfurt  am  Main  im  Jahre 
1387  auf  240 — 300  bei  einer  Gesamtzahl  von  rund  9600  Köpfon;  die 
Nürnberger  Zälilung  von  1449  ergab  auf  ungefähr  20000  Menschen 
446  Geistliche,  deren  Diener  freilich  mitgerechnet;  um  das  Jahr  1500 
sollen  in  Breslau  bei  einer  Gesammteinwohnerschaft  von  30000  Köpfen 
rund  1000  Geistliche  einschliesslich  der  Mönche  und  Nonnen  gelebt 
haben,  ohne  dass  in  diese  Zahl  die  der  Scholaren  einbezogen  wftre. 
Wie  viele  aber  von  all  diesen  Klerikern  als  adlige  Mitglieder  der 
Domstifter  nach  Herkunft  und  Lebenshaltung  höher  standen  aU  die 
oft  armen  Weltgeistlichen  und  vor  allem  die  Bettelmönche,  —  immer 
ergaben  sich  zwischen  dem  Klenis  in  einer  Stadt  und  deren   laikaler 

')  VcL  0.  BODE,  Urkundenbaeh  der  8Udt  Goalar  I  (iI«llo  «.S.  1893).  8.  63 ff. 
96  ff.  II  (18M),  S.aOff.  86ff.  III  (1900).  8.  XX  ff.  Wenn  hier  die  SÜfUkirrhe  8t.  Simon 
vad  Jod«,  di«  alt«  Baiehspropirtei  (t^.  oben  8.  176.  8. 181  Anm.  2X  ab  Domctift  be- 
■•khatt  wird,  so  Ist  dies  im  letsten  Grande  nnfenan,  da  «in  soleke«  nur  am  8itse 
•faMs  BbelMft  bMtolMn  kann. 
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Einwohnerschaft  die  inannijjfaltipsten  Beziehungen  ').  In  daa  tägliche 
Dasein  de»  Städters  gritf  der  Priester  ein,  sei  es  bei  der  Taufe  sei 
es  bei  der  Hochzeit  und  dem  Begräbnis.  Er  war  der  Beichtvater,  dazu 
oft  der  Berater  auch  in  weltlicher  Hantierung.  Der  reiche  Bürger 
hatte  fiir  sich  und  seine  Familie  eine  besondere  Kapelle  oder  doch 
seine  letzte  Ruhestätte  in  der  Kirche,  die  er  überdies  mit  Altargeräten 
und  Altargemälden  schmücken  konnte.  Mit  häuüg  verschwenderischem 
Aufwand  feierte  er  bei  der  sog.  geistlichen  Hochzeit  den  Eintritt 
eines  Angehörigen  in  den  geistlichen  Stand:  die  erste  Messe  seines 
Sohnes  oder  die  Einkleidung  seiner  Tochter  als  Nonne  gaben  Anlaas 
zu  Gastereien,  gegen  deren  Ueberraaass  die  Stadträte  einschreiten 
mussten.  Die  Bürger  beteiligten  sich  an  den  Brüderschaften  zu  ge- 
meinsamem Gebet  der  Mitglieder,  an  Bittgängen,  Wallfahrten  und 
frommen  Stiftungen,  am  Bau  der  Pfarrkirchen  und  Kathedralen,  deren 
ragende  Turmriesen  die  rechten  städtischen  Wahrzeichen  des  späteren 
Mittelalters  genannt  worden  sind.  Den  romanischen  Domen  mit  ihrer 
stolzen  Wucht  aus  der  grossen  Zeit  des  Reiches  und  des  Episkopate 
folgten  die  des  gotischen  Stils,  der  den  religiösen  Sinn  der  Laienwelt 
zum  Ausdruck  brachte  und  zugleich  das  hochaufstrebende  Bürgertum 
versinnbildlichte;  ^bürgerliche  Meister  und  Genossenschaften  entwanden 
die  neue  Kunst  den  Händen  des  Klerus^.  Ihnen  waren  zahlreiche 
Ein-  und  Anbauten  von  Kapellen  und  Altären  in  den  Gotteshäusern 
zu  danken,  an  deren  Vollendung  oft  Generationen  arbeiteten,  da  in 
der  Regel  nur  freiwillige  Gaben  dem  Werke  zuflössen,  Fehden  xmd 
Naturereignisse  es  oftmals  unterbrachen').  Die  Zünfte,  im  Besitz 
eigener  Heiliger  als  ihrer  Schutzpatrone,  trugen  bei  zur  inneren  Aus- 
stattung der  Kirchen,  bewidmeten  ihre  Altäre  mit  Pfründen,  trugen 
Sorge  für  den  Erwerb  von  v^ninderkräftigen  Reliquien  und  reichem 
Ablass;  in  der  Stralsunder  Nikolaikirche  wurden  die  Urkunden  und 
Akten  von  mehreren  Gilden  bewahrt,  die  in  ihr  zugleich  besondere, 
streng  gehütete  Plätze  beim  Gottesdienst  einnahmen  und  den  Umgang 
mit  Darstellungen  hanseatischen  Lebens  schmücken  Hessen.  Welt- 
und  Klostergeistliche  waren  seit  dem  dreizehnten  Jahrhundert  nicht 
allein  mehr  die  Träger  der  Bildimg:  die  Städter  waren  bei  ihnen  zur 
Schule  gegangen.  Bettelmönche  vornehmlich  wurden  ihre  Lehrmeister 
in  der  Historiographie;  zwei  Geistliche,  der  Priester  der  Katharinen- 
kapelle  im  Strassburger  Münster,  Fritsche  Closener  (um  1370),  und 
der  Franziskaner -Lesemeister  in  Lübeck,  Detmar  (um  1400),  haben 
städtische  Chroniken  verfasst,  der  letztere  fiir  den  Rath  der  nord- 
deutschen Reichsstadt.     Die  »Pfafifheit',    d.  h.  die  Weltgeistlichen,  und 

_  ')  W.  H.  RI£HL,  Die  Naturgeschichte  de«  Volke«  IV  (3.  Aufl.  Stattgart  1892), 
s.  217  tT.  berücluicbtigt  in  seiner  Schilderting  einer  geistlichen  Stadt  — Freising  — 
vornehmlich  die  Neuzeit. 

*)  Der  Bau  der  Pfarrkirche  St.  Jakob  in  Rothenburg  ob  der  Tauber  begann 
1373  und  war  erat  1453  vollendet;  die  Stadt  hatte  sie  errichtet  mit  gäbe,  ruth,  külf 
tmd  gemämem  almoten  «itwerer  wiAikyer  und  autk  mtdertr  /i-bwmii  «kritttmlmitk,  mit 
sewohmhtit  itt  im  hmd;  Tgl.  H.  W.  BENSEN,  Historiache  Untenaeka^pea  Iber  die 
ehtmaXig^  BeiehMtedt  Botenburg  (Nürnberg  1887),  8.  518  f. 
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die  ,gei8tlJchcn  Leute',  d.  h.  die  Ordensgeistlicben,  waren  mit  dem 
Bürgertum  doch  enger  verbunden,  als  es  die  keineswegs  immer  fried- 
lichen Auseinandersetzungen  zwischen  beiden  Schienten  vermuten 
Hessen '). 

Es  fehlte  in  der  Tat  nicht  an  Gründen  zu  mancherlei  Streit. 
Die  Geistlichkeit  beanspruchte  einmal  Freiheit  von  den  städtischen 
I^asten,  namentlich  von  Steuer  und  Ungelt.  Sie  forderte  eine  gericht- 
liche Sonderstellung  fiir  ihre  Hintersassen  und  ihre  Mitglieder.  Die 
Handhabung  der  geistlichen  (ierichtsbarkeit  über  Laien  drängte  zu 
Gegenmassregeln  der  städtischen  Organe,  die  schliesslich  Kinfluss 
erhielten  auf  dem  Gebiete  des  kirchlichen  Lebens  überhaupt  und  der 
kirchlichen  Verfassung.  Auch  hier  würde  wie  bei  den  geistlichen 
Territorien  imd  den  Beziehungen  zwischen  Laienfiiretentum  und  Klerus 
nur  eine  eingehende  Schilderung  der  Verhältnisse  in  einer  oder  mehreren 
Städten  völlige  Klarheit  bringen;  die  folgenden  Beispiele  umschreiben 
nur  jene  allgemeinen  Sätze,  ohne  doch  den  gesclüchtlichen  Verlauf 
oft  langer  und  erbitterter  Kämpfe  eingehend  darlegen  zu  können. 

Am  frühesten  war  eine  Auseinandersetzung  über  das  Verlangen 
der  Geistlichkeit  nach  Steuerfreiheit  von  nötcn.  Gerade  mit  Rück- 
sicht auf  die  Steuerforderungen  der  städtischen  Behörden  hatte  das 
dritte  Lateranconcil  vom  Jahre  1 1 79  verordnet,  dass  nur  in  dringenden 
Fällen,  zur  Hebung  allgemeiner  Misstände,  wenn  das  Vermögen  der 
I^ien  nicht  ausreiche,  der  Klerus  zur  ,Hülfe*  herangezogen  werden 
dürfe;  Bischof  imd  Geistliche  sollten  darüber  befinden,  ob  ein  der- 
artiger Notstand  vorliege,  der  auch  sie  selbst  und  ihr  Gut  zur  Unter- 
stützung veranlasse;  wer  sie  ohne  Grund  belästige  und  trotz  einer 
Vennahnung  von  seinem  Vorhaben  nicht  abstehe,  verfalle  der  Ex- 
kommunikation, bis  er  ausreichende  Genugtuung  leiste.  Das  vierte 
Lateranconcil  von  1215  wiederholte  den  Bescliluss,  freilich  um  ihn 
zugleich  zu  verschärfen:  ihm  entgegenstehende  Satzungen  sollten 
ungültig  sein ;  eine  Behörde,  die  sie  erlasse,  falle  dauenidem  Anathem 
anheim  und  ebenso  die  nachfolgende  innerhalb  eines  Monats,  falls  sie 

')  Auch  die  liUtißf^pn  Vertreibungen  de»  Klerii«  aus  den  StUdten  —  die  Frank- 
ftirter  Predigermünchc  durften  nnrh  20j3ihrig'er  Verbannung  1851  wieder  in  die  Stadt 
xurUrkkehren  (vgl.  JnlinnncH  I^tumus,  Acta  aliquot  vetustiora  in  ciTitate  Franco- 
fnrtenni;  KÖHMKK,  Fünfen  rcr.  (Jerm.  IV,  416)  —  werden  nicht  «ur  Widerlegung 
des  im  Text  Oeoagten  angeführt  werden  können.  Als  eines  der  frühesten  Iteispiele 
ist  das  des  KichstJldter  Klerus  anzuführen,  in  dessen  Namen  sich  12^t9  der  llisrhof 
ron  ElehctMdt  auf  einen  Mainzer  Concil  darüber  beklagte,  dass  sui  minisUriak*  ae 
eJMf  JSHatmun  Um  /er«  ptr  «mwh»  pmümoeiUr  in  eammmunicatUme  wuinenlm  dimMim 
•IfM  ktteHca  fßrmmmpAm»  «e  jMnMrMoiM  ^mm  tfiteopvm  emm  eliro  mUfimmtt  «nMittr 
«aeptUmda  Meemtmt  9t  iaieaa  permmaa  in  qiUeopum  m  pr^omtmm  tt  dtomttm  il^immt 
ae  timtätm  matrim  teelmit  «MrisCioa»  i^fiii^mdo  »poHmerint,  ftiomodottitmip$9r»m  emrem 
■siyneiii  me  potenHorm  quidam  dt  Mrra  fotmtm  ptrmatm  m  «MlMa  iDn/feriwwi  iwf .  «0 
fmUlm  mio$  fmkirm,  m  dtem$mnt,  mm  mtmeis  uutrummtU  ad  arpuUtmm  emtdtKtmdo 
htmim-  mptKmt;  Annalee  Erpbordensee  ed.  o.  HOLDKKKCtOKK,  Moannenta  Er- 
pheefttrteneia  (1880),  8.  97.  —  Nnr  ganz  Im  Allgemeinen  lassen  sich  mit  diesen  Ver- 
trelbaagen  des  Klerus  die  Anssüge  der  TniversiUltsangchSrigen  nach  anderen  Orten 
rerfleichen,  wie  derjenige  der  deutscheu  Hmdenten  von  Prag  naeh  Leipaig  (1409).  da 
■le  ntebt  Kleriker  im  Kerhtaeinn  waren;  vgl.  n.  KAUFMANN,  Geaehirhte  der  deutAcb.  u 
UnlversIlHirn  II   isinit,r«rt  18W),  8.80ir.  246. 
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nicht  puügende  Genugtuung  gewähre  *).  Das  deutsche  Königtum  war 
nacli;;!'!)!«^  genug,  solchen  Ansprüchen  durch  Gesetz  und  zahlreiche 
I*rivil(^'i»n  den  Rückhalt  staatlicher  Anerkennung  darzubieten;  vor- 
tielinilich  Friedrich  II.  und  sein  Sohn  Heinrich  (VII.)  trugen  kein  Be- 
<lonk<»n.  die  Forderung  völliger  Abgabenfreiheit  des  geistlichen  Ver- 
I!  '1  den  Städten  zu  unterstützen*).    Dass  sie  nachteilig  auf  das 

Finanzwesen  einwirken  musste,  ist  leicht  erklärlich,  zumal 
>Vw  politische  Lage  der  Städte  im  Verein  mit  der  sich  steigernden 
Kraftlosigkeit   der   Reichsgewalt    zu   immer   grösseren   Ausgaben   Ur- 

*)  c.  4  X.  de  immanitate  ecclesiarum  3i  49  (Concil.  Lateran.  III.  a.  1179  c.  19) : 
Xmt  iNHMM  .  .  .  «n  diveni»  parübuM  emumk$  ämkUum  et  reetorta  neenon  et  alii,  t[ui  potesteUem 
habere  vidtmtmr,  M  amera  frequenter  imptmumt  eedetna  .  ,  .,  ut  deteriori*  eonditümi»  ßtetum 
mA  eU  »aeerdotium  rideahtr,  fHani  Mib  Pharmone  ßterit,  qui  kgi$  diemae  noHliam  non 
htAehnt . .  .  JM  . .  .  omera  tuafere  mmiverta  imponunt  eedenU  et .  .  .  anffariU  etu  a/ßigunt .  .  . 
idem  /ottata  tive  expediiionea  tat  aUa  quaeUbet  nli  arbitrentur  agenda,  de  bomt 
■um  et  derieorum  et  paupentm  Ckri$ti  unbu»  deputatü  volunt  fere  enneta  eompleri. 
lurudictitmem  eHam  et  imttoiiftifcw  .  .  .  praetaiorum  ita  ewaeuant,  ut  nikil  potettati»  eia  m 
«UM  rMJeatMr  kominUm»  iwaiiM'ate  . . .  Quoetrea  aub  tmoAemaü»  ditin^iime  ßeri  de  eaetero 
uüia  .  .  .  prokSbemutf  mn  epiaeopmt  et  tienu  taniam  neeemiatewi  vel  utUUaiem  adtpexerint, 
"t  abmpte  uUa  exaetitme  ad  rdeamdaa  eommunea  utüitatei  vel  neeeatUatea,  übt  laieorum  non 
-■'/>/"  funt  /«etJtalea,  tubeidia  per  eedeeia»  exittimant  conferenda.  8i  autem  eontulea  out 
,'Jn  .h  eatttero  ifto  eommiimsrmt  et  eommtoniti . .  .  detittere  noluerint,  tarn  ipei  quam/autore$ 
><<rii,,i  exeomaumietKtioni  »e  noverint  mbiaeere  nee  eommtunioni  reddantur,  donec  $atitfaetionem 
■  ••eritiC  eompetmtem.  —  c.  7  X.  de  immunitate  ecclesiarum  8,  49  (Concil.  Lateran.  IV. 
a.  1215  c.  46):  Ädvertua  eonnUes  et  reetorea  ämtatum  vel  alio»,  qui  ecclena*  et  ecclesiattico» 
riro*  talliU  »eu  eoUeetia  et  exaetUmibua  .  .  .  aKia  aggravare  nituntur,  volena  immunitati 
eedenaaticae  Latertuteiue  conäütim  providere  praeattmtionem  htduamodi  aub  anathematia 
dutrietitme  pnkibmt;  tnmagreaaorea  .  .  .  et  fautorea  exeommunieatUmi  attbiaeere  praeeepit, 
donee  aiOiafaeliamem  impemderint  eompetentem ;  verum,  m  quando  forte  epiaeojpHa  aimul  cum 
cleritia  tmatam  neeetntutem  vel  utUiMem  perapexerit,  ut  abaque  uÜa  coaetione  eul  rekrandaa 
ufUUaiea  vel  neteaeitatea  eemtmunea,  ubi  laieorum  tum  auppetunt  facuUatea,  aubaidia  duzerint 
per  eedemaa  eon/ereaida,  praedieti  laiei  humJKtei  et  devote  reäpiant  cum  gratiarum  actione, 
Propter  imprvdentiam  taanen  quonamdam  Bomaauu  ponüfex  priua  eonaulatur,  euiua  intereai 
eomamtmüma  utUUatäma  providere.  Quia  vero  nee  nc  quorundam  maUtia  contra  Dei  eedeaiam 
eonqmevit,  adieimua,  ut  eonaHtutionea  et  aententiae,  quae  a  taHbua  vel  de  ipaorum  numdato 
fuerint  promulgaiae,  inanea  et  irriiae  habeantur,  nuüo  unquam  tempore  vaUturae.  Caetentm 
quia  fröma  et  dolua  aUeui  patroeinari  non  debent,  nuBau  vano  dedpiatur  errore,  ut  intra 
tempua  rtgimima  auatineat  anatkema,  quaai  poat  illud  non  ait  ad  aatiafaetionia  debitum  eomr 
peUendua.  Nam  et  ipawn,  qui  aati^aeere  reeuaaverit,  et  aueeeaaorem  ipaiua  intra  MoweM 
mutnere  deeetnimua  eeeleeiaaliea  eenaura  eoncluaum,  donee  aatia/eeerit  oompetenter,  cum  auceedat 
Inonereqm  inhonore  aubatiluitur.  Weitere  Belege,  darunter  die  Bulle  Bonifaz'  VIII. 
(12&I — 1303)  Tom  Jahre  1296  Cleriäa  kücoa  ßnfeatoa  oppido  tradit  antiquita»;  c.  3  in 
VIto  de  immunitate  ecclesiarum  3,  23)  verzeichnet  E.  FRIEDBERG,  De  fiuium  inter 
occle!«iam  et  civitotem  regundorum  iudicio  S,  14f.  183  Anm.  6.  E.  FRIEDBERG, 
l.<-hrbuch  den  Kirclienrechts  ^  S.  521f. 

^  Vg'l.  Friedrichs  I.  Constitutio  pacis  1158  c.  9  (aufgenommen   in    die  Libri 

t.iidorum  II  tit.  53.54;  MG.  Const.  I,  246):   lUirita»  .  .  .  exae&mea  maxime  ab  aeeekaOa, 

,ir>,y.i  abusio  iam  per  longa  tempora  inolerit,  per  eivitatea  et  eaatdla  omnimodia  eondempnamma 

:l>rmu* ;  et  n  j'aeta  fuerint,  in  duplum  reddantur.      Friedrichs  II.  Constitutio  in 

i  beati  Petri  1220  c.  2  (aufgenommen  in  das  Corpus  iuris  civilis  als  Anthen* 

tica  I,  3,  2;  MO.  Const.  II,  106):  Jiem  nulla  eommunitaa  vel peraona,  publica  vel privata, 

coUectaa  aive  exaetUmea,  angariaa  vel  parangariaa  eeeieaüa  idiiaque  pOa  loeia  out  eeeleaiaatieia 

peraoma  impommt  aatt  immiert  eeeleaiaatiea  bona  preaumaml.     Quöd  ai  feeerimt  et  refnaiÜ 

ab  eeeleeia  vd  tmperio  emeadare  eomtempaerint,   tripkam  r^famdmt  H  niekHommia  bamm 

impertaH  aubiaeearU,  quod  abaque  aatiafaetione  debita  nuUaimua  temittatur.     Vgl.  H.  OEFF- 

CKEN,  Die  Krone  und  das  niedere  deutoche  Kirchengvt  S.  66  ff.    K.  ZEUMER,  Stüdt»> 

steuern  8.  72  ff. 
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Mtche  gab.  Die  zahlreichen  Exemtionen  mit  denen  zum  Besten  von 
Stiftern  und  Klöstern  in  Reichsstädten  die  Könige  nicht  geizten '), 
erschwerten  da«  Geschäft  der  Steuererh(?bung,  da  Versehen  und 
MiBSgriffe  nicht  ausbleiben  konnten.  Immerhin  war  diese  Forderung 
in  ihrer  Ausdehnung  auf  die  Mitglieder  des  Klerus  allein  und 
die  kirchlichen  Gebäude  vielleicht  nicht  allzugefährlich,  weit  mehr 
naturgemäss  in  ihrer  Erstreckung  auf  den  gesamten  liegenden  Be- 
sitz der  Anstalten,  seine  geistlichen  Nutzniesser  und  deren  laikale 
Hintersassen,  auf  die  Gesamtheit  alles  Gutes,  das  der  Klerus  jemals 
noch  erwerben  würde.  Eine  Keichssentenz  schon  des  Jahres  1182 
hatte  verfugt,  dass  alle  Diener  der  Kirche  freibleiben  sollten  von 
Steuerforderungen,  als  ecdesiarum  minütri  aber  sollten  nur  die  gelten, 
die  den  Geistlichen  zu  täglichem,  persönlichem  Dienst  verpflichtet 
seien,  keinen  Handel  trieben  und  sich  nicht  am  Marktverkehr  be- 
teiligten. In  Bamberg  wurde  1275  zwischen  Bischof  und  Bürgerschaft 
vereinbart,  dass  alle  Leute  aus  den  Immunitäten,  die  den  städtischen 
Markt   mit   Waren   aufsuchten,   femer  alle   am   Münz-   und  Wechsel- 

g»chäft  beteiligten  Hausgenossen  die  bischöfliche  Steuer  mit  den 
ürgem  tragen  sollten.  Aehnliche  Bestimmungen  wurden  1291  für 
das  Gesinde  der  Augsburger  Geistlichkeit  getroflFen,  dergestalt  dass 
der  einzelne  Diener  besteuert  werden  sollte,  hätte  er  neben  seinem 
Amte  auch  ander  geacJuieft  in  der  etat  mit  chaufen  oder  verchaufe». 
Anderwärts  behauptete  der  Klems  die  Steuerfreiheit  filr  sich  und  seine 
Hintersassen  ohne  irgendwelche  Einschränkung.  Domherren  und  Amt- 
leute der  Domherren,  so  bemerkte  das  Basler  Bischofs-  und  Dienst- 
mannenrecht,  aufgezeichnet  vielleicht  zwischen  1260  und  1262,  ihre 
Dienstmannen  und  Eigenleute  wie  die  der  Gotteshäuser  sind  dez 
gewerfee  vri  unde  allez  getwinges  vri,  toan  »o  verre  mit  des  bi$ckove$ 
urhuoe  tuinget  ein  rat  die  ambtlinte  ze  habende  roeutmoge,  tPoJUß  wtde 
die  »tat  helfen  vesten^).  Im  Jahre  1296  entschied  Adolf  von  Nassau 
einen  Streit  zwischen  der  Regensburger  Geistlichkeit,  an  ihrer  Spitze 
dem  Bischof,  der  ihm  unter  grossen  Kosten  Aufnahme  gewährt  hatte, 
und  der  Bürgerschaft  propter  steuram  impositam  rlero  a  civibue  pro  muro 
civitatin  zu  Gunsten  des  Klerus.  Kurzerhand  widerrief  dagegen  das 
Wiener  Stadtrecht  von  1361  alle  un  PfatFcn,  Mönche  und  Kloster 
gegebenen  Befreiungen  von  der  bürgerlichen  Sclmtzstcuor.  da  sie  fiirhax 
ewichiich  mit  der  atat  leiden  und  dienen  aullen. 

Weidliche  Mühe  machte   die  Frage,   inwiewrii   tlic    Ü 
der  Kirchen  als  steuerfrei  anzusehen  seien,  ob  auch  der  Zu 
Gut  solcher  Vergünstigimg  sich  erfreuen  solle.     \'erwahrungeu  gegen 
solche  Forderung  begegnen  in  städtischen  und  stadlherrlichon  Urkonaen 
wie   Verordnungen    seit  Anfang  des   dreizehnten  Jahrhunderts,   so  in 
einem  Privileg  Ottos  IV.  für  Duisburg  von   121:^.  in  oinrr  VorfUgung 

')  Vfl.  t.  II.  die  Irkiiiicioii  Heinrich«  VII.  und  Liil  /  i  >  l.v  i..  ^on  1800 
md  1828,  A.  DIEHL,  Urkundenbnoh  der  8Udt  EMÜnirou  I  -  tu;  1-.-  -  17^276; 
die  Urkunde  Ludwi«  de«  U«jem  ron  1886  IBr  dM  Stift  in  M  >  h.  K.  .st'HKÖDER. 
ObmrIiciBiMh«  Stadtreebte  I  (Heidelben  1886 ff.l  8.  M4 

*)  KEUTQEN  8.  US  e.2. 


f  38.    i>ie  Städte  und  die  Geistlichkeit.  281 

Rudolfs  von  Habsburg  von  1291  für  Odernheim  im  heutigen  Rhein- 
hossen  über  die  Stcuerpflicht  von  Gütern,  die  fiirderhin  der  Klerus 
erwerben  würde,  hier  oegründet  mit  dem  Satze:  Res  cum  onere  $uo 
triinttit^).  Im  Jahre  1344  teilte  Ludwig  der  Bayer  den  Bürgern  von 
Esslingen  mit:  Waz gutes  die  clostemtan  oder  frawen  und  die  layphafen 
an  sich  furboM  gewmnen,  ec  si  mit  kauff  oder  die  in  von  selegerctet  ver- 
schaffet oder  gegeben  werden  und  die  uns  und  dem  riehe  vor,  P  ez  in 
ir  gevaU  kaem,  etuverbaer  sind  gewesen,  daz  dieselben  closter  und  jthaffen 
bi  derselben  stuvr  beUben  und  furbaz  keiner  freyung  geniezzen  noh 
daruf  spreizen,  ez  «*  dann  daz  si  ez  mit  der  vorgenanten  burger  willen 
haben  und  niezzen^).  Wo  nicht  zwischen  Stadtgemeinde  und  Geist- 
lichkeit über  die  Heranziehung  des  Gutes  der  Geistlichkeit  zu  Steuern 
Vereinbarungen  getroffen  wurden  —  so  z.  B.  zwischen  Esslingen  und 
den  beiden  Klöstern  Blaubeuren  und  Bebenhausen  in  den  Jahren 
1238  und  1257,  so  zwischen  Wimpfen  und  dem  Wimpfener  Stift  im 
Jahre  1300*)  — ,  suchten  städtische  Amortisationsgesetze  dem  Besitz 
der  .toten  Hand'  und  seiner  Vermehrung  Schranken  zu  ziehen*). 
Die  Bestimmungen  dieser  Gesetze  gingen  trotz  des  gleichen  Zieles  im 
Einzelnen  auseinander.  Es  wurde  verboten,  den  Kirchen  Immobilien 
zu  übereignen,  erst  nach  ihrem  Verkauf  vielmehr  sollte  ihnen  der 
Erlös  ausgehändigt  werden,  so  nach  einer  Urkunde  Friedrichs  II.  für 
Goslar  von  1219,  so  hinsichtlich  der  Freizinsgüter  in  Erfurt  in  einer 
Verfügung  des  Erfurter  Stadrats  von  1281.  Der  Verkauf  oder  das 
\'ermächtnis  liegenden  Gutes  an  eine  geistliche  Anstalt  wurde  über- 
haupt untersagt,  so  in  Lübeck  1220—1226  imd  in  Erfurt  1273  durch 
den  Mainzer  Erzbischof  und  später  (1351)  durch  den  Rat,  der  den 
Zuwiderhandelnden  mit  Verweisung  aus  dem  Weichbilde  bedrohte. 
Der  Erwerb  liegender  Habe  durch  ein  Kloster  oder  eine  Kirche 
wurde  von  der  Einwilligung  der  Bürgerschaft  abhängig  gemacht,  so 
in  Nördlingen  1318,  Heilbronn  1378  und  in  Hameln  im  Laufe  des 
vierzehnten  Jahrhunderts.  Ein  vierter  Weg  ward  eingeschlagen  durch 
das  Gebot,  dass  binnen  Jahr  und  Tag  das  erworbene  Gut  wieder 
an  weltliche  Personen  veräussert  werden  sollte.  Es  begegnet  in 
Esslingen  im  Jahre  1327,  für  welche  Stadt  es  von  Ludwig  dem  Bayer 
1330  bestätigt  wurde,  weiterhin  in  Heilbronn  1378,  endlich  in  öster- 
reichischen Stadtrechten  bereits  aus  dem  letzten  Drittel  des  dreizehnten 
imd  aus  der  ersten  Hälfte  des  vierzehnten  Jahrhunderts,  so  im  Wiener 
Stadtrecht  von  1340,  nach  welchem  derartige  Zuwendungen  innerhalb 
des  Stadtgebietes  an  ein  Kloster,  auf  Grund  sei  es  von  Verftigimgen 
unter  Lebenden  sei  es  von  Testamenten,  vor  dem  Rate  erfolgen 
mussten;  das  Kloster  aber  sollte  gehalten  sein,  innerhalb  Jahresfrist 
das  Gut  an  einen  steuerzahlenden  Bürger  zu  verkaufen,  da  sonst  die 

')  Vgl.  J.  FR.  BÖHMES.  AcU  imperü  seleeta  cd.  J.  FICKEB  (Imubrock  1870), 
8.  865,  daza  ebd.  S.  321. 

*)  A.  DIEHL,  a.  •.  O.  I,  8.  406. 

*)  Vgi.A.  DIEHL,  a.  a.  O.  I,  8.  9.  1&  B.  8CHKÖDEB,  Ob«rrlieiiUMlM  Stadt- 
rechte I,  S.  63  ff. 

*)  Vgl.  oben  8.  264  Anm.  2. 
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Stadt  e«  zu  ihrem  Nutzen  einzog;  Vergebungen  von  Erbgut  tluixli  »lie 
Gelübde  unmündiger  Kinder  waren  nur  statthaft,  erfolgten  sie  vor  dem 
Hate  und  begab  «ich  das  Kind  auch  wirklich  ins  Kloster.  Karl  IV. 
anerkannte  1376,  dass  die  vielen  den  Kirchen  gemachten  Schenkungen 
der  Bürgerschaft  von  Frankfurt  am  Main  grossen  Schaden  gebracht 
hätten ;  die  Geistlichkeit  solle  binnen  Jahresfrist  alle  Grundstücke  und 
Gülten,  die  ihr  als  Seelgeräte  Übermacht  wären,  an  weltliche  Personen 
veräussem,  widrigenfalls  der  liat  befugt  sei,  sie  ohne  Weiteres  zu  ver- 
äussern.  Im  Jahre  1373  verordnete  der  Strassburger  Rat,  dass  die 
Klöster  die  ihnen  vennachten  pfenmuggelt,  komgelt,  v^ingelt,  hü»ere, 
höfe,  ackere,  matten  oder  andere  ligende  guter  an  die  nächsten  Erben 
de«  Schenkgebers  verkaufen  und  nur  den  halben  Schätzungspreis  in 
Geld  für  sich  behalten  dürften,  iiHgenomen  daz  die  dosier  zu  iren 
ktrchen  oder  zu  trenherhergen  in  dem  lande  zu  gottesdienste  brücken  wellent^). 
Die  Geistlichkeit  klagte  schliesslich  dariiber,  dass  der  Höhe  der  Zu- 
wendungen an  Geld  enge  Grenzen  gezogen  seien.  So  beschwerte  sich 
1292  eine  Synode  zu  Aschaffenburg  über  ,die  Gewohnheit,  besser 
gesagt  den  verabscheimngswürdigen  Missbrauch^  dass  an  einigen 
Orten  niemand,  er  sei  Kleriker  oder  Laie,  den  Kirchen  und  ihron 
Dienern  Legate  aussetzen  könne  über  den  Betrag  von  fünf  Schillingen 
hinaus.  Aehnlicher  Widerspruch  wurde  in  den  Bistümern  Meissen, 
Strassburg  und  Salzburg  bis  ins  sechzehnte  Jahrhundert  hinein  laut. 
Eine  Breslauer  Willkür  von  1471  setzte  fest,  dass  die  Kapitalien  für 
fromme  Stiftungen  nicht  in  der  Stadt,  sondern  auf  dem  Lande  zinsbar 
angelegt,  Seelgeräte  allein  von  fahrender  Habe  gestiftet  werden  dürften. 
Dazu  kam  die  Verweigerung  der  städtischen  indirekten  Steuern, 
des  Ungelts  und  der  Zölle,  durch  die  Geistlichkeit.  Da  die  Pfninden 
der  Weltgeistlichen  vielfach  in  Wein-  und  Getreidelieferungen  bestanden, 
so  musste  ein  Teil  von  ihnen  verkauft  werden,  um  andere  Bedürfnisse 
befriedigen  zu  können.  Der  inner-  und  ausserstädtische  Besitz  an 
Liegenschaften  gewährte  Naturalbezüge,  deren  Menge  vom  Klenis 
selbst  nicht  überall  verzehrt  wurde,  während  überdies  sein  Anspruch 
auf  zollfreie  Einfuhr  dieser  W^aaren  in  die  Stadt,  auf  ihren  ungelünaerten 
Vertrieb  sei  es  in  den  Höfen  der  Geistlichen  und  der  Klöster  «ei  es 
auf  dem  städtischen  Markte  Anlass  gab  zu  mancherlei  M'  ''»n. 

Nachdem  neben  die  älteren  Klöster  auf  dem  platten  I..  in 

der  Stadt  getreten  waren,  suchten  jene  innerhalb  der  Stadt  Häuser 
und  Höfe  zu  er^'erben,  um  von  ihnen  aus  einen  leichteren  Absatz 
ihrer  landwirtschaftlichen  Produkte  zu  erzielen  und  ihren  Umtausch 
mit  weniger  Mühe  zu  bewerkstelligen.     Klosterhöfe  solcher  ^  len 

»ich  an  BiNchofssitzen,  so  z.  B.  in  Mainz  und  Worms  —  Im  ud 

genug  verbot  schon  1276  der  Strassburger  Bat,  dass   duhetn  ci 
die  noch  da  Ctzae  ttint,  iemer  her  in  die  «tat  knmme  noch  hinne  gehuu,    , 
aber  auch  in  Reichsstädten   wie  Esslingen,  Frankfurt,  Heilbronn  und 
Rottweil.     In  der  Regel   wurtlon  sie  als  Waarenspeicher  benut 

'»   !)•  -hrchronil  '72f. 

*)  Kl  471. 
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besonderen  Gelegenheiten  wie  Reichs-  und  Wahltagen  als  W<»hnräume 
für  den  König  und  sein  Gefolge,  fiir  die  fürstlieh<n  Schinnvögte  der 
« inzelnen  Klöster,  »odass  sehen  eine  Urkunde  Heinrichs  (VII.)  von 
1231  die  in  Frankfurt  begüterte  Cistercienserabtei  Amsburg  von  dieser 
I.^6t  befreien  konnte.  Eben  diese  Klosterhöfe  waren  wie  die  Höfe 
der  Weltgeistliehkeit  zugleich  Sitze  weltlicher  Er^verbstätigkeit 
ihrer    Insa88en.     Hier    wurden    Weinschenken    errichtet;    die    Kölner 

ischaft,    die    vor  Allem    den  Weinzapf  als   ihren  Haupterwerbs- 
betrieb,  kämpfte  gegen  sie  während  des  dreizehnten  und  vier- 

n  Jahrhunders  an,  erwirkte  1260  ein  päpstliches  Verbot,  lud 
lütiy  das  Interdikt  auf  sich,  bis  durch  päpstliche  Vermittlung  der 
Streit  beigelegt  wurde').  W'ährend  1345  der  Hat  von  Speier  jeden 
Hürger  bestrafte,  der  zu  phaffen  trine  dn'nket,  war  in  Worms  1366 
festgesetzt  worden,  dass  alle  Geistlichen,  die  Wein  kaufen  oder  ver- 
kaufen würden,  besteuert  werden  sollten.  Die  Erhöhung  der  Abgabe 
führte  zu  heftigem  Widerspruch  des  Klerus,  Repressivmassregeln  des 
Stadtrats,  zum  Auszug  der  Geistliehen  und  endlich  zur  Exkommuni- 
kation der  Bürger  durch  Papst  Urban  VI.  (1378 — 1389).  Ein  erster 
Stillstand  wurde  durch  die  Rachtung  von  1386  vermittelt,  aber  die 
ersten  Jahre  des  fünfzehnten  Jahrhunderts  brachten  neue  Wirren. 
Wiederum  verliess  der  grösste  Teil  der  Stiftsgeistlichen  die  Stadt, 
über  die  dann  der  Bischof  das  Interdikt  verhängte,  sodass  nur  die 
An^rustiner.  Dominikaner  und  Franziskaner  den  Gottesdienst  bei  ver- 
.>^clil(i.<senen  Türen  fortsetzten,  der  Rat  aber  vier  fremde  Priester 
bestellte,  die  alle  Gottes  recht  mit  singen  und  lesen  verrichteten,  dazu 
dann  die  hiirqer  und  ihre  kinder  halfen,  soviel  sie  vermochten.  Die 
unbestimmte  Haltung  des  Königs  und  der  Regierungsantritt  des  neuen 
Bi-cliofs,  der  die  Zünfte  vom  Rat  trennen  und  auf  seine  Seite  ziehen 
wolltv.  schoben  den  endgültigen  Friedensschluss  hinaus  bis  zum  Jahre 
1407.  Die  grosse  Wormser  Pfaftenrachtung  dieses  Jahres  bedeutete 
freilich  eine  Niederlage  der  Bürgerschaft,  da  sie  auf  eine  Besteuerung 
des  Klerus  verzichten  und  seine  Steuerfreiheit  grundsätzlich  anerkennen 
musste.  Die  in  Worms  bepfründeten  Geistlichen  wie  die,  deren 
Boneticien  innerhalb  der  Stadt  lagen,  sollten  ihre  W^eine  nach  altem 
Maass  verschenken,  frei  ein-  und  ausfuhren  sowie  ohne  Zoll  oder  Ungelt 
verkaufen  dürfen,  von  auswärtigen  Beneficien  und  erkauften  Privat- 
;,'ütem  aber  innerhalb  der  nächsten  siebenundzwanzig  Jahre  keinen 
\\(i\n  einfuhren  noch  mit  dem  alten  Maass  schenken,  wollten  sie  ihn 
nicht  wie  die  Bürger  versteuern.  Kaufe  ein  Geistlicher  für  sich  oder 
für  andere  Geistliche  Elsässer-  oder  Rheinwein,  so  solle  er  Freiheit 
geniessen  von  jedweder  Abgabe,  ebenso  auch,  wenn  er  keinen  Wein- 
berg oder  keine  Weinrente  besitze,  desgleichen  der  arme  Priester  oder 
Vikar,  verkaufe  oder  verzapfe  er  Wein  oder  verschaffe  er  sich  solchen 
fiir  sich  und  sein  Gesinde.     Geistliche    und  alle,    die   von  Geistlichen 

')  Ueber  die  Weineinfahr  der  Geistlichen  in  Köln  wihrend  der  Jahre  1461 
bin  1467  T^l.  K.  KMI'PING,  Die  Kölner  8tiidtrecbnang^en  de«  Mittelalten  I  (Bonn 
1897),  8.  236  f.  (  -  K.  TH.  VON  INAMA  -  .STKHNEGG.  Dcatoche  Wirtwhaflaffesckirbte 
III,  J,  I^ipiig  1901,  S.  522). 
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Fruclit  und  Mclil  kauften,  seien  der  Entrichtung  von  vier  Hellern  fiir 
jeden  Malter  Korn  ledig,  nicht  minder  die  Müller  und  Bäcker  ab- 
gabenfrei, sobald  sie  für  die  Geistlichen  mahlen  und  backen*). 

Aehnliche  Bestimmungen  enthielten  die  Mainzer  Pfaffenrachtungen 
von  1435.  Auch  hier  waren  lebhafte  Kämpfe  zwischen  dem  Klerus 
und  den  Bürgerschaften  voraufgegangen,  deren  auch  die  lokale  Ge- 
schichtschreibung von  Speier,  Frankfurt  am  Main  und  anderen  Städten 
gedenken  muss').  Verschärft  wurden  sie  durch  die  Beteiligung  der 
Geistlichen  am  Gewerbe  und  Geldgeschäft.  Im  Jahre  1400  wurde 
zwischen  dem  Rat  von  Köln  und  dem  dortigen  Tertiarierkloster 
Ad  Oltvas  eine  Ordnung  über  die  Zahl  der  in  ihm  zu  beschäftigenden 
Webstühle  und  die  Ueberwachung  der  Waaren  durch  die  gesetzten 
Meister  vom  Amte  vereinbart.  Wie  Bischöfe  und  Aebte  Gläubiger 
waren  der  Könige  und  Fürsten,  die  ihnen  häufig  genug  weltliches 
Gut  zu  Pfand  bestellen  mussten,  so  gewährte  der  in  den  Städten  an- 
sässige Klerus  Darlehen,  um  dadurch  seine  Einnahmen  an  beweglichem 
Vermögen  zu  steigern.  Im  Jahre  1303  entlieh  die  Stadt  Koblenz 
vom  dortigen  Deutschordenshause  die  Summe  von  zweihundert  Mark; 
im  Jahre  1311  übeniahm  Esslingen  beim  Kloster  Bebenhausen  die 
Bürgschaft  für  die  regelmässige  Abzahlung  von  4572  Pfund  Heller, 
die  das  Kloster  dem  Grafen  von  Tübingen  zur  Pfandlöse  von  Tübingen, 
Calw  und  Böblingen  vorgestreckt  hatte.  Zahlreiche  Rentkaufverträge 
zwischen  Klerikern  und  Bürgern  riefen  seit  dem  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  in  österreichischen  Städten  Verfügimgen  gegen  den 
Rentenkauf  durch  geistliche  Korporationen  und  gegen  die  Ewigkeit 
der  Renten  her^'or.  In  Strassburg  mussten  1283  die  Franziskaner 
versprechen,  keinen  Bürger  auf  seinem  Totenbette  zu  bestimmen,  dass 
er  ihnen  sein  Eigen  gäbe  und  so  die  rechten  Erben  verdürbe. 

War  in  allen  diesen  und  ähnlichen  Abmachungen  und  Satzungen 
eine  Handhabe  geschaften,  um  die  Wirtschaftsgebahrung  des  Klerus 
der  Aufsicht  des  Rates  und  der  übrigen  städtischen  Behörden  zu 
unterwerfen,  so  stellte  die  Durchsetzung  der  Städte  mit  geistlichen 
Hofrechten  neue  Aufgaben.  Die  I^csitzer  der  Fronhöfe,  WeltgeistUche 
und  Klöster,  nahmen  für  deren  laikale  Insassen  möglichst  grosse  Frei- 
heit von  bürgerlichen  Obliegenheiten  und  Pflichten  wie  vom  Schosse 
so  von  Wachen  und  Burgwerk  in  Anspruch  oder  Hessen  sie  sich 
wenigstens  verbriefen,  weiterhin  das  Recht  des  Asyls  für  die  Fronhöfe 

ficicn  dem  der  Kirchen,  endlich  eine  gerichtliche  Sonderstellung  der 
'ronhofsbewohner  gegenüber  dem  Stadtgericht.  Der  Beispiele  wird 
OS  nach  den  Hinweisen  auf  die  innerhalb  der  Städte  belegenen  Kloster- 
höfe kaum  mehr  bedüHen;  immerhin  mag  noch  an  die  Naumborger 
Freiheit  und   die  sog.  Muntaten,   d.  h.  Immunitäten,  in  Bamberg  er- 

')  Vd.  W.  ARNOLD,  «.  %.  O.  II,  8.  888ff.  4S0fl  II  i.ios,  a.  «.  O.  II '. 
B.  211  ff.  237  ff.  Uebor  «pKtoro  HtreiUf  keilen  Tgl.  W.  AK>UL1>,  «.  a.  O.  II,  8.  471  fi. 
II.  BOO«,  •.  a.  Ü.  IV',  H.  3ff. 

')  Vgl.  C.  HKOKL,  Dcntache  Hadteehronikeu  XVIII,  s.  124 ff.  H.  KA8EK. 
a.  a.  O.  8.  i)6ff.  U.  L.  KKIK(iK,  n.  a.  O.  8.  104ff.,  daaii  A.  DIBHL.  Urknndonboch 
dar  Stadt  EMiIngrn  I    -    '""■'      KKfT<:Fv  ""    1"7-'    '^'•' 
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innert  werden.  In  Nürnberg  besass  das  Kgidienklostcr  noch  im 
fünfzehnten  Jahrhundert  eigene  Civil-  und  Strafgerichtsbarkeit  über 
seine  Hintersassen,  fiir  die  1478  eine  neue  Gerichtsordnung  auf- 
gezeichnet wurde ').  Dass  die  Städte  solche  Sonderbildungen  zu  be- 
seitigen und  alle  Insassen  der  Fronhöfe  dem  Stadtgericht  allein  zu 
unterwerfen  trachteten,  war  begreiflich,  obwohl  es  ihnen  keineswegs  überall 
und  nicht  allenthalben  im  gleichen  Umfang  möglich  war.  Vergegen- 
wärtigt mag  diese  Tendenz  werden  am  Beispiel  von  Wien,  dessen 
Bürgerschaft,  unterstützt  von  den  Herzögen,  seit  Ende  des  dreizehnten 
Jahrhunderts  gegen  die  niedere  Kriminalgerichtsbarkeit  der  Khister 
auf  ihrem  innerhalb  des  Stadtfriedens  belegenen  Eigen  ankämpfte, 
noch  mehr  aber  gegen  die  civile  Gerichtsbarkeit  der  geistlichen  Grund- 
herren öffentlich-rechtlichen  Ursprungs,  nachdem  die  Civiljurisdiction 
über  alle  von  ihnen  dinglich  abhängigen  Bürger  bereits  1278  dem 
Stadtgericht  überwiesen  worden  war.  Herzog  Rudolf  IV.  (tl365)  hob 
im  Jahre  1361  in  Wien  und  allen  Vorstädten  alle  Sondergerichte  wie 
von  Laien  so  von  Geistlichen  auf,  ohne  allerdings  gänzlich  sein  Ziel 
zxL  erreichen,  aber  immerhin  war  ihnen  die  Rechtsprechung  über 
Grundstücke,  Renten  imd  Zinse  genommen,  des  Weiteren  auch  die 
Teilnahme  an  Beurkundungsgeschäften  bei  Verträgen  zwischen  Bürgern 
untereinander  und  zwischen  geistlichen  Anstalten  oder  zwischen  Kle- 
rikern und  Laien.  Seit  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  ging 
in  W^ien  der  kirchliche  Vermögensverkehr  zu  seinem  überwnegenden 
Teile  vor  sich  mit  Händen  des  Bürgermeisters  und  Rates  oder 
wenigstens  unter  ihrer  Zeugenschafl  und  unter  dem  städtischen  Grund- 
siegel. Anden^ärts  blieb  der  Geistlichkeit  ein  Anteil  an  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  so  in  Strassburg,  wo  infolgedessen  auch  die 
Stadtbücher  fehlen;  das  Bestehen  besonderer  Buchämter  für  einzelne 
Kirchspiele  in  einigen  Städten  hingegen  musste  an  sich  keine  Mit- 
wirkung der  in  den  Kirchspielen  tätigen  Geistlichen  an  der  Gerichts- 
barkeit zur  Folge  haben.  Der  Anspruch  endlich,  dass  die  Besitzungen 
des  Klerus  Asyle  sein  sollten,  rief  immer  neue  Zwistigkeiten  zwischen 
Geistlichkeit  und  Bürgerschaft  hervor,  nicht  minder  Satzungen  der 
Stadträte,  deren  Umständlichkeit  das  Bestreben  veranschaulicht,  die 
Forderungen  geregelter  Rechtspflege  mit  den  Privilegien  der  Kirche 
nach  Kräften  auszugleichen.  Im  Jahre  1401  setzte  Rottweil  fest,  dass 
wer  um  Diebstahl,  Geldschuld  und  alle  den  Leib  angehenden  Misse- 
taten in  das  Kloster  St  Johann  fliehe,  sein  Bürgerrecht  verlieren 
solle;  weihe  aber  die  teer  int,  die  gen  sant  Johanns  wichend,  die  dem 
totuchlag  t&ttind  oder  die  plattenden  vmnden  tattind  oder  da  ainer  den 
andern  schlüge,  von  solicher  sach  wegen  damit  sol  ainer,  der  da»  also 
hatte,  ein  burgerrecht  nit  verloren  hau  denn  sovil  als  urtail  und  recht 
darumh  git.  Verletzungen  des  Asyls  durch  die  Städter  blieben  nicht 
aus.  Ein  Brief  Friedrichs  lU.  an  Rottweil  von  1473  befiehlt  die 
Abstellung  von  Klagen  des  Vorstehers   von  St.  Johann,   nachdem  die 

•)  Nach  G.  L.  VON  MAURER.  SadteverftuMunjr  II,  8.  462  Anm.  45  gedruckt 
bei  WILL,  Historisch  -  diplomatisches  Ifagvxin  II,  8.  291  ff. 
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Bürger  einen,  so  auff  die  freyuinj,  ilninlt  sunt  .h>li(tnns  haua  zu  Rotweil 
von  uns  und  unaern  vorfarn  am  rt-lrh  sn„,lirlnli  h..i,tf,t  ist,  gevoichen%ei, 
auM  demselben  haua  und  freyuifi   mif  ^/^  >r,,  „d  damit  aolich 

freuung  verbrochen,  auch  wider  dir pmnf  lUuinn  <>,,j,  ,jj<  i,  <  rrhanndelt haben 
und  darein  gevallen  sein.  Begreiflich  war  unter  solchen  Umständen 
die  ErklUrung  des  Stadtrates  von  Rothenburg  ob  der  Tauber  aus  dem 
Jahre  1406,  in  der  er  die  Fordening  einer  Niederlassung  des  Deutschen 
Ordens  auf  Aaylrecht  ablehnte :  Wer  uns  einer  nit  gefüglich  und  wann 
er  wer  in  dea  pfarrers  kamniern  oder  uff  dem  altar  in  der  kirchen, 
wir  nemen  in  heraus,  wann  wir  unser  türme,  mauern  und  graben 
darumb  nicht  gebawet  haben  lassen,  das  wir  in  oder  yeman  anders  hie 
wollen  lassen  *).   — 

Den  Grenzregulierungen  auf  weltlichem  Gebiete  entsprachen 
solche  auf  kirchlichem. 

Sie  betrafen  zuniichst  die  gerichtliche  Sonderstellung  der  Kleriker 
in  bürgerlichen  und  kriminalen  Streitigkeiten,  die  auch,  wie  im  vorigen 
Abschnitt  dargelegt  wurde  2),  in  den  Landesfursten  ihre  Gegner  fand. 
An  ihre  Bedeutung  für  die  Keception  des  römischen  und  kanonischen 
Rechtes  kann  nur  erinnert  werden;  ihre  Bekämpfung  durch  die  Städte 
weist  eine  bunte  Mannigfaltigkeit  der  grundsätzlichen  Bestimmungen 
auf,  die  gleichwohl  alle  der  Absicht  auf  Vereinheitlichung  ihr  Dasein 
verdankten. 

Prinzipiell  war  für  causae  civiles  der  Kleriker  ihr  Gerichtsstand 
vor  dem  geistlichen  Richter  anerkannt,  aber  häutig  genug  wurde  ge- 
klagt, dass  er  von  den  weltlichen  Gerichten  nicht  Deachtet  werde,  so 
seitens  des  Kölner  Erzbischofs  1258,  die  Stadtschöffen  urteilten  über 
CHiter  im  Besitz  geistlicher  Personen,  so  über  die  Bürger  von  Speier 
1366,  sie  hinderten  die  geistlichen  Richter  am  Reehtsprechen  über 
Kleriker  und  solche,  die  nach  Herkommen  vor  ihr  Gericht  gehörten. 
Das  Beispiel  Wiens  zeigte  denselben  Zug  der  Entwicklung:  je  mehr 
die  Bürger  selbst  nur  vor  dem  Stadtgericht  belangt  werden  konnten, 
um  so  mehr  ward  der  Klerus  ausser  Stand  gesetzt,  seine  Klagen  gegen 
sie  bei  dem  geistlichen  Richter  anhängig  zu  machen. 

Auch  für  die  causae  criminales  der  Kleriker  nahm  die  Kirche 
eine  Sonderstellung  in  Anspruch.  Sie  wollte  entweder  selbst  die  Ver- 
brechen der  GeisUichon  ahnden  oder  doch  sie  nach  ihrer  Absetzung 
vom  Amte  dem  weltlichen  Richter  zu  weiterer  Bestrafung  anheimgeben. 
Zahlreich    waren   auch    hier   die  Beschwerden   gegen   «Ü  'atores 

elericorum,  Androhungen    wie  Verkündigungen  von  Kxl,  ikation 

')  H.OÜNTER,  Urkandenbuch  der  SUdt  KoUw.il  1.  s.  j  ..     ..  ,.     n.  \\  .  UK.N 
8EN,  HUtoriache  Untonachungen  über  Rotenburg  8.  5*21.     Vf^i.  auch  das  Urteil  de« 
BUchofs   von  Hildeeheim   TOin  Jahre  131:{  ircircn  die   niir^rrr  von  (inaUr,  die  einen 
Verbreober  de  doU    der  gefreiten  Stii'  .  und  Jiidn  gewalUMm  ent* 

femt  battan;  «ie  werden  von  der  Kxk"  it  und  haben  fortan  in  jener 

Klrab«  «bi  «wl^  Uolit  so  nnt«riialten;  di«  Stütaherren  werden  vermahnt,  ut  mm 
«MTMW  dtemlar  ntkatitml  st  tmtaratuiM  ptAKm$  «I  tskertta»  tA  ipm$  emriis  ammtmtmtt  H 
MmstoKkr  omma  H  «M^ulti,  <!■  fin6««  pomst  femtran  »omtdatim  (0.  ÜODK,  rrkundcn- 
b«eh  dar  Stadt  Ooalar  UI.  8.  SlO). 

*)  Vgl.  obaa  8.  966  ff. 
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und  Interdikt  gegen  die  Bürgerschaften  *),  die  Oeintliche  und  selbst 
Bischöfe  in  Haft  gesetzt  hatten  *),  —  im  Allgemeinen  aber  trat  der  grund- 
sätzliche Widei-spruch  der  Laien  gegen  diese  Forderung  der  Kirche 
weniger  her\'or*).  Ueber  keinen  Pfaffen,  so  bestimmte  das  Rechts- 
buch nach  Distinctionen,  gegen  Ende  des  vierzelmten  Jahrhunderts 
in  einer  I^ndstadt  sächsischen  Rechts  aufgezeichnet,  soll  weltlich  Ge- 
richt gehen,  wenn  er  seinen  Leib  verwirket;  man  soll  ihn  dem  Bischof 
ausliefern  und  der  soll  über  ihn  richten,  damit  dem  Kläger  Genüge 
geschieht;  will  dieser  ihn  aber  degradieren,  das  heisst  ihm  die  Weihe  ab- 
nehmen, und  ihn  dem  weltlichen  Richter  überantworten,  so  mag  welt- 
lich Gericht  über  ihn  ergehen*).  Ausdrücklich  erkannte  der  Rat  von 
Kordhausen  an,  dass  er  keine  Gewalt  habe,  über  Pfaffen  zu  richten. 
Im  Jahre  1424  gab  die  Mainzer  Bürgerschaft  zu,  dass  der  Erzbischof 
befugt  sei,  Vergehen  der  Geistlichen  zu  bestrafen.  Gleichwohl  haben 
einige  Städte,  nicht  zuletzt  aus  Misstrauen  in  die  Gerechtigkeitspflege 
der  geistlichen  Gerichte,  kein  Bedenken  getragen,  selbständig  gegen 
verbrecherische  Kleriker  vorzugehen ;  die  städtischen  Strafgesetze  wurden 
ausdrücklich  als  auch  für  Kleriker  massgebend  und  verbindlich  be- 
zeichnet, in  bestimmten  Fällen  ausschliesslich  der  weltliche  Richter 
als  zuständig  erklärt,  so  in  Mergentheim  bei  Sodomie.  Rechtsver- 
weigerung und  Rechtsverzögerung  der  geistlichen  Richter  setzte  die 
weltlichen  in  Tätigkeit,  so  in  Augsburg  1409,  wo  vier  Geistliche  an 
einem  Turme  aufgehängt  \^'urden  und  des  Hungertodes  starben.  Geist- 
liche wurden  aus  der  Stadt  verbannt,  so  in  Freiburg  i.  Br.  in  den 
Jahren  1350  bis  1400  umbe  unzoht  und  umbe  das  mort,  oder  sie 
mussten   schwören,    die  Stadt   ohne  Willen   der   städtischen  Obrigkeit 

')  Vgl  Cronic«  8.  Petri  Erfordenai«  modema  zum  Jahre  1322  (?):  .  .  .facta  est 
magma  düeordim  imter  ävea  Erpkordenae»  et  elerum,  quia  äve$  qjuendam  ekrieum  de  furto 
di§amatwm  feeenmU  «Mpemüb  imterire;  qua  de  re  »tatitn  a  dieimu  deriei  eemmere.  Cnde 
eomumod  aw»  (promutpaverunt  edietum,  ut,  n  qui  cum  eierieU  gtädjuam  haberent  agere  vel 
negodare,  Ueite  po$tent  tum  obttantänu  eotuuSbiu,  et  tie  per  eomanmUatem)  euriat  deicere, 
domot  deatruere,  b<ma  diripereper  nepfumdoe  hominea  proeuranmt.  Qmapropter  äreafettttm 
t.  Bartholomei  Matkiat  arekiepueopus  (von  Mainz  als  der  Landesherr)  venieiu  Erphor- 
diam  eum  pneeadone  et  erueSnu,  eandeha  et  reUquii*  tanctorum  honorißee  est  tuseeptus. 
Qui  inter  elerum  et  dves  pacem  fadens  eo$  eaneörditer  refonaavit;  ed.  O.  HOLDER- 
EGG ER,  Monamenta  Erphesfurtensia  8.  354 f.  (das  Eingeklammerte  ist  Zusatz  einer 
zweiten  Recension,  deren  Wortlaut  auf  Parteinahme  der  Bürgerschaft  für  den  Klerus 
gegen  den  Rat  zu  deuten  scheint). 

*)  Vgl.  den  Bericht  der  Magdeburger  Schüppenchronik  z.  J.  1325  (Deutsche 
Städtechroniken  VII,  189 ff.;  s.  auch  Detmar  z.  J.  1325,  ebd.  XIX,  450)  über  die 
Gefangennahme  und  Ermordung  des  Erzbischofs  Burchard  von  Magdeburg  (f  1325); 
dazu  die  Urkunden  bei  G.  HERTEL,  Urkundenbuch  der  Stadt  Magdeburg  I  (Halle  a.8. 
1892),  S.  205  ff. 

*)  Vgl.  auch  die  Reichssentenz  von  1234  gegen  die  Bürger  von  Uildeaheim, 
die  mnetoriUUe  propria  eltrieos  fernere  iudicando  zum  Tode  Terurteilt  hatten ;  ee  wird 
ex  oowiiiiii  eomtemmt  primeipmm  erkannt,  ut  quicutnqite  aeeulan  iudieiwm  ■rfswim  mKfuem 
elerieum  eueremerit  m  Am,  qme  samguiais  iudiciuM  requirutU,  mmte  dagradatiommm  «6  apiteopu 
faeiemdmm,  preter  id,  juod  m  amoiMW  lote  temtmtiit  imeidU,  m  fnoprnhr  imdmltwm  domimi 
pape  speciale  nequid  absohi,  ex  noetra  (seil,  rtgis)  sit  sentemim  pneerüemdsu  (MO.  Conet. 
II,  430). 

*)  Rechtsbncb  nach  Distinctioneii  lY  e.  16  dist.  1  ed.  OBTLOFF  (Jena  1886X 
s    206. 


288  Die  Kirche  Tom  xehntcn  bis  fünfzelintcn  Jahrhundert. 

niemals  mehr  zu  betreten,  so  1397  eine  Aebtissin  des  Züricher  Frauen- 
stiftes. Nicht  bei  jedem  Einzelfalle  mochte  bei  den  sich  kreuzenden 
Ansprüchen  der  Kirche  und  der  Stadtverwaltungen  die  Frage  der 
Zuständigkeit  völlig  geklärt  sein.  Im  Jahre  1366  verpflichtete  sich 
Womw  gegenüber  dem  Bischof,  dass  kein  weltliches  Gericht  einen 
Pfaffen  aus  der  Stadt  verweisen  solle  —  es  war  also  vorgekommen  — , 
sondern  er  sei  bei  Verletzungen  des  Stadtfriedens  dem  Bischof  zu 
iilxijintworten;  nur  daz  hoI  herleuhen  ein  hischof  .  .  .  von  mort,  raup, 
iii'itr.nij  oder  dupatal  oder  umb  andere  missedait,  da  er  den  lih  umb  ver- 
loren haity  übe  er  ein  lege  (Laie)  were,  wart  das  geschieht  •).  Der  Bischof 
also  sollte  zur  Degradation  des  Verbrechers  gehalten  sein;  die  ihm 
damit  auferlegte  Verpflichtung  deutet  auf  Zweifel  an  der  Handhabung 
der  Justiz  durch  ihn  gleich  dem  weiteren  Satze,  dass  den  Laien 
vor  dem  geistlichen  Gericht  das  Recht  nicht  verzögert  oder  verschleppt 
werden  solle.  Allerdings  Hess  die  Stadt  durch  ein  entsprechendes 
Zugeständnis  für  die  Geistlichen,  die  vor  ihre  weltlichen  Gerichte  ge- 
zogen würden,  erkennen,  dass  auch  die  eigene  Rechtspflege  der  Ver- 
besserung bedürfe. 

Versuche,  die  geistliche  Strafgerichtsbarkeit  über  Laien  einzu- 
dämmen, blieben  nicht  aus.  Bedenken  vor  Allem  musste  die  Häufig- 
keit kirchlicher  Censuren  über  die  Städte  wecken,  ihre  Verwendung 
auch  als  Kampfesmittel  im  Streite  um  weltliche  Dinge.  Erinnert  sei 
an  die  Beispiele  von  Köln  und  Worms,  deren  Einwohner  wol 
Ungelts  der  Exkommunikation  oder  dem  Interdikt  verfielen,  li 
wie  die  der  Strassburger  Chronisten  Fritsche  Closener  (um  137U)  und 
Jacob  Twinger  von  Königshofen  (f  1420),  des  Augsburgers  Burkard 
Zink  (fum  1474)  und  des  Konstanzers  Dacher  (tl471)  finden  sich 
in  vielen  Aufzeichnungen  städtischer  Historiographie.  Die  Parteiungen 
unter  der  Geistlichkeit  einer  Stadt,  die  durch  den  Gegensatz  zwischen 
Welt-  und  Regularklerus  genährt  wurden,  steigerten  die  Verwirrung, 
zumal  in  solchen  Fällen  die  Stadträte  ihrerseits  Massregelu  ergriffen, 
um  die  regelmässige  kirchliche  Versorgung  der  Städter  zur  Not  auf- 
recht zu  erhalten »).    E.  Friedberg  hat  nachgewiesen,  dass  Erftirt  drei, 

')  Nach  K.  FKIKDKERO,  De  finiuin  inter  ecclesiam  et  civitAtein  regandonim 
iudicio  8.  140  Anm.  1. 

*)  FritMhe  Cbsener  s.  J.  1261 :   Ikmmeh  gtbo«  der  biteht^bi  mmnjfmtn  dm  hmmm 

Utmm,  dm  »ü  toUeiU  form  u$  der  9tat  MM  Strotbmy.  Dot  doleiU  «tf  oflt  (bla  auf  den  Dom- 
dekan  tmd  Domluuitor).     J)o  die  pfi^keit  atletement  ue  der  etat  heem,  do  eereekh^ 

oder  tiefem.  Do  ee^oHt  die  iurgertf  dme  deie  pfe^fm  m  diie  etat  koeeemt,  die  dot^ftemt 
die  JMit  tMwi  oerriektetemt  die  eieehm  wider  dee  bieehofm  gebot  (Devtaehe  StXdtechroniken 
VIII,  74;  vfl.  ebesda  8.85  und  KBnigriiofen,  ebenda  IX,  668 f.  668).  K5niK«hofcii 
».  J.  1828  naeli  Lndwift  de«  Bayern  Kaiserivünna«:  iKanm»  wmrt  groeee  irruHge  tmd 
neeifumge  umder  der  pfeif beit  m  dm  riebm  iMm  mmI  m  frigeet  etetten,  die  dieem  kegeer 
TuiiKtig  fUr  eimem  hegeer  hettemt,  wem  «tteliahe  »fy0m,  tmd  dem  wmwteU,  wottemt  dm  babaetee 
bri^^ gekeremm  eim  mdwoltemt  nOI  eingtm  npm  JeMR  noek gotediemet kern,  mtmdie  At^uetiem 
«w<l  wä  bi  olb  Orden  ei  Stroebeug  tmd  mderom  mhigeetjmed  in  dm  riekm  etetten:  die 
teeemt  17  jer  ome  eiHfem.  Jker  die  irwifair  tmd  beK^fimem  »Z  Stredmrg  die  etmgeett  eiljore 
em  der  erete  wider  dm  bobeetm  briiife.   Sjgmdmmek  Ifiiiiiir  die  brediger  «ke  tmd  mthet%1  emek 
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Zürich  zehn,  Ulm  vierzehn,  Frankfurt  an  der  Oder  sogar  aehtund- 
zwanzig  Jahre  hintereinander  im  Interdikt  waren');  man  könnte  die 
Beispiele  noch  um  ilildesheim,  das  sechs  Jahre,  um  Konstanz  und 
Lübeck  vermehren,  die  je  achtzehn  Jahre  das  Interdikt  ertrugen. 
6.  L.  Kricgk  hat  zusammengetragen,  welche  Kosten  Frankfurt  am 
Main  während  des  vierzehnten  Jahrhunderts  aufzuwenden  hatte,  um 
das  allen  religiösen  Bedürfnissen  widersprechende  angesungen  sin  zu 
verhindern  oder  seine  Aufhebung  zu  erwirken  -).  Nach  dreijährigem 
Interdikt,  dessen  Wirkungen  Nicolaus  von  Bibera  in  seinem  Carmen 
itattricum  geschildert  hat,  musste  die  Stadt  Erfurt  im  Jahre  1282  dem 
Erzbischof  von  Mainz  1000  Mark  Silber  an  Busse  und  zum  Ersatz 
des  Schadens  entrichten,  die  vertriebene  Geistlichkeit  für  Einbussen 
an  Gefällen  und  Besitz  mit  300  Mark  Silber  entschädigen,  alle  hoheit- 
lichen Rechte  des  Erzbischofs  als  des  Stadtherm  und  seiner  Beamten 
anerkennen').     Das   Rechtsbewusstsein  musste   irre   werden    bei  der 

«ysM  mmgen  (ebenda  VIII,  469  f.) ;  vgl.  ebenda  IX,  737 :  Donoeh  über  viljore  wart  keyer 
Lwdwmig  «m»  JVyei'n  «erfranna*  von  dem  bobeete  mtd  eiligen  venlagen  in  allen  itetten,  do 
•MM  m  fltr  «MW»  hej/aer  kitUe.  Nu  hette  «mm  «»  au  Siroeburg  für  einen  biderben  keyter : 
kämmt  wprwf  etSeke  p/a0lm,  yeitiKehe  umd  weltliehe,  one  ringen,  und  lunderliehe  die  Augu- 
etimtr  wortmt  aBe  ome  ringen  17  jor.  Und  do  aü  alao  nät  gotiiiienat  hettent,  do  ging  das 
90^  WM  «An  «ml  andermeo  Un,  daa  in  «SUaehet  wart  gegeben  noch  geopfert  Und  wurdent 
tA  mm,  daz  tu  bi  verdta-bent^  .  .  Item  do  ni  wider  ringende  wurdent,  do  wart  es  aber  wol 
nmb  sä  Stande  (vgl.  aoch  BÖHMER,  Fontes  IV,  30.  Archiv  für  schweizerische  Ge- 
schichte XI.  1856,  S.  83.  88.  175 f.  226).  —  Barkard  Zink  z.  J.  1418:  Da  hörten  alle 
pfaßen  hie  in  der  stat  (Angsbnrg)  auf  ze  singen  und  ze  lesen  und  wollten  kcün  kint  nit 
taufen  noefc  niananl  Mmci-n  herm  geben  und  kainen  toten  begraben.  Und  alao  beaehiekt  man 
alle  Pfarrer  f9r  die  rtt  und  loa  in  die  brief  vor,  die  uns  der  künig  geae/üdct  hett,  und  bat 
sie,  data  rie  aollen  aingen  und  kaen  und  tuen  ala  vor  oder  aotien  auaa  der  etat  gast,  und  gab 
inen  einen  xug  vor  dem  tampetag  bim  auf  den  montag;  und  wurden  ae  rat  und  giengen  aU 
amm  der  ttut  und  aO  ehorherm  und  ander  pfajfen.  Jr  beliben  ediA  haimliek  hie  ;  die  burger 
von  dem  rat  giengen  m  aBe  döeter  und  redten  mit  den  manchen,  aie  tolten  tingen  und  läen 
oder  aber  aum  der  etat  gan.  Sie  begerten  aina  suga  3  tag,  der  ward  m  erlaupt;  und  aie 
hedaehten  aiek  und  aangen  wnd  taaen  und  fetten,  ala  aie  dann  vor  getan  ketten  (Deutsche 
SOdteeluroiiiken  V,  76f.);  z.  J.  1420:  Älao  hOrten  die  pfagen  lUle  in  der  etat  auf  ze 
tingen  und  m  kaen  und  wolten  niemant  begraben,  doch  ao  tauften  aie  Und  und  gaben  den 
fmten  mniem  herren,  .  .  .•  nun  beatellet  in  jeder  pfarr  ain  pfaftn,  der  aoU  mem  hon  und 
die  lernt  beetaUenm  der  erden  und  in  irgottareeht  tun  (ehcndAV.GSt).  —  Dacherx.  J.  1420: 
Do  M  am  abt  von  aant  Oaüen  die  von  Jppenaell  in  des  babttea  ban,  daa  man  m  allem  land, 
daa  m  gehSrent,  mateat  ungeeungen  ein,  und  atwndent  vom  MBnaterUngen  bia  gen  Samt  Oallen 
(ÜB  kiMen  Sd  an  pfaftn.  Daa  aturnd  lang,  daa  ag  niAtt  darwmb  gabent  wad  dorm,  wo  «y 
pfaj0m  amiament  oder  daa  ir  wietent,  da  ag  ea  erlangen  moehtent,  nament  und  zu  iren  Wenden 
zuÄent  umd  den  prieatem  grom  laid  antatent.  Und  daa  weret  .  .  .  m  daa  ander  jar 
CPH.  RUPPERT,  Die  Chroniken  der  Stadt  Konstanz.  Konstanz  1891,  8.  126 f.).  Vgl. 
auch  Deutsche  Städtecbroniken  XIX,  359  ff.  XXVI,  323  ff.  über  Streitigkeiten  der 
Burger  und  KlöHter  von  Lübeck  mit  Bischof  und  Domkapitel  1276ff.  Die  Anregung 
von  G.  KAUFMANN  (Geschichte  der  deutschen  Universitäten  II.  S.  245  Anm.  1)  einer 
vergleichenden  Sammlung  der  wichtigsten  Fälle  von  Bann  und  Interdikt  namentlich 
vom  12.  bis  16.  Jahrhundert  hat  leider  noch  keine  Folgen  gezeitigt. 

')  E.  FRIEDBERG,  a.  a.  O.  S.  163  Anm.  2,  GriUixen  zwischen  Staat  and 
Kirche  I,  S.  59. 

*)  G.  L.  KRIEGK,  Frankfurter  Bürgerzwiste  und  Zustände  8.  495  ff.  —  Der 
Ausdruck  den  sang  leghen  (vgl.  Deutsche  Städtechroniken  XIX.  859.  382)  beaeichnet 
ebenfalls  die  Einstellung  aller  gottesdienstlichen  Handlangen,  d.  h.  da«  Interdikt 

•)  Nicolaus  de  Bibera,  Carmen  satiricum  v.  327  ff.  heraosr.  von  TH.  FISCHER, 
Geschichtsquellen  der  Prorins  Sachsen  I,  s  (Halle  a.  8.1870),  S.  49 ff.,  dazu  ebd. 
Wennlachoff,  KirchenTerfaMO^  PwtwMsiMlt  19 
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Kasuistik  der  kirchlichen  Stratjustiz ').  Schon  1252  erhielt  Strassburg 
das  päpstliche  Privileg,  dass  der  im  Münster  errichtete  und  der  heiligen 
Jungfrau  geweihte  Frühaltar,  das  nltare  civium,  vom  Interdikt  unberührt 
bleiben  sollte,  würde  ihm  die  Stadt  in  Zukunft  verfallen.  Die  Stadt 
Konstanz  verfiel  1355  dem  Interdikt,  solange  der  Dompropst  Diethelni 
von  Steinegg  in  ihr  weilte,  der  sich  geweigert  hatte,  über  »eine  Ver- 
waltung Rechnung  zu  erstatten,  die  Tonsur  und  die  priesterlichen 
Weihen  anzunehmen.  Honifaz  IX.  (1389—1404)  erklilrte  1392,  würde 
Köln  nicht  aus  Schuld  der  Bürger,  sondern  wegen  der  zufälligen 
Anwesenheit  oder  Durchreise  interdicierter  oder  exkommunicierter 
Personen  mit  dem  Interdikt  belegt  werden,  so  müsste  der  öfl'entliche 
Gottesdienst  und  die  Spendung  der  Sakramente  sofort  wieder  beginnen, 
nachdem  jene  Personen  aus  der  Stadt  ausgewiesen  oder  freiwillig  weiter- 
gezogen seien;  derselbe  Papst  erteilte  1393  dem  Rat  von  Köln  die 
Erlaubnis,  während  eines  Interdikts,  das  er  nicht  verursacht  habe,  im 
Rathause  oder  in  einer  passend  dünkenden  Kirche  oder  sonstwo  eine 
stille  Messe  lesen  zu  lassen,  freilich  bei  verschlossenen  Türen  und 
ohne  (»eläute  der  Glocken.  Während  Rottweil  im  Jahre  1395  eine 
ähnliche  Vergünstigung  erwirkte,  wurde  1399  Frankfurt  durch  das 
])äpstliche  Privileg  ausgezeichnet,  dass  während  der  beiden  Messen, 
d.  h.  hier  der  jährlichen  Zusammenkünfte  von  Händlern,  sowie  je 
zweier  Wochen  vor  und  nach  ihnen  unter  allen  Umständen  Gottes- 
dienst gehalten  werden  müsse,  auch  wenn  gebannte  Personen  in 
der  Stadt  anwesend  seien.  Ob  und  wieweit  die  kirchlichen  Strafen, 
je  öfter  sie  verhängt  wurden,  an  Nachdruck  verlieren  mochten,  bleibe 
unerörtert;  dass  der  Laienstand  dagegen  Widerspruch  erhob,  war 
begreiflich.  Das  Münchener  Stadtrecht  verordnete  deshalb,  Exkom- 
municierte  müssten  ausziehen,  um  nicht  über  die  Gesamtheit  der 
Hürger  die  gleiche  Strafe  heraufzubeschwören.  In  anderen  Städten 
begegnen  Gewaltmassregeln  der  Magistrate,  um  die  Folgen  der  Bannung 
abzuwehren.  Wie  in  Gotlia  1324  wurde  anderwärts  der  Klerus  durch 
eine  Art  von  Belagerungszustand  zum  Nachgeben  genötigt;  Regens- 
burg verfügte  1357  die  Schliessung  aller  Schulen,  Heilbronn  1370  die 
Gefangennahme  der  Geistlichen.  In  Allem  lag  der  Vorbehalt,  dass 
die  Stadt  selbst  befugt  sei,  über  die  Rechtmässigkeit  der  kirchlichen 
Massregein  ein  bestätigendes  oder  verwerfendes  Urteil  zu  fUilcn.  Die 
Ordnungen  der  Städte  entsprachen  hier  vielfach  denen  der  Landes- 
herren. Wenn  der  Landgraf  von  Hessen  dem  Schultheissen  und  Rat 
von  Kassel  1444  befahl,  dem  zu  Unrecht  Gebannten  wider  den  Bannenden 
beizustehen,  so  war  seine  Absicht  dieselbe  wie  die  von  Schulthoiss, 
Rat  und  Schöffen  zu  Frankfurt,  die  1283  den  Stadtpfarrcr  verpflichteten, 
pro  fuU>  violato  in  quocumque  artißcio  keine  Genugtuung  zu  fordern 
oder  Strafe  su  verhängen,  ni»i  quam  dictaverit  »eiUentta  §oa&inontm '). 

8.  158 ff.  Vgl.  anch  dt'  v----'--r  In  den  SoMter  8t«dtbBeh«ni  s.  d.  J.  1418  und  1419. 
DeuUche  StMdUschroMil.  19  ff.  %ff. 

*)  V|rl  •     >!  i>.  \.     ...    ...  ntentU  i>xconununicationlt,  im  Allgemeinen  P.  lUN- 

8CII1U8.  Kr  V.  H.  Iff.  4{»3ff. 

*)  J.  I  '  IMEK,   Codex  diplomaticus  Moenofirmnoofnilanas  I  «d.  F.  LAU 

(Frankftirt  «.  11.  1901).  8.  S38. 
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Damit  war  zugleich  eine  Bresche  gele^  in  die  j^eistliche  Gerichts- 
barkeit in  allen  Füllen,  die  von  der  Kirche  als  Sünden  angesehen 
wurilen  und  demnach  von  Klerikern  beurteilt  werden  sollten.  Auch 
die  Städte  haben  gleich  dem  Landesfurstentuni  danach  getrachtet,  die 
/iKandigkeit  der  Sendgerichte  einzuengen.  Schon  im  dreizehnten 
Jahrhundert  Hess  der  Braunschweiger  Rat  feststellen,  dass  in  ihnen 
nur  gerü^  werden  solle  ausser  vielleicht  Betrug  bei  Verpfändungen 
(uHilt-rsati  Wucher  und  dat  weder  die  kerstenheit  si^).  Namentlich 
seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  zeigt  sich  eine  Beschränkung  ihrer 
Kompetenz.  Gewisse  Vergehen  wie  Mord,  Tötung,  Diebstahl,  Raub 
und  Brandstiftung  wurden  nur  selten  noch  als  zu  ihr  gehörig  auf- 
geführt. Das  Streben  der  Städte  nach  eigener  Gerichtsbarkeit  ver- 
}i:  '  h  mit  der  Wandelung  in  der  Auffassung  der  Strafe  als  eines 

\s  a  und  öffentlich-  rechtlichen  Strafmittels,  zugleich  mit  der  Ab- 

neijcung  gegen  die  Missbräuche  bei  Handhabimg  der  Sendgerichts- 
barkeit, gegen  deren  Ausbeutung  durch  die  Sendrichter,  die  in  ihr 
eine  Quelle  des  Gelderwerbs  fiir  sich  und  ihre  Begleiter  erblickten. 
Tii  _lt'icher  Richtung  wirkten  die  privilegia  de  non  evocando  für  einzelne 
Malte.  Im  Jahre  1359  erhielt  Wien  von  Papst  Innocenz  VI.  (1352 
bis  1362)  auf  fünf  Jahre  die  Vergünstigung,  Niemand  dürfe  sie  vor 
ein  auswärtiges  geistliches  Gericht  laden,  wenn  nicht  ein  päpstliches 
Mandat  die  Parteien  bereits  citiert  habe  und  wenn  die  Bürgerschaft 
gewillt  sei,  innerhalb  der  Stadt  selbst  vor  dem  zuständigen  Richter 
auf  Klagen  zu  antworten;  1399  ward  derselben  Stadt  für  alle  Zeiten 
das  Vorrecht  eingeräumt,  dass  weder  der  Diözesanbischof  noch  ein 
vom  päpstlichen  Stuhle  delegierter  oder  subdelegierter  Richter  die 
Einwohner  wegen  irgend  welcher  Sache  vor  ein  geistliches  Gericht 
ausiterhalb  der  Mauern  Wiens  fordern  dürfe,  es  müsste  denn  durch 
Rechtsverweigerung  begründet  sein.  Aehnliche  Verbriefungen  waren 
den  Städten  Würzburg,  Braunschweig  und  Quedlinburg  1389,  1390 
und  1399  zu  teil  geworden. 

Die  Teilnahme  der  Städte  erstreckte  sich  schliesslich  auf  noch 
andere  Gebiete  des  Lebens,  deren  Pflege  lange  Zeit  dem  Klerus 
allein  überwiesen  war.  So  auf  das  Schulwesen,  ohne  dass  es  auch 
hier  an  Konflikten  gefohlt  hätte,  die  freilich  nicht  so  sehr  principiellen 
Gegensätzen  als  namentlich  äusseren  Rücksichten  und  Interessen  ent- 
sprangen. Erst  nach  langem  Bemühen  konnte  1262  der  Lübecker 
Rat  die  Errichtung  einer  Schule  durchsetzen,  in  der  aber  nur  im 
Deutschen,  Lesen  und  Schreiben  unterrichtet  werden  sollte.  In  Braun- 
schweig konnte  eine  städtische  Schtde  erst  1420  ins  Leben  gerufen 
werden,  nachdem  während  des  siebenjährigen  ,Papenkriegs*  die  Stadt 
gebannt  worden  war,  da  die  Pfarrgeistlichkeit  ihr  Anrecht  auf  den 
ausschliesslichen  Schulbetrieb  nicht  eingeengt  sehen  wollte.  Mehr  ala 
eine  Stadt  war  die  Gründerin  einer  Universität,   so  Erftirt  1392  und 

')  Deatsche  Städt«chroniken  XVI.  873  Anm.  6.  —  Ueber  die  Send^rerichte 
im  Allgvmeinexi  xgl.  P.  HINSCHIUS,  a.  a.  O.  V,  S.  425  ff.  445  ff.,  Ober  Laien  al« 
SeadMUffen  ebd.  V.  S.  437  ff.,  dasn  die  Aa&eichnan^  aiu  Miltenberg  (1440-50) 
bei  R.  SCHRÖDER,  Oberrheinische  Stadtrechte  I,  8.  341  ff. 
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Baacl  1460,  beide  ausgestattet  mit  päpstlichen  Stiftungsbriefen;  in 
Köln  nahm  sich  der  Rat  der  Gründung  an,  berief  eine  Anzahl  von 
Lehrern,  verkündete  das  päpstliche  Privnleg,  erklärte  es  für  angenommen 
und  versprach  Unterhaltung  des  Studiums  (1389).  Die  Stadt  über- 
nahm des  Weiteren  die  Sorge  für  Arme  und  Kranke  durch  Ordnungen 
über  das  Almosen-  und  Bettelwesen  —  in  Rothenburg  ob  der  Tauber 
wurde  1414  sogar  den  Bettelmönchen  verboten,  ohne  Erlaubnis  des 
Bürgermeisters  Spenden  einzusammeln  — ,  durch  die  Anlage  von 
Hospitälern,  so  im  westfälischen  Coesfeld,  wo  zwei  Anstalten  die  eigen- 
tümliche Bezeichnung  ,Zum  grossen  oder  reichen  heiligen  Geist'  und 
,Zum  kleinen  heiligen  Geist'  trugen,  beide  von  Ratsmitgliedem,  die 
erstere  von  den  ,Verwahrem  des  heiligen  Geistes*,  verwaltet  wurden. 
Die  Stadt  nahm  sich  zugleich  ihrer  Toten  an.  Im  vierzehnten  Jahr- 
hundert wurde  zu  Nürnberg,  1410  zu  Braunschweig  die  Beisetzung 
von  Toten  in  den  Kirchen  untersagt;  1447  wurde  zu  Heilbronn  fest- 
gestellt, dass  die  Leichen  schon  seit  länger  als  Menschengedenken 
auf  Grund  einer  Ratsverordnung  ausserhalb  der  Stadt  beerdigt  würden, 
weil  der  Friedhof  der  Nicolauspfarrkirche  zu  klein  sei,  bei  grosser 
Sterblichkeit  überdies  Gefahr  für  die  Einwohner  bestehe.  Nahe  genug 
lag  die  Einmischung  in  die  rein  spirituale  Tätigkeit  des  Klerus.  Der 
Minderbruder  Johann  von  Wintertlmr  (f  um  1347)  berichtet,  dass 
nach  dem  Brande  von  Rottweil  im  Jahre  1339  mehrere  Städte  — 
wolil  solche  in  Schwaben  und  am  Bodensee  —  ferias,  ieiunta,  oraciones, 
procesnones,  elemosynas  ad  placandutn  Deum  anordneten.  Der  Straas- 
Durger  Chronist  Pritsche  Closener  erzählt  zum  Jahre  1357  von  der 
Einftihrung  eines  alljährlich  am  Lucastage  (18.  Oktober)  zu  veran- 
staltenden Bittgangs;  ein  Strassburger  Ratsprotokoll  von  1409  lehrt 
eine  Polizeiverordnung  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  bei  einer 
Prozession  kennen.  In  Konstanz  setzte  der  Rat  fest,  wie  man  an  unser» 
herren  fronlichnamstag  von  den  zünften  mit  den  herzen  vor  und  naehgat  *). 

')  Archiv  Hir  schwcicerüche  Geschichte  XI  (1856),  8.  152.  Fritsehe  CloMser 
(Deutsche  Stftdtochroniken  VIII.  137;  die  eingeklammerten  SKtse  sind  Zutaten  tob 
Königshofen,  ebd.  IX.  86Sf.):  Do  das  jor  ttmbe  kam,  do  aattent  die  bwrgtr  mttm  krUm- 
gang  uf  an  $.  Luaat  dag,  datt  mum  soft  unten  herren  Kekamtn  iragent  und  eoUeni  «Ib, 
die  do  tporenl  tn  dem  rote,  mit  kruleen  gon  barftb  in  growaen  mentalm  wed  hngeOtttm 
und  pfundige  hmtaen  atn  dm  htnden  tragen ;  und  rnt  der  kruteegange  »erginge,  eo  eoätnt  et 
die  kertrnn  untere  Rotoen  (in  dem  mäneter)  opfern  und  die  gramen  kUder  anmen  täten 
geben.  Die  mttent  eü  t^f  atte  jor  mu  tinde  itf  den  edben  dag  (und  dani  90  eiertel  komm 
in  brate  geben  *8  einre  ependen  amen  Mfon  u$td  tu  die  getitMaerJ.  Straasburfer  Rata- 
pivtokoll   Ton  1409  (ebd.  IX,   1024 f.):    AUo  die  erwmdigen  kerren  der  kokan  et^. 


andere  $tiften  und  die  Orden  athie  in  der  »tat  angeeeken  kant  die  amekunge  und  wueeekeUe, 

'    t  geuaten  iet  und  eiek  die  am  tage 

wunret  tteueenent  aea  eieeten  oeoeeten  mmI  den  wen,  imm  omm  emgeeeken  aan*  ssmiiom  i 


die  do  kaiffe  ait  in  der  heiligen  eritletJteit  geueeem  u<  und  riA  die  am  tage  wsirt  und  nit 


erbaratkeimg  Oot  und  die  käniglieke  «UUtr  üaria  und  atte  Qotim  keiligen  wenfriden  und 

tf*  OTWMMiraBMBI*  flflRMMOMflt  40MCHM.   CHM  MUMBffHMI»  MPHtfQAMIf  tf0W  ObMNVM  wMi  flfH  WM 

MUflMI  l90^Cf0|  winflMM  40  MIlC  #■  J^mnüllOM  Hl  f^OWS  WO^Oill.  wttf  MMI  tu  J^HMT  J^j^^  W  MM 
mW$fH  MM  lÜ  MW  MMMT^  MUMIll  If^  MOTIM  CfMITHI^y  l^^liflllM  Wk  ^tlKIfB  w9ff^f9  MR  ClTVflMM^ 
iMIt  Muf  MMto  4h  tf^Iiilla  ^L^  ^Ab  MMSA«  drtfMMMM  ^MM  MüiMkMflAUkflr  AmMIMMI  MmI  90MW^^ 

werde»,  daruwAt  eo  eint^uneer»  kentn  mittlir  und  tut  abtMJHktmmeeL  dae  eü  iedtm  entm 
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r.f-/.<-ichnend  ist  auch  das  Beispiel  Köln«,  das  wegen  Zerstörung  des 
Deutzer  Heribertklosters  dein  Interdikt  verfallen  war,  durch  eine 
Gesandtschaft  an  Papst  Bonifaz  IX.  (1389 — 1404)  Lösung  von  ihm 
erbat,  zugleich  aber  auch  Ueberlassung  des  Jubeljahres  von  1390. 
Der  Stadt  ward  zugestanden,  dass  innerhalb  ihrer  Mauern  der  Ablas» 
eben  so  gut  erworben  werden  könne  wie  in  Rom  selbst;  die  Ablasft- 
empfilnger  jedoch  sollten  ausser  den  vorgeschriebenen  Bussübungen 
v«rptlifhtet  sein,  soviel  Geld  als  Almosen  niederzulegen,  als  eine  Reise 
nach  Rom  kosten  würde;  die  eine  Hälfte  des  Ertrags  fiel  der  Stadt 
anheini  zum  Wiederaufbau  jenes  Klosters,  die  andere  sollte  an  den 
Papst  al> IT'  führt  werden,  der  sich  für  die  Jubiläiimsbulle  mit  einer 
Zaiiluiijx  v.-n  über  11000  Mark  anstatt  der  ursprünglich  geforderten 
80000  Mark  begnügt  hatte  i). 

Aus  Allem  ergab  sich  eine  Anteilnahme  der  Städte  an  dem  Leben 
der  Geistlichkeit,  an  der  kirchlichen  Verwaltung,  die  hinter  deijenigen 
der  weltlichen  Reichsfürsten  kaum  zurückstand.  Sie  waren  Faktoren, 
die  selbständige  Kirchenpolitik  zu  treiben  geneigt  waren  und  mit  denen 
die  Kirche,  kirchliche  Parteien  und  Kreise  rechnen  mussten.  Eine 
Stadt  wie  Strassburg  bestellte  1324  einen  Geistlichen  —  ähnlich  wie 
andere  Gemeinwesen  einen  geistlichen  Stadtschreiber  und  neben  ihm 
auch  noch  ,geschworene  PfaflFen'  zu  Zwecken  der  heimischen  Ver- 
waltimg   und   zu   diplomatischen   Verhandlungen-)  — ,   damit   er   ihre 

M,  dt$  gHehe  niUent  die  frowen  ouek  minder  gon  und  dehem  man  tmder  in ;  e$  tüUent  ouek 
weder  frwoen  noek  Mcntne  wnier  emmnder  an  den  wegen  tton  zugdugatde,  wie  man  die 
erüagemge  «uge,  dume  iederwun  »ci  in  «mm  kirtpel  dem  heiligen  meramenie  nadtmttgen  und 
0«t  umd  nme  Hebe  mtier  Marien  anddtteeUeken  und  ematUdw  bitten  umbe  eimberkeit  der 
heUigen  erittenkeii  wnd  gemeinen  friden  der  lande  und  Ute.  Und  wer  alto  an  den  wegen 
fimeüiehe  ttinde  und  dem  heiligen  maramenie  nU  naekmlgende  wer,  der  beaeert  30  »i-  d. ; 
kette  eber  mm»,  da$  also  freeeüiehe  etStnde  an  den  wegen  tSeelSgende,  nit  m>  vU  gelte»,  da» 
wU  man  m  eemlieker  MOMen  »trogen,  daz  ime  weger  wer,  et  wer  doheim  bliben,  und  wil 
man  amek  kater  darüber  beOeüen.  Die  Koiutanxer  Ordnung  bei  PH.  RUPPEKT,  Chroniken 
der  Stedt  Konstanz  8.  405  f. 

')  Vgl.  H.  KEUSSEN,  Mitteilungen  aus  dem  SUdtarchiv  von  Köln  IV,  is 
(1887),  8.  67  ff.,  dazu  M.  TANGL,  Mitteilungen  des  Instituts  für  österreichische 
Oeschichtsforschang  XIII  (1892),  8.  65ff.  —  Es  wäre  eine  dankenswerte  Arbeit,  mit 
Hälfe  des  in  den  .Deutschen  Städtechroniken"  und  in  den  Stadtrechnungen  (vgL 
K.  VON  KAUFFITXGKN.  Mühlhäuser  Geschichtsblätter  V,  1904  5,  8.  33 ff.  A.  TIIXE, 
Deutsche  Geschicbtsblätter  I,  1900,  S.  65 ff.)  serstreuten  Materials  zusammenzutrageD, 
welche  Ausgaben  für  kirchliche  Zwecke,  kirchliche  Privilegien  u.  s.  w.  die  Städte 
machten.  Die  Nürnberger  Rechnungen  des  vierzehnten  Jahrhunderts  weisen  keine 
Ausgaben  für  Kirche  und  Schule  auf;  die  hier  vorkommenden  oentu»  eapellanorwn 
waren  Ziuse,  die  an  die  Geistlichkeit  ans  bestimmten  Rechtstiteln  gezahlt  wurden; 
die  Kirchenbauten  wurden  durch  fromme  Spenden  und  Stiftungen  wie  Ablassgelder 
bestritten;  vgl.  Deutsche  Städtechroniken  I,  292.  Im  15.  Jahrhundert  sind  die  Aos- 
gaben  für  das  heiUttm  (vgl.  oben  S.  171  Anm.  1)  gering,  ebenso  die  für  bestimmt« 
Mensen  und  Almosen;  vgl.  P.  SANDER,  Die  reichsstädtische  Hanshaltung  Nürnbergs  . . . 
von  1431  —  1440  (Leipzig  1902),  8.  641  f.  Für  die  kölnischen  Ausgaben  in  den  Jahres 
1370-  1380  vgl.  R  KNIPPING,  Die  Kölner  Sudtrechnungen  II  (Bonn  1896).  8.  416». 

*)  Ueber  die  Stadtschreiber  (notarii,  protonotarü  ämtati»,  der  »tede  »ekrmterj  Tgl. 
F.  BRUN8,  Hansische  Geschicbtsblätter  1903,  S.  45  ff.  H.  DIEMAR  in  der  MeriMen- 
festschrift:  Beiträge  zur  Geschichte  Kölns  und  der  Rheinlande  (Köln  1896),  8.  71  ff. 
W.  STEIN,  ebenda  8.27 ff.  W.  STEIN,  Akten  zur  Geschichte  der  VerfaMong  nnd 
Verwaltung  der  Stadt  Köln  im  14.  und  15.  Jahrhundert  I  (Bonn  1808),  8.  CXVIII  (L 
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Interessen  bei  der  päpstlichen  Kurie  zu  Avignon  vertrete.  Während 
der  Chronist  Strassburgs  den  Eindruck  der  Schrift  Defenaor  pacU 
des  Marsilius  von  Padua  wiederzugeben  wusste '),  stand  im  Streit 
Ludif^ngs  des  Bayern  mit  dem  l'apste  mehr  als  eine  Reichsstadt  auf 
Seite  ihres  Herrn,  so  Konstanz  trotz  achtzehnjährigen  InterdiktK,  so 
Frankfurt,  obwohl  ein  Teil  der  Geistlichkeit,   dem  päpstlichen  Befehl 

gehorsam,  den  Gottesdienst  einstellte  ').  Da  die  Mitwirkung  der  Laien 
ei  der  Bischof«wahl  beseitigt  war,  konnte  für  eine  Bischofsstadt  oder 
fUr  eine  Reichsstadt  mit  bischöflicher  Kathedrale  die  Persönlichkeit 
des  einzusetzenden  Bitsciiufs  nie  ohne  Bedeutung  sein"),  sieht  man 
selbst  ab  von  den  weltlichen  Rechten  des  Bischofs  über  solche  oder 
in  solchen  Gemeinwesen.  Bei  mehr  denn  einem  Streit  um  ein  Bistum 
fiel  die  Entscheidung  der  Stadt  in  die  Wagschale,  nicht  minder  seit 
Ausbruch  des  grossen  Schisma  (1378)  ihre  Oboedienzerklärung  für 
den  einen  oder  anderen  Papst.  Der  Einritt*)  des  Stadtherm  ward 
häufig  nur  gestattet  gegen  neue  Vergünstigungen,  nach  deren  Be- 
urkundung erst  die  Huldigung  der  Bürgerschaften  erfolgte,  zumal 
diese  ängstlich  bedacht  war  auf  ihre  aide  gewoinden,  die  wir  ind 
unse  vurfaeren  herbraicht  haint.  Im  Jahre  1302  bekundete  der  Rat 
von  Hiloesheim,  dat  unse  herre.  hiscop  Siffrid  (f  1310)  mit  sine»  capiteles 
willen  linde  itiner  dfufsdnanne  mit  den  bürgeren  ron  (loslerr-  qe.deqfiUinifit 

14.  44.  90.  d««u  \f!,\.  KKl  H.K.N  S.  257 ff.  l'eber  die  ,ge»chworeneii  i  iiui.n  vgl. 
F.  LAU,  Entwicklung  der  kommunalen  Verfasvung  und  Verwaltung  der  Stadt  Köln 
8.  269  ff. 

')  Fritsche  Cloaener :  /n  dm  nten  wart  da»  fmch  atmakt,  dm  do  heUtet  D^femar 
jmwm;  dos  bewiaü  tnit  redeliehen  »prüehen  der  heiSgmt  geaJir^  dem  «m  beimt  iMcbr  «hm 
kaaer  toi  aein  und  dm  er  kein  wätiiek  heraehaft  toi  htm ;  et  bewitel  oueh  det  biAeeltt  mtd 
der  ettrdinal  grit  und  ire  hofart  und  vre  aimome,  die  tu  getBonKeh  frAenl  mmI  eiek  dm 
bttehoimU  mit  /alaehen  gloeen.  Künigshofen  fügt  hinsn :  Dm  telbe  6ueA  Act  dm  ktkm€ 
abgetan  und  bi  dem  banne  verbotten  zu  tehreibende  oder  nt  beende  (Dentsehe  Stildl»- 
Chroniken  VIII.  70.  473;  s.  oben  H.  147  f.). 

*)  l'eber   die  Proxesse   gegen  Ludwig  vgl.   auch  da«   Schreiben  der    itiir;.'ör 
von  llageuau  an  den  Papst  1838  (J.  SCHWALM,  Neues  Archiv  XXVI,  1901,  8.  7 
Über    die  Stellungnahme    der  Hattler  und  Wormscr  Hürf'ersohaft  zu  der  vntn 
erliMnenen  Fonnol  fUr  die  LöMung  vom  Interdikt   und  hinsichtlich  der  A- 
Karls  IV.  im  Jahre  1347  vgl.  Matthias  von  Neuenburg,  Cronica  cc.  97ff. 
Fontes  ror.  Germ.  IV,  260  ff.) 

')  Vgl.  die  Magdeburger  Schüppenchronik  z. .).  1361  (Deotoehe  StBdt4»chroniken 
VII,  388):    Dar  na  (d.  h.  nach  dem  Tode  des  Encbischofii  Otto  f  1861) 
keren  to  mpittel  gingen,  do  »jingni  de  borgere  to  on  taut  bedm  m  dogenÜikm, 
dee  landte  not  und»  oromen  und  diU  te  nk  voremdtn  und  koren  einen  wi^ 

maekim;  unde  dat  m  dar  ein  esfiitiaf  to  Uden  m  da  etad:  tMM>  on  wen  yr«»»^, 
keten  to  Wmntilevan,    De  domkaren  anwordan  umMfiUken  und  aprdhm,  wnt  meOkn> 
köre  bawurtn  9  m  giitgen  up  or  ratkue  meki  mögende  umme  «reu  rmd:  m  wolden  wol  o> 
ane  et;  we  dat  katte  getoekt,   dat  m  to   Wanttleeen  hiwii  leoUm,  de  etde  umratkt 

med*  gingen  dt  k^ff  mn  dauM;  ebd.  ■.  J.  1882  («.  a.  O.  8.  200):   Dar  na  ko 

domkeran  den  mm  Quan^forde  AAertum  (f  1408),  dat  hdkagade  dm  borgarm  woL 

*)  Vgl.  den  Aanof  aas  dem  Magdebiuger  Ritual,  Dentsche  StAdtaehroniken 
VII.  286  Ann.  1 ;  dasu  dia  Womuer  Auflieiehnunfen  k.  J.  1483  (H.  H()<)8,  MonumenU 
WormatfMuia,  Heriin  1808,  8.  ß87ff.)  and  die  Chronik  des  Fri«  .Iii  )<  Zorn  ed.  W.  AR- 
NOLD, Bibliothek  det  litterariachen  Vereiiu  in  Stnttf a<  1857,  8.  191  ff. 
8.  auch  oben  B.  218  Anm.  2. 
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hevtif  dai  wun  nemen  bucop  koren  »etU,  he  ne  twere  dat  to  haldene  unde 
tho  beterwene  m  tineme  openem  hreve,  aUo  wu«  herre  büeop  Sißrid 
hevei  bescrtven  in  eine  openem  hreve,  dat  trorkunde  wi'tn  uneeme  hreve, 
dat  wie  kebbei  an  den  degedingen  geweeen ;  1 346  vereinbarte  er  mit  dem 
Domkapitel,  daaa  tBa  den  IUI  des  Ablebens  von  Bischof  Heinrich 
(t  1 363)  eneekolde  we  de  rad,  de  etad  unde  de  borghere  van  Hüdeneem 
oe  nicht  eetten  teghen  dat  eapittel  unde  dat  etichte  to  Hildeneem  noch 
nemant  ut  der  etad  to  Hildeneem  wer  mit  rove  eder  mit  brande  noch  mit 
orloghe  aieo  langhe,  tcent  eyn  eyndrechtig  biscop  to  Hildeneem  worde; 
deme  bieeehoppe  echolde  vse  rat  denn«  huldeghenj  alee  we  uneen  bieehoppen 
to  Hildensem  pleghen,  und  bi  der  huldinge  unde  bi  deme  rechte  »cholde 
tce  dfune  hliven ;  1 350  endlich  leisteten  Bürgermeister,  Rat  und  Bürger 
'./-/'  nsis  diifitie  ad  orientem  den  Huldigungseid  (hoinagium)y  den  ein 
Uitter  ihnen  vorsprach:  DeU  we  ueett  heren  bischop  Hinricken  to  Hilde- 
sem (f  1363)  tru  unde  holdt  »ien  also  wei  öhm  toh  recht  wesen  schullen 
unde  de  Stadt  toh  Hildesem  truliken  holen  (holden  f)  vor  aller  menlickem 
sunder  tegen  dat  ricke,  de  wiele  aien  recht  tcaret  unde  he  os  latt  bii  usem 
rex'ht,  datt  usch  Gott  also  helpe  unde  de  hilligen  *).  Wie  der  König  und 
die  Fürsten  wurden  in  der  Zeit  des  Schisma  auch  die  Städte  vor  die 
Frage  gestellt,  welchen  Papst  sie  anerkennen,  welches  Papstes  An- 
ordnungen also  hinsichtlich  der  kirchlichen  Verwaltung  sie  als  ver- 
bindlieh ansehen  sollten.  Zwei  Beispiele  aus  Südwest-  und  Süd- 
dtutschland  mögen  zur  Veranschaulichung  dienen.  Im  Jahre  1380 
verlügte  der  Strassburger  Rat,  die  Bürger  solltenUrban  VI.  (1378— 1389) 
für  einen  rechten  Papst  halten,  den  Briefen  aber  und  Prozessen 
(-1  Yjj   1^1373 — 1394)^  J^r  sich  ouch  vür  einen  habest schrihet,  nicht 

u  1,  sie  nicht  lesen  oder  bei  ihrer  Verlesung  zugegen  sein,  da 

die  Widersetzlichen  mit  fünf  Jahren  Verbannung  und  20  Pfund  bestraft 

')  E.  DOEBXER.    Urkundenbuch  der  Stadt  Hiidesheim  I  (Hilde«heim  1881), 

8.  311  irg\.  über  die  Wahlkapitalation  des  Bischofs  von  1279  S.  180).  564.  II  (1886), 

S    30  (vgl.  S.  139    und  141  z.  J.  1367,   S.  155  ff.  z.  J.  1368).     Zur  Art   der  Eide»- 

aMf  L'ung   vgl  J.  GRIMM,    DeotBche   Rechtsaltertümer    II    (4.    Aufl.    Leipzig    18»9), 

'ind  555,  wo  j*-  treffende  Parallele  nicht  begegnet.    Andere  Huldigongs- 

II  a.  bei  R.  .•>«(  ;.  Oberrheiui.sche  Stadtrechte  I,  S.  135.  142  (Mergent- 

-     und  1425)    s.  2JU.  226  (Amorbach  1395  und  1468).  S.  529  ff.  351  f.  (Milten- 

59).    M.  EHRENTRAIT,  Frei-  and  Reichsstädte  S.  81  ff.  102  ff.  —  Vgl.  auch 

:«i»n  Kecensionen  der  Ma^deburper  Schöppenchronik  z.  J.  1371 :  nach  der  gleich- 

-••n    ^Deutsche  Städtechroniken  V'II,  262 f.)    wollten  die  Bürger  von  Magdeburg 

Halle  dem  von  Leitomischl  nach  Magdeburg  rersetcten  Erzbischof  Peter  (1381 

<  Mmütz  versetzt,   f  1:^7)   nieht  enthuldigen   «o  lange,   went  he  *in  paiUum  hadde, 

:ti..:'  a  es  aber,  als  die  Domherren  ihnen  das  Pallium  vorwiesen  mit  dem  Bemerken, 

dat  dat  dg  pmeea  dum  iüehope  gesamt ;  die  spXtere  Recension  (a.  a.  O.  S.  208)  berichtet, 

die  Bürger  UUtoa  beim  Zeigen  des  Palliums  durch  die  Domherren  Tersinmt,  dat  m 

den  paUmmhrtf  mk  niekt  wi$em  leUen;  ein  Jahr  lang  habe  der  Erzbischof  kein  Pallium 

hcM^sson:  al$o  worden  de  borget  hedrogm  (vgl.  K.  JANICKE,  a.  a.  O.  8.  XX  f.).     Den- 

vand,  dass  erst  der  Besitz  des  Palliums  xor  Entgegennahme  der  Huldigung 

'  .  wurde  auch  1381  ertioben;  ebenda  8.  283  ff.  und  8.  209.     An  letxter  Stell« 

hekat  e«:    I7mme  düte  km/dmge  wart  vele  ditputeret,    mmi  do  de  domkmtn  wtemUen,  wtem 

motte  om  (d.  h.  dem  Enbischof  Albreeht  f  1408)   hmUigm  na  imMtUi^  dm  ieerttab. 

Dmr  wmri  almu  jegm  atrgmnt,  dat  «b  dta-otai  wmd$  tU,  «d  mmmr*  mm  tiaeiiidky:  Ae 

eitA«Ue  MM  jnHiMwwai  liUu,  m  anwarf  he  ok  mem  erwMaehirf,  mmd  rm*,  wer  k»  nem  erm- 

hitehof,  m>  endur/t  men  om  meht  huldigen;  vgl.  ebd.  8.  317  ff.  s.  J.  1406. 
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werden  würden^).  Die  zwiespältige  Bischofswahl  in  Konstanz  1384 
stellte  einen  Anhänger  Clemens'  VII.  gegen  einen  solchen  Urbans  VI. 
Die  Bürgerschaft  stand  auf  Seiten  Urbans  VI.  und  vertrieb  die  Clemen- 
tisten  aus  ihrer  Stadt,  weil  sie  van  iro  wegen  nit  furo  wolt  ungesungen 
»in*)\  gegen  Anerkennung  ihrer  Rechte  und  Freiheiten  sowie  einzelne 
Zugeständnisse  Hess  sie  zu,  dass  Bischof  Nicolaus  II.  (verzichtete  1387) 
in  Konstanz  einzog  und  durch  die  symbolische  Altarsetzung  vom 
Bistum  Besitz  ergriff,  um  das  mit  den  Waffen  zu  kämpfen  ihn  der 
frühe  Tod  seines  Gegners  Mangold  von  Brandis  (f  1385)  enthob.  — 
Der  Anteil  der  Städte  an  der  Aufrechterhaltung  und  Weiter- 
bildung der  kirchlichen  Verfassung  war,  trügt  nicht  Alles,  weniger 
einschneidend  als  der  des  Reichsftirstentums.  Stadtbistümer  in  dem 
Sinne  wie  Landesbistümer  gab  es  nicht,  ebensowenig  Besetzungen  von 
Domherrenstellen  durch  die  Bürger  wie  solche  durch  die  Könige  oder 
die  Fürsten,  keine  ersten  Bitten  des  Rats  oder  der  Bürgenneister. 
Eine  Mitwirkung  bei  Einsetzung  der  Geistlichen  war  darum  nicht 
gänzlich  ausgeschlossen,  so  wenn  in  Lippstadt  der  Propst  des  dortigen 
Äugustinerfrauenstifts  wohl  vom  Stadtherrn  bestellt  wurde,  dies  aber 
nicht  ohne  Zustimmung  von  Rat  und  Bürgerschaft  geschehen  sollte. 
Seit  dem  zwölften  Jahrhundert  gehörten  in  vielen  Städten  die  Pfarrer 
zu  den  ofßciales  civitatis,  deren  Wahl  die  Bürgerschaften  z.  B.  von 
Augsburg,  J^rfurt  und  Lübeck  für  sich  forderten  und  erhielten').  „Die 
Beispiele  sind  so  zahlreich,  dass  der  Satz  ein  Recht  hat:  die  Wahl 
des  städtischen  Pfarrers  war  Regel".  Freilich  durchkreuzte  sich  dies 
Wahlrecht  der  Gemeinde  häufig  mit  Besitzansprüchen  Anderer  an  den 
Kirchen  in  der  Stadt.  Diese  konnten  die  Eigenkirchen  z.  B.  des  welt- 
lichen oder  geistlichen  Stadtherm,  eines  Dom-  oder  KoUegiatstifts,  eines 
Klosters  gewesen  sein,  späterhin  ihrem  Patronatrecht  als  der  Aeusserungs- 
fomi  ursprünglichen  Eigenturas  unterstehen,  bis  die  Lösung  des  Patronats 
vom  Kirchenboden  es  verselbständigte,  d.  h.  seine  Verwertung  durch 
die  Patrone,  seinen  Ervverb  durch  Dritte  erleichterte.  Die  Bürger- 
schaften waren  auf  Auswege  angewiesen,  die  ihre  Forderung  der  Teil- 
nahme bei  Bestellung  der  Geistlichen  stets  lebendig  erhielten  oder 
zum  Mindesten  überhaupt  Einfluss  auf  die  Kirche  und  deren  Versorgung 
gewähren  sollten.  Das  Freiburger  Stadtrecht  von  1293  bestimmte: 
Die  kilchun  te  Friburg  sol  der  herre  lihen  »wem  er  wily  d.  h.  es  anerkannte 
das  Patronatrecht  der  Freiburger  Grafen  an  der  Pfarrkirche  ihrer  Stadt, 
am  Münster.  Im  Jahre  1327  alsdann  erlangte  die  Stadt  die  Zusage,  dass 
die  Grafen  ihr  Patronatrecht  nicht  ohne  Wissen  und  Willen  der  Bürger 
verftussem  würden,  gleichzeitig  aber  auch  die  Freigabe  von  Pf;  ' 
Stiftungen,  die  im  Patronat  des  Rates  oder  einzelner  Bürger  > 
sollten. 


')  KEUTOEN  a  467;  vfrl.  dasu  Deattche  StIdtMhroniken  IX,  608fl: 

*)  PH.  RUPPERT.  ChronikflD  der  SUdt  Konstuu  8.  881 ;   vgl.  obw  8.  S18. 

*)  Ueb«r  dM  Wahlrecht  Ton  Landgeneinden   im   twBlIten   Jahrhandert  rfl. 

A.  lUUCK,   Kirchengeachiehte  DeatorhliBds  IV.  88.    dasa  O    L.  VON  MAURER. 

OMehlehU  dar  Dorfvarfasrang  In  Deutachland  I  (EHangen  1865),  8.  871  f.  II  (1866), 

8.  996  ff. 
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Die  Städte  konnten  gleichzeitig  Inhaberinnen  der  Patronatgerecht- 
same  für  die  eine  oder  andere  Pfarrkirche ')  oder  eine  andere  Kirche 
sein,  nicht  minder  fUr  einzelne  Altäre  und  Kapellen  in  ihnen,  die  sie, 
auch  ohne  selbst  Patrone  der  Kirchen  zu  sein,  hier  als  Korporationen 
gestiftet  und  bewidmet  hatten '),  abgesehen  von  allen  solchen  Pfründen, 
deren  Gründung  von  Zünften  oder  Einzelbürgern  ausgegangen  und 
deren  Verleihung  oder  Patronat  dann  diesen  Verbänden  oder  Personen 
zustand  ^).  U.  Stutz  hat  nachgewiesen,  dass  jene  Zusage  der  Freiburger 
Grafen  von  1327  die  Stiftung  von  mehr  als  vierzig  Kaplaneipfründen 


*)  Vgl.  du  Beispiel  aus  Rottweil  oben  8.  275  Anin.  1. 

•)  Die  Pfarrkirche  in  der  ReichsstAdt  Friedberg  in  der  Wetterau  —  von  der 
Pfarrkirche  auf  der  dortigen  Burg  ist  hier  nicht  die  Rede  —  war  ursprünglich  Filial- 
kirche der  eceUtia  matrix  in  Straaaheym  (Jetzt  WUstung  südwestlich  von  Friedberg; 
M.  FOLTZ,  Urknndenbuch  der  Stodt  Friedberg  I,  Marburg  19<4,  S.  8)  und  wurde 
lä06  zur  Pfarrkirche  erhoben,  deren  Patrorat  dem  König  zustand  (ebd.  S.  71). 
Lodwig  der  Bayer  schenkte  1314  das  Patronat  an  das  Ruprechtskloster  zu  Bingen, 
woin  1815  der  Erzbischof  von  Mainz  als  Kurfürst  seinen  Willebrief  gab,  da  es  sich 
am  eine  Verfügung  über  eine  Gerechtsame  des  Reiches  handelte,  zu  dessen  niederem 
RpK-hskirchengut  jene  Kirche  samt  dem  Kirchschatz  an  ihr  gehörte  (ebd.  8.  8Hf.). 
])  •  llulehnung  eines  Ritters  mit  dem  Patronat  durch  Ludwig  1318  wurde  132<*  wieder 
r  [ii<r,'c7  gemacht,    sodass  nun    auch  König  Johann  von  Böhmen  (f  1346)  seinen 

\  zur  Schenkung  von  1314  erteilte  (ebd.  S.  94  f.).     Karl  IV.  bestätigte  sie 

1  S.  205;    allerdings    heisst    es    hier,    er    und    seine  Vorgänger   hätten   das 

Patronatrecht  .,bis  jetzt'  besessen),  nachdem  bereits  1324  die  Kirche  dem  Kloster, 
unter  ausdrücklicher  Anerkennung  ihres  Patronats,  durch  den  Mainzer  Erzbischof 
als  Diözesan  inkorporiert  worden  war  (ebd.  S.  1(>5;  vgl.  S.  143  und  494).  Kloster 
und  Stadt  vertrugen  sich  1346  und  1355  über  ihre  Rechte  an  den  in  der  Kirche 
gestifteten  und  noch  zu  stiftenden  Altären  und  Pfründen,  die  dem  Patronat  des 
Klosters  an  der  Kirche  keinen  Abbruch  tun  sollten  (ebd.  8.  153  fr.  198  f.,  vgl. 
8.  -»>4.  :^21.  474).  Diesen  Abmachungen  entsprachen  die  Vorschläge  der  Bürger 
beim  Mainzer  Offizial  zur  Investitur  der  von  ihnen  namhaft  gemachten  Kleriker 
(ebd.  S.  270  f.  347;  vgl.  S.  3:^0  f.).  Die  Stedt  hatte  die  Baulast  zu  tragen  (ebd. 
8.  78.  5:-{"f.  576  f.);  das  Verzeichnis  der  Einnahmen  1389  AT.  zeigt,  dass  von  ihr  die 
Kirchenfabrik  beaufsichtigt  wurde  (S.  600  ff.),  der  auch  als  selbständiger  Stiftung 
Zuwendungen  vor  Allem  an  Gefällen  aus  Liegenschaften  gemacht  werden  konnten 
(vgl.  u  a.  ebd.  S.  97  und  492). 

*)  Aus  dem  Patronat-  bez.  Verleihungsrecht  entsprang  die  Befugnis  zum  Erlasfl 
\>  1   für  die  angestellten  Geistlichen.     Lehrreich  ist  in  dieser  Hinsicht  die 

^  ;,'  vom  Jahre  1321  :  Bürgermeister,  Schultheiss  und  Rat  bekunden  hier, 

im»  K-ir  luv  <i<c  oMfpeUen,  die  jetm  ged^tt  vand  gaädtmei  mmi  inder pharre  ze  Etteümgen 
oder  wmA  guAfU  mmd  gewidemel  werdaU,  Mn  ühn^  moemne  e$  m  admlden  körnet,  das  wir  die 
Hhen  Min  onwa»  ertenm  man,  der  m  dtendben  tU  prie$ter  itt.  Und  md  dertdb  priater 
oder  eapekm  nBek  tmeer  Hkm^  tdnem  deehan  oder  amem.  pharrer,  der  kie  ae  Etalmgen 
dar  pfarre  pßiget,  geioben  mit  guten  irinwen,  der  pharre  und  mr  getriwe  m  ein  an  atlen 
dktgen  wnd  gekormm  ein  an  gotiidten  wnd  an  jriwrfidbai  cüms»  and  »ol  m  fremmme 
wed  m  veeper  oUe  tag  tin,  in  irre  dam  redliehe  tatke,  wnd  toi  sS  denteiben  ewaigen  aitm 
von  dem  »legende  Ins  an  da»  ende  damiben  Messe  und  tetper  helfen  ringen  und  teten  oae 
gewerde  und  eiln  oeh  die  eappeUan,  twemne  de  ne  ro^n  (Rloeberong)  gant,  nit  obe  gin, 
tie  die  roehin  alUu  geaehiehL  Und  »wer  de*  nU  geloben  wü,  m>  mden  ww  dietUhm  eappMlm 
amem  andern  Hhen,  der  ea  gern  tut,  twerz  aber  tut,  briehet  er,  da*  hie  mtrgeeehrietm  tat, 
mit  geferden,  eo  eol  ein  teehan  oder  am  pfarrer,  der  denne  ist,  in  ae  rede  und  m  buee 
•eteN  alt  gotUeh  und  redSek  i$L  Sdtede  eich  ain  aytelan  dawider,  m  eilem  wir  ainem 
deehan  oder  ainem  pßrrer  beho^fen  ein  mit  qotUehen  und  redSehen  taeken  ane  alle  gmerde, 
Di»  geloben  mr  alle  ee  tun  hUerUeh  durch  bot,  durch  der  pharre  und  uneer  etett  ort  med 
diirc/i  pfnfrUeh  tuchte  Und  ere  und  durch  der  »elan  haitet  willen',  A.  DIEHL,  Urkanden- 
buch  der  Stadt  Esslingen  I,  8- 240  f. 
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im  Münster  durch  die  Stadt  und  ihre  Bürger  erst  ermöglicht  hat,  zu- 
gleich den  Eifer  der  Städter  auf  den  Münsterbau  recht  eigentlich  erst 
entfachte,  der  ihr  kraft  Kirchenrechts  oblag*);  aus  der  Mitte  des  Rats 
wurden  die  Münsterpfleger  ernannt,  ähnlich  wie  in  Strassburg  das 
jFrauenwerk',  d.  h.  die  bauliche  Unterhaltung  des  Münsters,  Recht  und 
Pflicht  des  Stadtrates  war.  Anders  in  Köln :  hier  waren  die  städtischen 
Pfarrer  bis  zu  einem  gewissen  Orade  von  den  Kirchmeistem  und 
Kirchspielsleuten  der  einzelnen  Sondergemeinden  abhängig,  von  diesen 
wurden  sie  gleich  den  Küstern  gewählt  und  in  der  Verwaltung  des 
Kirchenvermögens  beaufsichtigt;  nach  der  Wahl  wurden  sie  dann  den 
Eigentümern  der  Kirchen,  d.  h.  den  Pröpsten  von  Stiftern  und  Vor- 
stehern von  Klöstern,  als  den  Vertretern  ihrer  Anstalten  prilsentiert, 
endlich  kanonisch  investiert  durch  den  Dompropst  als  den  Archidiakon. 
Erst  nach  und  nach  wurden  die  Sondergemeinden  dem  Rate  als  der 
centralen  Behörde  untergeordnet,  sodass  dessen  Einwirkung  auf  die 
Pfarrvorhültnisse  bis  gegen  Ende  des  vierzehnten  Jahrhunderts  nur  sehr 
gering,  jedenfalls  nur  mittelbar  sein  konnte  *).  Keineswegs  aber  wird 
die  weitgehende  Benutzung  mancher  Kirchen  für  kommunale  Zwecke 
wie  z.  B.  für  Bekanntmachungen  und  Versteigerungen')  von  vomehtr.in 
immer  den  Schluss  gestatten  auf  ein  Eigentum  oder  ein  Patronatr«  i  In 
der  Stadt  an  den  Kirchen  selbst.  Das  eine  oder  das  andere  konnte 
vorhanden  sein,  ohne  doch  die  Regel  zu  bilden.  Die  Oeffentlichkeit 
des  städtischen  Lebens  beschlagnahmte  auch  die  Kirchen,  zumal  die 
Menge  gewohnt  war,  in  ihnen  zum  Gottesdienst  und  zu  goistli  ' 
Schauspielen  sich  einzufinden.  Die  Frage  nach  dem  Rechtsgnind 
artigen  Vorgehens  brauchte  nicht  eigens  aufgeworfen  zu  werden. 

Einschneidender  war  die  Stellung  der  Städte  zu  den  Klöstern, 
da  deren  Insassen  nicht  so  fest  wie  die  Stiftsgeistlichkeit  und  der 
Pfarrklenis  in  die  Hierarchie  eingegliedert  war,  so  weiteehender 
Privilegien  hinsichtlich  der  Seelsorge  sie  sich  erfreuten.  Die  Auf- 
fassung, dass  der  Rat  ftir  die  Ordenskorporationen  in  der  Stadt  die 
weltliche  Oberbchörde  sei,  scheint  allmählich  aufgekommen  zu  sein, 
hervorgerufen  durch  seine  steigende  Anteilnahme  an  der  kirchlichen 
Verwaltung  innerhalb  des  Stadtbezirks  überhaupt.  Während  die 
Bürger  von  Esslingen  1291  zur  Erweiterung  des  Predigerklosters  ihren 
conseiuus  legitimus  gaben,  weil  König  Rudolf  sie  erlaubt  habe  und 
ihnen  selbst  als  den  ,Gliedem'  nicht  zieme,  von  ihrem  , Haupte* 
abzuweichen,  war,  wie  bereits  erwähnt,  Strassburg  bemüht,  der  Anlage 
von  Klosterhöfen  ausserstädtischer  Kiöstnr  innerhalb  der  Stadtmauern 


•)  Vjfl.  V.  HTITTZ.  Dm  MUtwtor  xu  Frciburtr  i.  Br.  8.  16. 

')  VfH-  L.  KNNEN,  Geschichte  der  Sudt  Köln  I  (Köln  nnd  NeiiM  1888), 
8.  TOHflT.,  daxii  H.  KKIXKTKK  in  der  MoviMenfeBtcchrift:  Beitrftfr«  snr  Oesehieht« 
▼omehmlirh  Kölna  nud  der  KhoinUnde  8.  222  ff.     F.  LAU,  «.  a.  O.  8.241. 

*)  l?obcr  Krh  •>  Zinnen  in  Kirchen  vgl.  A.  KIKCHHOtT.  Die  UtMten 

WeiathUmor  der  Ht»  iber  ihre  Ktellun|r  «»m  EncHtift  Maini   (Iliille  a.  8.  1870), 

8.  227  f.,  v(fl.  mich  dip  t  oDrreinkunft  der  Berjf-  nnd   P     *  '      f  <mm«lsb«rfi 

bei  (ioiiliir    mit  dem  Btift  Simon    und  Jnd«  von   liK)*>  k'  von  V«r- 

Mmmlunffen  in  dem  paradyims  der  Stifttkirrhr ;  (!  I(*>i'h.  i  rKutKii-niMit  ii  dw  Stadt 
Ooslar  III.  8.  10«. 
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Grenzen  zu  ziehen ').  Mehr  als  eine  Stadt  machte  die  Niederlassung 
von  neuen  Klöstern  von  ihrer  Einwilligung  abhängig.  So  beschloss 
im  Jahre  1303  der  Rat  von  Bremen,  dass  in  der  Stadt  keine  anderen 
M«»nche  leben  sollten  denn  predekere  unde  barvete  brodere.,  Dominikaner 
also  und  Franziskaner.  Braunschweig  Uess  sich  seit  1318  von  seinen 
liensögen  die  Zusicherung  geben,  dass  sie  weder  selbst  neue  Männer- 
oder  Frauenklöster  in  Braunschweig  gründen  noch  auch  Anderen  es 
prestatten  wollten»).  Vielfach  griff  der  Rat  in  die  Verfassung  der 
Klöster  ein.  In  Wesel  setzte  er  1300  die  Zahl  der  Frauen  auf  vierzig 
ohne  seine  Erlaubnis  nicht  überschritten  werden  dürfe.  In 
jj  wurde  bereits  1283  verfügt,  dass  die  Dominikaner  und 
Franziskaner  keine  Novizen  unter  achtzehn  Jahren  aufnehmen  sollten; 
der  dortige  Stadtrat  brachte  sein  Aufsichtsrecht  über  die  geistlichen 
Anstalten  zum  Ausdruck,  indem  er  um  das  Jahr  1375  eine  Ordnung 
für  die  Frauenklöster,  im  Jahre  1472  eine  solche  für  die  Laienbrüder 
.Zum  Rebstock'  und  ,Im  Rosengarten*  erliess.  Von  der  Stadt  bestellte 
,'er^  (procuratores,  provisores)  für  das  Gut  der  Klöster  und  dessen 
^.  ..  rige  Verwaltung  sind  nicht  nur  in  Strassburg  bezeugt;  seit  dem 
Anfang  des  vierzehnten  Jahrhunderts  waren  zwei  oder  drei  Ratsherren 
von  Goslar  die  vom  Rat  bestellten  Pfleger  des  dortigen  Frauenklosters 
Neuwerk,  dessen  Besitz  dank  ihrer  sachkundigen  Beratung  im  ersten 
Drittel  des  vierzehnten  Jahrhunderts  nicht  unerheblich  vermehrt  werden 
konnte.  Dürften  die  Angaben  von  G.  L.  von  Maurer  als  vollständig 
gelten*),  so  wäre  erst  im  Jahre  1472  ein  Kloster  durch  einen  Stadt- 
rat reformiert  und  zumal  seit  der  Reformation  im  sechzehnten  Jahr- 
himdert  das  Schutz-  und  Schirmrecht  durch  die  Stadträte  geltend 
_•  üiatht  worden.  Geht  auch  diese  Behauptung  ohne  Zweifel  zu  weit, 
)•  d'  nfalls  deutet  der  Hinweis  auf  das  Schutz-  und  Schirmrecht  der 
Städte  auf  die  Grundlage  ihrer  Massnahmen  hinsichtlich  der  kirchlichen 
Verwaltung  und  Verfas.sung  der  Welt-  und  Klostergeistlichkeit. 

Dem  Schutz  der  Bürger  durch  die  Rechtsperson  der  Stadt,  die  sie 
selbst  biMotcn,  trat  der  Schutz  der  Geistlichkeit  durch  die  Stadt  zur 
S«itf'  ^  I.  Man  könnte  diesen  Schutz  Vogtei  nennen,  weil  er  sich  darstellt  als 
die  Weiterbildung  derjenigen  Rechtsstellung,  die  dank  den  Immunitäts- 
privilegien   der  Kirchen    ihren   Vögten   zugefallen   war,    aber  solche 

•)  V|fl.  oben  S.  282  Anm.  2. 

*)  Vgl.  aach  die  Massnahmen  des  Magdeburger  Stadtrats  gegenüber  den 
f;.  is.slem  im  Jahre  1349;  Magdeburger  Schöppenchronik  z.  J.  1349,  Deutsche  Stidte- 
cl.r  iiiken  VII,  204  ff.  (».  über  Lübeck  ebd.  IX,  520). 

*)  Geschichte  der  Städteverfassnng  II,  S.  189. 

*)  Vgl.  den  Vertrag  der  Stadt  Heilbronn  mit  den  Geistlichen  an  der  dortig«ii 
Pfarrkirche  vom  Jahre  1378:  Jtem  an ^$ehuW»eUae,  bwryerwteuier  und  rat  toUent  die 
egtmmuten  prietter,  ir  Übe  und  g&t  und  broter  geträweUehen  $elnrmen  alt  ander  ir  birger 
«n  severde  (E.  KNVPFER,  Urkundenbnch  der  Stadt  Heilbronn  I.  Stuttgart  1901, 
8.  135),  daxu  die  Mainzer  Pfaffenrachtung  von  1435  c.  7,  wonach  dx«  Bftrger  dk 
pfafhad  und  gädUtke  hUe  .  .  .  hont  gemmmen  und  nemen  sie  in  uneem  %tnd  untere  etaid 
mekem  tdurme  und  fnden,  aleö  da*  wir  und  muere  naeUbtmmen  eoUen  und  woüen  m«,  lir« 
naekkommen,  ire  Ij/be,  guttere  und  getynde  getrmwelieken  und  ofiriekiigSehem  »eUrmen  uitd 
»ehurtn  bynnen  der  »tad  und  burgbmn  tu  Maue  %u  ewigen  tagen,  ane  aik  gewerde  (KEUTOEIf 
B.  480). 
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Bezeichnung  möchte  zu  der  irrigen  Annahme  bestimmen,  die  Unter- 
stellung der  Geistlichkeit  in  einer  Stadt  unter  deren  Stadtrat  beruhe 
regelmässig  auf  freier  Vogtwahl  seitens  des  Klerus  oder  der  einzelnen 
kirchlichen  Anstalten.  Wohl  redete  die  sog  Reformation  Kaiser 
Sigmunds  vom  Jahre  1483  die  Keichsstädte  an  als  die  glider,  die  an 
goUichen  recht  nit  totchen  sollent ;  ir  haht  etcer  freyheit  von  der  cristenhaü, 
ir  sind  des  hälftigen  glaubens  schirmer  und  recht  vogt^),  damit  aber 
drückte  sie  nichts  Anderes  aus,  als  dass  sie  Beschützer  der  Geistlichen 
innerhalb  ihrer  Mauern  seien.  Die  staatliche  Auffassung  der  obrigkeit- 
lichen Gewalt  hatte  sich  durchgesetzt.  Die  Stadt  behauptete  das  Recht 
und  die  Pflicht,  den  Stadtfrieden  zu  bewahren,  und  aus  dieser  ihrer 
Befugnis  ergab  sich  die  Verpflichtung  wie  der  Bürger  so  der  Geist- 
lichen zur  Unterordnung  unter  die  städtische  Obrigkeit.  Die  Kleriker 
waren  Schutzgenossen  der  Bürgerschaft  und  bildeten  darum  eine  für 
sich  bestehende  Einwohnerklasse  in  den  Städten.  Je  häufiger  sie  aber 
fiir  ihre  Personen  oder  für  die  Anstalten,  denen  sie  vorgesetzt  waren, 
das  Bürgerrecht  erwarben  und  dadurch  die  bürgerlichen  Lasten  auf 
sich  nahmen  ^),  um  so  mehr  begann  der  Unterschied  zwischen  Klerus 
und  Laienstand  als  den  beiden  Schichten  der  Bevölkerung  an  Schärfe 
zu  verlieren,  um  so  mehr  war  eine  Beeinflussung  des  kirchlichen 
Wesens  durch  die  Organe  der  Stadtverwaltung  möglich ;  kam  es  doch 
nicht  darauf  an,  ob  jene  Geistlichen  in  der  Stadt  selbst  oder  auf  dem 
flachen  Lande  ansässig  waren,  ob  ihre  Kirchen  und  Klöster  von  den 
Stadtmauern  umschlossen  wurden  oder  in  deren  Nachbarschaft  sich 
erhoben  und  in  der  Stadt  nur  Liegenschaften  oder  Gefälle  besassen, 
kurz  ob  sie  als  Bürger  im  engeren  Sinn  oder  als  Ausbürger  galten '). 
Ganz  beseitigt  konnte  der  Unterschied  zwischen  Klerus  und  Laien- 
stande nicht  werden:  die  kirchliche  Auffassung  von  priesterlicher 
Würde   und  priesterlichen  Pflichten,    von   der   Gegensätzlichkeit  de» 

•)  W.  BÖHM,  Friedrich  Reisers  (?)  ReforniRtion  des  Kaisers  Sigmund  8.  168. 

*)  Ausser  den  Beispielen  bei  E.  FRIEDBEUO,  Do  finium  intcr  ecciesiam  et 
civiUtem  regundorum  iudicio  S.  229  Anm.  2—4,  KEIJTGEN  8.471.  O.  L.  VON 
MAURER.  R.  a  O.  II,  8.  7«2ff.,  M.  G.  8CHMIDT,  Zeitschrift  für  Kulturjfeschichte 
IX  (10ii2i,  8.  291  flf.  807  f.  vgl.  eine  Urkunde  von  1277,  nach  welcher  das  Kloster 
St.  Illasien  cum  omnibus  /lominibtu  et  boni$  tuis  prope  EueHngen  circumqvaque  oon- 
ttituH»  et  tituati»  eivUei/ium  in  EsteUngen  ex  regia  gratia  mueepit,  wthreud  Schultbeiai» 
Richter  nnd  Ratnumnen  versprechen  abb<item  et  conventum  tu  «ueeMsores  et  momatterium 
hominmque  et  bona  .  .  .  tamgwim  no«  et  aliot  burgentes  in  EeteKngen  retidentm  perp^tto 
d^fmdart  tt  im  iwre  commvart  (A.  DIEHL,  Urkundenbach  der  Stadt  Easlinfen  I, 
Stvttgart  1899.  8.  82  f.),  daxu  die  EintrHge  in  den  Konstanier  BOr»:'  '  '  :.  l.>78ff. 
Ober  das  Konstanxer  BUrf^orrccht  z.  B.    der  Abteien  KrtMizlinf^on,    I  -cn  und 

Salem,   des  Leutpriestcrs    an  der  Stephanskirche,   von  Stifts-  und   !'<•  ' 

Dompropets  und  des  Bischofs,    von  dem  es  cum  2.  Juli  18S4  hcisst:    / 

dv  hiaeM  inr' '  '     ' -     '       -  ■-'     ' 

ock  dm  im</' 

WM  SM  MM   ',"  ....'   r  Olli.    .'.IC.'.- ti,   u.<    .r    y^  .•  ■•'•  -•'.- 

diaimkmuac^  rPH.  Rll                                   ler  Sudt  Konstani  8. 4<  8ff.  413). 

0  ü«''  r;  U4gme$eene  bürget,  df/e  nyt 

Jmt  mtd  sCof  ,td)  and  Pfalbftrirani  (phai- 

Awyv«.  CMM»  1 1  ff.  289.  dasn  K.  ZEUMER^ 

Zdtoelvm  d  M  Abt.XXlIl  (19(i2),8.87ff. 
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kanonischen  Rechts  und  seiner  Normen  zum  weltlichen  Recht  und  dessen 
Regehl  blieb  bostohen. 

Unter  solchem  Vorbehalt  wird  man  gleichwohl  sagen  dürfen, 
dass  die  Bestrebungen  der  deutschen  ReichsfUrsten  und  Städte  nach 
Ausgleich,  nach  Unterordnung  auch  .der  Geistlichen  unter  das  ge- 
rn- insame  Landes-  oder  Stadtrecht  Vorläuferinnen  waren  jener 
Aii-chauung  der  Refonnation,  die  den  Kleriker  dem  Laien  annäherte, 
die  allchristliche  Lehre  vom  Priestertum  aller  Gläubigen  erneuerte 
und  die  Auffassung  vom  Priesterstand  als  einem  Amt  in  der  Gemeinde 
zu  neuem  Leben  erweckte.  Mit  ihnen  verband  sich  jene  gesteigerte 
kirchliche  Betätigung  der  Laienkreise,  die  kein  Genüge  zu  kennen 
schien  in  der  Sorge  für  das  Seelenheil  des  Einzelnen,  diesen  ein 
persönliches  Verhältnis  zu  Gott  suchen  Hess,  um  priesterlicher  Ver- 
mittlung sich  entschlagen  zu  können  ^).  Martin  Luther  gibt  in  seiner 
Schrift  „An  den  christlichen  Adel  deutscher  Nation^  vom  Jahre  1520 
der  innerlichen  Abkehr  von  mittelalterlicher  Anschauung  Ausdruck ') : 
Die  tcetfl  dan  nu  die  weltlich  getcalt  ist  gleych  mit  uns  getaufft,  hat 
den  selben  glauben  unnd  erangely,  müssen  icir  sie  lassen  priester  und 
bischoff  sein  und  yr  ampt  zelen  als  ein  ampt,  das  da  gehöre  und  nutz- 
lich sey  der  christenlichen  gemeyne.  Dan  was  ausz  der  tauff  krochen 
ist,  dns  mag  sich  rumen,  da^  es  schon  priester,  bischoff  und  bapst  geweyhet 
sei,  ob  wol  nit  einem  y glichen  zympt  solch  ampt  zu  üben.  Dan  weyl 
wir  alle  gleich  priester  sein,  musz  sich  niemant  selb  erfur  thun  und 
sich  unterwinden,  an  unszer  bewilligen  und  erwelen  das  zathun,  des 
wir  alle  gleychen  gewalt  haben;  den  was  gemeyne  ist,  mag  niemandt  on 
der  gemeyne  willen  und  befehle  an  sich  nehmen  .  .  .  Drumb  solt  ein 
priester  stand  nit  anders  sin  in  der  cristenheit  dan  als  ein  amptman; 
tceil  er  am  ampt  ist,  geht  er  vor;  wo  ehr  abgesetzt,  ist  ehr  ein  bawr  odder 
burger  wie  die  anderen  .  .  .  Szo  folget  ausz  dissem,  das  leye,  priester, 
pursten,  bischoff  und,  wie  sie  sagen,  geistlich  und  weltlich  keynen  andern 
unterscheyd  ym  grund  warlich  haben  den  des  ampts  odder  wercks  halben 
unnd  nit  des  Standes  halbenn,  dan  »ie  sein  alle  geystlichs  Stands,  warhafftig 
priester,  bischoff  und  bepste,  aber  nit  gleichs  eynerley  wercks,  gleich  wie 
auch  unter  den  priestern  und  munchen  nit  eynerley  werck  ein  yglicher  haL 

•)  Vgl.   F.  VON  BEZOLD,   Geschichte    der   deutschen    Reformation    8.  90  ff. 
0  M.  LUTHER.  Werke  VI  (Weimar  1888),  S-  408. 


Ende  des  ersten  Bandes. 
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